Die Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät der Universität Heidelberg 1934-1946 by Schultes, Kilian Peter

Heidelberg 2010
Die Staats- und Wirtschafts- 
wissenschaftliche Fakultät 




2Siegelstock der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Abbildung 1 | 
Fakultät 1934/1945 (Titelblatt)
Eigentum des Universitätsarchivs Heidelberg  
[Photo mit freundlicher Genehmigung, digital invertiert]
Papiersiegel der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Abbildung 2 | 
Fakultät (Inhaltsverzeichnis)
Papiersiegel auf Promotionsurkunde, 1942,  UA HD H-VI-852  
[Photo mit freundlicher Genehmigung, digital nachbearbeitet]
3Vorwort
Die vorliegende Arbeit wurde im Wintersemester 2007/08 von der Philosophischen Fakul-
tät der Ruprecht-Karls-Universität Heidelberg als Dissertation angenommen. Für den Druck 
wurde sie nur geringfügig verändert und spiegelt den Forschungsstand vom September 
2007 wider.
Herzlich zu danken habe ich an erster Stelle meinem akademischen Lehrer Prof. Dr. 
 Volker Sellin sowie Prof. Dr. Eike Wolgast, der nicht nur das Korreferat übernahm, sondern 
mich auch schon während der Entstehung der Arbeit regelmäßig mit seinem kundigen 
Rat unterstützte. Prof. Sellin und Prof. Wolgast regten die Arbeit über die „Staats- und Wirt-
schaftswissenschaftliche Fakultät“ an und eröffneten mir die Möglichkeit, im Sammelband 
zur Geschichte der Universität Heidelberg im Nationalsozialismus einen entsprechenden 
Beitrag zu veröffentlichen. Dr. Jochen Goetze, Dr. Dorothee Mußgnug und Dr. Arnold 
Scheuerbrandt danke ich ebenfalls für ihre zahlreichen wertvollen Hinweise.
In allen Archiven fand ich bei meiner Recherche hilfsbereite und engagierte Unter-
stützung, die weit über die bloße Erledigung von Anfragen hinausging. Hierfür möchte 
ich mich herzlich bedanken. Über Monate hinweg genoss ich das Privileg, im schönsten 
Universitätsarchiv Deutschlands arbeiten zu dürfen: Für nimmermüde Unterstützung, ge-
duldigen Langmut gegenüber meinen vielen, vielen Fragen und die überaus freundliche 
Atmosphäre im Universitätsarchiv Heidelberg sei Archivdirektor Prof. Dr. Werner Moritz, 
Dr. Dagmar Drüll-Zimmermann, Dr. Elisabeth Hunerlach und Dr. Ewald Kessler sowie allen 
weiteren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern gedankt. Weiterhin möchte ich mich – stell-
vertretend für alle weiteren Ansprechpartner und Ansprechpartnerinnen in den Archiven – 
bei Herrn Sommer und Herrn Stadtkus im Bundesarchiv in Berlin-Zehlendorf sowie Herrn 
Manfred Henhöfer im Generallandesarchiv in Karlsruhe bedanken. Bei meinen Recherchen 
in den Beständen der Universitätsbibliothek Heidelberg stand mir Dieter Klein mit Rat und 
Tat zur Seite. 
In den Doktorandenkolloquien von Prof. Dr. Volker Sellin und Prof. Dr. Christoph Berger 
Waldenegg wie auch von Prof. Dr. Madeleine Herren hatte ich das Vergnügen, die Konzep-
tion und erste Ergebnisse meiner Arbeit vorstellen zu dürfen. Ich habe aus dem Meinungs-
austausch und dem Feedback viele wichtige Anregungen gewonnen. Gleichfalls danke ich 
den Teilnehmerinnen und Teilnehmern meiner Proseminare und Übungen zur Geschichte 
der Universität im Nationalsozialismus für die anregenden und lebhaften Diskussionen.
Bei Prof. Dr. Madeleine Herren, Prof. Dr. Stefan Weinfurter und Prof. Dr. Thomas Maissen 
möchte ich mich für ihre fortwährende Unterstützung wie auch für die Inspirationen und 
Perspektiven, die sie mir aufgezeigt haben, bedanken. Es ist mir vergönnt, im Kreis von 
liebens würdigen Kollegen und Kolleginnen, von denen ich viele Freunde nennen darf, ar-
beiten und forschen zu dürfen, allen voran Werner Bomm und Dominik Schaller, - auch 
ihnen allen herzlichen Dank.
Großer, sehr großer Dank gebührt Barbara Altenburg, Prof. Dr. Christoph Berger 
 Waldenegg, Dr. Gerald Schwedler, Dr. Marco Neumaier, Sebastian Werner, Christl Wenzel, 
4Stefan Geissler, Elisabeth Handle, Stefanie Neuer, Milena Guthörl und in besonderem Maße 
Jessica Lenz: Sie haben ihre Zeit geopfert, um die einzelnen Kapitel des sehr langen Manu-
skripts Korrektur zu lesen und haben mir wertvolles Feedback gegeben.
Die vorliegende Arbeit wurde von der Friedrich-Naumann-Stiftung durch ein 
Graduierten stipendium gefördert. Hier danke ich Frau Marie-Luise Simon und Frau Marie-
Luise Wohlleben, die als Kopf und Herz des Graduiertenprogrammes der FNSt immer ein 
offenes Ohr und Rat für die Sorgen und Anliegen ihrer Stipendiaten und Stipendiatinnen 
hatten.
Zum Schluss danke ich meiner Manja für ihren Langmut, ihren Humor und ihre Liebe ge-
rade in der Abschlussphase der Niederschrift der Arbeit. Gewidmet sei diese Arbeit meinen 
Eltern, Elke und Dieter Schultes, und meiner Schwester Ulrike für ihre immer verständnis-
volle und engagierte Unterstützung während des Studiums und der Promotion.





1.1.2 Personelle »Gleichschaltung« 23
1.1.3 Institutionell-strukturelle »Gleichschaltung« 24
1.1.4 Inhaltliche »Gleichschaltung« – das wissenschaftliche Profil der  




1.4 Forschungsstand und Quellenlage 31
1.4.1 Forschungsstand 31
1.4.2 Quellenlage 38
2. Personelle Veränderungen vor der Gründung der Staats-  
und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät 43
2.1 Institut für Sozial- und Staatswissenschaften 44
2.1.1 Alfred Weber und die Nationalsozialisten 44





2.1.2.5 Johann Herbert Mitgau und Marie Baum
2.1.2.6 Joseph Moreth
2.2 Institut für Zeitungswesen 59
2.2.1 Die Entlassung Hans von Eckardts 59
2.2.1.1 »The ›reddest‹ part of the ›reddest‹ university«
2.2.1.2 Die NSDAP-Pressestelle und der »Fall Eckardt«, März 1933
2.2.1.3 Entlassung nach GWBeamt. §§ 4 und 15
2.2.2 Konjunkturritter, April 1933 67
2.2.3 Lehrbeauftragte am Institut für Zeitungswesen 69
2.3 »Säuberung« und »Übernahme« der Mannheimer Handelshochschule 72
82.3.1 Die Entlassung der »nichtarischen« Hochschullehrer 72
2.3.2 Übernahme an die Universität Heidelberg 75
2.3.2.1 Ernst Schuster
2.3.2.2 Assistenten am Volkswirtschaftlichen Seminar
2.3.2.3 Heinrich Sommerfeld
2.3.2.4 Assistenten am Betriebswirtschaftlichen Institut
2.3.2.5 Edmund Lysinski, Eduard Mayer und Otto Neumann
2.3.3  Nicht übernommene Ordinarien 84
3. Die Gründung der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät 89
3.1 Auflösung der Mannheimer Handelshochschule 90
3.2 Konzepte zum institutionellen Umbau der Universität, 1933/34 97
3.2.1 Schaffung einer »politischen Universität« 97
3.2.2 Neue Universitätsverfassung 99
3.3 Gründung der sechsten Fakultät 101
3.3.1 »Zwischen Tod und Leben« 101
3.3.2 Ausschluss von »Nichtariern« aus der Prüfungskommission 105
3.3.3 Beteiligung von Studentenvertretern 106
4. Personelle Veränderungen 1934 bis Kriegsende, Habilitationen  
und Promotionen 109
4.1 Personelle Veränderungen ab 1934 110
4.1.1 Institut für Volkswirtschaftslehre und Statistik 110
4.1.1.1 Ernennung Wendts zum außerordentlichen Professor 
für Volkswirtschaftslehre, April 1936 
4.1.1.2 Wegberufung Wendts, 1937
4.1.2 Institut für Zeitungswesen 114
4.1.2.1 Honorarprofessur für Waldkirch und Adler, Januar 1935
4.1.2.2 Ausscheiden Wilhelm Waldkirchs, Wintersemester 1938/39
4.1.2.3 Extraordinariat Zeitungswissenschaft
4.1.3 Institut für Sozial- und Staatswissenschaften – Nachfolge  
Brinkmann, 1942/43 123
4.1.3.1 Brinkmann nach Berlin, April 1942
4.1.3.2 »Schwierige Wasser der Hochschulautonomie«, 
Nachfolge Brinkmann und Schneider-Aarhus
4.1.3.3 Package Deal – Zweiter Lehrstuhl für Volkswirtschaftslehre
4.1.3.4 Jecht als Nachfolger Brinkmanns, April 1943
4.1.3.5 »Schneider-Aarhus«, Dezember 1942
4.1.4 Seminar für Betriebswirtschaftslehre – Anstrengungen zur Schaffung  
eines zweiten Ordinariats 138
4.1.4.1 Verhandlungen mit Karl Rößle, April 1934
4.1.4.2 Planmäßiges Extraordinariat an Thoms, Juli 1936
4.1.5 Seminar für Betriebswirtschaftslehre – Extraordinariat  
Betriebswirtschaftslehre, Oktober 1936 143
4.1.6 Seminar für Betriebswirtschaftslehre –Ordinariat Betriebswirtschaftslehre,  
Nachfolge Sommerfeld 145
4.1.7 Dolmetscher-Institut 152
4.1.7.1 Honorarprofessuren für Milléquant und Burkard
94.1.7.2 Leitung des Dolmetscher-Instituts
4.1.8 Versuch eines personellen Ausbaus im Jahr 1943 157
4.1.8.1 Ordinariat für Industriewirtschaft, Januar 1943
4.1.8.2 Die Heidelberger Luftfahrtforschung und das zweite 
Ordinariat für Betriebswirtschaftslehre
4.2 Wirtschaftswissenschaftliche Lehraufträge  160
4.2.1 Betriebswirtschaftliche Lehraufträge 160
4.2.1.1 Lektorat für Wirtschaftsrechnen, Buchhaltungs- und Bilanztechnik
4.2.1.2 Lehrauftrag für betriebswirtschaftliche Steuerlehre
4.2.1.3 Lehrauftrag für Steuerrecht
4.2.1.4 Lehrauftrag für Betriebswirtschaftslehre
4.2.1.5 Lehrauftrag für Betriebswirtschaftslehre mit besonderer Berücksichtigung 
des betrieblichen Rechnungswesens, Walter LeCoutre
4.2.1.6 Lehrauftrag für Wirtschaftsberatung
4.2.1.7 Lehrauftrag für Wirtschaftspädagogik
4.2.2 Volkswirtschaftliche Lehraufträge 171
4.2.2.1 Lehrauftrag für Statistik
4.2.2.2 Lehrauftrag für Kommunalpolitik
4.2.2.3 Lehrauftrag für Auslandskunde
4.2.2.4 Lehrauftrag für Konjunkturforschung
4.2.2.5 Lehrauftrag für Post- und Nachrichtenwesen
4.2.2.6 Lehrauftrag für Wohlfahrt, 1944
4.3 Habilitationen und Promotionen 180
4.3.1 Habilitationen 180
4.3.1.1 »Das Wesen der Arbeit und der Arbeitslohn in der nationalsozialistischen 
Wirtschaftsauffassung«, Hans Rheinheimer, Dezember 1934
4.3.1.2 Phrasenhafter Überschwang, ahnungsschwangere Sätze und die 
völkisch-politische Wirklichkeit, Josef Ammelounx, September 1937
4.3.1.3 »Die Presse der nationalen Minderheiten in 
Deutschland«, Franz Alfred Six, Mai 1936
4.3.1.4 »Zur politischen Kritik der katholischen Staatslehre«, 
Andreas Pfenning, August 1938
4.3.1.5 Ernst Lehmann, September 1935
4.3.1.6 Habilitationsgesuch, Karl August Götz, Oktober 1937
4.3.1.7 »Atomistisch-individualistische Weltanschauung«, 
Walther Herrmann, November 1936
4.3.1.8 »Die Zeit in der Wirtschaft. Eine Untersuchung über die Zeit in der 
nationalökonomischen Theorie«, Gisbert Rittig, Juli 1937
4.3.1.9 »Wirtschaftslenkung. Das australische Beispiel«, Albert Prinzing, Juni 1937
4.3.1.10 »Aufbau einer neuen deutschen Wirtschaftswissenschaft«, Rudolf Hug, 1938
4.3.2 Promotionen 215
4.3.2.1 Promotion relegierter Studierender 1933/34
4.3.2.2 Junge »Alte Kämpfer«: Bergstraessers »Doktorenfabrik«
4.3.2.3 Dr. phil., rer. pol. und rer. oec.
4.3.2.4 Promotionen in Zahlen
4.3.2.5 Gewählte Themen
4.3.2.6 Veröffentlichungspflicht
4.3.2.7 Gutachten und Gutachter
4.3.2.8 Promotion post mortem, März 1945
4.3.2.9 Promotion jüdischer Doktoranden
4.3.2.10 Staatswissenschaftliche Ehrenpromotionen, 1936
5. Forschung und Lehre 249
5.1 Prüfungsordnung für Studierende der Wirtschaftswissenschaften 250
5.1.1 »Ordnung der Diplomprüfungen für Betriebswirte und Volkswirte«,  
Sommersemester 1935 250
5.1.2 »Richtlinien für das Studium der Wirtschaftswissenschaften«, 2. Mai 1935 252
5.1.3 Wehrwirtschaftliche Übungen, November 1935 255
10
5.1.4 Ordnung der Diplomprüfung für Kaufleute und Volkswirte, 24.3.1937 256
5.2 Betriebswirtschaftliches Seminar 258
5.2.1 Betriebswirtschaftslehre im Nationalsozialismus 258
5.2.2 »… im nationalsozialistischen Staat zu Hause«? 260
5.2.3 Heinrich Sommerfeld 264
5.2.4 Walter Thoms 268
5.2.4.1 »Wirtschaftstheorie im Dienste der Leistungssteigerung«
5.2.4.2 Wider die »Überfremdung der Wirtschaftspraxis«
5.2.4.3 Widerspruch gegen Thoms
5.2.4.4 Ämter und Aufgaben neben Forschung und Lehre
5.2.5 Curt Sandig 284




5.2.7 Lehre am Betriebswirtschaftlichen Seminar 288
5.3 Institut für Sozial- und Staatswissenschaften (InSoSta) 290
5.3.1 Nationalökonomie zu Beginn der dreißiger Jahre: »Die große Antinomie« 290
5.3.2 Carl Brinkmann 293
5.3.2.1 »Theoretische Bemerkungen zum nationalsozialistischen 
Wirtschaftsprogramm«, 1934
5.3.2.2 Die vermeintliche Renaissance der Historischen Schule
5.3.2.3 Auslandskunde
5.3.2.4 Raumforschung: Siedlungsaufgaben in Baden, 1931-1933
5.3.2.5 Großraumwirtschaft
5.3.2.6 Widersprüche und Kompensation
5.3.3 Walter Waffenschmidt 312
5.3.4 Arnold Bergstraesser 313
5.3.5 Albert Prinzing 318
5.3.6 Lehre am Institut für Sozial- und Staatswissenschaften 320
5.4 Institut für Volkswirtschaftslehre und Statistik 321
5.4.1 Ernst Schuster  321
5.4.1.1 Gegnerschaft zur Gottl-Schule und Politikberatung
5.4.1.2 Wirtschaftspolitik und Ordnungswille – Schuster und 
die Grundlagen der Wirtschaftswissenschaft
5.4.1.3 Weitere Forschungsgebiete
5.4.1.4 »Wehrgeist in der Volkswirtschaft«, 1940
5.4.1.5 »Unabhängigkeit vom Zufall«, Großraumwirtschaft, 1941
5.4.1.6 Ämter und Aufgaben neben Forschung und Lehre
5.4.2 Siegfried Wendt 336
5.4.3 Lehre am Institut für Volkswirtschaftslehre und Statistik 341
5.5 Die Heidelberger »Kameradschaft junger Wirtschaftswissenschaftler« 342
5.6 Reichsarbeitsgemeinschaft für Raumforschung 353
5.6.1 Vom »Zentralinstitut für Volksforschung und Planung« zur  
»Arbeitsgemeinschaft zur Planungswissenschaft« 353
5.6.1.1 »Zentralinstitut für Volksforschung und Planung«, Februar 1935
5.6.1.2 »Arbeitsgemeinschaft zur Planungswissenschaft«, März 1935
5.6.2 Gründung der Reichsarbeitsgemeinschaft für Raumforschung 356
11
5.6.3 Forschung in der RAG 362
5.6.3.1 Forschungen am Institut für Volkswirtschaftslehre und Statistik
5.6.3.2 Forschungen am InSoSta
5.6.3.3 Weitere Forschungsprojekte, 1942 bis 1945
5.7 Institut für Zeitungswesen 369
5.7.1 »Bewährung« 369
5.7.2 »Neuaufbau« 375
5.7.3 Die Heidelberger Zeitungswissenschaftliche Vereinigung 380
5.7.4 Wilhelm Waldkirchs »Zeitungspolitische Aufgabe« 387
5.7.4.1 Zeitungswissenschaft im Totalen Staat
5.7.4.2 Der Verleger als Führer
5.7.4.3 »Unverdauliche Wälzer« oder Standardwerk? Rezensionen und Reaktionen
5.7.4.4 »Hasspolitik als Element der Zerstörung«, 1941
5.7.5 Hans Hermann Adler – Forschung und Publikationen 400
5.7.6 Lehre am Institut für Zeitungswissenschaft 402
5.7.6.1 Hans Hermann Adler und Wilhelm Waldkirch
5.7.6.2 Ausweitung des Lehrangebots nach dem »Endsieg«, September 1940
5.8 Dolmetscher-Institut 406
5.8.1 Mannheimer Dolmetscher-Institut 406
5.8.2 Inhaltliche und institutionelle Neuausrichtung 407
5.8.3 Sprachausbildung und neue Prüfungsordnung 409
5.8.3.1 Sprachen und Lektoren
5.8.3.2 Neue Prüfungsordnung
5.8.3.3 Interne Diskussion um die Zukunft des Dolmetscher-Instituts
5.8.3.4 Sprachkurse für die Wehrmacht und Behörden
5.8.4 Forschung am Dolmetscher-Institut 421
5.9 Institut für Rohstoff- und Warenkunde 424
5.9.1 Verschleppte Wiederöffnung in Heidelberg, November 1935 424
5.9.2 Übungen und Vorlesung in Rohstoff- und Warenkunde 425
5.9.3 Denkschrift zu Lehre und Forschung, April 1940  427
5.10 Außenbeziehungen 429
6. Institutionelle Erweiterungen im Krieg, 1939-1942 433
6.1 Das »Friedensprogramm« der Universität Heidelberg, August 1940 434
6.2 Das Institut für Großraumwirtschaft, 1941 bis 1945 437
6.2.1 Gründung des Instituts für Großraumwirtschaft, Dezember 1941 437
6.2.2 Beiträge zum Institut für Großraumforschung 440
6.2.3 »Gegenwartsoffene Wissenschaft« – Forschung am Institut für 
Großraumwirtschaft 443
6.2.3.1 Propaganda oder »praktische Arbeit«
6.2.3.2 »Wider die technische Zerspaltung« – Interdisziplinäre Konzeption
6.2.3.3 Lehre, Arbeitstagungen und Vorträge
6.2.3.4 Keimzelle einer genuin nationalsozialistischen Universität?
6.3 Institut für Betriebswirtschaft des Fremdenverkehrs, Oktober 1941 454
6.3.1 Die Gründung des Instituts, Sommer 1941 454
12
6.3.2 Forschung und Ausbildung am Institut – »Preiskommissar« und Wehrmacht 460
6.3.3 »… nicht im mindesten kriegswichtig«, 1944 462
6.4 Die Heidelberger Luftfahrtforschung, 1941 bis 1944 463
6.5 Weitere Projekte und Institutsgründungen 1939-1944 467
6.5.1 Institut für Weltpost- und Weltnachrichtenwesen, August 1941 467
6.5.2 Institut für politische Auslandskunde, Mai 1944 468
7. Studierende an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät 473
7.1 Studienfrequenz 474
7.1.1 Anmerkungen zur Datengewinnung 474
7.1.2 Studierendenfrequenz nach Abschlussziel 476
7.1.2.1 Attraktivität der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät
7.1.2.2 Frauenstudium
7.1.3 Fernbetreuung von Frontsoldaten, »Fernimmatrikulierten« und  
Kriegsgefangenen, 1943/44 484
7.2 Fachschaften und Reichsberufswettkampf 486
7.2.1 Themen, Aufgaben und Ziele 493
7.2.2 »Enorme Interesselosigkeit« 501
7.3 Detailstudien: Disziplinarverfahren und Zulassung von »Nichtariern« 505
7.3.1 Disziplinarverfahren gegen Studierende an der Staats- und 
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät 505
7.3.1.1 Import von »staatsfeindlichen« Büchern, 1934
7.3.1.2 »Ungemein schlechte Verdolmetschung«, Juni 1934
7.3.1.3 »Vorbereitung zum Hochverrat«, 1936
7.3.1.4 »Ungehöriges Verhalten«, 1938
7.3.1.5 »Methoden des Zitierens von Führerworten«, 1939
7.3.1.6 »Reichsfeindliches Verhalten«, 1941
7.3.1.7 »Falsches Studium vorgetäuscht«, 1941
7.3.1.8 »Charakterlich und haltungsmäßig minderwertig«, 1942
7.3.1.9 »In Ausmerzesitzung ausgemerzt...«, Mai 1944
7.3.1.10 »Stahl-Härte«, Januar 1944
7.3.1.11 »Erschleichung von Prüfungsthemen«, April 1944
7.3.2 »Nichtarische« Studenten an der Staats- und  
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät 523
7.3.2.1 »Nichtarische« Studenten an der Fakultät und der 
Universität im Reichsvergleich 1932/33 bis 1937
7.3.2.2 »Nichtarische« Studenten von 1937 bis 1940
7.3.2.3 »Nichtarische« Studenten von 1940 bis 1944
7.3.2.4 »Nichtarische Studierende«, »Mischlinge« II. Grades ab Juni 1942
8. »General-Bereinigung aller weltpolitischen Fragen« –  
Die Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät im Krieg 543
8.1 Einberufung von Dozenten 545
8.2 »Endsieg des Willens«: Studium zwischen Wehrmacht und »Ausmerze« 551
8.3 Materielle Lage im Krieg 558
8.4 »Soldaten des Großdeutschen Reiches« – Forschung und Lehre 564
13
8.4.1 »Organisation der Kriegswirtschaft« 564
8.4.2 »Geistige Waffen« 566
8.4.3 »Aktion Ritterbusch« 1940-1945 570
8.4.4 »Kriegseinsatz« der Studenten 572
9. Nachkriegszeit 577
9.1 Das Kriegsende in Heidelberg, 30. März 1945 578
9.1.1 Die amerikanische Militärverwaltung an der Universität Heidelberg 578
9.1.2 Entnazifizierung 578
9.1.3 Zensur nazistischer Literatur, 1945-1952 580
9.1.4 Kriegsende an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät 581
9.2 Entlassungen 1945/46 584
9.2.1 Institut für Volkswirtschaftslehre und Statistik 584




9.2.3 Institut für Sozial- und Staatswissenschaften 602
9.2.4 Institut für Zeitungswissenschaft 605
9.2.5 Dolmetscher-Institut 607
9.3 Rückkehr vertriebener Hochschullehrer 608
9.3.1 Hans von Eckardt 608
9.3.2 Arnold Bergstraesser 610
9.3.3 Marie Baum, Herbert Sultan und Edgar Salin 612
9.4 Die Auflösung der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät 614
9.4.3.1 Dolmetscher-Institut
9.4.3.2 Institut für Großraumwirtschaft
9.4.3.3 Institut für Betriebswirtschaft des Fremdenverkehrs
10. Schlussbetrachtung 627
11. Anhang 641
11.1 Personelle Veränderungen und Gründung der Staats- und  
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät 642
11.1.1 »Quo vadis, deutsche Universitas?«, 1933 642
11.1.2 »Eingliederung der ehemaligen Handelshochschule«, 1933 644
11.1.3 Verzeichnis der Assistenten mit Dienstzeiten 646
11.1.4 Verzeichnis der Promotionsverfahren 648
11.2 Forschung und Lehre 662
11.2.1 Prüfungsordnungen und Richtlinien zum Studium 662
14
11.2.1.1 Ordnung der Diplom-Prüfung für Volkswirte, 1934
11.2.1.2 Ordnung der Diplom-Prüfung für Betriebswirte, 1934
11.2.1.3 Richtlinien für das Studium der Wirtschaftswissenschaft, 1935
11.2.1.4 Studienplan, Studium der Wirtschaftswissenschaft, 1935
11.2.1.5 Prüfungsordnung für Diplom-Volkswirte, Diplom-
Kaufleute und Diplom-Handelslehrer, 1937
11.2.2 Betriebswirtschaftliches Seminar 679
11.2.2.1 Thoms: Partei und Wirtschaft, 1939
11.2.2.2 Werbung mit NS-Bibliographie: Thoms’ Umbruch der Betriebswirtschaft
11.2.3 Reichsarbeitsgemeinschaft für Raumforschung 682
11.2.3.1 Umgestaltung des Heidelberger InSoSta, 1935
11.2.3.2 Satzung der Reichsarbeitsgemeinschaft für Raumforschung, 1935
11.2.3.3 Protestschreiben der Heidelberger Studentenschaft 
gegen Schuster als Leiter der RAG, 1936
11.2.4 Denkschrift »Die Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät  
im neuen Europa«, 1942 687
11.2.5 Institut für Zeitungswissenschaft 689
11.2.5.1 Adler zum 550-Jahr-Feier der Universität, 1935
11.2.5.2 Richtlinien für das Studium der Zeitungswissenschaft, 1935
11.2.6 Erziehung zum Dolmetscher- und Übersetzerberuf, 1937 694
11.3 Studierende an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät 697
11.3.1 Diagramme zur Studienfrequenz, 1934-1945 697
11.3.2 »Nicht-deutschstämmige«, kaufmännische Studierende, 1933 701
11.3.3 Reichsberufswettkämpfe 702
11.3.3.1 Reichsbeste Arbeit der Heidelberger Volkswirte, 1937
11.3.3.2 Arbeitspläne der Fachschaften 1934-1937/38
11.4 Stadtplan mit Universitätseinrichtungen, 1936 706
11.5 Abkürzungsverzeichnis 708
12. Quellen- und Literatur verzeichnis 711
12.1 Ungedruckte Quellen 712
12.1.1 Universitätsarchiv Heidelberg 712
12.1.1.1 Akten der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät (Signatur H-VI)
12.1.1.2 Akten des Rektorats (Signatur B)
12.1.1.3 Personalakten (Signatur PA)
12.1.1.4 Weitere Aktenbestände im Universitätsarchiv Heidelberg
12.1.2 Generallandesarchiv Karlsruhe (GLA KA) 715
12.1.3 Universitätsarchiv Mannheim (UA MA) 715
12.1.4 Universitätsarchiv HU Berlin 716
12.1.5 Bundesarchiv Berlin-Lichterfelde (BA/BDC) 716
12.1.6 Stadtarchiv Mannheim (StA MA) 716
12.1.7 Stadtarchiv Augsburg (StA Aug) 717
12.1.8 Weitere Quellen 717
12.2 Gedruckte Quellen 718








»Wie [war] Hitler möglich? [Wie kam es, dass] hoch qualifi-
zierte ›Profis‹ und kluge Köpfe aus allen Milieus sich bereit 
fanden, unkritisch einem Autodidakten zu gehorchen, 
dessen einzige unumstrittene Begabung darin bestand, die 
niedrigen Empfindungen der Massen aufzupeitschen?« 
Kershaw: Hitler I. S. 8/9.
Als 1934 die Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät an der Universität Heidel-
berg gegründet wurde, hatte die vom nationalsozialistischen Regime betriebene »Gleich-
schaltung« das Erscheinungsbild der in der Weimarer Republik als liberale Hochburg 
geltenden Ruperto-Carola vollständig gewandelt. Sinnbild der Universität sollte nunmehr 
der aggressiv gen Westen zum »Erbfeind« Frankreich blickende Adler werden, der 1936 
Albikers Athene an der Nordfassade der Neuen Universität ersetzte. Unmittelbar nach der 
»Machtergreifung« leiteten die Exponenten des neuen Regimes eine umfassende Neuge-
staltung der Universitätsverfassung ein: Das erklärte Ziel der Nationalsozialisten war die 
»Schaffung eines neuen Studententyps, [die] Schaffung eines neuen Hochschullehrertyps 
und [die] Gestaltung eines neuen Begriffs der Wissenschaft«.1 
Die Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät wurde unter Federführung 
der nationalsozialistischen Machthaber durch den Zusammenschluss der vornehmlich 
wirtschaftswissenschaftlichen Institute der bis dahin selbständigen Handelshochschule 
Mannheim inklusive des Dolmetscher-Instituts und Alfred Webers Heidelberger Institut 
für Sozial- und Staatswissenschaften samt dem angegliederten Institut für Zeitungswis-
senschaft gegründet (Abb. Übernahme der Handelshochschule, gegenüberliegende Sei-
te). Die Aktivitäten der Fakultät von 1934 bis 1945 trugen maßgeblich dazu bei, dass die 
Universität 1945 von den amerikanischen Offizieren des »Counter Intelligence Corps« als 
»nazified to the core« eingestuft wurde. Die nach politischen und »rassischen« Gesichts-
punkten durchgeführte »Säuberung« durch die Nationalsozialisten stellte für alle Institute 
der späteren Fakultät einen großen Aderlass dar. Da die Fakultät ihre Existenz den durch die 
»Machtergreifung« in Amt und Würden gespülten Nationalsozialisten verdankte, standen 
ihre Mitglieder mutmaßlich unter besonders großem »Bewährungsdruck«.2 So galt es un-
ter anderem zu beweisen, dass aus dem »salonbolschewistischen« Institut für Sozial- und 
Staatswissenschaften (zeitgenössische Abkürzung: InSoSta), dem früheren Hort der verfas-
sungstreuen Wissenschaftler, ein Bestandteil einer nationalsozialistischen Musterfakultät 
geworden sei. Auf Betreiben Alfred Webers wurde die Fakultät 1945 aufgelöst. Die Be-
triebswirtschaftslehre und Teile der Volkswirtschaftslehre wurden wieder nach Mannheim 
zurückverlegt. Das Dolmetscher-Institut verblieb in Heidelberg.
Im Rahmen einer mikroanalytischen Studie zur Geschichte der im Ruf besonderer Re-
gimenähe stehenden Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät wird die lokale 
Feinstruktur des nationalsozialistischen Herrschaftssystems untersucht. Die hier vorliegen-
de Arbeit liefert einen Beitrag zur Geschichte der Universität im Nationalsozialismus, zur 
Erforschung der Wissenschaftspolitik und Wissenschaftsideologie des Nationalsozialismus 
1 Das Dritte Reich 1933. S. 151.
2 So der spätere Finanzminister und Promovend der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät, Karl Schiller, in 
einem Brief an Rolf Seeliger, abgedruckt in Seeliger: Braune Universität 6. S. 92.
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Im Wissen um die für viele Lebensbereiche im Nationalsozialismus zu beobachtende »Gleich-
zeitigkeit von totalitärem Anspruch und ambivalenter Realisierung«3 soll in Kombination 
einer biographischen und institutionellen Untersuchung die Heidelberger Staats- und 
Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät als eine besonders regimenahe Universitätsinstitu-
tion analysiert werden. Fakultäten besitzen bei der Untersuchung des »Verhaltens« von 
Institutionen eine »herausragende Bedeutung«, so Elisabeth Kraus in ihren Überlegungen 
zu einem »Forschungsdesign für eine moderne Universitätsgeschichtsschreibung der NS-
Zeit«, »weil sie die Träger der fachwissenschaftlichen Arbeit in ihrer Verantwortung für Stu-
dium, Forschung und Lehre waren«.4 Gleichzeitig warnt Kraus zu Recht vor der »Gefahr, 
ein so kleines Fallbeispiel wie den Mikrokosmos einer Fakultät mit zu hohen Deutungs-
erwartungen zu überfordern« und sicherlich ist die Reichweite vieler Aussagen genau zu 
prüfen.5 Es wäre anmaßend, als Fachfremder eine (Lokal-)Geschichte der betriebs- und 
3 Tenorth: Bildung u. Wissenschaft. S. 241.
4 Kraus: Forschungsdesign. S. 647. Kraus arbeitet an einer Studie zur Staatswissenschaftlichen Fakultät an der Universität 
München.
5 Kraus: Forschungsdesign. S. 649.
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volkswirtschaftlichen Theorie schreiben zu wollen. An dieser Stelle sei auf die Analysen der 
Fachvertreter Schneider, Janssen, Hundt, Brintzinger et al. verwiesen.6 Allerdings wäre eine 
Untersuchung der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät ohne die dort betrie-
bene Forschung und Lehre unvollständig. Basierend auf den zeitgenössischen Veröffent-
lichungen und im Rückgriff auf die genannten Disziplinengeschichten wird ein Profil der 
Wissenschaftler im Kontext der zeitgenössischen Forschung erstellt. Der Fokus liegt hierbei 
auf der Reaktion der Professoren auf die Forderung des nationalsozialistischen Regimes, 
jede Wissenschaft gemäß den Grundsätzen ihrer »Weltanschauung« »gleichzuschalten«.
Die vielgestalte »Gleichschaltung«, die »Säuberung« des Lehrkörpers von politisch und 
»rassisch« unerwünschten Personen, die politische Rekrutierungspraxis, die Aufhebung 
sämtlicher körperschaftlicher Rechte durch die Einführung des »Führerprinzips« und die 
Reglementierung von Forschung und Lehre nach »rassisch-völkischen« Gesichtspunkten 
im Sinne der nationalsozialistischen »Weltanschauung«, veränderten den Bezugsrahmen, 
innerhalb dessen die Dozenten und Studenten lebten, von Grund auf, ohne dass diese in 
irgendeiner Form in den Entscheidungsprozess eingebunden gewesen wären. Darauf auf-
bauend, war es Aufgabe der Dozenten, sich mit der Reichweite der personellen »Gleich-
schaltung« wie mit der Ausrichtung von Forschung und Lehre auf die »Weltanschauung« 
auseinanderzusetzen. Im Hinblick auf den Ruf der besonderen Regimenähe ist hier zu hin-
terfragen, in welchem Sinne und in welchem Maße sich in dieser Fakultät ein Stück natio-
nalsozialistischer Universität verwirklichte? Wie reagierten deren Mitglieder als Scientific 
Community auf die »Gleichschaltung«?
Zur Bandbreite der Reaktionen von Hochschullehrern auf die nationalsozialistische He-
rausforderung liegen verschiedene, idealtypische Klassifizierungsschemata vor. Eine erste 
»Typologie« lieferte Ernst Nolte 1965. Er orientiert sich vor allem am Verhalten der Hoch-
schullehrer gegenüber der Wissenschaft: Von den »Repräsentanten der radikalen Rechten« 
wie dem »theoretischen enfant terrible der nationalsozialistischen Philosophie«7 und spä-
teren Rektor in Heidelberg, Ernst Krieck, über die »Jungen«, den »Dozentenlager«-Teilneh-
mern, die sich durch eine »kaum entwirrbare Mischung aus Idealismus, Opportunismus 
und geheimer Gegnerschaft« auszeichneten, keine Weltkriegserfahrungen hatten und die 
Chance zum schnellen Aufstieg suchten, bis hin zur zahlenmäßig größten Gruppe, den 
bereits arrivierten »reinen Wissenschaftlern«, die ihre Arbeit fortsetzten, »als wenn nicht 
viel geschehen wäre«: »So grenzt die große Mittelgruppe der Hochschullehrer je nach den 
Umständen bald an den Bereich der Vertreter aktiver Mitarbeit, bald an denjenigen des ver-
hüllten oder unverhüllten Widerstandes.«8 Wie Nolte und viele andere sieht Dieter Lange-
wiesche einen Interpretationsansatz im Generationengegensatz: »Wer die Spitze erreicht 
hatte, bemühte sich im großen und ganzen stärker um den Erhalt der alten Institutionen 
und Verhaltensnormen als diejenigen, die unten oder außerhalb standen.«9 Lange wiesche 
bleibt nicht beim Erklärungsmuster »Privatdozentenkrankheit« stehen, sondern gibt der 
Forschung ein differenziertes Schema des Verhaltens von Hochschullehrern zwischen 
Selbstbehauptung und Selbstgleichschaltung an die Hand: »1. Fachwissenschaftliche 
und institutionelle Selbstbehauptung durch Distanz zur Politik; 2. illusionäre Selbstgleich-
6 Siehe S. 36.
7 Lukács: Nazis u. Hegel. S. 289.
8 Nolte: Typologie. S. 142-147.
9 Langewiesche: Universität Tübingen. S. 620. Vgl. Grüttner: Generationenkonflikt. S. 340-342.
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schaltung; 3. nachholende Selbstgleichschaltung; 
4. identifizierende Selbstgleichschaltung durch 
fachwissenschaftliche Vorausplanung nationalso-
zialistischer Programme.«10 Helmut Heiber teilt die 
Hochschullehrerschaft in »Gegner, Gleichgültige und 
Gläubige«. Diese Dreiteilung birgt die Gefahr, die Rol-
le der »Glaubensstifter« zu stark zu vernachlässigen, 
beziehungsweise zu verharmlosen.11 Nach Lutz Ra-
phael luden die bewusst unterlassene Kodifizierung 
der nationalsozialistischen »Weltanschauung« und 
das Fehlen eines »Interpretationsmonopols« einer 
Parteiorganisation zur Beteiligung aller Vertreter 
der »nationalen Opposition« der Weimarer Republik 
ein.12 Eine nicht geringe Zahl von wissenschaftlichen 
»Beratern von großen und kleinen Führern« suchte 
eigene »Glaubensinhalte« unter der »Leitvorstellung 
einer endgültig in Ordnung gebrachten Sozialwelt 
im Rahmen imperialer Herrschaft auf rassistischer Grundlage« einzubringen.13
Die Kategorisierung schärft die Sinne und erhöht die Vergleichbarkeit. Aber es ist zu 
bedenken, dass sich zu Zeiten abrupt änderndes menschliches Handeln sich notwendig 
gegen jede Kategorisierung sperrt – wie eindrucksvoll die Karriere des Kieler Wirtschafts-
wissenschaftlers Jens Jessen zeigt, der sich vom »Repräsentanten der radikalen Rechten« 
zu einem der wenigen Wissenschaftler im aktiven Widerstand wandelte.14 Auch wenn die 
Versuchung für die Nachgeborenen groß ist, so ist Peter Lundgreen und Notker Hammer-
stein zuzustimmen, dass es nicht das Ziel sein kann, einzelne Wissenschaftler »moralisch 
zu disqualifizieren«, und dass »das relative Stärkeverhältnis zwischen wissenschaftlicher 
Eigengesetzlichkeit, äußerem Erwartungsdruck und persönlicher Anpassungsbereitschaft 
zu bedenken [ist], ohne selbst vorschnell des eigenen ›besseren‹ Handelns gewiss sein zu 
können«15:
10 Langewiesche entwickelte sein Verhaltsschema anhand der im Wintersemester 1933/34 gehaltenen Vorträge zur Ring-
vorlesung »Deutschland in der Wende der Zeiten« an der Universität Tübingen. Langewiesche: Universität Tübingen. 
S. 621/622.
11 Vgl. Heiber: Universität unterm Hakenkreuz I u. Kraus: Forschungsdesign. S. 642/643. Aktuell zur Begrifflichkeit in der 
Erforschung des Verhältnisses von Hochschule und Nationalsozialismus siehe Szöllösi-Janze: Reflections.
12 Raphael: Radikales Ordnungsdenken. S. 28-38 in Bezug auf Lepsius: Gegensatzaufhebende Begriffsbildung. S. 116: »Die 
NS-Ideologie ist inhaltlich und strukturell für die neuen Begriffe und Wertvorstellungen aus der Weimarer Republik ein 
ideales Sammelbecken gewesen.« Vgl. zum Paradox der Herstellung einer organischen Gesellschaft durch »Planung« 
van Laak: »Planung«.
13 In der Analyse der Rolle ihrer Scientific Community von 1933 bis 1945 laufen Wissenschaftler Gefahr, den Einfluss ihrer 
eigenen Profession auf das politische Geschehen zu überschätzen. Das von Götz Aly und Susanne Heim geprägte Label 
»Vordenker der Vernichtung« für dem Regime zuarbeitende Geisteswissenschaftler und Sozialwissenschaftler schreibt 
diesen eine größere Bedeutung zu als ihnen von den Machthabern eingeräumt wurde. Für Vertreibung und Mord 
waren die Nationalsozialisten nicht auf wissenschaftliche Legitimation und Blaupausen angewiesen. Hausmann, Frank-
Rutger: Schien die Sonne auch für Nazis? Braunhemden unter Talaren sind für keinen Skandal mehr gut. In: Frankfurter 
Allgemeine Zeitung vom 27.11.2003 u. Aly/Heim: Vordenker.
14 Jens Jessen (*1895 ermordet 1944) war als einer der ersten wirtschaftswissenschaftlichen Professoren 1930 in die 
 NSDAP eingetreten. Nach dem missglückten Attentat vom 20. Juli 1944 wurde Jessen hingerichtet. Schmölders: Jessen. 
Zur Typologien des politischen Verhaltens im NS-Staat siehe Herbert: Typologien.
15 Lundgreen: Wissenschaft. S. 7/8.
Abbildung 1 | Siegelstock der Staats- und 
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät 1934/1945
Eigentum des Universitätsarchivs Heidelberg  
[Photo mit freundlicher Genehmigung, digital invertiert]
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»Im Blick auf die in der Vergangenheit Handelnden nämlich ist davon auszugehen, 
dass sie, wie wir auch, entsprechend den in ihrer Zeit waltenden Vorstellungen agiert 
haben, daß sie weder dümmer noch schlechter als wir Heutigen gewesen sind. So sehr 
das – in dieser allgemeinen Form – von vielen anerkannt wird, so häufig wird dagegen 
verstoßen.«16
Aktiver Widerstand im engeren Sinne wurde an der Universität Heidelberg wie an den 
meisten Hochschulen nicht geleistet:
»Wie alle anderen Institutionen und Organisationen haben die Universitäten die Ge-
setze und Verfügungen exekutiert, da der äußere Rahmen der Gesetzlichkeit bewahrt 
blieb und damit das legalistische Denken befriedigt wurde. Daß der Staat offiziell 
Recht brach und Recht entzog, lag entweder außerhalb der Vorstellungskraft vieler 
Hochschullehrer oder wurde von ihnen hingenommen. An Widerstand dachte kaum 
jemand.«17
Um Widerstand unterhalb der Schwelle aktiven Kampfs beschreiben zu können, ist der 
Begriff der »Renitenz« wichtig, den Hellmut Seier in Ergänzung der durch Martin Broszat 
geprägten »Resistenz« als Abwehr des totalen Herrschaftsanspruchs und Eindämmung der 
nationalsozialistischen Durchdringung der Gesellschaft geprägt hat.18 »Renitenz« begreift 
Seier als »teils von persönlichen Animositäten, teils von wissenschaftlichen Skrupeln ge-
tragenes Verhalten«. Auf der gegenüberliegenden Seite des Spektrums fasste der ameri-
kanische Historiker Mark Walker unter »Nazifizierung« »alle Formen der Kollaboration, die 
Wissenschaftler nicht nur durch rhetorische Bekenntnisse, sondern vor allem durch ihre 
wissenschaftliche Arbeit mit dem NS-Regime eingegangen sind«, was die Gefahr birgt, 
dass »alle Forschung aus dieser Zeit quasi automatisch als ›nazifiziert‹ abgestempelt« wird.19 
 Mitchell G. Ash schärfte den Blick auf die »Selbstindienstnahme« und »Gleichschaltung« der 
Wissenschaftler, indem er darauf verwies, dass eine grundsätzliche Trennung von Politik 
und Wissenschaft, die vielen Modellen des Wissenschaftswandels zugrunde liegt, für mo-
derne Gesellschaften zu kurz greift. Zum einen steigert die zunehmende Verwissenschaftli-
chung von Politik und Gesellschaft den Bedarf an Expertenwissen und zum anderen ist die 
Wissenschaft in ihren Auseinandersetzungen um Autonomie »in gewissem Sinne zur Betei-
ligten der Politik« geworden. Politische Umbrüche wie in Deutschland 1933, 1945 und 1990 
geschehen, schlagen sich in der »Umgestaltung von Ressourcenkonstellationen«  nieder. 
Diese sind komplexer als das einseitige Bild der »Selbstmobilisierung« des Forschers im 
Dienst einer »Weltanschauung«, beziehungsweise eines Staats, suggeriert:
»Solche Ressourcen können finanzieller, apparativ-institutioneller, kognitiv-konzep-
tioneller oder auch rhetorischer Art sein. Sie sind prinzipiell multivalent und gegen-
seitig mobilisierbar. Das heißt erstens, daß die genannten Ressourcentypen in sehr 
verschiedenen – allerdings nicht ganz beliebigen – Kombinationen vorzufinden sind, 
und zweitens, daß Wissenschaftler genauso gut Ressourcen aus der politischen Sphäre 
mobilisieren können, wie Politiker die Wissenschaftler und ihre Ressourcen für ihre 
Zwecke einzusetzen versuchen.«20
Zur Ausdifferenzierung der Fragestellung bietet sich eine Gliederung entsprechend zur 
»Gleichschaltung« an, die auf einer personellen und institutionell-strukturellen Ebene so-
16 Hammerstein, Notker: John Knittel und der Nationalsozialismus. Schwierigkeiten historischer Urteilsfindung, Eine Ant-
wort auf Frank-Rutger Hausmann. In: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 5.8.2006.
17 Wolgast: Verrat der Intellektuellen. S. 119.
18 Seier: Wissensverständnis u. Hochschulpolitik. S. 21. Zur Diskussion um den Begriff »Resistenz« vgl. Kershaw: NS-Staat. 
S. 282-285, zum Widerstand der Hochschullehrer siehe Olszewski: Begeisterung und Widerstand. S. 42-57.
19 Ash: Umbrüche. S. 904 in Bezug auf Walker: Physics. S. 79-91.
20 Ash: Umbrüche. S. 904/05, ausführlich ders.: Wissenschaftswandel. S. 2-4.
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wie im Bereich der Inhalte von Lehre und Forschung erfolgte.21 Spiegelbildlich zur Nazifizie-
rung der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät wird in dieser Arbeit auch die 
Entnazifizierung 1945/46 in den Fokus gerückt – mit der Besonderheit, dass hier nicht nur 
den Lehrenden, sondern ganzen Instituten das universitäre Bürgerrecht entzogen wurde.
Personelle »Gleichschaltung«1.1.2 
Nach der »Machtergreifung« demonstrierten die Nationalsozialisten unverzüglich ihren 
unbedingten Herrschaftsanspruch: »Das Dritte Reich beginnt mit einem Gerichtstag; die 
Schafe werden von den Böcken getrennt. Wer nicht den rechten Glauben hat, wird [...] 
verdammt sein.«22 Ergänzt man noch, das »richtige Blut«, dann wäre die Prophezeiung 
Ernst Niekischs eine treffende Beschreibung dessen, was sich nach der »Machtergreifung« 
abspielte. Die erste Entlassungswelle erfolgte vor der Gründung der Staats- und Wirt-
schaftswissenschaftlichen Fakultät. Daher ist die »Säuberung« an der Handelshochschule 
Mannheim von der Betrachtung der ersten Entlassungen in Heidelberg getrennt zu unter-
suchen. Noch vor dem endgültigen Entschluss zur Verlegung wurden an der Handelshoch-
schule Mannheim vom 68 Personen umfassenden Lehrkörper 29 entlassen, 14 von ihnen 
aus »rassischen Gründen«, die übrigen aus »sachlichen«, bzw. »politischen« Gründen. An 
die Universität Heidelberg übernommen wurden letztlich 13 Professoren und Assistenten. 
Von den im Wintersemester 1932/33 dem InSoSta angehörenden zwei Ordinarien und sie-
ben weiteren habilitierten Wissenschaftlern waren nach zwei Jahren nur noch ein Ordina-
rius und ein nicht-etatmäßiger Extraordinarius im Amt. Welche Reaktionen sind auf Seiten 
derer zu beobachten, die an der Universität verblieben? Inwiefern versuchten diese auf die 
Entscheidungen Einfluss zu nehmen?
Stellten die »Säuberungen« 1933-35 eine Seite der nationalsozialistischen Personalpo-
litik dar, so bildeten die vom Regime kontrollierte Berufungspolitik und die Rekrutierung 
des wissenschaftlichen Nachwuchses die andere. Während die Entlassungen der »nicht-
arischen« und politisch missliebigen Dozenten an der Universität Heidelberg bereits gut 
erforscht ist und zudem zeitlich vor der Gründung der Staats- und Wirtschaftswissenschaft-
lichen Fakultät liegen, wird hier der Untersuchung von Berufungen, Habilitationen und Dis-
sertationen mehr Raum gegeben. Betrachtet man die Berufungen an die Fakultät, so stellt 
sich die Frage, welchen Stellenwert die fachlichen Fähigkeiten des Bewerbers besaßen. 
Welches Gewicht wurde dem Rang, den er in den nationalsozialistischen Gliederungen 
inne hatte und welches seinen Verdiensten um die Schöpfung einer genuin »national-
sozialistischen Wissenschaft« beigemessen? Welche Rolle spielten Rivalitäten innerhalb 
der Fakultät, die, obwohl mit »weltanschaulichen« Argumenten ausgetragen, in persön-
lichen Querelen ihren Ursprung fanden? Wo verliefen die Konfliktlinien in den diversen 
Kommissionen und wie gestaltete sich der Entscheidungsprozess in diesen? Angesichts 
der in das Berufungsverfahren eingebundenen Instanzen, der Ministerien auf Landes- und 
Reichs ebene und der Parteigliederungen, ist zu fragen, welche Bedeutung den diversen 
Exponenten des »Doppelstaates« (Ernst Fraenkel) zukam: Welchen Bewegungsspielraum 
konnte die Fakultät durch geschicktes Lavieren zwischen den beteiligten »Machtblöcken« 
verteidigen oder im Laufe der Zeit gewinnen? Dabei ist Widerstand gegen Eingriffe in die 
21 Vézina: »Gleichschaltung« u. Kraus: Forschungsdesign.
22 Niekisch: Hitler. S. 12. Zum Autor Beyer: Rückkehr unerwünscht.
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Führung der Fakultät, so er denn aufkeimte, keineswegs mit Opposition zum Regime als 
solchem gleichzusetzen.
In den elf Jahren ihrer Existenz habilitierten sich ungewöhnlich viele Wissenschaftler 
an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät, unter ihnen etliche spätere Mit-
glieder der »Weltanschauungselite«, wie unter anderen der »Gegnerforscher« Franz  Alfred 
Six.23 Ist der Verdacht begründet, dass bei diesen die Nähe zum Regime und nicht die wis-
senschaftliche Leistung den Ausschlag zum erfolgreichen Abschluss des Habilitations-
verfahrens gab? Ebenso wie bei den Habilitationen stellt sich auch bei den Promotionen 
die Frage nach der Affinität der Kandidaten zum Nationalsozialismus. Welcher Grad an poli-
tischer Linientreue wurde eingefordert, welche Freiräume hinsichtlich der Themenwahl zu-
gestanden? Inwiefern nahmen die Betreuer Einfluss auf die Themenwahl? Welche Haltung 
kommt in den Gutachten der beteiligten Professoren zum Ausdruck? Welches Gewicht be-
saßen die »weltanschaulichen« Kontrollinstanzen der NSDAP, Dozentenschaft beziehungs-
weise Dozentenbund, an der Universität und im Reich? Welches die Partei selbst?
Von großer Bedeutung ist die Entnazifizierung der Universität 1945/46: Welche Profes-
soren wurden entlassen? Welche Rechtfertigungs- und Verteidigungsmuster sind in den 
Spruchkammerverfahren zu erkennen? Gab es Initiativen zur Rückberufung der vertriebe-
nen Dozenten? Wenn ja, auf wessen Anregung? Wie agierte die amerikanische Besatzungs-
macht, wer nahm Einfluss auf den Denazifizierungsprozess?
Institutionell-strukturelle »Gleichschaltung«1.1.3 
Die endgültige Entscheidung zur Verlegung der Handelshochschule durch die neue 
national sozialistische Führung der Stadt Mannheim und des badischen Kultusministeriums 
erfolgte im Frühling 1934. Über die Motive zur Verlegung existieren verschiedene Theorien, 
die an dieser Stelle geprüft werden. An der Philosophischen Fakultät regte sich Widerstand 
gegen die Integration der neuen Disziplin Betriebswirtschaftslehre: Man fürchtete eine 
Veränderung des geistigen Erscheinungsbildes, eine »Überfremdung« durch das personel-
le Übergewicht der Wirtschaftswissenschaftler und schließlich die finanziellen Belastun-
gen. Ohne dass es, so die bisherige Forschung, einen formellen Beschluss der Universität 
zur Übernahme der Handelshochschule gegeben hatte, wurde die Übernahme auf gro-
ßen  politischen Druck hin realisiert. Da sich sowohl die Philosophische wie die Juristische 
 Fakultät weigerten, die Wirtschaftswissenschaftler aufzunehmen, man gleichzeitig aber 
das Übergewicht einer eigenen wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät fürchtete, wurde 
die Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät aus der Taufe gehoben. Angehören 
sollten der neuen Fakultät die aus Mannheim übernommenen Hochschullehrer, die Mit-
glieder des InSoSta inklusive des Zeitungswissenschaftlichen Instituts und, nach Wahl des 
Rektors, diejenigen Dozenten der Juristischen Fakultät, die Studierende der Wirtschafts-
wissenschaften und am Dolmetscher-Institut unterrichteten, zuletzt der aus der Chemie 
stammende Leiter des Instituts für Rohstoff- und Warenkunde. Abgesehen von den Ordi-
narien aus Mannheim verblieben die weiteren Mitglieder der Fakultät gleichzeitig in ihrer 
ursprünglichen Fakultät. Inwieweit das Kalkül der angestammten Heidelberger Fakultäten 
aufging, den Einfluss der neuen Fakultät durch diese Konstruktion begrenzt zu halten, ist 
23 Vgl. zu Six Hachmeister: Gegnerforscher.
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zu untersuchen. Es wird zwischen den Veränderungen, die die Angliederung der in höhe-
rem Maße praxisorientierten Institute der vormaligen Handelshochschule mit sich brachte, 
und denen, die möglicherweise durch das nationalsozialistische Regime bedingt waren, 
unterschieden werden müssen.
Im Kontext der strukturellen »Gleichschaltung« ist zudem zu fragen, welche praktische 
Ausgestaltung das »Führerprinzip«, das den Dekan zum vom Rektor bestimmten »Führer« 
machte und zugleich dessen Kollegium entmündigte, an der Fakultät fand. Im Gegensatz 
zu den »alten« Fakultäten, denen es als gewachsenen Organisationseinheiten und auf-
grund der personellen Kontinuität vergleichsweise leichter gefallen sein dürfte, traditio-
nelle Verfahrensmuster zu bewahren, kann an der erst 1934 unter den Bedingungen des 
»Führerprinzips« gegründeten Fakultät dessen praktische Umsetzung möglicherweise 
idealtypisch studiert werden. Ist die neue Zusammensetzung der Fakultät im Nationalso-
zialismus als »Modernisierung« aufzufassen, hatte die Einbeziehung von Nichtordinarien 
überhaupt Auswirkungen in der Praxis?24 Trifft für die Staats- und Wirtschaftswissenschaft-
liche Fakultät zu, was von Helmut Böhm für die Münchner Fakultäten in den ersten Jahren 
nach der »Machtergreifung« konstatiert wurde, dass diese »insgesamt doch das stärkste 
Bollwerk gegen den Totalitätsanspruch des Nationalsozialismus« darstellten, indem sie 
darum kämpften, ihr institutionelles Selbstbestimmungsrecht und die Wissenschaftsfrei-
heit und ein »angemessenes Leistungs- und Anspruchsniveau« zu wahren?25 Konnte »der 
Primat des Fachlichen – unter günstigen personellen Verhältnissen, aber wenn irgendwo, 
dann hier – Asyl und Stätte behalten«, bildete die Fakultät auch hier eine »akademische 
Reserve gegen die Manipulation der Wissenschaft«?26 Inwiefern spielten die polykratische 
Organisation der Forschung und Verwaltung auf der Ebene der Fakultät eine Rolle? Wie 
viel Spielraum ließ die Konkurrenz zwischen den einzelnen Ämtern, Gliederungen und For-
schungsverbünden zu eigenständigem Handeln? Wie verhielt sich die Fakultät zum Bei-
spiel bei der Verleihung von Ehrendoktorwürden?
Die Entnazifizierung der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät steht wie 
die Zeitenwende 1933/34 unter der übergeordneten Frage nach Kontinuitäten und Dis-
kontinuitäten – wobei die Auflösung der Fakultät 1945/46 hier einen Sonderfall darstellt. 
Wie verhielt sich die Fakultät als Korporation und wie ihre Institute gegenüber der ame-
rikanischen Besatzungsmacht? Welche Strategien zur Existenzwahrung wurden ergriffen? 
Welche Entscheidungsprozesse und welche Akteure führten 1945/46 zur Rückführung der 
wirtschaftswissenschaftlichen Institute in das schwer kriegszerstörte Mannheim?
24 Seier: Rektor als Führer. S. 143/144.
25 Böhm: Selbstverwaltung zum Führerprinzip. S. 424-426.
26 Seier: Rektor als Führer. S. 144 [Hervorhebung wie im Original]. Gleichlautend Aretin: Universität. S. 694.
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Inhaltliche »Gleichschaltung« – das 1.1.4 
wissenschaftliche Profil der Staats- und 
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät
Politikberatung und Legitimationswissenschaft
»Produktives, dynamisches, wertvolles Denken [ist] von persönlicher Freiheit abhängig [...], 
ohne die die Menschen wohl nur das, was sie gehört haben, wie Papageien wiederholen«, 
schrieb Emil Lederer, und Karl Dietrich Erdmann sekundierte: »Gläubige Gefolgschaft« und 
der »Geist der Wissenschaft« schließen einander aus.27 Diese einfache These von der Unver-
träglichkeit von Wissenschaft und »Weltanschauung« ist durch die Forschung zur Univer-
sität im Nationalsozialismus im letzten Jahrzehnt an vielen Stellen widerlegt worden.28 Zur 
Überprüfung der These ist nach dem Umfang und den Zielen der Forschung zu fragen. Wie 
hoch waren der durch die Ergebnisse gewonnene wissenschaftliche Rang und das Anse-
hen in der Fachwelt? Wie hoch ist der Einfluss der »Weltanschauung« einzuschätzen? Inwie-
fern trugen die Veröffentlichungen und die Lehre zur »Weiterentwicklung der 1933 noch 
sehr diffusen NS-Ideologie« bei?29 Welche Methoden wurden angewandt? Kann hier von 
einem Modernisierungsschub durch den Nationalsozialismus gesprochen werden? Welche 
staatlichen Ressourcen in Form von Forschungsgeldern konnten mobilisiert werden? Profi-
tierten die Fakultät und ihre Institute vom rapide steigenden Etat des Reichswissenschafts-
ministeriums?30 Welche Auswirkungen hatte der Krieg auf die Ressourcenzuweisung und 
-verteilung, welche neuen Möglichkeiten der Mitteleinwerbung eröffneten sich?
Zuletzt stellt die Erforschung der Anbindung der Staats- und Wirtschaftswissenschaft-
lichen Fakultät zur nationalsozialistischen Planungsbürokratie (»Politikberatung«) und die 
Organisation der Forschungsarbeiten zwischen den beteiligten Instituten und innerhalb 
dieser Institute eine der reizvollsten Aufgaben der Arbeit dar: Existierte das vom Heidel-
berger Psychologen Willy Hellpach proklamierte »Bündnis des Faschismus mit dem Geist«?31 
Der auf den ersten Blick naheliegende Vergleich zwischen dem InSoSta vor und nach 1933 
ist leider nur begrenzt aussagekräftig, da die personelle Kontinuität an Alfred Webers Insti-
tut gering war. Durch den Weggang von Emil Lederer und Karl Mannheim hatte das InSoSta 
zwei seiner innovativsten Dozenten bereits vor 1933 verloren und damit viel von seiner in 
den 20er Jahren großen Strahlkraft eingebüßt.32
27 Lederer: Ende der Klassengesellschaft? S. 242 u. Erdmann: Wissenschaft. S. 11.
28 Vgl. zusammenfassend Szöllösi-Janze: Reflections. 
29 Raphael: Radikales Ordnungsdenken. S. 11.
30 Sieg: Strukturwandel. S. 259. Vgl. Mehrtens: Forschungsförderung.
31 Hellpach: Faschismus. S. 10-18.
32 Dass die »Machtergreifung« eine Schulbildung durch Alfred Weber verhindert habe, ist zu bezweifeln, so der Hambur-
ger Soziologie Stefan Breuer. Kennzeichen des InSoSta sei die offene, freie Diskussion gewesen, weniger die Synthese: 
»Für eine Schulbildung war das, was Alfred Weber an Eigenem zu bieten hatte, einfach nicht hinreichend. Nicht der 
Neoplatonismus, wohl aber seine aus Jugendbewegung, Lebensphilosophie und Konkurrenz gegen den Bruder ge-
speiste Abneigung gegen Definitionen, Typen, ja gegen exaktes Denken überhaupt hinderte ihn, ein Œuvre mit unver-
wechselbaren Konturen zu schaffen. Die bildungsbürgerliche Goethereligion, die Blomert ihm bescheinigt, war eher die 
Holzwolle, mit der er die klaffenden Lücken seiner Arbeiten zu stopfen versuchte, als die Barriere, die ihn von erfolgrei-
cher Forschung abgehalten hätte. Starkes, langsames Bohren von harten Brettern war seine Sache nicht: fast alles, was 
er wissenschaftlich zustande gebracht hat, liest sich, als wäre es im Café zwischen etlichen Aperitifs geschrieben und 
nicht in der Bibliothek zwischen Bücherregalen.« Breuer, Stefan: Eine Schule verstören, das wollte er gern. Doch Alfred 
Weber machte selbst keine [Rezension zu Blomert: Intellektuelle]. In: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 12.10.1999.
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»Selbstindienstnahme« und »Bewährung«
Für die vergleichsweise »jungen«, um universitäre Anerkennung und Ressourcen ringen-
den Disziplinen – Soziologie, Betriebswirtschaftslehre und Zeitungswissenschaften – bot 
sich, gleich den aufstrebenden Privatdozenten, die Chance, durch die »Bewährung im 
völkischen Staat« den Beweis ihres »Nutzens für die Politik« anzutreten, so der Titel eines 
programmatischen Aufsatzes von Andreas Pfenning, Assistent am InSoSta: Die Soziologie, 
jener »unglückselige Spross am Baume der Erkenntnis«, könne »eminent praktische Bedeu-
tung« und staatliches Ansehen gewinnen, wenn das »enfant terrible« sich dem Staat als 
»geistige Waffe« zur »geistigen Sicherung« der »rassenhygienischen Gesellschaft« und als 
»durchgebildetes Sicherheitsinstrument« gegen »Zersetzung von innen und außen« andie-
nen würde.33 So ist zu fragen, inwiefern die Hochschullehrer an der Staats- und Wirtschafts-
wissenschaftlichen Fakultät die mit dem Umbruch verbundene Ressourcenverlagerung 
nutzten, um ihr Fach aufzuwerten?
Propaganda und Legitimation, Reverenz und Resistenz
Ergänzend stellt sich die Frage nach dem Einfluss des Nationalsozialismus auf die Lehre an 
der Fakultät: Das Spektrum möglicher Arrangements mit der »Weltanschauung«, solange 
man nicht den Weg in die (innere) Emigration wählte, reichte von zeitgeistigen Lippen-
bekenntnissen und oberflächlicher Reverenz – in den Worten des zeitgenössischen Be-
obachters Edward Y. Hartshorne »the Machiavellian [...] policy of giving a political coating 
to the scientific pill«34 – über »Selbstindienstnahme« und beflissen-opportunistische An-
biederung als »Legitimationswissenschaft«35 bis hin zur ideologischen Wortführerschaft in 
»Politikberatung« und »kämpfender Wissenschaft«. Die »Weltanschauung« des National-
sozialismus lud in ihrer inhaltlichen Unbestimmtheit dazu ein, Projektionsfläche für die 
verschiedensten Auffassungen, Wünsche und Hoffnungen zu sein. Der Indikator für die 
Bereitschaft der Wissenschaftler, den irrationalen Kern der »Weltanschauung« zu rezipieren 
und durch ihre Wissenschaft zu legitimieren, zu bewerten, ist der Grad, mit dem »Rassen-
lehre«, »Militarisierung« und aggressiver »Imperialismus« Eingang in Lehrveranstaltungen 
und Forschung fanden. Eine Aufgabe dieser Arbeit wird es sein zu klären, welchen Beitrag 
die Wissenschaftler an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät zur wissen-
schaftlichen Rechtfertigung des Regimes und zur »geistigen Aufrüstung«36 lieferten und 
ob Freiräume zur Produktion »unpolitischer« Wissenschaftsergebnisse vorhanden waren 
und genutzt wurden. Mit der Einführung neuer Prüfungsordnungen und Verleihungsmodi 
akademischer Grade stellt sich auch hier die Frage, bis zu welchem Umfang die Gestal-
tung der Abschlussprüfung in den Händen der Fakultät lag, welche Themen geprüft wur-
den und inwiefern »weltanschauliche« Fragen Teil der Prüfung waren. Mit Bezug auf die 
Entnazifizier ung der Fakultät ist die Frage nach dem Schicksal der im Nationalsozialismus 
entwickelten Forschungsvorhaben von Interesse: Inwieweit waren die Inhalte und Ziele 
transformierbar, kompatibel zum neuen Umfeld?
33 Pfenning: Nachteil und Nutzen. S. 120-128.
34 Hartshorne: German University. S. 16. Hartshorne sollte später als Offizier der amerikanischen Besatzungsmacht noch 
eine bedeutende Rolle bei der Entnazifizierung der Universität Heidelberg spielen. Siehe S. 579.
35 Vgl. für die Geschichtswissenschaft mit übergreifenden Erkenntnissen den Sammelband Schöttler: Legitimations-
wissenschaft.
36 Krieck: Geistige Aufrüstung. S. 49/50.
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Studierende1.1.5 
Neben den Lehrenden an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät sollen 
auch die Studierenden untersucht werden.37 Die Fakultät beheimatete mit Franz Alfred 
Six, Paul Hövel und Fritz Hippler einige der einflussreichsten Nationalsozialisten unter den 
Studierenden reichsweit. Hippler, späterer Reichsfilmintendant, hatte 1934 die Ablösung 
des alten »Professors aus dem Witzblatt«, der mit »schwächlicher Konstitution«, »blassem, 
durchgeistigtem Gesicht und langem Vollbart« und »inmitten riesiger Bücherstapel jahr-
tausendealte Manuskripte nach Interpunktionsfehlern« durchforscht, durch den »neuen 
Typ des Hochschullehrers« gefordert: »Er soll wirklicher Führer sein, und das heißt, als Vor-
bild und Typenbildner wirken, nicht nur geistig und innerlich, sondern auch nach außen im 
persönlichen Erscheinungsbild.«38 Welche Rolle kam Hippler und seinen Kameraden vom 
NSDStB im Laufe der Zeit zu? Welchen Einfluss konnten die nationalsozialistischen Jung-
funktionäre geltend machen? Inwieweit gelang es dem NSDStB, die Studierenden an der 
Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät zu mobilisieren?
Die Zahl der an der Fakultät eingeschriebenen Studenten hatte Auswirkungen auf das 
Gewicht, das ihr innerhalb der Universität zukam. An der Entwicklung der Studienfrequenz 
lässt sich zudem ablesen, welche Fächer über die Jahre hinweg stärkeren und schwäche-
ren Zustrom erhielten. Wie wurden die neugegründeten Institute von den Studierenden 
im Vergleich angenommen? Von Interesse ist zudem der – weil in scharfem Gegensatz zur 
nationalsozialistischen Propaganda stehende – wachsende Anteil an Frauen. 
Drei Aspekte interessieren auf der Ebene der Fakultät mit Blick auf die Studierenden ne-
ben der Studienfrequenz besonders: Erstens, die Arbeit der nach Fakultäten gegliederten 
»neuen« Fachschaften, über die die Nationalsozialisten in den ersten Jahren des »Dritten 
Reiches« eine »Art Gegenuniversität« aufzuziehen suchten, »in der die von Dozenten vor-
getragene Wissenschaft am Maßstab der NS-Weltanschauung geprüft wurde«39; zweitens, 
die Aufnahme »nichtarischer« Studierender und drittens, Disziplinarverfahren mit politi-
schem Hintergrund. Parallel zur Vertreibung der »nicht-arischen« Hochschullehrer, wenn-
gleich zeitlich versetzt, wurden für Studierende mit jüdischen Eltern- beziehungsweise 
Großelternteilen die Zugangshürden schrittweise erhöht. Der mikrohistorische Rahmen 
der Arbeit bietet die Chance, beschränkt auf die Staats- und Wirtschaftswissenschaft liche 
Fakultät einen detaillierten Einblick in die lokalen individuellen Aufnahmeverfahren und 
deren maßgebliche Akteure zu gewinnen. Bisher vergleichsweise selten untersucht wurden 
die Disziplinarverfahren gegen Studierende nach dem Ende der ersten Relegationswelle, 
der 1933 die politischen Gegner des NSDStB zum Opfer fielen.40 Solange der Studierende 
eingeschrieben war, zog jedes Gerichtsverfahren außerhalb der Universität ein Disziplinar-
verfahren innerhalb der Universität nach sich. Inwiefern schlug sich der politische Anpas-
sungsdruck, unter dem die Studierenden an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen 
37 Die große Rolle, die dem »Nationalsozialistischen Studentenbund« in Heidelberg vor und während der »Machtergrei-
fung« zukam, war bereits Gegenstand einer Untersuchung von Norbert Giovannini. Giovannini: Zwischen Republik u. 
Faschismus.
38 Hippler, Fritz: Wir und die Wissenschaft. In: Der Heidelberger Student vom 2.6.1934. Ausgerechnet sein Doktorvater 
Arnold Bergstraesser, der mit seinem Charisma diese Rolle am besten hätte füllen können, wurde als »Nichtarier« in die 
Emigration getrieben.
39 Wolgast: Universität Heidelberg. S. 381.
40 Grüttner: Studierende. S. 206-212 u. für Heidelberg mit einzelnen Fällen Giovannini: Zwischen Republik und Faschismus. 
S. 177-182.
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Fakultät standen, in Disziplinarverfahren nieder? Welche Vorgehen wurden verhandelt? 
Wie groß war der Ermessensspielraum der universitären Disziplinarbeamten? Wer versuch-
te oder nahm Einfluss auf das Verfahren? Welche Rolle spielte die Fakultätsleitung gegen-
über ihren Studierenden?
Untersuchungszeitraum1.2 
Die Untersuchung schließt sich zeitlich an die Darstellungen zum InSoSta als einem der 
intellektuellen Glanzstücke der Universität Heidelberg in den 1920er Jahren an. Sie ergänzt 
und führt die Studie von Reinhard Bollmus zum »Ende der Handelshochschule Mannheim 
und [zur] Vorgeschichte der Errichtung einer wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät an 
der Universität Heidelberg« fort. Mit der Abwicklung der sechsten Heidelberger Fakultät 
1945/46 und der Rückverlegung von Teilen der wirtschaftswissenschaftlichen Seminare 
nach Mannheim findet die Arbeit ihren Schlusspunkt. Wie viele neue Studien steht auch 
diese im Gegensatz zu älteren Darstellungen zur Universität im »Dritten Reich«, die  ihren 
zeitlich-inhaltlichen Schwerpunkt auf die Jahre von der »Machtergreifung« bis hin zu 
Görings »Vierjahresplan« 1936 und längstens bis zum Ausbruch des Zweiten Weltkriegs 
legten.41 Allgemein ist dies wohl damit zu erklären, das die Produktion von Theorien, was 
nationalsozialistische Forschung und Lehre sein wollte, ebenso wie die größten Eingriffe 
im Rahmen der institutionellen und personellen »Gleichschaltung« der Universitäten ihren 
Höhepunkt in den ersten Jahren nach der »Machtergreifung« hatten. Im Überblicken der 
älteren Forschungsliteratur konnte man sich so des Eindruckes nicht erwehren, die Univer-
sitäten an der »Heimatfront« seien in einen Dornröschenschlaf gefallen. Für die Staats- und 
Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät kann dies mit Sicherheit verneint werden. So lag es 
beispielsweise in der Natur des Sache, dass erst nach den Raumgewinnen der ersten Kriegs-
jahre an die Errichtung eines »Institutes für Großraumwirtschaft« gedacht werden konnte.
Gliederung1.3 
Bei dem Thema dieser Arbeit ist zu berücksichtigen, dass die Universität im wesentlichen 
ein Personenverband ist. Ein Schwerpunkt der Untersuchung wird daher die Rekonstruk-
tion der personellen wie der wissenschaftlichen Biographien der an den Instituten und 
Seminaren der Fakultät lehrenden und forschenden Menschen anhand der überlieferten 
Korrespondenz, Personalakten, Veröffentlichungen, Memoiren etc. sein.42 Angesichts der 
geringen Größe der zu betrachtenden universitären »Teilpopulation« empfiehlt sich eine 
qualitative Herangehensweise. Versuche, die Ergebnisse in Vergleich zu Untersuchungen 
anderer Fakultäten an der Ruperto-Carola und an weiteren Universitäten in einen größeren 
Kontext zu stellen, scheiterten nicht selten angesichts der singulären Situation der Staats- 
und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät. Politische und rassische »Säuberungen« 
bewirkten zusammen mit der aus finanziellen Gründen erfolgten Nichtübernahme von 
41 Frank-Rutger Hausmann konnte auf verschiedenen Feldern nachweisen, dass auch in den Geisteswissenschaften, die 
nicht unmittelbar in die Rüstungsforschung eingebunden waren, die Musen im Krieg keinesfalls schliefen, so der gleich-
namige Titel einer Arbeit. Hausmann: »Musen«, Hausmann: Deutsche Geisteswissenschaft im Krieg. Vgl. auch Schwalbe: 
Hochschullehrer und Krieg
42 Vgl. zu den Möglichkeiten und Grenzen der historischen Biographik Szöllösi-Janze: Biographie u. Jaworski/Petersen: 
Biographische Aspekte.
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Dozenten aus Mannheim einen wohl beispiellosen personellen Verlust an den Instituten 
der späteren Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät. Die Dozenten der Fakultät 
waren lange Jahre vordringlich mit dem institutionellen und personellen (Wieder-)Aufbau 
ihrer Institute und Seminare beschäftigt, was sich zum einen in einer zumeist niedrigen 
wissenschaftlichen Produktion, aber auch in einer besonderen »Bewährungssituation« be-
züglich der Erhaltung und Erhöhung der Mittel ihren Niederschlag fand. Bis zuletzt blieb 
die Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät im Rohbau: Zum ersten Fakultätstref-
fen »mit Damen« seit »Errichtung« der Fakultät in einem Heidelberger Hotel lud der Dekan 
am 23. Februar 1942 ein.43 Rein wirtschaftswissenschaftliche Fakultäten waren im Deut-
schen Reich selten, häufiger war die Kombination von Rechts- und Wirtschaftswissenschaf-
ten. Im Vergleich zu diesen waren die Fakultät und die Einzelseminare personell schlecht 
aufgestellt. Das Betriebswirtschaftliche Seminar des langjährigen Dekans Walter Thoms 
war mit nur einem Ordinarius sehr klein (Tabelle »Personelle Ausstattung«, S. 39). In den 
anderen Seminaren der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät – sieht man von 
der Volkswirtschaft beziehungsweise Nationalökonomie ab – die durch zwei Professoren 
in zwei unterschiedlichen Instituten vertreten wurde, lehrte und forschte überhaupt kein 
(Ex tra-)Ordinarius. Im Fall des Dolmetscher-Instituts und des Instituts für Rohstoff- und Wa-
renkunde, ebenso wie dem der Neugründungen 1942 übernahmen Professoren anderer 
Institute die Leitung. So prägte zumeist ein Hochschullehrer die Außenwirkung des Insti-
tuts und dominierte Personalentscheidungen ohne einen oder gar mehrere gleichberech-
tigte Kollegen, die ein Widerlager hätten darstellen können. Auch dieser Faktor schränkt 
die Vergleichbarkeit mit anderen Fakultäten ein.
Aufgrund der bereits vorliegenden Forschungsergebnisse bleibt die chronologische 
Darstellung der Ereignisse vor der Gründung der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen 
Fakultät auf für die weitergehende Analyse notwendigen Informationen, Ergänzungen 
aus dem Mannheimer Universitätsarchiv und eine Darstellung der Forschungsdiskussion 
beschränkt (Kapitel 2 und Kapitel 3).44 Die qualitative Analyse der Habilitationen und die 
quantitativ-qualitative Aufarbeitung der Dissertationen bestimmen neben der Rekrutie-
rung nach 1939 das Kapitel 4 (»Personelle Veränderungen«). Die vergleichsweise magere 
Ausstattung machte eine Vielzahl von Lehraufträgen notwendig, um das um politische Ver-
anstaltungen gewachsene Lehrangebot abdecken zu können, weshalb den Lehraufträgen 
und den mit diesen zusammenhängenden, vielfältigen, oftmals politisch bedingten Rekru-
tierungsproblemen ebenfalls Raum im selben Kapitel eingeräumt wird. 
Im nachfolgenden, zentralen Kapitel 5 wird das wissenschaftliche Profil der einzelnen 
Institute und Professoren in Forschung und Lehre herausgearbeitet. Allgemein war die 
wissenschaftliche Produktivität der Ordinarien und Extraordinarien nicht sehr hoch. Die 
Unterschiede zwischen den einzelnen Wissenschaftlern sind groß, was in der Länge der 
Unterkapitel seinen Niederschlag findet. In die Untersuchung mit aufgenommen wurde 
der Lehrbeauftragte und Verleger Wilhelm Waldkirch als Mitgründer des Instituts für Zei-
tungswissenschaft, auch wenn dieser bis zu seinem Ausscheiden keine (Honorar-) Profes-
sur innehatte. Aus rein quantitativer Sicht dürfte Waldkirch mehr als alle anderen Dozenten 
zusammen veröffentlicht haben. Im starkem Gegensatz zum wenig erfolgreichen perso-
43 Eingliederung der ehemaligen Handelshochschule Mannheim in die Universität Heidelberg. In: Der Heidelberger 
 Student vom 22.11.1933.
44 Vgl. v. a. Bollmus: Handelshochschule u. zur Emigration der Heidelberger Dozenten Mußgnug: Heidelberger Dozenten.
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nellen Ausbau der Fakultät stehen die finanziell gut ausgestatteten Neugründungen im 
Krieg, deren Entstehung und wissenschaftliches Programm in Kapitel 6 im Zentrum stehen. 
Kapitel 7 untersucht die Rolle und Lage der Studierenden an der Fakultät aus zwei Perspek-
tiven: Zum einen über eine quantitative Analyse der Studierendenfrequenz nach Fächern 
und Geschlecht und der Vertreibung »nicht-arischer« Studierender und zum anderen in 
einer qualitativen Detailstudie zur Aufnahme von »nicht-arischen« Studierenden und zu 
Disziplinarverfahren mit politischem Hintergrund.
Kapitel 8 beleuchtet – wegen der fragmentarischen Überlieferung notgedrungen – 
schlaglichtartig die Wechselwirkung zwischen dem Krieg und dem Leben, Lehren und For-
schen an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät, soweit die Aspekte nicht 
bereits in den vorhergehenden Kapiteln diskutiert wurden. In letzten Kapitel steht die Fra-
ge nach den Hintergründen der Auflösung der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen 
Fakultät und nach Kontinuität beziehungsweise Diskontinuität nach Kriegsende 1945 im 
Zentrum.
Forschungsstand und Quellenlage1.4 
Forschungsstand1.4.1 
Eine monographische Untersuchung zur Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät 
der Universität Heidelberg wurde trotz der vergleichsweise günstigen Quellenlage bisher 
nicht unternommen. Wie notwendig lokale mikrohistorische Untersuchungen sind, zeigte 
der »Historikerstreit«: Es bestand und besteht ein grundsätzlicher Mangel an quellen naher 
Untermauerung der Theorien über Wesen und Funktionsweise des Nationalsozialis mus. 
Bevor an eine Synthese der gegensätzlichen Interpretationen zu denken ist, sollte das em-
pirische »Fundament« durch lokale oder themenbezogene Detailstudien geprüft werden. 
Analysiert man die Heidelberger Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät und de-
ren Einbindung in durch die Planungsbürokratie koordinierte Großforschungsprojekte, so 
lassen sich hieraus Erkenntnisse zur Diskussion gewinnen zwischen den Polen »Polykra-
tie«, der Annahme einer weitgehend ungesteuerten Dynamik der nationalsozialistischen 
Herrschaft, und der »Monokratie«, welche eine zentrale Steuerung nach festen Maßgaben 
hinter der Politik des Regimes vermutet. Zugleich bietet sich die Chance, die apodiktische, 
wenig zielführende Gegenüberstellung von »reiner Wissenschaft« und »Pseudowissen-
schaft« zu hinterfragen.
Die nationalsozialistische »Weltanschauung« bot wenige Anhaltspunkte für die Behand-
lung von Wissenschaft und Hochschule. Plakative Verachtung des Intellektuellen, des »Hüh-
nervolks«, kommt in der viel zitierten Rede Hitlers vom 10. November 1938 zum Ausdruck: 
»Wenn ich die intellektuellen Schichten bei uns ansehe – leider, man braucht sie ja, sonst 
könnte man sie eines Tages ja, ich weiß nicht, ausrotten oder so was.«45  Weder in »Mein 
Kampf« noch im Programm der NSDAP finden sich Hinweise auf eine originär nationalso-
45 Zit. nach Sieg: Strukturwandel. S. 257. Vgl. Hachmeister: Gegnerforscher. S. 29. Die »Wissenschaftsferne« ist nicht 
gleichzusetzen mit einer generellen Technologiefeindlichkeit der NSDAP, bzw. Hitlers. Zu »Technokratie« und National-
sozialismus siehe u. a. Renneberg/Walker: Scientists, Engineers and National Socialism. S. 4-9. 
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zialistische Hochschulkonzeption.46 Ernst Nolte konstatierte, dass »der National sozialismus 
[...] unter allen faschistischen Richtungen der Zwischenkriegszeit eine der hochschulferns-
ten« gewesen sei.47 Dieser Umstand spiegelte sich in der Forschungsliteratur wider: In den 
ersten großen Studien zum Wesen und Wirken des Nationalsozialismus spielten die Hoch-
schulen keine Rolle. Eine Gesamtdarstellung zur »Universität im Dritten Reich« ist bisher 
ebenso wenig veröffentlicht worden wie eine eingehende Studie zum Reichserziehungs-
ministerium oder, lokal, zum Badischen Kultusministerium.48 Die ersten Veröffentlichungen 
zum Komplex Universität und »Drittes Reich« entstammten der Feder betroffener Wissen-
schaftler und Studenten und trugen somit zwangsläufig autobiographische Züge.49 Wie-
wohl dezidiert antinationalsozialistisch, sind viele dieser Untersuchungen nicht frei von 
apologetischen Tendenzen.50 
Seit dem Beginn der Recherchen zu der hier vorliegenden Arbeit ist der Bestand an Stu-
dien zu den Wissenschaften im Nationalsozialismus sprunghaft angestiegen: »Surprising 
as it may seem, scholarship on higher education under Nazism appears to be a growth 
industry.«51 Der Schub in der wissenschaftlichen Aufarbeitung der Geschichte der Uni-
versität und vor allem des politischen Verhaltens der Hochschullehrer im »Dritten Reich« 
wurde griffig mit dem Diktum von den »schuldigen Vätern, milden Söhnen und strengen 
Enkeln« beschrieben.52 Es ist aber darauf hinzuweisen, dass mit dem Tod vieler Protago-
nisten erst der Zugriff auf die Personalakten und deren Auswertung möglich wurde und 
diese These je nach Disziplin größere oder kleinere Erklärungskraft besitzt. Zudem ist zu 
beachten, dass das Interesse des Publikums an Fragen des Nationalsozialismus nie größer 
war als heute. Etliche zumeist aus Tagungen hervorgegangene Sammelbände dokumen-
tieren den neuesten Stand der Forschung.53 Für viele Hochschulen wurden in jüngster Zeit 
detaillierte Untersuchungen für die Zeit des Nationalsozialismus vorgelegt, unter anderem 
für Berlin, München, Jena, Leipzig, Straßburg, Frankfurt, Göttingen, Halle, Bonn, Claustal 
und, in unserem Fall von herausragender Bedeutung, im Jahr 2006 für die Heidelberger 
Ruperto-Carola.54 
46 Für Adolf Hitler, den niemals zu einer Hochschule zugelassenen, obskuren Theorien eigenbrötlerischer »Privatgelehrter« 
anhängenden und in einem klaren bipolaren Weltbild denkenden »Führer«, spielten Universitäten, Professoren und Stu-
denten nur eine untergeordnete Rolle. Gleich seinem großen Vorbild, dem Wiener Bürgermeister Dr. Karl Lueger, spielte 
Hitler auf der Klaviatur der zeitgenössischen, volkstümlichen Ressentiments gegen »die« Intellektuellen und die »enge 
Knechtschaft der Wissenschaft« und verunglimpfte die Gelehrten als »Zwerge mit nichts als Wissen.« Zu den Wurzeln 
von Hitlers lebenslanger Aversion gegenüber Professoren, seines »Antiintellektualismus« und dessen Instrumentalisie-
rung vgl. Hamann: Hitlers Wien. S. 333-336.
47 Nolte: Typologie. S. 138. Michael Grüttner fasst die Rolle der Hochschullehrer hinsichtlich der »Machtergreifung« tref-
fend zusammen: »Kurz, die Hochschullehrer gehörten zu jenen traditionellen Eliten, die einen signifikanten Beitrag zur 
Zerstörung der Weimarer Republik leisteten, ohne jedoch am Aufstieg des Nationalsozialismus zur Massenbewegung in 
nennenswerter Weise beteiligt gewesen zu sein.« Grüttner: Generationenkonflikt. S. 339, vgl. Wolgast: Verrat der Intel-
lektuellen.
48 Grundlegend zur Rolle des REM weiterhin Seier: Rektor als Führer. Die Darstellung von Heiber: Universität unterm 
Haken kreuz kann diesem Anspruch noch nicht genügen, stellt aber viel Material bereit.
49 Flitner: Geistesleben u. Nationalsozialismus; Erdmann: Wissenschaft; Heinemann: Erziehung u. Schulung II.
50 Kater: Machtergreifung. S. 49/50. Vgl. z. B. Erdmann: Wissenschaft in Verbindung mit den neuesten Erkenntnissen über 
die Rolle Erdmanns im »Dritten Reich«, Wehler: Nationalsozialismus u. Historiker. S. 324-326.
51 Ash, Mitchell G.: Review of Steven P. Remy, The Heidelberg Myth: The Nazification and Denazification of a German 
University. In: H-German, H-Net Reviews, ‹http://www.h-net.msu.edu/reviews/showrev.cgi?path=253691068096701› 
[19.12.2003].
52 Schulze/Helm/Ott: Deutsche Historiker. S. 27. 
53 U.a. Lundgreen: Wissenschaft; Bayer: Universitäten und Hochschulen; Tröger: Hochschule und Wissenschaft; Knigge-
 Tesche: Berater; Renneberg/Walker: Science; Szöllösi-Janze: Science in the Third Reich; Hausmann: Geisteswissenschaf-
ten; Siegele-Wenschkewitz/Stuchlick: Hochschule u. Nationalsozialismus.
54 Vom Bruch/Jahr: Berliner Universität I u. II; Kraus: Universität München I u. Böhm: Selbstverwaltung zum Führerprinzip; 
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Das von Wolfgang U. Eckart, Volker Sellin und Eike Wolgast herausgegebene, beinahe 
1.300 Seiten umfassende Gemeinschaftswerk über die »Universität Heidelberg im National-
sozialismus« bietet in seinen quellennahen Beiträgen zu allen Fakultäten und Instituten 
und seinen Überblicksdarstellungen zur Universitätsleitung, Parteigliederungen und den 
Studierenden die beste Informationsquelle zur Einordnung der Akteure, des personellen 
Umfelds und der institutionellen Einbindung der Staats- und Wirtschaftswissenschaftli-
chen Fakultät.55
Über die Heidelberger Universität im »Dritten Reich« liegen weitere Publikationen zu 
Einzelaspekten vor. Steven P. Remys Dissertation über »The Heidelberg Myth. The Nazifica-
tion and Denazification of a German University« behandelt in ihrer ersten Hälfte ebenfalls 
die Geschichte der Ruperto-Carola im Nationalsozialismus, während die zweite Hälfte der 
Beschwörung des historisch derart nicht belegbaren, zeitgenössischen Mythos von deren 
angeblicher Integrität gewidmet ist – um sodann diesen »Mythos vom Mythos« als »lone 
dragon slayer« zur Strecke zu bringen, wie Michael H. Kater und Mitchell G. Ash kritisieren.56 
Die Grundlage für jede Untersuchung der Universität Heidelberg im Nationalsozialismus 
liefert die Studie von Christian Jansen, der die politischen und intellektuellen Affinitäten 
und die vielschichtige Verunsicherung gegenüber der Herausforderung der Moderne auf 
Seiten der Hochschullehrer der Ruperto-Carola in den Jahren der Weimarer Republik bis in 
die ersten Jahre nach der »Machtergreifung« analysiert.57 Die »Gleichschaltung« der Uni-
versität Heidelberg wurde erstmals umfassend in der Dissertation von Ayre Zvi Carmon aus 
dem Jahr 1974 bearbeitet.58 Eine systematische Aufarbeitung der »Gleichschaltung« der 
Universität Heidelberg liefert die gleichnamige Arbeit von Birgit Vézina.59 Die Austreibung 
jüdischer und politisch missliebiger Hochschullehrer und die Schicksale der Emigranten 
beleuchten Dorothee Mußgnug und Arno Weckbecker.60 
Hoßfeld: Jenaer Universität u. Hoßfeld/John/Lemuth/Stutz: »Kämpferische Wissenschaft«; Hehl: Sachsens Landesuniver-
sität; Crawford/Olff-Nathan: La science; Schefold: Wirtschafts- u. Sozialwissenschaftler; Szabó: Vertreibung u. Tollmien: 
Göttingen; Eberle: Martin-Luther-Universität; Höpfner: Universität Bonn; Müller: Bergakademie Clausthal u. Eckart/
Sellin/Wolgast: Universität Heidelberg. Von Wolgast stammt auch der erste umfassende Aufsatz zur Universität Hei-
delberg im Nationalsozialismus, Wolgast: Universität Heidelberg, u. der Beitrag »Zum zwanzigsten Jahrhundert« in 
Jubiläumsfestschrift der Universität von 1986, Wolgast: Zwanzigstes Jahrhundert. Einen ausführlichen Überblick über 
die Forschung zum Thema »Nationalsozialismus und Universität« und zu den bis 1996 vorgelegten Untersuchungen zu 
einzelnen Universitäten liefert Chroust: Gießener Universität. S. 1-32, vgl. ergänzend Jansen: Hochschule u. Remmert: 
What’s Nazi?
55 Ergänzt wird der Sammelband durch das für die nahe Zukunft angekündigte prosopographische Nachschlagewerk zu 
den Heidelberger Hochschullehrern ab 1933, den vierten Band des von Dagmar Drüll betreuten »Heidelberger Gelehr-
tenlexikons«. Für die vor 1932 berufenen Professoren, unter ihnen auch einige an der Staats- und Wirtschaftswissen-
schaftlichen Fakultät lehrende Hochschullehrer, liegt bereits ein Verzeichnis vor. Drüll: Gelehrtenlexikon 1803-1932.
56 »But the author has unnecessarily complicated his case by grafting his story onto a template of successive myths. In the 
absence of hard evidence, I would question the existence of such myths even after an attempt to prove them for the 
entire German university system (for instance in the sense that all were retrograde after 1945)«. Kater: Myth of Myths. 
S. 577 u. Ash: Review of Remy. Remy bleibt bezüglich der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät hinter den 
Erkenntnissen der überaus gründlich recherchierten Arbeit von Klaus-Rainer Brintzinger zurück und liefert keine neuen 
Erkenntnisse. Remy: Heidelberg Myth u. Brintzinger: Nationalökonomie.
57 Jansen: Professoren u. Politik. Die auf der Basis von 800 ausgewerteten Reden und Schriften ausgearbeitete Studie zeigt 
letztlich, »how easily the famous liberal spirit of Heidelberg evaporated.« Giles: Rez. Jansen. S. 593. Ergänzt wird die 
Mono graphie durch einen knappen Band zu den »Karriereverläufen und [der] sozialen Lage der Heidelberger Hoch-
schullehrer 1914-1933«, Jansen: Vom Gelehrten zum Beamten. Vgl. zur Situation an der Heidelberger Universität am 
Ende der Weimarer Republik Wolgast: Verrat der Intellektuellen u. ders.: Gumbel.
58 Carmon: Nazi Racial Decrees u. ders.: University of Heidelberg, vgl. zur Einschätzung der Arbeit Weckbecker: »Gleich-
schaltung«. S. 290 Anm. 2.
59 Vézina: »Gleichschaltung«.
60 Mußgnug: Heidelberger Dozenten u. Weckbecker: »Gleichschaltung«. Von Weckbecker liegt auch eine Arbeit zur Juden-
verfolgung in der Stadt Heidelberg vor, ergänzend für die Stadt Mannheim eine Darstellung mit Quellen von Hans-
Joachim Fliedner. Weckbecker: Judenverfolgung u. Fliedner: Judenverfolgung.
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Zu den Studierenden an der Universität Heidelberg liegt eine Monographie von Norbert 
Giovannini vor, die sich allerdings zum größeren Teil auf die Geschichte vor der »Macht-
ergreifung« konzentriert und einen wichtigen Beitrag zur Radikalisierung der Hochschule 
liefert, sowie der entsprechende Aufsatz aus dem Sammelband »Universität Heidelberg 
im Nationalsozialismus« von Eike Wolgast.61 Für die Studierenden im Deutschen Reich all-
gemein mit einigen Rückgriffen auf Heidelberg stellt Michael Grüttners Monographie das 
Standardwerk dar.62 Das Kriegsende in Heidelberg und an der Universität ist umfassend 
und vielfältig in einem von Jürgen C. Heß, Hartmut Lehmann und Volker Sellin herausge-
gebenen Sammelband – »Heidelberg 1945« – dokumentiert und analysiert worden.63 Von 
besonderem Interesse für diese Arbeit sind die Beiträge zur Entnazifizierung der Univer-
sität (Volker Sellin), zum ersten frei gewählten Nachkriegsrektor Karl Heinrich Bauer (Eike 
 Wolgast) und zu den amerikanischen Universitätsoffizieren (James F. Tent).64
Zu Teilaspekten der Geschichte der Institute an der Staats- und Wirtschaftswissenschaft-
lichen Fakultät liegen bereits Aufsätze vor: Vom Soziologen Karsten Klingemann über das 
InSoSta65, welcher nachweist, dass das InSoSta mitnichten, wie von Alfred Weber behaup-
tete, seit 1933 »ein gestrandetes Wrack« war, sondern personell und finanziell gut ausge-
stattet Forschung und Lehre betrieb. Ergänzend zum Aufsatz von Klingemann liefert der 
von Reinhard Blomert, Hans Ulrich Eßlinger und Norbert Giovannini herausgegebene Sam-
melband zur Geschichte der »Heidelberger Sozial- und Staatswissenschaften« zwischen 
1918 und 1958 weitergehende, vielfältige Analysen zum »Institut der Außenseiter«.66 Von 
besonderem Interesse sind die Aufsätze von Heiko Körner zu Carl Brinkmann, von Christian 
Jansen über »Inneruniversitäre Spannungen und Öffentlichkeit« und die autobiographi-
sche Erinnerung von Heinz Markmann zur Nachkriegsgeschichte des InSoSta.67 Reinhard 
Blomert zeichnet das geistige Milieu des Instituts in der Weimarer Republik und in den 
ersten Jahren des Nationalsozialismus mit großem Forschungsaufwand in seiner quel-
lennahen Monographie »Intellektuelle im Aufbruch« nach.68 Zu nennen ist in diesem Zu-
sammenhang auch die knappe Studie von Albrecht Ackermann über das angegliederte 
»Institut für Zeitungswissenschaft«.69 Zur Reichsarbeitsgemeinschaft für Raumforschung, 
zu der das InSoSta und das Institut für Volkswirtschaftslehre und Statistik ab 1936 zählten, 
veröffentlichte Jörg Gutberger eine detailreiche Arbeit: »Volk, Raum und Sozialstruktur. So-
zialstruktur- und Sozialraumforschung im ›Dritten Reich‹«.70
61 Giovannini: Zwischen Republik und Faschismus, vgl. ergänzend Giovannini: Jüdische Studentinnen u. Studenten, u. 
Wolgast: Studierende.
62 Grüttner: Studenten. Zu Grüttner und weiteren Veröffentlichungen zu den Studierenden im Nationalsozialismus siehe 
Jansen: Mehr Masse statt Klasse. 
63 Hess/Lehmann/Sellin: Heidelberg 1945. Vgl. weiterhin Reutter: Heidelberg 1945-1949 u. die Quellensammlung Piper: 
Stunde Null.
64 Sellin: Universität Heidelberg 1945; Wolgast: Bauer u. Tent: Hartshorne. Vgl. zu den amerikanischen Universitätsoffizie-
ren weiterhin Remy: Heidelberg Myth, Tent: Mission on the Rhine u. Mumper: Reopening.
65 Klingemann: »Institut für Sozial- und Staatswissenschaften«.
66 Blomert/Eßlinger/Giovannini: InSoSta.
67 Körner: Brinkmann; Jansen: Institut der Außenseiter u. Markmann: InSoSta.
68 Blomert: Intellektuelle. Zu Heidelberg als »Schnittpunkt intellektueller Kreise« und dem »Heidelberger Geist« vgl. den 
Sammelband Treiber/Sauerland: Heidelberg.
69 Ackermann: Institut für Zeitungswesen; vgl. weiterhin Reimann: Publizistik u. Soziologie; Ackermann/Bruch: Waldkirch u. 
Urban/Herpolsheim: Six.
70 Gutberger: Volk, Raum u. Sozialstruktur; vgl. weiterhin Venhoff: Reichsarbeitsgemeinschaft für Raumforschung; Rössler: 
Ostraumforschung; Kaupen-Haas: Bevölkerungspolitik; Gruchmann: Großraumordnung u. Buchheim: Akademie für 
Landesforschung u. Reichsplanung.
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Der Wirtschaftswissenschaftler Klaus-Rainer Brintzinger analysiert im Rahmen seiner 
institutionenhistorischen Untersuchung »Die Nationalökonomie an den Universitäten 
Freiburg, Heidelberg und Tübingen 1918-1945« unter anderen auch die wirtschaftswissen-
schaftlichen Institute an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät.71 Für die 
Motive und das Prozedere der Verlegung der Handelshochschule an die Universität Heidel-
berg liegt die Arbeit von Reinhard Bollmus »Handelshochschule und National sozialismus« 
vor, welche eine gute Grundlage für die Untersuchung der weiteren Entwicklung dar-
stellt.72
Der Historiker Eberhard Demm hat sich als einer der Herausgeber einer sorgfältig aufge-
arbeiteten Quellensammlung und der Neuauflage ausgewählter Werke um die Forschung 
zu Alfred Weber verdient gemacht. Demms quellennahe politische Biographie Webers und 
seine gesammelten Aufsätze liefern ein vielschichtiges Profil des Heidelberger Kultursozio-
logen und Bruders von Max Weber (*1864).73 Sieht man von seinem Widerstand gegen die 
»Fahnenaktion« der Nationalsozialisten 1933 und seine Rückkehr 1945 ab, so spielt  Weber 
für die Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät nur eine Nebenrolle. Für eine aus-
führliche Darstellung von Webers Leben während des Nationalsozialismus jenseits der Uni-
versität Heidelberg sei auf Demm verwiesen.74
Besondere Aufmerksamkeit in der Forschung wurde den Aktivitäten Arnold Berg-
straessers, Inhaber der Eberhard-Gothein-Professur für Staatswissenschaften und Auslands-
kunde am InSoSta bis 1935, zuteil, »da sich in ihnen«, so die These von Carsten Klingemann, 
»die Hoffnung konservativ-nationalistischer Intellektueller auf eine aktive Mitgestaltung 
des Dritten Reichs sowie ihre Verstrickungen und ihr Scheitern in idealer Kombination und 
Ausprägung vorfinden lassen.«75 Bergstraesser wurde als »Nichtarier« in die Emigration ge-
trieben. Nach seiner Rückkehr aus den USA an die Universität Freiburg wurde er zu einem 
der Väter der deutschen Politikwissenschaft. Eine systematische Aufarbeitung der Denk-
stile und Affinitäten Bergstraessers findet sich in Horst Schmitts »Politikwissenschaft und 
freiheitliche Demokratie. Eine Studie zum ›politischen Forschungsprogramm‹ der ›Freibur-
ger Schule‹ 1954-1970«, die sich ungeachtet des Titels auch intensiv mit dessen Veröffentli-
chungen vor 1945 auseinandersetzt.76
71 Brintzinger: Nationalökonomie. In gekürzter Form Brintzinger: Gleichschaltung.
72 Bollmus: Handelshochschule. Die Verbindung zwischen der Mannheimer Handelshochschule und der Heidelberger Uni-
versität war auf der personellen Ebene von Beginn sehr eng. Zu den Begründern der Mannheimer Handelshochschule 
zählte Eberhard Gothein, der an der Philosophischen Fakultät in Heidelberg Nationalökonomie lehrte. Vgl. Wennemuth: 
Mannheim.
73 Die von Demm, Richard Bräu u. Hans G. Nutzinger betreute »Alfred Weber Gesamtausgabe« (AWG) umfasst inzwischen 
elf Bände, zuletzt erschienen in zwei Bänden ein gesammelte Briefwechsel Webers. Die gesammelten Aufsätze Demms 
zu Alfred Weber wurden im Jahr 2000 als Sammelband wiederveröffentlicht, Demm: Geist und Politik, und ergänzen die 
Monographie Demm: Politischer Weg bestens. Vgl. auch für eine Quellensammlung von »Selbstzeugnissen und Erinne-
rungen von Zeitgenossen« Demm: Weber zum Gedächtnis.
74 Zur lebhaft geführten Diskussion um die Rolle Webers unmittelbar nach der »Machtergreifung« siehe S. 44.
75 Klingemann: »Institut für Sozial- und Staatswissenschaften«. S. 133.
76 Schmitt: Politikwissenschaft (kurz in Schmitt: Typischer Heidelberger). Wilhelm Bleeck konzentriert sich in seiner »Ge-
schichte der Politikwissenschaft in Deutschland« auf die Freiburger Schule um Bergstraesser nach 1945, Bleek: Politik-
wissenschaft. Weiterhin zu Bergstraessers Tätigkeit am InSoSta und seiner Zeit in der Emigration in den USA u. a. Krohn: 
Entlassung und Emigration; Eisfeld: Angebräunt; Buchstein/Göhler: Kontinuität; Mußgnug: Heidelberger Dozenten. 
S. 82/83; Krohn: Fall Bergstraesser; Radkau: Emigration. S. 184-193; Fraenkel: Bergstraesser; Speidel: Bergstraesser u. 
Sontheimer: Bergstraesser. Zum Nachlass von Bergstraesser siehe Lehmann: Inventar.
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Betrachtet man die Veröffentlichungen zur Geschichte der an der Staats- und Wirtschafts-
wissenschaftlichen Fakultät versammelten Disziplinen während des Nationalsozialismus, 
so zeichnet sich ein Gefälle hinsichtlich der Quantität der Publikationen ab: Provozierte das 
»Dogma« Rainer M. Lepsius’ von der Soziologie als einer von den nationalsozialistischen 
Machthabern verfemten Wissenschaft und, damit verbunden, deren Verschwinden nach 
1933,77 heftigen und vielfältigen Widerspruch,78 so blieb der Hang zur innerdisziplinären 
Untersuchung in den Wirtschaftswissenschaften schwächer ausgeprägt.79 Gleichwohl sind 
in den letzten Jahren etliche lokale Studien auf Instituts- und Fakultätsebene über For-
schung und Lehre der Volkswirtschaft und Betriebswirtschaft ebenso wie zur Zeitungswis-
senschaft an den Universitäten des »Deutschen Reiches« während des Nationalsozialismus 
veröffentlicht worden.80
»Über allen Arbeiten« zur Wirtschaftswissenschaft im »Dritten Reich«, so Helge  Peukert, 
»schwebt die Frage, ob die Entwicklung zum Nationalsozialismus sich dem typisch deut-
schen historischen Sonderweg verdankt, zu dem auch die Eigenheiten der deutschen 
Wirtschaftswissenschaften vor 1933 gehören, ob man im Nationalsozialismus, pointiert 
formuliert ›den logischen Höhepunkt der deutschen Geschichte zu sehen‹ habe und ob 
der spezifisch deutschen Wirtschaftslehre eine Wegbereiterfunktion zukomme«.81 Für die 
Volkswirtschaftslehre/Nationalökonomie legte Hauke Janssen die erste tiefergehende, öko-
nomisch-theoriegeschichtliche Arbeit vor.82 Seine Bewertung des Einflusses des National-
sozialismus auf die Entwicklung der volkswirtschaftlichen Theorie konzentriert sich auf die 
Auswirkungen des Regimewechsels hinsichtlich des Kräfteverhältnisses in der großen De-
batte zwischen – grob vereinfacht – Grenznutzenschule/Theorie und Historismus/Roman-
tik. Inwiefern führte die »Machtergreifung« zu einer Sonderkonjunktur der Historischen 
Schule, die sich in den 20er und 30er Jahren bereits in der Defensive befand?83 1945 knüpf-
te die Disziplin an die angelsächsische Theorie an. Der spezifisch deutsche Historismus fand 
als »Irrweg« keine weitere Rezeption, was dazu beitrug, dass das Forschungsfeld National-
ökonomie und Nationalsozialismus über lange Jahre kaum bearbeitet wurde.84 Hinzu kam, 
dass erst mit Avraham Barkais Werk über das »Wirtschaftssystem des Nationalsozialismus« 
77 Rainer M. Lepsius bezeichnete Heidelberg als eine der fünf »örtlichen Konzentrationen der Soziologie«, die nach der 
Machtergreifung »alle aufgelöst« worden seien: »In Heidelberg wurde Alfred Weber zwangsweise emeritiert und die 
jüngeren Dozenten entlassen.« Lepsius: Soziologie. S. 27. Sven Papke konterte, dass »nach 1945 das Problem der Hal-
tung der [Soziologie] zum Nationalsozialismus weniger in einer Fehlbehandlung (das auch), als vielmehr in dem Fehlen 
der Behandlung zu liegen« scheine. Papke: Weltferne Wissenschaft. S. 192.
78 König: Vermeintliches Ende; Dahrendorf: Soziologie u. Nationalsozialismus; Klages: Soziologie; Klingemann: Soziologie; 
ders.: Notwendigkeit; Rammstedt: Deutsche Soziologie. Zur Diskussion zusammenfassend vgl. Schmid Noerr/Demiro-
viæ: Entwicklung der Sozialwissenschaften.
79 Siehe unten.
80 Unter anderen für die Wirtschaftswissenschaften: Schefold: Wirtschafts- u. Sozialwissenschaftler, bes. Hesse: Wirt-
schafts- u. Sozialwissenschaftliche Fakultät (Frankfurt); Gross: »Umwandlung« (Göttingen); Opitz: Universität Jena u. 
Klingemann: Wissenschaftsanspruch (Jena); Ludwig: Wirtschafts- u. sozialwissenschaftliche Lehre u. Henning: Handels-
akademie – Fakultät (Köln); Priddat/Rosenfeld: Finanzwissenschaft u. Mattfeldt: Wirtschaftswissenschaften (Hamburg); 
Mattl/Stuhlpfarrer: Angewandte Wissenschaft (Wien); Born: Wirtschaftswissenschaften (Tübingen). Für die Zeitungswis-
senschaft: Groos: Zeitungswissenschaft (Berlin); Szyszka: Zeitungswissenschaft (Nürnberg); Duchkowitsch: Zeitungswis-
senschaft.
81 Peukert: Nationalökonomie u. Nationalsozialismus. S. 215/216 mit Bezug auf Georg L. Mosse.
82 Janssen: Deutsche Volkswirtschaftslehre. Vgl. Kruse: Volkswirtschaftslehre u. für die ostdeutsche Perspektive Krause: 
Wirtschaftstheorie u. Ders./Graupner/ Sieber: Ökonomenlexikon.
83 Janssen unterstreicht aber, dass die Historische Schule mitnichten mit der völkischen Wirtschaftsanschauung der 
National sozialisten einfach gleich zu setzen ist: »Die wesentliche Differenz zwischen der nationalsozialistischen Wirt-
schaftslehre um dem Historismus bestand in ihrer biologisch-rassischen Fundierung.« Janssen: Deutsche Volkswirt-
schaftslehre. S. 106.
84 Peukert: Nationalökonomie u. Nationalsozialismus. S. 216.
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die allzu vereinfachende und apologetische Vorstellung von einer konfusen, nicht wissen-
schaftlich fundierten nationalsozialistischen Wirtschaftspolitik zugunsten einer differen-
zierten Sichtweise aufgegeben wurde.85
Die Betriebswirtschaftslehre hatte sich Ende des 19. und Anfang des 20. Jahrhunderts 
neben der in ihrem Selbstverständnis philosophisch und rechtswissenschaftlich geschul-
ten Nationalökonomie emanzipiert.86 Der Wunsch nach einer besseren Allgemeinbildung 
und Fachausbildung der Kaufleute und kaufmännischen Angestellten, die damit einherge-
hende Statusverbesserung, wie sie die Lehrer an den Handelsschulen und einzelne Wirt-
schaftsführer forderten, und die sich intensivierende Außenhandelsbeziehungen führten 
zur Etablierung erster Handelshochschulen. Nachdem 1898 die erste Handelshochschule 
in Leipzig gegründete wurde – 1901 und 1906 folgten Köln und München – eröffnete 1907 
die Handelshochschule Mannheim ihre Pforten. Um den Ruf der »Profitlehre« als einer un-
sittlichen »Unternehmerwissenschaft« abzuschütteln und zugleich zu unterstreichen, dass 
ihr Streben der privatwirtschaftlichen Erkenntnis und nicht der wirtschaftspolitischen gelte, 
firmierte die junge Disziplin seit Ende des Ersten Weltkriegs unter »Betriebswirtschaftsleh-
re«. Dieter Schneider warf der eigenen Disziplin 1984 vor, dass ihr jedes Geschichtsbewusst-
sein abgehe.87 Tatsächlich sind bis heute Untersuchungen zur Betriebswirtschaftslehre im 
Nationalsozialismus vergleichsweise dünn gesät.88 In seiner 1970 erschienenen Dissertati-
on »Betriebswirtschaftslehre und Nationalsozialismus« legte Peter Gmähle erstmals eine 
eingehende Studie zum Einfluss der nationalsozialistischen »Weltanschauung« auf Gegen-
stand und Erkenntnisziele des Fachs vor.89 Darüber, wie sich die »gelenkte Wirtschaft« auf 
das Wirtschaftlichkeitsstreben innerhalb der Unternehmen ausgewirkt hatte – und damit 
auf den Stellenwert der Betriebswirtschaftslehre im Nationalsozialismus –, führten Sönke 
Hundt und Dieter Schneider Anfang der 80er Jahre eine leidenschaftliche Debatte.90 
In den anlässlich des 100. Jahrestags der Gründung der ersten deutschen Handelshoch-
schule erschienen Sammelbänden findet sich auch ein Aufsatz zur Zeit von 1933 -1945.91 
Erich Potthoffs Studie über »Politische Gleichschaltung und staatliche Wirtschaftslenkung« 
erhält ihren besonderen Wert durch die Tatsache, dass der Autor als Zeitzeuge berichtet: 
Er selbst war von 1937 bis 1946 Mitarbeiter des von den Nationalsozialisten in die vorzei-
tige Emeritierung getriebenen Eugen Schmalenbach in Köln.92 Nach dem Urteil Potthoffs 
85 Barkai: Wirtschaftssystem.
86 Eine ebenso knappe wie klar strukturierte Übersicht liefert Schneider: Erste Handelshochschulen.
87 Schneider: Geschichtsbewusstsein. Schneiders Vorwurf bezog sich allerdings (noch) nicht auf die Geschichte seiner 
Disziplin im Nationalsozialismus im besonderen.
88 Grieger: Rekonstruktion. S. 91.
89 Gmähle: Betriebswirtschaftslehre. Gmähle kommt zum Schluss, dass die ethisch-normative Richtung der Betriebswirt-
schaftslehre, die sich dem »gemeinwirtschaftlichen Nutzen« entgegen dem Rentabilitätsdenken verpflichtet sah, am 
deutlichsten durch die nationalsozialistische Ideologie geprägt worden war. Vgl. dazu aktuell Larsen: Theory.
90 Hundt: Theoriegeschichte; ders: Kritik. S. 230-247 (Kapitel »Schmalenbach and after – Anmerkungen zu Dieter 
 Schneiders Kritik an meiner Theoriegeschichte«) u. Schneider: Schneider: Betriebswirtschaftliche Theorie. Siehe zur 
Auseinandersetzung S. 263.
91 Potthoff: Betriebswirtschaftslehre. Weiterhin für die Geschichte der Betriebswirtschaftslehre in der Weimarer Republik 
und die Vorgeschichte von 1933 im selben Sammelband von Interesse Franz/Kieser: Frühphase.
92 Eugen Schmalenbach (*1873), einer der Väter der deutschen Betriebswirtschaftslehre, lehrte in Köln seit 1906 Privat-
wirtschaft, speziell Revisions- und Treuhandwesen. 1933 kam er durch einen Antrag auf vorzeitige Emeritierung seiner 
Zwangsemeritierung wegen »jüdischer Versippung« zuvor. Als Nachfolger suchte das REM den Heidelberger Betriebs-
wirt Sommerfeld zu berufen (siehe S. 141). Wegen der drohenden Deportation seiner jüdischen Frau musste Schmalen-
bach sich 1944 bei einem Schüler verstecken und lehrte ab 1945 wieder in Köln. Potthoff: Betriebswirtschaftslehre. 
S. 104-106. Knapp zu Schmalenbach: Schnorbus, Axel: Für das Gewesene gibt der Kaufmann nichts. Zum 125. Geburts-
tag des Betriebswirtschaftlers Eugen Schmalenbach, Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 20.8.1998.
38
war die Zeit des Nationalsozialismus zu kurz, um »nachhaltig« auf Forschung, Lehre und 
Theoriebildung einzuwirken. Die meisten der insgesamt rund 50 Hochschullehrer der Be-
triebswirtschaftslehre hätten sich nicht mit der nationalsozialistischen Ideologie identifi-
ziert. Vor allem Professoren im Rechnungs- und Personalwesen sowie Organisationstheorie 
trugen nach Potthoff dem Regime ihre Expertendienste für die rüstungsorientierte und 
später kriegsbedingte Planwirtschaft an.93 Irene Raehlmann kommt in ihrer im Jahr 2005 
veröffentlichten wissenschaftssoziologischen Analyse der Hochschullehrer und Institutio-
nen der interdisziplinären Arbeitswissenschaft zu dem Ergebnis, dass von einer »Moderni-
sierung der Wissenschaft« »keine Rede sein kann«. »Interdisziplinarität« sei in der Zeit von 
1933 bis 1945 zu einer »Phrase« verkommen: »Im Rahmen eines geschlossenen Weltbildes, 
wie es der Nationalsozialismus vertritt, ganz zu schweigen von dessen normativen Impli-
kationen, ist die Verwirklichung eines solchen Programms nicht möglich.«94 Die Bielefelder 
bürgertums- und wissenschaftsgeschichtliche Dissertation von Heike Franz zur Etablierung 
der Betriebswirtschaftslehre als wirtschaftswissenschaftliche Disziplin und zur Geschichte 
der Betriebswirte als akademische Expertengruppe konzentriert sich vor allem auf die Han-
delshochschulen in Leipzig, Köln, Frankfurt und Berlin und die Geschichte des »Verbands 
Deutscher Diplom-Kaufleute«.95
Quellenlage1.4.2 
Die Quellenlage zur Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät ist vergleichsweise 
gut, wenngleich die unterschiedliche Dichte der Überlieferung zwangsläufig zu deutlichen 
Ungleichgewichten zwischen den Forschungsfeldern führt. Da Heidelberg den Krieg ohne 
größere Schäden überstanden hat, wurde das Universitätsarchiv nicht, wie zum Beispiel 
in Bonn, zerstört. Dennoch fehlen große Teile der Akten zur Studentenschaft im »Dritten 
Reich«, was für Heidelberg besonders beklagenswert ist, da hier viele später hochrangige 
Studentenfunktionäre studierten und teilweise auch promovierten. Die Akten des Univer-
sitätsarchivs wurden nach dem Krieg teilweise »bereinigt«, zuletzt im Dezember 1948, als 
gemäß der Dienstanweisung des Präsidenten des Landesbezirks Baden vom 22. Juni 1948 
die »arischen Nachweise aus den Personalakten« »gelöscht« wurden.96 Da die Betroffenen 
teilweise ihre Akten selbstständig bearbeiten durften, ist davon auszugehen, dass brisante 
Aktenstücke entnommen wurden – bezeichnenderweise stammt eine der umfangreichsten 
Personalakten vom Dekan der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät, Walter 
Thoms, der nach Kriegsende interniert wurde und so keinen Zugriff auf seine Personalak-
te gewinnen konnte. Die für diese Arbeit erstmals ausgewerteten Akten des Mannheimer 
Universitätsarchivs stellen eine Bereicherung speziell für die Zeit vor der Gründung und 
nach der Auflösung der Fakultät dar. Teilweise sind Akten aus den Heidelberger Beständen 
1945/46 mit den Instituten nach Mannheim umgezogen. Ergänzend wurden für die Beru-
fung Carl Brinkmanns an die HU Berlin noch die entsprechenden Akten der Juristischen 
Fakultät und dessen Personalakte im dortigen Archiv ausgewertet.
93 Potthoff: Betriebswirtschaftslehre. S. 107.
94 Raelmann: Arbeitswissenschaft. S. 190/191.
95 Franz: Zwischen Markt und Profession. Zur Kritik von Seiten der Fachvertreter vgl. Schneider: Zwischen Markt und Pro-
fession (Rezension).
96 Universitätssekretariat, Aktenvermerk, 20.12.1948, UA HD PA 5483.
39
Gemäß den Vorgaben des Landesarchivgesetzes Baden-Württemberg wurden alle 
Personen mit einem Geburtsdatum nach 1915 und Studierende ohne Geburtsdatum an-
onymisiert. Für die Argumentation in den entsprechenden Kapiteln »Disziplinarfälle« und 
»Zulassung von Nichtariern« sind die Klarnamen ohne Belang. Für das Kapitel »Disziplinar-
fälle« wurden alle von 1934 bis 1945 aktenkundigen Verfahren ausgewertet, insofern diese 
eine erkennbar politische Komponente besaßen und Studierende an der Staats- und Wirt-
schaftswissenschaftlichen Fakultät beteiligt waren. 
Die Parallelüberlieferung im Generallandesarchiv Karlsruhe ergänzt den Bestand im 
Universitätsarchiv. Hier finden sich vor allem die Schriftwechsel mit dem badischen Kul-
tusministerium und die Akten zur Entnazifizierung der Universität und den Spruchkam-
merverfahren. Die von der amerikanischen Militärverwaltung und den Spruchkammern 
zusammengetragenen Gutachten und Zeugenaussagen ebenso wie die zur eigenen Ent-
lastung durch die Angeklagten vorgelegten Leumundszeugnisse bieten die Gelegenheit, 
die Tätigkeit der Mitglieder der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät während 
der vergangenen zwölf Jahre rückblickend und aus einem anderen Winkel auszuleuchten. 
Im Umgang mit den Akten, vor allem den »Persilscheinen«, ist freilich Vorsicht angebracht. 
Informationen aus diesem Kontext wurden nicht gleichberechtigt mit zeitgenössischen, 
nicht retrospektiven Quellen in den Text eingearbeitet, sondern klar von diesen abgesetzt. 
Dies hat zur Folge, dass einige Details erst im jeweiligen Spruchkammerverfahren zur Dis-
kussion kommen – in den Kapiteln zuvor wird auf diese verwiesen.97
Eine dritte zentrale Quelle stellen die Akten des 1934 gegründeten Reichserziehungs-
ministeriums und der Forschungsverbünde dar, vor allem der Reichsarbeitsgemeinschaft 
für Raumforschung. Da ein Großteil der Dozenten an der Fakultät Mitglied der NSDAP war 
97 Als scharfsinnige Beobachterin an zentraler Stelle bewies sich während der Entnazifizierung die Dekanatssekretärin 
Luise Ritsert, die bereits an der Mannheimer Handelshochschule tätig gewesen war und der als Opfer einer aktenkun-
digen Denunziation – sie wohnte bei einem »Nichtarier« zur Miete – politische Glaubwürdigkeit zukam. Der Romanist 
Walter Mönch (*1905), der als Direktor des Dolmetscher-Instituts ab 1938 Mitglied der Staats- und Wirtschaftswissen-
schaftlichen Fakultät war (siehe S. 155), charakterisierte die Fakultätssekretärin in seinen 1981 verfassten Memoiren als 
»hervorragende Kraft aus bewährtem Sekretärinnengeschlecht«: »Frau Ritsert, etwa 40jährig und früh Witwe geworden, 
war eine achtunggebietende Persönlichkeit. Sie durchschaute alle Bewegungen und Intrigen der Kollegen, wurde von 
ihnen um Rat gefragt, äußerte stets mit Entschiedenheit ihre Meinung, und die Entwicklung der Dinge gab ihr in den 
meisten Fällen recht.« Mönch: Aus meinem Leben. S. 83/84, zur Denunziation Ritserts siehe S. 598.








Wiso-Fakultät Köln 4 1 1 6 9 15 979
Wiso-Fakultät Frankfurt 2 1 3 6 7 13 419
Wirtschaftshochschule 
Berlin 3 1 2 6 13 19 903
HH Leipzig 3 2 5 11 16 298 69
HH Königsberg 3 1 1 5 3 8 154
Stawi-Fakultät 
Heidelberg 1 2 3 3 6 488 240
Tabelle 1 | Personelle Ausstattung der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät
Dekan an Rektor, Die Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät im Vergleich zu den wirtschaftswissenschaftlichen Fakultäten und Handelshochschulen im 
Deutschen Reich, 28.6.1939, UA HD H-VI-552/3.
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und verschiedene Aufgaben in den Gliederungen der Partei wahrnahm, schlugen sich die-
se Mitgliedschaften und Aktivitäten im Aktenbestand des inzwischen im Bundesarchiv auf-
gegangenen »Document Center« der amerikanischen Militärregierung (OMGUS) nieder. 
Wer sich den universitären Akten und Gutachten aus der Zeit des Nationalsozialismus 
zuwendet, tut gut daran, die Warnung des ersten freigewählten Nachkriegsrektors, des Chi-
rurgen Karl Heinrich Bauer (*1890), im Hinterkopf zu behalten (und zugleich die Motive 
Bauers für sein Plädoyer zu hinterfragen): 
»Wer nur dem Namen nach Nazi war oder nicht, das können im Allgemeinen nur Ver-
trauensleute angeben, denn die nationalsozialistischen Aktenunterlagen führen sehr 
oft in die Irre. Zunächst ist zu den Akten zu sagen, es sind Akten des 3. Reiches. Das 
System war das verlogenste, daß es bisher gab. Er wäre merkwürdig, wenn die Akten 
nun auf einmal die zuverlässige Quelle reiner Wahrheit wären. […] Wenn irgendein 
Nazi einen schlechten Nazi oder anderen Deutschen vor Unheil bewahren wollte, so 
konnte er dies nur tun dadurch, daß er ihn in der Sprache der Nationalsozialisten mög-
lichst gut begutachtete und ihn insbesondere zum Nazi stempelte, auch wenn er es gar 
nicht war.«98
Welche Vorsicht bei der Beurteilung der im Nationalsozialismus angefertigten Arbei-
ten allein aufgrund ihres Titels geboten ist, zeigt das Beispiel der Promotion von Eugen 
Dallinger »Der Einfluss der Weltanschauung auf die Wirtschaftsgestaltung« aus dem Jahr 
1940. Die Arbeit behandelte nicht, wie offenkundig zu erwarten, die nationalsozialistischen 
Dogmen zur Wirtschaftsgestaltung, sondern fußte in der tomistischen Menschen- und 
Staatsauffassung, was nach Aussage des Doktoranden und selbst als öffentlicher Ankläger 
tätigen Dallinger im Spruchkammerverfahren zu Konflikten mit den Nationalsozialisten an 
der Universität führte.99 Aus dem gleichen Grund stellen die Inhalte der Lehre eine Heraus-
forderung dar: Ob analog zur Neugliederung der Veranstaltungen sich auch deren Inhalt 
geändert hat, ist eine Frage, die sich aus den Titeln der Veranstaltungen nicht beurteilen 
lässt. Bei gleichzeitiger Betrachtung der Veröffentlichungen der Dozenten sind in manchen 
Fällen Rückschlüsse auf die Lehrinhalte möglich. 
Größte Sorgfalt ist auch bei der Aufarbeitung der Schriften der Hochschullehrer geboten. 
Nur zu leicht gerät diese zu einer »braunen« Blütenlese, indem nur wenige Sätze herausge-
stellt werden, die möglicherweise nur einen kleinen Teil des Originaldokuments darstellen, 
im Extremfall sogar eine die tatsächliche Aussage kaschierende Funktion haben, aber prä-
gnant »braun« sind. Hierbei ist vor allem den Gutachten im Rahmen von Berufungen – und 
der »Antragslyrik« im Allgemeinen – besondere Aufmerksamkeit zu schenken: Es macht 
einen großen Unterschied, ob in einem dreiseitigen Gutachten in zwei oder drei Nebensät-
zen auf die »Verdienste« des Begutachteten um »die Bewegung« hingewiesen wird oder in 
einem einseitigen Gutachten seine nationalsozialistischen Meriten auf einer halben Seite 
ausgebreitet werden. Das Zitieren allein der »interessanten« Passagen aus diesen Schrift-
stücken zeichnet ein verzerrtes Bild. Eine große Erleichterung stellte die Tatsache dar, dass 
der überwiegende Teil der Zeitschriften, in denen die zu untersuchenden Personen pub-
lizierten, ebenso wie deren Werke selbst in der Universitätsbibliothek Heidelberg und der 
Institutsbibliothek des heutigen Alfred-Weber-Instituts, das mindestens Teile des Bestands 
98 Bauer, Memorandum, Denazifizierung, ohne Datum [ca. November 1945], UA HD REP 10/14.
99 Dallinger, Eugen, Eidesstattliche Erklärung, ohne Datum [ca. 1946], GLA KA 465a-59-3-2931.
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der Bibliotheken der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät übernommen hat, 
frei zugänglich sind. 
Eine reiche, wenngleich nicht unproblematische Quelle stellt der »Heidelberger Stu-
dent« dar, das »Kampfblatt« des Heidelberger NSDStB, weiterhin die lokalen Tageszeitun-
gen.100 Eine spannende Ergänzung zu den vorgestellten Quellen liefert das ungedruckte 
Manuskript einer Studentin und Doktorandin an der Staats- und Wirtschaftswissenschaft-
lichen Fakultät, Barbara Sevins »Nacht über Heidelberg«.101 Der Text wurde als Beitrag zu 
einem 1940 ausgeschriebenen Wettbewerb der Universität Harvard »My Life in Germany 
before and after January 30, 1933« verfasst. Ich hatte die Gelegenheit, ein langes Interview 
mit dem pensionierten Landrat Dr. Paul Herrmann zu führen, der 1942 an der Fakultät pro-
moviert worden war und mit erstaunlichem Detailwissen nach so lang vergangener Zeit 
verblüffte.102 Seine Charakterisierung der Konflikte zwischen den Hauptakteuren deckte 
sich mit den Animositäten, die aus dem Schriftverkehr der Fakultät unterschwellig heraus-
zulesen waren. 
Anmerkungen zur Rechtschreibung
Die Schreibweise in den Quellen wurde nicht an die neue Rechtschreibung angepasst. Die 
variierende Schreibung von »ß« zu »ss« ist dem Wechsel zwischen maschinenschriftlichen Quel-
len mit denen aus gedruckten Medien geschuldet. Verbessert wurden offensichtliche Tipp- und 
Grammatikfehler, alle weiteren Änderungen sind angezeigt.
100 Inzwischen online verfügbar Universitätsbibliothek Heidelberg: Quellen zur und aus der Universität Heidelberg http://
quellenUniHD.uni-hd.de.
101 Mein Dank gilt Herrn Norbert Giovannini und Frau Petra Nellen, Heidelberg, die mir freundlicherweise eine Kopie des 
Manuskripts gaben. Das Original des Manuskripts befindet sich im Münchener Institut für Zeitgeschichte. Barbara Sevin, 
Zulassung zur Promotion [inkl. Gutachten von Bergstraesser], 5.2.1935, UA HD H-IV-757/36b. Aufgrund der Tatsache, 
dass der Text für ein amerikanischen Publikum nach der Emigration aus Deutschland geschrieben wurde, stellt die 
Autobiographie einen quellenkritische Herausforderung dar. Vgl. Nellen/Giovannini: »Nacht über Heidelberg«. 
102 Das Interview mit Dr. Paul Herrmann (Z Herrmann) wurde am 12.03.2002, 10-13 Uhr, geführt. An dieser Stelle herzlichen 
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Institut für Sozial- und 2.1 
Staatswissenschaften
2.1.1 Alfred Weber und die Nationalsozialisten
»Akkommodiert?«
Die bestimmende Persönlichkeit am Heidelberger InSoSta und eine der zentralen Figuren 
an der Universität Heidelberg war der Nationalökonom und Bruder des verstorbenen Max 
Weber, Alfred Weber. Ohne sein Ausscheiden im April 1933 wäre ein Zusammenschluss 
mit der Handelshochschule Mannheim schwerlich denkbar gewesen. So kommt Weber 
in der Forschung über die Zeit unmittelbar nach der »Machtübernahme« eine Hauptrolle 
zu. Webers Verhalten gegenüber den Nationalsozialisten war Gegenstand einer teilweise 
polemisch geführten Diskussion über Fachgrenzen hinweg zwischen dem Historiker und 
Biographen Webers, Eberhard Demm, und den beiden Soziologen und Verfassern vieler 
disziplinhistorischer Aufsätze, Dirk Käsler und Carsten Klingemann.1 Im Kern drehte sich die 
in Fachzeitschriften und der Frankfurter Allgemeinen Zeitung ausgefochtene Diskussion 
um die Frage: »Hat Alfred Weber sich mit den Nationalsozialisten akkommodiert?«2
»Fascismus heißt Gewalt«
Klingemann wirft Weber in seiner Monographie über die »Soziologie im Nationalsozialis-
mus« die Unterlassung eines »klaren Wortes« gegenüber den Redakteuren der rechtsre-
volutionären »TAT«, die wohlwollende Duldung junger Nationalsozialisten unter seinen 
Mitarbeitern und Sympathien für den italienischen Faschismus vor. Letzterer Vorwurf ist 
durch einen Blick in die Schriften Webers vor 1933 schnell entkräftet: Tatsächlich hatte 
der Soziologie großes Interesse an Mussolinis Staat und sandte einige seiner Schüler mit 
Forschungsstipendien nach Italien, u. a. Jacob Marschak und Ernst Wilhelm Eschmann.3 
Dennoch ließ es Weber aller Anerkennung der »Führerqualitäten« des »Duce« zum Trotz 
niemals an fundamentaler Kritik am faschistischen Regierungssystem fehlen, das er als eine 
sich allein auf »Blut und Eisen« stützende, scheinmonarchische »Prätorianerdiktatur« cha-
rakterisierte: »Fascismus heißt Gewalt«.4
Auch zum Nationalsozialismus hatte Weber klar Stellung bezogen: In einem »Offenen 
Brief« an die Reichstagsfraktion der NSDAP hatte Weber zusammen mit Kollegen im No-
vember 1930 Auskunft erbeten, wie die Nationalsozialisten ein modernes Wirtschaftssys-
tem nach der »Befreiung von der Zinsknechtschaft« und dem Verbot des Aktienhandels 
zu organisieren gedachten.5 Trotz der betont nüchternen Wortwahl musste jedem Leser 
1 Vgl. Demm: Zivilcourage; ders.: Akkomodiert?; ders.: Nationalsozialisten; Klingemann: InSoSta; ders.: Oberförster; ders.: 
Notwendigkeit u. Käsler, Dirk: Unedles Waidwerk: Alfred Weber wird beschuldigt. Der Nazijäger Carsten Klingemann 
präsentiert eine infame Strecke. In: FAZ vom 12.2.1997; ders.: Soziologen-Verhalten vor und nach 1933. In: FAZ vom 
12.3.1997; Jox, Markus: Keine Frage der Ehre. Eine neue Runde im Streit um die Soziologie im Dritten Reich. In: FAZ vom 
12.11.1997.
2 Demm: Akkomodiert?
3 Demm: Nationalsozialismus. S. 285/286.
4 Weber: Republik und Nation. S. 436 u. 438. Zahlreiche weitere Beispiele aus Webers Reden, Zeitungsartikeln und Aufsät-
zen aus der Zeit vor dem Nationalsozialismus finden sich bei Demm: Nationalsozialismus. S. 284-291. 
5 In Punkt 11 des 25 Punkte umfassenden, für unabänderlich erklärten Parteiprogramms der NSDAP forderte Gottfried 
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deutlich geworden sein, dass das Ziel der Nationalökonomen darin bestand, die Absurdität 
des realitätsentrückten, amodernen Parteiprogramms herauszustellen und der Lächerlich-
keit preiszugeben.6 
Der »TAT«-Kreis
Unter den Redakteuren der in Jena erscheinenden »TAT« waren seit 1929 auch zwei Heidel-
berger (Hilfs-)Assistenten an Webers InSoSta, Ernst Wilhelm Eschmann7 und Giselher Wirsing.8 
Die politische Ausrichtung der intellektuellen Monatsschrift war national, antiwestlich und 
korporatistisch.9 Mit den kämpferischen Parolen gegen »Kapitalismus«, »Liberalis mus« und 
für »Autarkie« und einen »starken Staat« wurde die »TAT« zum unfreiwilligen intellektuellen 
Wegbereiter Hitlers.10 Eschmann wurde durch Weber mit einer »sachlichen Beschreibung« 
der »Sozialpolitik des Faschismus«, in dem er ein Modell einer nationalen, nichtrassistischen 
Vergemeinschaftung jenseits des Klassenkampfes sah, promoviert.11  Weber tolerierte an 
seinem Institut ein breites Spektrum an politischen Einstellungen:12 
»Als Liberaler war Alfred Weber seiner tief verwurzelten Überzeugung und seinen 
Prinzipien nach […] tolerant«, erinnert sich sein damaliger Habilitand Norbert Elias: »Er 
hätte auch einen Kommunisten als Assistenten eingestellt, wenn dieses Problem an 
ihn herangetreten wäre. […] Seiner Qualität nach verdiente der junge Nationalsozialist 
die Assistentenstelle, genauso wie der jüdische Elias die Habilitationszusage verdiente. 
Warum also nicht?«13
Weber hielt mit seinem Unmut gegenüber der »TAT« nicht hinter dem Berg, wie ein von 
Demm im Nachlass Webers gefundener Brief an den Chefredakteur der »TAT«, Hans Zehrer, 
Feder die »Abschaffung des arbeits- und mühelosen Einkommens« und die »Brechung der Zinsknechtschaft«. Pro-
gramm der NSDAP vom 24.2.1920, abgedruckt in: Deutsche Geschichte 9. S. 66-71.
6 Neben Weber zeichneten Götz Briefs, Heinrich Herkner und Christian Eckert die »Examensfragen an Hitler«, so der Titel 
eines Zeitschriftenartikels in der »Vossischen Zeitung« vom 30.11.1930, abgedruckt in AWG 5. S. 555/556.
7 Ernst Wilhelm Eschmann, Assistent von Alfred Weber von 1927-1932 mit einer kurzen Unterbrechung anlässlich eines 
Aufenthalts an der London School of Economics. Vgl. Eschmann: Erinnerungen.
8 Giselher Wirsing (*1907), Assistent und enger Mitarbeiter Brinkmanns am InSoSta bis 1930, war politischer Mitarbeiter, 
später Schriftleiter der »TAT«. Seit 1932 stand Wirsing nach eigenen Angaben »in einem frei[willigen] Mitarbeiterver-
hältnis zur SS«. Er sollte es in den Diensten des SD bis zum SS-Sturmbannführer bringen. Zit. nach Fritzsche: Politische 
Romantik und Gegenrevolution. S. 312/313 u. Anm. 90 S. 399. Zu Wirsings SD-Engagement im Krieg u. Nachkriegskarri-
ere siehe Fahlbusch: »Volksdeutsche Forschungsgemeinschaften«. S. 753 u. Mohler: Tendenzwende.
9 Blomert: Intellektuelle. S. 291.
10 So lautet das Fazit Fritzsches über den Tat-Kreis: »Wer allein der Tat – dem attraktivsten, einflußreichsten und gewich-
tigsten Periodikum, das jene ›educated Germans‹ [...] erreichte – durch alle Gründe und Abgründe gefolgt war, der 
war innerlich ganz und gar nicht mehr unvorbereitet, sondern bis zur Bewusstlosigkeit für den Faschismus disponiert, 
der konnte kaum erschrecken, sondern fand sich bereits kontinuierlich transzendiert: träumend noch, oder schon 
schlagend, auf der anderen Seite des Rubikon, wohin er nicht mit willentlichem Bedacht gegangen war. Und nur die 
antikapitalistischen Accessoires mußte er noch, wie Teile der ›Bewegung‹ selbst, ganz abzulegen sich gewöhnen. Wie 
Hermann Rauschning nachmals dem ›Tat‹-Kreis attestierte: ›Sie beseitigten Widerstände und ebneten Gedankenbah-
nen, die den Nationalsozialismus akzeptabel erscheinen ließen. Ich spreche hier aus persönlicher Erfahrung.‹« Zit. nach: 
Fritzsche: Politische Romantik und Gegenrevolution. S. 319.
11 Eschmann lehnte im Gegensatz zu Friedrich Zimmermann, alias Ferdinand Fried, seinem Kollegen als Redakteur bei der 
»TAT«, den völkischen Rassismus der NSDAP ab. Blomert: Intellektuelle. S. 291/292 u. Fried: Aufstieg der Juden.
12 »In Heidelberg konnten Juden, Sozialdemokraten, ja sogar Marxisten und Pazifisten lehren, aber kein Katholik.« 
Blomert: Intellektuelle. S. 17. Vgl. Demm: Nationalsozialismus. S. 289.
13 Elias: Über sich selbst. S. 26. In den Augen Elias’ war Eschmann ein »Nationalsozialist«, wenn auch ein »zivilisierter«: 
»Ich kannte ihn sehr gut. Aber er war ein zivilisierter Mensch, wir waren es alle. Natürlich gab es die Straßenschlachten, 
aber mir ist doch unvergeßlich, wie Richard Löwenthal, der damals einer der prominentesten Kommunisten unter den 
Studenten war, in der Aula der Heidelberger Universität sprach – ein kleiner, sehr jüdisch aussehender Mann vor einem 
ganzen Saal von Korpsstudenten. Das war also ebenfalls möglich. Es ist ihm nichts passiert. Und dann war da noch der 
sehr zivilisierte Alfred Weber; ich denke nicht, dass er eine Vorstellung vom Kommenden hatte.« Ebd. S. 52.
46
beweist. Die Agitation der »TAT« unterminiere die Grundlagen der Weimarer Republik gera-
de zu einem Zeitpunkt, zu dem die Erneuerung der liberalen Prinzipien die notwendigste 
Aufgabe darstellen würde. Eine kurzsichtige Politik angesichts der Folgen der drohenden 
nationalsozialistischen Machtergreifung: 
»Dann dürfen Sie ebenso wenig wie andere Leute noch schreiben und drucken, was Sie 
wollen. Sie und wir alle – soweit wir es uns gefallen lassen – werden dann mit schönen 
oder häßlichen Maulkörben versehen sein.«14
»Parteifahnen auf dem Rathaus«
Einen Tag nach der Reichstagswahl vom 5. März 1933 wurde im Deutschen Reich auf zahl-
reichen öffentlichen Gebäuden die Hakenkreuzflagge gehisst. In Heidelberg war bereits 
in der Nacht auf Montag, den 6. März 1933, die Parteiflagge und die schwarz-weiß-rote 
Reichskriegsflagge von triumphierenden SA- und Stahlhelm-Männern auf dem Rathaus 
aufgezogen worden. Aus Angst vor Unruhen ließ Oberbürgermeister Carl Neinhaus die SA-
Männer nach anfänglichem Widerstand gewähren, obwohl die Beflaggung eines Dienst-
gebäudes mit einer Parteifahne gegen geltendes Recht verstieß.15 Unter der Überschrift 
»Parteifahnen auf dem Rathaus« protestierte Weber in einem im Heidelberger Tageblatt 
veröffentlichten »Offenen Brief« an den Oberbürgermeister gegen die Fahnenaktion. Er 
verlangte Auskunft, welche Gründe Neinhaus veranlasst hätten, »die Verwaltungsgebäude 
der Stadt, in der alle Bürger der Stadt dieselben Rechte haben, zum Gegenstand einer Par-
teidemonstration werden zu lassen«:16 »Sollte mir keine genügende öffentliche Auskunft 
gegeben werden, so müsste ich annehmen, dass ich nicht mehr in einem Staate lebe, in 
dem alle Bürger gleichberechtigt sind.« Die Replik der Nationalsozialisten auf Webers Wi-
derstand bestand in einem wütenden Artikel in der »Volksgemeinschaft« aus der Feder des 
ehemaligen Redakteurs des »Heidelberger Studenten« und nunmehrigen Mitarbeiters des 
Heidelberger »Kampfblatts«, Bernhard Seeger-Kelbe17, gegen den »gleichberechtigten Bür-
ger Weber und andere Größen«.18 Webers InSoSta wurde als »Brutherd antideutscher Ge-
sinnung« beschimpft und seine Reputation als Wissenschaftler angegriffen: »Weber mag 
im Kreise gewisser Juden als Kapazität gelten, für uns nicht.« Seeger-Kelbe schloss mit der 
Drohung, dass »Weber und Genossen […] sich darauf verlassen [sollten], dass er und seines-
gleichen – angesichts ihrer Vergangenheit – überhaupt nichts mehr zu melden haben«.
»Holen Se´ den roten Lappen da `runter!«
Am 9. März 1933 traf der von Reichsinnenminister Wilhelm Frick ernannte Reichskommissar 
für Baden, Gauleiter Robert Wagner, in Karlsruhe ein.19 Zwei Tage später sollte die einge-
14  Zit. nach Demm: Nationalsozialismus. S. 288.
15 Artikel 3 der Weimarer Reichsverfassung vom 11.8.1919 legte die Reichsfarben auf schwarz-rot-gold fest. Demm: Zivil-
courage. S. 311/312.
16 Weber: Parteifahnen! S. 466. Hervorhebungen wie im Original.
17 Seeger-Kelbe hatte als Redakteur des »Heidelberger Studenten« 1930/31 die Pressekampagne gegen Emil Julius 
Gumbel, den jüdischen Statistiker und Pazifisten am InSoSta, gesteuert. Demm: Zivilcourage. S. 313. Zu Gumbel siehe 
Anm. 62, S. 52.
18 Volksgemeinschaft vom 8.3.1933.
19 Robert Wagner (*1895 als Robert Heinrich Backfisch), 1933 Gauleiter von Baden, 1940 »Chef der Zivilverwaltung« im 
besetzten Elsass.
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schüchterte badische Staatsregierung die Macht 
an Wagner übergeben.20 Nach einer Rede des 
NS-Kreisleiters Hermann Röhn anlässlich des 
Eintreffens des Reichskommissars wurden auf 
verschiedenen Universitätsgebäuden Hakenkreuz- 
und schwarz-weiß-rote Fahnen aufgezogen. Auch 
auf dem InSoSta und dem gegenüberliegenden 
Institut für Zeitungswesen wurde die Hakenkreuz-
fahne gehisst.21 Rektor Andreas »verwahrte« sich 
gegen die illegale Beflaggung. Die Gruppe von 
zehn bis zwölf Mann der SA und des Stahlhelm un-
ter Führung des NS-Reichstagsabgeordneten Willy 
Ziegler habe seinen Protest quittiert, so hielt Rektor Andreas in einer Aktennotiz fest und 
vermerkte lapidar: »Darauf entfernte sich die Abordnung und hisste die Fahne.«22 
Alfred Webers Reaktion fiel handfester aus: Während »manchem [nationalsozialisti-
schen] Kämpfer Freudentränen in den Augen standen«23, versicherte sich Weber der Unter-
stützung des anwesenden Heidelberger Polizeidirektors Heinrich Athenstaedt und befahl 
Hausmeister Alfred Willmann unwirsch »Holen Se‹ den roten Lappen da `runter!«: 
»Eine Heldentat? Jedenfalls nicht ›Widerstand durch Mitmachen‹, wie die Formel der 
Verteidigung in Nürnberg lautete, sondern durch Neinsagen. [...] Man muß sich die Si-
tuation vorstellen, wie der kleine alte Herr in seinem grauen Anzug sich dem Komman-
do braun uniformierter Studenten, die diesen Handstreich gezielt durchgeführt haben, 
entgegenstellt, mit krächzender Stimme sein Hausrecht geltend macht und trotz der 
bedrohlichen Haltung der braunen Phalanx nicht eher Ruhe gibt, bis sein Hausmeister 
den Schmachtfetzen vom Dach holt. Es war ein kurzer Triumph.«24
Die versammelten Nationalsozialisten hinderten den Geheimrat nicht – ein Beleg für 
die Wirksamkeit entschlossener Zivilcourage.25 Am nächsten Morgen hatte der bereits tags 
zuvor abgesetzte Athenstaedt die Amtsgeschäfte übergeben, und so zogen die National-
sozialisten dieses Mal mit Unterstützung der Polizei in den frühen Morgenstunden des 10. 
März 1933 die Flagge wieder auf: »Zur Wahrung der allgemeinen Sicherheit und Ordnung 
wurden vier mit Gewehren ausgerüstete SA- bzw. SS-Leute als Posten aufgestellt.«26 Aus 
Protest gegen die neuerliche Flaggenhissung schloss Weber sein InSoSta.27 In einer au-
ßerordentlichen Sitzung des Senats am selben Tag berichtete Bergstraesser von den Vor-
gängen am InSoSta.28 Der Senat beschloss, dass die Direktoren der universitären Institute 
20 Syré: Wagner u. Rehberger: Gleichschaltung. S. 97.
21 Die »Volksgemeinschaft« berichtete am 10.3.1933 voller Genugtuung: »Noch vorgestern hat sich der Herr Professor 
Alfred Weber über unsere Fahne auf dem Rathaus beschwert. Heute wehen unsere Banner von seinem Institut und dem 
gegenüberliegenden Zeitungsinstitut des Herrn von Eckardt.«
22 Rektor, Aktennotiz, 9.3.1933, UA HD B-1806/1. Demm: Zivilcourage. S. 315.
23 Scheel: Kampf. S. 12.
24 Sombart: Rendezvous. S. 183.
25 Demm: Fahnenaktion. S. 316.
26 Weitere Fahnenhissungen in Heidelberg. Unser Banner auf dem Artushof. In: Volksgemeinschaft vom 11.3.1933.
27 Seeger-Kelbe: Noch einmal: Der gleichberechtigte Staatsbürger Weber. In: Volksgemeinschaft vom 11.3.1933.
28 Senatsprotokoll zur Außerordentlichen Senatssitzung anlässlich Flaggenhissung, 10.3.1933, UA HD B-1266/3a. Rektor 
und Prorektor protestierten beim neuen Polizeidirektor Henninger, »dass Institute der Universität der undeutschen Hal-
tung bezichtigt werden«, und verwahrten sich dagegen, dass bei »den Vorgängen der Flaggenhissung, wie […] münd-
lich von anderer Seite berichtet wurde, der Ausdruck ›Schweinehund‹ in Bezug auf [Alfred Weber] gebraucht worden 
»Quelle 1 | Hochburg marxistisch, verjudeter Stätte der 
Wissenschaft« 
»Wir haben zum Zeichen unseres Sieges auf dieser Hochburg 
marxistisch verjudeter Stätte der Wissenschaft […] unsere 
Fahne gehißt. […] Wir werden dafür sorgen, daß die Spitzen 
dieser Anstalt durch Lehrkräfte ersetzt werden, die die Jugend 
in einem anderen Geiste als des von Moskau erziehen wer-
den.« Rede des SA-Führers anlässlich der Einholung der Haken-
kreuzfahne vom InSoSta und dem Institut für Zeitungswesen 
am 10. März 1933.«
Vom Hausmeister Willmann unterzeichnetes Protokoll, NL Weber, 
zit. nach: Demm: Zivilcourage. S. 318.
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gegen Flaggenhissungen und »im Treffen von Anordnungen, die auf die jetzige politische 
Lage Bezug haben, nicht selbständig [vorgehen]« sollten, sondern sich an die »Richtlinien 
des Rektorats bzw. des Engeren Senats« zu halten hätten: »Damit war Webers mutiges Vor-
gehen von der Universität desavouiert worden.«29 
Während Weber von Seiten der Universität keine Rückendeckung erfahren hatte, stellte 
sich die studentische Fachschaft der Staats- und Zeitungswissenschaftler in einem Leser-
brief hinter ihren Lehrer, dem sie eine »vornehme und nationale Gesinnung« attestier-
ten.30 Die »Volksgemeinschaft« setzte indes ihre Hetzkampagne am 11. März 1933 fort.31 
Weber habe durch seinen nutzlosen Protest gegenüber der »Regierungsgewalt des neuen 
Deutschland« unbedacht seine Kollegen gefährdet – wenngleich die »Volksgemeinschaft« 
zusicherte, diese seien »selbstverständlich« nicht Ziel der Angriffe von Seiten der National-
sozialisten. Möglicherweise hatte es eine Intervention von einflussreicher Seite zugunsten 
von Brinkmann und/oder Bergstraesser bei Seeger-Kelbe gegeben, die ihn zu dieser Recht-
fertigung gezwungen hatte.32 Den »Offenen Brief« Webers aufgreifend, forderte die »Volks-
gemeinschaft« die öffentliche Beantwortung zweier Fragen zu seiner Vergangenheit: 
»1. Haben Sie in einer Zeitung protestiert, Herr Weber, als im Jahre 1918 die roten See-
räuberfetzen auf den öffentlichen Gebäuden Deutschlands gehisst wurden? 2. Haben 
Sie in einer Zeitung protestiert, Herr Weber, als der deutsche Wissenschaftler Professor 
Lenard von marxistischen Lumpen schmählich misshandelt wurde? Ehe Sie diese 
Fragen nicht eindeutig beantwortet haben […], bestreiten wir Ihnen jedes Recht, über-
haupt Kritik an den gegenwärtigen Vorgängen in Deutschland zu üben.«33
Wenn Seeger-Kelbe erwartet hatte, Weber werde zurückstecken, so wurde er nach kür-
zester Frist durch dessen »Eingesandt« vom 13. März 1933 eines Besseren belehrt:
»Zum ersten. Im November 1918 hatte ich anderes zu tun, als gegen Flaggenhissungen 
zu protestieren. Ich habe mich damals in Berlin vom ersten Tage an mit Einsatz meiner 
Person an der Bildung der Freikorps gegen den Spartakistenaufstand beteiligt. Zum 
zweiten. In der Angelegenheit Lenard war es nicht meines Amtes, einzugreifen, da 
gegen den studentischen Führer sofort ein Disziplinarverfahren eingeleitet wurde.«34 
sei.« Zudem forderte der Rektor einen amtlichen Bericht des Herrn Polizeidirektors an das Ministerium an. Rektor an 
Weber, 18.3.1933, UA HD B-1015/4a.
29 Demm: Fahnenaktion. S. 317.
30 Leserbrief, Volksgemeinschaft vom 9.3.1933.
31 Seeger-Kelbe: Noch einmal: Der gleichberechtigte Staatsbürger Weber. In: Volksgemeinschaft vom 11.3.1933.
32 Die »Fahnenaktion« wird häufig als Ausgangspunkt des persönlichen Zerwürfnisses zwischen Weber und Berg straesser 
angeführt, so z. B. Blomert: Intellektuelle. S. 322-324 (siehe S. 610). Möglicherweise wollte sich Letzterer vom ange-
feindeten Institutsdirektor absetzen und intervenierte zugunsten einer differenzierten Sichtweise der »Kampfpresse« 
auf den vermeintlichen »Brutherd antideutscher Gesinnung«. In einer Selbstdarstellung aus dem Jahr 1942/43 er-
klärte der als »Edelnazi« angegriffene Bergstraesser lediglich, dass er aus Berlin herbeigeeilt sei, um Weber zu einem 
vorsichtig-zurückhaltenden Verhalten gegenüber den Nationalsozialisten analog zu dem Rektor Andreas’ zu bewegen. 
Handschriftliche Selbstdarstellung, ca. 1942/43, NL Bergstraesser, abgedruckt in: Blomert: Intellektuelle. S. 323/324; 
vgl. Krohn: Fall Bergstraesser. S. 266. Dagegen schrieb Ludwig Marcuse im »Neuen Tagebuch« vom 9.11.1935: »Im März 
ließ er [sc.  Alfred Weber] noch die […] Hakenkreuzfahne auf seinem Institut herunterholen; sein Assistent Bergstraesser 
sorgte dann dafür, dass die Flagge der Geistfeindschaft wieder hochging.« Zit. nach: Schmitt: Politikwissenschaft. S. 227 
Anm. 59.
33 Seeger-Kelbe: Noch einmal: Der gleichberechtigte Staatsbürger Weber. In: Volksgemeinschaft vom 11.3.1933. Die zwei-
te Frage spielt Ereignisse aus dem Jahr 1922 an. Der Physiker, Nobelpreisträger und Nationalsozialist Philipp Lenard 
hatte entgegen der von der Reichsregierung befohlenen Arbeitsruhe anlässlich der Ermordung Außenminister Walther 
Rathenaus seine Vorlesung gehalten und weiterarbeiten lassen. Sein Institut war daraufhin durch eine Gruppe von Stu-
denten und Arbeitern unter Führung eines Schüler Webers, Carlo Mierendorff, gestürmt worden. Mit weiteren Details: 
Demm: Fahnenaktion. S. 319.
34 Zum letzten Mal: Der gleichberechtigte Bürger Weber. In: Volksgemeinschaft vom 14.3.1933.
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Der »Volksgemeinschaft« blieb nicht mehr als ein schwaches »Trotzdem«: Webers Einsatz 
gegen die Spartakisten mache sein »heutiges Handeln« noch unverständlicher.35 Die Kam-
pagne der »Volksgemeinschaft« gegen Weber fand jedenfalls mit dem Artikel ihr Ende.
»Nationaler Geist« 
Neben der »Volksgemeinschaft« wandte sich Weber auch an den Rektor, um das InSoSta 
und seine Kollegen gegen den Vorwurf der »undeutschen Gesinnung« zu verteidigen:
»Es ist über jeden Zweifel erhaben, daß die beiden Institute auf dem Boden der freien 
Wissenschaft in nationalem Geist geführt werden. Man weiß nicht, ob den Angreifern 
[sc. der »Volksgemeinschaft«] bekannt ist, daß Professor Bergstraesser, der die Verwal-
tung des Instituts für Sozial- und Staatswissenschaften unter meiner Leitung führt, im 
Krieg ein Auge verloren hat und selbstverständlich ebenso das Eiserne Kreuz I. Klasse 
besitzt wie der Leiter des Zeitungsinstituts, Professor von Eckardt, der es, als er als 
Kriegsfreiwilliger in meiner Kompanie schwer verwundet wurde, erhalten hat.«36
Von Seiten der Universitätsführung wurde keine Stellungnahme zugunsten des InSoSta 
in der Tagespresse veröffentlicht. Im Gegenteil, als am 12. März 1933 die schwarz-rot-golde-
ne Flagge der Republik verfassungswidrig durch eine Verordnung des Reichspräsidenten 
Hindenburg durch die Hakenkreuzfahne und die schwarz-weiß-rote Flagge ersetzt wurde, 
ersuchte Andreas die Institutsdirektoren, entsprechende Flaggen zu erwerben. Das  InSoSta 
stand an erster Stelle auf dem Rundschreiben.37
Beurlaubung Alfred Webers
Unter diesen Umständen wollte Weber nicht länger an der Universität bleiben. Am 12. Ap-
ril 1933 bat er – vier Monate vor Erreichen der Altersgrenze – um seine Beurlaubung und 
nachfolgende Emeritierung: 
»Ich glaube einem Wunsch der Unterrichtsverwaltung zu entsprechen, wenn ich um 
meine Emeritierung einkomme. Am 30. Juli dieses Jahres vollende ich mein 65. Lebens-
jahr. Auf Grund des Gesetzes vom 13. Dez. 1922/18. Dezember 1924 bitte ich daher um 
Enthebung von den Amtspflichten (Emeritierung) zum 30. Juli dieses Jahres. Zugleich 
bitte ich um meine Beurlaubung für das jetzt beginnende Sommersemester.«38
Zehn Tage später wurde Weber »seinem Ansuchen entsprechend« für das Sommer-
semester 1933 beurlaubt und seine Emeritierung zum 1. August 1933 eingeleitet.39 Der 
65jährige Weber wurde nicht – wie er selbst und andere es später darstellten – »zwangs-
emeritiert«. So hatte er bereits Ende August 1934 in einem Interviews mit dem amerikani-
schen Soziologen Earle Edward Eubank erklärte, dass er als »Gegner der neuen Regierung« 
zum Verlassen der Universität gezwungen worden sei.40 Auch im Haus des »Beauftragten 
35 Ebd. Neben dem Leserbrief Webers veröffentlichte die »Volksgemeinschaft« die Erklärung eines weiteren Studenten am 
InSoSta, Hans Schirmer, Fachschaftsleiter im Wintersemester 1931/32, vom 10.3.1933. Der Student verurteilte die Schlie-
ßung des Instituts als falsche Entscheidung, verwandte sich aber entschieden gegen den »generalisierenden Vorwurf 
antideutscher Gesinnung«. Das Institut leiste »geistige Arbeit im nationalen Sinn«: Der wissenschaftlichen Lehrtätigkeit 
Prof. Webers ist man es schuldig, zu betonen, dass der oben zitierte Vorwurf in keiner Weise auf sie Anwendung finden 
kann.«
36 Weber an Rektor, 19.3.1933, UA HD B-1015/4a.
37 RGBl. 1933 I, S. 103 u. Rektor an Institutsdirektoren, 13.3.1933, UA HD B-1806/1.
38 Handschriftliches Schreiben Webers an MKU, 12.4.1933, GLA KA 235-20780.
39 MKU an Weber, 24.4.1933, GLA KA 235-29853.
40 Die Hintergründe seiner Emeritierung, seine erzwungene Entlassung als Regimegegner, so Weber, seien allgemein nicht 
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des Führers für die Überwachung der gesamten geistigen und weltanschaulichen Schu-
lung und Erziehung der NSDAP« Rosenberg ging man von einer Entlassung Webers aus.41 
Dass die Nationalsozialisten um den Hochschulbeauftragten Fehrle Weber nicht »zwangs-
emeritierten«, bedeutet aber im Umkehrschluss nicht, dass dessen Entschluss, sein Institut 
zu verlassen, seinem freien Willen entsprang:
»Weber ist für uns nicht tragbar. Er gilt als bedingungslos projüdisch, und er wurde 
nach der Machtübernahme beurlaubt, da er sich weigerte, an dem von ihm geleiteten 
Institut für Sozialwissenschaften die Hakenkreuzfahne hissen zu lassen. Seine Ge-
schichtsauffassung und seine Haltung gegenüber den politischen Wirklichkeiten unse-
rer Tage sollen dieselbe Gesinnung zum Ausdruck bringen.«42
Weber bewies nach 1945 eindrucksvoll, wie viel Energie und Tatkraft noch in ihm glühte, 
so dass ein vorzeitiger Abschied ohne die Repressalien der Nationalsozialisten und das Ge-
fühl, von der Universität im Stich gelassen und gedemütigt worden zu sein, nicht denkbar 
ist. Webers Ausscheiden bedeutete nicht nur einen großen Verlust an wissenschaftlicher 
Substanz für das InSoSta, sondern warf auch mittelfristig schwerwiegende Probleme hin-
sichtlich der Finanzierung des Instituts auf, fehlten doch in der Folgezeit die von Weber 
zahlreich eingeworbenen Drittmittel.43
Exkurs: Weber in der inneren Emigration, 1933-1945
Im März 1934 forderte der Hochschulbeauftragte Fehrle, möglicherweise auf Anregung 
des Studentenführers Scheel, beim Reichsstatthalter, Weber die Emeritierungsbezüge zu 
entziehen44: 
»Nach der bisherigen politischen Betätigung des Professors Dr. Weber wäre bei seinem 
Verbleiben im Amte keine Gewähr dafür geboten gewesen, daß er sich jederzeit rück-
sichtslos für den nationalen Staat eingesetzt hätte. Da nicht anzunehmen ist, daß Pro-
fessor Dr. Weber sich in der Zwischenzeit derart umgestellt hat, um den Erfordernissen 
des neuen Staates vollauf zu genügen, erachte ich die Voraussetzungen zur Anwen-
bekannt und sollten nicht bekannt werden. Die Umfrage Eubanks nach den einflussreichsten und prägenden Persön-
lichkeiten der deutschen Soziologie fiel für die Heidelberger Professoren des InSoSta und vor allem für Alfred Weber 
ernüchternd aus: Während Max Weber, Simmel und Tönnies häufig genannt wurden, wurde Alfred Weber kein einziges 
Mal erwähnt, Carl Brinkmann einmal, ebenso Mannheim. Käsler: Soziologische Abenteuer. S. 120-122 u. 36. Siehe 
Anm. 32, S. 26. Demm: Politischer Weg. S. 226-228. In der Nachkriegszeit blieb Weber bei dieser Darstellung, so in einem 
Artikel für die Rhein-Neckar-Zeitung vom 3.12.1946, abgedruckt in AWG 9. S. 630. Die Fama von der »Zwangsemeritie-
rung« Webers findet sich bis heute in Lehrbüchern, so z. B. in Korte: Soziologie. S. 130, weitere Beispiele in Demm: Politi-
scher Weg. S. 227 Anm. 28.
41 Der Beauftragte des Führers für die Überwachung der gesamten geistigen und weltanschaulichen Schulung und 
Erziehung der NSDAP, Kulturpolitisches Archiv, an Abteilung Vortragswesen, 15. Juni 1936 BA NS 15/256 Bl. 23. Das 
Gutachten beruht auf einer Abschrift ohne Urheber, vermutlich entstammte das Original aber der N.S.-Kulturgemeinde, 
Ortsverband Heidelberg, Rohrbacher Str. 13, Haus der Arbeit, an die eine entsprechende Anfrage ergangen war, 
BA NS 15 / 97 Bl. 123/124.
42 Der Beauftragte des Führers für die Überwachung der weltanschaulichen Erziehung [sc. Alfred Rosenberg], Kulturpoli-
tisches Archiv an Abteilung Vortragswesen im Hause, 15.6.1936, BA NS 15/256 Bl. 23. Im November 1935 hatte das REM 
auf Anfrage des damaligen Rektors Groh entschieden, dass eine Verlängerung der Lehrerlaubnis über das 65. Lebens-
jahr hinaus allein im Ermessen des Rektors liege, allerdings nur unter der Bedingung, dass »der Dozent […] die Gewähr 
bietet, dass er sich in die im jungen Geiste sich erneuernde Universität einfügt, oder wenn seine politische Haltung die 
nationalsozialistische Erziehungsarbeit an der akademischen Jugend [nicht] gefährdet«. Spätestens im Jahr 1935 hätte 
Weber mit hoher Wahrscheinlichkeit seine Lehrtätigkeit aufgeben müssen. Rektor an Dekan, 8.11.1935, UA HD H-VI-334.
43 Sein Nachfolger als Institutsdirektor, Nationalökonom Brinkmann, musste nach Auslaufen der von Weber und seinen 
Mitarbeitern eingeworbenen Mittel bis 1940 regelmäßig um außerplanmäßige Zuschüsse durch das MKU bitten. Rektor 
an Brinkmann, 12.3.1940, UA HD B-6680/2.
44 Demm: Nationalsozialisten. S. 293.
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dung des § 4 Abs. 2 des Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums für 
gegeben.«45
Auf dem Schreiben findet sich ein großer roter handschriftlicher Vermerk »Unterbleibt«. 
Warum und durch wen, ist nicht zu ersehen. Es spricht viel für die These Eberhard Demms, 
dass die Nationalsozialisten Weber widerwillig Respekt vor dessen Verdiensten im Kampf 
gegen den Kommunismus zollten.46 Freilich nicht so viel Respekt, dass sich Rektor Krieck 
1938 zu den obligatorischen Glückwünschen zu Webers siebzigstem Geburtstag hätte 
durchringen können: 
»Seither [sc. seit seiner Beurlaubung] hat [Weber] sich wohl ›loyal‹ verhalten und es ist 
vielleicht sogar anzunehmen, daß er sich um Loyalität bemüht. Darüber hinaus dürfte 
er aber seiner ganzen Vergangenheit nach weder gehen, noch gehen können. Seine 
wissenschaftliche Leistung wie immer man sie von der Vergangenheit her bewerte, 
scheint mir doch weltanschaulich dem Nationalsozialismus nicht nur fern, sondern 
teilweise wenigstens so entgegen zu stehen.«47
Weber lebte also nach seiner Beurlaubung und Pensionierung weitgehend unbehel-
ligt von den Nationalsozialisten. Er promovierte die ihm noch verbliebenen Doktoranden, 
nahm aber darüber hinaus keinen Anteil am universitären Leben und betrat die Ruperto-
Carola bis 1945 nicht mehr.48 Im Vorlesungs- und Personalverzeichnis wurde er als »inakti-
ver ordentlicher Professor« der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät geführt. 
Weber konnte auch zu Kongressen ins Ausland reisen.49 Der Soziologe erhielt kein Schreib-
verbot.50 Sein 1943 veröffentlichtes Werk »Das Tragische und die Geschichte« war von den 
deutschen Verlagen abgelehnt worden und wurde in den Niederlanden gedruckt.51 In pri-
vaten Briefen lässt Weber keinen Zweifel an seiner Fundamentalopposition zum National-
sozialismus und daran, wie sehr er sich den Sieg der Alliierten herbeiwünscht.52 Mit der 
Widerstandsbewegung vom 20. Juli 1944 stand er über Mittelsmänner in Kontakt.53 
45 MKU, Fehrle, Aktennotiz, 20.3.1934, GLA KA 235-20780.
46 Vgl. Hochachtung Seeger-Keelbes anlässlich der Untersuchungen der Gestapo siehe S. 66.
47 REM an MKU, 14.7.1938, GLA KA 235-20780 u. Rektor an MKU, 21.7.1938, UA HD PA 6245. Das MKU ergänzte, »dass ein 
früherer Hochschullehrer, der in solcher Weise von dem sattsam bekannten Separatistenblatt ›Deutsche Freiheit‹ in 
Schutz genommen wurde, den Glückwunsch einer Reichsstelle zu seinem 70. Geburtstag nicht verdient [hat]«. Ergän-
zung des MKU, 28.7.1938, GLA KA 235-20780. Siehe im Anhang den Artikel »Quo vadis?« S. 642. Webers Schmerz ob der 
entgangenen Glückwünsche wird sich in überschaubaren Grenzen gehalten haben. Rektor und Kultusminister Schmitt-
henner hingegen ließ es sich in seiner Amtszeit nicht nehmen, Weber zu dessen 75. Geburtstag zu gratulieren. MKU an 
Weber, 13.07.1943, GLA KA 235-20780.
48 Demm: Nationalsozialisten. S. 295/296 u. Nunzinger: Innere Emigration. S. 120/121.
49 So zu einer Tagung der »Fondation pour la Science, Centre International de Synthese« in Paris Ende Mai 1936. REM an 
Rektor, 25.5.1936, UA HD PA 6245.
50 Demm: Politischer Weg. S. 237.
51 So Demm: Nationalsozialisten. S. 295, die mir vorliegende Ausgabe des Werks aus dem Jahr 1943 trägt allerdings den 
Namen des Hamburger »H. Goverts Verlags«. 
52 Demm: Politischer Weg. S. 238/239.
53 Ebd. S. 240/241.
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»Nichtarische« Hochschullehrer2.1.2 
»Lederer und Marschak sind emigriert, von Eckardt entlas-
sen, Salz abgebaut, weil Jude.« Alfred Webers Bilanz für 
1933, NL Weber54
Arnold Bergstraesser2.1.2.1 
Arnold Bergstraesser, seit 1932 Inhaber der Gothein-Gedächtnis-Professur55 für Auslands-
kunde und Geschäftsführer des InSoSta, wurde am 6. Mai 1933 die – vorläufig ausgesetzte 
– Beurlaubung mitgeteilt.56 Bergstraesser bestätigte am 3. Juli 1933 in einer handschrift-
lichen Mitteilung an den Rektor die »israelitische Herkunft« seines Großvaters.57 Wie sein 
Kollege Herbert Sultan war der im Weltkrieg schwer versehrte Kriegsfreiwillige durch sei-
nen »Frontkämpfer«-Status vorerst vor der Entlassung geschützt (siehe unten).58 Der bei 
den Studierenden überaus beliebte, charismatische Bergstraesser hatte zusammen mit 
Jaspers die größten »Hörerscharen« unter den Geisteswissenschaftlern:
»Wie verzaubert blickten sie [sc. die Hörer] auf ihr Idol, den hochgewachsenen Mann 
mit der schweren Kriegsverletzung im schmalen Gesicht: eine Granate hatte die Na-
senwurzel und eines seiner sehr leuchtend blauen Augen zerstört. Seine Vorlesungen 
waren zugleich rhetorische Hymnen und Huldigungen an den Geist des deutschen 
Vaterlandes.«59
In der Folgezeit suchte der »Prototyp eines Germanen«60, der vor der »Machtergreifung« 
sehr gute Kontakte nach Berlin besessen hatte, seine in den Augen des Regimes verdäch-
tige Abstammung durch einen besonders tiefen Kotau vor den neuen Machthabern zu 
kompensieren. Bergstraesser veröffentlichte mehrere Aufsätze, in denen er aktiv für den 
Nationalsozialismus warb.61 Während der »Heidelberger Student« seinen früheren Gegen-
spieler Emil Julius Gumbel62 im Pariser Exil schmähte (Quelle »Dankbar wie ein Emigrant!«, 
54 Zit. nach Demm: Politischer Weg. S. 228, Anm. 40.
55 Zuvor hatte Bergstraesser, der seit 1922 am InSoSta angestellt war, einen aus den Mitteln der Gothein-Stiftung ho-
norierten Lehrauftrag zur »Wirtschafts- und Gesellschaftskunde des Auslandes« inne gehabt. MKU an Engeren Senat, 
14.7.1929 u. Bergstraesser, Standesliste, 15.11.1928, UA HD PA 3276.
56 Vézina: »Gleichschaltung«. S. 43. Im Verlauf der Diskussion in der New Yorker Exilantenzeitschrift »Aufbau« um die Rolle 
Bergstraessers in den ersten Jahren nach der »Machtergreifung« erklärte der zu dessen Verteidigung aufgerufene in 
Harvard lehrende Politologe und Enkel des Reichskanzlers von Bülow, Carl Joachim Friedrichs (*1901), Bergstraesser sei 
auf Betreiben des »neuen Nazi-Direktors des Instituts, Professor Brueckmann [sc. Brinkmann?]«, gezwungen worden, 
»sein Seminar außerhalb des Instituts zu halten«. Hierzu finden sich in den Akten keine Hinweise. 
57 Bergstraesser an Rektor, 3.7.1933, UA HD PA 3276. Verschiedentlich wird eine jüdische Großmutter Bergstraessers als 
Grund für seine Entlassung angegeben. Vgl. z. B. Demm: Politischer Weg. S. 229.
58 Vézina: »Gleichschaltung«. S. 47.
59 Hippler: Verstrickung. S. 16. 
60 Vor der »Machtergreifung« genoss Bergstraesser große Sympathien in Berlin. 1929 setzte sich der Berliner »Akademi-
sche Auslandsdienst e.V.« dafür ein, Bergstraesser zum Professor zu berufen und als Leiter der deutsch-englischen aka-
demischen Vermittlungsstelle in London einzusetzen, was seinerzeit vom Auswärtigen Amt »lebhaft begrüßt« wurde. 
Bergstraesser lehnte die Übernahme der Stelle trotz der Zustimmung des MKU seinerzeit ab. Auswärtiges Amt an MKU, 
23.1.1929 u. Engerer Senat an MKU, 25.3.1929, UA HD PA 3276. Zu Bergstraessers Kontakten zum späteren Reichskanzler 
Kurt von Schleicher vgl. Blomert: Intellektuelle. S. 311.
61 Siehe S. 313.
62 Zu dem die Grenzen der Heidelberger Liberalität in den 20er und beginnenden 30er Jahren aufzeigenden Konflikt 
um Emil Julius Gumbel, Lehrbeauftragter und späterer Extraordinarius für Statistik am InSoSta, vgl. Jansen: Gumbel; 
Wolgast: Gumbel u. Brenner: Emil Julius Gumbel. Die erste »Gumbel-Affäre« entzündete sich 1924 an dessen Äußerung, 
die Soldaten des Ersten Weltkriegs seien »auf dem Felde der Unehre gefallen«, führte aber nicht zum Entzug der Venia 
legendi des Pazifisten. Gumbel wetterte in den Folgezeit immer wieder gegen das idealisierte Gedenken an den Welt-
krieg, die verdeckte Aufrüstung und die Blindheit der Justiz gegen rechtsradikale Gewalttäter. Als er 1932 angesichts 
der hunderttausenden Hungertoten eine »Kohlrübe« als ein angemessenes Denkmal für den Weltkrieg bezeichnete, 
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gegenüberliegende Seite), sah Bergstraesser sich 
selbst anlässlich eines Besuchs in Paris im März 
1933 harten Vorwürfen in der Exilantenzeitschrift 
»Pariser Tageblatt« ausgesetzt:63 Bergstraesser, der 
als ehemaliger Schüler Webers immer weiter nach 
rechts »gerutscht« sei, so der Vorwurf, habe es 
verstanden, durch die parteiische Untersuchung 
des »Falls Gumbel«, die Begünstigung von Partei-
gängern aus den vom ihm verwalteten Fonds und 
gefällige Publikationen der drohenden Entlassung zu entgehen. Aufgabe des geistigen 
Hitler-»commis voyageur« in Paris sei es, die »allzu zackig auftretenden Nazistudenten« als 
Mentor zu betreuen und gleichzeitig in intellektuellen Kreisen für Verständnis für Hitler-
Deutschland zu werben. Die Vorwürfe sollten auch in Bergstraessers späterem Exil in den 
USA nicht verstummen.64 
Bis zu seiner Entlassung geriet Bergstraesser zum »bevorzugte[n] Doktorvater für alt-
gediente NS-Studentenfunktionäre und hoffnungsvolle Nachwuchskräfte« wie den späte-
ren »Gegnerforscher« Franz Alfred Six.65 Die bloße Anzahl der Studenten in Bergstraessers 
»Doktorenfabrik« – insgesamt ein Fünftel aller Promotionen an der Philosophischen Fa-
kultät wurde durch den Nationalökonomen durchgeführt – erregte immer stärker das 
Missfallen des Dekans der Philosophischen Fakultät, der vorgeblich um das »Niveau« der 
Dissertationen fürchtete. Zudem lasse Bergstraesser, indem er auch »nationalsozialistische 
Themen« annehme, »die von einem Nichtarier zu erwartende notwendige Zurückhaltung 
außer acht«.66 
Bereits im Mai/Juni 1935 hatten die von Nationalsozialisten dominierten Fachschaften 
zum Boykott der bis zum Sommersemester 1934 gut besuchten Vorlesungen Berg straessers 
aufgerufen.67 Dieser hatte daraufhin beim REM seine Beurlaubung für das nachfolgende 
Wintersemester beantragt und darum gebeten, seine anschließende »Verwendung so ge-
stalten zu wollen, dass sich meine Tätigkeit außerhalb der Lehr- und Erziehungsaufgaben 
der Hochschule vollzieht«.68 Das MKU verlängerte auch auf Drängen des Rektors Groh und 
wurde Gumbel nach einer Kampagne der nationalsozialistischen Studierenden hin entlassen. Bergstraesser gehörte 
als Vertreter der Nichtordinarien zusammen mit den Ordinarien Johannes Hoops und Gerhard Anschütz den Unter-
suchungsausschuss an, der sich letztlich für den Entzug der Venia legendi aussprach. Zur Internierung Bergstraessers in 
den USA und Gumbel siehe Anm. 74, S. 54.
63 Nazi-Professor treibt sich in Paris herum. Die Wandlungen des Arnold Bergstraesser. In: Pariser Tageblatt vom 11.3.1934 
[Digital unter http://deposit.ddb.de/online/exil/exil.htm (»Pariser Tageblatt« Jahrgang 2, Ausgabe 89, Seite 2) 
(27.8.2007)].
64 Scheer, Maximilian: Bergstraesser. In: Aufbau vom 27.3.1942.
65 Klingemann: »Institut für Sozial- und Staatswissenschaften«. S. 134-137. Vgl. S. 224.
66 Dekan der Phil. Fak. an Rektor, Bericht über die Promotionstätigkeit Arnold Bergstraessers, 19.9.1935, UA HD PA 324.
67 Mußgnug: Heidelberger Dozenten. S. 60. Spitzenreiter bei den Besuchszahlen war die Vorlesung »Praktische Volks-
wirtschaftslehre« (136 Hörer, SoSe 32), aber auch »Die Hauptfragen der Weltpolitik« (112 Hörer, SoSe 34) und die 
Ring vorlesung »Das Diktat von Versailles, seine Hintergründe und Auswirkungen« (128 Hörer, SoSe 34) zogen über-
durchschnittlich viele Hörer an. Bergstraesser, Geschichte und Verwendung der Gothein-Professur, 31.1.1935, UA HD 
PA 260. Im Nachruf für Bergstraesser schrieb Hans Maier in der »Zeitschrift für Politik« im Jahr 1964, dass Bergstraesser 
trotz seines »ausgeprägten nationalen Fühlens« für internationale Verbindung und Verständigung zwischen den Völ-
kern geworben habe und deshalb »nach 1933« boykottiert worden sei. Hierfür finden sich keine Belege in den Akten. 
Ebenso unterschlägt Meier, dass die Entlassung aufgrund »rassischer« und nicht aufgrund politischer Unbotmäßigkeit 
ausgesprochen worden war. Vgl. Maier: Bergstraesser. S. 97. Zu den Fachschaften siehe S. 486.
68 Bergstraesser an REM, 29.9.1935, UA HD PA 3276.
Quelle 2 | »Dankbar wie ein Emigrant!«
»Zu dem Gelichter, das mit dem nationalen Aufbruch fluchtar-
tig aus Deutschland verschwand und im benachbarten Frank-
reich gastliche Aufnahme suchte, gehört auch Herr Gumbel, 
weiland ›Professor‹ an der Universität Heidelberg, ein Pazifist 
übelster Sorte, der schon in seinen deutschen Glanzzeiten 
im eindeutig landesverräterischen Dienst feindlicher Mächte 
stand.«
Der Heidelberger Student vom 27.7.1934.
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gegen den Willen Bergstraessers, der am 10. Februar 1936 die Wiederaufnahme seiner Ver-
anstaltungen angekündigt hatte, dessen Beurlaubung69 und kündigte Bergstraesser »trotz 
dessen strammen Nationalismus« (Roth) endgültig zum 1. Oktober 1936.70 Bergstraesser 
emigrierte über Frankreich in die USA.71 
In beiden Ländern kam es zu heftigen Anfeindungen gegen den in Emigrantenkreisen 
als »akademischen Wegbereiter der Katastrophe« und »Edel-Nazi« wahrgenommenen Na-
tionalökonomen.72 Zudem wurde Bergstraesser dessen Schlüsselposition bei der Entfer-
nung des Heidelberger Statistikers und Pazifisten Gumbel vorgeworfen.73 Der New Yorker 
»Aufbau« wiederholte und ergänzte bereits in Paris publizierte Anschuldigungen anläss-
lich der Verhaftung Bergstraessers als Einwanderer aus einer »Enemy nation« nach dem 
Kriegseintritt der USA im Januar 1942.74 Nach der dreimonatigen Haft auf der Gefängnis-
insel Terminal Island nahe Los Angeles wurden Bergstraesser und sein deutscher Kollege, 
der Historiker und späterer Diplomat Fritz Caspari (*1914), im März 1942 ohne Auflagen 
entlassen. Sie nahmen ihre Lehrveranstaltungen am Scripps College in Claremont, Kalifor-
nien, wieder auf.75 Bergstraesser wurde in der Folgezeit nochmals zeitweilig interniert und 
durch das FBI verhört.
Arthur Salz2.1.2.2 
Der neoklassisch orientierte, unbesoldete außerordentliche Professor für Nationalökono-
mie Arthur Salz (*1881) war bereits 52 Jahre alt, als die Nationalsozialisten an die Regierung 
kamen.76 An der Mannheimer Handelshochschule war Salz der vom Kuratorium der Hoch-
schule wie auch vom zweiten Ordinarius für Volkswirtschaftslehre favorisierte Kandidat für 
die Nachfolge des 1930 emeritierten Nationalökonomen Sally Altmann.77 Die Querelen um 
die Berufung auf den vakanten Lehrstuhl sollten sich aber über Jahre hinziehen. 
69 Rektor an Dekan, 23.5.1935, UA HD PA 260 u. Bergstraesser an Dekan, MKU, REM, 10.2.1936, UA HD PA 3276.
70 Rektor an Dekan, 14.2.1936, UA HD PA 260. Vgl. Roth: Familiengeschichte. S. 609.
71 Hans Speidel, Mitglied des militärischen Widerstands um Erwin Rommel 1944 und späterer Oberbefehlshaber der 
NATO-Landstreitkräfte (*1897), berichtete, dass Bergstraesser nach dem Entzug der Venia legendi nach Berlin in die 
Bendlerstraße zu ihm als Leiter der Abteilung »Fremde Heere West« im Generalstab der Wehrmacht gekommen sei. 
Nach dem Rat und mit der Unterstützung des Generalstabes Ludwig Becks und Admiral Wilhelm Canaris’ von der Ab-
wehr habe sich Bergstraesser entschlossen zu emigrieren. Speidel: Bergstraesser. S. 10/11.
72 Krohn: Fall Bergstraesser. 
73 Vgl. Krohn: Fall Bergstraesser. S. 258/259. Siehe Anm. 62, S. 52.
74 Auch Bergstraesser verhaftet. In: Aufbau vom 9.1.1942. Zur Diskussion um »Bergstraesser in Amerika« siehe Schmitt: 
Politikwissenschaft. S. 74-77 u. Krohn: Fall Bergstraesser. An der Debatte im »Aufbau« um die Rolle Bergstraessers bis 
zu seiner Emigration in die USA beteiligten sich Carl Joachim Friedrichs als Fürsprecher und die emigrierten deutschen 
Journalisten Kurt Richard Großmann (*1897) und Maximilian Scheer (*1896) als Ankläger. Friedrichs/Großmann/Scheer: 
Der Fall Bergstraesser – Pro und Contra. In: Aufbau vom 3.7.1942. Zum Schicksal der späten Emigranten vgl. Gerth: Mär-
chenbuch. S. 81/82. Sein Gegenspieler Gumbel, der in New York lehrte, lieferte Material im Verfahren gegen Bergstra-
esser. Er stand auch in Briefkontakt zum späteren OSS-Offizier Daniel F. Penham, der sich nach Kriegsende als einer der 
Verantwortlichen für die Entnazifizierung der Universität Heidelberg für ein weitgehende Entfernung von systemtreuen 
und -nahen Professoren einsetzen werden wird. Siehe University of Chicago Library: Guide to the Emil Julius Gumbel 
Papers, ca. 1934-1966. http://ead.lib.uchicago.edu/view.xqy?id=ICU.SPCL.GUMBEL&c=g [31.8.2007].
75 Bergstraesser lehrte in Claremont über »German Civilisation and European History«. Scripps College Head Denies Row 
Over Alien Professors. In: Los Angeles Times vom 7.3.1942. Zur Geschichte des Scripps College vgl. http://www.scripps-
col.edu/dept/about/history.html [14.5.2007].
76 Brandt: Volkswirtschaftslehre II. S. 386 u. Blomert: Intellektuelle. S. 285/286.
77 Bollmus: Handelshochschule. S. 28-32.
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1933 zerschlugen sich alle Hoffnungen Salz‘, nach dem Verlust seines Vermögens in der 
Weltwirtschaftskrise eine besoldete Anstellung zu erlangen.78 Als Jude wurde er am 20. 
 April 1933 »vorläufig beurlaubt« – ungeachtet der Tatsache, dass er weder beamtet noch 
angestellt war.79 Da der gebürtige Böhme auf Seiten des österreichisch-ungarischen  Heeres 
von 1914 bis 1918 gedient hatte und unter anderem Träger des »Eisernen Kreuzes« war, fiel 
Salz unter die vom Reichspräsidenten Hindenburg ausbedungene Ausnahme regelung für 
»Frontkämpfer« nach § 3 des GWBeamt.80 Salz gelang es aber in der Kürze der ihm vom 
MKU zugestandenen Zeit nicht, die notwendigen Bescheinigungen vorzulegen.81 Am 28. 
September 1933 wurde ihm trotz der Unterstützung des Rektorats, das beim MKU um Ver-
ständnis für die Verzögerungen warb, endgültig die Lehrerlaubnis entzogen.82 Salz ging 
als »visiting professor« nach England an die Universität Cambridge, um dann in die USA zu 
emigrieren.83
Herbert Sultan2.1.2.3 
Zusammen mit dem außerordentlichen Professor Salz wurde auch dem Finanzsoziologen 
und Privatdozenten für Nationalökonomie Herbert Sultan am 20. April 1933 seine »Beur-
laubung« aus »rassischen« Gründen zugestellt.84 Im Gegensatz zu Salz konnte Sultan die 
erforderlichen Papiere zum »Frontkämpfernachweis« vorlegen. Brinkmann, der von Ex-
ternen bedrängt wurde, die sich auf die mutmaßlich vakanten Stellen bewarben, forderte 
dringend die »Aufhebung der Beurlaubung«.85 Sultan konnte ab Juli 1933 vorläufig wieder 
lesen. Er wurde zwei Jahre später Opfer der zweiten Säuberungswelle, die Ende 1935 im 
Zuge der Durchführung des »Reichsbürgergesetzes« erfolgte und nun auch alle die jenigen 
erfasste, die zuvor im Rahmen der Ausnahmebestimmungen des GWBeamt. verschont ge-
blieben waren.86 Am 21. Oktober 1935 erfolgte seine endgültige »Beurlaubung« als »nicht-
arischer« nichtbeamteter Dozent auf Grund eines Erlasses des REM vom 30. September 
1935 im Vorgriff auf die zweite Durchführungsverordnung zum »Reichsbürgergesetz«.87 
Kurz vor Kriegsbeginn emigrierte Sultan nach England. 1946 kehrte er nach Wiederher-
stellung seiner akademischen Rechte durch die Philosophische Fakultät an die Universität 
Heidelberg zurück.88
2.1.2.4 Jakob Marschak
Der 1919 als Menschewik nach der Oktober-Revolution aus Russland geflohene Pri-
vatdozent für Nationalökonomie und ordentliche Assistent Emil Lederers, Jakob 
78 Ebd. S. 28, Anm. 47.
79 Mußgnug: Vertriebene Dozenten. S. 37.
80 Salz, Fragebogen, 11.4.1933, UA HD PA 5581 u. Böhm: Selbstverwaltung zum Führerprinzip. S. 107.
81 Mußgnug: Vertriebene Dozenten. S. 37.
82 MKU an Salz, 11.10.1933, UA HD PA 5581. Vgl. Drüll: Gelehrtenlexikon. S. 231.
83 Salz sollte nach 1945 nicht nach Deutschland zurückkehren. Mußgnug: Vertriebene Dozenten. S. 37. 
84 Brandt: Volkswirtschaftslehre II. S. 414; Jansen: Institut der Außenseiter. S. 29 u. Vézina: Gleichschaltung. S. 40, Anm. 83.
85 Brinkmann an MKU, 9.7.1933, GLA KA 235-29853.
86 Böhm: Selbstverwaltung zum Führerprinzip. S. 367/368.
87 Rektor an Sultan, 21.10.1935, UA HD H-VI-334. Das REM dehnte mit der zweiten Verordnung zum »Reichsbürgergesetz« 
vom 21.12.1935 den Personenkreis, dem die Venia legendi zu entziehen war, auf die nichtbeamteten Hochschullehrer 
aus. Walk: Sonderrecht. S. 148 Nr. 87.
88  Dekan, Phil. Fak. an Rektor, 1.6.1946, UA HD PA 667. Siehe S. 612.
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 Marschak (*1898 Kiew), sollte im Sommersemester 1933 den vierstündigen Lehrauftrag 
für Statistik, den früher Gumbel innegehabt hatte, übernehmen. Dazu sollte es nicht mehr 
kommen. Der aus der Ukraine stammende Jude Marschak entzog sich des demütigenden 
Ausfüllens des Abstammungsfragebogens und emigrierte über Wien in die USA.89 Die Aus-
zahlung seines Gehalts wurde mit Ende Mai 1933 eingestellt.90 In den USA konzentrierte 
Marschak seine Forschung auf konkrete »kriegsrelevante« Felder, um dann in der Folgezeit 
als spiritus rector der modernen Ökonometrie zu wirken.91
Marschak hatte vor 1933 im Rahmen eines durch die »Rockefeller Foundation« finan-
zierten Forschungsprogramms »Zum wirtschaftlichen Schicksal Europas« in Lederers Un-
tergruppe »Nachkriegsbeziehungen des Kapitals für die wirtschaftliche Gegenwart und 
Zukunft« gearbeitet.92 1935 standen die Ergebnisse dieser Forschungen zur Veröffentli-
chung an, wodurch sich Institutsdirektor Brinkmann vor ein Problem gestellt sah, sah er 
doch den »Ruf« des InSoSta gefährdet, würde sein Institut mit diesen Arbeiten in Verbin-
dung gesetzt werden:93 Aus dem Berliner Propagandaministerium war Brinkmann auf seine 
Frage hin, ob die Reihe weiterhin erscheinen solle, beschieden worden, »dass es nicht an-
gebracht erscheint, die Veröffentlichung der Arbeiten abzulehnen«.94 Brinkmann erschien 
diese Lösung »mit Rücksicht auf die Beziehung der Rockefeller Foundation zu diesen Ar-
beiten« die richtige, war aber weiterhin ob der Gefahr beunruhigt, dass unter Umständen 
seine »Tätigkeit und die Überzeugungen« ebenso wie die seiner Mitarbeiter in ein »falsches 
Licht  rücken, wenn aus einer Veröffentlichung der Arbeiten der Herren Marschak und Le-
derer der Schluss gezogen würde, dass das Institut auch heute noch in einer näheren Ver-
bindung mit diesen Herren stehe«.95 Letztendlich wollte Brinkmann die Entscheidung nicht 
allein tragen und bat den Rektor um eine Entschließung. Hans Himmel als Mitarbeiter des 
Rektors Groh in dessen »Führerstab« erteilte Brinkmann am 6. März 1935 die erwünschte 
Absolution von Seiten der Nationalsozialisten: Ihm erscheine es »nach Lage der Dinge« rich-
tig, »dass die mit Hilfe der Rockefeller Foundation ermöglichte Veröffentlichung der Herren 
Lederer und Marschak nicht mehr unter dem Namen des Institutes erscheinen« sollten. Der 
Verlag solle das Buch ohne Bezug auf das InSoSta veröffentlichen und es bei einem Hinweis 
auf die Rockefeller Foundation belassen.96 
Johann Herbert Mitgau und Marie Baum2.1.2.5 
Der frühere Assistent und Bibliothekar des InSoSta, Johann Hermann Mitgau (*1895), der 
sich 1930 am InSoSta für Sozialwissenschaften habilitiert hatte, war bereits 1930 beurlaubt 
worden und lehrte als planmäßiger Professor an der Pädagogischen Akademie in Frank-
89 Mußgnug: Vertriebene Dozenten. S. 43/44; Rektor an Marschak, 20.4.1933, UA HD PA 4930.
90 Universitätskasse an MKU, 28.4.1933, GLA KA 235-29853.
91 Srubar: Sozialwissenschaftliche Emigration. S. 96. Vgl. Hagemann: Marschak u. Krohn: Entlassung und Emigration. S. 42.
92 Zum Rockefeller-Programm 1929-1935 siehe Blomert: Intellektuelle. S. 108-120.
93 Neben Marschak und Emil Lederer war noch dessen Neffe, Walther Lederer, der nach seiner Promotion 1930 As-
sistent von Arthur Salz wurde, am Projekt beteiligt. Hagemann: Marschak. S. 232. Brinkmann an Rektor, 2.3.1935, 
UA HD B-6680/2.
94 Zwei Bände waren bereits 1932 erschienen: »Aufbau der europäischen Industrie nach dem Kriege« von Otto Schlier und 
»Methodenwandel der europäischen Handelspolitik während des Krisenjahrs 1931« von Walter Greiff. Blomert: Intellek-
tuelle. S. 112.
95 Brinkmann an Rektor, 2.3.1935, UA HD B-6680/2.
96 Himmel an Brinkmann, 6.3.1935, UA HD B-6680/2. Das Werk über die »Kapitalbildung« erschien 1936 in London.
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furt/Oder. Er bot lediglich im Wintersemester 1933/34 und im Sommersemester 1934 Vorle-
sungen über »Sozialstatistik«/»Bevölkerungsstatistik« und – im Rahmen seines damaligen 
Forschungsschwerpunkts Genealogie – über »Familienkunde und Familienforschung« 
und »Gesellschaftskunde« an. Ergänzt wurden seine Vorlesungen durch eine Übung über 
»Stand und Familien«. 1934 wurde Mitgau zur Wahrnehmung eines Lehrauftrags an der 
Hochschule für Lehrerbildung in Cottbus wiederum beurlaubt. Er kehrte nicht mehr an das 
InSoSta zurück.97 
1945 wieder ans Institut zurückkehren sollte hingegen die Lehrbeauftragte Marie Baum 
(*1875). Der promovierten Chemikerin hatte das MKU am 28. Juli 1933 ihren Lehrauftrag 
am InSoSta »unter besonderer Berücksichtigung der Jugendfürsorge«, den sie seit 1927 
inne gehabt hatte, als »Nichtarierin« entzogen.98
Joseph Moreth2.1.2.6 
Neben den promovierten Assistenten am InSoSta, Walter Brodbeck99 und Otto Pfleiderer100, 
wurde auch der Geschäftsführer der Akademischen Auslandsstelle (ab 1930) und Mitor-
ganisator der Ausländerferienkurse (ab 1926), Dr. Joseph Moreth, zu einem späten und 
indirekten Opfer der »Säuberungen«.101 Moreth, der nach 1933 zum ordentlichen Assisten-
ten Brinkmanns aufgestiegen war, erhielt Ende 1935 keine Verlängerung seines Zweijah-
resvertrages, obwohl dies in vielen anderen, vergleichbaren Fällen problemlos genehmigt 
worden war.102 Im Fall Moreth war dies nicht möglich, da, wie Brinkmann es formulierte, 
»in der Person des Leiters der Fachschaft Dr. A. Prinzing bereits seit einiger Zeit ein Anwär-
ter für diesen Posten bereit[stand]«. Moreth sollte zugunsten des nationalsozialistischen 
Jungfunktionärs Albert Prinzing von seinem Posten gekegelt werden.103 Brinkmann stand 
unter massivem Druck der nationalsozialistischen Gliederungen an der Universität: Sowohl 
der NSDStB, in dem Prinzing zudem als Gau-Pressesprecher tätig war, als auch der Leiter 
der Dozentenschaft Schlüter hatten sich gegen eine Vertragsverlängerung Moreths aus-
gesprochen: »Vor allem warnen wir, ihn in einen repräsentativen Posten in irgendeiner Or-
ganisation, die mit Ausländern bzw. dem Ausland zu tun hat, zu bringen.«104 Brinkmann, 
so Schlüter, habe die Verdienste Moreths »sehr subjektiv beurteilt«: Seine neben reinen 
Verwaltungsaufgaben erworbenen »Verdienste unter dem früheren System können leider 
nicht in dem Maße anerkannt werden.« Schlüter endet mit der bösartigen Denunziation, 
dass er »gerüchteweise« gehört habe, dass Moreth sein »Reifezeugnis nur unter der aus-
drücklichen Versicherung erhalten habe, dass er nicht an die Hochschule gehe«. Tatsächlich 
97 Giovannini: Zwischen Republik und Faschismus, S. 233-235.
98 Lauterer: Baum. S. 263/264.
99 Werner Brodbeck (*1910), 1932-1935 Assistent Bergstraessers am InSoSta, Wiedereinstellung als Assistent mit Sonder-
vertrag 1936-1938 am Lehrstuhl Brinkmanns (finanziert durch Studiengesellschaft für Nationalökonomie, die wissen-
schaftliche Forschungsstelle des Reichsbauernführers), dann Journalist und Inhaber einer Werbeagentur. Brinkmann an 
MKU, 8.11.1935 u. Brinkmann an MKU, 10.5.1938, UA HD B-6681/1.
100 Otto Pfleiderer (*1904), 1932-1934 Assistent am InSoSta, 1937-1945 Mitarbeiter bei der volkswirtschaftlichen Abteilung 
der Berliner Reichs-Kredit-Anstalt, ab 1945 Präsident der Landeszentralbank Baden-Württemberg.
101 Auslandsdienst. Studentenführer Winterhalbjahr 1933/34. S. 53-55.
102 Brinkmann an MKU, 9.11.1935, UA HD PA 5068.
103 Zur Habilitation Prinzings siehe S. 209.
104 Leiter der Dozentenschaft, Schlüter, an Rektor, 26.11.1935, UA HD PA 5068.
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war sich Rektor Groh nicht zu schade, diesem Hinweis nachzugehen und bei der zuständi-
gen Oberrealschule – vergeblich – eine entsprechende Bestätigung zu erhalten.105
Brinkmann selbst stand der Einstellung des nach seiner Rückkehr aus Italien106 aus den 
Mitteln der Rockefeller-Stiftung bezahlten Forschungsassistenten Prinzing bei allem Einsatz 
für Moreth durchaus aufgeschlossen gegenüber, habe dieser doch Erfolge in seiner dop-
pelten Funktion als Fachschaftsleiter der Staatswissenschaftler und Forschungs assistent 
feiern können: 
»Diese beiden Gebiete haben sich in nachdrücklichster Weise gegenseitig befruchtet, 
indem die Fachschaftsschulung Nutzen aus den auf die Außenhandelstheorie und das 
Britische Imperium gerichteten Arbeiten zog, und auch umgekehrt nationalsozialisti-
sches Denken die erwähnten Forschungsgegenstände [sc. Prinzings Promotion über 
Überwindung der australischen Wirtschaftskrise] aufhellen half.«107
Brinkmann wandte sich in einem Schreiben an das Badische Kultusministerium mit 
der Bitte, seinem scheidenden Assistenten Moreth zumindest eine Stellung in der Unter-
richtsverwaltung zu ermöglichen. Dass neben Dozenten- und Studentenschaft auch Rektor 
Groh zu den Gegnern einer Weiterverwendung Moreths zählte, beweist ein handschriftli-
cher Vermerk auf diesem Schreiben Brinkmanns an das MKU, in dem Groh sich gegen die 
Verwendung Moreths in der akademischen Auslandsstelle oder bei der Vorbereitung der 
550-Jahrfeier aussprach. In einem eigenen Schreiben nach Karlsruhe blieb Groh auf diesem 
Standpunkt: Zwar teile er nicht das »so scharf ablehnende Urteil« der Dozentenschaft, eine 
Verwendung in den beiden genannten Dienststellen an der Heidelberger Universität hielt 
der Rektor trotzdem für unmöglich. Moreth wurde Sachbearbeiter bei der Devisenstraf-
sachenstelle beim Finanzamt Karlsruhe; alle weiteren Anträge Moreths, an der Universität 
eine Anstellung zu finden, wurden kommentarlos abgelehnt.108
105 Rektor an MKU, 30.11.1935, UA HD PA 5068.
106 Prinzing über seine Zeit in Italien: »Neben dem Studium arbeitete ich bei Sturmführer [Dr. Theodor] Blahut, dem ehe-
maligen Kreisführer Österreich der D.St., der als Vertreter der Deutschen Studentenschaft bei den Gruppi Universitari 
Fascista in Rom war. Ihn vertrat ich während seiner längeren Abwesenheit. Auf Blahuts Wunsch hin übernahm ich die 
Stellung eines Vertrauensmanns der Studierenden deutscher Staatsangehörigkeit innerhalb der Ausländerorganisation 
der Gruppi Universitari Fascista.« Prinzing, Lebenslauf, 18.11.1935, UA HD B-6681/1. Zu Blahut vgl. Petersen: Kulturab-
kommen. S. 45/46.
107 Brinkmann an Dekan, 18.11.1935, UA HD H-VI-612.
108 Moreth an MKU, 21.10.1936« u. MKU an Rektor, 26.1.1937, UA HD PA 5068.
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Institut für Zeitungswesen2.2 
Die Entlassung Hans von Eckardts2.2.1 
2.2.1.1 »The ›reddest‹ part of the ›reddest‹ university«
»The Press department is the ›reddest‹ part of the ›reddest‹ 
university in Germany, and their convivial meetings are the 
hotbeds of political hatred.« Gordon Bolitho, The Other 
Germany, S. 101.
Konflikt mit der nationalsozialistischen Fachschaft
Im Juli 1932 war mit Franz Alfred Six ein strammer Nationalsozialist zum Leiter der zeitungs-
wissenschaftlichen Fachschaft gewählt worden.109 In der Folgezeit kam es zu vielen Ausei-
nandersetzungen mit der Institutsleitung – Rektor Groh sprach rückblickend von 15 bis 20 
Konflikten.110 Den Höhepunkt stellten die Vorgänge um die Radioausstrahlung der »Frank-
furter Rede« des Reichskanzlers Hitler am 22. Februar 1933 dar:111 In den Räumen des Ins-
tituts für Zeitungswissenschaft lauschte eine in Erwartung eines Vortrages von Waldkirch 
versammelte Gruppe von Studenten einer Rede Hitlers. Obwohl der Vortrag von Waldkirch 
noch nicht begonnen hatte, ließ von Eckardt den Apparat ausschalten. »Bevor dies erfolg-
te«, so die eidesstattliche Erklärung eines anonymen Zeugen, »fragte Herr von Eckardt 
in arroganter Weise: ›Wessen Stimme spricht denn hier?‹, obwohl ihm selbstverständlich 
bekannt war, dass der Reichskanzler in diesem Augenblick sprach.« Später soll der Insti-
tutsleiter gegenüber einem anwesenden Studenten geäußert haben, dass er gefürchtet 
habe, »die Autorität der Reichsregierung wird darunter leiden!« Zweifellos, so der Denunzi-
ant weiter, sei der »Art der ganzen Unterhaltung sinngemäß zu entnehmen, dass Herr von 
Eckardt bewusst darauf ausging, den Reichskanzler [...] lächerlich zu machen.«112 
Six und die nationalsozialistischen Studenten forderten die Ablösung von Eckardts und 
boykottierten die Übungen und Vorlesungen am Institut für Zeitungswesen.113 Parallel trom-
melte die Heidelberger »Volksgemeinschaft« in wütenden Artikeln gegen den Institutsdi-
rektor als Vertreter einer »aussterbenden Rasse«.114 Im »Bericht über die Institutstätigkeit im 
Winterhalbjahr 1932/33« fanden die Auseinandersetzungen hingegen keine Erwähnung, 
109 Vgl. Hachmeister: Gegnerforscher. S. 55/56.
110 Rektor an MKU, 13.4.1934, UA HD PA 3614.
111 Die von verschiedenen Seiten überlieferten Varianten stimmen im Großen und Ganzen im Ablauf der Geschehnisse 
überein. Die nachfolgende Darstellung folgt der eidesstattlichen Erklärung eines anonymen Studenten vom 28.5.1933 
in den Akten des MKU, GLA KA 235-3278 (2).
112 Die Zeiten änderten sich schnell am InSoSta und dem Institut für Zeitungswissenschaften, will man dem Bericht von 
Schütz-Sevin Glauben schenken: »Ziemlich bald nach meiner Ankunft [sc. ca. Oktober 1934] war eine große Hitler-Rede, 
die auf allen Sendern übertragen wurde, und wo jeder Student zuhören musste, in der Universität, in einem Seminar 
oder wo immer. Ich hörte zu im Seminar für Sozial-Wissenschaften. Wir standen und saßen da alle mehr oder weniger 
schlafend herum unter Leitung der Professoren des Instituts. Am Schluss wurde das Deutschlandlied gespielt und dann 
die neue Nationalhymne, das ekelerregende Horst-Wessel-Lied. Alles hob den Arm hoch, aber ich brachte es nicht fertig. 
Aufgestanden zwar war ich beim Deutschlandlied natürlich, aber das Handhochheben war mir unmöglich. Am Ende 
des Liedes und der Sieg Heils kam einer der Professoren auf mich zu und herrschte mich an, was mir einfiele usw.« Wer 
der angesprochene Professor ist, lässt sich dem Kontext leider nicht entnehmen. Schütz-Sevin: Heidelberg. S. 129.
113 Rektor an MKU, 13.4.1934, UA HD PA 3614. 
114 Geltungsbedürfnis, Volksgemeinschaft vom 25.2.1933.
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im Gegenteil: Die Institutsleiter von Eckardt und Waldkirch lobten die »außerordentlich be-
währte« Zusammenarbeit mit der Fachschaft, der es zu verdanken sei, »dass die Lehr- und 
Forschungstätigkeit von der politischen Unruhe der letzten Jahre, die naturgemäß auch die 
Universitätsinstitute in Mitleidenschaft gezogen hat, unbeeinträchtigt« geblieben sei.115
»Stätte neudeutscher-jüdisch-marxistischer 
Geisteshaltung«, März 1933
Von Eckardt suchte sich Ende März 1933 in einem mehrseitigen Brief an Rektor Andreas ge-
gen die Vorwürfe der »Volksgemeinschaft«, sein Institut sei von »undeutscher Gesinnung«, 
zu verteidigen.116 Er verwies auf seinen Kriegseinsatz und schwere Verwundung im Ersten 
Weltkrieg und sein Werben gegen die Annahme der Waffenstillstandsbedingungen im No-
vember 1918.117 Jahrelang sei er von Kommunisten und der Sowjetregierung »lebhaft be-
kämpft« worden.118 Auch sei er den Sozialisten am InSoSta, Emil Julius Gumbel, Mannheim 
und Lederer, »entgegengetreten«, weswegen er und sein Seminar einige Semester lang 
von »sozialistischen Studenten« boykottiert worden sei:
»Die Leitung des Instituts für Zeitungsinstituts konnte gar nicht anders als früher oder 
später hineingezogen werden in die inneren Kämpfe und Spannungen, die in der deut-
schen Presse sich auswirken. Ich habe aller Schwierigkeiten ungeachtet dennoch mich 
bemüht, von einer mittleren Linie nicht abzuweichen.«119
Am 7. April 1933 sandte Gustav Adolf Scheel in seiner Funktion als Vorsitzender des 
Heidel berger AstA ein Schreiben an Fehrle, in dem er die sofortige »Entfernung« von 
Eckardts forderte: 
»Das Zeitungswissenschaftliche Institut war in den letzten Jahren stets der gefährlich-
ste Gegenpol aller nationalen Bewegungen innerhalb der Studentenschaft. Schon in 
der Zusammensetzung der Studierenden des Zeitungswesens zeigt sich eine große 
Mehrheit übelster, jüdischer und marxistisch-pazifistischer Genossen und Genossinnen. 
Jede nationale Anregung wurde sofort unterdrückt oder lächerlich gemacht.«120
Scheel betonte, dass sich auch die Fachschaft und Six für die »Entfernung« des Instituts-
leiters ausgesprochen hätten. Dem Brief beigelegt waren ein längerer Bericht von Ernst 
Bayer, Student, Fachschaftsmitglied und »Vertrauensmann« der NS-Studenten am Institut 
für Zeitungswesen, und ein kurzer Appell gegen die »unhaltbaren Zustände« an der »Brut-
stätte jüdisch marxistischer ›Kultur‹«, verfasst vom »Führer des Nationalen Blocks«, Alfred 
Marx.121 Beide zollten wie schon Wismann der persönlichen Ausstrahlung von Eckardts un-
terschwellig Respekt, forderten aber umso vehementer dessen »Ungefährlichmachung«: 
115 Der Bericht muss vor der Entlassung von Eckardts im März 1933 entstanden sein, da in den beigehefteten Informatio-
nen zum kommenden Sommersemester 1933 sowohl von Eckardt als auch sein Assistent Böse noch Veranstaltungen 
ankündigten. Sommersemester 1933, Lehrplan des Instituts für Zeitungswesen, Bericht über den Ausbau des Lehrplans 
und die Institutstätigkeit im Jahre 1932-33, GLA KA 235-3278 (2). S. 12.
116 Von Eckardt an Rektor, 24.3.1933, UA HD PA 3614.
117 Ebd. S. 3/4.
118 Ebd. S. 5.
119 Ebd. S. 8. Zu Emil Julius Gumbel siehe Anm. 62, S. 52.
120 Scheel, Vorsitzender des AstA der Universität Heidelberg, an Fehrle, MKU, 7.4.1933, GLA KA 235-3278/2. Fünfzehn Jahre 
später trafen von Eckardt und Scheel in vertauschten Rollen während eines Lokaltermins im Spruchkammerverfahren 
gegen den Ex-Studentenführer und Gauleiter wieder aufeinander. Scheel sei die »aktivistische Triebfeder innerhalb der 
Heidelberger Studentenschaft« gewesen, so der ehemalige Leiter des Zeitungswissenschaftlichen Instituts, und habe 
sich »zu einem Agitator und Demagogen ersten Ranges entwickelt.« Rhein-Neckar-Zeitung vom 15.12.1948.
121 Bayer, Ernst, Mitglied der Zeitungswissenschaftlichen Fachschaft, Zeitungswissenschaftliches Institut, o. D. [ca. März 
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»Ein Mensch wie Herr von Eckardt bleibt immer liberal, pazifistisch und weltbürgerlich, 
wird niemals diese Haltung aufgeben können und bedeutet so in der heutigen Zeit 
eine große Gefahr für die Erziehung der Jugend.«122
Auch der englische Student Gordon Bolitho berichtet in seinen autobiographischen 
Aufzeichnungen von der großen Beliebtheit von Eckardts unter den »Studenten, Hörern 
und Hausfrauen«.123
Das Institut verkörperte in den Augen des nationalsozialistischen Vertrauensmanns als 
»Stätte neudeutscher-jüdisch-marxistischer Geisteshaltung« mithin alles, was der stramme 
nationalsozialistische Student zu verabscheuen hatte.124 Jahrelang war den »nationalen« 
Studenten jeder Einfluss verwehrt und ihre »Weltanschauung« nicht ernst genommen wor-
den:
»Das Zeitungswissenschaftliche Institut ist eine Zelle antinationalsozialistischer Stim-
mung und Gesinnung, was bisher um so gefährlicher war, als die jüdischen Studie-
renden, wie vielleicht in keinem anderen Institut, es verstanden, in enger persönlicher 
Fühlungnahme mit dem Leiter des Instituts [...] zu arbeiten. Das Leben und Treiben 
am Institut selbst ist das typische Bild neudeutscher Auffassung von Wissenschaft 
und Kunst, was z. B. gerade bei den Fachschaftsfesten besonders in Erscheinung trat. 
Sketsch, Songs und wie diese Errungenschaften der neudeutschen echt jüdischen Gei-
steshaltung alle heißen mögen, erfreuten sich besonderer Beliebtheit. Nachdrücklichst 
muß hervorgehoben werden, daß die neuen Wege, die der Nationalsozialismus auf 
allen Gebieten politischen und geistigen Lebens weist, einer sachlichen Diskussion nie 
unterzogen wurden, weil man am Institut diese ›barbarischen‹ Dinge für indiskutabel 
hielt.«125 
Der Institutsleiter sei ein »innerlich zerrissener Mensch«, ein »Liberaler«, »Staatspartei-
ler«, ein früheres Mitglied des »Reichsbanners« und in erster Ehe mit einer Jüdin, in zweiter 
Ehe mit einer Halbjüdin verheiratet. In seinen Seminaren habe von Eckardt Hitler und den 
Nationalsozialismus in der »ihm eigenen sarkastischen Art« behandelt. Zudem habe er die 
Radioübertragung einer Rede des »Führers« abgeschaltet und sich bei einem Fachschafts-
abend geweigert, sich mit Redakteuren des nationalsozialistischen Kampfblatts »Volksge-
meinschaft« an einen Tisch zu setzen.126 Bayer musste allerdings einräumen, dass das gegen 
von Eckardt vorgebrachte »Angriffsmaterial in der konkreten Form, wie es gegen Gumbel 
vorlag«, nur »schwer zusammenzustellen« sei, aber seine »Geisteshaltung« und seine »er-
zieherische Wirkung« angesichts der »ungeheuren Wichtigkeit« der Presse als »Mittel der 
1933, dem Schreiben von Scheel, Anm. 120, S. 60, beigelegt] u. Marx, Alfred, Führer des Nationalen Blocks an der Univer-
sität Heidelberg, an MKU, Fehrle, 7.4.1933, GLA KA 235-3278 (2).
122 Bayer, Ernst, Mitglied der Zeitungswissenschaftlichen Fachschaft, Zeitungswissenschaftliches Institut, o. D. [ca. März 
1933, GLA KA 235-3278 (2).
123 Bolitho: Other Germany. S. 100. Von Eckardt gehörte in der Weimarer Republik zu der kleinen Gruppe von Nichtordina-
rien, die ihr Gehalt durch Unterrichtsgelder von jährlich 1.000 RM und mehr aus ihren sehr gut besuchten Veranstaltun-
gen steigern konnten. Neben von Eckardt konnten auch Bergstraesser und Mannheim am InSoSta über Kolleggelder 
eine deutliche Einkommenssteigerung erzielen. Jansen: Vom Gelehrten zum Beamten. S. 65.
124 In gleichem Tenor hatte die »Volksgemeinschaft« bereits ein knappes Jahr zuvor im Juni 1932 gegen einen Vortrag am 
Institut polemisiert. Der zu einem Vortrag nach Heidelberg eingeladene Musikkritiker der »BZ am Nachmittag«, Hans 
Heinz Stuckenschmidt, wurde als »hebräischen Bockmist« schreibender »bolschewistischer Kulturschwätzer« angegrif-
fen, der durch seine »flegelhaften Ausfälle gegen die Bayreuther Festspiele« bekannt geworden sei. So habe er über 
die Oper geschrieben, dass die jungen Menschen die Oper als »überlebt« empfinden würden. Die »Volksgemeinschaft« 
warf sich in die Brust: Man verbitte sich derartig »freche Anpöbelungen« der deutschen »Meister«, die in Berlin, Moskau 
und »anderen Galizierzentralen« verunstaltet würden. Heidelberger Universität und Kulturbolschewismus. In: Die Volks-
gemeinschaft vom 15.6.1932. 
125 Bayer, Ernst, Mitglied der Zeitungswissenschaftlichen Fachschaft, Zeitungswissenschaftliches Institut, o. D. [ca. März 
1933, GLA KA 235-3278 (2).
126 Vorwürfe nach Bayer: Zeitungswissenschaftliches Institut. S. 1/2.
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politischen Willensbildung« eine hinreichende Begründung für dessen »Entfernung« dar-
stellte.127
Neben von Eckardt forderte Bayer auch die Entlassung des Assistenten von Eckardts, Ge-
org Böse, da dieser »im gleichen Fahrwasser« wie sein Vorgesetzter gesegelt sei, auch wenn 
dieser sich in den Seminaren einer »erstaunlichen Objektivität gegenüber dem National-
sozialismus befleißigt« habe. Hingegen in »gutem Sinne objektiv« hätten sich die weiteren 
Lehrenden am Institut, Feuilletonredakteur Rudolf K. Goldschmidt und Verleger Wilhelm 
Waldkirch, verhalten.128
Zwischen allen Stühlen, April 1933
Von Eckardt saß nunmehr zwischen allen Stühlen: Im eigenen Institut wurde der Insti-
tutsdirektor von den nationalsozialistischen Studenten als »Liberaler« und Mitglied einer 
»aussterbender Rasse« beschimpft und zugleich autoritärer Neigungen von Seiten der das 
Institut finanziell mittragenden Verbände verdächtigt.129 Im November 1932 hatte sich der 
»Verein Deutscher Zeitungsverleger« (VDZV) unter entgegengesetzten Vorzeichen beim 
MKU über von Eckardt beschwert. Dieser hatte in der Zeitschrift »Der Arbeitgeber« einen 
Aufsatz mit dem Titel »Der autoritäre Staat und die Freiheit der Presse« veröffentlicht. »In 
diesem Aufsatz«, so der VDZV, werde »eine Anpassung der Presse an den neuen Staat un-
ter Preisgabe der Pressefreiheit und unter Verzicht auf Teilnahme an der öffentlichen Mei-
nungsbildung als Zukunftsaufgabe hingestellt.«130 Von Eckardt war in einer Erklärung an 
den VDZV zurückgerudert, hatte von »missverständlicher Deutung« geschrieben und sich 
zur Pressefreiheit als der »unerlässlichen Voraussetzung eines wahrhaft geordneten Staats-
wesens« bekannt. Die ebenfalls eingeschaltete Reichsarbeitsgemeinschaft der Deutschen 
Presse gab sich mit der Erklärung von Eckardts nicht zufrieden und drohte, dass sie »sich für 
zeitungswissenschaftliche Institute nur solange mitverantwortlich fühlen« könne, »wie die 
an ihm tätigen Lehrkräfte die Pressefreiheit als lebenswichtiges Grundelement der deut-
schen Presse anerkennen.«
Auch der russische Soziologe Fedor Avgustovič Stepun (*1884), bis zu seiner Entlassung 
als »politisch untragbar« im Jahre 1937 außerordentlicher Professor für Soziologie an der TH 
Dresden, berichtet über »überraschend nationalsozialistische Töne« in einem Referat von 
Eckardts auf dem Kongress der Deutschen Gesellschaft für Soziologie im Oktober 1930.131 
127 Ebd. S. 2/3.
128 Ebd. S. 2.
129 Geltungsbedürfnis, Volksgemeinschaft vom 25.2.1933.
130 Die Reichsarbeitsgemeinschaft bekundete »Befremden«, dass »gerade ein Universitätsprofessor für Publizistik seinen 
Ausführungen in den grundlegenden Gedanken eine Fassung geben konnte, die mißverständliche Deutungen in wei-
testen Kreisen zur Folge haben musste.« Verein Deutscher Zeitungsverleger an MKU, 2.11.1932, GLA KA 235-3278 (2).
131 Stepun über den Kongress der Deutschen Gesellschaft für Soziologie im Oktober 1930: »Natürlich habe ich im Zusam-
menhang mit diesen Themen [sc. Pressefreiheit, öffentliche Meinung] und dem noch frischen Eindruck von den Wahlen 
mit vielen führenden Vertretern der deutschen Wissenschaft über den Nationalsozialismus gesprochen. Tatsächlich 
überrascht war ich über jene nationalsozialistischen Töne, die offen nicht nur im Referat des Heidelberger Professors 
von Eckardt, der mit einem Buch über Russland hervorgetreten ist und in der Wortmeldung (slovo) des berühmten Ber-
liner Juristen Carl Schmitt, sondern vor allem in den zahlreichen persönlichen Gesprächen zu hören waren.« Zit. nach: 
Hufen: Stepun. S. 336.
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Die NSDAP-Pressestelle und der »Fall Eckardt«, März 19332.2.1.2 
»Wenn wir erst an der Macht sind, so genügt ein Federstrich, 
um den Fall des Instituts für Zeitungswesen an der Univer-
sität Heidelberg zu bereinigen.« »Ein führender badischer 
Nationalsozialist«.132
Die Zukunft des Heidelberger Instituts für Zeitungswesen war Gegenstand einer Bespre-
chung in der Reichspressestelle der NSDAP im März 1933 in München.133 Ohne Zweifel, so 
der Bericht des Pg. Dr. Heinz Wismann an Fehrle im MKU, existiere ein »irgendwann ein-
mal zu bereinigender« »Fall Heidelberger Zeitungsinstitut«, aber es liege nicht im Interesse 
der neuen Staatsführung, das Institut, wie von einem »führenden badischen National-
sozialisten« angedroht, mit überzogenem Aktionismus »zu bereinigen«.134 Die Parteigenos-
sen in München sahen »außerordentliche publizistisch-propagandistische« Möglichkeiten 
in Heidelberg. Vom Institut vertrieben werden sollten die Studenten von »jenem Typus 
weltstädtisch-dekadenten Literatentums«, die in der Vergangenheit durch die Person von 
Eckardts angezogen worden waren. Der Institutsleiter sei, so Wismann, trotz seiner wider-
willig eingeräumten Qualitäten »innerlich zu schwach, um sich von diesen Elementen zu 
distanzieren«: 
»Politisch nach links orientiert, Pazifist aus Sentimentalität und alles relativierender 
Intellektualist aus Instinktlosigkeit hat Herr von Eckardt trotz seines bedeutenden 
Wissens und einer glänzenden rhetorischen Begabung weder die Kraft noch die Kon-
zentration aufgebracht, die zur Erfüllung seiner eigentlichen Aufgabe notwendig ge-
wesen war. Er hätte an seinem Platz zu einem Führer junger Menschen werden können, 
auf die es beim Neubau unseres Staates einmal ankommen wird, und wurde mit oder 
gegen seinen Willen zum Mittelpunkt eines Literatenklüngels, den er als der Leiter des 
Instituts in seine Schranken hätte weisen müssen.«135
Die beiden Kollegen von Eckardts hingegen hätten durchaus »positiv zu wertende« 
Arbeit geleistet und sich hierdurch für zukünftige »nationale Aufgaben« empfohlen. Die 
von Waldkirch aufgebauten und gepflegten Kontakte zu den deutschen Verlegerverbän-
den, die das Heidelberger Institut als das »ihre« ansähen und ihre Söhne dort ausbilden 
ließen, wurden in München als einmalige Chance gesehen, sich indirekt und ohne großes 
Aufsehen wertvollen Einfluss auf die jetzige und kommende Verlegergeneration zu sichern: 
»Sollen diese Möglichkeiten ausgenutzt werden, so darf freilich nichts geschehen, was die 
hinter dem Institut stehende Verlegerschaft vergrämen könnte.«136 Wismann übernahm 
das von Waldkirch wieder und wieder vorgebrachte Argument, dass es allein die Verleger 
waren, die es im Ersten Weltkrieg erreicht hatten, in einer »propagandistischen Gesamtleis-
tung« Einfluss auf das Volk zur Zeichnung von Kriegsanleihen zu nehmen. Das Institut für 
Zeitungswesen müsse auch in Zukunft der Wissenschaftlichkeit verpflichtet bleiben – aller-
dings auf einer »Ebene der neuen Wirklichkeit«.
132 Zit. nach: Wismann, Heinz Dr., an MKU, 21.3.1933, GLA KA 235-3278 (2). S. 1.
133 NSDAP, Reichsleitung, Pressestelle, an MKU, Fehrle, 24.3.1933, GLA KA 235-3278 (2).
134 Zit. nach: Wismann, Heinz Dr., an MKU, 21.3.1933, GLA KA 235-3278 (2). S. 1.
135 Wismann an MKU, 21.3.1933, GLA KA 235-3278 (2). S. 2.
136 Ebd. S. 4.
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Entlassung nach GWBeamt. §§ 4 und 152.2.1.3 
Die Kampagne der Nationalsozialisten sollte ihren Abschluss durch die Entlassung von 
Eckardts finden. Bei mehrstündigen Haus- und Institutsdurchsuchungen am 7. April 1933 
stellten Kriminalbeamte, so der englische Student und Schüler von Eckardts, Gordon  Bolitho, 
in seinen Erinnerungen, »inkriminierende« Sowjetliteratur und -pamphlete sicher.137 »Assis-
tiert« wurden die Polizisten von den Studenten des Instituts.138 Von Eckardt erhielt zudem 
einen Sichtvermerk im Pass, so dass er seine geplante Reise nach Italien nicht antreten 
konnte. Die Entlassung des am 1. Oktober 1926 als vertraglicher Professor eingestellten 
von Eckardt durch den »Staatskommissar« in Karlsruhe erfolgte am Tag der Veröffentli-
chung der 1. Durchführungsverordnung (DurchfgV) zum GWBeamt., am 11. April 1933: 
»Sie werden mit sofortiger Wirkung von Ihren Dienstgeschäften enthoben. Gleichzeitig 
wird das Angestelltenverhältnis unter Bezugnahme auf die §§ 4 und 15 des Gesetzes 
über die Wiederherstellung des Berufsbeamtentums vom 7. April 1933 [...] mit soforti-
ger Wirkung gekündigt.«139 
Paragraph 4 des GWBeamt. sah die Entlassung aller Beamten vor, die in den Augen des 
Regimes »nach ihrer bisherigen politischen Betätigung nicht die Gewähr dafür [boten], 
dass sie jederzeit rückhaltlos für den nationalen Staat eintreten«. Der vom Gesetz einbe-
zogene Personenkreis wurde durch § 15 des GWBeamt. um Arbeiter und Angestellte er-
weitert.140 Die Entlassung von Beamten aus politischen Gründen war in das Ermessen der 
zuständigen Behörde, hier des Badischen Kultusministeriums, gestellt.141 Von Eckardts aus 
Stiftungsmitteln honoriertem Assistenten Böse wurde auf Anweisung Fehrles vom 25. April 
1933 zum 1. Juli 1933 gekündigt. Jede weitere Tätigkeit am Institut für Zeitungswesen wur-
de ihm »mit sofortiger Wirkung untersagt«.142
Obgleich die Durchführungsbestimmungen zum Gesetz zur Wiederherstellung des Be-
rufsbeamtentums noch gar nicht ergangen waren, wollte der Hochschulreferent Fehrle von 
Eckardt »fürsorglich« am 1. Mai 1933 nur 50% der gesamten Bezüge auszahlen lassen. Von 
Eckardt erhielt noch drei Monatsgehälter, dann wurden sämtliche Zahlungen eingestellt: 
»Die Gewährung eines Übergangsgeldes [kann] sachlich nach wie vor nicht begründet wer-
den. Sie würde nur den Charakter eines Gnadenaktes haben können«.143 Voller Genugtuung 
meldete die »Volksgemeinschaft« einen Tag nach Überstellung der Entlassungsurkunde, 
137 Sein englischer Hörer Bolitho kommentierte lapidar in schlichter Übernahme der nationalsozialistischen Propaganda: 
»One of the first professors to go was Dr. von Eckardt. The outside world sees him as a hunted intellectual. But it is true 
that the Nazis went to his house one morning and, it seems, that they found Soviet literature and pamphlets which 
were incriminating. According to political methods, I suppose his ejection was thus justified. I shall miss his lectures. 
He was the only professor here whose sense of humour could draw us all out of bed in the morning. He has gone, and 
nobody knows where.« Bolitho: Other Germany. S. 227.
138 Eckardt an Rektor, 10.4.1933, UA HD PA 3614. Auf dem Schreiben findet sich ein handschriftlicher Vermerk Andreas’: 
»Von Eckardt soll gekündigt werden.«
139 MKU an Eckardt, 11.4.1933, UA HD PA 3614. Am 9.2.1934 wurde Eckardt die Lehrbefugnis entzogen. MKU an Rektor, 
9.2.1934, UA HD PA 3614.
140 Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums vom 11.4.1933, RGBl. 1933 I, S. 175-177. Die 1. DurchfgV zum 
GWBeamt. sah vor, dass »bei der Prüfung, ob die Voraussetzungen des § 4 Satz 1 gegeben sind, die gesamte politi-
sche Betätigung des Beamten, insbesondere seit dem 9. November 1918, in Betracht zu ziehen« sei, 1. DurchfgV zum 
GWBeamt. vom RGBl. 1933 I, S. 195. 
141 Vézina: »Gleichschaltung«. S. 32.
142 MKU an Engeren Senat, 25.4.1933, UA HD PA 3352 u. Engerer Senat an MKU, 28.4.1933, GLA KA 235-3278 (2).
143 MKU an Engeren Senat, 24.4.1933 u. 12.6.1933, UA HD PA 3614.
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dass nunmehr der »scharfe und sachliche Kampf« 
des NS-Organs gegen von Eckardt sein Ende ge-
funden habe: 
»Seine unwissenschaftliche und seichte Art, seine 
von platten Verallgemeinerungen oftmals strot-
zenden Vorlesungen waren direkt eine Gefahr für 
die jungen Semester an unserer Universität. […] 
Politisch schillerte [von Eckardt] in allen Farben 
des verflossenen Systems.«144
Widerstand gegen Entlassung, April 1933
Von Eckardt nahm seine Entlassung nicht ohne 
Widerstand hin. Er wandte sich in einem Brief an 
den Verein Deutscher Zeitungsverleger und bat 
um Veröffentlichung seines Schreibens im wö-
chentlich erscheinenden Organ des Vereins, dem »Zeitungs-Verlag« (Quelle »Energisches 
Dementi«, nebenstehend) Von Eckardt verwies abschließend auf dauernde, »lebhafteste« 
Angriffe von »kommunistischer wie russischer Seite«, die diesen Vorwurf ad absurdum füh-
ren sollten. Der Verband wandte sich auf das Schreiben hin an den Rektor. Andreas erklärte, 
dass ihm neben den genannten formalen Gründen keine »näheren Informationen« zur Ver-
fügung stünden. Der Rektor verwies auf das Unterrichtsministerium und einen Zeitungs-
artikel, vermutlich den Bericht in der »Volksgemeinschaft« vom 12. April 1933. In Berufung 
auf den »Badischen Landespressedienst« und die »Volksgemeinschaft« wurde in diesem 
Artikel neben der bereits angesprochenen »linkspolitischen Tätigkeit« von Eckardts vor al-
lem auf dessen »gefährlichen«  »charakteristischen Eigenschaften« und sein »persönliches 
Leben« abgehoben, die »nicht den Anforderungen« entsprächen, welche »an einen Univer-
sitätslehrer gestellt werden müssten«.145 Zuletzt wurde noch erwähnt, dass von Eckardt mit 
»einer Tochter des früheren Heidelberger Nationalökonomen [Edgar] Jaffé, der [...] dann 
später zeitweilig dem Räteministerium [Kurt] Eisner in München angehört hat, verheiratet« 
sei. Der Rektor schloss mit der Warnung an den Verein, keine weiteren Schritte zur Verteidi-
gung von Eckardts zu unternehmen: »Ich empfehle dem Verein Deutscher Zeitungsverle-
ger in der Behandlung dieser Angelegenheit die größte Zurückhaltung.«146 
Hinter der über den VDZV initiierten »Hilfsaktion« stand der nach der vorlesungsfrei-
en Zeit an die Universität zurückgekehrte Lehrbeauftragte und Verleger Waldkirch.147 Zu-
mindest behauptete dies der Lehrbeauftragte Adler in einem privaten Brief an Fehrle im 
Badischen Kultusministerium, in dem sich der neue Leiter des Instituts rühmte, alle »Stim-
mungen« für eine Rückkehr von Eckardts und seines Assistenten unterbunden zu haben 
(zu Waldkirch und Adler siehe unten). 
144 Volksgemeinschaft vom 12.4.1933, abgeheftet in UA HD PA 3614.
145 Heidelberger Tageblatt vom 17.4.1933, in der Personalakte von Eckardts neben dem Antwortschreiben des Rektors 
abgeheftet, UA HD PA 3614.
146 Rektor an Verein Deutscher Zeitungsverleger, 25.4.1933, UA HD PA 3614.
147 Adler an MKU, Fehrle, 27.4.1933, GLA KA 235-3278 (2).
Quelle 3 | »Energisches Dementi«
»Da eine Reihe deutscher Zeitungen die vollkommen falsche 
Nachricht gebracht haben, meine Entlassung begründe sich 
mit dem ›Verdacht, mit ausländischen, insbesondere bolsche-
wistischen Stellen in Verbindung gestanden zu haben‹, so 
ersuche ich Sie, auch im Interesse des von Ihnen gegründeten 
Institutes für Zeitungswesen an der Universität Heidelberg, um 
ein energisches Dementi. Ich erkläre hiermit ausdrücklich, daß 
ich niemals mit amtlichen ausländischen Stellen, geschweige 
denn mit irgendwelchen bolschewistischen Behörden oder 
Ämtern in irgendwelcher Verbindung gestanden habe. Meine 
Entlassung ist ausschließlich mit den §§ 4 und 15 des Gesetzes 
über die Wiederherstellung des Berufsbeamtentums vom 
7. April begründet worden. Alle anderen Darstellungen oder 
Begründungen beruhen auf Erfindung.«
Von Eckardt an Verein Deutscher Zeitungsverleger, 17.4.1933, 
UA HD PA 3614.
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»Nationales Mäntelchen«, Bücherverbrennung 17. Mai 1933
Bei der als »Aktion der Deutschen Studentenschaft wider den undeutschen Geist« ange-
kündigten Verbrennung von »jüdisch-zersetzenden, marxistisch-bolschewistischen und 
gemein-frivolen« Schriften am 17. Mai 1933148 kommentierte Studentenführer Scheel die 
Bemühungen von Eckardts um Rehabilitation: 
»Wir Studenten der deutschen Revolution müssen hier ausdrücklich feststellen, daß 
leider auch teilweise an unserer Universität schwer gesündigt wurde. So hat Herr Prof. 
von Eckardt, der heute wieder versucht, sich ein nationales Mäntelchen umzuhängen, 
in der letzten Zeit für nicht weniger als 320.- RM. Bücher des Bolschewisten Lenin an-
geschafft, während er für die notwendigsten Handbücher der Zeitungswissenschaft 
nichts übrig hatte. Und dies zu einer Zeit, in der SA.-Kameraden von bolschewistischen 
Verbrechern feige niedergeschlagen und ermordet wurden.«149
Das Schicksal von Eckardts wurde auch jenseits der heimischen nationalsozialistischen 
Presse im Ausland sowohl von Sympathisanten wie Gegnern des Regimes kommentiert. 
So veröffentlichte der »Heidelberger Student« den Bericht eines in Heidelberg lebenden 
Amerikaners, der ursprünglich im Oktober 1933 im »Missouri Alumnus of the University of 
Missouri« veröffentlicht worden war und sich gegen die »Greuel-Propaganda selbsternann-
ter Sachverständiger« über das sinkende Niveau an den deutschen Hochschulen richtete 
(Quelle »Stimmen aus Amerika«, gegenüberliegende Seite).
Einen Monat später als der amerikanische Aufsatz erschien in der Pariser Ausgabe der 
»Deutschen Freiheit« ein Artikel von cand. phil. Gerdes unter dem Titel »Quo vadis, deut-
sche Universitas?«, in dem die Entlassung der »Arier erster Klasse« Weber und von Eckardt 
als Opfer der »Berserkerwut der geistig Impotenten« kommentiert wurde.150 Die Gestapo 
forschte nach Zuträgern im Deutschen Reich und vernahm den im Text zuvorderst atta-
ckierten, ehemaligen Hörer der Genannten und Mitarbeiter der Heidelberger »Volksge-
meinschaft«, Bernhard Seeger-Kelbe.151 Dieser vermutete hinter dem Angriff ein früheres 
Mitglied der von ihm bekämpften sozialdemokratischen Studentengruppe. Weber scheide 
für ihn als Urheber aus, so Seeger-Kelbe, da er nicht glaube, dass dieser »unwahre Behaup-
tungen in einem politischen Kampf [...] aufstelle«: 
»Hiergegen scheint die Möglichkeit vorhanden, daß der Professor von Eckardt an der 
Abfassung des Artikels beteiligt ist, vielleicht als Racheakt gegen den über 4 Jahre von 
mir mit größter Schärfe geführten Kampf gegen den wissenschaftlichen Dilettantismus 
dieses Herrn, welcher übrigens meines Wissens mit einer Jüdin verheiratet ist.«
Im April 1934, ein Jahr nach seiner Entlassung, wandte sich von Eckardt direkt an den 
Reichsminister des Innern, Wilhelm Frick, mit der Bitte, ihm zu bescheinigen, dass »sich aus 
seiner Entlassung über sein politisches Verhalten nichts Negatives ergibt«. Tatsächlich ver-
folgte das Berliner Ministerium von Eckardts Sache weiter und wandte sich mit der Bitte um 
eine Stellungnahme an das MKU.152 Rektor Groh bekräftigte nach Rücksprache mit Brink-
mann, dass die Entlassung aus politischen Gründen erfolgt sei, und rechtfertigte diese mit 
148 Vgl. Zimmermann: Bücherverbrennung.
149 Verbrennung undeutschen Schrifttums. In: Der Heidelberger Student vom 1.6.1933.
150 Der vollständige Artikel findet sich im Anhang, S. 642.
151 Gestapo, Kriminalsekretär Müller, an MKU, Vernehmung von Bernhard Seeger-Kelbe, 13.3.1934, GLA KA 235-20780.
152 Rektor an MKU, 13.4.1934 u. MKU an Rektor, 30.5.1934, UA HD PA 3614.
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dem Konflikt von Eckardts mit der nationalsozialis-
tischen Fachschaft und seinem finanziellen Miss-
management.153
Exkurs: Schicksal von Eckardts von 1933 bis 1945
Nach seiner Entlassung nahm von Eckardt 1934 
eine Anstellung als kaufmännischer Angestellter 
bei der Normal-Zeit Aktiengesellschaft in Berlin 
an.154 Von 1938 bis 1942 arbeitete er in den Nieder-
lassungen der Brown, Boveri &. Co. in Mannheim, 
Spemberg und Frankfurt am Main. Nach eigenen 
Angaben aus dem Jahr 1951 wurde er »als grund-
sätzlicher Gegner des Nationalsozialismus« aus 
vier verschiedenen Stellungen wegen »politischer 
Untragbarkeit« entlassen. 1941 veröffentlichte von 
Eckardt eine Biographie Iwans des Schrecklichen, 
die nach der ersten Auflage verboten wurde und 
zur Folge hatte, dass der Autor aus der Reichs-
schrifttumskammer ausgeschlossen wurde – »ohne dass er [sc. von Eckardt] freilich je um 
eine Zulassung zu dieser Institution nachgesucht hatte«.155 1943 wurde von Eckardt auch 
aus der Reichskulturkammer gewiesen.
Konjunkturritter, April 19332.2.2 
»Fast täglich werden meine Fakultät und ich mit Gesuchen 
bestürmt, Professuren, Dozenturen, Lehraufträge für Na-
tionalökonomie hier an die Bittsteller übertragen zu helfen. 
Kein einziger dieser Vorschläge ist, wie zu erwarten, brauch-
bar. Aber alle berufen sich auf die Lücken in meinem Lehr-
fach.« Brinkmann an MKU, 9.7.1933, GLA KA 235-29853.
Kurz nach der Entlassung von Eckardts trafen die ersten Bewerbungen um dessen Stelle 
beim Badischen Kultusministerium ein. Als Kandidat des einflussreichen Präsidenten des 
Deutschen Zeitungswissenschaftlichen Verbandes (DZV), Walther Heide156, empfahl sich 
153 »Alles über seine Lehrtätigkeit Bekannte ergibt vielmehr«, so Groh, »dass er die objektiv gewiss nicht leichten Aufgaben 
des Leiters eines Zeitungswissenschaftlichen Instituts in den Jahren vor der Nationalen Revolution mit einem ganz 
besonderen, weiteste Kreise der Studentenschaft und Bevölkerung erbitternden Mangel an Verständnis und Takt ver-
waltet hat.« Rektor an MKU, 13.4.1934, UA HD PA 3614.
154 Die nachfolgenden Angaben stützen sich auf einen im Jahre 1951 abgefassten Lebenslauf von Eckardts anlässlich sei-
ner anstehenden Berufung zum Professor der Soziologie in Heidelberg. Eckardt, Hans von, Lebenslauf bis 1946, UA HD 
PA 3614. Weber versuchte vergeblich, eine Exilanstellung für seinen Schützling von Eckardt in Amerika, Italien oder der 
Türkei zu erlangen. Lederer und andere Heidelberger Emigranten lehnten es ab, »von Eckardt wegen seiner bekannten 
›Unverträglichkeit‹ zu empfehlen«. Zit. nach Demm: Politischer Weg. S. 225.
155 Eckardt, Hans von, Lebenslauf bis 1946, UA HD PA 3614. Eckardts Iwan der Schreckliche wurde nach Kriegsende 1947 in 
zweiter Auflage veröffentlicht. 1949 erschien eine Übersetzung ins Englische in New York. Eckardt: Iwan der Schreckli-
che.
156 Walther Heide (*1894), 1927 Honorarprof. für Zeitungswissenschaft TH Berlin, Präsident des Deutschen Zeitungswis-
senschaftlichen Verbandes, Mitglied des Kuratoriums des Instituts für Zeitungswesen/-wissenschaft. Die Lehre von der 
Zeitung an den Universitäten hatte sich in zwei Richtungen aufgespalten: »Eine integralistische Option, die den gesam-
ten staats- und sozialwissenschaftlichen Fächerkanon für die Aus- und Vorbildung der Journalisten nutzen wollte, und 
eine separatische Variante, die auf der Herausbildung einer ›Zeitungswissenschaft‹ beharrte, die man ›eigenständig 
Quelle 4 | »Stimmen aus Amerika«, Okt. 1933
»Der politische Kampf, der von 37 verschiedenen Parteien 
ausging, hatte auch Professoren erfaßt, deren Interesse nicht 
gerade auf das Wohl Deutschlands gerichtet war. Viele von 
ihnen waren mehr als leidenschaftlich für diesen Kampf ein-
getreten. Das Ergebnis jener Verkündigung kommunistischer, 
sozialistischer oder nationalistischer Lehren im Gebiete der 
Kunst, Wissenschaft und Literatur war, daß viele dieser Männer 
von der Hochschule ausgeschlossen wurden. […] Ein Beispiel 
hierfür war ein Professor der Staatswissenschaften, Dr. von 
Eckardt, dessen Vorlesungen nicht selten von dem Gedanken 
getragen waren, seine Hörer von dem Vorteil und Nutzen der 
marxistischen Lehre zu überzeugen. […] Indem die deutsche 
Regierung auf diese Weise die Lehrkörper der verschiedenen 
deutschen Universitäten von aufrührerischen politischen 
Elementen und solchen Mitgliedern säubert, die nicht auf-
hören, antideutsche Lehren zu verkünden, versucht sie, die 
Universität ihrer eigentlichen Aufgabe zuzuführen, nämlich als 
Bildungsstätte dem Wohle des neuen Deutschland zu dienen.«
»Stimmen aus Amerika«, zweiter Teil einer Übersetzung aus »The 
Missouri Alumnus of the University of Missouri« vom Oktober 
1933. In: Der Heidelberger Student vom 27.2.1934. 
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der frühzeitig der NSDAP beigetretene Zeitungswissenschaftler und Privatdozent Hans 
Amandus Münster.157 Als besondere Qualifikation gab Münster seine Stellung als Leiter der 
NS-Betriebszelle im Deutschen Institut für Zeitungskunde in Berlin an. In hohem Maße er-
freut, dass der badische Kultusminister Otto Wacker von Eckardt »das Handwerk gelegt« 
habe, zeigte sich ein Pg. Dr. Englram.158 Als Vorstandsmitglied des Landesvereins Baden 
im Reichsverband der Deutschen Presse habe er bereits bei der Gründung die »personelle 
Besetzung« »auf das schärfste bekämpft« und sich hierdurch den »tödlichen Hass« zuge-
zogen:
»Da es mir [sc. Englram] damals schon klar war, daß die sog. Gründer [...] nichts anderes 
beabsichtigten als unter der Maske der Wissenschaft marxistisch bolschewistische Pro-
paganda zu treiben. [...] Das Heidelberger Zeitungsinstitut war von vornherein nichts 
weiter als eine Pflegestätte für die Heranzüchtung [...] geeigneten Nachwuchses für die 
jüdisch-demokratische und marxistische und die Freimaurer-Presse.«
Waldkirch habe als Freimaurer während der französischen Besatzung kollaboriert und 
»Vorbereitungen für den von Stresemann später auch tatsächlich vollzogenen Abbruch des 
passiven Widerstandes« getroffen. »Da sie meine derzeitige Lage und auch meine Person 
kennen«, schloss Englram, »werden Sie es nicht missverstehen, wenn ich mir gleichzeitig 
die Anfrage gestatte, ob es einen Zweck hat, wenn ich mich gleichzeitig um eine Stelle 
beim Heidelberger Zeitungsinstitut bewerbe.«
Mehr Erfolg als Münster und Englram hatte Fachschaftsführer Six, der von Adler per Pri-
vatdienstvertrag als Hilfsassistent mit einer monatlichen Vergütung von 100 Reichsmark 
eingestellt wurde.159 Ein Jahr später, zum 1. Mai 1934, wurde Six zum außerordentlichen 
Assistenten ernannt.160 Bereits im September 1934 verließ der Studentenfunktionär Heidel-
berg, um in Berlin die Leitung des Hauptamts für Aufklärung und Werbung der Deutschen 
Studentenschaft zu übernehmen.161 Sein Nachfolger wurde cand. phil. Rudolf Müller, der 
später zum zeitweisen Referenten des Amtschefs I. im Reichssicherheitshauptamt aufstei-
gen sollte.162 Nachfolger Müllers wurde zum 1. Dezember 1935 Dr. phil. Fritz Sellmeyer. Er 
sollte nur ein Jahr am Institut verbleiben, um dann im Oktober 1936 zunächst vertretungs-
weise, dann ab dem 1. Juni 1937 endgültig von Dr. iur. Helmuth Heilmann abgelöst zu wer-
den. Heilmann, der sich vor allem der Erforschung der Geschichte der badischen Presse 
verschrieb, leitete auch die »Zeitungswissenschaftliche Vereinigung« und blieb bis zum 
Krieg in Heidelberg. 
und eigengesetzlich‹ wähnte, obwohl dafür weithin kein wissenschaftliches Fundament zu erkennen war.« So die Be-
schreibung von Emil Doviat (*1890), ao. Prof. für Zeitungswissenschaft u. Direktor des Instituts für Zeitungskunde an der 
Univ. Berlin, der sich zweifelsfrei der ersten Fraktion zuordnen lässt, während Walther Heide zusammen mit Karl d‘Ester 
(*1881), ord. Prof. für Zeitungswissenschaft Univ. München, der »separatistischen« Fraktion zuzuordnen war. Zit. nach 
Hachmeister: Theoretische Publizistik. S. 57.
157 Hans Amandus Münster (*1901) wurde im Wintersemester 1933/34 mit der Vertretung des Lehrstuhls für Zeitungskun-
de an der Universität Leipzig beauftragt, den er danach als ordentlicher Professor innehatte. Vgl. Ehrich: Sozialwissen-
schaftliche Ansätze.
158 Englram an MKU, 13.4.1933, GLA KA 235-3278 (2). Zu Wacker siehe Schrecke: Otto Wacker.
159 Anstellungsvertrag vom 3.5.1933, UA HD REP 13/130.
160 Adler an MKU, 23.5.1934, UA HD REP 13/130.
161 Six wurde zunächst für ein Jahr beurlaubt. Hachmeister: Gegnerforscher. S. 74/75.
162 Hachmeister: Gegnerforscher. S. 76.
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Lehrbeauftragte am Institut für Zeitungswesen2.2.3 
Wilhelm Waldkirch, November 1927
Die drei Lehrbeauftragten am Institut für Zeitungswesen, Waldkirch, Goldschmidt und 
 Adler, waren von den »Säuberungen« nicht betroffen, in den Kampagnen der Nationalsozi-
alisten sogar expressis verbis ausgenommen worden. Weder Adler noch Waldkirch waren 
Mitglieder der NSDAP.163 Der Ludwigshafener Verleger Kommerzienrat Dr. h.c. rer. pol. Wald-
kirch164 war einer der Gründerväter des Instituts für Zeitungswesen, hatte er doch nach 
langwierigen Querelen zusammen mit Weber die zur Finanzierung des Instituts notwen-
digen Mittel eingeworben.165 Seit November 1927 hatte der Verleger einen »Lehrauftrag 
für Organisation und Technik des Zeitungswesens« inne.166 Neben Waldkirch wurde Alfred 
Scheel als Vertreter der Redakteursseite zur gleichen Zeit ein Lehrauftrag für »Zeitungskun-
de« verliehen. Beiden gemeinsam wurde die »fachwissenschaftliche« Leitung des Instituts 
übertragen.
Hans Hermann Adler, Mai 1932
Scheels Lehrauftrag war im Gegensatz zu demjenigen Waldkirchs besoldet, und als der 
Reichsverband der deutschen Presse seine Zuschüsse aufkündigte, wurde das Vertragsver-
hältnis zum 30. September 1931 aufgelöst.167 Um ein Gegengewicht zum Verleger Waldkirch 
zu schaffen, hatte der zweite überregionale Redakteursverband, die Reichsarbeitsgemein-
schaft der Deutschen Presse, im Mai 1932 Mittel zur Finanzierung eines Lehrauftrags für 
einen Vertreter der Redakteure am Institut in Aussicht gestellt. In den für Ende Mai 1932 
anberaumten Probevorträgen überzeugte der promovierte Feuilletonredakteur der Schle-
sischen Zeitung, Hans Hermann Adler.168 Noch vor der »Machtergreifung« erhielt der Schle-
sier am 27. Januar 1933 einen hauptamtlichen »Lehrauftrag für praktische Zeitungskunde« 
mit einer Monatsvergütung von 675 RM.169 Die Ernennung Adlers auf die freiwerdende 
nichtplanmäßige außerordentliche Professur von Eckardts, die der Gründungserlass für 
den Leiter des Instituts vorsah, war wegen seiner fehlenden Habilitation nicht möglich.170 
Erst 1938 sollte Adler nach etlichem Zögern auf Seiten des Erziehungsministeriums zum 
Extraordinarius ernannt werden (siehe S. 115). 
163 Waldkirch an Rektor, 22.10.1935, UA HD PA 6221 u. Dekan an Rektor, 25.10.1935, GLA KA 466-20606.
164 Vgl. Ackermann/Bruch: Waldkirch.
165 So der »2. Taufpate« Alfred Weber in seiner Rede zur Eröffnung des Instituts im Mai 1927. AWG 7. S. 643. Vgl. zu Webers 
Fähigkeiten als Einwerber von Drittmitteln Demm: Wissenschaftsorganisator.
166 MKU an Engeren Senat, 21.11.1927, UA HD REP 13/70.
167 Scheel erhielt eine jährliche Vergütung von 12.000 RM, wovon die Hälfte durch einen Zuschuss des Reichsverbandes 
der deutschen Presse finanziert wurde. Scheel war in den Jahren seines Engagements häufig krankheitsbedingt ausge-
fallen. Im Sommersemester 1931 war er wegen einer »Nervenerkrankung« beurlaubt worden. MKU an Scheel, 25.4.1931, 
GLA KA 235-3278 (2) u. Ackermann: Institut für Zeitungswesen. S. 159/160.
168 Als weitere Bewerber nannte von Eckardt: »Dr. Ehmer, Dr. Meunier, Dr. v. Wesendonk«. Von Eckardt an MKU, 7.5.1932, 
GLA KA 235-3278 (2). Sein Nachfolger als Direktor des Dolmetscher-Instituts, der Romanist Mönch, beschreibt Adler als 
einen »überaus freundlichen, gemütlichen Herrn, in dessen Kopf mehr Wissen und politische Erfahrung steckte, als man 
bei seiner lässigen Art, über Menschen und Dinge zu sprechen, annehmen sollte«. Mönch: Aus meinem Leben. S. 77.
169 MKU an Adler, 27.1.1933, GLA KA 466-20606.
170 Dekan an Rektor, 25.10.1935, UA HD H-VI-642/1.
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Zwischen den formal gleichberechtigten fachwissenschaftlichen Institutsleitern Wald-
kirch und Adler war zu Beginn des Sommersemesters 1933 ein Machtkampf über die Füh-
rung des Seminars ausgebrochen. In seinem Schreiben an das MKU, in dem Adler sich über 
»Hilfsaktionen« Waldkirchs für von Eckardt beschwerte (siehe oben) forderte er Rückende-
ckung aus Karlsruhe und die Übertragung der alleinigen Institutsführung ein.171 Inwiefern 
Waldkirch die nationalsozialistische Rassenpolitik gegen Adler zu nutzen suchte, indem er 
Gerüchte über mögliche jüdische Vorfahren säte, ist auf Basis der untersuchten Akten nicht 
zu entscheiden.172 Jedenfalls sah sich der Sudetendeutsche Ende Mai 1933 gezwungen, ge-
genüber Waldkirch auf seinen »jederzeit nachweisbaren« »deutsch-arischen Stammbaum« 
zu verweisen: »In meiner gesamten Verwandtschaft ist nirgends ein Tropfen jüdischen 
Blutes.«173 Der Germanist Friedrich Panzer trat als Bürge für Adlers »Nichtjudentum« auf.174 
Bereits von Anfang April stammte ein Gutachten der NSDAP-Ortsgruppe Breslau-Zimpel, in 
dem der Ortsgruppenleiter der Familie Adler bescheinigte, dass diese im »nationalsozialis-
tischen Sinn bestes und reinstes Deutschtum« darstelle:
»Vom Standpunkt der NSDAP kann mit gutem Gewissen gesagt werden, daß irgend-
welche Einwendungen oder Bedenken gegen die Person des Herrn Dr. Adler und 
seiner Frau sowohl in rassischer Hinsicht als auch bezüglich seines Charakters nicht 
vorliegen.«175
Im Februar 1934 bestätigte das MKU dem von Hachmeister als »fachlich völlig unauffäl-
lig« charakterisierten Adler die »wissenschaftliche und geschäftliche Leitung«.176
Lehrauftrag für praktische Zeitungskunde
Für das Sommerhalbjahr 1934 wurde dem promovierten Hauptschriftleiter beim Mann-
heimer »Kampfblatt« »Hakenkreuzbanner«, Wilhelm Johann Kattermann, ein »Lehrauftrag 
für praktische Zeitungskunde, insbesondere für Geschichte und Organisation der national-
sozialistischen Presse« erteilt.177 Der Badische Kultusminister Wacker legte sein Veto gegen 
ein zusätzliches universitäres Engagement des »lieben Parteigenossen« ein, weil er sich 
sorgte, dass dadurch das »Hakenkreuzbanner« vernachlässigt würde.178 Der Antrag wurde 
daraufhin zurückgezogen.179 »Gerade in nationalsozialistischen Kreisen«, so schmeichelte 
171 Adler an MKU, Fehrle, 27.4.1933, GLA KA 235-3278 (2).
172 Bereits im Bericht zur Entlassung von Eckardts sah sich die »Volksgemeinschaft« veranlasst, »gewisse Gerüchte« von 
einer möglichen jüdischen Abstammung »Professor Adlers« zu widersprechen. Volksgemeinschaft vom 12.4.1933.
173 Adler weiter: »Ich würde mich nicht wundern, wenn in einer Zeit, die den Gedanken der Reinrassigkeit in den Vorder-
grund stellt, einmal ein Nachweis erwünscht würde und bin dazu jederzeit bereit. Dass ich nur bei nationalen Zeitun-
gen gearbeitet habe, ist Ihnen [sc. Waldkirch] ja bekannt.« Adler an Waldkirch, 29.5.1933, GLA KA 465a-59-1-13522a. 
In Theodor Fritschs »Handbuch der Judenfrage« findet sich ein Namensvetter »Dr. Hans Adler« als jüdischer Texter für 
Operetten, möglicherweise sorgte auch dies für Verdächtigungen. Fritsch: Handbuch der Judenfrage. S. 324.
174 »Ich kann mich [...] für sein Nichtjudentum nicht dokumentarisch verbürgen«, so Panzer, er kenne aber in seiner eigenen 
Heimatstadt Asch zahlreiche nichtjüdische Familien namens Adler, zudem sei Adlers Vater Schuldirektor in Eger gewe-
sen, was »nach damaligen österreichischen Verhältnissen für einen Judenabkömmling völlig ausgeschlossen gewesen« 
wäre. Panzer an MKU, Fehrle, GLA KA 465a-59-1-13522a. 1945 trat Panzer abermals als Bürge für Adler auf, diesmal unter 
entgegengesetzen Umständen in dessen Spruchkammerverfahren (siehe S. 605). Zu Panzer vgl. Kühlmann: Germanistik. 
S. 352-356.
175 NSDAP, Ortsgruppe Breslau-Zimpel, an MKU, 3.4.1933, GLA KA 466-20606.
176 MKU an Rektor, 5.2.1934, UA HD B-6683/3; Hachmeister: Gegnerforscher. S. 61.
177 MKU an Rektor, 15.1.1934, UA HD REP 13/70. Bei der Übernahme der Handelshochschule erarbeitete Kattermann welt-
anschauliche Gutachten über die einzelnen Mannheimer Hochschullehrer siehe S. 75. 
178 GLA KA 235-30891.
179 Bericht über die organisatorische, wissenschaftliche und wirtschaftliche Entwicklung des Instituts für Zeitungswissen-
schaft an der Universität Heidelberg in den Haushaltsjahren 1933/34, 1934/35, 1935/36, 18.5.1936, UA HD H-VI-640, S. 3.
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Wacker in einer Pressemitteilung versöhnlich, »wird man es sehr bedauern, dass Katter-
mann, der sich als Schriftleiter seit langem bewährt hat, seine Erfahrungen an der Heidel-
berger Hochschule nicht an Studenten weitergeben kann.«180 
Mit dem SA-Standartenführer Franz Moraller, dem Chefredakteur des Karlsruher »Füh-
rer«, Gaupropagandaleiter und engen politischen Weggefährten Gauleiter Wagners, war 
die lokale Parteiprominenz trotz der Absage Kattermanns am Institut vertreten.181 Seinen 
unbefristeten einstündigen Lehrauftrag für »Politische Propaganda des Nationalsozialis-
mus« konnte der nationalsozialistische Multifunktionär nur im Sommerhalbjahr 1934 erfül-
len, da er bereits im November des Jahres zum Geschäftsführer der »Reichskulturkammer« 
in Berlin ernannt worden war.182 Ab dem Winterhalbjahr 1935/36 übernahm sein Nachfol-
ger beim »Führer«, SA-Standartenführer Dr. Karl Neuscheler183, im Rahmen eines einstün-
digen, nicht vergüteten zeitungskundlichen Lehrauftrags Vorlesungen und Übungen zur 
Organisation und Praxis der Schriftleitung.184 Neuscheler lehrte fünf Jahre bis zum Ende des 
Winterhalbjahrs 1940/41 am Institut für Zeitungswissenschaften. Ab April 1940 war es dem 
zum SA-Oberführer Aufgestiegenen wegen der »Kriegsverhältnisse […] völlig unmöglich«, 
seinen Lehrverpflichtungen nachzukommen.185
Wiederholt versuchte Adler eine geeignete Persönlichkeit für einen »Lehrauftrag für 
Verlagsbetriebslehre« zu gewinnen, um das Lehrangebot abzurunden und zusammen mit 
dem Betriebswirtschaftlichen Institut ein neues Forschungsfeld für die Fakultät zu erschlie-
ßen.186 Geplant war die Herausgabe einer Schriftenreihe »Heidelberger Beiträge zur Ver-
lagsbetriebslehre«. Trotz der wohlwollenden Unterstützung durch den »Reichsverband der 
Deutschen Zeitungsverleger« scheiterte die Suche von Mal zu Mal an der »zeitlichen Un-
abkömmlichkeit und beruflichen Überlastung« der ins Auge gefassten Verleger.187 Erst zum 
Winterhalbjahr 1938/39 konnte mit Dr. rer. oec. Walter Mehls, Verlagsleiter des »Schwarz-
wälder Tageblatts«, ein Mann aus der Praxis für einen »Lehrauftrag für Betriebslehre des 
Zeitungsverlages« gewonnen werden.188
180 GLA KA 235-30891.
181 Franz Moraller (*1903 in Karlsruhe), Uhrmacher, 1923 Beitritt zur NSDAP, 1927 vom damaligen Gauleiter Wagner, zum 
Schriftleiter des neugegründeten NS-Zentralorgans für Baden »Der Führer« eingesetzt, Organisation der badischen SA, 
1934 SA-Standartenführer, 1932/33 Leiter des Nachrichtendienstes der NSDAP, nach 1933 Pressechef des Staatsministe-
riums, ab Juli 1933 Leiter der Landesstelle Baden-Württemberg des Reichsministeriums für Volksaufklärung und Propa-
ganda, 1. Vorsitzender des Landesverbandes Baden im Reichsverband der Deutschen Presse, Leiter der Presseabteilung 
des Gaues Baden der NSDAP, Gaupropagandaleiter der NSDAP. Lebenslauf vom 28.3.1934, UA HD PA 5066.
182 Adler an Rektor, 7.11.1934, UA HD REP 13/70.
183 Karl Neuscheler (*1879), 1923 Promotion Germanistik in München, Hauptschriftleiter der NS-Zeitung »Bodensee-
rundschau« und des badischen Zentralorgans »Der Führer«, Karlsruhe. SA-Standartenführer. Ab Sommer 1937 Korre-
spondent des »Völkischen Beobachters« und des »Angriffs« in Moskau. Ackermann: Institut für Zeitungswesen. S. 178 
Anm. 100.
184 Adler an Dekan, 22.6.1935, UA HD H-VI-508/2 u. MKU an Rektor, 12.11.1935, UA HD PA 5169.
185 Neuscheler an Dekan, 12.1.1940 u. MKU an Rektor, 10.5.1940, UA HD PA 5169.
186 Protokoll über die Sitzung des Verwaltungsrates des Instituts für Zeitungswissenschaft an der Universität Heidelberg, 
20.6.1938, UA HD B-6683/3.
187 Bericht über die organisatorische, wissenschaftliche und wirtschaftliche Entwicklung des Instituts für Zeitungswissen-
schaft an der Universität Heidelberg in den Haushaltsjahren 1933/34, 1934/35, 1935/36, 18.5.1936, 18.5.1936, UA HD 
H-VI-640, S. 4.
188 Dekan an Rektor, 22.6.1935, UA HD H-VI-508/2 u. Mitteilungen der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät 
Nr. 6, ohne Datum [ca. September 1940], UA HD H-VI-218/1.
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2.3 »Säuberung« und »Übernahme« der 
Mannheimer Handelshochschule
Im Gegensatz zur Heidelberger Universität erfolgte die »Säuberung« der Mannheimer 
Hochschule in zwei zeitlich direkt aufeinander folgenden Phasen negativer und positiver 
»Auslese« durch die neuen nationalsozialistischen Amtsinhaber: Auf die Vertreibung der 
vom Regime aus »rassischen« und/oder politischen Gründen Ungewollten folgte unmit-
telbar die Auswahl derjenigen, die nach Auflösung der Handelhochschule an die Univer-
sität Heidelberg übernommen werden sollten (zur Auflösung der Handelshochschule siehe 
S. 90).189
Die Entlassung der »nichtarischen« 2.3.1 
Hochschullehrer
»Auszuscheiden«, März 1933
Ende März 1933 waren die am 14. des Monats eingesetzten »NS-Kommissare« der Stadt 
Mannheim, der Fabrikant Karl Renninger und der NSDAP-Reichstagsabgeordnete und ehe-
malige Heidelberger NSDAP-Stadtrat Otto Wetzel,190 an den Rektor der Handelshochschule, 
Betriebswirt Heinrich Sommerfeld, herangetreten.191 Sie forderten die Erstellung einer Liste 
derjenigen »Herren des Lehrkörpers«, die »auszuscheiden« seien, da in der »Studenten-
schaft […] große Beunruhigung besteht, da die Juden immer noch ihres Amtes walten« 
würden. Sommerfeld mahnte, möglicherweise um Zeit zu gewinnen, ein »einheitliches 
Vorgehen an allen badischen Hochschulen« an, erstellte aber die gewünschte Liste.
Am 29. März 1933 sandte Walter Thoms, einer der beiden Assistenten des Ordinarius 
für Betriebswirtschaftslehre, Walter LeCoutre, seinen eigenen persönlichen Bericht an den 
zuständigen Referenten im Badischen Kultusministerium ein.192 Thoms war seit 1932 Mit-
glied der NSDAP und fungierte als »Referent für Hochschulfragen bei der Kulturpolitischen 
Abteilung der Kreisleitung der NSDAP«. Zusammen mit einem Vertreter des NS-Studenten-
bundes hatte er ein elfseitiges Dossier über die Hochschullehrer und die Zukunft der Han-
delshochschule erstellt. Thoms plädierte für eine stark praxisorientierte Ausrichtung der 
Handelshochschule: »Der Betriebswirt muss die Lebensgesetze des Betriebes kennen und 
seine mannigfaltige Verbundenheit mit der Volksgemeinschaft.« Im Vordergrund standen 
folglich der Erhalt und Ausbau der Betriebswirtschafts- und Volkswirtschaftslehre in Kom-
bination mit Jura – auf »alles andere« könne, so Thoms, im »äußersten Notfall« in Mann-
heim verzichtet werden, auch wenn die weiteren Fächer zur »Abrundung des Studiums« 
»keinesfalls zu unterschätzen« seien. Zur Ausbildung von Handelsschullehrern sei zudem 
189 Zu den Verhandlungen zur Übernahme der Handelshochschule Mannheim an die Universität Heidelberg siehe S. 92.
190 Bollmus: Handelshochschule. S. 55. Otto Wetzel (*1905), NSDAP seit 1922, Gründer u. Herausgeber der Heidelberger 
Tageszeitungen »Die Volksgemeinschaft« und »Hakenkreuzbanner«, 1930-1932 Fraktionsführer im Heidelberger Stadt-
rat. Der Großdeutsche Reichstag 1938. S. 451/452 u. 554 u. 554; Lilla: Statisten. S. 726/727.
191 Auf der dem Bericht der NS-Kommissare beigefügten Liste waren die Namen einiger Hochschullehrer rot markiert, u. a. 
die des ord. Prof. Otto Selz, inakt. ord. Prof. Sally Altmann, ord. HonProf. Sigmund Strauss, PrivDoz, beurlaubt, Käthe 
Bauer-Mengelberg, PrivDoz Dr. Paul Eppstein, PrivDoz Dr. Kurt Sigmund Gutkind. Kommissare der Stadt Mannheim an 
MKU Baden, 23.3.1933, GLA KA 235-30891. 
192 Thoms an MKU, Bericht über die Handelshochschule Mannheim, 29.3.1933, GLA KA 235-30891.
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Pädagogik als Fach unerlässlich. Die Umgestaltung der Handelshochschule müsse nach 
folgenden Grundsätzen erfolgen: »1. Ausschaltung aller jüdischen Lehrkräfte; 2. Abbau der 
Nebenfächer; 3. Ausbau der Hauptfächer.«
Der »Referent für Hochschulfragen« hatte eine lange Liste von Hochschullehrern aufge-
stellt – zumeist Inhaber von Lehraufträgen —, deren »Entfernung« von der Hochschule er 
dem Kultusministerium nahelegte. Die von Thoms angeführten Gründe für die Entziehung 
von Lehraufträgen variierten von »wertlos«, »unnötig«, »schwach besucht« bis »Doppel-
verdiener« und »Marxist«.193 Ein Großteil der zur Entlassung Vorgeschlagenen waren Juden. 
Der ordentliche Professor Otto Selz194 sei als Jude »als Pädagoge unmöglich« und sei eben-
so zu »entfernen« wie der »sittlich nicht ganz einwandfreie« Adolf Willareth, der pensionier-
te Direktor der Städtischen Handelsschule, und der »Marxist«, SPD-Mitglied und Studienrat 
Max Hall. Die letzteren beiden hatten Lehraufträge für Pädagogik inne.195 Selz’ Assistent, 
Edmund Lysinski, wurde fälschlicherweise von Thoms als »Halbjude« bezeichnet.196 Neben 
Paul Eppstein, Privatdozent für Volkswirtschaftslehre und Jude, zielte der antisemitische 
Furor Thoms’ auf Curt Sigmar Gutkind, Privatdozent für Romanistik: »Jude, stark verfilzt 
mit dem SPD-System […]. Er erdreistete sich vom Senat zu fordern, ihm eine planmäßige 
außerordentliche Professur zu beantragen, ›um die Nazis vor eine vollendete Tatsache zu 
stellen.‹«197
Auch den aus Krankheitsgründen zum Sommersemester 1933 emeritierten jüdischen 
ordentlichen Professor Sally Altmann übersah Thoms nicht.198 Der Nationalökonom sei mit 
vollen Bezügen emeritiert worden, eine Kürzung seiner Bezüge um 50% sei »ratsam«. Den 
später den Nationalsozialisten als »Systemgröße« heftig angegriffenen, ehemaligen Rektor 
der Handelshochschule und Geographen Walter Tuckermann erwähnte der »Referent für 
Hochschulfragen« hingegen nicht.
Für die Nationalsozialisten unter den jungen Wissenschaftlern an der Handelshochschu-
le hingegen sah Thoms, wenig überraschend, Besserstellungen vor. Er achtete peinlich dar-
auf, dass nicht der Eindruck aufkam, es gehe ihm um eine materielle Verbesserung für sich 
und die Kameraden. Dennoch hatte Thoms für sich und für seinen Lehrstuhlkollegen eine 
führende Rolle vorgesehen: »Die Assistenten [Fritz] Fleege-Althoff und Thoms sind von den 
Assistententätigkeiten zu befreien und ohne Gehaltsaufbesserung für den weiteren Aufbau 
der ordentlichen Fächer zu verwenden.« Die »lautstärkste Figur« im Mannheimer NSDStB, 
der Volontärassistent am Institut für Volkswirtschaftslehre Hans Hagenbuch, sollte zum 
Assistenten befördert und Privatdozent Siegfried Wendt bei gleichbleibenden Bezügen 
zum außerordentlichen Professor neben Institutsleiter Ernst Schuster ernannt werden.199 
 Letztere Forderung Thoms’ wurde erfüllt, während Hagenbuch sich vergeblich um eine or-
dentliche Assistentenstelle bemühen sollte.200
193 Ausführlich zu den Vorwürfen, Bollmus: Handelshochschule. S. 102.
194 Vgl. zu Selz Groffmann: Selz.
195 Thoms an MKU, Bericht über die Handelshochschule Mannheim, 29.3.1933, GLA KA 235-30891.
196 Zu Lysinski siehe S. 83.
197 Thoms an MKU, Bericht über die Handelshochschule Mannheim, 29.3.1933, GLA KA 235-30891.
198 Siehe S. 54.
199 Bollmus: Handelshochschule. S. 39/40. Das zweite, unbesetzte Ordinariat neben Schusters sollte zum Extraordinariat 
umgewandelt werden.
200 Siehe Anm. 64, S. 491.
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»Schutz der öffentlichen Ordnung« und »Gesetz zur 
Wiederherstellung des Berufsbeamtentums«, April 1933
Am 8. April 1933 erteilte der »Kommissar der Stadt Mannheim«, Renninger, den jüdischen 
Hochschullehrern Hausverbot an der Handelshochschule:
»Auf Grund der Verfügung des Reichskommissars Robert Wagner für das Land Baden 
werden alle Juden an der Handelshochschule Mannheim mit sofortiger Wirkung beur-
laubt, um Einzelaktionen gegen Juden und damit verbundene erhebliche Störungen 
der öffentlichen Sicherheit, Ruhe und Ordnung zu verhüten. Jegliche Tätigkeit in den 
Diensträumen, insbesondere die Mitwirkung an Prüfungen ist untersagt.« 201
Am 10. April 1933 wurden dreizehn »nicht-arische« Wissenschaftler gemäß des »Ge setzes 
zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums« entlassen202, der Heidelberger Jurist Leo-
pold Perels hatte seinen Lehrauftrag »freiwillig« niedergelegt.203 Neben den vierzehn von 
den neuen Machthabern aus »rassischen« Gründen entlassenen Personen wurden noch 
einer gleichen Anzahl an Akademikern die Lehraufträge gekündigt, wie von Thoms gefor-
dert.204
201 Kommissar der Stadt Mannheim an Handelshochschule Mannheim, 8.4.1933, GLA KA 235-30891. Vollständig abge-
druckt in Fliedner: Judenverfolgung. S. 357. Nr. 57.
202 Pensioniert: Otto Selz (* 1881), ord. Prof., Psychologie, Pädagogik u. Philosophie. Entlassen: Hauptamtliche außeror-
dentliche Lehrkräfte: Käthe Bauer-Mengelberg (*1894), nach Frankfurt beurlaubte PrivDoz, Volkswirtschaftslehre und 
Soziologie; Paul Eppstein (*1902), PrivDoz u. Assistent von Sally Altmann, Volkswirtschaftslehre; Curt Sigmar Gutkind 
(*1896), PrivDoz u. Geschäftsführer des Dolmetscher-Instituts, Romanistik; Max Springer (*1877), ao. Prof., Neuere Ge-
schichte. Nebenamtliche Professoren und Dozenten: Arthur Blaustein (*1878), ord. HonProf., Rechtsanwalt, Mannheim; 
Joseph Koburger (*1878), Professor, Bankdirektor, Ludwigshafen/Rhein; Ludwig Mann (*1866), Neurologe, Mannheim; 
Julius Moses (*1869), Professor, Arzt, Mannheim; Sigmund Strauß (*1867), ord. HonProf., Steuerrecht, Rechtsanwalt, 
Mannheim. Die Lehraufträge von Wilhelm Kronheimer, Friedrich Lion, Helene Meyer-Lindemann wurden aufgekün-
digt. Zusammenfassung nach Bollmus: Handelshochschule. S. 153-157 (Lehrkräfte der Handelshochschule Mannheim 
im Winter 1932/33). Zum weiteren Schicksal der Entlassenen, ebd. S. 117-131. Eppstein wurde Vorstandsmitglied der 
»Reichsvereinigung der Juden in Deutschland« und ab 1943 »Judenältester« in Theresienstadt. 1944 wurde er dort 
durch die SS ermordet. Enzyklopädie des Holocaust. S. 417/418. Zur Biographie Eppsteins ist an dieser Stelle zu ergän-
zen, dass dieser noch im August 1933 plante, in die USA zu emigrieren, wie ein Schreiben an Schuster mit der Bitte, 
ihm ein versprochenes Empfehlungsschreiben zur Bewerbung an der High School of Social Research, New York, aus-
zustellen, belegt. Er äußerte gegenüber Schuster die Hoffnung, dass ein Empfehlungsschreiben aus dessen Feder die 
Aufmerksamkeit auf seine Konjunktur-Arbeiten lenken würde und so die Chance eröffnen würde, in New York unterzu-
kommen. Schuster schrieb im November 1933 resigniert an seinen früheren Schüler Dr. Klaus Loeffler nach Berlin, dass 
seine »unendlichen Versuche«, Eppstein im Ausland wieder in seinem wissenschaftlichen Beruf unterzubringen, bisher 
keinen Erfolg gehabt hätten. Eppstein an Schuster, 6.8.1933, GLA KA 465a-59-3-2931 u. Schuster an Loeffler, Berlin, 
24.11.1933, UA MA A2 1/1, Bd. 2.
203 Leopold Emil Erwin Perels (*1875) hatte seit 1928 eine ordentliche Honorarprofessur an der Universität Heidelberg inne 
und lehrte u. a. über »Badisches Staatsrecht«. Im August 1933 wurde Perels die Lehrerlaubnis in Heidelberg entzogen. 
Mußgnug: Heidelberger Dozenten. S. 28. Bürgermeister Walli an MKU, 24.04.1933, GLA KA 235/30891.
204 Bollmus: Handelshochschule. S. 102.
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Übernahme an die Universität Heidelberg2.3.2 
»In zweiter Linie befürworten wir die Übernahme unserer 
fachwissenschaftlich hervorragenden Kräfte, die sich 
nun auch bemühen, dem Geist der neuen Zeit gerecht zu 
werden und ehrlich um eine neue Auffassung ringen: Prof. 
Schuster, Prof. LeCoutre, Lektor Burkard und Prof. Som-
merfeld, vor allem auch Prof. Ludewig, der uns seit Jahren 
unterstützt.« Führer der Mannheimer Studentenschaft an 
MKU, 3.7.1933.205
In Heidelberg war man angesichts der unklaren finanziellen Lage und der Angst vor »Über-
fremdung« bemüht, »grundsätzlich so wenig wie möglich herübernehmen zu müssen«.206 
Aus dem Kreis der Ordinarien sollten letztlich lediglich der Betriebswirt Heinrich Sommer-
feld und der Volkswirt Ernst Schuster übernommen werden. Beide waren bereits seit August 
1930 der Universität Heidelberg als ordentliche Honorarprofessoren verbunden gewesen 
und hatten die Übernahmeverhandlungen von Seiten der Handelshochschule geführt.207 
Die Entscheidung über die Übernahme bzw. Nichtübernahme und die Verwendung der 
Mannheimer Hochschullehrer fiel im Umfeld einer Besprechung zwischen dem Ministeri-
alreferenten im MKU, Hans Grüninger, dem Rektor der Heidelberger Universität Groh und 
dem Heidelberger Studentenführer Scheel in Karlsruhe am 7. September 1933.208 Vertreter 
der Mannheimer Handelshochschule waren an dem Treffen nicht beteiligt.
Wie schon bei der »Ausscheidung« unerwünschter Hochschullehrer unmittelbar nach 
der »Machtergreifung«, so suchten die Nationalsozialisten unter den Studenten an der 
Handelshochschule über Dossiers Einfluss auf die Auswahl derer zu gewinnen, die nach 
Heidelberg übernommen werden sollten. Ebenfalls zu einem Urteil über die »Haltung« 
der Professoren und ihrer Assistenten berufen fühlte sich der Hauptschriftleiter des Mann-
heimer NS-Kampfblattes »Hakenkreuzbanner«, Wilhelm Kattermann.209 Er wandte sich di-
rekt an seinen Pg. Fehrle im Kultusministerium und bot seine Hilfe bei den anstehenden 
Personal entscheidungen an.210 
Ernst Schuster2.3.2.1 
»Alte liberalistische Objektivität«
Der Leiter des Mannheimer Seminars für Volkswirtschaft und Statistik, Ernst Schuster, war 
seit 1927 ordentlicher Professor für Volkswirtschaftslehre an der Handelshochschule. Im 
205 GLA KA 235-30891.
206 Bollmus: Handelshochschule. S. 70.
207 MKU an Engeren Senat der Universität, 6.8.1930, UA HD PA 5819 u. Bollmus: Handelshochschule. S. 105.
208 MKU, Referent A 4, Grüninger, Aktennotiz, 7.9.1933, GLA KA 235-30891.
209 Zum 1931 gegründeten offiziellen Parteiorgan für die Bezirke Mannheim und Weinheim »Hakenkreuzbanner« vgl. Flied-
ner: Judenverfolgung. S. 211-223.
210 Kattermann scheint zumindest Teile der Stellungnahmen ohne größere Fühlungnahme zu den Studenten oder Thoms 
erstellt zu haben, so tauchen zahlreiche Fehler in den Texten auf, die bei Rücksprache mit direkt Beteiligten leicht hät-
ten ausgeräumt werden können. So schreibt er z. B. im ersten Brief an Fehrle, dass er dagegen sei, dass »Sommerfeld 
einen Lehrauftrag am zeitungswissenschaftlichen Institut« bekäme, was nie zur Diskussion stand. Zudem äußerte sich 
der Hauptschriftleiter negativ über den Kollegen Thoms’, Fleege-Althoff, während der ihn ausdrücklich wegen seiner 
guten »Haltung« lobt. Hakenkreuzbanner, Abteilung Schriftleitung o. Namen an MKU, Ministerialrat Fehrle, 3.7.1933, 
GLA KA 235-30891.
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August 1930 war er zum ordentlichen Honorarprofessor in Heidelberg ernannt worden.211 
Am 1. Mai 1933 war Schuster der NSDAP beigetreten.212 In den Dossiers des Hauptschrift-
leiters des »Hakenkreuzbanners« findet der Volkswirt keine Erwähnung, dafür war seine 
»Haltung« Gegenstand einer umfangreichen politischen Beurteilung durch den Führer der 
Mannheimer Studentenschaft vom 3. Juli 1933 (Quelle »Ernstes Ringen«, gegenüberliegen-
de Seite). Die Studenten setzten sich für Schuster ein, der, wenngleich seine »aristokrati-
schen Neigungen« und seine »Tendenz zur Elite« ihn distanziert erscheinen ließen, »ehrlich 
um eine neue Auffassung ringe«: »Überwindet Schuster vollends jene alte liberalistische 
›wissenschaftliche Objektivität‹, so ist er unser Mann.«213 Die Studenten unterstrichen den 
großen Praxisbezug in der Lehre und Forschung Schusters, mit dem dieser sich für kom-
mende Aufgaben in der Politikberatung empfehle.214 Ein Argumentationsmuster, das seiner 
Zeit voraus war, wurden doch im »Dritten Reich« mit fortschreitender Zeit in vielen Fällen 
Bedenken gegenüber der »Haltung« zur Weltanschauung zugunsten von Nützlichkeitser-
wägungen zurückgestellt.
»Soweit zu übersehen tragbar.«
Die Vergangenheit des »roten Schuster«, seine frühere Mitgliedschaft in der SPD wurde 
im Schreiben der Studentenschaft nicht erwähnt.215 Beim badischen Hochschulreferenten 
Fehrle war der Volkswirt im Juni 1933 von einem angeblich in Basel Studierenden denun-
ziert worden, der vorgab, Schuster aus dessen Zeit an der Tübinger Universität zu kennen: 
»Ich kenne seine Vergangenheit. Es scheint mir unmöglich, daß ein Mann mit seiner 
politischen und moralischen Vergangenheit das wichtige Amt eines Volkswirtschaftlers 
an einer deutschen Universität im neuen Deutschland ausübt.«216
Schuster sei im Winter 1918/19 in Kiel durch die aufständischen Matrosen und den Ar-
beiter- und Soldatenrat zum »Ortskommandanten« ernannt und sogar zum »stellvertreten-
der Polizeipräsidenten« avanciert, so der selbsternannte Sympathisant der NSDAP: Er sei 
bis Ende 1921 Mitglied der Spartakusbewegung gewesen, um dann in die SPD einzutreten. 
Abgesehen vom Eintritt in die SPD entbehrten die Anschuldigungen jedes Bezugs zur Rea-
lität und konnten von Schuster entkräftet werden. Dennoch waren sie aber in der politisch 
aufgeheizten Atmosphäre 1933 geeignet, den Volkswirt mit einer gefährlichen Hypothek 
hinsichtlich seiner »Haltung« zum Regime zu belasten. »Ich mußte befürchten«, so gab 
Schuster 1946 gegenüber der Spruchkammer zu Protokoll, »daß etwas anderes heraus kam, 
nämlich, dass ich an der Niederschlagung des Kapp-Putsches [sc. im März 1920] wesentlich 
211 Schuster, Fragebogen im Rahmen des Reichsgesetzes zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums, 13.4.1933, 
UA HD PA 5819.
212 NSDAP-Mitgliedsnummer 2 557 238. Übersicht über NSDAP-Mitglieder an der Universität Heidelberg, 27.9.1935, 
UA HD B-3027/2.
213 Siehe einleitendes Zitat zum aktuellen Kapitel vorhergehende Seite.
214 Schuster hatte an seinem Institut eine Abteilung für landwirtschaftliche Marktforschung gegründet, die von seinem 
Volontärassistenten und nationalsozialistischen Studentenfunktionär Hans Hagenbuch geleitet wurde siehe S. 358.
215 Ein ehemaliger Schüler Schusters, Heinrich Häberle, erklärte im Spruchkammerverfahren, der Volkswirt sei als »ro-
ter Schuster« unter den Nationalsozialisten verschrien gewesen. Eidesstattliche Versicherung, 31.1.1947, GLA KA 
465a-59-3-2931. Schuster war von 1919 bis 1924 Mitglied der SPD gewesen. UA HD PA 5819.
216 Burckhardt, Karl, an MKU, 4.6.1933, GLA KA 465a-59-3-2931. Abschrift eines Schreibens, das Schuster beim Spruchkam-
merverfahren vorgelegt hatte. Es war ihm seinerzeit durch den Oberbürgermeister der Hauptstadt Mannheim, Karl 
Renninger, zur »geflissentlichen Kenntnis und mit der Bitte um Stellungnahme« zugeleitet worden. Nach den sich an 
die Denunziation anschließenden Untersuchungen der Staatspolizei war ein Student mit diesem Namen an der Univer-
sität Basel nicht eingeschrieben.
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beteiligt gewesen war.«217 Hierüber sei etwas, aber 
nichts Konkretes durchgesickert. Das »Gewisper«, 
dass mit seiner »Vergangenheit etwas nicht stim-
me«, sei aber niemals verstummt. So schrieb der 
Heidelberger Rektor Groh in einem nicht datierten, 
aber wohl aus dem Frühling 1935 stammenden 
Gutachten, dass er »nach reiflicher Überlegung 
und in vollem Bewusstsein der mir obliegenden 
Verantwortlichkeit« zur Auffassung gekommen 
sei, »dass Prof. Schuster in eine nationalsozialisti-
sche Hochschulgemeinschaft nicht passt und dass 
er mir als Mitglied der Dozentenschaft durchaus 
unerwünscht ist.«218 
Bei der Besprechung im MKU im September 
1933 rangen sich die Beteiligten, Ministerialrat 
Grüninger, Rektor Groh und Studentenführer 
Scheel, zur Übernahme Schusters durch: »Soweit 
zu übersehen tragbar.«219 Ende des Jahres 1933 
sollte es dann zu einem Renkontre Schusters mit 
Grüninger kommen, das »offenbar politische Hin-
tergründe« hatte, und in dessen Verlauf der Ministerialreferent dem Ordinarius nach dessen 
Aussage mit dem Konzentrationslager drohte.220 In der Folgezeit sammelte Schuster eine 
beeindruckende Zahl an Ämtern in der NSDAP und staatlichen Stellen an. Nach eigenen 
Angaben eine Form brauner Mimikry, um sich weiterer Angriffe von Seiten der NSDAP zu 
entziehen.221
Assistenten am Volkswirtschaftlichen Seminar2.3.2.2 
Siegfried Wendt
Das Seminar für Volkswirtschaft und Statistik verfügte über zwei Assistenten- und zwei 
Volontärassistentenstellen. Nach der »Beurlaubung und fürsorglichen Kündigung« des 
»Nichtariers« Eppstein war nur eine der beiden Assistentenstellen mit dem 1901 gebore-
nen Privatdozenten Siegfried Wendt besetzt. Wendt hatte sich während seines Studiums 
im »Hochschulring deutscher Art« engagiert, war 1931/32 Mitglied der »Volkskonservati-
ven Vereinigung« gewesen und unmittelbar nach der »Machtergreifung« im April 1933 in 
217 Schuster an Spruchkammer Heidelberg, 11.11.1946, GLA KA 465a-59-3-2931. Die frühere Mitgliedschaft in der SPD 
habe das Mißtrauen gegenüber dem »nüchtern und kritisch« auftretenden Schuster geschürt, bestätigte der Heidel-
berger Strafrechtler Karl Engisch 1946. Eidesstattliche Versicherung, 4.11.1946, GLA KA 465a-59-3-2931.
218 Zit nach: Spruchkammer Heidelberg, Spruch gegen Schuster, 5.5.1947, GLA KA 465a-59-3-2931. Das Schreiben Grohs 
befindet sich weder in den Personalakten Schusters im GLA noch im UA HD.
219 MKU, Referent A 4, Grüninger, Aktennotiz, 7.9.1933, GLA KA 235-30891. Grüninger, später Ministerialdirektor im REM, 
wurde am 22.7.1942 zum »Ehrenbürger« der Universität Heidelberg ernannt. Weisert: Ehrenbürger.
220 Schuster an Spruchkammer Heidelberg, 11.11.1946, GLA KA 465a-59-3-2931.
221 Vgl. Aufgaben neben der Universität S. 335 u. zur Entnazifizierung S. 587.
»Ernstes Ringen«Quelle 5 | 
»Seit kurzem ist Prof. Schuster Parteimitglied, wir haben 
aber bei ihm, trotzdem wir seit langem aus seiner Lehre in 
vielen Punkten eine Wesensverwandtschaft der wirtschafts-
politischen Forderungen feststellen, immer wieder jene 
Klarheit und Offenheit der Formulierung politischer Forde-
rungen vermißt, die den echten Nationalsozialisten seit jeher 
gekennzeichnet hat. Wir anerkennen aber sein ernstes Ringen 
auch um eine neue Wissenschaft, das auch der Wissenschaftler 
die Ergebnisse seiner Arbeit klar und offen und ohne vieles 
Wenn und Aber seinem Volk zu bieten hat. […] Was jeden 
zur Anerkennung zwingt, ist seine Entwicklung der Volks-
wirtschaftslehre aus philosophischer Basis heraus, er erstrebt 
aber auch darüber hinaus eine Wirtschaftswissenschaft, die 
mit den wirtschaftlichen Tatsachen als Grundvoraussetzungen 
jeder Volkswirtschaftslehre rechnet und dem Studierenden 
ihre Bedeutung als Handwerkszeug des Volkswirts immer 
wieder nahe legt (s. sein Institut für Marktforschung). Wir glau-
ben, daß gerade eine Betonung dieses Zweigs wirtschaftlicher 
Forschung geeignet ist, aus der Volkswirtschaftslehre eine 
Wissenschaft zu machen, die auch der Wirklichkeit Rater und 
Weiser sein kann und die davon abbringt, volkswirtschaftliches 
Denken nur als ein ›Philosophieren aus dem hohlen Magen‹ 
betrachten zu müssen.«
Führer der Mannheimer Studentenschaft an MKU, 3.7.1933, GLA 
KA 235-30891.
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die NSDAP eingetreten.222 Er konnte sich – wie Thoms – der Fürsprache des Redakteurs des 
»Hakenkreuzbanners«, Kattermann, sicher sein: 
»Parteigenosse. Seit Jahren schon unserer Gesinnung. Vertritt eine wissenschaftliche 
Lehre, die unseren Interessen, resp. denen des Staates entspricht! [...] Der Mann ist 
einwandfrei und zu übernehmen!«223 
Wendt wurde nach Heidelberg übernommen.
Hans Hagenbuch
Die Begeisterung des Hauptschriftleiters des »Hakenkreuzbanners« war noch steigerungs-
fähig, wie sein Gutachten für den aus einfachen Verhältnissen stammenden, 28jährigen 
Volontärassistenten Hans Hagenbuch zeigt: 
»Uralter Kämpfer für den National-Sozialismus. Früher Mitbegründer des NSDStB 
Mannheim und langjähriger Führer. Stand mit uns im Kampf in vorderster Linie! Natio-
nalsozialist durch und durch. 
Dieser Kamerad ist in jeder Hinsicht zu fördern! Vielleicht ist ihm eine bessere Position 
zuzuschanzen?!«224 
Für den »alten studentischen Vorkämpfer« – Hagenbuch hatte zusammen mit zwei 
Kommilitonen im Jahr 1928 den Mannheimer NSDStB gegründet – forderte auch der Füh-
rer der Studentenschaft besondere Protektion durch Fehrle ein:
»Hagenbuch stand darauf jahrelang in vorderster Front des hochschulpolitischen 
Kampfes für die nationalsozialistischen Bewegung und wurde des Öfteren auch von 
den Gegnern stark angegriffen. Seine Übernahme ist daher für die Studentenschaft 
eine Selbstverständlichkeit; wir bitten, ihn in jeder Hinsicht zu fördern.«225
Wie sein Kollege Wendt sollte Hagenbuch nach Heidelberg übernommen werden, aller-
dings nicht zu den Konditionen, die sich sein Vorgesetzter Schuster ausgebeten hatte. Die 
Einrichtung einer ordentliche Assistentenstelle verweigerte das MKU trotz Hagenbuchs 
vielfältigen Ämtern und Verdienste um die »Bewegung«.226
Heinrich 2.3.2.3 Sommerfeld
Während zum Volkswirt Schuster trotz seines schlechten politischen Leumunds keine Alter-
native existierte, so stand der Ordinarius für Betriebswirtschaftslehre Heinrich Sommerfeld 
in Konkurrenz zum zweiten Mannheimer Lehrstuhlinhaber Walter LeCoutre.227 Während 
Sommerfeld im Gutachten des »Hakenkreuzbanners« als Opportunist (»Stahlhelmer und 
Volksparteiler. Schreit heute Heil Hitler.«) und »fossiler Überrest« unmöglich gemacht wer-
den sollte228, erfreute sich letzterer des Wohlwollens der NS-Studentenschaft: Obwohl 
222 NSDAP-Mitgliedsnr. 2.557.425, SA-Dienst leistete Wendt im November 1933 und Mai 1935. UA HD PA 6308 u. Lebenslauf, 
BA LF PA W/P W 425 A-113.
223 Hakenkreuzbanner an MKU, 3.7.1933, GLA KA 235-30891.
224 Ebd.
225 Führer der Mannheimer Studentenschaft an MKU, 3.7.1933, GLA KA 235-30891. 
226 Siehe Anm. 64, S. 491.
227 Zu Walter LeCoutre siehe S. 84.
228 In gleichem Tenor schrieb der Führer der Mannheimer Studentenschaft: »Er [sc. Sommerfeld] vertrat in Vorlesungen 
und Übungen wirtschaftliche Grundsätze, die nationalsozialistischem Wirtschaftsdenken durchaus ins Gesicht schlagen. 
Wenn S[ommerfeld] daher heute seinen Grundsatz der Vorsicht und der Sicherung des Unternehmens als nationalso-
zialistischen Grundsatz und als Verantwortungsprinzip in der Wirtschaft zu stempeln versucht, so ist diese Tatsache mit 
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»Quelle 6 | Fossiler Überrest!«
»Stahlhelmer und Volksparteiler. Schreit heute Heil Hitler. Als 
Wissenschaftler angezweifelt, jedenfalls teils teils. Er vertritt 
eine sog. mathematische Richtung in der Betriebswirtschafts-
lehre. Ein Mensch der graphischen Darstellungen und der 
imaginären Zahlen! Grosse Schnauze! Immer national gewesen. 
Guter Kommersredner! Hat noch im Februar [sc. 1933] erklärt, 
daß er Volksparteiler wäre, selbst wenn es die nicht mehr gäbe! 
(Fossiler Überrest!) In seiner Einstellung typischer und skrupel-
loser Vertreter der Interessen des Kapitalismus! Hat in seinen 
Vorlesungen und Seminaren hahnebüchene und dem Wesen 
des National-Sozialismus ins Gesicht schlagende Anschauun-
gen vertreten!«
Hakenkreuzbanner, Abteilung Schriftleitung, Kattermann, an MKU, 
Ministerialrat Fehrle, 3.7.1933, GLA KA 235-30891.
früher »Idealliberalist«, ja »Judenfreund«, »kämp-
fe« LeCoutre – »plötzlich aus jenen liberalistischen 
Idealen herausgerissen« – nun »ehrlich mit sich«.229 
Hauptschriftleiter Kattermann sekundierte: 
»LeCoutre hat, und das ist wesentlich, niemals rein 
kapitalistische Interessen vertreten! Seine Auffas-
sung vom deutschen Unternehmer und der deut-
schen Wirtschaft entsprechen weitaus derjenigen 
des National-Sozialismus.«230 
Der Hintergrund des positiven Gutachtens und 
des Plädoyers für »mildernde Umstände« dürfte 
nach Reinhard Bollmus allerdings weniger in des-
sen Wandlung zum Nationalsozialisten denn in der 
Tatsache zu suchen sein, dass LeCoutre in Mann-
heim die Rolle des »Studentenvaters«231 innehatte und sich in engem Kontakt zur Wirtschaft 
um ein Unterkommen der jungen Betriebswirte bemüht hatte.232 Die größte Sorge Katter-
manns und des Führers der Mannheimer Studentenschaft galt der Ausschaltung Sommer-
felds, dem sie unterstellten, dass er seine enge Verbindung zur Universität Heidelberg zu 
seinen Gunsten ausnutzen würde:
»Bedenken von irgendwelchen Miesmachern sind zurückzuweisen. Besonders ist auf 
eine gewisse Konkurrenz und Feindschaft zwischen Sommerfeld und LeCoutre zu ach-
ten! Es ist möglich, und sogar wahrscheinlich, daß Sommerfeld in Heidelberg gegen 
LeCoutre Stimmung gemacht hat.«233
Zudem sorgte sich der Schriftleiter des »Hakenkreuzbanners«, dass ohne die Übernah-
me LeCoutres die Stellung seines als »nationalsozialistisch einwandfreier Nachwuchs« be-
sonderer Fürsorge würdigen Assistenten Walter Thoms »sehr schwach«, »wahrscheinlich 
aber unhaltbar« würde.234 Möglicherweise hatte dieses Argument auch bei der Berufung 
Schusters nach Heidelberg eine Rolle gespielt. Der Volkswirt verfügte mit Privatdozent 
Wendt und dem »uralten Kämpfer« Hagenbuch über zwei der profiliertesten Jungnational-
sozialisten als (Volontär-) Assistenten.
Bis zuletzt versuchten Ministerialreferent Grüninger, Rektor Groh und der Mannhei-
mer Studentenführer, Sommerfelds Übernahme nach Heidelberg zu verhindern: Noch bei 
großer Vorsicht aufzunehmen. In seiner wissenschaftlichen Methodik ist er sehr stark mathematisch beeinflußt. […] 
S[ommerfeld] ist Stahlhelmer und seitheriges Mitglied der Deutschen Volkspartei. Er hat das nationale Moment immer 
sehr stark betont, will auch sozial sein, hat sich aber bestimmt noch lange nicht zu innerer nationalsozialistischer Denk-
weise durchgerungen.« Führer der Mannheimer Studentenschaft an MKU, 3.7.1933, GLA KA 235-30891.
229 Ebd.
230 Kattermann strich zudem heraus, dass auf seine Anregung hin nur »NS-Studenten« als Mitglieder für die von LeCoutre 
unterhaltene »Arbeitgemeinschaft für Wirtschaftsjournalistik« zugelassen würden. Hakenkreuzbanner, Abteilung 
Schriftleitung, an MKU, Ministerialrat Fehrle, 3.7.1933, GLA KA 235-30891. Die wohlmeinenden politischen Gutachten 
widerlegen die Selbstdarstellung LeCoutres im Spruchkammerverfahren gegen Walter Thoms, seine Nichtübernahme 
sei politisch motiviert gewesen: »Ich selbst aber wurde, da ich nicht Parteimitglied war und es auch nach 1933 nicht 
wurde, als politisch nicht tragbar angesehen und darum nicht an die Universität Heidelberg übernommen.« LeCoutre 
an Spruchkammer Heidelberg, 14.12.1946, GLA KA 465a-59-54-480. Diese Darstellung verfestigte sich zur »Nachkriegs-
legende«, wie ein von Bollmus zitierter Zeitungsartikel über LeCoutre beweist. Bollmus: Handelshochschule. S. 109.
231 Bollmus: Handelshochschule. S. 110 u. Führer der Mannheimer Studentenschaft an MKU, 3.7.1933, GLA KA 235-30891.
232 Bollmus: Handelshochschule. S. 109/110.
233 Hakenkreuzbanner, Abteilung Schriftleitung, an MKU, Ministerialrat Fehrle, 3.7.1933, GLA KA 235-30891. 
234 Ebd.
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der bereits mehrfach erwähnten Besprechung im 
September 1933 erwog das Trio, die Umhabilitie-
rung der Mannheimer Privatdozenten anstelle der 
Übernahme Sommerfelds, um die Zeit überbrü-
cken zu können, bis im darauffolgenden Jahr ein 
neuer Ordinarius gefunden worden sei.235 Letzt-
lich wurde Sommerfeld wohl aufgrund seines sehr 
guten wissenschaftlichen Rufs – Schwerpunkte 
seiner Forschung waren Buchhaltungs- und Bilanz-
fragen, Technik des Börsenhandels und Fragen der 
Devisenwirtschaft und des internationalen Zah-
lungsverkehrs – und seines engen Kontakts zur 
Heidelberger Universität als Ordinarius übernom-
men.236 Auch die von Hauptschriftleiter Kattermann 
vom »Haken kreuzbanner« gegenüber Fehrle ausge-
stoßene Drohung, dass »große Teile« der Mannhei-
mer Studentenschaft wegen der »liberalistischen 
Lehrtätigkeit« Sommerfelds und aus Protest gegen die Nichtübernahme LeCoutres nach 
Königsberg abwandern würden, änderten daran nichts.237 LeCoutre wurde von der Stadt 
Mannheim in den Ruhestand versetzt. Einen Lehrauftrag in Heidelberg mit Aussicht auf 
eine Honorarprofessur zu übernehmen, lehnte LeCoutre ab, da das MKU ihm weder zu sei-
nem persönlichen Status noch zur »zukünftigen Pflege« der Betriebswirtschaftslehre Zusi-
cherungen zu machen bereit war.238
Assistenten am Betriebswirtschaftlichen Institut2.3.2.4 
Walter Thoms 
Der Assistent LeCoutres Thoms wurde mit den wärmsten Empfehlungen Kattermanns und 
der Mannheimer Studentenschaft nach Heidelberg übernommen: »Parteigenosse schon 
seit 1932. Waffenstudent, gute Gesinnung. Vertritt die Lehre von LeCoutre. Lauterer Cha-
rakter. Ist zu übernehmen und zu fördern.«239 Entgegen der Prophezeiung, dass Thoms’ 
Stellung ohne die Protektion LeCoutres »unhaltbar« werde, sollte der junge Privatdozent 
mit dem Parteiticket an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät schnell Kar-
riere machen. Die im Juni 1933 erfolgte Habilitation Thoms’ erfolgte noch aufgrund eines 
anerkennenden Gutachtens seines Lehrers LeCoutre, dem sich auch Sommerfeld, wenn-
gleich mit etlicher fundamentaler Kritik gespickt, anschloss. Schuster hingegen schrieb ein 
vernichtendes Urteil über Thoms’ Arbeit »Die Betriebsverwaltung« (Quelle »In Einzelheiten 
235 MKU, Referent A 4, Grüninger, Aktennotiz, 7.9.1933, GLA KA 235-30891.
236 Vgl. Bollmus: Handelshochschule. S. 107/108. Pressestelle der Universität Heidelberg, »Sommerfeld nach Breslau beru-
fen«, 13.4.1939, GLA KA 235-2538.
237 Hakenkreuzbanner, Hauptschriftleiter Dr. Kattermann an MKU, Ministerialrat Fehrle, 27.10.1933, GLA KA 235-30891. 
238 MKU, Referent A 4, Besprechung zur Übernahme der Dozenten der HH Mannheim, 7.9.1933, GLA KA 235-30891 u. Ohne 
Name: Veränderungen. S. 49/50 [Brief LeCoutres an die Redaktion der Zeitschrift »Der praktische Betriebswirt«]. Zu 
LeCoutres Lehrauftrag an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät siehe S. 165.
239  MKU an Oberbürgermeister der Stadt Mannheim, Renninger, 8.9.1933 u. Hakenkreuzbanner, Abteilung Schriftleitung, 
an MKU, Ministerialrat Fehrle, 3.7.1933, GLA KA 235-30891.
Quelle 7 | »In Einzelheiten interessant ...«
»Die Arbeit ist sicher in den Einzelheiten interessant. Auch 
steht fest, daß der Verf. in umfassendem Maße Literatur verar-
beitet hat. Ich habe nur einen sehr schwer wiegenden Einwand 
gegen diese Arbeit zu machen: Es erscheint mir unmöglich, 
daß eine Arbeit als Habilitationsschrift angenommen wird, die 
Grundsätzliches zur Verwaltung – wenn auch nur im Sinne 
der Betriebsverwaltung – sagen will, es aber gänzlich igno-
riert, daß es schon eine Verwaltungslehre gibt, die seit einem 
Jahrhundert etwa sich mit dem Begriff der Verwaltung und der 
Abgrenzung der Verwaltung gegen andere Akte menschlichen 
Verhaltens beschäftigt. [...] Dieses vollständige Ignorieren der 
Tatsache, daß es eine Wissenschaft gibt, die sich in zahllosen 
Büchern und seit Jahrzehnten mit dem Begriff der Bestim-
mung der Verwaltung abgegeben hat, macht es mir unmög-
lich, die Arbeit von Thoms als Habilitationsschrift zu akzep-
tieren. [...] Mein wissenschaftliches Gewissen zwingt mich [...], 
meinen Bedenken in aller Deutlichkeit Ausdruck zu geben.«
Schuster an Rektor der Handelshochschule Mannheim, 29.6.1933, 
UA HD PA 6079.
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interessant ...«, gegenüberliegende Seite). Hierin dürfte eine der Ursachen des Zerwürfnis-
ses zwischen Schuster und Thoms zu lokalisieren sein, welches das Klima an der Staats- und 
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät dauerhaft vergiftete und in der Drohung Thoms’, 
Schuster zum Duell zu fordern, gipfelte.240
Fritz Fleege-Althoff
Privatdozent Fritz Fleege-Althoff, der seit dem Weggang Karl Rößles 1929 dessen haupt-
amtliche Dozentur für Betriebswirtschaftslehre vertrat, wurde ebenfalls nach Heidelberg 
übernommen.241 Während NSDAP-Hochschulreferent Thoms seinen Kollegen lobte, stieß 
sich Kattermann an dessen bisher unpolitischen Auftreten: »Politisch nicht hervorgetreten. 
Wahrscheinlich eine Kreatur von Sommerfeld! Sicherlich Liberalist, bes[onders] Wirtschafts-
liberalist. Vielleicht zu übernehmen?«242 Während seine Kollegen Thoms und Ammelounx 
kurz vor oder direkt nach der »Machtergreifung« in die NSDAP eintraten, wurde der ältere 
Fleege-Althoff lediglich und verspätet im Oktober 1933 Mitglied der SA.243 
Josef Ammelounx
Die von Fleege-Althoff eigentlich innegehaltene ordentliche Assistenzstelle am Betriebs-
wirtschaftlichen Seminar vertrat seit 1929 kommissarisch Josef Ammelounx.244 Zusam-
men mit Fleege-Althoff war der Betriebswirt »in der nationalen Revolution« im März 1933 
vom Staatskommissar und späteren Mannheimer Oberbürgermeister Renninger »für den 
Bereich der Städtischen Krankenanstalten mit einer umfangreichen Revisions- und Reor-
ganisationsarbeit beauftragt, die zur Aufklärung von Delikten und zu zahlreichen Verbesse-
rungen führte«.245 Ammelounx hatte es anscheinend versäumt, noch vor dem im Mai 1933 
verkündeten Aufnahmestopp in die NSDAP einzutreten, war aber Mitglied der SA.246 Auch 
er wurde als Assistent nach Heidelberg übernommen. Eine politische Beurteilung durch 
Kattermann oder den Führer der Mannheimer Studentenschaft ist in den Akten nicht vor-
handen.
240 Siehe S. 445.
241 Karl Rößle (*1893, Heiligkreuzsteinach bei Heidelberg), Habilitation 1926 an HH Mannheim für »Allgemeine Betriebs-
wirtschaftslehre, Industrie- und Handwerksbetriebslehre«, 1926-1928 PrivDoz an der HH MA und Lehrauftrag an 
der TH Karlsruhe, 1928 ao. Prof. Universität Bonn, 1933 ord. Prof. an der HH Königsberg. MKU an Rektor, 17.9.1934, 
UA HD PA 267.
242 Hakenkreuzbanner, Abteilung Schriftleitung, an MKU, Ministerialrat Fehrle, 3.7.1933, GLA KA 235-30891.
243 Fleege-Althoff, Personalbogen, ohne Datum [ca. 1937], UA HD PA 3776.
244 Ammelounx erhielt aber über Jahre nur sein früheres, niedrigeres Gehalt, was er mit der »Indolenz des früheren Ober-
bürgermeisters [sc. Heimerich] gegenüber Hochschulfragen« erklärte, der ihn wegen der »bekannten politischen 
Rechtseinstellung Prof. Sommerfelds und seiner Mitarbeiter« abstrafen wollte: »Hervorgerufen wurde diese Passivität 
dadurch, dass der Hochschulsenat den personellen Wünschen des Oberbürgermeisters [sc. Heimerich] bei der Beset-
zung des volkswirtschaftlichen Lehrstuhls, die auf eine Berücksichtigung von jüdischen Sozialdemokraten hinauslie-
fen, Widerstand entgegensetzte.« Ammelounx’ Einspruch hatte Erfolg. Ab dem 1.7.1933 erhielt er das Gehalt eines 
ordentlichen Assistenten. Ammelounx an Vorsitzenden des Kuratoriums der Handels-Hochschule, Oberbürgermeister 
 Renninger, 29.5.1933 u. Vorsitzender des Kuratoriums der Handels-Hochschule an Rektor der Handelshochschule, 
19.7.1933, UA HD PA 3121. Zum Streit um die Berufung auf den zweiten Lehrstuhl für Volkswirtschaftslehre in Nachfolge 
Sally Altmanns ab 1930 vgl. Bollmus: Handelshochschule. S. 28-33. 
245 Ammelounx an Rektor der Handelshochschule Mannheim, 9.10.1933, GLA KA 235-30891.
246 Ammelounx an Rektor, 20.9.1935, UA HD PA 3121.
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»Aufgaben, Bedeutung und Inhalt der 
Betriebswirtschaftslehre«, Juni 1933
Zusammen mit Thoms und Ammelounx hatte Fleege-Althoff im Juni 1933 ein Memoran-
dum zu »Aufgaben, Bedeutung und Inhalt der Betriebswirtschaftslehre« veröffentlicht, mit 
dem die durch den Nationalsozialismus »gewonnene Bedeutung« der eigenen Disziplin ins 
Blickfeld des MKU gerückt und zugleich dokumentiert werden sollte, dass man das Vokabu-
lar der »neuen Zeit« bereits verinnerlicht hatte:247 
»Der Gegenstand der Betriebswirtschaftslehre. […] Die Betriebe bilden organische 
Glieder der Volkgemeinschaft und haben als solche unterschiedliche Aufgaben für-
einander sowie im Dienste und zum Wohle der Nation. Die Betriebe sind somit nicht 
Selbstzweck, sondern nur Mittel zum Zweck, indem sie für die körperliche und geistige 
Bedürfnisbefriedigung des arbeitenden Menschen sorgen.«248 
Mit der »vollen Verantwortung«, die der Unternehmer durch die Übertragung der »vol-
len Führung« nach der nationalsozialistischen »Führerdoktrin« erhalte, gewinne auch die 
Betriebswirtschaftslehre an Bedeutung, so Fleege-Althoff, Thoms und Ammelounx, »weil 
sie ihm das wissenschaftliche und praktische Rüstzeug zur Durchführung dieser Absicht 
darzubieten vermag«.249 Die Betriebswirtschaftslehre diene dem Volk, indem es »tüchti-
ge Führer« und »leistungsfähige Bürger« ausbilde, »die ihre wirtschaftliche und nationa-
le Pflicht gegenüber dem Volksganzen erfüllen« können. Neben wissenschaftlichem und 
wirtschaftlichem habe die Betriebswirtschaftslehre den Studenten zu moralischem und 
nationalsozialistischem Denken zu erziehen, damit diese »in strengstem Pflichtbewusst-
sein aufgehen, zum Arbeitsethos emporwachsen und von Opferwilligkeit (heroischem 
Denken) durchdrungen« würden. Die kommenden »Führer der Betriebe« müssten die »Tat-
sache der Zweckverbundenheit aller Menschen im Betriebe, der Schicksalsverbundenheit 
aller Betriebe in der Volkswirtschaft und der Totalität des Staates, dem die Betriebe als  Teile 
eingegliedert sind« verinnerlichen.250 Zudem sei es die Aufgabe der Betriebswirtschaft, 
das »wirkliche Betriebsgeschehen« zu beobachten, um durch Vergleich der Leistung ver-
schiedener Unternehmen »Beurteilungsgrundlagen im Kampfe gegen unzweckmäßige 
Betriebsgrößen und Betriebsformen« zu schaffen. Durch die Kontrolle und Beurteilung an 
den staatlich vorgegebenen Idealen werde die »gesunde Erhaltung der Betriebe« gefördert 
und für die »Ausmerzung jener Führer« gesorgt, »die ihrer Aufgabe nicht gewachsen sind 
oder sie nicht im nationalsozialistischen Geist erfüllen«.251 Kurz gefasst: Die Betriebswirte 
empfahlen die Disziplin nach Ausschaltung des Kapitalismus und des freien Wettbewerbs 
als Wächter der »Rentabilität« in der nationalsozialistischen (Plan-) Wirtschaft.
247 Fleege-Althoff, Thoms, Ammelounx, Aufgaben, Bedeutung und Inhalt der Betriebswirtschaftslehre, 21.6.1933, GLA KA 
235-30891.
248 Ebd. S. 1.
249 Ebd. S. 8. 
250 Ebd. S. 4.
251 Ebd. S. 8/9.
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2.3.2.5 Edmund Lysinski, Eduard Mayer und Otto Neumann
Edmund Lysinski – »Bestgestaltung der menschlichen Arbeit«
Der von Thoms als »Halbjude« bezeichnete außerordentliche Professor für Betriebs-
psychologie und Direktorialassistent am Betriebswirtschaftlichen Institut, Edmund  Lysinski, 
sollte nach den Planungen des MKU aus finanziellen Gründen nicht nach Heidelberg über-
nommen werden.252 Lysinski verwahrte sich gegen die kursierenden »Gerüchte«, er sei 
»Reklamechef bei der hiesigen Firma Hirschland«, die sich in nichtarischem Besitz befand, 
gewesen und selbst »nicht von rein arischer Abschreibung [sic!]«.253 Seine »ehrenwörtliche 
Erklärung« zeigt – außer, dass Lysinski noch nicht firm im Einflechten der nationalsozialisti-
schen Muss-Begriffe war – den großen Anpassungsdruck, der auf dem Nichtparteimitglied 
lastete. Die von ihm seit 15 Jahren gepflegte »Betriebspsychologie« mit ihren Schwerpunk-
ten »menschliche Arbeit« und »Werbung«, so warb der Hochschullehrer für sich und seine 
Disziplin, »gewinnt gerade im neuen Reich erhöhte Bedeutung«:
»In Ergänzung der von der Betriebswirtschaftslehre sonst vornehmlich gepflegten 
Gegenstände (Vermögen und Kapital der Betriebswirtschaft) befaßt sich die Betriebs-
psychologie in Übereinstimmung mit der nationalsozialistischen Grundauffassung 
des Betriebslebens mit dem Menschen als wichtigstem Glied und zugleich Zweck aller 
betriebswirtschaftlichen Tätigkeit. Hierbei sind zunächst die Fragen der Bestgestaltung 
der menschlichen Arbeit im Betrieb von größter praktischer Bedeutung für den Wie-
deraufbau des Wirtschaftslebens. […] In der klaren Erkenntnis, daß die Probleme des 
Staates und der Wirtschaft nicht ohne umfassende Werbemaßnahmen zu lösen sind, 
hat die neue Regierung durch eine Reihe von Maßnahmen wie Errichtung eines Propa-
gandaministeriums, eines Werberates der deutschen Wirtschaft u. a. ein gesteigertes 
Interesse an den Fragen der Werbung bekundet, das sich auch in der wissenschaftli-
chen Behandlung dieser Fragen widerspiegeln muß.«254
 Die Bedeutung der Werbelehre steige »gerade jetzt und in Zukunft« mit der großen 
Rolle, die der Propaganda im Nationalsozialismus zugedacht sei, und, Fehrle mochte sich 
dies als Leser hinzudenken, mit der Notwendigkeit, in Heidelberg für Lysinski eine Stelle 
zur Erforschung der Propaganda zu schaffen. Dem Werben des Betriebspsychologen war 
begrenzter Erfolg beschieden: Kurz vor Beginn des Sommersemesters 1934 wurde Lysinski 
als außerordentlicher Professor nach Heidelberg übernommen255, allerdings musste er sich 
zunächst mit einem unbezahlten Lehrauftrag für Allgemeine Werbelehre und Wirtschafts-
psychologie bescheiden.256 Ende 1934 wurde Lysinski in eine Diätendozentur eingewiesen, 
die er durch verschiedene Dozentenstipendien aufzubessern gezwungen war. Eine feste 
Anstellung an der Universität Heidelberg erhielt er aber nicht.257 
252 MKU an Rektor, 2.12.1933, GLA KA 235-30891.
253 Lysinski an MKU, Ministerialrat Fehrle, 3.11.1933, GLA KA 235-30891.
254 Ebd. Hervorhebungen wie im Original. Auch für die Wehrmacht sei die Psychologie von großer Bedeutung: »So wurden 
die psychotechnischen Eignungsprüfungen während des Krieges in Deutschland und anderen Ländern in weitem 
Umfange und mit Erfolg zur Auslese von Kraftfahrern, Fliegern, Funkern, Schallmeßtruppe u. anderen Spezialtruppen 
herangezogen.«
255 In seinen Erinnerungen an die Übernahme der Handelshochschule an die Universität Heidelberg thematisierte Lysinski 
seine damalige Lage nicht. Vgl. Lysinski: Schicksal.
256 MKU an Rektor, 14.4.1934, GLA KA 235-30891.
257 MKU an Dekan, 30.6.1937, UA HD H-VI-338.
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Eduard Meyer – »Echt deutsch, voll Charakter 
und völkischer Weltanschauung«
Sein Kollege Eduard Meyer, Privatdozent für Philosophie, Psychologie und Pädagogik, hin-
gegen wurde von Anfang an von der Mannheimer Studentenschaft unterstützt: Zusam-
men mit Walter Thoms wurde er an erster Stelle als »Kämpfer für die nationalsozialistische 
Weltanschauung« zur Übernahme an die Heidelberger Universität empfohlen: »Die Lehre 
Meyers berührt uns als völkische Menschen ganz besonders. M. ist zwar nicht Parteige-
nosse, aber sein Handeln und seine Lehre sind echt deutsch, voll Charakter und völkischer 
Weltanschauung.«258 Meyer erhielt in Heidelberg einen dreistündigen Lehrauftrag zu Me-
thoden und Problemen der experimentellen Psychologie an der Philosophischen Fakultät. 
Zur Heidelberger Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät hatte er bis zu seiner 
Umhabilitierung an die Universität Göttingen 1937 keinen Kontakt.259
Otto Neumann
Neben den wirtschaftswissenschaftlichen Hochschullehrern bewarb sich auch der (Wehr-) 
Sportlehrer der Handelshochschule, Dipl. Turn- und Sportlehrer Otto Neumann, erfolgreich 
um eine Übernahme an die Universität Heidelberg.260 Neben seinen Verdiensten als Leicht-
athlet in der deutschen Nationalmannschaft, so bei der Olympiade in Amsterdam 1928, 
verwies Neumann auf seine Stellung als Sportreferent und Truppführer des Mannheimer 
SA-Sturmbanns II/171. Die Mannheimer Studentenschaft unterstützte seine Bewerbung 
und attestierte Neumann seine nationalsozialistische »Haltung«.261 Tatsächlich wurde Neu-
mann zum Führer des SA-Hochschulamts befördert und Leiter der Abteilung für körper-
liche Ertüchtigung im Amt für Leibesübungen der Universität Heidelberg bestellt.262 Als 
Führer des SA-Hochschulamts stieg Neumann zugleich zum Senator der Universität auf.263
2.3.3  Nicht übernommene Ordinarien
Walter LeCoutre und Viktor Pöschl
Dem von den Nationalsozialisten favorisierten Ordinarius LeCoutre wurden vom MKU ledig-
lich die Übernahme als Honorarprofessor und ein Lehrauftrag angeboten.264 Sommer feld 
hatte hinter den Kulissen den Wettstreit mit LeCoutre für sich entschieden. Ein gleichlau-
tendes Angebot wurde auch dem ordentlichen Professor und Leiter des renommierten 
Instituts für Warenkunde, Viktor Pöschl, unterbreitet.265 Beide empfanden dies als Zurück-
258 Führer der Mannheimer Studentenschaft an MKU, 3.7.1933, GLA KA 235-30891.
259 MKU an Rektor, 2.12.1933, GLA KA 235-30891 u. VVZ SoSe 1934. Wolgast: Psychologie. S. 550.
260 Neumann an Rektor, 2.10.1933, UA HD B-8315.
261 Mannheimer Studentenschaft an Rektor, 2.10.1933, UA HD B-8315.
262 Der Oberste SA-Führer, Der Führer des Reichs-SA-Hochschulamtes, Brigadeführer Heinrich Bennecke, an Rektor, 
24.11.1933, UA HD B-8315.
263 Rektor, Erlass, 29.3.1934, UA HD B-8315. Am 27. Mai 1934 konnte Neumann dann die SA-Sportschule des SA-Hochschul-
amts in Adelsheim einweihen. SA der NSDAP, Führer des SA-Hochschulamtes Heidelberg an Rektor, 22.5.1934, UA HD 
B-831. Vgl. Giovannini: Zwischen Republik und Faschismus. S. 204.
264 MKU, Referent A 4, Aktennotiz, 7.9.1933, GLA KA 235-30891.
265 MKU an Oberbürgermeister der Stadt Mannheim, Renninger, 8.9.1933, GLA KA 235-30891.
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setzung und verlangten die »sichere Inaussichtstellung eines Ordinariats«.266 Nachdem sich 
das MKU hierauf nicht festlegen wollte, schlugen beide Mannheimer Dozenten die Über-
nahme nach Heidelberg aus. Referent Fehrle sprach erzürnt von »Sabotage«. Als LeCoutre 
zum Sommersemester 1934 schließlich doch seine Bereitschaft zur Übernahme eines Lehr-
auftrags signalisierte, weigerten sich nunmehr Fehrle und Groh indigniert, einen solchen 
an den Betriebswirt zu vergeben.267
Walther Tuckermann
Auch der angesehene Geograph und frühere Rektor der Handelshochschule Walther Tucker-
mann wurde auf Kosten der Stadt Mannheim in den Ruhestand versetzt.268 Zum einen sah 
die Universität Heidelberg keinen Bedarf für einen zusätzlichen Geographie-Dozenten, 
zum anderen hatten sich sowohl Kattermann als auch die Führer der Mannheimer Studen-
tenschaft gegen den als »Systemgröße« »untragbaren« Tuckermann ausgesprochen269: 
»Achtung, der typische Liberalist und wahrscheinlich politischer Katholizist! Hat als 
Rektor selbst erklärt, daß er überzeugter Republikaner und Demokrat sei. In den Hoch-
schulkonflikten hat er als Rektor eine zweifelhafte Rolle gegenüber den NS-Studenten 
gespielt! Steht bestimmt nicht auf unserer Seite!«270
Sommerfeld hatte Tuckermann im September 1933 in seinem Bemühen, seine »Dienste 
für das Deutschtum« herauszustellen, zur Seite gestanden, indem er sich für dessen »nati-
onale Gesinnung« verbürgte und den auf der »irrtümlichen Deutung und Überbetonung 
von Kleinigkeiten sowie fehlendes Hineinfühlen in die Absichten Tuckermanns bei seinem 
Handeln als Rektor« beruhenden Angriffen der Studentenschaft entgegentrat.271
Sowohl für den 1933 pensionierten LeCoutre als auch für den ebenfalls in den Ruhe-
stand versetzten Tuckermann sollte dieser Abschied nicht endgültig sein. Beide erhielten 
1943 Lehraufträge an der Universität Heidelberg. Bereits im Mai 1939, noch bevor die Ein-
berufungen zur Wehrmacht die Fakultät personell ausdünnten, sollten die Mannheimer 
Ordinarien nach den Plänen des nunmehrigen Dekans und früheren Schülers LeCoutres 
Thoms nach Heidelberg gerufen werden.272 Neben LeCoutre wurde auch ein weiterer Fa-
vorit der Mannheimer Studentenschaft und des »Hakenkreuzbanners« nicht übernommen, 
was die These Bollmus’ untermauert, dass bei der Auswahl der Lehrkräfte »lokale Modifika-
266 MKU, Aktennotiz, 24.10.1933, GLA KA 235-30891.
267 Siehe S. 165; Pöschl suchte 1936 wieder den Kontakt zur Universität Heidelberg, siehe S. 426.
268 Vgl. Plewe: Tuckermann.
269 Bollmus: Handelshochschule. S. 113/114. Rückblickend schrieb Tuckermann im Mai 1945: »Im Herbst 1933 wurde die 
Handelsschule Mannheim als 6. Fakultät in die Universität Heidelberg eingegliedert. Wie mir vom Studentenvorstand 
mitgeteilt wurde, war ich für ihn bei der Übernahme nicht tragbar.« Tuckermann an Military Government of Germany, 
13.5.1945, UA HD B-3029/10 u. MKU, Aktennotiz, 24.10.1933, GLA KA 235-30891.
270 Hakenkreuzbanner, Abteilung Schriftleitung, an MKU, Ministerialrat Fehrle, 3.7.1933, GLA KA 235-30891.
271 Sommerfeld an MKU, Ministerialrat Fehrle, 22.9.1933, UA MA B2 11/1. Der Führer der Studentenschaft sah sich im glei-
chen Monat dazu veranlasst zu erklären, dass nicht, wie »in interessierten Kreisen« kolportiert, Schuster über die Stu-
dentenschaft gegen die Übernahme Tuckermanns intrigiert habe: »Um diesen haltlosen Gerüchten die Spitze zu bieten, 
erkläre ich hiermit, dass das Gegenteil wahr ist. Herr Professor Dr. Schuster hat sich als einziger der hiesigen Professoren 
bei mir stets für die Übernahme von Herrn Professor Dr. Tuckermann eingesetzt.« Mannheimer Studentenschaft, Franz, 
an Rektor der Handelshochschule Mannheim, 27.9.1933, UA MA B2 11/1.
272 Siehe S. 165. Bollmus hat die Rolle Thoms’ bei der »Rekonstruktion« der Mannheimer Zeiten bereits herausgestrichen, 
allerdings mit Hinweis auf spätere Dokumente. UA HD H-VI-201; LeCoutre an Spruchkammer Heidelberg, 14.12.1946; 
GLA KA 465a-59-54-480; Bollmus: Handelshochschule. S. 114.
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tion oft maßgebender als parteipolitisches Prinzip« gewesen sei.273 Der ordentliche Profes-
sor für Rechtswissenschaft, Wilhelm Ludewig, war von Kattermann in einem ausführlichen 
Gutachten zur »unbedingten« Übernahme empfohlen worden: 
»Parteigenosse und seit Jahren seiner wissenschaftlichen Grundhaltung gemäß be-
stimmt NS-Mann […]. Hervorragendes Verhältnis zu Studenten! […] Ich betone dies 
deswegen, weil wir NS heute weniger Wert auf liberalistische und abstrakte Paragra-
phenschaukler und Haarspalter legen, sondern auf Persönlichkeiten, die sich ihren 
Schülern verbunden fühlen, ihnen helfen und beistehen. Dies ist selbstverständlich in 
geistiger Hinsicht gesehen! […] Deutschrechtler, bekämpft die unerhörten Einflüsse 
des Römischen Rechts auf unser Rechtsleben.«274
Die Heidelberger Juristische Fakultät sah keinen Bedarf für den »unwissenschaftlichen« 
Ludewig, die »einzige echte Fehlbesetzung im Mannheimer Lehrkörper«, und nach der Ak-
tenlage unternahm das Karlsruher Ministerium keine Anstrengungen, den Juristen den-
noch an die Ruperto-Carola zu bringen.275
273 Bollmus: Handelshochschule. S. 106.
274 Hakenkreuzbanner, Abteilung Schriftleitung, an MKU, Ministerialrat Fehrle, 3.7.1933, GLA KA 235-30891.
275 Auf den Widerstand der Heidelberger Juristischen Fakultät und die von dieser vorgebrachten Argumente kann nur indi-
rekt aus dem Schreiben Kattermanns geschlossen werden. Dieser sah die ablehnende Haltung der Heidelberger in einer 
»persönlichen Antipathie« des »liberalen Professors Mittheis« begründet. Die Behauptung der Fakultät, die Universität 
benötige keinen weiteren Juristen von Ludewigs Zuschnitt, sei vorgeschoben: »Wenn behauptet wird, er sei unwissen-
schaftlich, so ist dies gelogen! […] Wenn von den Heidelberger Juristen erklärt wird, dass sie allein in der Lage seien, 
den wissenschaftlichen Bedürfnissen, bes[onders] der Wirtschaftsstudenten zu genügen, so muss dem widersprochen 
werden! Denn: Prof. Mittheis-Heidelberg ist vorwiegend Wettbewerbsrechtler; Prof. Ulmer vorwiegend Rechtshistoriker. 
[...] Prof. [Karl] Geiler kommt gar nicht in Frage, er hat eine Jüdin zur Frau.« Hakenkreuzbanner, Abteilung Schriftleitung, 














3.1 Auflösung der Mannheimer 
Handelshochschule
Die Gründe für die Auflösung der Handelshochschule waren bereits Gegenstand vieler zeit-
genössischer und jüngerer, oft widersprüchlicher Interpretationen. So schrieb der damals 
unmittelbar beteiligte Professor Edmund Lysinski im Jahr 1953 rückblickend: 
»Es liegt heute noch im Dunkeln, welches die treibenden Kräfte und wirklichen Be-
weggründe für die Aufstellung und Forcierung dieses Plans [sc. die Eingliederung der 
wirtschaftswissenschaftlichen Institute in die Universität Heidelberg] waren. War es die 
Antipathie führender Nationalsozialisten gegen die Handelshochschule, der eine Reihe 
bedeutender jüdischer Dozenten angehörten? War es die Universitätslüsternheit eini-
ger Lehrkräfte? Waren finanzielle Gründe ausschlaggebend? Es wird sich vermutlich nie 
restlos aufklären lassen.«1
Reinhard Bollmus hat die Hintergründe der Auflösung der Handelshochschule in seiner 
1972 erschienenen Dissertation untersucht und die Gemengelage der Motive in den Jahren 
1932 und 1933 im Detail anhand der Quellen analysiert.2 Die von Lysinski angesprochene 
»Universitätslüsternheit« bzw. der Hang zur Aufwertung der jungen Disziplin konnte nicht 
nur in Mannheim beobachtet werden: Der Herausgeber der Fachzeitschrift »Der praktische 
Betriebswirt« und Vorsitzender der Berufsorganisation der Handelshochschulabsolventen 
(Verband Deutscher Diplom-Kaufleute), Dipl. Km. Herbert Lorenz, forderte im Oktober 1933 
die Bezeichnung »Wirtschafts-Hochschule« für die Handelshochschulen ein, um den »stark 
gewachsenen Aufgabenkreis dieses Hochschultyps« zu verdeutlichen.3 Einer An gliederung, 
wie in Heidelberg-Mannheim geschehen, hingegen meinte Lorenz »schärfstens entgegen-
treten« zu müssen, da eine Universität nicht den Rahmen biete, »wie ihn der künftige Wirt-
schaftsführer benötigt«4: 
»Im übrigen würde es nicht verstanden werden, wenn man dem Hochschultyp, der 
sich gerade mit der Erforschung des Betriebes befaßt, im nationalsozialistischen Staate 
nicht unbedingt freie Entfaltungsmöglichkeiten geben würde.«5
Die Handelshochschule war bereits durch die erste »Säuberungswelle«, die sich vor-
nehmlich gegen jüdische Hochschullehrer und Inhaber von als »überflüssig« eingeschätz-
ten Lehraufträgen richtete, in ihrer personellen Substanz geschwächt, als im Sommer 1933 
die Planungen für ihre Verlegung nach Heidelberg Gestalt annahmen.6 Das in der Nach-
kriegszeit ventilierte Gerücht, hinter der Eingliederung in die Universität Heidelberg habe 
ein Plan der Nationalsozialisten gestanden, die personelle Gleichschaltung der Handels-
hochschule durch »Ausmerzung« von politisch oder rassisch ungewollten Personen zu 
»tarnen«, kann nach Bollmus mit Sicherheit verneint werden: Die Nationalsozialisten haben 
vielfach und vielerorts bewiesen, dass sie bei der »Säuberung« der Hochschulen auf ein 
1 Lysinski: Schicksal. S. 9.
2 Bollmus: Handelshochschule.
3 Lorenz: Betriebswirt und Wirtschaftsführung. S. 741. Heike Franz‘ Studie zur Professionalisierung der Betriebswirt-
schaftslehre zeigt deutlich den Drang der Handelshochschullehrer zu mehr gesellschaftlichem Ansehen, vgl. Franz: 
Markt und Profession. 
4 Der später in Heidelberg an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät lehrende Curt Sandig schrieb 1933 
in einer Entgegnung auf Angriffe der Zeitschrift »Die TAT« gegen die »liberalistische« Betriebswirtschaftslehre (siehe 
S. 262): »Wirtschafts-Hochschulen [...] sind Führerschulen. Die Handels-Hochschulen sollen deutsche Wirtschaftsmen-
schen bilden, nicht Verstandesmenschen.« Sandig: Entgegnung. S. 746.
5 Lorenz: Betriebswirt und Wirtschaftsführung. S. 741.
6 Vgl. Säuberungen an der Handelshochschule, S. 72.
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Entgegengesetzte Interpretationen zu den ideologischen Motiven der National sozialisten 
stammen aus der Feder von Alfred Weber und den Autoren einer Festschrift der Wirt-
schaftshochschule Mannheim aus dem Jahr 1955. Weber sah in der Verlegung der praxis-
orientierten wirtschaftswissenschaftlichen Institute nach Heidelberg den Plan, die liberale 
sozialwissenschaftliche Lehr- und Forschungstradition zu brechen:
»Es war mit das erste, was das Naziregime tat, diese dem öffentlichen Leben frei zuge-
kehrten Sozialwissenschaften in Heidelberg zu zerstören. Es blieb schließlich nur eine 
von den alten Vollehrkräften der Universität bei dem Ausradierungs- und Verände-
rungsprozess übrig. Die übrigen waren mehr oder weniger aktive Nationalsozialisten. 
Und das Institut für Sozial- und Staatswissenschaften mit seiner Bibliothek von mehr 
als 40.000 Bänden lag wie ein gestrandetes Wrack verödet als Opfer gleichsam am Ufer. 
An die Stelle der Sozialwissenschaften hatte man die anscheinend politisch harmlose 
Handelshochschule aus Mannheim mit der Betriebswirtschaftslehre als Zentrum in 
die Universität hineingeschoben, die aber von ausgeprägten Parteigenossen geführt, 
besonders in den letzten Jahren einen richtigen nationalsozialistischen Propagandabe-
trieb inszenierte.«8
In der Festschrift anlässlich des Einzugs der Mannheimer Wirtschaftshochschule war 
es gerade der Charakter der von Weber als »politisch harmlos« bezeichneten Wirtschafts-
wissenschaft, der den Ausschlag für die Auflösung der Handelshochschule gab:
»Als dann nach 1933 bei den Machthabern die Erkenntnis durchdrang, daß der realisti-
sche Geist der kaufmännischen Erziehung für ihre neue Ideologie schwieriger zu besei-
tigen war, beschlossen sie die Auflösung.«9 
Sparmaßnahmen, 1932/33
Sehr viel nüchterner kommentierte der außerordentliche Professor am InSoSta und späte-
re erste Nachkriegsrektor der Mannheimer Wirtschaftshochschule, Walter Waffenschmidt, 
im Jahr 1953 den Hintergrund der Auflösung: Letztlich seien finanzielle Gründe dafür 
ausschlaggebend gewesen, dass die Handelshochschule als »einzige Hochschule in Fol-
ge der Weltwirtschaftskrise geschlossen« wurde.10 Die Kosten der Handelshochschule, die 
7 Bollmus in Bezug auf die Aussage des ehemaligen Studenten der Mannheimer Hochschule Kurt Hirche aus dem Jahr 
1969. Bollmus: Handelshochschule. S. 103 u. Anm. 262. Zu Hirche siehe S. 216.
8 Weber: Neue Universität. S. 629.
9 Brecht/Kirchgäßner/Waffenschmidt: Mannheimer Hochschule. S. 78.
10 Waffenschmidt: Wiedererrichtung. S. 7. Auch Sommerfeld wies in einem Verteidigungsschreiben an die Reichsleitung 
des Verbands der deutschen Diplomkaufleute darauf hin, dass angesichts der »katastrophalen« Finanzlage des Landes 
Baden keine Zuschüsse bewilligt würden, die Mittel des letzten Jahres lediglich zur Anschaffung von zwölf Büchern 
ausgereicht hätten und so die Basis für ein Bestehen der Handels-Hochschule entzogen war. Sommerfeld an Reichs-
leitung des Verbands der deutschen Diplomkaufleute, 8.7.1933, UA MA B2 11/2. Der spätere Dekan der Heidelberger 
Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät, Thoms, erklärte die Verlegung 1986 rückblickend ebenfalls durch 
finanzielle Gründe »gerechtfertigt«, »denn eine kleine Großstadt wie Mannheim konnte die Finanzierung einer wach-
senden Hochschule mit Promotions- und Habilitationsrecht nicht mehr fortführen – bei sechs bis sieben Millionen 
Arbeitslosen im Deutschen Reich.« Thoms, Ein Bericht über die Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät (kurz 
Stawi-Fakultät) der Ruprecht-Karls-Universität Heidelberg von 1934 bis 1945 aus dem Gedächtnis an Hand von zwei 
Dokumenten, 23.9.1986, Brief im Besitz von Prof. Dr. Eike Wolgast, dem an dieser Stelle für die freundliche Überlassung 
gedankt sei. Zuletzt unterstrich auch die IHK Heidelberg im Januar 1946, dass die Verlegung der Handelshochschule 
»keineswegs in irgendeiner Verbindung mit den damaligen politischen Verhältnissen«, sondern nur der »finanziellen 
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zum Wintersemester 1907 den vollen Lehrbetrieb aufgenommen hatte11, wurde zu gro-
ßen Teilen aus kommunalen Mitteln der Stadt Mannheim bestritten. Die Trägerschaft der 
Hochschule durch die Stadt geriet ins Wanken, nachdem die sich in den ersten Jahren 
nach dem Ersten Weltkrieg großen Wohlstandes erfreuende Stadt am Rhein in Folge der 
wirtschaft lichen Krisen ab Mitte der zwanziger Jahre finanziell angeschlagen von einem 
»Sparerlass« zum nächsten taumelte. In einem im September 1932 vorgestellten Gutach-
ten für die Stadt Mannheim empfahl der als »Reichssparkommissar« eingesetzte Präsident 
des Reichs rechnungshofes die »selbständige Weiterführung von Handelshochschulen […] 
grundsätzlich aufzugeben«. Die Mannheimer Institute sollten »ohne örtliche Verlegung« 
der Universität Heidelberg angegliedert werden.12 Der Vorschlagskatalog des »Reichsspar-
kommissars« traf auf wenig Gegenliebe.13 
Beschluss zur Verlegung
Die durch die »Machtergreifung« der Nationalsozialisten eingeleiteten Monate schneller 
politischer Umwälzungen, mäandernder Zuständigkeiten und schemenhaft abgesteck-
ter Machtbereiche machten die schnelle Verlegung der Mannheimer Handelshochschule 
erst möglich. Der kleinen Gruppe der jetzt in Amt und Würden gespülten »Führer«, Staats-
kommissar und Mannheims Oberbürgermeister Renninger, Hochschulreferent Fehrle, der 
spätere Rektor Wilhelm Groh und NS-Studentenführer Gustav Adolf Scheel, bot sich die 
Gelegenheit, ihr Prestigeprojekt ebenso eigenmächtig wie dilettantisch durchzusetzen. 
Spiegelbildlich zur Auflösung der Handelshochschule 1933 sollte zwölf Jahre später das 
Schicksal der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät in einer ähnlich turbulen-
ten Umbruchszeit besiegelt werden.14 Für 1933/34 und 1945/46 gilt gleichermaßen, dass 
in Zeiten der Krise es oft an wenigen ist – in letzterem Fall Alfred Weber und Kultusminis-
ter Franz Schnabel —, das »konstruktiv-konstitutionelle Gestalten durch einen Strom von 
Realitäten [hin]durchzuschleusen«15 – oder wie es Waffenschmidt im Rückblick auf 1946 
ausdrückte: »Von nun an rollte der Stein ganz von selbst, nicht aufgehalten durch die Barri-
kaden des Bürobetriebs.«16 
Die Schlüsselrolle 1933/34 kam dem neuernannten nationalsozialistischen Oberbürger-
meister Renninger zu, der »nicht nur eine geradezu unfassbare Unkenntnis vom Wesen, 
den Aufgaben und der Bedeutung der Handelshochschule hatte, sondern ihr auch völlig 
teilnahmslos gegenüberstand.«17 Möglicherweise wirkte die Abschätzigkeit des Klein-
fabrikanten Renninger als Praktiker gegenüber den Wirtschaftswissenschaftlern verstär-
kend. Das Datum des Verlegungsbeschlusses fällt nach Bollmus auf die Zeit zwischen Ende 
Entlastung« der Stadt Mannheim geschuldet gewesen sei. Industrie- und Handelskammer Heidelberg an MKU, 7.1.1946, 
UA HD H-VI-200/3.
11 1911 wurde der Handelshochschule durch das MKU die Eigenschaft als Anstalt öffentlichen Rechts verliehen und ihr die 
übliche Hochschulverfassung gewährt. Lysinski: Schicksal. S. 8 u. Kirchgäßner: Handelshochschule. S. 16/17.
12 Zit. nach: Bollmus: Handelshochschule. S. 9.
13 Ebd. S. 51/52
14 Zur Auflösung der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät siehe S. 614.
15 Vorwort der Herausgeber des Mannheimer Forum Academicum »Die Wirtschaftshochschule Mannheim« aus dem Jahr 
1953.
16 Waffenschmidt: Wiedererrichtung. S. 7.
17 Lysinski: Schicksal. S. 9; vgl. Bollmus: Handelshochschule. S. 62/63.
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April und Anfang Mai 1933.18 Am 21. Juni 1933 teilte der Heidelberger Senat dem MKU mit, 
dass man der Verlegung »grundsätzlich zustimme«, »allerdings unter der Voraussetzung, 
dass die Lebensinteressen unserer Universität durch die neu erwachsenden Aufgaben kei-
ne Benachteiligung« erführen:
»Wir stehen auf dem Standpunkt, daß die geistige Erfassung des deutschen Kaufman-
nes durch die Universität sowie seine nationale und politische Erziehung, welche die 
Universität leisten wird, außerordentlich viel im Rahmen der Volksgemeinschaft bedeu-
tet. Nur darf die Verwirklichung dieses hohen Zieles nicht erkauft werden durch eine 
Verkümmerung der zentralen Aufgaben der Universität.«19
Am 26. Juni 1933 trafen sich Ministerialrat Fehrle, Oberbürgermeister Renninger, sein 
Heidelberger Pendant Carl Neinhaus, die Rektoren Sommerfeld und Willy Andreas und der 
Studentenführer Gustav Adolf Scheel in den Mannheimer Rektoratsräumen.20 Am Ende der 
Besprechung bekundeten die Beteiligten ihre Absicht, bereits im kommenden Winterse-
mester 1933/34 die Eingliederung der Handels-Hochschule in die Heidelberger Universität 
»beschleunigt« zu vollziehen.
Widerstand gegen die Verlegung, Sommer 1933
Anfang Juni 1933 entspann sich zwischen dem »Heidelberger Tageblatt« und dem 
 NSDAP-Organ »Volksgemeinschaft« ein Schlagabtausch in Form mehrerer Artikel über die 
geplante Verlegung der Handelshochschule.21 Während im »Heidelberger Tageblatt« auf 
die Unterschiede zwischen der Universität und der Handelshochschule als einer »reinen 
Berufsbildungsanstalt mit nur praktischen Zwecken« und »also Lehrplan wie Schülermate-
rial anderer Art« abgehoben wurde, verwahrte sich die »Volksgemeinschaft« namens der 
Mannheimer Studenten- und Dozentenschaft gegen diese »bewusste Diskreditierung«. 
Auch der »Heidelberger Student«, die Zeitschrift des NS-Studentenbundes, veröffentlichte 
eine »Richtigstellung« des Mannheimer NSDStB-Fachschaftsführers Karl Göbel, um sich ge-
gen die »beginnende Unterminierarbeit« zu wehren und »allen zutage tretenden Gegen-
sätzlichkeiten die Spitze abzubrechen« (siehe Quelle »Handelshochschule und Universität«, 
nächste Seite).22 Die deutlichste Kritik an der Verlegung äußerte die Berliner Zeitschrift des 
Verbandes der deutschen Diplom-Kaufleute, »Der Praktische Betriebswirt«, die sich in einer 
Artikelserie über die leichtfertige und finanziell unsinnige Aufgabe der Handelshochschule 
Mannheim beklagte:
»Es muß klar und deutlich gesagt werden, daß die bisherige Regelung für die Betriebs-
wirtschaftslehre nur als mangelhaft bezeichnet werden kann. […] Wenn das betref-
fende Ministerium, wie es verschiedentlich betont hat, die Werte, die in Mannheim 
18 Die Rekonstruktion der Vorgänge im Frühling und Sommer 1933 wird durch den Verlust der entsprechenden Akten 
erschwert. Allein die im Generalstaatsarchiv Karlsruhe erhaltenen Papiere des MKU geben Aufschluss über den Ent-
scheidungsprozess. Bollmus: Handelshochschule. S. 61.
19 Engerer Senat an MKU, 21.6.1933, UA MA B2 11/2.
20 Beschleunigte Überführung der Handels-Hochschule nach Heidelberg. Aller Voraussicht nach noch bis zum kommen-
den Wintersemester, in: Hakenkreuzbanner vom 27.6.1933.
21 Mit ausführlichen Zitaten Bollmus: Handelshochschule. S. 63-67.
22 Der praktische Betriebswirt 13 (1933). S. 566, S. 634, S. 805, S. 877, S. 937, S. 941. Vgl. Bollmus: Handelshochschule. 
S. 59/60. Die Zeitschrift veröffentlichte im Dezember 1933 eine nach Hochschulen sortierte Übersicht zu den »Verän-
derungen in den Hochschullehrkörpern«, die auch diejenigen Wirtschaftswissenschaftler aufführte, die seit Beginn des 
Sommersemesters 1933 »durch die grundlegende Umgestaltung der politischen Verhältnisse« nicht mehr dem »Lehr-
körper angehörten«, u. a. auch die jüdischen Hochschullehrer der Mannheimer Handelshochschule. Veränderungen in 
den Hochschullehrkörpern. S. 939-942.
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geschaffen wurden, nicht nur erhalten, sondern ausbauen will, muß es schleunigst 
daran gehen, der Betriebswirtschaftslehre einen weit größeren Raum zu gewähren, als 
bis jetzt geschehen ist. Über diesen Punkt kann es gar keinen Zweifel geben.«23 
Am 29. Juni 1933 meldete sich auch der Führer des Verbands der Deutschen Diplom-
Kaufleute e.V., Lorenz, persönlich zu Wort und protestierte per Telegramm in Mannheim 
und Karlsruhe gegen die Verlegungspläne: »Habe schärfsten Protest gegen Eingliederung 
der Handels-Hochschule-Mannheim in die Universität Heidelberg Badischem Kultusminis-
terium übermittelt. Überführung in jeder Form bedeutet unbedingte Verwässerung und 
Abtötung des betriebswirtschaftlichen Hochschulstudiums.«24 In einem Gespräch mit den 
betriebswirtschaftlichen Ordinarien Sommerfeld und LeCoutre in Berlin drohte Lorenz da-
mit, jede Berufung eines diejenigen unter den Professoren der Handels-Hochschule, die 
für die Verlegung gestimmt hatten, nach Preußen zu verhindern und zugleich zum öffent-
23 Ebd. S. 878.
24 Verband der Deutschen Diplom-Kaufleute e.V., Verbandsführer, an Senat der Handels-Hochschule Mannheim, 29.6.1933, 
UA MA B2 11/1. 
Quelle 8 | »Handelhochschule und Universität«
Goebel, Karl: Handelhochschule und Universität. In: Der Heidelberger Student vom 19.6.1933.
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lichen Boykott der Heidelberger Fakultät aufzurufen.25 Von Seiten der Juristen sei für die 
Wirtschaftswissenschaften nur »großes Unverständnis« zu erwarten, zumal diese »im Be-
triebswirt einen Konkurrenten erblicken« würden.26
Die Kritik aus Berlin verstummte erst, nachdem das MKU auf Antrag Grohs im Februar 
1934 mit dem Verbot des Verbandsorgans »Der Praktische Betriebswirt« gedroht hatte.27 
Noch im Dezember 1933 war die »Kollusion« zur Verlegung der Handelshochschule dort 
scharf angegriffen, für die Regelung der kaufmännischen Diplomprüfungsordnung ein 
transparenterer Entscheidungsprozess eingefordert und mit Horaz die kritische Begleitung 
der weiteren Entwicklung angekündigt worden: 
»Auch diese Angelegenheit [sc. die kaufmännische Prüfungsordnung] wird mit der 
schon bekannten Verschwiegenheit behandelt, so daß schon wieder geradezu beun-
ruhigende Gerüchte umhergehen. Welche Verschwiegenheit nicht geeignet ist, Vermu-
tungen und Konstruktionen zu verhindern und rückhaltloses Vertrauen zu erwecken. 
[…] Auch diese Angelegenheit ist zu wichtig, als daß sie allzu lange im Verborgenen 
bleiben kann. […] Also: vestigia terrent.«28 
»Mangelnde Neigung« auf Seiten Heidelbergs
Das Echo an der Heidelberger Universität auf die »vertraulichen« Verhandlungen zwischen 
Ministerialrat Fehrle, Vertretern der Stadt Mannheim, der Handelshochschule und einem 
»kleinen Kreise der an dieser Frage zunächst interessierten Kollegen« war gemischt, mit 
negativer Schlagseite29: »Man muss nur einmal ein paar Stunden die Luft des volkswirt-
schaftlichen Seminars in Heidelberg geatmet haben, um zu wissen, dass dort alles andere 
als eine der Betriebswirtschaft freundliche Neigung besteht.«30
Betriebswirt Sommerfeld hingegen übte sich in vorsichtigem Optimismus und setzte 
darauf, die »aus dem neuen Geiste heraus […] auf das praktische gerichtete Ausbildung 
nicht nur zu erhalten, sondern auszubauen«.31 Eine Verlegung nach Heidelberg ohne Ein-
gliederung in die Universität ergab für Sommerfeld keinen Vorteil, sondern behindere eher 
die Durchsetzung der Interessen der Handels-Hochschule, wie das Beispiel Königsberg und 
Leipzig zeige:
»Die Herren der Universität würden trotzdem durch ihre Tätigkeit einen so maßgebli-
chen Einfluß auf die Verwaltung der [Handels-] Hochschule erlangen, daß damit das 
Ziel, wie es die [Handels-]Hochschulen, die selbständig und auch lehrkörpermäßig 
unabhängig dastehen, erstreben, hier nicht erreicht werden könnte. Dies ist viel eher 
gewährleistet, wenn – wie bei einer Eingliederung – auch die mit dem Handels-Hoch-
schulziel eng verwachsenen Herren im Rahmen der Fakultäten ein Wort in den uns 
betreffenden Angelegenheiten mitsprechen können.«
25 Sommerfeld u. LeCoutre, Aktennotiz, 5.7.1933, UA MA B2 11/1.
26 Zum Konkurrenzverhältnis zwischen Juristen und Wirtschaftswissenschaftlern siehe S. 164 u. S. 253.
27 MKU an Rektor, 14.2.1934, UA MA B2 11/2. Vgl. Bollmus: Handelshochschule. S. 60.
28 Der Rest in Heidelberg. In: Der Praktische Betriebswirt 13 (1933). S. 938.
29 Unter »Tagesordnungspunkt 9« berichtete der Rektor von den Verhandlungen. Auf Proteste aus Reihen des Engeren 
Senats hin, dass es nicht angehe, dass man von den Plänen aus der Tagespresse Kenntnis bekomme, entgegnete der 
Rektor, dass »auf Wunsch des Ministeriums [...] die Verhandlungen vertraulich gewesen« seien. Engerer Senat, Sitzungs-
protokoll vom 19.6.1933, UA HD B-1266/3a.
30 Ende der Handelshochschule Mannheim. S. 565.
31 Sommerfeld an Reichsleitung des Verbands der deutschen Diplomkaufleute, 8.7.1933, UA MA B2 11/2.
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Der damalige, noch in der Weimarer Republik 
gewählte Rektor der Ruperto-Carola, der Histori-
ker Willy Andreas, muss zu den Befürwortern der 
Eingliederung gezählt werden, erklärte er doch 
im Juni 1933, »schon in früheren Jahren für einen 
Anschluss nach Heidelberg eingetreten« zu sein – 
wofür allerdings, so Bollmus, »bislang keine Quel-
len« gefunden worden sind.32 Während auf Seiten 
der Mannheimer Dozenten die »Sehnsucht nach 
Heidelberg« wohl überwog, hegte man in Heidel-
berg und speziell an der als Heimat vorgesehenen 
Philosophischen Fakultät gegenüber der Integration der Handelshochschule und den neu-
en praxisorientierten Disziplinen etliche Vorbehalte: Man fürchtete eine Veränderung des 
geistigen Erscheinungsbildes, eine »Überfremdung« durch das personelle Übergewicht 
der Wirtschaftswissenschaftler und schließlich die finanziellen Belastungen.33 Nur eines 
unter den Instituten der Handelshochschule erfreute sich der ungetrübten Sympathie der 
Heidelberger Professoren, das 1930 vom Mannheimer Ordinarius für Romanistik Charles 
 Glauser und dem Privatdozenten für romanische Sprachen Curt Sigmar Gutkind34 gegrün-
dete »sehr wertvolle« »Institut zur sprach- und wirtschaftswissenschaftlichen Ausbildung 
von Dolmetschern«, kurz: Dolmetscher-Institut: »Nur leider ist es ohne die Handelshoch-
schule nicht zu haben«, so Brinkmann in der Sitzung der Philosophischen Fakultät am 14. 
Juni 1933. Bezeichnenderweise sollte das Dolmetscher-Institut auch die einzige Einrich-
tung sein, die nach Kriegsende nicht wieder nach Mannheim zurückverlegt wurde.35 
Schließung der Handelshochschule am 15. Oktober 1933
Der 26. Jahrestag der Gründung der Handelshochschule Mannheim, der am 14. Juni 1933 
begangen wurde, sollte gleichzeitig der letzte sein: »Die schwere Not der Zeit hat die Stadt 
Mannheim gezwungen, die von ihr ins Leben gerufene und tatkräftig vorwärts entwickelte 
Handels-Hochschule aufzugeben.«36 In dem Augenblick, als die aufstrebende Hochschule 
ihre Ziele mit der Verleihung des Promotionsrechts 192937 erreicht habe, werde sie in die 
Obhut des Landes Baden übergeben und in »eine der Nachbarhochschulen eingegliedert«, 
so der scheidende Rektor Sommerfeld, in Goethe Trost suchend: »In diesem Augenblick, 
von dem wir alle sagen möchten, ›Verweile doch!‹, muß [die Handelshochschule] ihre Pfor-
ten als selbständige Hochschule schließen.«
Seit Bestehen der Handels-Hochschule bis zum Juli 1933 hatten knapp 2.600 zukünfti-
ge Diplomkaufleute und Handelslehrer ihren Abschluss in Mannheim gemacht, darunter 
32 Rektor an MKU, 21.6.1933, UA HD B-1070/2 u. Bollmus: Handelshochschule. S. 74.
33 Vézina: »Gleichschaltung«. S. 103/104 u. Bollmus: Handelshochschule. S. 63-74.
34 Charles Glauser (*1868), 1911 ord. Prof. für französische Sprache HH Mannheim, 1933 emeritiert u. Curt Sigmar Gutkind 
(*1896), 1928 Privatdozent für romanische Sprachen, 1933 als Jude vertrieben. Vgl. Hausmann: Deutsche Romanistik. 
S. 244-251.
35 Siehe S. 620.
36 Handelshochschule Mannheim, Bericht über das Studienjahr 1932/33, Juli 1933, UA MA A 1 9/3, Bd. 1, S. 7.
37 Zur Anerkennung des kaufmännischen Studiengangs als vollakademische Ausbildung und zur Verleihung des 
Promotions rechts an die Handels-Hochschulen im Deutschen Reich vgl. Franz: Zwischen Markt und Profession. S. 111-
179. 
Quelle 9 | »Sinn und Unsinn auf dem Weg zur politischen 
Universität«
»Wo aber klar wird, daß die geistige Haltung die alte geblieben, 
nur der Wortschwall ein anderer geworden, die Konjunktur-
ritter sich eine Rüstung neuer Worte angelegt haben und 
anfangen, die Fronten zu verwirren, das Politische zu verwäs-
sern und die Geschehnisse zu verharmlosen, da bleibt nur ein 
Weg: hart und schonungslos aufzudecken, was war, die Dinge 
beim Namen zu nennen und zu fragen: Wo wart ihr denn, als 
gekämpft wurde?« 
Schickert: Politische Universität. S. 22.
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177 Frauen. Seit Erlangung des Promotionsrechts am 12. Juli 1929 wurden 56 erfolgreiche 
Promotionen durchgeführt.38 Zum 15. Oktober 1933 wurde die Mannheimer Handelshoch-
schule endgültig geschlossen. Ihre Aufgaben, nicht aber sie selbst, wurden von der Heidel-
berger Universität übernommen.39 Der Direktor des InSoSta, Carl Brinkmann, wurde durch 
Fehrle »mit der Leitung der sämtlichen [sic!] durch die Eingliederung der Handelshoch schule 
Mannheim an die Universität zu überführenden wirtschaftlichen Institute betraut«.40
Konzepte zum institutionellen 3.2 
Umbau der Universität, 1933/34
Schaffung einer »politischen Universität«3.2.1 
Seit der Machtübertragung war die Flut an Schriften zur Schaffung einer »politischen Uni-
versität« »so beängstigend angeschwollen«, dass der nationalsozialistische Studenten-
funktionär Klaus Schickert 1933 warnte, man sei »auf dem besten Wege, die politische 
Universität zu zerreden«41: Die Professoren sollten nicht »eitles Geschwafel« verfassen, 
sondern das spezifisch Nationalsozialistische in ihren Disziplinen herausarbeiten und die 
interdisziplinäre Zusammenarbeit suchen. Die revolutionäre Errichtung einer politischen 
Universität werde besser der nationalsozialistischen Studentenschaft überlassen.42 Nicht 
nur seien die Studenten irritiert über die Perspektiven ihres zukünftigen Studiums, son-
dern es bestehe auch die Gefahr, dass diese die »Ehrfurcht« vor ihren bloß »politisieren-
den« Lehrern verlören (Quelle »Sinn und Unsinn«, gegenüberliegende Seite).43 Tatsächlich 
litten alle Entwürfe zur Institutionalisierung des »neuen Geistes« unisono an einem gro-
ßen Mangel an Praktikabilität und begrifflicher Klarheit, sei es Hans Freyers »politisches 
Semester«, Adolf Reins »politische Universität« oder Maximilian Wellers »deutschkundliche 
(Vor-)Fakultät«44: Woher sollte ad hoc die Menge der geforderten nationalsozialistischen 
Hochschullehrer rekrutiert werden?45 Gemein war den Reformvorschlägen die Beschwö-
rung der Interdisziplinarität, der Einigung aller divergierenden Fakultäten »im Dienst an der 
Volksgemeinschaft«.46 Zugleich lag vielen Entwürfen der Gedanke zugrunde, »National-
sozialismus« in zeitlicher oder institutioneller Trennung neben dem Studium oder den 
überkommenen Fakultäten gleichsam abzuhandeln. 
38 Davon 27 in Betriebswirtschaftslehre, 21 in Volkswirtschaftslehre, 4 in Rechtslehre und 4 in sonstigen Fächern. Ebd.
39 Bollmus: Handelshochschule. S. 3.
40 MKU an Rektor, 8.11.1933, UA HD B-6680/2.
41 Schickert: Politische Universität. S. 25, vgl. einleitendes Zitat.
42  Ebd. S. 25. Allein Bäumlers und Heideggers Blaupausen zu »Wissenschaft, Hochschule, Staat« fanden vor den Augen 
Schickerts Gnade.
43 Ebd. S. 25.
44 Freyer: Politisches Semester; Rein: Politische Universität; Seidl: Hochschulreform u. Weller: Nationalsozialistische Univer-
sitätsreform. Vgl. Giles: Politische Universität.
45 Schickert: Politische Universität. S. 26. Der Führer der deutschen Studentenschaft, Andreas Feikert, beschrieb das 
Dilemma vor dem die braunen Revolutionäre standen, eindringlich: »Wenn die Hochschule nationalsozialistischen 
Nachwuchs haben will, braucht sie eine nationalsozialistische Schule, wenn die Schule wiederum nationalsozialistisch 
erziehen will, braucht sie nationalsozialistische Lehrer, die wiederum können nur von einer nationalsozialistischen 
Hochschule kommen. So schließt sich der Kreis.« Feikert: Studenten greifen an! S. 38.
46 Vgl. Kocka: Interdisziplinarität.
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Umgesetzt wurde von den Vorschlägen der selbsternannten Vordenker einer »politi-
schen Universität« außer einigen lokalen Experimenten nur wenig; was nicht zuletzt daran 
lag, dass eine zentrale Planungs- und Umsetzungsinstanz in Form des Reichserziehungs-
ministeriums erst seit 1. Mai 1934 existierte. Das Ministerium zeigte freilich mit dem wenig 
entscheidungsfreudigen und kaum durchsetzungskräftigen Rust an der Spitze auch in der 
Folgezeit wenig Interesse an der Umsetzung der 1933 im revolutionären Überschwang ge-
schriebenen Blaupausen.47
Im Mai 1933 meldete sich auch der Direktor des InSoSta, Brinkmann, mit einem kurzen 
Artikel im »Heidelberger Student« unter der Großüberschrift »Dozenten sprechen zu uns« 
zu Wort: »Gibt es eine politische Universität?«: 
»Mir scheint, es gibt sie nicht bloß in der Vorstellung der Jugend, die sich danach sehnt. 
Es gibt sie schon hier und da innerhalb der alten Hochschule und der alten Wissen-
schaft, wie die unsichtbare Kirche der theologischen Lehre. Aber in der Tat scheint mir 
erst die deutsche Erhebung die Voraussetzung dafür geschaffen zu haben, daß diese 
unsichtbare Kirche sichtbar wird.«48
Brinkmann identifizierte drei Grundlagen einer »Politischen Universität«. Erste Voraus-
setzung sei die »Erkenntnis«, dass das »Leben von Volk und Staat von den innerlich Dazu-
gehörigen gestaltet« werden könne und nicht nur »Zwangsläufigkeiten« folge:
»Es waren der Liberalismus und Sozialismus in dem Wissenschaftsleben des vergange-
nen Jahrhunderts, die uns den leider auch heute noch modisch gebliebenen Ausdruck 
[sc. der Zwangsläufigkeit] hinterlassen haben als Zeichen der Versklavung an eine 
nichts als naturgesetzliche, und dazu noch beschränkt eingleisige Auffassung von der 
›Entwicklung‹ des Menschen und seiner Gesellschaft.«
Ziel des Liberalismus und Sozialismus sei die »klassenlose Gesellschaft« »atomisierter« 
Individuen gewesen, in der die »abstrakte Weltbürgerschaft« die Bindung an Staat und Volk 
ersetzte habe. Erst der Nationalsozialismus habe dem Deutschen wieder seine Freiheit und 
zugleich seine »Bindung an Staat und Familie, Stand und Volk, Boden und Geschichte« wie-
dergegeben, er nehme kein »soziales Schicksal« hin:
»Die nationale Erhebung des Volkes, und das ist ihr großes Geschenk an unser wissen-
schaftliches Denken, hat [den Liberalismus und Sozialismus] als das entlarvt, was er 
immer war: Ertötung nicht etwa nur der Freiheit, sondern auch der natürlichen und 
göttlichen Gebundenheit des [sic!] geistigen Zwecklosigkeit und der leiblichen Entar-
tung.«
Der »Wille« zu Freiheit und Bindung sollte nunmehr Ziel aller Wissenschaft sein und die 
zweite Säule der »Politischen Universität« bilden. Die »alten Ideale« der »voraussetzungs-
losen Forschung und der Erziehung zu wahrer Menschlichkeit«, warnt Brinkmann vor ra-
dikaler Selbstisolierung, seien aber nicht »schlechthin falsch«, sondern »gefährliche und 
einseitige Götter«: »Wir wollen nichts verschmähen, was der Austausch der Wirtschaft und 
Technik, der Wissenschaft und Kultur zwischen den Völkern bietet und von uns annimmt.« 
47 Giles: Politische Universität. S. 55/56. Goebbels, der 1933 selbst auf ein Ministeramt zur »Volkserziehung« gehofft hatte, 
hatte für Rusts Ministerium nur Spott übrig. In sein Tagebuch schreibt er am 27.1.1937, Rusts Ministerium sei ein »richti-
ger Sauhaufen«. Reuth: Goebbels. S. 270/271 u. Goebbels: Tagebücher I/3/II. S. 346.
48 Brinkmann: Gibt es eine politische Universität? In: Der Heidelberger Student vom 18.5.1933. Neben Brinkmann breitete 
u. a. noch der später am Dolmetscher-Institut lehrende Nicolai von Bubnoff seine Vorstellungen von »Universität und 
Nation« aus, wobei sich von Bubnoff jeder direkten Reverenz dem Nationalsozialismus gegenüber enthielt. Bubnoff, 
Nicolai von: Universität und Nation. In: Der Heidelberger Student vom 18.5.1933.
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Allerdings müsse »alles« untergeordnet werden unter das über-
ragende Ziel der »Behauptung und dem Wachsen des Staates 
und des Volkes«.
Endlich müsse drittens der Kampf zwischen den »beiden 
Flügeln unserer jungen Revolution«, der sich am Gegensatz 
zwischen »staats- und volksbetontem Denken« entzündet habe, 
überwunden werden:
»Der völlige Durchbruch aus der ›Zwangsläufigkeit‹ in das na-
türliche Leben der zugleich freien und gebundenen Menschen 
muß auch mit der Anschauung aufräumen, jede Gliederung und 
Stufung des Volkes bedeute ›Ungleichheit‹ und jede Herrschaft 
›Ausbeutung‹. Wahre Herrschaft ist Verantwortung […].« 
Brinkmanns Absage an den sozialrevolutionären Strasser-
Flügel der  NSDAP, der seine Anhänger vor allem in der SA fand, 
ist deutlich: »Die politische Universität« wird die Aufgabe ha-
ben, dem Volk die »große und schwere Lehre von der ständi-
schen Gliederung« anzuerziehen.
Neue Universitätsverfassung3.2.2 
Badische Hochschulverfassung – »Führerprinzip«
Die Gründung der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät fiel zeitlich mit 
der Einführung der neuen Universitätsverfassung zusammen. Im Zuge der strukturellen 
»Gleichschaltung« wurde die Autonomie der Universität faktisch zerstört. Die badische 
Universitätsverfassung vom 21. August 1933 führte das »Führerprinzip« ein.49 Der badi-
sche Minister des Kultus ernannte nun die Rektoren als die ihm verantwortlichen »Füh-
rer der Universität« (Tabelle »Rektoren der Universität Heidelberg«, nebenstehend). Diese 
wiederum benannten die Dekane. Über die Amtszeit der Rektoren bestimmte das MKU, 
über die der Dekane der Rektor. Gemäß Hitlers Diktum, dass der völkische Staat »keinen 
Vertretungskörper, der etwas durch Mehrheit beschließt, sondern nur Beratungskörper« 
kenne, sollte der Senat nach dem Willen der neuen Universitätsverfassung dem Rektor 
nunmehr ausschließlich beratend zur Seite stehen: »Es gibt keine Majoritätsentscheidun-
gen, sondern nur verantwortliche Personen, und das Wort ›Rat‹ wird wieder zurückgeführt 
auf seine ursprüngliche Bedeutung. Jedem Manne stehen wohl Berater zur Seite, allein die 
Entscheidung trifft ein Mann.«50 Analog zum Verhältnis von Senat und Rektor wurde auch 
der Fakultätsrat entmachtet:
»Dem Dekan steht in allen Fakultätsangelegenheiten das alleinige Entscheidungsrecht 
zu. Die übrigen Mitglieder der Fakultät können zur Beratung zugezogen werden. In 
wichtigen Angelegenheiten ist ihre Ansicht einzuholen und schriftlich niederzulegen. 
Fakultätsbeschlüsse werden nicht gefaßt.«51
49 Verfassung der badischen Universitäten und der Technischen Hochschule in Karlsruhe vom 21.8.1933. Weisert: Verfas-
sung. S. 127-129 u. Sellin: Rektorate Andreas, Groh u. Krieck. S. 12-15; vgl. Verzina: »Gleichschaltung«.
50 Hitler: Mein Kampf II. S. 501.
51 Verfassung der badischen Universitäten und der Technischen Hochschule in Karlsruhe vom 21.8.1933. Weisert: Verfas-
sung. S. 127-129.
1. Okt. 1932 Willy Andreas
1. Okt. 1933 Wilhelm Groh (I)
1. Apr. 1935 Wilhelm Groh (II)
1.Apr. 1937-30. Sept. 1938 Ernst Krieck
1. Nov. 1938-März 1945 Paul Schmitthenner
21./27. März-14. Aug. 1945 
kommissarisch Johannes Hoops
15. Aug. 1945-31. Juli 1946 Karl Heinrich Bauer
Tabelle 2 | Rektoren der Universität Heidelberg 
1932-1946
Zusammenstellung nach Drüll/Kritzer/Weisert: Uni-
versität Heidelberg S. 23/24.
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Der Dekan war allein dem Rektor verantwortlich: »[Der Rektor] kann die Entscheidung 
des Dekans beanstanden. Wird keine Einigung zwischen Dekan und Rektor erzielt, so ent-
scheidet das Ministerium.« Die Professoren in den Fakultäten fanden sich am Ende einer 
lückenlosen Befehlskette wieder – der Papierform nach, wie sich für die Staats- und Wirt-
schaftswissenschaftliche Fakultät zeigen wird.
Eine Heidelberger Besonderheit war der »Stab des Führers der Universität« des ersten 
nicht gewählten Rektors Groh, eine »Art Nebenregierung oder Kamarilla«, gebildet aus aus-
gesuchten Nationalsozialisten an der Universität.52 1934 wurde mit dem neugegründeten 
Reichserziehungsministerium mit Minister Rust an der Spitze der Schlussstein in der natio-
nalsozialistischen Kompetenzpyramide gesetzt. Das REM ernannte fürderhin die Rektoren. 
Das badische MKU wurde nicht aufgelöst, es verblieb selbst sprachlos, allein Befehle über-
mittelnd der »Führer«-Pyramide nebenstehend erhalten.
»Mehr Sicherungen reifster und vielseitiger 
Vorbereitung« – die Denkschrift Willy Andreas’
Der letzte frei gewählte Rektor, der Historiker Willy Andreas, bewies beträchtlichen Mut, 
indem er beim Kultusministerium auf Korrekturen an der neuen Universitätsverfassung 
drängte. Das »Führerprinzip« wollte Andreas wohl bei den oftmals zu trägen Verwaltungs-
entscheidungen innerhalb der Fakultäten eingeführt wissen, aber für den größeren Teil der 
Aufgaben hielt er es – wenngleich er dies vorsichtiger formulierte – für fahrlässig und un-
tauglich. Ein nicht ungefährliches Urteil im »Führerstaat«.
»[Hinsichtlich der] Selbstverwaltungsangelegenheiten, soweit sie wissenschaftlicher 
und kulturprogrammatischer Natur sind«, sah Andreas die Notwendigkeit, »mehr Bürg-
schaften zu suchen, als sie das neue Hochschulstatut verspricht, mehr Sicherungen 
reifster und vielseitiger Vorbereitung und mehr Möglichkeiten, den Führergedanken 
vor einer seinem Sinn nicht ganz gerecht werdenden Handhabung zu bewahren.«53
Andreas warnte, dass das Kultusministerium der Gewinnung der Ordinarien für den 
Nationalsozialismus einen Bärendienst erweise, wenn es diesen einen überzeugten 
National sozialisten als Dekan mit absoluter Weisungsbefugnis aufoktroyiere und mit der 
jahrhundertealten Tradition des »genossenschaftlichen Wirkens« breche: 
»Gerade diese lebhaftere Betonung der erzieherischen Gesamt- und Einzelaufgaben 
fordert aber die innere Gewinnung der Fachvertreter und ihren freudigen Einsatz zu 
gemeinschaftlicher Arbeit. Dem Bedürfnis nach solchem fruchtbaren genossenschaft-
lichen Wirken trägt die jetzt geschaffene Fakultätsordnung, soweit sie in ersten Umris-
sen sichtbar ist, meines Erachtens nicht hinreichend Rechnung.«54
Andreas erreichte, dass Kultusminister Wacker einige Korrekturen vornahm, so sollten 
in Berufungsverfahren nunmehr schriftliche Stellungnahmen der Fakultätsmitglieder ein-
geholt werden. Außerdem durften Ehrenpromotionen nur im Einvernehmen aller Fakul-
tätsmitglieder verliehen werden.55 Sein Nachfolger Groh distanzierte sich nach seinem 
52 Dem »Führerstab« gehörte zunächst kein Ordinarius an. Von den späteren Mitgliedern der Staats- und Wirtschaftswis-
senschaftlichen Fakultät wurde ebenfalls keines in den »Führerrat« aufgenommen.
53 Andreas an MKU, Denkschrift zur neu erlassenen Hochschul-Verordnung 1933, 17.9.1933, UA HD B-1015/3. S. 12.
54 Ebd. S. 12/13.
55 MKU an Badische Hochschulen, 7.10.1933, GLA KA 235-30891.
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Amtsantritt in einem Schreiben an alle Angehörigen der Universität von seinem Vorgän-
ger.56
»Lebensfähigkeit beweisen«
In seinem Grußwort »An die Studentenschaft!« zum Sommersemester 1934 feierte Groh die 
neuen Universitätsverfassung als Grundlage für die »innere Reform im Geiste des National-
sozialismus«:
»Verantwortungsfreudigen Mut und zähe Tatkraft erwiesen [sc. die ›Alten Kämpfer‹] 
aber nicht nur in der Vernichtung des lebensunfähig Gewordenen, nein, auch dem 
Aufbau liehen sie die schöpferische Jugendkraft. […] Noch ist [sc. der ›echte Sieg‹] in 
der Hochschule nicht endgültig erfochten. Nach der grundlegenden Neugestaltung 
der Universitätsverfassung, die es ermöglicht, alle aufbauwilligen und im Sinne des 
Nationalsozialismus hierzu fähigen Kräfte einzusetzen, gilt es, die innere Reform im 
Geiste des Dritten Reichs durchzusetzen. Die Staatsgewalt wird hier nicht die Hilfestel-
lung leisten können und wollen, die sie bei der Neuordnung des äußeren Aufbaues lieh. 
[…] Die Zeit ist gekommen, in der die deutschen Hochschulen ihre Lebensfähigkeit zu 
beweisen haben. Wer sich nicht bewährt, wird fallen.«57
Um zu unterstreichen, wie hoch der Bewährungsdruck sei, griff Groh auf ein »Führerwort« 
zurück: »Nicht die intellektuellen Schichten haben mir den Mut gegeben, dies gigantische 
Werk zu beginnen, sondern den Mut habe ich nur gefasst, weil ich selbst den deutschen 
Arbeiter und den deutschen Bauern kannte.« Noch dringlicher fiel der »Bewährungs appell« 
zum Wintersemester 1934/35 aus, dessen Text ansonsten dem des Sommersemesters ent-
sprach: 
»Die deutsche Hochschule hat die letzte Gelegenheit, ihre Lebensberechtigung in-
nerhalb der deutschen Volksgemeinschaft zu beweisen. Wer sich nicht bewährt, wird 
fallen. Der Starke allein wird bestehen, und daß in diesem Ringen um die innere Neu-
gestaltung Heidelberg, so wie es im Kampf um die äußere Neuordnung geschehen, die 
Spitze einnimmt, ist unser Ziel.«58
Gründung der sechsten Fakultät3.3 
»Zwischen Tod und Leben«3.3.1 
»Die Handelshochschule ist zwar in Mannheim gestorben, 
aber in Heidelberg noch nicht wieder zu richtigem Leben 
gekommen, sondern hängt so etwas zwischen Tod und 
Leben.« Ernst Schuster, 24. 11. 193359
Die Heidelberger Juristische Fakultät widersetzte sich dem Vorschlag des Kultusministeri-
ums, die Wirtschaftswissenschaften, wie z. B. in Kiel oder Freiburg geschehen, ihrer Fakul-
tät zuzuordnen: »Der Verbindung der Wirtschaftswissenschaft mit der Juristischen Fakultät, 
56 Sellin: Rektorate Andreas, Groh u. Krieck. S. 14/15.
57 Groh: Studentenschaft [1934]. S. 5/6.
58 Groh: Studentenschaft [1934/35]. S. 4/5. Dem bereits im Sommersemester zitierten »Führerwort« setzte Groh ein 
weiteres zur Seite, um die Drohkulisse nationalsozialistischer Verachtung für den Intellektuellen zu illuminieren: »Ein 
zwar wissenschaftlich wenig gebildeter, aber körperlich gesunder Mensch mit gutem, festem Charakter, erfüllt von 
Entschlußfreudigkeit und Willenskraft, ist für die Volksgemeinschaft wertvoller als ein geistreicher Schwächling. Adolf 
Hitler.«
59 Schuster an Dr. Klaus Loeffler, Berlin, 24.11.1933, UA MA A2 1/1, Bd. 2.
102
die zunächst erwogen wurde, glaubten die Mitglieder 
der Fakultät einmütig widerraten zu sollen.«60 Trotz der 
»gemeinsamen Aufgaben, wie sie in der Zusammen-
setzung des Prüfungsausschusses für die Diplomprü-
fung für Volkswirte und des staatswissenschaftlichen 
Ausschusses zum Ausdruck kommt« und »sonstiger 
Berührungspunkte in Forschung und Lehre« sprächen 
die Erfahrungen an anderen Universitäten gegen eine 
gemeinsame Fakultät: Die Nationalökonomie werde in 
Kiel und Freiburg als »Fremdkörper« empfunden, was 
die Entwicklung von »Gemeinsinn« hemme. Nicht ohne 
Grund hätten die Universitäten in Köln und Frankfurt am 
Main es vermieden, die Betriebswirte der örtlichen Han-
delshochschulen zu integrieren, da diese das »Gefüge« 
der Juristischen Fakultät »gesprengen« hätten. Zudem 
bedinge die Einführung des »Führerprinzips« an der 
Fakultät, dass diese »überschaubar« und der »eigenen 
Beurteilung« des Dekans als alleinverantwort lichem 
»Führer« »zugänglich« bleiben müsse: »Es müsste zu 
Schwierigkeiten führen, wenn der juristische Dekan 
verantwortlichen Fragen der Wirtschaftswissenschaften 
oder der wirtschaftswissenschaftliche Dekan verantwortlich in juristischen Fragen zu ent-
scheiden hätte.«61
Da sich auch die Philosophische Fakultät weigerte, die bereits von den Juristen als 
»Fremdkörper« abgelehnten Wirtschaftswissenschaftler in ihre Reihen aufzunehmen, hin-
gen die aus Mannheim übernommenen Institute während des Wintersemesters 1933/34 
»zwischen Tod und Leben«.62 Die studentische Fachschaft und die Korporationen der Fach-
schaft und Korporationen der ehemaligen Handelshochschule drängten auf einen Ausbau 
der prüfungsrelevanten Veranstaltungen und drohten dem mit der Integration beauf-
tragten Brinkmann andernfalls mit dem Verlassen der Universität Heidelberg.63
Von den vier im Frühling 1934 diskutierten Integrationsmodellen64 wurde letztlich die 
zweite Variante gewählt: 
»1.) Beibehaltung des bisherigen Zustandes [sc. ein Verbleiben in der Phil. Fakultät]; 2.) 
Errichtung einer selbständigen wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät; 3.) Teilung der 
60 Dekan der Juristischen Fakultät an Rektor, 7.3.1934, UA HD H-II-086/3. 
61 Im Begleitwort zu den im Mai 1935 erlassenen »Richtlinien für das Studium der Wirtschaftswissenschaft« (siehe S. 252) 
rechtfertigte der volkswirtschaftliche Vordenker im BNSDJ, Friedrich von Gottl-Ottlilienfeld, in aller Breite, warum Juris-
ten und Wirtschaftswissenschaftler trotz gemeinsamer »ständischer« Einordnung in die »Gemeinschaft der Rechtswah-
rer« unterschiedliche »Richtlinien« verabschiedet hatten: »Ihre ständische Gemeinschaft hindert jedoch nicht [sic!], dass 
Jurist und Wirtschaftler bei ihrem beruflichen Wirken förmlich je einer anderen Welt gegenüberstehen! So schroff, in 
der Tat, scheidet sich im Leben draußen die vom Recht untergründete Wirtschaft erst noch vom Rechte selber.« Gottl-
Ottlilienfeld: Neuordnung. S. 25-28.
62 Bollmus: Handelshochschule. S. 67-73.
63 Auf dem Schreiben befindet sich ein handschriftlicher Kommentar, wohl von Fehrle: »Haben diese Herren immer 
noch nichts vom nationalsozialistischen Geist gespürt, dass sie meinen, sie könnten mit Drohen etwas erreichen?« 
 Brinkmann an MKU, 21.12.1933, GLA KA 235-30981.
64 Brinkmann an Rektor, 27.2.1934, UA MA B2 11/2.
Juni-Sept. 1934 Wilhelm Groh (I) (Rektor) ständiger Vertreter: Carl Brinkmann
Okt.-Nov. 1934 Wilhelm Groh (II) (Rektor) ständiger Vertreter: Carl Brinkmann
Dez. 1934-März 1935 Eduard Bötticher (I)
Apr. 1935-März 1937 Eduard Bötticher (II)
Apr. 1937-März 1938 Eduard Bötticher (III)
Apr. 1938 Heinrich Sommerfeld (I)
3. Dez. 1938- 
31. März 1939 Heinrich Sommerfeld (II)
Apr. 1939-März 1945 Walter Thoms
Apr.-Aug./Sept. 1945 Ernst Schuster (stellvertr. Dekan)
Aug. 1945-Febr. 1946 Alfred Weber, Vertrauensmann bei Auflösung der Fakultät.
Tabelle 3 | Dekane der Staats- und 
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät 1934-1946
Zusammenstellung nach Drüll/Kritzer/Weisert: Universität Hei-
delberg S. 113.
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Philosophischen Fakultät in eine philosophisch-historische und eine wirtschaftswis-
senschaftliche Abteilung, letztere mit besonderer Unterführung; 4.) Verbindung der 
Wirtschaftswissenschaft mit der Juristischen Fakultät.«65 
Im Mai 1934 wurde die Heidelberger »Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät« offiziell 
begründet. Um der Gefahr zu begegnen, dass die »kleine Fakultät ohne Zusammenhang 
mit den traditionellen Fakultäten« dastünde, sollten zusätzlich zu den Wirtschaftswissen-
schaftlern noch diejenigen Mitglieder der Juristischen Fakultät in Doppelmitgliedschaft 
der neuen Fakultät angehören, die Studierende der Wirtschaftswissenschaften unterrichte-
ten.66 Das Dekanat übernahm vorerst Rektor Groh (Tabelle »Dekane«, gegenüberliegende 
Seite).67 Prodekan wurde Brinkmann. Auf Groh folgten der ordentliche Professor für Wirt-
schaftsrecht, bürgerliches Recht und Zivilprozessrecht, Eduard Bötticher (Nov. 1934 – März 
1938)68 und der Betriebswirt Sommerfeld (April 1938 – April 1939).69 »Führer der Fakultät« 
von 1939 bis Kriegsende war Walter Thoms.70 
65 Rektor an Dekan der Juristischen Fakultät, 15.2.1934, UA HD H-II-086/3.
66 Dekan der Juristischen Fakultät an Rektor, 7.3.1934, UA HD H-II-086/3 u. MKU an Rektor, 30.5.1934, UA HD H-II-086/3.
67 Ebd. Unterstützt werden sollte Groh vom Assistenten Schusters, Hagenbuch, einem überzeugten Nationalsozialisten, 
vgl. S. 78.
68 Gleichzeitig mit der Aufgabe des Dekanats gab Groh auch seine Mitgliedschaft in der Fakultät auf. Brinkmann blieb 
Prodekan. Rektor an Dekan, 28.11.1934, UA HD H-VI-221 u. UA HD PA 3354.
69 UA HD H-VI-221.
70 Rektor an Dekan, 18.4.1938, UA HD H-VI-221. Zu den Umständen von Thoms’ Ernennung zum Dekan siehe S. 148.
»Wirtschaftswissenschaftliche  Quelle 10 | 
Fakultät Juni 1934«
Aktive ordentliche Professoren
•	 Sommerfeld, Heinrich, Dr. phil., Prof. für Nationalökonomie
Brinkmann, Carl, Dr. phil., Prof. für Nationalökonomie•	
Schuster, Ernst, Dr. rer. pol., Prof. für Volkswirtschaftslehre•	
Groh, Wilhelm, Dr. iur., Prof. des Arbeitsrechts, des Prozess-•	
rechts und des deutschen bürgerlichen Rechts, Dekan
Ulmer, Eugen, Dr. iur, Prof. des deutschen und ausländischen •	
Privatrechts, Handels-, Wechsel- und Arbeitsrecht 
Inaktive ordentl. Professoren
Weber, Alfred, Geh. Hofrat, Dr. phil. (Nationalökonomie und •	
Soziologie)
Staatswissenschaftliche historische Professur für Publizistik •	
»z. Zt. nicht besetzt«
Eberhard Gothein Professur für Staatswissenschaften und •	
Auslandskunde
Bergstraesser, Arnold, Dr. phil. (Staatswissenschaften)•	
Außerordentlicher Professor
Waffenschmidt, Walter, Regierungsrat, Dr. iur. Dr. ing. (Natio-•	
nalökonomie)
Privatdozenten
Mitgau, Johann Hermann Dr. phil. (Sozialwissenschaften), •	
beurlaubt
Sultan, Herbert Dr. rer. pol. (Nationalökonomie), beurlaubt•	
Leiter des Instituts für Zeitungswissenschaften•	
Adler, Hans Hermann Dr. phil. •	
Vom Rektor in die Fakultät berufen
Hagenbuch, Hans, Dr. rer. oec., Assistent am Seminar für •	
Volkswirtschaftslehre und Statistik
Mit Lehrauftrag
Waldkirch, Wilhelm, Geh. Kommerzienrat (Lehrer für Organi-•	
sation und Technik des Zeitungswesens)
Wendt, Siegfried, Dr., Privatdozent•	
Thoms, Walther, Dr., Privatdozent•	
Fleege-Althoff, Fritz Dr., Privatdozent•	
Ammelounx, Joseph Dr.•	
Malteur, Richard Dr., Handelsschuldirektor•	
Moraller, Franz, Pressechef der Bad. Staatsregierung•	
Lektoren
Gerstner, Emil Dr. phil. Studienrat, Lektor für Privatwirt-•	
schaftslehre
Mattis, Rudolf, Lektor für Englisch (Wirtschaftssprache)•	
Burkard, Anton, Lektor für romanische Sprachen (Wirt-•	
schaftssprache)
Patti, Alexander, Lektor für Italienisch (Wirtschaftssprache)•	
Ulmer und Groh waren zugleich Mitglied der Juristischen Fakultät, 
Brinkmann und Adler der Philosophischen Fakultät.
Rektor, Aktenvermerk, Wirtschaftswissenschaft, 8.6.1934, UA HD 
H-VI-200/1.
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Umbenennung in »Staats- und 
Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät
Im November 1934 wurde die Fakultät in Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät 
umbenannt: 
»Wenn es auch im neuen Deutschland nicht der Betonung bedarf, daß die Wirtschaft 
ohne staatliche Führung und Ordnung nicht gedacht werden kann«, so Dekan Bötti-
cher, »ist es doch gerade deshalb erforderlich, schon im Namen der Fakultät zum Aus-
druck zu bringen, daß in ihr die ›Wirtschafts- und Staatswissenschaft‹ gepflegt werden 
soll.«71 
Bereits im Namen der Fakultät, sekundierte Prodekan Brinkmann, solle der Primat des 
»totalen Staates« über die Wirtschaft dokumentiert werden.72 Zeitungswissenschaftler und 
Verleger Waldkirch ergänzte, dass der »Neubau der Universitäten« erfordere, dass diese 
»ein viel engeres Verhältnis zum Staat gewinnen«.73
Die disziplinenübergreifende Konzeption der Staats- und Wirtschaftswissenschaftli-
chen hin zur Philosophischen und Juristischen Fakultät nahm die im Mai 1935 in jovialem 
Tonfall vom REM verkündeten »Richtlinien für das Studium der Wirtschaftswissenschaften« 
vorweg74: So sollte das Lehrprogramm nun mit der jüngeren Steinzeit beginnen und mit 
Wirtschaft und »Raum«, »Volk, Stände und Staat« enden.75 Auffallend war der hohe Anteil 
an juristischen Veranstaltungen, da die »erheblich ausgeweiteten Planungs-, Steuerungs- 
und Kontrollstellen« einen gesteigerten Bedarf des Staates an »ökonomisch und juristisch 
ausgebildeten Fachkräften« bedingten.76 
»Tiefste Depression« – Finanzielle Situation nach der Eingliederung
Die »Sehnsucht nach Heidelberg«, so sie denn auf Seiten der Mannheimer Hochschullehrer 
tatsächlich vorhanden gewesen sein sollte, wurde in kürzester Zeit getrübt: Die Gehälter in 
Heidelberg lagen deutlich unter dem Niveau der an der Handelshochschule üblichen.77 Der 
Leiter des Instituts für Volkswirtschaftslehre und Statistik, Schuster, musste nicht nur seinen 
Umzug nach Heidelberg aus eigener Tasche finanzieren, sondern auch die »allernotwen-
digsten« Anschaffungen am Institut und das Gehalt seines Assistenten Hagenbuch. Unter 
etlichen der von der Handelshochschule übernommenen Dozenten, so klagte Schuster in 
einem Brief an den Rektor kurz vor Weihnachten 1933, herrsche »tiefste Depression und 
Verzweiflung«: 
»Wir alle [haben] schon im Interesse der Eingliederung der Handels-Hochschule in Hei-
delberg große finanzielle Opfer gebracht. [...] Ich persönlich habe Hunderte von Mark 
vorgestreckt, damit die Arbeit in Heidelberg in Gang kommt. Ich habe nicht nur meine 
Ersparnisse restlos aufgewandt, um meinen Umzug zunächst einmal zu bezahlen, son-
71 Dekan an Rektor, 28.12.1934, UA HD B-1580/1.
72 Brinkmann an Rektor, 16.5.1934, UA HD B-6692/1. Zum Primat des Staates über die Wirtschaft und die »Wendung zu 
überwirtschaftlichen Lebensinhalten« vgl. Bergstraesser: Nation und Wirtschaft. S. 38/39.
73 Waldkirch: Zeitungswissenschaft. S. 31.
74 So empfahl das REM den Studenten: »Belegt nur die Vorlesungen, die ihr wirklich hören wollt! [...] Lasst ruhig Hauptvor-
lesungen aus, die euch nicht anziehen, und hört dafür umso mehr Wahlvorlesungen auf Gebieten, die euch fesseln!« 
REM an Dekan, Richtlinien für das Studium der Wirtschaftswissenschaften, 3.5.1935, UA HD B-1580/1. Siehe S. 252.
75 Ebd. Die Vorlesungsverzeichnisse wurden ab Sommerhalbjahr 1936 analog in »Volk, Stände und Staat« gegliedert.
76 Höpfner: Universität Bonn. S. 250 u. Groß: »Umwandlung«. S. 150/151.
77 Schuster an Rektor, 22.12.1933, GLA KA 235-30891.
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dern ich habe aus persönlichen Mitteln die notwendigen Anschaffungen für das Insti-
tut gemacht, habe das, was an Zeitungen, Zeitschriften und Büchern unbedingt nötig 
war, aus persönlichen Mitteln bezahlt. Wir sind jetzt am Ende unserer Kräfte und wären 
Ihnen sehr dankbar, wenn Sie sich unserer annehmen würden.”
Die Universität Heidelberg war im Vorfeld der Verhandlungen mit ihrem Vorhaben ge-
scheitert, eine Garantie des MKU für die durch die Eingliederung der ehemals Mannheimer 
Institute entstehenden zusätzlichen Kosten in Höhe von 85.000 bis 110.000 RM zu erwir-
ken: »Eine Sicherheit sei überhaupt nicht zu erlangen«, erklärte der außerordentliche Pro-
fessor am InSoSta, Arnold Bergstraesser, bereits im Juni 1933.78 Die Verhandlungen über 
einen endgültigen Vertrag über die »Vereinigung der Handels-Hochschule Mannheim mit 
der Universität Heidelberg« zwischen dem MKU und der Stadt Mannheim sollten sich noch 
bis zum April 1938 hinziehen.79 
3.3.2 Ausschluss von »Nichtariern« aus 
der Prüfungskommission
Durch Erlass des REM vom 11.7.1934 war »Nichtariern« die Mitgliedschaft und Mitarbeit 
in Prüfungskommissionen untersagt. Rektor Groh reichte den Erlass »vertraulich« an die 
Dekane weiter und bat um einen Bericht, welche »nichtarischen« Mitglieder die Prüfungs-
kommission zu verlassen hätten. Zugleich sollten die Dekane einen Nachfolger benennen, 
der deren Stelle bei den Prüfungen einnehmen sollte.80 Brinkmann als stellvertretender De-
kan und Direktor des InSoSta suchte daraufhin eine Sonderregelung für Bergstraesser als 
dem einzigen Lehrer an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät, den dieses 
Verbot betraf, zu erreichen.81 Nicht nur, dass organisatorisch so kurzfristig für den National-
ökonomen »Ersatz vor der Hand nicht möglich« sei, auch die Studenten würden durch den 
Wechsel des Prüfenden stark betroffen. Seit Jahren hätten Weber, Bergstraesser, Schuster 
und er die volkswirtschaftlichen Diplomprüfungen im Semesterturnus im Anschluss an die 
grundsätzlichen großen vierstündigen Vorlesungen abgenommen. Studenten älteren Se-
mesters, die sich bei Bergstraesser auf ihr Examen vorbereiteten, würden folglich durch die 
Berufung eines neuen Prüfers einer »höchst ungerechten Benachteiligung« ausgesetzt. 
Die zweite Hälfte des Berichts Brinkmanns enthält ein persönliches Plädoyer für Berg-
straesser. Neben der »sachlichen Unzweckmäßigkeit« bedeute der Ausschluss aus allen 
Prüfungskommissionen eine »ungeheure persönliche Härte« für den »bei großen Teilen 
überaus angesehenen und beliebten Dozenten«. Die Erweiterung des ministeriellen Erlas-
ses nehme Bergstraesser zugleich seine Promotionsrechte und sei gleichzusetzen mit der 
»Vernichtung seiner ganzen Laufbahn«. Der »sehr allgemein gehaltene Erlass« bot in den 
Augen des Direktors des InSoSta aber eine gangbare Hintertür, eine Ausnahmeregelung 
für den »schwerverwundeten« »Kriegsteilnehmer« zu arrangieren.82 Zu Beginn des Winter-
semesters 1934 präzisierte das MKU gegenüber der Freiburger Universität den im Septem-
ber ergangenen Erlass: So seien auch die Prüfungskommissionen bei Promotionen in das 
78 Bollmus: Handelshochschule. S. 69/70.
79 MKU an Rektor, 1.4.1938, UA MA B2 11/2.
80 REM an Rektor, Zusammensetzung der Prüfungskommissionen, 3.9.1934 u. Rektor an Dekane, 19.9.1934, UA HD B-8103.
81 Der handschriftliche, eine Seite umfassende Bericht an den Rektor findet sich auf der Rückseite der Nachricht des Rek-
tors an die Dekane vom 19.9.1934: Brinkmann an Rektor, 25.9.1934, UA HD B-8103.
82 Ebd.
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Verbot eingeschlossen – wie Brinkmann befürchtet hatte. Sollte die Mitwirkung der von im 
Dienst belassenen »nichtarischen« Dozenten in Promotionsverfahren »unerlässlich« sein, 
so war das Ministerium bereit, deren Tätigkeit, jedenfalls »vorläufig«, zu dulden.83 
Bereits einen Monat später verbot das MKU mit Hinweis auf einen Erlass des REM vom 31. 
Oktober 1934 endgültig die Mitwirkung von »nichtarischen« Professoren.84 An ihrer Stelle 
sollten gegebenenfalls Nichtordinarien oder Dozenten von Nachbarhochschulen heran-
gezogen werden. Auch emeritierte Hochschullehrer, die nicht auf Grund des Gesetzes zur 
Wiederherstellung des Berufsbeamtentums entlassen worden waren, sollten »zur Aushilfe« 
herangezogen werden.85 Dekan Bötticher entschuldigte die Einbeziehung Bergstraessers 
und des Juristen Jellinek an einer Prüfung vom 30. August 1934, da zu diesem Zeitpunkt 
noch nicht genau festgelegt worden sei, wer als Ersatz zu benennen gewesen sei.86 
Wenige Tage später unternahm die Juristische Fakultät einen neuen Versuch, eine Über-
gangsregelung zu erreichen, und reklamierte für die Ruperto-Carola das der badischen 
Schwesteruniversität in Freiburg eingeräumte Recht, den Vollzug des Erlasses bis Anfang 
des nächsten Jahres auszusetzen.87 Tatsächlich wurde das geforderte Zugeständnis des 
MKU trotz der in ultimativem Ton gehaltenen Erlasse vom Herbst des Vorjahres Mitte Januar 
1935 erreicht: Bis zur endgültigen Klärung durch den REM durften die im Amt befindlichen 
»Nichtarier« die Doktorprüfung sowohl bei ihren Doktoranden wie auch in dem Fall, dass 
sie das geprüfte Fach an der Universität als einzige vertraten, abnehmen.88 An der Staats- 
und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät waren seit Mitte November 1934 keine »Nicht-
arier« mehr an Prüfungen beteiligt worden. Für die Folgezeit wollte Dekan Bötticher nach 
dem neuen Erlass Bergstraesser wieder einbeziehen.89 Wenige Tage später wurde vom REM 
mitgeteilt, dass am Ausschluss festgehalten werde, es aber vorläufig dem Ermessen des 
jeweiligen Dekans überlassen sei, »Härten« zu vermeiden.90
Beteiligung von Studentenvertretern3.3.3 
Im Runderlass des REM vom 15. Mai 1935 über die »Aufgabengebiete der Deutschen Stu-
dentenschaft« war die »kameradschaftliche Zusammenarbeit« mit den Studentenschafts- 
oder Fachschaftsleitern für diejenigen Fälle dekretiert worden, »in denen studentische 
Belange zur Beratung stehen«.91 Diese sollten dann zu den Fakultätssitzungen eingeladen 
werden.92 Um das »notwendige Band des Vertrauens zwischen Führer und Gefolgschaft 
nicht abreißen« zu lassen, sollte die Heranziehung der studentischen Vertreter großzügig 
und umfassend erfolgen. 
83 MKU an Rektor der Universität Freiburg, 13.10.1934, UA HD B-8103.
84 MKU an Rektor, Zusammensetzung der Prüfungskommissionen, 16.11.1934, UA HD B-8103.
85 REM an Rektor, Zusammensetzung der Prüfungskommissionen, 31.10.1934. UA HD B-8103.
86 Dekan an Rektor, 30.11.1934, UA HD B-8103.
87 Dekan der Juristischen Fakultät an MKU, 6.12.1934, UA HD B-8103.
88 MKU an Rektor, Zusammensetzung der Prüfungskommission, 12.1.1935, UA HD B-8103.
89 Dekan an Rektor, 20.1.1935, UA HD B-8103.
90 MKU an Rektor, Promotionen, 6.2.1935, UA HD B-8103.
91 Deutsche Hochschulverwaltung I. S. 35.
92 Als Beispiele nennt das REM Besprechungen über a) den Vorlesungsplan; b) die Fachschaftsarbeit, soweit die Zusam-
menarbeit mit den Dozenten in Frage kommt; und c) Differenzen zwischen Dozenten und Studenten. Deutsche Hoch-
schulverwaltung I. S. 35.
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Der Führer der Heidelberger Studentenschaft unternahm im März 1937 einen Vorstoß, 
die Befugnisse der Studenten innerhalb der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen 
Fakultät auf die Auswahl der zukünftigen Studierenden des Dolmetscher-Instituts auszu-
weiten. Indirekt räumte der Studentenführer ein, dass die Indoktrination während des Stu-
diums, die eigentliche Domäne des NSDStB, aus seiner Sicht nicht die wünschenswerte 
geistige Gleichschaltung liefere. Daher sollte durch Vorschalten einer Zugangskontrolle 
garantiert werden, dass überhaupt nur »haltungsmäßig« handverlesene junge Menschen 
zugelassen würden.93 Die Kürze der Ausbildungszeit am Dolmetscher-Institut lasse der Stu-
dentenschaft und dem NSDStB zu wenig Zeit, die ihr aufgetragene »politische Schulung 
und Kameradschaftserziehung« durchzuführen, so der NSDStB: Dieser »Mangel« sei ange-
sichts des »im hohen Maße politischen Berufs des Dolmetschers« bedenklich. Um diesem 
Missstand abzuhelfen, forderte der NSDStB die Teilnahme eines »erfahrenen älteren Kame-
raden« bei der bisher allein auf die sprachlichen Fähigkeiten ausgerichteten Aufnahmeprü-
fung des Dolmetscher-Instituts ein, um sich ein Bild vom »menschlichen und politischen 
Charakter des Aufzunehmenden zu machen«.94 Nach dem Willen des NSDStB sollte diesem 
das Recht eingeräumt werden, »durch begründeten Einspruch einen negativen Entscheid 
über die Aufnahme eines zwar sprachlich, nicht aber politisch-weltanschaulich geeigneten 
Prüflings herbeizuführen«. 
Sowohl Rektor Krieck wie Dekan Bötticher und Institutsdirektor Adler stimmten der Teil-
nahme eines Vertreters des NSDStB bei der Aufnahmeprüfung zu, verweigerten sich aber 
der Forderung nach einem speziellen politischen Vetorecht.95 Auf Grundlage des Inhalts 
des in der Fremdsprache geführten Auswahlgesprächs sei ein Bild von der Haltung des Be-
werbers sowieso kaum zu gewinnen, so Adler. Der Institutsdirektor schlug vor, in unmittel-
barem Anschluss an die Aufnahmeprüfung einen Appell an die versammelten Kandidaten 
zu richten und diese über die Grundsätze des NSDStB in Kenntnis zu setzen. Bötticher sah 
bei »aller Anerkennung der politischen Bedeutung und seiner haltungsmäßigen Voraus-
setzung« keinen Grund, warum allein den zukünftigen Dolmetschern eine politische Ein-
gangsprüfung auferlegt werden sollte und nicht auch Rechtswahrern, Medizinern etc. 
Allerdings stehe es dem NSDStB frei, »sich durch Anwesenheit ein Bild von den neu zum 
Institut kommenden Dolmetscherinnen zu verschaffen und sich die für den Einsatz beson-
ders brauchbaren oder etwa der studentischen Erziehungsarbeit besonders bedürftigen 
Anwärterinnen vorzumerken.«96 Krieck schloss sich dem Votum der Fakultätsvertreter an: 
Anwesenheit eines Vertreters des NSDStB ja, besonderes Einspruchsrecht nein. Letzteres 
sei überflüssig, da die Dolmetscher wie ihre Kommilitonen aus den anderen Disziplinen der 
Aufsicht des Studentenführers unterstellt würden.97
93 Führer der Studentenschaft der Universität Heidelberg an Rektor, 12.3.1937, UA HD B-6695/5.
94 Dolmetscher-Institut, Bestimmungen über den Eintritt in das Dolmetscher-Institut der Universität Heidelberg, Merk-
blatt, 15.6.1937, UA HD B-6695/5.
95 Rektor an Führer der Studentenschaft, 5.4.1937, UA HD B-6695/5.
96 Adler, Aktennotiz, 1.4.1937, UA HD B-6695/5.
97 Dekan, Aktennotiz, 2.4.1937, UA HD B-6695/5.
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Personelle Veränderungen ab 19344.1 
Ein großer Teil des überlieferten Schriftverkehrs der Staats- und Wirtschaftswissenschaftli-
chen Fakultät dokumentiert den vergeblichen Wunsch der Fakultät nach einer Vermehrung 
der Lehrstühle für Betriebs- und Volkswirtschaftslehre. Es erinnert an eine  Donquichotterie, 
wenn die über Jahre verfolgten, in immer neuen Anläufen und argumentativen Volten 
vorgebrachten Bitten und Forderungen der Fakultät am ebenso hartnäckigen wie zumeist 
unüberwindbaren Widerstand in den zuständigen Ministerien scheiterten. Hinter allem 
Bemühen stand das Minimalziel, zumindest die personelle Ausstattung wiederzuerlan-
gen, die die wirtschaftswissenschaftlichen Abteilungen der Handelshochschule und die 
Heidel berger Institute vor dem Zusammenschluss besessen hatten: jeweils ein zusätzliches 
volks- und betriebswirtschaftliches Ordinariat und ein Ordinariat für Auslandskunde. Als 
Anfang der 40er Jahre Dekan Thoms zusammen mit Rektor Schmitthenner dank eines aus-
geprägten Instinkts für »zeitgemäße« Forschungsaufgaben durch zähes Antichambrieren 
hohe Summen an Drittmitteln für die Fakultät einwerben konnte, verhinderte die »Haus-
haltsstoppverordnung« des »Ministerrats für Reichsverteidigung« die Errichtung weiterer 
Lehrstühle bis Kriegsende.1
Institut für Volkswirtschaftslehre und Statistik4.1.1 
Ernennung Wendts zum außerordentlichen 4.1.1.1 
Professor für Volkswirtschaftslehre, April 1936 
Von den in Mannheim und Heidelberg ursprünglich bestehenden vier volkswirtschaft-
lichen Ordinariaten und zwei Extraordinariaten (die Gothein-Gedächtnis-Professur und 
die Professur für Publizistik des Zeitungswissenschaftlichen Instituts) waren der Fakultät 
nach der Zusammenlegung lediglich die von Brinkmann und Schuster besetzten Ordinari-
ate und das Extraordinariat Bergstraessers erhalten geblieben. Das durch die 1930 erfolg-
te Emeritierung Sally Altmanns vakante Ordinariat für Volkswirtschaftslehre, für dessen 
Besetzung Arthur Salz als »Nicht-Arier« nicht in Betracht kam, wurde nach der Verlegung 
der Handelshochschule nicht mehr besetzt, ebenso der seit 1932 unbesetzte Lehrstuhl für 
Recht und das bis 1933 vom Romanisten Charles Glauser in Kombination mit der Leitung 
des Dolmetscher-Instituts bekleidete Ordinariat für Romanistik.2
Im September 1936 beantragte Schuster die Verleihung eines außerplanmäßigen Extra-
ordinariats an seinen langjährigen Assistenten Wendt, dessen Habilitation nunmehr zwölf 
Semester zurücklag.3 Bereits im Sommer 1936 hatte Schuster erfolgreich darum geworben, 
dem durch Lehrverpflichtungen stark belasteten und darum zu »normaler Verwaltungs-
tätigkeit« nicht mehr einsetzbaren Wendt einen besoldeten hauptamtlichen Lehrauftrag 
für »Konjunkturpolitik und Sozialpolitik« zu verleihen, um die Assistentenstelle wieder be-
1 Der »Ministerrat für Reichsverteidigung« hatte am 12.2.1941 angeordnet, dass neue Ausgaben nur noch zugelassen 
würden, »sofern sie in dringendem Interesse der Reichsverteidigung oder aus Anlass der Eingliederung neuer Gebiete 
seit dem 13. März 1938 notwendig« seien. UA HD H-VI-550.
2 Bollmus: Handelshochschule. S. 32 u. 154.
3 Wendt hatte sich am 15.8.1930 an der HH Mannheim habilitiert, die übliche zwölfsemestrige Bewährungszeit des 
Privatdozenten war also Ende 1936 abgelaufen. Schuster an Dekan, 3.9.1936, UA HD PA 292. Die Finanzierung wurde 
durch die Übertragung eines großen, aus den Mitteln der Gothein-Gedächtnis-Professur gespeisten Lehrauftrags 
sicher gestellt. Dekan an Rektor, 14.11.1936, UA HD PA 292 u. Dekan an Rektor, 20.1.1942, UA HD B-7750.
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setzen zu können.4 Die nunmehr freiwerdende Assistentenstelle wurde Schuster allerdings 
nicht, wie geplant, zur Wiederbesetzung zur Verfügung gestellt, sondern vom MKU gestri-
chen. Der Volkswirt reagierte hierauf mit einem erbosten Brief, in dem er auf seine zentrale 
Rolle in der Raumforschung für die Gaue Baden und Saarpfalz hinwies und alle Institutio-
nen aufzählte, für die er wissenschaftlich fundierte Politikberatung liefere, unter anderem 
den Reichsarbeitsdienst und den Beauftragten für den Vierjahresplan.5 Ohne ordentlichen 
Assistenten, drohte Schuster, müssten diese Arbeiten eingestellt werden. Wieder einmal 
donnerte der Institutschef beidarmig auf der Klaviatur seiner »reichswichtigen« Aufgaben-
felder: 
»Es dürfte nicht im Interesse des Landes Baden und der Universität Heidelberg liegen, 
wenn man mich zwingt, nach Berlin an das Reichskultusministerium, an den Reichs-
nährstand, an die Deutsche Arbeitsfront und den Reichsarbeitsdienst zu melden, daß 
ich die wissenschaftliche Zusammenarbeit einstellen muß, weil man mir unvermutet 
eine [...] Stelle sperrt.« 
Schusters Reaktion erscheint auf den ersten Blick übertrieben, schließlich besaß dieser 
reiche Mittel aus dem Etat der RAG, die ihm die Einstellung von mehr als einem Assisten-
ten erlaubten, allerdings vermutete der Volkswirt wohl nicht zu Unrecht seine schrittweise 
Entmachtung und Enteignung. Dekan Bötticher sprang Schuster zur Seite: In der Tat sei nie 
von einer Streichung der ordentlichen Assistentenstelle die Rede gewesen. Schuster sollte 
seine Assistentenstelle behalten.
Gutachten und Gutachter
Die Verleihung eines außerplanmäßigen Extraordinariats an Wendt fand die Unterstützung 
der Dozentenschaft, die sich »warm« und »nachdrücklich« für den Pg. Wendt einsetzte: 
»In seiner Haltung und seiner aktiven Mitarbeit an den Aufgaben der Dozentenschaft und 
beim Neubau der nationalsozialistischen Wirtschaftslehre [hat] sich [Wendt] durchaus das 
Vertrauen seiner Kameraden erworben.«6 Wenig überraschend befürwortete auch sein Kol-
lege Thoms, der zusammen mit Wendt den Motor der »Heidelberger Kameradschaft« bilde-
te7, dessen Ernennung zum außerordentlichen Professor: 
»W[endt] ist ein Hochschullehrer, der ernsthaft am Neuaufbau der nationalsozialisti-
schen Wirtschaftslehre mitarbeitet. Dazu wird er befähigt durch seine innere Haltung 
und sein wirtschaftswissenschaftliches Können.«8
In ihrem im November 1936 eingereichten Antrag strich die Fakultät die »Haltung« 
Wendts und dessen Verdienste um den »Neubau der nationalsozialistischen Wirtschafts-
lehre« überproportional heraus.9 
Das Urteil der Fachvertreter über seine Veröffentlichungen subsumierte die Fakultäts-
leitung in Heidelberg unter dem Adjektiv »gut«. Die vergleichsweise verhaltenen, vom 
4 Schuster an Dekan, 30.7.1936, BA Lichterfelde W/P W 425 A-113 u. Dekan an Rektor, 14.8.1936, UA HD PA 292.
5 Schuster an Dekan, 17.12.1936 u. Dekan an Rektor, 21.12.1936, UA HD H-VI-632.
6 Dekan an Rektor, 14.11.1936, UA HD PA 292 u. Leiter der Fachgruppe der Staats- und Wirtschaftswissenschaftler, Hagen-
buch, an Leiter der Dozentenschaft, Schlüter, 19.10.1936, UA HD H-VI-632.
7 Siehe S. 342.
8 Thoms, Gutachten, 28.10.1936, BA Lichterfelde W/P W 425 A-113. Anscheinend wurde das Gutachten Thoms’ direkt vom 
REM angefordert und nicht von der Fakultät.
9 Dekan an Rektor, 14.11.1936, UA HD PA 292.
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REM eingeholten Gutachten spiegelten 
diese Einschätzung allerdings kaum wider: 
 Walter Eucken, Emil Wehrle und Peter-Heinz 
Seraphim10 lobten zwar Wendts großes Po-
tential, stuften aber dessen bisherige Leis-
tungen allesamt als durchschnittlich bis 
unbefriedigend ein: »Vieles von dem«, so 
Seraphim, »was W[endt] bietet, ist zunächst 
noch Versprechen. Die Zukunft muss leh-
ren, in welchem Umfang er in der Lage ist, 
es einzulösen.«11 Wendt habe in seinen Ar-
beitsfeldern Volkswirtschaftliche Theorie 
und Geld- und Währungswesen zu viel kriti-
siert und zu wenig Konstruktives geleistet.12 
Das REM folgte dennoch dem Antrag der Fa-
kultät. Am 20. April 1937 wurde Wendt zum 
nichtbeamteten außerordentlichen (Titular-) Professor für Volkswirtschaftslehre ernannt.13 
Im Mai 1937 revanchierte sich Wendt für die Unterstützung des Dozentenbundes mit ei-
nem Referat zum Thema »Überwindung der reinen Theorie« auf dem »Wissenschaftlichen 
Lager« in Rittmarshausen bei Göttingen: »Pg. Dr. Wendt zog die Folgerungen für den Kampf 
gegen die ›reine‹ Theorie; ein Thema, dessen Zusammenhang mit dem Judentum durch 
Gauamtsleiter Pg. Dr. Rekopf besonders beleuchtet wurde.« 14
Wegberufung Wendts, 19374.1.1.2 
Ende 1937 unterbreitete der sich durch besondere Regimenähe auszeichnende Berliner 
Ordinarius für Volkswirtschaftslehre, Erwin Wiskemann, Wendt das Angebot, an der Wirt-
schaftshochschule in Berlin eine »feste Dozentur für Volkswirtschaft« zu übernehmen.15 
10 Walter Eucken (*1891), 1927 ord. Prof. für Nationalökonomie Univ. Freiburg; Emil Wehrle (*1891), 1933 ord. Prof. für 
wirtschaftliche Staatswissenschaften Univ. Marburg; Peter-Heinz Seraphim (*1902), 1935 Habilitation Univ. Königsberg, 
Leiter der polnischen Abteilung des Instituts für osteuropäische Wirtschaft, Univ. Königsberg.
11 Eucken lobte seinen ehemaligen Schüler Wendt als »lebendig« und intelligent, zeigte sich aber »enttäuscht«, hätte er 
»im Ganzen noch etwas mehr von Wendt erwartet«, würden doch »wirklich wesentliche Leistungen fehlen«: »[Wendt] 
müsste vor neue große Aufgaben gestellt und seine Entwicklung müsste dadurch in Bewegung gebracht werden.« 
Eucken an REM, Oberregierungsrat Kasper, 17.1.1937; Wehrle an REM, Oberregierungsrat Kasper, 17.1.1937 u. Seraphim 
an REM, Oberregierungsrat Kasper, 16.3.1937, BA Lichterfelde W/P W 425 A-113.
12 Vgl. den Streit zwischen Vleugels und Wendt S. 348.
13 Rektor an Dekan, 8.5.1937, UA HD PA 292.
14 Partei und Wissenschaft in einer Front. In: Ruperto-Carola, Beilage zu Der Heidelberger Student vom 3.6.1937 u. Wendt 
an Dekan, 18.5.1937, UA HD PA 292. Über das »Wissenschaftslager der Volkswirte in Rittmarshausen, veranstaltet vom 
Amt für Wissenschaft des NS.-Dozentenbundes und der Fachschaft« berichtete der »Heidelberger Student« ausführlich 
in seiner Beilage »Ruperto-Carola«. Die Leitung des Lagers hatte der »Heidelberger Kamerad« und Göttinger Volkswirt 
Rath inne. Zur »Heidelberger Kameradschaft« siehe S. 342.
15 Wiskemann an Wendt, 27.12.1937, UA HD PA 292. Erwin Wiskemann (*1896 Mühlhausen, Elsass), 1933 ord. Prof. u. 
Direktor am/des Instituts für Ostdeutsche Wirtschaft, Univ. Königsberg, 1936 ord. Prof. der Wirtschaftswissenschaft WH 
u. Univ. Berlin, Mitglied der  NSDAP. Wirtschaftswissenschaftliche Hochschullehrer. S. 274/275 u. 898/899. Vgl. Wiske-
mann: Nationalsozialistische Volkswirtschaftslehre; ders.: Neuordnung u. Wiskemann/Lütge: Gegenwärtige Richtungen. 
In seinem programmatischen, sich auch an ausländische Leser richtenden Aufsatz über »Nationalsozialismus und die 
Volkswirtschaftslehre« erklärte Wiskemann, dass der Nationalsozialismus als »junge« »Willens«-Bewegung zwangsläufig 
in einen Generationenkonflikt kommen müsse: »Sein Kriterium ist weniger das der rationalen Logik als das lebenskräf-
tiger Bewährung: ihm kommt es ganz einfach auf das an, was dem deutschen Volk nach seiner Eigenart und Herkunft 
frommt.« Wiskemann: Nationalsozialismus und Volkswirtschaftslehre. S. 12. Vgl. weiterhin Raehlmann: Arbeitswissen-
Quelle 11 | »Einsatzfähigkeit«
»Wendt ist ursprünglich Schüler von Eucken, jetzt Freiburg, der eine von 
nationalsozialistischer Auffassung her abzulehnende Wirtschaftswis-
senschaft vertritt. Er hat jedoch bald danach eigene Wege eingeschla-
gen und sich insbesondere nach der Machtübernahme bemüht, eine 
nach nationalsozialistischen Grundsätzen bestimmte deutsche Volks-
wirtschaftslehre gestalten zu helfen. […] Mitglied im NS-Fliegerkorps 
und NS-Dozentenbund. Innerhalb der letzteren Gliederung der Partei 
ist er besonders aktiv tätig gewesen und wird dort sehr positiv beur-
teilt. An seiner Einsatzfähigkeit im Sinne des nationalsozialistischen 
Staates besteht kein Zweifel. […] Wenn sich seine wissenschaftlichen 
Leistungen auch nicht weit über den Durchschnitt erheben, so zeichnet 
er sich doch durch eine starke Solidität und darüber hinaus durch eine 
[sic!] erfreuliche Fähigkeit aus, wirtschaftswissenschaftliche Probleme 
auch anderen als reinen Fachkreisen verständlich zu machen. Während 
seiner Tätigkeit in Heidelberg hat er u. a. eine erfolgreiche Schulungstä-
tigkeit innerhalb der Deutschen Arbeitsfront geleistet.« 
REM, Kasper, Aktennotiz, 26.5.1939, BA Lichterfelde W/P W 425 A-113.
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Eine dritte Professur neben sich und seinem Kollegen Horst Jecht stellte er Wendt allerdings 
nicht in Aussicht. Der Heidelberger Volkswirt lehnte nach Rücksprache mit dem Heidelber-
ger Dozentenbundsführer, dem Dekan und Schuster ab, die ihn unisono um sein Verblei-
ben gebeten hatten, so dass sich dieser nicht dem Vorwurf der »Treulosigkeit« aussetzen 
wollte.16 Zum Wintersemester 1938/39 wurde Wendt mit der Vertretung des volkswirt-
schaftlichen Lehrstuhls des amtsenthobenen Richard Passow an der Universität Göttingen 
beauftragt. 17 Die Initiative hierzu ging wohl vom »Kameraden« Klaus Wilhelm Rath aus, der 
in Göttingen eine nationalsozialistische Musterfakultät zu schaffen bemüht war und der 
Passow nach monatelangem Widerstand gegen seine Pläne durch eine Diffamierungskam-
pagne des Dozentenbundes aus seinem Amt getrieben hatte.18 Bereits im November 1938 
forderte der Dekan der Göttinger Rechts- und Staatswissenschaftlichen Fakultät externe 
Gutachten über Wendt mit dem Ziel einer Berufung des Heidelbergers an seine Fakultät an. 
Der Münsteraner Ordinarius für Wirtschaftswissenschaft, Friedrich Hoffmann19, Autor einer 
Monographie über »Die bündisch-revolutionäre Ideologie« (1933), bezeichnete Wendt in 
seinem Gutachten als einen »scharfen«, »wendigen« und »bohrenden Geist« und attestier-
te ihm, nunmehr produktiv am »Aufbau einer neuen wirtschaftswissenschaftlichen Theo-
rie« mitzuarbeiten: 
»Die in den ersten Arbeiten [sc. Wendts] zu Tage tretende, nach meinem Geschmack 
reichlich formalistische Art, für die wohl sein wissenschaftlicher Lehrer Ernst Schuster 
mit verantwortlich sein dürfte, wird allmählich abgestreift.«20 
Auch der Berliner Volkswirt Jecht lobte Wendt, der in seiner »Haltung« die »Forderung 
einer politisch-historischen Volkswirtschaftslehre« angenommen habe: »Als Hochschul-
lehrer wird Wendt durch die Klarheit seiner Gedankenführung und die Unbedingtheit 
seines Wollens sicherlich in höchstem Maße erzieherisch auf die Studenten wirken.«21 Im 
darauffolgenden Sommersemester 1939 las Wendt vertretungsweise für den verstorbenen 
Göttinger Ordinarius Aubin.22 In Heidelberg wurde seinem Nachfolger Gisbert Rittig der 
schaft. S. 159/160.
16 Wendt an Wiskemann, 5.1.1938, UA HD PA 292.
17 REM an Wendt, 16.9.1938, UA HD PA 292. Richard Passow (*1880), seit 1922 Ordinarius für wirtschaftliche Staatswissen-
schaften. 
18 Groß: Umwandlung. S. 157/158. Als Passow im Krieg Ende 1943 wieder eingesetzt werden sollte, stellte sich Rath gegen 
die Rückkehr des älteren Ordinarius und gab eine Beschreibung vom Innenleben einer »Stoßtruppfakultät«: »Wir haben 
in Göttingen eine ausgeprägt nationalsozialistische Linie in den Hochschulunterricht gebracht. […] Das wird von den 
Studenten stark empfunden. Mehr als einmal haben Studenten, die neu von anderen Universitäten zu uns kamen, das 
offen zum Ausdruck gebracht. Die einheitliche, klare und entschieden politische Linie war es, die es ihnen angetan hat-
te. Das hat sich soweit herumgesprochen, dass wir zunehmend von außerhalb Zuzug bekommen. Nicht bloß aus Köln 
u. Hamburg sind Studierende gekommen, auch aus [...] Orten, die bis zu diesem Zeitpunkt noch keineswegs bomben-
geschädigt waren.« (Aus Heidelberg wanderten nach dem Zeugnis Raths keine Studenten nach Göttingen ab.) Passow 
würde diese nationalsozialistische Betriebsamkeit nur stören: »Ich habe keine Lust, mich auch nur 5 Minuten mit Kol-
legengeplänkel aufzuhalten. Wir haben andere, wichtigere Aufgaben. Da geht es unbürokratisch, geradeheraus und 
offen zu, was der Sache nur förderlich ist – der Herr Passow wäre aber wahrscheinlich darüber eingeschnappt.« Rath an 
Dozentenbundsführer Univ. Göttingen, 8.12.1943, BDC PK Rath, Klaus Wilhelm 10.05.02. Vgl. auch das einleitende Zitat 
zum Habilitationsverfahren Ammelounx’ S. 186. 
19 Friedrich Hoffmann (*1880), seit 1935 Direktor des Instituts für Wirtschafts- und Sozialwissenschaften an der Universi-
tät Münster. Hoffmanns Lebenslauf liefert keinen Hinweis auf eventuelle Beziehungen zur oder Mitgliedschaft in der 
 NSDAP aus. Wirtschaftswissenschaftliche Hochschullehrer. S. 98 u. 477-479 (Schriftenverzeichnis, Stand 1938).
20 Hoffmann an die Rechts- und Staatswissenschaftliche Fakultät, Universität Göttingen, 11.11.1938, BA Lichterfelde W/P 
W 425 A-113.
21 Jecht urteilte auch über Hans Kretschmar (*1902), der ebenfalls für eine Berufung nach Göttingen erwogen wurde, und 
kam zu dem Ergebnis, dass Wendt und Kretschmar »gleich gut geeignet« seien. Jecht an die Rechts- und Staatswissen-
schaftliche Fakultät, Universität Göttingen, 2.12.1938, BA Lichterfelde W/P W 425 A-113.
22 REM an Wendt, 27.3.1939, UA HD PA 292.
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besoldete Lehrauftrag Wendts übertragen, da mit einer Rückkehr an die Staats- und Wirt-
schaftswissenschaftliche Fakultät augenscheinlich nicht mehr gerechnet wurde.23 
In Berlin war man mit der Leistung Wendts zufrieden – Oberregierungsrat Kasper äu-
ßerte im Mai 1939 seine Befriedigung über den Wandel Wendts, in dessen Person sich nun-
mehr absolute politische Zuverlässigkeit mit wenngleich nur mittlerer wissenschaftlicher 
Leistung paare (Quelle »Einsatzfähigkeit«, S. 112). 
Das durch politische Einsatzbereitschaft erworbene Wohlwollen des REM zahlte sich 
für Wendt aus: Am 12. Juli 1939 wurde der Heidelberger Volkswirt zum beamteten außer-
ordentlichen Professor für Volkswirtschaftslehre an der Rechts- und Staatswissenschaftli-
chen Fakultät Göttingen und zum Direktor des Staatswissenschaftlichen Seminars und der 
Sammelstelle für Volkswirtschaftskunde ernannt.24 1942 sollte ihn sein Kamerad Thoms, 
nunmehr Dekan der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät, ins Spiel um die 
Nachfolge Brinkmanns in Heidelberg bringen – allerdings ohne, dass dem Vorhaben Erfolg 
beschieden sein sollte.25
4.1.2 Institut für Zeitungswesen
»Wie geht es Ihnen in Ihrem schönen und gemütlichen Hei-
delberg? Ich glaube, daß Sie sich gegenüber Ihrer früheren 
Schriftleiter-Tätigkeit sicherlich viel wohler fühlen und bei 
den heutigen presse-politischen Verhältnissen Ihrem Gott 
danken können, daß Sie aus dieser etwas seltsamen Affäre 
der heutigen Zeitungsmacherei herausgekommen sind.« 
Gerhard Ludwig David, Verlagsleiter im Verlag DuMont/
Kölnische Zeitung, an Adler, 7.6.1937.26
Honorarprofessur für Waldkirch und Adler, Januar 19354.1.2.1 
Im Januar 1935 hatte sich der Deutsche Zeitungswissenschaftliche Verband mit der Bitte 
an das MKU gewandt, Waldkirch für seine Verdienste um das Institut für Zeitungswesen 
zum Honorarprofessor zu ernennen.27 Möglicherweise spielte auch der Gedanke eine Rolle, 
dessen Entmachtung in der Institutsführung mit einem weiteren Titel zu kompensieren.28 
Weder in Karlsruhe noch in Berlin im REM oder im Propaganda-Ministerium hatte man an-
fangs Bedenken gegen eine derartige Ehrung des Verlegers. Dekan Bötticher hatte keine 
grundsätzlichen Einwände, äußerte aber Zweifel, ob eine derart hohe Ehrung angemessen 
sei, schließlich sei Waldkirch, der keine Hochschulreife besitze, durch den Dr. honoris cau-
sa und den Lehrauftrag ausreichend bedacht worden. Zudem gerate die jüngst durch die 
Ernennung Adlers zum alleinigen Führer etablierte Hierarchie am Institut für Zeitungswis-
senschaft in Gefahr, sollte sich Waldkirch mit einem Professoren-Titel schmücken dürfen, 
während der Schlesier Adler einen solchen entbehren müsste. Deshalb plädierte Bötticher 
23 Protokoll der Fakultätssitzung, 24.5.1939, UA HD H-VI-201.
24 REM an Wendt, 12.7.1939, UA HD PA 6308 u. Groß: Umwandlung. S. 158.
25 Siehe S. 125. Siehe fortführend zur Forschung am Institut S. 321.
26 So sei der Adler sicherlich auch bekannte Sportschriftleiter Dittscheid (?) vor einigen Monaten erschossen worden, »weil 
er für eine fremde Macht Spionage« getrieben hätte. UA HD REP 15/177. 
27 MKU an Rektor, 8.1.1935, UA HD H-VI-642/2.
28 Dekan an Rektor, 10.1.1935, UA HD H-VI-642/2.
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für die Verleihung von Honorarprofessuren an beide Lehrbeauftragten;29 eine Lösung, die 
ebenfalls die Zustimmung des MKU fand.30 
Außerplanmäßige Professur für Adler
Ende April 1935 nahm die Angelegenheit eine überraschende Wende: Entgegen der im 
Vorfeld erteilten Zustimmung lehnte das REM ohne Angabe von Gründen im Anschreiben 
die Ernennung sowohl Waldkirchs wie auch Adlers zu Honorarprofessoren ab.31 
Ein halbes Jahr später war es wiederum die Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche 
Fakultät, die die Initiative ergriff und den Faden wieder aufnahm. Bötticher beantragte 
am 25. Oktober 1935 nunmehr die Verleihung des Titels eines außerplanmäßigen außer-
ordentlichen Professors für Adler. Sollte diesem Antrag nicht stattgegeben werden, so sei 
alternativ die Ernennung zum Honorarprofessor wünschenswert.32 Der Dekan würdigte die 
Verdienste Adlers, die dieser bei der Eingliederung des aufgrund der »politischen Ausrich-
tung der Fakultät« unentbehrlichen Instituts für Zeitungswissenschaften erworben hätte. 
Die Übernahme der Leitung der Pressestelle, der Auslandsabteilung und des Dolmetscher-
Instituts durch Adler rechtfertige die Ernennung zum außerordentlichen Professor, obwohl 
dieser nicht habilitiert sei. Zudem sehe der Gründungserlass des Instituts für Zeitungs-
wesen an dessen Spitze einen nichtplanmäßigen außerordentlichen Professor vor. Der Tod 
seines Lehrers, widrige wirtschaftliche Umstände und die »aufgezwungene tschechische 
Staatsbürgerschaft« hätten den Schlesier nach seiner Dissertation »Beiträge zur Kennt-
nis der Landwirtschaft im ptolemäischen und römischen Ägypten« daran gehindert, sich 
wie geplant der Fortsetzung seiner akademischen Karriere zuzuwenden. Bötticher lobte 
ihn als ausgezeichneten Lehrer, der seine Studenten auch menschlich in »mustergültiger 
Kamerad schaft« führe. 
Eventuelle Verdienste Adlers um das nationalsozialistische Regime führte der Dekan 
nicht an, strich aber dessen Tapferkeit im Ersten Weltkrieg heraus. Rektor Groh, der Adler 
mehrmals in seinen »Führerstab« eingeladen hatte, schloss sich dem Lob des Dekans an: 
»Dr. Adler gehört zu den fähigsten und in jeder Beziehung zuverlässigen Mitgliedern des 
Lehrkörpers und ist ein ausgezeichneter Kamerad.«33
»Jüdische oder humanitäre Loge nie betreten«
Ein Aktenvermerk des MKU vom 5. Dezember 1935 liefert wohl auch eine Erklärung für das 
nachträgliche Veto des REM im Frühling 1936: Die Ernennung Adlers wurde dadurch belas-
tet, dass dieser vor 1933 Freimaurer gewesen sei,34 was in Heidelberg anscheinend allge-
29 Die frühere Unterscheidung zwischen ordentlicher und außerordentlicher Honorarprofessur war im Mai 1935 aufgeho-
ben. Rektor an Dekane der Fakultäten, 10.5.1935, UA HD H-VI-356.
30 REM an MKU, 26.4.1935, GLA KA 466-20606.
31 Ebd.
32 Dekan an Rektor, 25.10.1935, UA HD H-VI-642/1.
33 Rektor an REM, 25.10.1935, BA REM PA Adler. Allzu exklusiv waren die Sitzungen des von Groh etablierten »Führersta-
bes« anscheinend nicht, so finden sich auf der Einladungsliste zum 27.4.1934 noch weitere 44 Personen. UA HD B-1269.
34 MKU, Aktenvermerk, 5.12.1935, GLA KA 466-20606. Heinrich Leippe, Student am Institut für Zeitungswissenschaft von 
WS 1936/37 bis WS 1937/38, sagte 1947 aus, dass Adler von »politischen Kreisen« der Universität und Studentenschaft 
als »der Freimaurer« abgelehnt worden sei. Als die Fachschaft Zeitungswissenschaftler eine Exkursion veranstalte-
te, nahm Leippe als Organisator einen Zuschuss Adlers an, weswegen er vom damaligen Fachgruppenleiter aufs 
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mein bekannt und auch bis zum SD durchgedrungen war.35 Ein von ihm am 13. November 
1935 handschriftlich ausgefülltes Formular zu einer eventuellen früheren Mitgliedschaft in 
einer Loge bestätigt, dass der Zeitungswissenschaftler über Jahre hinweg Freimaurer ge-
wesen war.36 Der Fragebogen und der Zeitpunkt der Nachfrage waren aber keine individu-
elle Maßnahme in Nachfolge des Antrages auf Verleihung des außerordentlichen Professur, 
sondern Teil einer zeitgleich angeordneten, allgemeinen Fragebogenaktion des Reichs-
innenministeriums vom 10. Juli 1935: Per Erlass waren alle Beamten verpflichtet worden, 
bis zum 1. September 1935 in einer zu den Personalakten zu gebenden Erklärung über eine 
eventuelle frühere Mitgliedschaft in einer Loge Auskunft zu geben.37 Parallel hierzu liefen 
im Sommersemester 1935 Kampagnen gegen Freimaurer ausgerechnet auch im »Heidel-
berger Student«, der seine Redakteure maßgeblich aus Adlers und Waldkirchs Mitarbeitern 
und Studierenden im Institut rekrutierte (Abb. »Überstaatliches Gesindel«, gegenüberlie-
gende Seite).
Adler hatte von 1923 bis 1931 der nationalkonservativen altpreußischen Johannis-
loge »Zur Beständigkeit« und von 1931 bis Januar 1933 der ebenfalls altpreußischen Loge 
»[Friedrich] zum goldenen Zepter« angehört. Er hatte einen mittleren, den III. Grad erreicht, 
aber niemals ein Amt oder Hochamt bekleidet. Aus eigenem Antrieb habe er im Januar 
1933 der Loge den Rücken gekehrt, so ergänzte Adler, und eine »jüdische oder humanitäre 
Loge nie betreten«.38 In der Personalakte des REM in Berlin findet sich noch die auf dem 
Fragebogen verschwiegene aktive Mitgliedschaft im »Orden zum Ritter vom heiligen Gral« 
von 1920 bis 1923, deren »nichtaktives, beitragszahlendes« Mitglied Adler bis zum April 
1933 war.39 
Höherrangige Mitglieder von Freimaurerlogen konnten nach einem Spruch des Obers-
ten Parteirichters vom 10. Januar 1934 weder Mitglied der  NSDAP noch der SA oder SS 
werden.40 Während der ersten zwei Jahre der nationalsozialistischen Herrschaft blieben die 
ehemaligen Mitglieder der Freimaurerlogen vom Staat weitgehend unbehelligt, nach einer 
Phase sich teils widersprechender staatlicher Erlässe verbot das Reichsinnenministerium 
heftigste wegen »politischer Instinktlosigkeit« angegriffen wurde: Man nehme keine Zuschüsse »des Freimaurers« 
an. Dr.  Heinrich Leippe, Lehrbeauftragter am Litwiss. Seminar der Universität Hamburg, Eidesstattliche Versicherung, 
20.5.1947, GLA KA 465a-59-1-13522a.
35 Das Schreiben des SD, der über eine umfangreiche Personendatenbank auch zur Logenmitgliedschaft verfügte, stammt 
aus dem Jahr 1938. Es beruht aber anscheinend auf älteren Recherchen des SD und nicht auf dem Fragebogen Adlers, 
da sich der Inhalt des SD-Dossiers und des Fragebogens nicht decken. Reichsführer SS, Chef des Sicherheitshauptamtes, 
Leiter der Zentralabteilung II 1, an REM, 23.7.1938, BA REM PA Adler. Der Lehrbeauftragte für Wirtschaftliches Rechnen 
und Buchhaltung Emil Becker-Bender gab in seiner eidesstattlichen Erklärung vom 1.10.1946 im Spruchkammerver-
fahren an, wegen der Logenmitgliedschaft seines Vaters in der Loge »Meister vom Stuhl« und in der Loge »Goethe zur 
humanitären Kultur« benachteiligt worden zu sein. GLA KA 465a-59-23-848.
36 Adler, Fragebogen zur Logenmitgliedschaft, 13.11.1935, GLA KA 466-20606.
37 Neuberger: Winkelmaß u. Hakenkreuz. S. 286-289 u. Erlass des RMdI vom 6.6.1939/27.7.1940, Zugehörigkeit von Beam-
ten zu Freimaurerlogen, anderen Logen und logenähnlichen Organisationen, abgedruckt in: Deutsche Hochschulver-
waltung II. S. 186-192. Die ausgefüllten Fragebögen finden sich in vielen weiteren Personalakten. Deren Abgabe verzö-
gerte sich in manchen Behörden durch die zahlreichen Unklarheiten in den Ausführungsbestimmungen bis April 1936. 
38 Adler, Fragebogen zur Logenmitgliedschaft, 13.11.1935, GLA KA 466-20606. Die nationalkonservativen altpreußischen 
Logen hatten sich nach der »Machtergreifung« vergeblich um Anerkennung ihrer Loyalität durch das neue Regime 
bemüht. Neuberger: Winkelmaß u. Hakenkreuz. S. 233-241.
39 Aktennotiz vom 9.2.1940, BA REM PA Adler.
40 Die meisten nachgeordneten Gliederungen der  NSDAP übernahmen die Bestimmungen des Obersten Parteirichters. 
Die Aufnahme von ehemaligen Freimaurern, die sich von ihrer Loge losgesagt hatten, in eine der Gliederungen war von 
der Zustimmung des jeweiligen  NSDAP-Gauleiters abhängig. Eine einfache Mitgliedschaft, aber nicht die Bekleidung 
einer »Führerstelle«, war in der NSV und der DAF möglich. Neuberger: Winkelmaß u. Hakenkreuz. S. 173/174 u. 281/282.
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im April 1937, ehemalige Freimaurer 
als Behördenleiter oder in Personalan-
gelegenheiten zu beschäftigen. Von 
1935 bis April 1937 wurden zahlrei-
che Runderlasse zur Diskriminierung 
»freimaurerisch belasteter« Beamter 
erlassen – ohne, dass eine genaue 
gesetzliche Fixierung existiert hätte.41 
Da die Honorarprofessur nicht mit 
der Erhebung in den Beamtenstand 
verbunden war, legte das REM mit der 
Verweigerung der Ernennung Adlers 
– und später Waldkirchs – hier einen 
deutlich schärferen Maßstab an als es 
die Vorgaben des Reichsinnenministe-
riums verlangten. 
»Angriffe politisch gestützter und 
charakterlich unqualifizierter 
Nachwuchskräfte«
In Heidelberg zeigte sich die Uni-
versitätsleitung auch nach dem Be-
kenntnis Adlers hinsichtlich dessen 
»Haltung« unerschüttert, wenngleich 
es, so berichtete Dekan Bötticher 
nach dem Krieg, »Angriffe politisch 
gestützter und charakterlich unquali-
fizierter Nachwuchskräfte gegen den 
Institutsleiter als früheren Freimaurer« 
gegeben habe.42 Der Rektor bekräftig-
te gegenüber dem REM: »Mein in jeder 
Beziehung günstiges Urteil über Dr. 
Adler wird durch seine frühere Logenzugehörigkeit in keiner Weise getrübt. Auch der De-
kan hält unbedingt an seiner Stellungnahme […] fest.«43 Auch gegenüber dem MKU warb 
Groh für den Leiter des Instituts für Zeitungswissenschaft: »Dr. Adler hat seine Tätigkeit 
in jeder Hinsicht im Sinne der nationalsozialistischen Bewegung ausübt.«44 Alle Fürspra-
che zeigte keinen Erfolg. Am 14. Januar 1936 erklärte das REM, dass die Ernennung  Adlers 
zum Honorarprofessor oder zum nichtbeamteten außerordentlichen Professor wegen 
41 Neuberger: Winkelmaß u. Hakenkreuz. S. 297/298.
42 Thoms – als nationalsozialistischer Aufsteiger hier naheliegend – kann Bötticher wohl nicht meinen, betrieb der Be-
triebswirt doch in späteren Jahren selbst die Beförderung Adlers, so dass die Identität der »unqualifizierten Nachwuchs-
kräfte« nicht geklärt werden kann. Bötticher, ord. Prof. der Rechte, Universität Hamburg, Eidesstattliche Erklärung vom 
11.8.1947, GLA KA 465a-59-1-13522a.
43 Rektor an REM, 15.11.1935, BA REM PA Adler. Aufgrund der zeitlichen Nähe zwischen dem Ausfüllen des Fragebogens 
durch Adler und dem Schreiben Grohs liegt der Schluss nahe, dass es sich hier wohl um ein Begleitschreiben zur Über-
sendung des Fragebogens nach Berlin handelt.
44 MKU, Aktenvermerk, 5.12.1935, GLA KA 466-20606.
Abbildung 2 | »Überstaatliches Gesindel«
Volkmar, Volksfront gegen überstaatliches Gesindel. In: Der Heidelberger Student vom 
4.5.1935.
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seiner Mitgliedschaft in einer Freimaurerloge »nach ergangenen Erlassen« nicht möglich 
sei. Waldkirch hingegen könne zum Honorarprofessor ernannt werden, wenn die Fakul-
tät entgegen früher Einlassungen bereit wäre, ihn allein zu ernennen.45 Anscheinend lag 
dem REM zu diesem Zeitpunkt die Erklärung des Ludwigshafener Verlegers noch nicht vor, 
die auch Waldkirchs Chancen auf eine Ernennung zerstören sollte: Waldkirch war langjäh-
riges Mitglied in der Mannheimer Tochterloge der Darmstädter Loge »Carl zur Eintracht« 
gewesen, bis er diese aus politischer Opportunität verlassen hatte: »Als man im Laufe der 
politischen Entwicklung in der Zugehörigkeit zur Loge einen Mangel an deutscher Gesin-
nung erkannte, stellte ich Ende 1932 Antrag auf Streichung als Mitglied, dem Anfang 1933 
stattgegeben wurde.«46 Letztlich schied Waldkirch ohne Honorarprofessorentitel aus der 
Universität Heidelberg aus.47
Ernennung Adlers zum Honorarprofessor, September 1938
Nach der 550-Jahrfeier der Universität Heidelberg, an der Adler federführend mitgewirkt 
hatte, machte die Fakultät einen neuerlichen Versuch, dem Zeitungswissenschaftler den 
Titel eines Honorarprofessors zu verleihen. Zudem hatte sich die Rechtslage durch eine 
umfassende, anlässlich des »Anschlusses« Österreichs durch Hitler verkündete Amnestie 
im Bereich der Parteigerichtsbarkeit grundlegend geändert. Alle Beschränkungen, denen 
ehemalige, niederrangige Freimaurer in der  NSDAP unterworfen waren, wurden aufgeho-
ben.48 Der Antrag Rektor Kriecks vom 27. April 1938 wurde vom Hochschulreferenten des 
MKU unverzüglich befürwortend nach Berlin weitergeleitet: 
»Da inzwischen die Partei selbst in der Behandlung von ehemaligen Freimaurern, die 
keinen Hochgrad inne hatten, neue Grundsätze befolgt, und Dr. Adler zuletzt nur den 3. 
Grad einer altpreußischen Loge inne hatte, halte ich die Voraussetzungen für eine von 
der früheren abweichenden [sc. ablehnenden] Entscheidung für gegeben [...] Die poli-
tische und weltanschauliche Zuverlässigkeit des Dr. Adler steht sowohl für den Rektor 
der Universität als auch für mich außer Zweifel.«49
Der badische Gaustudentenführer Richard Öchsle erklärte hingegen in einem Telefonat 
mit dem Ministerialrat Hans Huber (*1907) vom REM über anhängige Personalfragen an der 
Universität Heidelberg, dass die Ernennung Adlers »zum Honorarprofessor von der Studen-
tenschaft nicht begrüßt [werde], da die Arbeit des Dr. Adler als Institutsleiter, insbesondere 
des Dolmetscher-Instituts und der Auslandsabteilung nicht als erfolgreich bezeichnet wer-
den könne.«50 
45 REM an MKU, 14.1.1936, GLA KA 466-20606. Ein großes Geheimnis scheint die ehemalige Mitgliedschaft Waldkirchs in 
einer Loge an der Universität Heidelberg nicht gewesen zu sein, jedenfalls hatte ein nationalsozialistischer Denunziant 
»Dr. Englram« bereits im April 1933 in einem Brief an Brinkmann hierauf hingewiesen. Siehe S. 68.
46 Waldkirch im Fragebogen: »Ich war Mitglied der Loge ›Carl zur Eintracht‹ in Mannheim. Ich habe mich dort aber nie rich-
tig eingelebt und blieb deshalb seltener Besucher; ich zahlte aber meinen Beitrag. Mit dem Ausbruch des Weltkrieges 
habe ich mich ganz zurückgezogen und war in den späteren Jahren nur ein- oder zweimal anwesend. […] Keine Be-
förderung. Ich habe nur die Reihe einer normalen Beförderung durchlaufen: Lehrling, Geselle und Meister.« Waldkirch, 
Fragebogen zur Logenmitgliedschaft, 20.12.1935, UA HD PA 6221.
47 Siehe S. 120.
48 »[III.] 1. Personen, die in der Loge usw. einen höheren als den dritten Grad nicht erreicht, eine führende Stelle oder ein 
Amt nicht bekleidet haben, sollen aus ihrer Logenzugehörigkeit keine Nachteile erleiden. […] 3. Personen, die erst nach 
dem 30. Januar 1933 aus einer Freimaurerloge usw. ausgeschieden sind und in einer Loge einen höheren als den drit-
ten Grad, führende Stellen oder Logenämter bekleidet haben, sind grundsätzlich von der Anstellung und Beförderung 
ausgeschlossen.« Deutsche Hochschulverwaltung II. S. 186/187 u. Neuberger: Winkelmaß u. Hakenkreuz. S. 283/284.
49 Rektor an MKU, 27.4.1938 u. MKU an REM, 1.5.1938, GLA KA 466-20606.
50 Eine Begründung hat Öchsle entweder nicht angeführt oder sie wurde von Huber nicht notiert. Jedenfalls scheint die 
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In der von seinem ehemaligen Habilitanden und Assistenten Franz Alfred Six geführten 
Zentralabteilung II/1 »Weltanschauliche Gegner« im SD-Sicherheitshauptamt51, die vom 
REM um eine Stellungnahme gebeten worden war, hatte man hingegen keine Einwände 
gegen die Ernennung zum Honorarprofessor:
»Da Adler keinen Hochgrad erreicht hat, findet der Amnestie-Erlaß des Führers vom 
6.11.38 bei ihm Anwendung. Da er außerdem nur als Honorarprofessor vorgesehen ist 
und somit nicht in das Beamtenverhältnis übernommen wird, bestehen keine Beden-
ken gegen seine Ernennung.«52
Das REM setzte sich über den Einspruch des Gaustudentenführers hinweg und ernannte 
Adler am 17. September 1938 zum nichtbeamteten Honorarprofessor an der Staats- und 
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät.53
Ausscheiden Wilhelm Waldkirchs, Wintersemester 1938/394.1.2.2 
»System Waldkirch«, 1937
Während Adler sich an der Universität etablierte, wurde sein Kollege Waldkirch zunehmend 
von der lokalen, nationalsozialistischen, konkurrierenden »Kampfpresse« ins Visier genom-
men. Ende des Jahres 1937 hatten die Angriffe gegen Waldkirch und seinen Sohn Karl, der 
das Tagesgeschäft übernommen hatte, eine unerreichte Intensität erlangt: »Das System 
Waldkirch aber kann nur dann beseitigt werden, wenn seinen heutigen verantwortlichen 
Trägern die Mitarbeit im nationalsozialistischen Zeitungswesen verschlossen wird.«54 Den 
Verlegern wurde von der nationalsozialistischen »Rheinfront« Bereicherung auf Kosten des 
Pensionsfonds, soziale Kälte gegenüber Angehörigen langjähriger Mitarbeiter, persönliche 
Vorteilsnahme, mit »diabolischen Mitteln« vorgenommene kollektive Gehaltskürzungen 
durch psychischen Druck und Ausnutzen des Korpsgeistes der Angestellten bei gleichzei-
tiger Expansion des Verlages vorgeworfen. Das »System Waldkirch« stehe im deutschen 
Pressewesen sprichwörtlich dafür, die »ganze Zeitungsarbeit unter rein geschäftlichen Ge-
sichtspunkten zu beurteilen und nach Motiven, die persönlichem Ehrgeiz und krankhaf-
tem Geltungsbedürfnis entsprangen«. Zwischen Waldkirchs Wälzern zur Theorie und der 
Praxis im eigenen Verlag bestehe ein »schreiender Gegensatz«.55 Das Pamphlet gipfelte in 
der Anklage, dass die Verleger weiterhin jüdische Anzeigen schalteten, wobei sie geschickt 
das unterschiedliche politische Klima beiderseits des Rheins ausnützen würden:
»Das Zusammenspiel zwischen dem Ludwigshafener und dem Mannheimer Teil des 
Unternehmens Waldkirch gleicht einem Januskopf. [...] Im saarpfälzischen Ludwigsha-
fen, wo in dieser Beziehung ein scharfer Wind pfeift, mußte man, nach jahrelangem 
Hin und Her, schließlich notgedrungen auf die Judenanzeigen verzichten, weil die 
Leserschaft eine Zeitung mit jüdischen Anzeigen entrüstet abgelehnt hätte. In Mann-
heim nahm man das jüdische Geld, das einem in Ludwigshafen angeblich zu wenig 
geruchsfrei war, gerne an. […] Das Mannheimer Tageblatt bringt bis heute lustig 
Logenmitgliedschaft Adlers keine Rolle gespielt zu haben. REM, Aktennotiz, 7.5.1938, BA REM PA Adler.
51 Das Schreiben des SD lässt keine Rückschlüsse auf eine persönliche interne Intervention Six’ zugunsten seines Lehrers 
zu. Hachmeister: Gegnerforscher. S. 177/178 u. Neuberger: Winkelmaß u. Hakenkreuz. S. 200.
52 Reichsführer-SS, Chef des Sicherheitshauptamtes, Leiter der Zentralabteilung II 1, an REM, 23.7.1938, BA REM PA Adler.
53 REM an Adler, 17.9.1938, UA HD PA-6683/3.
54 Das System Waldkirch. Musterbeispiele unsozialer Betriebsführung, Ein Geschäftemacher aus der Besatzungszeit. 
In: NSZ Rheinfront vom 10.11.1937, vgl. Ackermann/Bruck: Waldkirch. S. 189.
55 Siehe S. 387.
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weiter jüdische Inserate. Es scheint, daß der Rhein als eine Art koscherer Filter fun-
giert. Das jüdische Geld, das in Mannheim entgegengenommen wird, kommt dann 
schließlich in die Ludwigshafener Kasse des Unternehmens Waldkirch völlig rauch- und 
geruchsfrei.«56
Waldkirchs Artikel vom 6. November 1937 mit dem er sich in seinem Ludwigshafener 
»General-Anzeiger« gegen Angriffe in der Parteipresse zur Wehr gesetzt hatte,57 dass er 
nunmehr auch in Mannheim keine Anzeigen von Juden mehr schalten werde, kommen-
tierten die Redakteure der »Rheinfront« höhnisch: Der Boykott Waldkirchs sei allein dem 
Druck der Nationalsozialisten zu verdanken, man müsse die Frage stellen, »ob für das Haus 
Waldkirch die Judenfrage eine Geldfrage ist oder eine Frage der Gesinnung« darstelle. Die 
Kampagne der Nationalsozialisten war letztlich erfolgreich: Ein Jahr später, zum 31. Dezem-
ber 1938, wurde Waldkirch enteignet, sein Verlag ging in den Besitz der  NSDAP über.58
Aufkündigung des Lehrauftrags, 1938
Im September 1936 hatte sich Dekan Sommerfeld noch für eine Verlängerung des Lehrauf-
trags Waldkirchs auch über die Altersgrenze von 65 Jahren hinaus bis 1938 eingesetzt, weil 
ein Ende des Lehrauftrags nach dem Scheitern der Bemühungen um eine Honorarprofes-
sur dem »völligen Ausscheiden aus dem Lehrverband der Universität« gleichkommen wür-
de.59 Da der Lehrauftrag unbesoldet war, entstünden der Universität zudem keine Kosten. 
Auch Adler sprach sich für ein Verbleiben Waldkirchs aus, dessen Veranstaltungen seien 
zwar schlecht besucht, aber eine geeignete Persönlichkeit für den verlagskundlichen Lehr-
auftrag sei nicht zu finden. Augenscheinlich fürchtete Adler Probleme mit den Finanziers 
seines Instituts, wenn der einzige Verleger unter den Lehrkräften ohne Not das Institut zu 
verlassen hätte. Eine Aufkündigung des Lehrauftrags würde zudem, so der Zeitungswis-
senschaftler, eine »unbillige Härte« gegen den Gründer des Instituts darstellen. 
Zwei Jahre später – unter dem Eindruck der Kampagne gegen Waldkirch – sprach sich 
Dekan Sommerfeld gegen eine Verlängerung des Lehrauftrages des nun 67-jährigen Wald-
kirch aus. Die Universität war durch ihr Festhalten am Verleger ins Fadenkreuz der national-
sozialistischen »Kampfpresse« geraten. So schrieb die »Rheinfront« in ihrem hämischen 
Kommentar zur Ablehnung von Waldkirchs mehrbändigem Werk über die »Zeitungspoliti-
sche Aufgabe« durch das Amt Rosenberg (»Nicht zu fördern«, siehe S. 396):
»Überraschen muß lediglich, daß man in Heidelberg darüber noch nichts vernommen 
hat und daß es möglich ist, daß ein Dozent immer noch auf die Meinungsbildung 
des journalistischen Nachwuchses einwirken kann, dessen Bücher von den höchsten 
zuständigen Stellen, die mit der Überwachung des deutschen Schrifttums beauftragt 
sind, eindeutig abgelehnt wurden.«60 
Sommerfeld unternahm keinen Versuch, den Wahrheitsgehalt der Angriffe gegen Wald-
kirch näher zu untersuchen, und sprach sich lapidar gegen eine Vertragsverlängerung aus:
»Waldkirch steht im Brennpunkt von jahrelangen Angriffen der NS-Presse in Ludwigs-
hafen/Rh. Ob diese Angriffe gerechtfertigt sind oder nicht, vermag ich nicht zu beurtei-
56 Ebd.
57 Klare Antwort. In: General-Anzeiger Ludwigshafen vom 6.11.1935.
58 Ackermann/Bruck: Waldkirch. S. 190.
59 Dekan an Direktor des Zeitungswissenschaftlichen Instituts, 4.9.1936, UA HD PA 291.
60 Nicht zu fördern. In: NSZ Rheinfront vom 5.11.1937.
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len. Jedenfalls müssen diese Angriffe auf einen Mann in solchen Jahren so nachhaltig 
den Gesundheitszustand beeinflussen, daß ein voller Einsatz nicht mehr zu erwarten 
ist.«61
Der Dekan empfahl, Waldkirch mit Hinweis auf dessen Gesundheit und Altersgrenze 
und unter Würdigung seiner großen Verdienste um das Institut für Zeitungswissenschaft 
aus seinem Lehrauftrag hinauszukomplimentieren. Als geeigneten Zeitpunkt schlug er 
das Ende des Wintersemesters 1938/39 vor. Tatsächlich hatte Waldkirch im angelaufenen 
Wintersemester um eine Freistellung bis Weihnachten 1938 aus gesundheitlichen Grün-
den gebeten.62 Allerdings – und dieser Sachverhalt konnte Sommerfeld nicht entgangen 
sein – waren die von Waldkirch angeführten gesundheitlichen Probleme ein Vorwand, um 
sich ganz auf den Widerstand gegen seine Enteignung und das gegen ihn angestrengte 
»Ehrengerichtsverfahren« konzentrieren zu können.63 Waldkirch hatte sich an den Präsi-
denten des Zeitungswissenschaftlichen Verbandes Heide mit der Bitte gewandt, sich für 
ihn einzusetzen, da er seine Vorlesungen gerne wieder aufnehmen würde, sich aber der 
Universität nicht aufdrängen wolle. Heide kam dieser Aufforderung halbherzig nach und 
verwandte sich vertraulich bei Rektor Schmitthenner für ein Verbleiben Waldkirchs, da man 
den »durch seine persönlichen Schicksalsschläge schon schwer getroffenen Mann kränken 
[würde], wenn man auf seine Mitarbeit im Institut verzichten würde.« Wenigstens solle man 
eine offene Haltung gegenüber Waldkirch einnehmen, ohne ihn hinzuhalten oder ihm das 
Gefühl zu geben, lediglich »notgedrungen geduldet« zu sein. Die Entscheidung gegen eine 
Verlängerung war aber schon gefallen64: 
»Nachdem der Lehrbeauftragte Geheimer Kommerzienrat Dr. rer. pol. h. c. Wilhelm 
Waldkirch sein 65. Lebensjahr bereits am 11. Oktober 1935 vollendet hat und eine 
weitere Verlängerung seines Lehrauftrags untunlich erscheint, wird auf 31. März 1939 
sein Lehrauftrag erlöschen.«65
Das Schreiben mit der entlarvenden Formulierung, dass das Alter Waldkirchs und dessen 
persönliche Schwierigkeiten eine Verlängerung ausschlössen, ging aus Versehen in Kopie 
direkt an den Verleger. Dieser hatte damit die Bestätigung, dass eben nicht allein sein Alter 
ausschlaggebend gewesen war, wie in der offiziell an ihn versandten Urkunde vorgegeben, 
sondern dass die Universität ihn vor allem wegen der politischen Angriffe hatte fallen las-
sen.66
In seiner Antwort auf das Dankschreiben des Rektors, der seine »unermüdliche Tätigkeit 
am Aufbau und an der Förderung des hauptsächlich mit Ihrer Hilfe ins Leben gerufenen 
Instituts« gewürdigt hatte, bekundete der Verleger unverdrossen seine Bereitschaft, wei-
terhin am Institut mitzuarbeiten und sich in den Dienst der »geistigen Mobilmachung« zu 
stellen.67 Er lud Schmitthenner als Rektor und Professor für Wehrkunde zu einem gelegent-
lichen Austausch über die Überschneidungen zwischen Wehrwissenschaft und Zeitungs-
61 Dekan an Rektor, 22.10.1938, UA HD PA 6221.
62 Waldkirch an Rektor, 11.10.1938, UA HD PA 6221.
63 Mit dem Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit vom 20.1.1934 §§ 35/36 waren »Ehrengerichte« für jeden Bezirk 
eines »Treuhänders der Arbeit« eingeführt worden, durch die »gröbliche Verletzungen der durch die Betriebsgemein-
schaft begründeten sozialen Pflichten […] als Verstöße gegen die soziale Ehre […] gesühnt« wurden. Heide an Rektor, 
26.11.1938, UA HD PA 6221; vgl. Spennemann: Ehrengerichtsbarkeit.
64 Rektor an Heide, 12.12.1938, UA HD PA 6221.
65 MKU an Rektor, 13.12.1938, UA HD PA 6221.
66 MKU an Rektor, 9.1.1939, mit Aktennotiz Schmitthenners auf Rückseite, UA HD PA 6221.
67 Rektor an Waldkirch, 14.1.1939 u. Waldkirch an Rektor, 30.1.1939, UA HD PA 6221.
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wissenschaft, »dem Gebiet der psychologischen Einflüsse zur Stärkung des Wehrwillens der 
Nation und zur Festigung der geistigen Haltung des Volkes in schweren Notzeiten« ein: 
»Ich bin überzeugt, mit Ihnen darüber übereinzustimmen, daß gewisse Lehren aus 
dem Weltkrieg, der zu sehr mit militärischen und zu wenig mit geistigen Waffen ge-
führt wurde, durch geeignete Forschungsarbeit – gerade in der Grenzlanduniversität 
Heidelberg – gezogen werden können und müssen.«
Der Verleger, dem die Nationalsozialisten seinen Verlag und seinen Lehrauftrag genom-
men hatten, schloss unbeirrt, passend zum Absendedatum des Briefes, dem 30. Januar, mit 
den Worten: »In der festen Zuversicht, dass es unserem Führer Adolf Hitler beschieden sein 
möge, sein Aufbauwerk ungestört zu vollenden, verbleibe ich...«. Über Waldkirchs 70. Ge-
burtstag am 11. Oktober 1940 berichtete die Heidelberger »Volksgemeinschaft« ohne Hin-
weis auf dessen Auseinandersetzungen mit der »Kampfpresse« jenseits des Rheins.68 Das 
Glückwunschschreiben Schmitthenners nahm Waldkirch zum Anlass, in der »Hoffnung auf 
den baldigen Endsieg unseres Führers« seiner Genugtuung Ausdruck zu verleihen, dass 
das 
»Zeitungs-Institut […] angesichts des großen politischen Geschehens nicht nur seine 
dringende Notwendigkeit, sondern auch seine zeitungspolitische Bewährung erweisen 
kann. […] Ich bin überzeugt, daß bei der Neuordnung Europas durch unseren Führer, 
bei der notwendigen Ausschaltung der zerstörenden Elemente des Pressewesens, dem 
Zeitungs-Institut mancherlei Aufgaben gestellt werden, die gelöst werden können auf 
Grund der bisher herausgearbeiteten Erkenntnisse.«69
Extraordinariat Zeitungswissenschaft4.1.2.3 
Im Januar 1940 erhielt Adler einen Ruf an das im Aufbau befindliche Zeitungswissenschaft-
liche Institut an der Universität Wien.70 Er war der Wunschkandidat sowohl des REM wie 
auch des Propagandaministeriums, die in Wien ein Institut gründen wollten, »das Aus-
strahlung in den südosteuropäischen Raum habe«, wozu man Adler als den »geeignets-
ten Leiter« gewinnen wollte.71 Neben einer deutlichen materiellen Verbesserung und der 
Beförderung zum Extraordinarius oder mehr lockte im »angeschlossenen« Österreich die 
Aussicht auf das besondere Wohlwollen des Goebbels-Ministeriums. Adler zeigte sich sehr 
interessiert am Angebot des REM und schlug mit seinem früheren Schüler Kurt Walz bereits 
einen Nachfolger als Leiter des Heidelberger Instituts für Zeitungswissenschaften vor. Der 
stramme Nationalsozialist Walz hatte sich 1939 in Königsberg bei Six habilitiert und führte 
nach dessen Weggang nach Berlin das dortige Institut für Zeitungswissenschaft.72 
An der personell schwach ausgestatteten Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen 
Fakultät fürchtete man um den Bestand der Zeitungswissenschaft und vordringlich um 
die etablierte interdisziplinäre Zusammenarbeit zwischen Adlers Institut und dem Dol-
68 Der Gründer des Zeitungswissenschaftlichen Instituts 70 Jahre alt. In: Volksgemeinschaft vom 11.10.1940.
69 Waldkirch an Rektor, 17.10.1940, UA HD PA 6221.
70 Adler an MKU, 29.1.1940, GLA KA 466-20606.
71 MKU, Aktenvermerk, 29.1.1940, GLA KA 466-20606.
72 Walz hatte bei Adler und Bergstraesser im Sommersemester 1935 über »Rationalismus und Irrationalismus in der 
Staats integration« promoviert. Er blieb bis Kriegsende ein enger Gefolgsmann Six’ und überzeugter Nationalsozialist. 
So schrieb Walz in einem Brief an den Zeitungswissenschaftler Hubert Max über die Widerstandsbewegung vom 20. 
Juli 1944: »Die Hintergründe sind doch sehr ausgedehnt, und die Ausmerzung dieser Clique wird sicher weitreichende 
positive Auswirkungen auf unsere Kriegsführung haben. Nun ist ja wohl das letzte Geschwür entfernt.« Zit. nach: Hach-
meister: Theoretische Publizistik. S. 60. Vgl. ders.: Gegnerforscher. S. 103-105.
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metscher-Institut, dessen Studierende in großer Zahl Adlers Vorlesungen besuchten.73 Die 
Philosophische Fakultät schloss sich der Aufforderung der sechsten Fakultät an das MKU 
an, dringend Maßnahmen einzuleiten, um den Zeitungswissenschaftler in Heidelberg zu 
halten.74 Ohne Adlers Kontakte zur Zeitungsverlegervereinigung, die das Institut für Zei-
tungswissenschaft zum überwiegenden Teil in materieller und personeller Hinsicht trage, 
sei der Bestand des Instituts gefährdet, warnte Schmitthenner das MKU: »Ich bitte Sie da-
her alles zu tun, was einen Weggang Prof. Adlers verhindern kann.«75 Adlers Nachfolger als 
Direktor des Dolmetscher-Instituts, der Romanist Mönch, setzte sich ebenfalls dafür ein, 
den Zeitungswissenschaftler wegen dessen Verdiensten um den »außerordentlichen Auf-
schwung« des Dolmetscher-Instituts »unter allen Umständen« zu halten.76 
Das MKU reagierte auf das Heidelberger Drängen und bot Adler ein Extraordinariat ver-
bunden mit einem Grundgehalt von 9.000 RM und einer Kolleggeldgarantie von 3.000 RM 
an.77 Der Reichsverband der Deutschen Zeitungsverleger erklärte sich zudem bereit, Adlers 
jährliches Gehalt um zusätzliche 4.000 RM aufzustocken. Das planmäßige Extraordinariat 
stammte von der badischen Schwesteruniversität in Freiburg und sollte dem dortigen Fach-
gebiet bürgerliches und römisches Recht entliehen werden, dem der bisherige Lehrstuhl 
für Dogmatik zur Verfügung gestellt worden war. Die deutliche Aufwertung seiner Stellung 
und die deutliche Gehaltssteigerung zeigten Wirkung bei Adler. Im März entschloss er sich 
zum Verbleiben in Heidelberg.78 Zuvor hatte er sich, um eine Verärgerung des Propaganda-
ministeriums unter allen Umständen zu vermeiden, von Heide die Absolution für seine Ab-
sage nach Wien eingeholt.79 Am 14. Juli 1940 wurde Adler zum außerordentlichen Professor 
ernannt.80
4.1.3 Institut für Sozial- und Staatswissenschaften – 
Nachfolge Brinkmann, 1942/43
Brinkmann nach Berlin, April 19424.1.3.1 
Das erste und einzige Berufungsverfahren in der Nationalökonomie während des Beste-
hens der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät wurde durch den überraschen-
den Wechsel Brinkmanns an die Universität Berlin zum Sommersemester 1942 eingeleitet.81 
73 Dekan an MKU, 2.3.1940, GLA KA 466-20606.
74 Philosophische Fakultät an MKU, 2.3.1940, GLA KA 466-20606.
75 Rektor an MKU, 24.2.1940, GLA KA 466-20606.
76 Mönch, Bericht über das Dolmetscher-Institut, 9.2.1940, UA HD H-VI-680.
77 MKU an REM, 19.3.1940, GLA KA 466-20606.
78 MKU, Aktennotiz, 26.3.1940, GLA KA 466-20606. Einen Beweggrund für das Verbleiben in Heidelberg stellte auch Adlers 
angeschlagene Gesundheit dar. Adler an Dr. Wilmont Haacke, Institut für Zeitungswissenschaft, Wien, 24.2.1941, UA HD 
REP 13/178 u. Friedrich Panzer, ord. Prof. i.R., Eidesstattliche Versicherung, 10.7.1947, GLA KA 465a-59-1-13522a.
79 MKU, Aktennotiz, 26.3.1940, GLA KA 466-20606. Vor der Spruchkammer hingegen erklärte Adler 1947, dass er den Ruf 
nach Wien ausgeschlagen habe, um nicht in Abhängigkeit vom Reichspropagandaministerium zu geraten und »seiner 
Arbeit eine politische Ausrichtung geben zu müssen«. Spruchkammer Heidelberg, Spruch gegen Hans Hermann Adler, 
4.3.1948, GLA KA 466-20606.
80 REM an MKU, 14.7.1940, GLA KA 466-20606. Ein halbes Jahr später wurde Adler rückwirkend zum 1.11.1940 zum außer-
ordentlichen Professor im Beamtenverhältnis ernannt. REM an Adler, 14.1.1941, GLA KA 466-20606. Siehe fortführend 
zur Forschung am Institut S. 369.
81 Dekan an MKU, 16.4.1942, GLA KA 235-29853. Über den genauen Ablauf des Rufs Brinkmanns nach Berlin und die Reak-
tion der Fakultät ist nur wenig in den Archiven in Heidelberg, Berlin und Karlsruhe überliefert, UA HU Berlin Jur. Fak. 20. 
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Brinkmann war seit Frühjahr 1940 für die Nachfolge auf den Lehrstuhl Bernhard Harms an 
der Humboldt-Universität in der Diskussion gewesen, auf dem die »historisch-soziologisch-
universalistische Wissenschaftsrichtung« Werner Sombarts tradiert werden sollte.82 Inwie-
fern die Fürsprache des Berliner Juristen Carl Schmitt, mit dem Brinkmann einen regen, 
langjährigen und freundschaftlichen Briefwechsel unterhielt, hier eine Rolle gespielt ha-
ben mag, geht aus den überlieferten Akten nicht hervor.83 In der Aussprache im Berliner Fa-
kultätsausschuss am 29. September 1941 hatte sich Brinkmann gegen den jüngeren Georg 
Weippert durchgesetzt, weil die Mehrheit der Berliner Juristischen Fakultät der Meinung 
war, dass der »große Ruf«, den Brinkmann im In- und Ausland genieße, eine Entscheidung 
für einen »Mann älterer Richtung mit großem Wissen« gegen einen »der neuen Richtung, 
der an Bedeutung und Wissen ihm gegenüber zurückstehe« sinnvoll erscheinen lasse.84 
Auf die Frage, warum Brinkmann trotz der erfolgreichen, von ihm maßgeblich betriebe-
nen Gründung des Instituts für Großraumwirtschaft nach Berlin ging, sind mehrere Motive 
denkbar: »Brinkmann fühlte sich in Heidelberg nie am rechten Platz«, so Reinhard Blomert, 
»seine Wünsche richteten sich auf Berlin, wo er gerne in der Nähe der politischen Macht-
haber gewesen wäre«.85 Für einen im Politischen begründeten Konflikt mit dem linientreu 
nationalsozialistischen Dekan Thoms’ finden sich im Gegensatz zur Causa Sommerfeld kei-
ne Hinweise – im Gegenteil: Thoms und Brinkmann hatten bei der Errichtung des Instituts 
für Großraumwirtschaft eng zusammengearbeitet.86 Allerdings war Brinkmann zugunsten 
Thoms´ bei der Ernennung zum Dekan ebenso wie sein Rivale Schuster übergangen wor-
den.87
Größere Bemühungen der Fakultät, Brinkmann, der maßgeblich an der Errichtung des Instituts für Großraumwirtschaft 
beteiligt gewesen war, zu halten, wie im Falle Sommerfelds, sind nicht dokumentiert. Die Personalakte Brinkmanns 
wurde nach Berlin versandt, im dortigen UA sind allerdings keine Aktenstücke aus Brinkmanns Heidelberger Zeit erhal-
ten.
82 Auf der Vorschlagsliste für den Lehrstuhl Harms standen neben Brinkmann u. a. Andreas Predöhl, Hermann Bente, Paul 
Berkenkopf (*1891), Albert von Mühlenfels (*1895), Gerhard Mackenroth, Erich Egener (*1901) und Günter Schmölders. 
Protokoll der Fakultätsausschusssitzung, 13.3.1940, UA HU Berlin Jur. Fak. 20 Bl. 118 u. Niederschrift über die Sitzung 
des Fakultätsausschusses, 29.9.1941, UA HU Berlin Jur. Fak. 20 Bl. 174. Werner Sombart (*1863), 1917 ord. Prof. für 
National ökonomie an der Univ. Berlin.
83 »Was Brinkmann letztlich Carl Schmitt, oder umgekehrt Carl Schmitt Brinkmann, verdankte, ist nicht klar. Brinkmann 
scheint relativ isoliert gewesen zu sein, und Schmitt vermittelte ihm das Gefühl eines ähnlich denkenden Gesprächs-
partners. In jedem Fall scheint er Schmitts größere Nähe zur Macht geschätzt zu haben.« Blomert: Intellektuelle. S. 27 u. 
S. 403 Anm. 62. Der Berliner Dekan, Paul Gieseke, hatte bei seinem Heidelberger Kollegen Krause als Mitglied der Staats- 
und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät um »Auskünfte« über Brinkmann nachgefragt. Diese »Auskünfte« fielen so 
negativ aus, dass sie den Dekan dazu veranlassten, »Professor Brinkmann nicht für die Nachfolge vorzuschlagen«. Brink-
mann hatte über ein nicht genanntes Mitglied der Berliner Fakultät – möglicherweise Schmitt? – hiervon erfahren und 
Krause in Heidelberg zur Rede gestellt. In der Fakultätssitzung vom 5. Juni 1940 rügte Gieseke den »Vertrauensbruch«, 
ohne aber das Leck benennen zu können. UA HU Berlin Jur. Fak. 20 Bl. 125.
84 Niederschrift über die Sitzung des Fakultätsausschusses, 29.9.1941, UA HU Berlin Jur. Fak. 20 Bl. 174. Der 1899 gebo-
rene Weippert war keineswegs unumstritten in der  NSDAP, so war ihm aufgrund des Einspruchs der Parteikanzlei die 
Ernennung zum Ordinarius wegen »zu starker konfessioneller Bindungen« verwehrt worden. Rechts- und Staatswis-
senschaftliche Fakultät Königsberg an REM, 8.7.1942, BDC REM W 50/3 Weippert, Georg 10.02.99. Auch der Gaudozen-
tenbundsführer, der Ordinarius für Wirtschaftswissenschaft Hans Bernhard von Grünberg (*1903), schrieb an Thoms, 
dass Weippert »zweifellos nicht zu den Leuten, die von vornherein einen Instinkt für den Nationalsozialismus hatten«, 
gehöre und dass »seine wissenschaftliche und politische Position stark angegriffen« worden sei. Dennoch, so Grünberg, 
habe sich der sehr gute Lehrer Weippert vom »katholischen Theologen« zu einer »wissenschaftlichen Stellung durchge-
rungen, die auch für die nationalsozialistische Wissenschaft durchaus gut und erfolgversprechend« sei.  NSDAP, Gaulei-
tung Ostpreußen, NSDDB, Gaudozentenbundführer, Hans Bernhard von Grünberg an Gaudozentenbundsführer Thoms, 
4.11.1942, UA HD B-7750.
85 Blomert: Intellektuelle. S. 27.
86 Siehe S. 437.
87 Nach dem Tod seines in der Schweiz lebenden Sohnes im September 1941 entfiel für Brinkmann unter Umständen ein 
Grund, in Baden zu verbleiben. Dekan an Rektor, 4.10.1941, UA HD B-6693/1.
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4.1.3.2 »Schwierige Wasser der Hochschulautonomie«, 
Nachfolge Brinkmann und Schneider-Aarhus
Durch den Weggang Brinkmanns segelten die Fakultät und ihr Dekan Thoms in die »schwie-
rigen Wasser der Hochschulautonomie«: Es sollten Jahre vergehen, bis die Heidelberger 
wieder in ruhigeres Fahrwasser gelangen würden.88 Als kurzfristigen Vertreter Brinkmanns 
schlug Dekan Thoms im April 1942 den Frankfurter Dozenten Heinz Sauermann vor.89 Von 
Beginn an suchte das Reichswirtschaftsministerium Einfluss auf den Berufungsvorgang zu 
gewinnen. Da der Nachfolger Brinkmanns eine tragende Rolle im vom Berliner Ministe-
rium finanziell getragenen Institut für Großraumwirtschaft spielen würde, bekundete Mi-
nisterialrat Fritz Landfried, rechtfertige dies auch die Mitsprache des Ministeriums bei den 
Berufungsverhandlungen. Noch bevor die Fakultät sich über eine Liste der Kandidaten ver-
ständigt hatte, erkundigte sich Landfried bei seinem »lieben Vetter« Schmitthenner nach 
der Lage am Institut für Großraumwirtschaft. Der schleppend verlaufende Aufbau des Ins-
tituts, klagte Landfried, werde durch den Weggang Brinkmanns weiter gebremst.90 
Die Fakultät hatte sich unterdessen auf eine erste Auswahl von potentiellen Nachfol-
gern Brinkmanns festgelegt, erste Kandidaten benannt und externe Gutachten angefor-
dert.91 In der näheren Auswahl standen Gerhard Mackenroth, Reichsuniversität Straßburg, 
Harald Fick, Universität Kiel, Erich Preiser, Universität Jena, und der ehemalige Heidelberger 
Extraordinarius Siegfried Wendt, Universität Göttingen.92 
Brinkmann selbst versuchte von Berlin aus, die Diskussion um seine Nachfolge zu beein-
flussen.93 Hatte Brinkmann noch am 29. Mai 1942 den an der dänischen Universität Aarhus 
lehrenden Ordinarius für Volkswirtschaftslehre Erich Schneider94 als eine »internationale 
Berühmtheit auf dem Gebiete der mathematischen Theorie« auf den zweiten Platz seiner 
persönlichen Vorschlagsliste gesetzt95, so sah sich der Nationalökonom zwei Wochen spä-
88 Brinkmann an Prorektor, Bilfinger, 13.6.1942, UA HD B-7750.
89 Dekan an MKU, 16.4.1942, GLA KA 235-29853. Die Geschäftsführung des InSoSta übernahm Antonio Montaner. Thoms 
an Rektor, 15.1.1943, UA HD B-0862/3. Heinz Sauermann (*1905), 1938 Priv. Doz. Univ. Frankfurt, vgl. Klingemann: Sozi-
alwissenschaften in Frankfurt. S. 116-119. 
90 Landfried an Schmitthenner, 14.4.1942, UA HD B-7750.
91 So wandte sich Thoms unter anderem an seinen »lieben Kameraden« Heinrich Bechtel (*1899), ein Vertreter der Histori-
schen Schule und einflussreicher Funktionär im NSDDB, mit der Bitte, neben den wissenschaftlichen Fähigkeiten auch 
»die charakterlichen Eigenschaften der Genannten [sc. Mackenroths, Ficks und Preisers] zu beurteilen; denn diese sind 
für eine fruchtbare Zusammenarbeit die wichtigste Voraussetzung.« Eine Einschätzung der politischen »Haltung« der 
Kandidaten forderte Thoms nicht explizit an. Weitere Anfragen gingen im April und Mai 1942 an Hans Mayer, Universi-
tät Wien (Wendt, Preiser); Horst Jecht, Berlin (Waffenschmidt, Preiser, Wendt); Georg Weippert, Universität Königsberg 
(Fick, Wendt). Dekan an Bechtel, München, 28.5.1942, UA HD H-VI-551 u. Thalheim, Karl C., Leipzig, an Dekan, 9.11.1942, 
UA HD B-7750.
92 Gerhard Mackenroth (*1903), 1932 Habilitation, 1934 ao. Prof. Kiel, Leiter einer Forschungsgruppe am Institut für Welt-
wirtschaft, 1941 ord. Prof. Straßburg, Fachgebiet: Außenwirtschaft und Bevölkerungswissenschaft. Erich Preiser (*1900), 
1930 Habilitation Betriebswirtschaftslehre, 1933 Venia legendi Volkswirtschaftslehre, 1937 ao. Prof. Rostock, 1938 ord. 
Prof. Rostock, 1940 ord. Prof. Jena, Fachgebiete: Preis-, Konjunktur- und Verteilungstheorie. Zu Preiser vgl. die umfang-
reiche Dissertation Blesgen: Preiser. Harald Fick, ab 1951 Harald Gerfin (*1904), 1932 Habilitation, 1936 ao. Prof. Kiel, 
1941 ord. Prof. Kiel, Fachgebiet: Finanzwissenschaft.
93 Brinkmann an Prorektor, Bilfinger, 29.5.1942, UA HD B-7750.
94 Erich Schneider (*1900), Studienrat am Bismarck-Gymnasium Dortmund, 1932 Habilitation für Theoretische Volkswirt-
schaftslehre an der Universität Bonn,  NSDAP-Mitglied seit 1.5.1933, 1936 Universität Aarhus, Dänemark. Schneider, 
Fragebogen, 23.1.1936, BA Lichterfelde W/P Sch 277.
95 Den ersten Platz nahm der Verkehrswissenschaftler Alfons Schmitt (*1903), Universität Münster, ein. Auf den dritten 
Platz nach Schneider hatte Brinkmann Erich Carell (*1905), Universität Posen, gesetzt. Brinkmann zeigte sich befremdet, 
dass mit dem Ansinnen der Fakultät, Mackenroth zu berufen, »feste Grundsätze durchbrochen werden sollen wie der, 
dass man einen Neuberufenen nicht sogleich wieder fortholt«. Wenn man sich diesen eklatanten Bruch akademischer 
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ter durch »interessierte Reichsbehörden« dazu veranlasst, Schneider-Aarhus gegenüber 
dem Rektorat als fachlich und menschlich erste Wahl anzupreisen.96 Brinkmann wandte 
sich direkt und »vertraulich!« an den Rektor, zum einen, da die »Verhältnisse« sowohl in 
der Philosophischen wie in der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät »schwie-
rig« seien, zum anderen, weil die Berufung Schneiders besondere »außenpolitisch-diplo-
matische Rücksichten« erfordere. Schneider, so berichtete Brinkmann, war noch vor dem 
Krieg und der Besetzung Dänemarks an die zweitgrößte Universität des Landes in Jütland 
berufen worden. Was den Dänen verheimlicht wurde und Schneider gleichsam zu einem 
akademischen »Schläfer« machte, war die Tatsache, dass Schneider gleichzeitig »im gehei-
men Verfahren zum ›ordentlichen Professor im Reichsdienst‹ ohne bestimmte Universität« 
ernannt worden war:97 
»Wenn wir Schneider gewinnen wollen, ist freilich außerordentliche Umsicht und 
Diskretion erforderlich. Meines Wissens durfte seiner Zeit die dänische Regierung von 
seiner Eigenschaft als deutscher Ordinarius nicht unterrichtet werden, und auch seine 
Eigenschaft als alter Parteigenosse ruht für die Dauer seiner Auslandstätigkeit.«98
Schneider habe »Geneigtheit« signalisiert,99 so Brinkmann weiter: Er stelle angesichts 
seines hohen Ansehens im Ausland und seiner intimen Kenntnis der »blühende[n] Wirt-
schaftstheorie der skandinavischen Länder« die ideale Besetzung da: »Von allen mit meiner 
Nachfolge in Verbindung gebrachten Namen ist er auch nach hiesiger Ansicht der Einzige, 
den man im Ausland verstehen würde.« Und, so impliziert das Schreiben des Neu-Berliners, 
die einzige Wahl, die im Reichswirtschaftsministerium und der Kulturabteilung des Aus-
wärtigen Amtes verstanden würde, die sich bereits auf Schneider festgelegt hätten. Brink-
mann bat den Rektor, Dekan Thoms »vorsichtig« in Kenntnis zu setzen:
»[Es] wäre jetzt nur noch notwendig, die delikate Angelegenheit behutsam durch das 
schwierige Fahrwasser der Hochschulautonomie zu lotsen – Sie kennen ja auch den 
großen Wert, den neuerdings das Reichswissenschaftsministerium mit Recht auf eine 
›unbeeinflußte‹ Stellungnahme der Fakultäten legt.«
Sitte erlauben möchte, dann, so Brinkmann, wären die erst vor kurzem nach Köln und Bonn berufenen Finanzwissen-
schaftler Günter Schmölders (*1903) und Heinrich von Stackelberg (*1905) zudem die besseren Kandidaten. Zuletzt 
brach der Nationalökonom noch eine Lanze für seinen ehemaligen Doktoranden Karl Schiller (siehe S. 235): »Wenn 
der Blick auf Kiel als eine der immer noch reichsten Pflanzstätten unseres Nachwuchses fällt, so würde ich neben dem 
schon genannten Kieler Extraordinarius Fick vor allem und mit noch größerer Betonung auch den Kieler Dozenten 
Dr. Karl Schiller nennen, der durch seine beiden bedeutenden Werke über die Arbeitsschlacht und über die internati-
onale Agrarmarktordnung es schon heute mit jedem Ordinarius aufnehmen kann.« Brinkmann an Prorektor Bilfinger, 
29.5.1942, UA HD B-7750. Der von Brinkmann vorgeschlagene Deutschbalte Stackelberg hatte sich nach anfänglichen 
Sympathien für den Nationalsozialismus (Parteieintritt 1931, SS seit 1933) wie sein Kollege Jens Jessen vom Regime 
entfremdet und den persönlichen und wissenschaftlichen Kontakt zum Freiburger Kreis gepflegt.
96 Brinkmann an Prorektor Bilfinger, 13.6.1942, UA HD B-7750.
97 Die Ernennung durch das REM erfolgte im Dezember 1939. BA Lichterfelde W/P Sch 277. Ministerialdirigent Südhoff 
schrieb in einer Aktennotiz vom 15.6.1942: »Wenn auch durch seine Berufung nach Heidelberg voraussichtlich bedeut-
same kulturpolitische Wirkungen in Dänemark weitgehend unterbrochen würden, hielte ich es doch an der Zeit, wenn 
seine hervorragende wissenschaftliche und kulturpolitische Leistung in Dänemark die erforderliche Anerkennung 
findet.« BA R 4901-13438 Bl. 116.
98 Brinkmann an Prorektor, Bilfinger, 13.6.1942, UA HD B-7750.
99 Am 13.6.1942 hatte Schneider Ministerialdirigent Südhoff im REM besucht, um Details des ins Auge gefassten Rufs nach 
Heidelberg zu besprechen. Neben Brinkmann hatte sich Schneider auch die Unterstützung des Kieler Professors Jens 
Jessen gesichert. Außer Schneider genoss auch Fick das Wohlwollen des REM, weil er, wie Südhoff in einer Aktennotiz 
über das Gespräch mit Schneider festhielt, »besonders gute wissenschaftliche Verbindungen zu Italien hat[te]«: »Fick ist 
von uns [sc. dem REM] beauftragt, die wirtschaftswissenschaftliche Zusammenarbeit mit Italien in Gang zu bringen. Er 
ist, wie ich vertraulich bemerken möchte, im übrigen auch als Generalsekretär für den Zusammenschluss der wissen-
schaftlichen und kulturpolitischen Einrichtungen in Italien auf die Dauer eines Jahres vorgesehen, was ihm aber einst-
weilen noch nicht bekannt ist.« REM, Ministerialdirigent Südhof, Aktennotiz, 15.6.1942, BA R 4901-13438 Bl. 116.
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Der Kontrast zwischen den im Brief überdeutlich zum Ausdruck gebrachten, weit fortge-
schrittenen Planungen in Berlin und der Bekräftigung, die »Hochschulautonomie« werde 
»mit Recht« stärker betont, ist eklatant. Die Fakultät zeigte sich bemerkenswert unbeein-
druckt von den in Berlin geschmiedeten Plänen und dem Druck aus dem REM, der dem 
von Brinkmann angesprochenen Wechsel zu »unbeeinflussten Stellungnahmen« Hohn 
sprach.100 
Die Anfang Juli 1942 an Rektor Schmitthenner gesandte Berufungsliste ignorierte 
Schneider, obwohl dieser die von der Fakultät aufgestellten Kriterien durchaus erfüllte:101 Der 
Nachfolger Brinkmanns sollte, »der Eigenart des Lehrstuhls und der Heidelberger Univer-
sität entsprechend«, über »Auslandserfahrung« verfügen und »eigene volkswirtschaftliche 
Auslandsstudien« durchgeführt haben, zumindest aber »ausgeprägtes wissenschaftliches 
Profil und Gewicht« auf »theoretischem Gebiet« besitzen. Pari loco setzte die Fakultät an 
erster Stelle den Straßburger Mackenroth und den Kieler Fick. Den gegen die akademi-
schen Sitten verstoßenden Versuch, den erst jüngst nach Straßburg berufenen Mackenroth 
abzuwerben, rechtfertigte die Fakultät mit dem Hinweis, dass der hohe Rang und das inter-
nationale Ansehen des Lehrstuhls keine Rücksichten »auf sonstige Üblichkeiten« zuließen. 
An zweiter und dritter Stelle folgten Preiser und Weigmann.102 Alle Genannten waren Mit-
glieder der SA. Auf deren Mitgliedschaft in der NSDAP hinzuweisen oder weltanschauliche 
»Haltungsnoten« zu vergeben, verzichtete die Fakultät.103 Dagegen wurden die Verdienste 
der Dozenten an der Front herausgestellt.104 Lediglich »genannt und gewürdigt« wollte De-
kan Thoms den Heidelberger Waffenschmidt und den nunmehr in Göttingen lehrenden 
Wendt wissen: »Wegen der besonderen Ausprägung des zu besetzenden Lehrstuhls und 
der verfolgten Absichten der Fachentwicklung [glaubte] die Fakultät von beiden Kandi-
daten absehen zu dürfen.« Die von externen Dozenten eingeforderten Gutachten unter-
schieden sich in Umfang und Bewertungskriterien deutlich105: Der Berliner Jecht lobte an 
Mackenroth und Wendt deren Bemühen um eine praxisbezogene Politikberatung und die 
»Einbeziehung antiliberaler Positionen«, wenngleich sich Mackenroth von der »überkom-
menen Theorie« noch nicht völlig »gelöst« habe:
»Den Denkapparat der überkommenen Wirtschaftstheorie beherrscht [Mackenroth] 
aufs gründlichste. Charakteristisch ist für ihn dabei das Bemühen, unter grundsätzlicher 
Beibehaltung der bisherigen ökonomischen Theorie vornehmlich angelsächsischer 
Prägung den tatsächlichen Änderungen der politischen Lage auch in der wissenschaft-
lichen Forschung Rechnung zu tragen. Er übersieht dabei freilich, daß der überlieferte 
100 Unmittelbar vor Veröffentlichung der Liste hatte sich Ministerialdirektor Südhoff nochmals an Rektor Schmitthenner ge-
wandt und die Einbeziehung Schneiders gefordert: »Ich werde durch diesen Hinweis dadurch veranlasst, dass Professor 
Schneider als bedeutender Fachgelehrter mit einzigartigen Auslandsbeziehungen und Auslandserfahrung gilt, dessen 
Gewinnung für Heidelberg eine besondere Bereicherung bedeuten würde.« REM an Rektor, 24.6.1942, UA HD B-7750.
101 Dekan an Rektor, 4.7.1942, UA HD B-7750.
102 Hans Weigmann (*1897), 1925 Habilitation, 1929 ao. Prof. Univ. Rostock, 1936 ord. Prof. Univ. Rostock. 
103 Alle Dozenten waren sowohl Mitglied der NSDAP als auch der SA. Thoms an Rektor, 4.7.1942, UA HD B-7750.
104 Auch in den Fachgutachten lässt sich diese Tendenz beobachten, so im Gutachten Rudolf Stuckers über Preiser: »Seine 
ganze menschliche Haltung vermag zu imponieren, und da [Preiser] selbst Soldat war, ist er besonders berufen, auf 
die künftigen Studentengenerationen zu wirken.« Stucker an Rektor, 4.7.1942, UA HD B-7750. Thoms hatte im Vorfeld 
dennoch ein Gutachten zu Waffenschmidt bei von Stackelberg als wissenschaftlich verwandtem Wissenschaftler auf 
dem Gebiet der mathematischen Wirtschaftstheorie angefordert, dessen Anschreiben aber bereits die Feigenblattfunk-
tion des Gutachtens klar zu Tage treten ließ: Auf der Suche nach einem »geeigneten Nachfolger« für Brinkmann dürfe 
man »Herrn Waffenschmidt nicht ganz übersehen, der seit Jahrzehnten mit großer Opferwilligkeit und Bereitschaft an 
unserer Fakultät als außerplanmäßiger Professor seine Pflicht getan hat«. Dekan an von Stackelberg, 2.6.1942, UA HD 
H-VI-551.
105 Vgl. Brintzinger: Nationalökonomie. S. 202-204.
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Denktypus – auch wenn man ihn aus seinen materiellen Voraussetzungen herauslöst 
– Ausdruck einer bestimmten politischen Lage ist. Vielleicht fehlt es M[ackenroth] trotz 
der glänzenden Beherrschung der wissenschaftlichen Methodik doch an der letzten 
philosophischen Vertiefung, wie sie für die besten Vertreter der deutschen Volkswirt-
schaftslehre charakteristisch ist.«106
Auch Weippert betonte in seinen Gutachten über Wendt und Fick deren »innere Anteil-
nahme« an den »sich neu kundtuenden Kräften«.107 Bemerkenswert ist hier, dass Thoms 
gerade den in der Parteikanzlei als politisch suspekt klassifizierten Weippert so häufig 
als Gutachter heranzog (vgl. Anm. 84, S. 124).108 Dieser wurde bis Kriegsende nicht zur 
Besetzung eines Lehrstuhls zugelassen, da er »in weltanschaulicher Hinsicht noch nicht 
die nötige Festigung zeige, so dass seine Ernennung heute noch als verfrüht anzusehen 
ist«. Bei Fick schien sich Weippert gezwungen gefühlt zu haben, dessen Hang zur »reinen 
Ökonomik« zu verteidigen: Dies dürfe nicht als ein Aussperren der »Weltanschauung« ver-
standen werden, sondern »entspringe der Absicht, subjektive Gesinnungsurteile zu ver-
meiden; also einer gesteigerten wissenschaftlichen Verantwortung.«109 Wendt hingegen, 
so kritisierte Weippert vorsichtig, bestimme das »Verhältnis von Weltanschauung und Er-
kenntnis nicht zureichend [...], so dass der Unterschied zwischen dem empirisch Seienden 
und dem unter dem Aspekt einer bestimmten Weltanschauung Sein-Sollenden verwischt 
zu werden droh[e].« Die zusätzlich eingeforderten Gutachten von Wilhelm Rieger110 und 
Rudolf Stuckers111 über Preiser enthielten sich jeglicher politischer Bewertung.112 Andreas 
Predöhl, der über Macken roth, Preiser und Fick zu berichten hatte, unterschied zwischen 
wissenschaftlicher und politischer Eignung: Während er Fick für den größten Wissenschaft-
ler hielt, so glaubte er in seinem langjährigen Kollegen Mackenroth den politisch »einsatz-
freudigsten« zu erkennen. Die »entscheidenden Probleme« würden aber alle drei »politisch 
richtig sehen«.113
Die Berliner Regierungsstellen waren nicht gewillt, ihren Wunschkandidaten Schneider 
angesichts des Widerstrebens der Heidelberger Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen 
Fakultät kampflos aufzugeben, sondern legten nach: Staatssekretär Landfried drohte ver-
deckt mit dem Entzug der vom Reichswirtschaftsministerium aufgewendeten Gelder zur 
Finanzierung des Instituts für Großraumwirtschaft, sollte der »sehr wertvolle« Schneider 
abgelehnt werden: 
»Ich schreibe Ihnen hierüber nur persönlich und vertraulich, weil es mir fernliegt, in die 
inneren Angelegenheiten der Fakultät eingreifen zu wollen. Sie werden aber verstehen, 
daß ich in Anbetracht der engen Beziehungen des Instituts zum Reichswirtschaftsmini-
sterium an dieser Frage stark interessiert bin.«114 
106 Jecht an Rektor, 4.7.1942, UA HD B-7750.
107 Weippert an Rektor, 23.6.1942, UA HD B-7750. 
108 Die letzte Eintragung in den Akten des REM stammt aus dem September 1944, wonach die Parteikanzlei noch ein 
ablehnendes Gutachten des Amts Rosenberg »prüfe«. REM, Aktenvermerk, 27.4.1943 u. REM, Aktenvermerk, 27.9.1944, 
BDC REM W 50/3 Weippert, Georg 10.02.99.
109 Weippert an Rektor, 23.6.1942, UA HD B-7750.
110 Rieger an Rektor, 9.6.1942, UA HD B-7750.
111 Stucker an Rektor, 4.7.1942, UA HD B-7750.
112 In Jena besaß Preiser bis zum Kriegsende »keinen allzu schlechten Leumund« bei den maßgeblichen Parteidienststellen 
und trat als Stellvertreter des »Führers des Gaudozentenbundes« auf. Opitz: Universität Jena. S. 490.
113 Predöhl an Rektor, 16.6.1942, UA HD B-7750. Andreas Predöhl (*1893), ord. Prof. der Wirtschaftswissenschaft Univ. Kiel, 
Direktor des Instituts für Weltwirtschaft.
114 Landfried an Thoms, 13.7.1942, UA HD B-7750.
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Die Heidelberger beharrten auf ihrer Ab-
lehnung und suchten die Position Schnei-
ders durch Gutachten zu unterminieren.115 
Das Urteil Schusters und das extern einge-
holte Gutachten des Göttinger Weigmann 
über Schneider, der in den Nachkriegsjahren 
zu den einflussreichsten Ökonomen West-
deutschlands zählen sollte,116 fiel vernichtend 
aus: Als mathematisch orientierter Wissen-
schaftler, so Schuster, zähle Schneider zu ei-
ner kleinen Gruppe von Volkswirten, die sich 
»in Deutschland nie durchsetzen« werde.117 
Sein »stark eingeschränktes Arbeitsgebiet« 
sei nicht vereinbar mit der »universalen«, 
»soziologisch-philosophischen« Ausrich-
tung des Heidelberger Ordinariats:118 »Wenn 
schon ein mathematischer Nationalökonom 
für die Besetzung in Betracht gezogen werden soll, dann hätte die Fakultät die Pflicht, Prof. 
Waffenschmidt zu berücksichtigen«. Waffenschmidt sei »viel umfassender« ausgewiesen, 
so auf dem Feld der Sozialpolitik und im Bereich »Wirtschaft und Technik«. Hinzu kämen 
»große Kenntnisse des französischen, schweizerischen und italienischen Wirtschaftsgebie-
tes«. Wenn also die Fakultät sich im Vorfeld gegen Waffenschmidt entschieden habe, »weil 
seine wissenschaftliche Einstellung ihr [sc. der Fakultät] etwas zu eng [erschien], so [gelte] 
dieser Einwand in wesentlich stärkerem Umfang gegenüber Herrn Schneider.« Als krönen-
des Argument gegen Schneider bezog sich Schuster ausgerechnet auf den Heidelberger 
Protagonisten der »Deutschen Physik« Philipp Lenard: 
»Bei Professor Schneider kann man darüber hinaus auch noch bemerken, daß er mehr 
von der Mathematik als von der Wirtschaft zu seinem [sic!] Problemstellungen kommt. 
Ihm gegenüber kann man alle jene Einwendungen vorbringen, die Professor Lenard 
gegen die Einmischung der Mathematik in die Physik vorbringt.«119
Weigmann sekundierte, ganz kämpferischer Nationalsozialist, mit einer vernichtenden 
politischen Suada gegen den »untragbaren« Schneider, der mit einer »kindlichen Naivi-
tät versuch[e], alles mit mathematischen Symbolen auszudrücken, was nur irgend mög-
lich« (vollständiges Gutachten, Quelle »Instinktloser und bewusst unpolitischer Mensch«, 
nebenstehend).120 An Rektor Schmitthenner meldete Thoms Mitte Juli 1942, dass der Fakul-
tätsausschuss die »Hinweise« aus REM und RWI eingehend geprüft habe, man gleichwohl 
sich nicht dazu habe entschließen können, »Herrn Schneider in Vorschlag zu bringen«.121 Die 
115 Dekan an Weigmann, 10.7.1942, UA HD H-VI-551. Thoms hatte auch noch ein Gutachten bei Predöhl angefordert, das 
sich nicht bei den Akten befindet.
116 Janssen: Deutsche Volkswirtschaftslehre. S. 582/583. Vgl. Brandt: Volkswirtschaftslehre II. S. 341.
117 Schuster an Rektor, 14.7.1942, UA HD B-7750 u. Weigmann an Rektor, 14.7.1942, UA HD B-7750.
118 Schuster an Rektor, 14.7.1942, UA HD B-7750. Brintzinger sieht die Gegnerschaft Schusters durch die Intention geprägt, 
»keinen weiteren Wirtschaftstheoretiker als möglichen Konkurrenten neben sich zu dulden.« Brintzinger: Nationalöko-
nomie. S. 201. 
119 Schuster an Rektor, 14.7.1942, UA HD B-7750.
120 Weigmann an Rektor, 14.7.1942, UA HD B-7750.
121 Thoms folgte in seinem Bericht nahezu wörtlich dem Gutachten Schusters und präzisierte dessen pauschalen Hinweis-
Quelle 12 | »Instinktloser und bewußt unpolitischer Mensch«
»Die Arbeit ist sachlich in Ordnung. nur ist mit einer kindlichen Naivität 
versucht, alles mit mathematischen Symbolen auszudrücken, was nur 
irgend möglich ist. [...] Die Arbeit kommt über die primitivsten Ansätze 
nicht heraus. Vor allen Dingen ist verwunderlich, daß jeder politische 
Aspekt darinnen fehlt, d. h. daß keine Verordnung usw. über das Rech-
nungswesen trotz der umfangreichen Zitate deutscher Betriebswirte 
überhaupt nur genannt ist. Dass der Verfasser die politische Ord-
nungskraft des Rechnungswesens an sich aus unserer Literatur kennen 
müßte, geht daraus hervor, daß er auch gelegentlich der Besprechung 
des Verhältnisses von Geschäfts- und Betriebsbuchhaltung meine 
Fabrikbuchhaltung zitiert. Es ist also im besten Sinne einer Arbeit vom 
Stand 1930. [...] Alles in allem halte ich es für untragbar, daß ein derar-
tig instinktloser und bewußt unpolitischer Mensch in eine Universität 
eingesetzt werden soll, die im Mittelpunkt des politischen Geschehens 
der nächsten Zeit stehen wird. Wenn man Schneider nicht als einen 
außerordentlich gut getarnten, absichtlichen Verneiner bezeichnen will, 
so hat er jedenfalls auf keinen Fall kapiert, was in Deutschland gespielt 
wird.«
Weigmann, Gutachten über Schneider, 14.7.1942, UA HD B-7750.
130
»endgültige Berufungsliste« führte Mackenroth und Fick unico loco auf Platz eins, Preiser 
und Weigmann auf zwei und Waffenschmidt und Wendt auf drei.122 Rektor Schmitthenner 
blieb keine andere Wahl, als dem »lieben Fritz« Landfried und dem REM die Entscheidung 
der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät zu übermitteln und sein Bedauern 
über die gegen seine Empfehlung getroffenen Entschluss auszudrücken.123 Auf Initiative 
des Dozentenschaftsführers, des Zahnmediziners Karl Friedrich Schmidhuber, der an der 
eigentlichen Ausschuss-Sitzung der Fakultät nicht beteiligt war, hatte Thoms die Beru-
fungsliste eigenmächtig um Waffenschmidt und Wendt, die ursprünglich »nur erwähnt« 
werden sollten, erweitert, was Proteste von Seiten Schusters und Krauses in der Fakultäts-
sitzung auslöste.124 Mit der Aufnahme Waffenschmidts, »obwohl gegen ihn die gleichen 
Bedenken bestanden hatten wie gegen Professor Dr. Schneider-Aarhus«, war der Fakultät 
ein taktischer Fehler unterlaufen, den das REM sofort nutzte, um die Liste zur »erneuten 
Stellungnahme« zurückzusenden – nicht ohne nochmals mit dem Entzug der Mittel für das 
Institut für Großraumwirtschaft zu drohen.125
Package Deal – Zweiter Lehrstuhl für Volkswirtschaftslehre4.1.3.3 
Zusätzlicher volkswirtschaftlicher Lehrstuhl
Um das Dilemma zu lösen, versprach Schmitthenner der Fakultät, dass sowohl er als auch 
das von ihm geführte Unterrichtsministerium in Karlsruhe sich für die Neuerrichtung eines 
weiteren volkswirtschaftlichen Ordinariates einsetzen würden – allerdings mit der Maßga-
be, dass »Schneider-Aarhus« entsprechend berücksichtigt würde. Schließlich würde durch 
die Errichtung eines weiteren Lehrstuhls »die Möglichkeit eines Ausgleichs der einseitigen 
wissenschaftlichen Einstellung, die bei Professor Schneider-Aarhus vorhanden sein soll, 
gegeben«.126 Um den Preis eines zusätzlichen volkswirtschaftlichen Lehrstuhls war man 
an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät bereit, Schneider zu akzeptieren. 
Verkehrte Welt: Während im Falle der RAG dem »unpolitischen« Schuster auf Wunsch des 
Ministeriums der aktive Nationalsozialist Hagenbuch durch Ämterdoppelung zur Seite ge-
stellt wurde, sollte nun ausgerechnet der weltanschaulich schlecht beleumundete Schnei-
der in einem klassischen »package deal« durchgesetzt werden.127 
Bedingt durch einen langen Forschungsaufenthalt von Dekan Thoms in der Ukrai-
ne nahm der Fakultätsausschuss die Beratungen über die Nachfolge Brinkmanns erst im 
darauf, dass Lenard sich in seiner Rede zu seinem 80. Geburtstag gegen die Mathematisierung der Physik verwandt 
habe. Dekan an Rektor, 15.7.1942, UA HD B-7750. Thoms selbst scheint auf eine vermittelnde Lösung gesetzt zu haben: 
»Der Fakultätsausschuss konnte sich nicht entschließen, meiner Anregung zu entsprechen, eine Korrektur der Vor-
schlagsliste vorzunehmen.« Dekan an Rektor, 21.7.1942, UA HD H-VI-551.
122 Dekan an Rektor, 28.7.1942, UA HD B-7750.
123 Schmitthenner an Landfried, 17.7.1942, UA HD B-7750.
124 Dekan an Rektor, 28.7.1942, UA HD H-VI-551.
125 »Ich bitte auch darauf hinzuweisen, dass die Anregung des Reichswirtschaftsministeriums, das durch das Institut für 
Großraumwirtschaft doch sehr eng mit der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät verbunden ist, m. E. nicht 
ohne besonders schwerwiegende Gründe beiseite geschoben werden sollte. Ich könnte mir vorstellen, dass die Zusam-
menarbeit mit dem Reichswirtschaftsministerium, die doch erst in ihren Anfängen steht, durch eine brüske Ablehnung 
doch etwas belastet werden könnte.« REM an Rektor, 31.7.1942, UA HD B-7750.
126 Rektor an Dekan, 22.8.1942, UA HD B-7750.
127 Vgl. S. 359.
131
Oktober 1942 wieder auf.128 Eindringlich schwor Schmitthenner den Fakultätsrat auf die 
Verantwortung für die gesamte Universität ein und wehrte sich gegen das Ansinnen der 
Fakultät, den Lehrstuhl Brinkmanns der Betriebswirtschaftslehre zuzuschlagen.129 Der die 
Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät seit ihrer Gründung verfolgende Vorwurf, 
das wissenschaftliche Profil der Heidelberger Universität zugunsten der praktischen Aus-
bildung aufzulösen, wurde hier von Schmitthenner erneut auf das Tableau gebracht: 
»So schädigend es wäre, wenn die mit der Handelshochschule Mannheim übernom-
mene praktische Wissenschaftsseite unaufgebaut bliebe, ebenso schädlich, ja noch 
schädlicher wäre es, wenn die soziologisch-historische volkswirtschaftliche Seite zum 
Erliegen käme und dadurch die Fakultät sich zu einem Teil der ehemaligen Handels-
hochschule verengen würde. Denn so wichtig die Betriebswirtschaftwissenschaft [sic!] 
und ihr Ausbau sein mag: Sie kann an einer Universität vom Rang und Ruf Heidel-
bergs unmöglich der alleinige oder auch nur vorwiegende Vertreter einer Staats- und 
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät sein. Sie bedarf vielmehr der organischen 
Ergänzung durch einen mindestens ebenso starken Ausbau der theoretisch allgemein-
geisteswissenschaftlichen Seite.«130
Nach seiner Rückkehr hatte Thoms, der auf dem Rückweg aus Charkow in Berlin Halt 
gemacht hatte, um direkt an den Schaltstellen der Macht zu antichambrieren131, Ende Ok-
tober 1942 eine Vielzahl von externen Gutachten angefordert.132 Da es für die Dauer des 
Kriegs ausgeschlossen war, eine neue Professur zu schaffen, sollte für Schneider die va-
kante Gothein-Professur mit den Mitteln des Instituts für Großraumwirtschaft aufgestockt 
werden.133 Die Sitzung des Fakultätsausschusses am 29. November 1942 nutzte Thoms, um 
die in seinen Augen für die »Berufung maßgebenden Grundsätze« zu diktieren: 
«1) Es ist selbstverständlich, daß der Kandidat auf dem Boden der nationalsozialisti-
schen Weltanschauung stehen muß und daß dies in seiner fachlichen Arbeit zum 
Ausdruck kommt, 2) der Kandidat muß im aktiven politischen Einsatz stehen, der für 
Dozenten in erster Linie in der Mitarbeit im NS-Dozentenbund zum Ausdruck kommt, 
3) er muß eine schöpferische Persönlichkeit sein, 4) er muß ein nicht zu enges Arbeits-
128 Schmitthenner bat um Thoms’ dringende Rückkehr vom »Osteinsatz« noch im Laufe des Septembers, handle es sich 
doch um eine »außerordentlich wichtige Angelegenheit« sowohl für die Fakultät wie für die ganze Universität, zudem 
sie auch »in Hinsicht auf das Reichswirtschaftsministerium von weitreichenden Folgen begleitet werden könnte«. 
Rektor an Dekan, 22.8.1942, UA HD B-7750.
129 »Die Professur Brinkmann, die es neu zu besetzen gilt, ist für das künftige Schicksal der Universität Heidelberg von 
hoher Bedeutung. Bisher waren ihre Inhaber Männer von hohem wissenschaftlichen Ruf, von ungewöhnlicher wissen-
schaftlicher Blickweite und von einem geistigen Format, das gerade diese Professur zu einem geisteswissenschaftlichen 
Mittelpunkt der Universität auszugestalten verstand [sic!]. Man sieht in Deutschland und außerhalb der großdeutschen 
Reichsgrenzen mit Aufmerksamkeit auf diese Professur. [...] Ich bitte also zu bedenken, dass die Fakultät im vorliegen-
den Falle nicht nur für sich, sondern zugleich für die philosophische Fakultät [sc. der Brinkmann ebenfalls angehörte] 
und für die Gesamtuniversität zu wählen hat. Hierdurch müssen Persönlichkeiten ausgeschlossen sein, die dem vorwie-
gend betriebswirtschaftlichen Lager zuzurechnen sind.« Rektor, Entwurf, 22.8.1942, UA HD B-7750.
130 Ebd.
131 Thoms, der von Schmitthenner aufgefordert worden war, für die Dauer seiner »Studienreise« zur »bolschewistischen 
Wissenschaft« einen Stellvertreter als Dekan zu ernennen, hatte sich geweigert, »einen auch nur kurzfristigen Wechsel 
in der Verantwortung der Fakultätsführung« zu akzeptieren, da dies die Berufungsverhandlungen nur komplizieren 
würde. Vermutlich wollte Thoms auch verhindern, dass Schuster zuviel Einfluss auf das Verfahren erhielt. Thoms an 
Rektor, 10.9.1942, UA HD PA 6080.
132 Der Dekan bat Mackenroth um die Ausfertigung eines Gutachtens über Weippert und Müller-Armack, Universität 
Münster, Hans Bernhard von Gründberg über Weippert, Alfons Schmitt über Müller-Armack, Wollenweber über Jecht, 
Karl Thalheim über Bechtel, Weippert wiederum über Jecht und den Wiener Hans Mayer über Jecht und Bechtel. UA 
HD H-VI-551. Eilig nachgeschoben hatte Thoms am 5.11.1942 die Bitte an seine »Kameraden« Heinrich Rittershausen, 
 Bechtel und Muhs, ein Gutachten über seinen langjährigen »Kameraden« Rath aus Göttingen zu verfassen. UA HD 
B-7750 (zur »Heidelberger Kameradschaft« siehe S. 342). Karl Muhs (*1891), seit 1934 ord. Prof. für Wirtschaftliche 
Staatswissenschaften Univ. Halle-Wittenberg, Fachgebiete: Volkswirtschaftslehre, Marxismus, Geld- und Konjunkturleh-
re. Vgl. Wirtschaftswissenschaftliche Hochschullehrer. S. 170/71 u. 644-46.
133 Thoms an Landfried, 3.11.1942, UA HD H-VI-550.
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Quelle 13 | »Nicht nur äußerliche Freimachung vom Juden«
»Nicht allein die wirtschaftliche Machtstellung des Judentums [ist] von 
Wichtigkeit [...], sondern darüber hinaus die Art der Wirtschaftsgesin-
nung, die mit dem Eindringen des Juden sich auch in den Wirtsvölkern 
festsetzt [...]. Alles wird in Geld geschätzt, ist schacherbar, Pflanze, Tier, 
Mensch, menschliche Arbeitskraft und Ehre, und damit wird das Geld-
denken zum Angelpunkt der Wirtschaftsgesinnung überhaupt. Das ist 
auch der Ausgangspunkt zu der These von der Eigengesetzlichkeit der 
Wirtschaft, die somit als Instrument des Judentums jeder völkischen 
und nationalsozialistischen Rücksichtnahme vollständig entzogen ist. 
Der Jude hat es verstanden, mit dieser Anschauung auf weite Kreise 
auch der nicht-jüdischen Bevölkerung einzuwirken. Damit wird klar, 
daß zur Überwindung des Judentums nicht nur die äußerliche Freima-
chung vom Juden notwendig ist, sondern vor allem die Loslösung von 
diesem zersetzenden jüdischen Geist, der auch dem deutschen Volke in 
langen Jahrhunderten einfiltriert wurde.« 
 NSDAP, Kreisleitung Göttingen, Kreisschulungsleiter Dr. Walkenhorst, Gut-
achten über Manuskript »Die Juden im Wirtschaftsleben« von Klaus Wil-
helm Rath, 11.11.1943, BDC PK Rath, Klaus Wilhelm 10.05.02
Allein einige Passagen zur Rasse fand der Kreisschulungsleiter »nicht 
glücklich formuliert«: Wenn Rath auf Seite 5 schreibe »Biologisch sind wir 
weit weniger gefährdet als ideell.«, dann sei dies »zwar in dem dortigen 
Zusammenhang richtig, könnte aber unter Umständen jedoch so verstan-
den werden, als ob wir als Volk allgemein biologisch nicht gefährdet seien«. 
Seiner Empfehlung als »Schulungsliteratur« tat der Einwand aber keinen 
Abbruch. Protokoll der Sitzung des Fakultätsausschusses vom 29.11.1942, 
1.12.1942, UA HD B-7750.
gebiet haben, 5) es versteht sich, daß bei 
fachlich und menschlich gleich qualifi-
zierten Bewerbern derjenige zu bevor-
zugen ist, der sich als Soldat am besten 
bewährt hat.«134
In kleiner Runde, anwesend waren bei 
der Sitzung des Fakultätsausschusses ledig-
lich Thoms, Krause, Lysinski, Schuster und 
Sieber, wurden die Berufungslisten disku-
tiert.135 Schuster drohte, seine Mitarbeit am 
Institut für Großraumwirtschaft einzustel-
len, wenn das Reichswirtschaftsministerium 
weiterhin Einfluss auf Berufungsangelegen-
heiten der Fakultät nehme. Thoms schlug 
Jecht, Bechtel und auch Rath vor, dessen 
»Beschäftigung mit dem Judenproblem« 
der Dekan hervorhob (Quelle »Freimachung 
vom Juden«, nebenstehend).136 
Schuster konnte keinem der Kandidaten 
Thoms’ etwas abgewinnen: Jecht sei »sehr 
empfindlich und schwer zu behandeln«, als 
Theoretiker zu nahe an »Gottl-Ottlilienfeld, 
einer durchaus einseitigen und wenig anerkannten Schule« und seine finanzsoziologi-
schen Arbeiten seien »durchaus negativ« zu werten. Thoms’ Kamerad aus dem Dozenten-
bund, Bechtel, sei nur Wissenschaftshistoriker, so Schuster, »von Theorie verstehe er nichts«: 
Eigent lich sei dieser überhaupt »kein Volkswirt«.137 Rath warf er vor, niemals über die Ver-
öffentlichung von Polemiken hinausgekommen zu sein, und er setze zudem »nicht selten 
in dogmatischer Weise seine persönliche Auffassung mit dem Nationalsozialismus gleich«: 
»Sein Kampf gegen die Theorie sei nicht immer berechtigt, zumal da er selbst noch kei-
ne eigene Theorie herausgestellt habe.« Seine charakterlichen Defizite im Umgang wür-
134 Protokoll der Sitzung des Fakultätsausschusses vom 29.11.1942, 1.12.1942, UA HD B-7750.
135 Ebd.
136 Ebd. Horst Jecht (*1901), 1928 Habilitation, 1934 ao. Prof. Univ. Berlin, 1938 ord. Prof., 1941 zusätzliche Professur an WH 
Berlin. Zu Rath vgl. Groß: Umwandlung. S. 154-162. Auch Gutachter Muhs lobte Raths Hetzschrift: »Seine Schrift über 
die Juden und die Wirtschaftswissenschaft ist die weitaus beste Untersuchung, die auf diesem Markt vorliegt.« Muhs an 
Dekan, 9.11.1942, UA HD B-7750.
137 Protokoll der Sitzung des Fakultätsausschusses vom 29.11.1942, 1.12.1942, UA HD B-7750. In einer Rezension über Jecht 
aus dem Jahr 1930 hatte Schuster dessen Werk »Wesen und Formen der Finanzwirtschaft« wohlwollend kritisch abge-
handelt: »Der Rezensent kommt zu seiner ablehnenden Haltung dem Jechtschen Buche gegenüber, weil er methodisch 
mit ihm weit übereinstimmt, aber einer Diskreditierung der Methode durch Vorstoßen in ein apodiktisch formuliertes 
Ideenreich rechtzeitig entgegentreten möchte«, Schuster: Rezension zu Jechts Finanzwirtschaft. S. 330/331. Über 
 Bechtel lag ein Gutachten des Leipzigers Thalheim vor, das angelegt war, diesen Vorwurf a priori auszuräumen. Als 
»zweifellos einer der ersten Vertreter der Volkswirtschaftslehre« sei Bechtel ein »Wahrer der Tradition der deutsche 
historischen Schule, ohne dabei den Einseitigkeiten und dem ›Antiquartum‹ zu verfallen, das bei den Vertretern der 
Schmollerschule nicht selten festzustellen« sei, zu bezeichnen: »Wenn es heute aber unser Bestreben ist, die Volks-
wirtschaftslehre von der übermäßigen Betonung abstrakt-isolierender theoretischer Methoden zu lösen und zu einer 
Wirklichkeitswissenschaft im vollen Sinne des Wortes zu machen, so erscheint mir eine Forschungsrichtung [sc. die 
Herausarbeitung der ›Wirtschaftsstile einer Epoche‹], wie Bechtel sie vorzugsweise pflegt, als unbedingt erforderlich.« 
In Thalheims Gutachten finden sich keine Hinweise auf die »Bewährung« Bechtels in den Parteigliederungen oder eine 
Einschätzung seines politischen Standpunkts. Da Bechtel auch über Raumplanung arbeite, sei er »keineswegs [als] 
einseitiger Spezialist« zu charakterisieren. Thalheim an Dekan, 9.11.1942, UA HD B-7750.
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den schwere Auseinandersetzungen mit ihm erwarten lassen.138 Schuster gestand Rath zu, 
»dass er politisch sich sehr aktiv eingesetzt habe« – was in diesem Kontext aus Schusters 
Mund wie Hohn geklungen haben muss. Eine Berufung Raths als einer der »markantes-
ten Erscheinungen der jüngeren Generation« hätte die Heidelberger Fakultät zugleich 
ins »Zentrum der weltanschaulichen Auseinandersetzungen« um die Begründung eines 
»ökonomischen Denkens im Sinne volksverpflichteter Geisteshaltung« gestellt.139 Schuster 
beharrte auf seinen Kandidaten Fick und Schmölders.140 Weippert und Müller-Armack, die 
beide von Mackenroth als »sauber und zuverlässig« und »politisch einwandfrei« charakte-
risiert und als gute Ergänzung zur stärker theoretischen Ausrichtung Schusters empfoh-
len worden waren, fanden auf keiner der beiden Berufungslisten Eingang.141 Letztendlich 
erreichte Thoms, dass Jecht auf Platz eins und Rath auf Platz drei gesetzt wurde, Schuster 
konnte aber durchsetzen, dass Fick und Schmölders pari loco auf zwei gesetzt wurden.142 
Wie bereits bei vielen Gelegenheiten zuvor konnte sich Thoms, obwohl gemäß der Badi-
schen Universitätsverfassung uneingeschränkter »Führer der Fakultät«, in offener Debatte 
gegen Schuster auch in diesem Fall nur begrenzt behaupten. 
4.1.3.4 Jecht als Nachfolger Brinkmanns, April 1943
In seinem die beiden Berufungslisten begründenden Schreiben an das REM unterstrich 
der Dekan die hohen Anforderungen an den Nachfolger Brinkmanns, der ein breites, auch 
ausländische Themen umfassendes Forschungsgebiet besitzen und in theoretischer For-
schung ausgewiesen sein müsse: »Vor allen Dingen [sollte] die nationalsozialistische 
Weltanschauung in der fachlichen Arbeit auch zum Ausdruck kommen«.143 Der von den 
externen Gutachtern Weippert und Wollenweber wegen der »Weite [seines] Blickfelds«, 
kombiniert mit der »Zuverlässigkeit [seiner] Arbeitsweise«, gelobte und als »vielleicht nicht 
immer kämpferisch eingestellter, aber stets diszipliniert nationalsozialistisch zuverlässiger 
Mensch« eingestufte Berliner Jecht144 erfüllte diese Forderungen nach Dafürhalten Thoms’ 
am besten: 
»Jechts Arbeiten zeichnen sich durch Klarheit der Gedankenführung und saubere wis-
senschaftliche Methode aus. Er gehört zu den absolut soliden Gelehrten des Faches mit 
einer vorzüglichen wissenschaftlichen Schulung und gefestigten Haltung.«145
 Im Gegensatz zu den weiteren Kandidaten betonte Thoms die Parteinähe Jechts 
in einem langen Absatz und wies auf dessen Auslandsvorträge im Auftrag des Reichs-
138 Schuster konnte sich hier auf das Gutachten Muhs‘ aus Halle stützen, der Rath rechthaberisches Verhalten in Debatten 
vorgeworfen hatte. Muhs an Dekan, 9.11.1942, UA HD B-7750.
139 Alle Zitate stammen aus dem Gutachten Muhs‘. Muhs an Dekan, 9.11.1942, UA HD B-7750. Rath wurde auch in Konkur-
renz zum politisch schlecht beleumundeten Weippert für die Nachfolge Heinrich Freiherr von Stackelbergs (*1905), ord. 
Prof., Vertreter der mathematisch orientierten Wirtschaftstheorie, seit 1932 Mitglied der NSDAP, 1933 Mitglied der SS, 
in Berlin in Vorschlag gebracht, war aber »von der [Berliner] Fakultät unter allen Umständen abgelehnt« worden. REM, 
27.4.1943, BDC REM W 50/3 Weippert, Georg 10.02.99.
140 Protokoll der Sitzung des Fakultätsausschusses vom 29.11.1942, 1.12.1942, UA HD B-7750.
141 Mackenroth an Dekan, 7.11.1942, UA HD B-7750.
142 Dekan an Rektor, 11.12.1942, UA HD B-7750.
143 Ebd.
144 Während Weipperts Gutachten lediglich einen Hinweis auf dessen »weltanschauliche Haltung« anführte, widmet 
Wollen weber knapp die Hälfte seines Briefes der politischen Beurteilung des »Kameraden« Jecht. Wollenweber an 
Dekan, 11.12.1942 u. Weippert an Dekan, 11.12.1942, UA HD B-7750.
145 Dekan an Rektor, 11.12.1942, UA HD B-7750.
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propagandaministeriums hin.146 Abschließend 
nutzte Thoms die Gelegenheit, seinen Kamera-
den Rath gegen einen ihm selbst so häufig ent-
gegengebrachten Vorwurf zu verteidigen: 
»Rath ist wohl der aktivste Nationalökonom, 
der mit großem Einsatz für die Erneuerung der 
Wirtschaftswissenschaft aus der Weltanschau-
ung des Nationalsozialismus eingetreten ist. 
Hierbei blieb er nicht in der Polemik stecken, 
sondern hat [...] fruchtbare Forschungsergeb-
nisse aufzuweisen.«147 
Das REM folgte dem Antrag der Staats- und 
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät und 
berief im April 1943 Jecht nach Heidelberg.148 
Jecht ließ sich mit der Zusage Zeit, da er große 
Probleme in der »Wohnungsfrage« sah.149 Nach-
dem sein zukünftiger Kollege Sieber, der mit 
den »Wohnungsfragen« im Rahmen der Universität betraut war, diese Bedenken mit dem 
Hinweis darauf zerstreut hatte, dass »wohl noch einige Objekte aus jüdischem Besitz oder 
zeitweise von der Partei benützte Einfamilienhäuser in nächster Zeit verfügbar würden«,150 
lehrte der Berliner Nationalökonom im Wintersemester 1943/44 zum ersten Mal an der 
Universität Heidelberg.151 Allerdings nahm er bis zum Wintersemester 1944/45 noch Lehr-
verpflichtungen in Berlin wahr und musste zwischen der Hauptstadt und Heidelberg pen-
deln.152 Im Gegensatz zu einer möglichen Berufung Raths dürfte die Annahme, Jecht sei als 
Kandidat Thoms’ allein vermittels Parteiticket auf den Lehrstuhl Brinkmanns gelangt, trotz 
der braunen »Antragslyrik« des Dekans zu weit gehen. Der Berliner Volkswirt konnte auf 
mehrere positive Gutachten, zwei (abgelehnte) Rufe nach Innsbruck153 und nach Hamburg 
146 Horst Jecht, seit 1933 Mitglied der NSDAP, 1933-35 SA und 1935-1939 politischer Leiter, Mitarbeiter des NSDDB, 1935 
freiwilliger Wehrdienst, August bis November 1939 Kriegseinsatz. Im REM war man zu diesem Zeitpunkt bereits von 
der »Haltung« Jechts überzeugt, wie ein »Eignungsbericht« Ministerialrat Kaspers zeigt: »Seine politische Haltung ist 
einwandfrei. Er ist seit 1. Mai 1933 Mitglied der NSDAP und übt in seiner Ortsgruppe die Tätigkeit eines Blockwalters 
aus. Auch in seiner wissenschaftlichen Linie ist er mit Erfolg bemüht, den Forderungen des Nationalsozialismus gerecht 
zu werden.« REM, Ministerialrat Kasper, Aktennotiz, 26.7.1938, BA Lichterfelde REM W/P J 21 A 54 Bl. 8551. Bei Fick 
erwähnte Thoms hingegen lediglich dessen SA-Mitgliedschaft und seinen Einsatz als Soldat, auch bei Schmölders, der 
immerhin Mitglied des SS war, räumte der Dekan der politischen Bewertung vergleichsweise wenig Raum in seiner 
Würdigung ein, eine knappe ¾ Seite. Dekan an Rektor, 11.12.1942, UA HD B-7750.
147 Aufgeführt werden u. a. die Beiträge Raths zur »positiven Herausarbeitung der Macht für die ökonomische Gestaltung«, 
zur »Eigenständigkeit der Volkswirtschaft als besonderer deutscher Gestaltung der Wirtschaft [sic!]« und die Entwick-
lung einer Theorie zur »Kriegsfinanzierung«, die sich in der Folgezeit als »weitgehend richtig« erwiesen habe. Ebd.
148 Jecht an Thoms, 22.4.1943, UA HD PA 272.
149 Jecht an MKU, 9.5.1943, GLA KA 235-29853.
150 Ebd. Tatsächlich verschlechterte sich die Lage in Heidelberg durch die zunehmenden »Terrorangriffe« auf Mannheim im 
Sommer 1943 dramatisch. Thoms an Jecht, 17.9.1943, UA HD PA 272. Bodo Spellerberg, Assistent am InSoSta, bewohnte 
von Januar 1944 bis April 1946 mit seiner Frau zwei Räume im Institut. Jecht an Rektor, 3.1.1944, UA HD PA 5935.
151 Jecht an Thoms, 22.4.1943, UA HD PA 272; BA Lichterfelde REM W/P J 21 A 54 Bl. 8567 u. 8573 u. REM an Jecht, 25.9.1943, 
UA HD PA 272. 
152 UA HD PA 262 u. REM an MKU, 13.2.1943, UA HD B-7750.
153 In Innsbruck hatte sich Jecht im August 1940 gegen Josef Back (*1903), Königsberg, Erich Egner (*1901), Frankfurt, und 
den als besonders fanatisch geltenden Horst Wagenführ (*1903), Erlangen (»Wissenschaftlich sehr gut; soll besonders 
führend auf dem Gebiet der faschistischen Wirtschaftspolitik sein. Von revolutionärer Gesinnung.« Gutachten ohne 
Name und Jahr, BA R 4901-14256 Bl. 105) durchgesetzt. Berufen wurde letztlich Back. REM, Aktennotiz, 30.8.1940, BA 
Lichterfelde REM W/P J 21 A 54 Bl. 8567.
»Quelle 14 | Unabkömmlichkeitserklärung«
»Prof. Jecht ist Ordinarius für Volkswirtschaftslehre. Bei nur zwei ordent-
lichen Fachvertretern in einer Fakultät von über 1.000 Studierenden, 
darunter zahlreichen Kriegsteilnehmern u. Kriegsverletzten, ist er für 
die Aufrechterhaltung des Lehrbetriebes unentbehrlich. J[echt] ist 
ferner Direktor des für den Lehr- und Forschungsbetrieb der Universität 
äußerst wichtigen Instituts für Sozial- und Staatswissenschaften. Zur 
Zeit ist J[echt] neben seiner Heidelberger Lehrtätigkeit v. Reichserzie-
hungsministerium noch mit der Vertretung seiner bisherigen Professur 
an der Wirtschaftshochschule Berlin beauftragt, nimmt also die Auf-
gaben zweier für die Ausbildung des wirtschaftswissenschaftlichen 
Nachwuchses besonders wichtige Lehrstühle wahr. Prof. J[echt] ist 
ferner vom Oberkommando der Wehrmacht beauftragt, im Rahmen der 
›Soldatenbriefe zur Berufsförderung, Ausgabe F, Hochschullehrgänge 
einen umfassenden Sammelband zu verfassen, der in einer Auflage 
von 20.000 Exemplaren für die im Kriegsdienste stehenden Akademiker 
erscheinen soll.«
Rektor, Unabkömmlichkeitserklärung für Jecht [dem Uk.-Ausweis beigehef-
tet], 27.10.1943, UA HD PA 4373
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in Nachfolge Rudolf Stuckens154 verweisen, und die Höhe der Wertschätzung, die Jecht 
von Seiten der Parteigliederungen entgegengebracht wurde, war auch wenig mehr als 
durchschnittlich:155 »Es soll sich jedoch hier [sc. bei Jecht] um einen weltfernen Gelehrten 
handeln, der nicht den richtigen Blick für die Dynamik nationalsozialistischer Wirtschafts-
forderungen besitzt.«156 Im Unterschied zu Rath zeigte der Berliner Nationalökonom in 
seinen Schriften keine Neigung, die »rassepolitischen Lehren« des Nationalsozialismus zu 
behandeln, sondern konzentrierte sich in Selbstgleichschaltung, dem Regime auf »sach-
lichem« Terrain »entgegenzuarbeiten«, so zum Problem der Finanzierung des vom Regime 
losgebrochenen Krieges.157
Für Verstimmung und das Aufkeimen alter Ängste in der Juristischen Fakultät sorgte der 
Wunsch Jechts, neben seiner Mitgliedschaft in der Staats- und Wirtschaftswissenschaftli-
chen Fakultät auch in der Juristischen Fakultät aufgenommen zu werden. Der Dekan der 
Juristischen Fakultät, Krause, selbst Mitglied beider Fakultäten, erteilte Jecht im Mai 1943 
eine Absage, die an Deutlichkeit nicht zu übertreffen war.158 Die Juristen fürchteten, dass 
über die Genehmigung ein Exempel statuiert würde, das den Weg zur Vereinigung beider 
Fakultäten ebnen könnte: 
»[Die] Aufnahme eines Angehörigen der Staatswissenschaftlichen Fakultät [würde] 
alsbald weitere Wünsche dieser Art nach sich ziehen [...], sowohl von volkswirtschaftli-
cher, wie auch von betriebswirtschaftlicher Seite. Am Ende dieser Linie stände der auch 
sonst schon angedeutete Plan der Verschmelzung der beiden Fakultäten. Einer solchen 
Verschmelzung stehen die Juristen aber absolut ablehnend gegenüber, weil sie nur in 
der Selbständigkeit beider Wissenschaftszweige eine fruchtbare Weiterentwicklung für 
möglich halten; auch würde sich eine nicht vertretbare Mehrbelastung für jeden Ein-
zelnen mit Fakultätsangelegenheiten ergeben.«159
154 Den Ruf nach Hamburg am 12.2.1941 hatte Jecht mit dem Hinweis abgelehnt, dass es ihn an eine »süddeutsche oder 
ostmärkische Universität« ziehe. Nachfolger des renommierten Finanz-, Geld- und Konjunkturtheoretikers Stucken 
(*1891) wurde der auf Platz drei nach Schmölders gesetzte Otto Donner (*1902), Berlin. Jecht an REM, Ministerialrat 
Kasper, 12.2.1941, BA Lichterfelde REM W/P J 21 A 54 Bl. 8573. Vgl. Opitz: Universität Jena. S. 483.
155 So hatte der Führer des NSDDB in Berlin 1938 Jecht die nötigen »Führerqualitäten« abgesprochen und sich gegen eine 
Berufung Jechts zum Ordinarius ausgesprochen: »Wenn auch in politischer Hinsicht gegen ihn keine Bedenken zu 
erheben sind, so ist Jecht doch nicht der nationalsozialistische Hochschullehrer, wie sich der Nationalsozialismus den 
neuen Führertyp an den Hochschulen vorstellt. Es wird daher für zweckmäßiger gehalten, dass Jecht zunächst an einer 
kleineren Universität sich die genügende Praxis aneignet und sich zu einer Führernatur entwickelt.« Letztendlich setzte 
Dekan Weigmann von der Rechts- und Staatswissenschaftlichen Fakultät, der dem Rezept zur Erziehung zur »Führer-
natur« durch »Bewährung« in der Provinz eine klare Absage erteilt hatte, die Ernennung des »politisch wie charakterlich 
in jeder Beziehung [...] unbedingt einwandfreien« Jecht durch: »Wenn mit dem erwähnten Einwand gemeint sein sollte, 
dass Professor J[echt] einer gewissen jugendlichen Frische entbehrt, so ist dieser Vorwurf nur bedingt richtig und gilt 
nur für den ersten Eindruck seiner äußeren Erscheinung. Außerdem gebe ich zu bedenken, dass man zukunftsreiche 
Forscherpersönlichkeiten im Interesse der deutschen Wissenschaft und ihrer vielseitigen Aufgaben nicht zu einseitig 
beurteilen und damit den Aufstieg unentbehrlicher Begabungen verhindern sollte.« NSDAP, Stab des Stellvertreters 
des Führers, an REM, 24.2.1938 u. Rechts- und Staatswissenschaftliche Fakultät, Universität Berlin, Dekan Weigmann, an 
REM, 6.4.1938, BA Lichterfelde REM W/P J 21 A 54 Bl. 8532 u. 8536. Auch die beim Spruchkammerverfahren gegen Jecht 
vorgelegten Erklärungen sprechen – wenn man ihnen denn Glauben schenken möchte – eine andere Sprache. Siehe 
S. 602.
156 Der Beauftragte des Führers für die Überwachung der weltanschaulichen Erziehung, Kulturpolitisches Archiv an Haupt-
amt Wissenschaft im Hause, 7.12.1942, BA NS 15/158b Bl. 199.
157 Jecht an Spruchkammer Heidelberg, 21.3.1947, GLA KA 465a-59-1-11154 Bl. 48-52 u. Jecht: Kriegsfinanzierung. Zur 
Selbstgleichschaltung und dem Phänomen »Dem Führer entgegenarbeiten« vgl. Langewiesche: Universität Tübingen u. 
Kershaw: Hitler.
158 Dekan an Rektor, 9.9.1940, UA HD B-7750. Im August 1942 hatte Krause anlässlich seiner Ernennung zum Dekan der 
Juristischen Fakultät um seine Entbindung von den Pflichten in der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät 
gebeten. Inwiefern Krause sich vollständig aus der letztgenannten Fakultät zurückziehen wollte, lässt sich aus dem 
Kontext nicht erschließen. Rektor an Dekan, 22.8.1942, UA HD B-7750.
159 Dekan der Juristischen Fakultät an Jecht, 18.5.1943, UA HD PA 765.
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Jecht zog daraufhin seine Bitte zurück, gab aber zugleich zu verstehen, dass er die Ab-
wehrhaltung der Juristischen Fakultät für überholt hielt: In Zukunft würden »sachliche 
Gründe« »zu einer noch engeren Kooperation zwischen Rechts- und Wirtschaftswissen-
schaft zwingen«.160 Als Jecht im Herbst 1943 in Heidelberg eintraf, musste die Juristische 
Fakultät zu ihrer Entrüstung feststellen, dass das REM den Nationalökonomen »über ihren 
Kopf hinweg« zum Mitglied ihrer Fakultät gemacht hatte.161 Krause protestierte in Berlin 
und spezifizierte die ablehnende Haltung der Juristen, die sich seit Wintersemester 1933/34 
nicht verändert hatte162:
»Wünsche einer gleichzeitigen Mitgliedschaft in der Juristischen Fakultät sind seitens 
der Mitglieder der staats- und wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät auch früher 
schon geäußert worden. Durch die jetzt erfolgte Ernennung eines neu berufenen Mit-
gliedes ergibt sich deshalb keine besonders angenehme Situation. Wir befürchten vor 
allem, daß der Probefall Schule macht. Angesichts des Umfanges und der besonderen 
Aufgaben der staats- und wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät (Ausbildung aller wirt-
schaftlichen Fachrichtungen: Diplomvolkswirt, Diplomkaufmann, Diplomhandelsleh-
rer; sehr großes Dolmetscherinstitut; Zeitungswissenschaft) wäre eine Verschmelzung 
der staats- und wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät und der Juristischen Fakultät nur 
von Nachteil.«163
»4.1.3.5 Schneider-Aarhus«, Dezember 1942
Die von Berlin mit solcher Verve betriebene Berufung Schneiders hingegen sollte im San-
de verlaufen, der für seine Person eigens geplante Lehrstuhl wurde nie geschaffen.164 Die 
Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät hatte am 11. Dezember 1942 nach Maß-
gabe Rektor Schmitthenners zwei Berufungslisten zur »Besetzung des freien ordentlichen 
Lehrstuhls für Volkswirtschaftslehre und eines neuzuschaffenden volkswirtschaftlichen 
Ordinariats« abgegeben.165 An erster Stelle – in Rektorat, REM und Reichswirtschafts-
ministerium wird man es mit Genugtuung gelesen haben – hatte die Fakultät gemäß der 
Absprache den zuvor abgelehnten »Schneider-Aarhus« gesetzt. »Auf eine Darstellung der 
persönlichen Verhältnisse [sc. Schneider-Aarhus’]« meinte die Fakultät verzichten zu kön-
nen, schließlich habe sich das REM ja selbst für Schneider-Aarhus eingesetzt – was den De-
kan nicht daran hinderte, kommentarlos auf das vernichtende Urteil der Fakultät inklusive 
der begleitenden Gutachten vom 15. Juli 1942 hinzuweisen. Aufgrund der bereits über-
deutlich gemachten Präferenzen der Berliner Ministerien waren die auf die nachfolgenden 
Plätze gesetzten Kandidaten von vorneherein aus dem Rennen. Auf der Sitzung der Fakul-
tätskommission hatte es folglich auch keine Diskussion gegeben: Auf den Plätzen zwei und 
drei folgten Preiser, Jena, und Weigmann, Berlin, Platz vier nahm Heinrich Rittershausen, 
Breslau, ein.166 
160 Jecht an Dekan der Juristischen Fakultät, 24.5.1943, UA HD PA 765.
161 Dekan der Juristischen Fakultät an REM, Referent für die Juristischen und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultäten, 
11.11.1943, UA HD PA 272.
162 Siehe S. 95. Pikanterweise lehrte Krause nach 1945 im Kreise der »Praktiker« an der Wirtschaftshochschule in Mannheim. 
Krause: Recht.
163 Dekan der Juristischen Fakultät an REM, Referent für die Juristischen und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultäten, 
11.11.1943, UA HD PA 272.
164 REM an MKU, 13.2.1943, UA HD B-7750. 
165 Dekan an Rektor, 11.12.1942, UA HD B-7750.
166 Heinrich Rittershausen (*1898), 1922 Promotion in Frankfurt/Main, seit 1930 Lehrauftrag in Frankfurt, Rockefeller-
Fellowship in Frankreich und Spanien, 1933 Habilitation in Frankfurt, finanzieller Sachverständiger des Reichsheim-
stättenamts der DAF und der NSDAP in Berlin, 1940 ao. Professor Univ. Breslau. Thoms beschränkte sich bei der 
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Da es während des Krieges wohl ausgeschlossen sei, dass Baden bzw. das REM ein neu-
es Ordinariat für Schneider einrichte, argumentierte Thoms, so müsste dieser Lehrstuhl als 
Stiftungsprofessur eingerichtet werden. Die Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche Fa-
kultät erklärte sich bereit, als Grundstock die Mittel der Gothein-Stiftung zur Verfügung zu 
stellen, die allerdings mit jährlich 4.500 RM nicht ausreichten, einen ordentlichen Professor 
angemessen zu besolden. Da die Errichtung der neuen volkswirtschaftlichen Lehrstuhls 
auch den Interessen des Instituts für Großraumwirtschaft – und damit denen des Reichs-
wirtschaftsministeriums – förderlich sei, wurde auf Anregung Thoms’ auf der Kuratoriums-
sitzung des Instituts für Großraumwirtschaft beschlossen, aus dessen Mitteln 10.000 RM 
zur Finanzierung der Stiftungsprofessur beizugeben, »denn nach dem Sieg ist die Groß-
raumwirtschaftsproblematik die zentralste Frage der europäischen Lebensordnung«.167 Im 
Januar 1943 warb Dekan Thoms in Berlin für die Errichtung dreier neuer Lehrstühle, um 
die Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät für die Erfordernisse des von Thoms 
ungeachtet Stalingrads erwarteten »endgültigen Sieges« zu rüsten.168 Neben dem dritten 
Lehrstuhl für Volkswirtschaftslehre hoffte Thoms auf einen für Statistik und einen weiteren 
für Betriebswirtschaftslehre. Noch früher als Thoms’ Erwartung auf den »Endsieg« wurde 
seine Erwartung enttäuscht, dass die Fakultät »in Berlin keine Schwierigkeiten haben wer-
de, wenn von Baden die entsprechenden Anträge« zur Schaffung des weiteren volkswirt-
schaftlichen Ordinariats stelle.169 Rudolf Mentzel, Amtschef Wissenschaft im REM seit 1939, 
hielt die von Thoms eingeworbenen Mittel für nicht ausreichend, »da die in Aussicht ge-
stellten Zuschüsse [zu gering seien], während der Staat die Hochschullehrer auf Lebenszeit 
[sichere]«.170 
Der 8. April 1943 markierte das Ende aller Hoffnungen der Staats- und Wirtschaftswis-
senschaftlichen Fakultät auf einen Ausbau der verfügbaren Planstellen: Ministerialreferent 
Südhoff sah sich aufgrund der »Haushaltsstoppverordnung« des Ministerrats für Reichs-
verteidigung vom 12. Februar 1941 nicht in der Lage, »dem Antrage auf Errichtung neuer 
Professuren [...] zurzeit näherzutreten«.171 Thoms’ Vorschlag der Schaffung einer übergangs-
wissenschaftlichen Würdigung auf den knappen Hinweis: »Professor Rittershausen hat in sehr geschickter Weise zu 
wirtschaftswissenschaftlichen Tagesfragen Stellung genommen, seine Gedanken sind originell.« Dekan an Rektor, 
11.12.1942, UA HD B-7750.
167 Ebd. u. Thoms an Rektor, 4.1.1943, UA HD H-VI-550. Landfried hatte auf der Kuratoriumssitzung des Instituts für Groß-
raumwirtschaft dieser Lösung nur unter der Bedingung zugestimmt, dass das Land Baden die Finanzierung des Lehr-
stuhls mittelfristig übernehme. Protokoll der Kuratoriumssitzung, 7.12.1942, UA HD B-6693/1.
168 In seinem Schreiben an den badischen Ministerialreferenten und »Kameraden« Fuhs zum neuen Jahr 1943 wünschte 
Thoms »ein recht glückliches Jahr«: »Es wird uns sicher dem endgültigen Siege einen wesentlichen Schritt näher brin-
gen.« Die Hoffnung auf einen schnellen Sieg scheint auch bei Thoms erschüttert gewesen zu sein – einen propheti-
schen Tippfehler birgt Thoms’ Grußformel: »Mit freundlichem Gruß und Heil Hitler? [sic!] bin ich stets, Ihr sehr ergebener 
Thoms«. Dekan an MKU, 4.1.1943, GLA KA 235-29853.
169 Schmitthenner warb in seiner Eigenschaft als Badischer Kultusminister für den von ihm vorgeschlagenen Package 
Deal – gleichzeitig ein Musterbeispiel für die schizophren anmutenden Schreiben des Minister-Rektors: »Die besondere 
Lage der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät brachte es mit sich, dass eine Einigung auf den Wunsch des 
Herrn Reichserziehungsministers, Prof. Dr. Schneider-Aarhus auf den freien Lehrstuhl zu berufen, nicht erreicht werden 
konnte. In Verbindung mit dem Rektor [!] habe ich dann nach einer Möglichkeit gesucht, den an die Universität her-
angetragenen Wünschen gerecht zu werden, und fand dies nur in der Schaffung eines neuen Ordinariats, das auf eine 
Stiftungsprofessor [sc. die Gothein-Gedächtnis-Professur] aufbauen und mit Geldern des Instituts für Großraumwirt-
schaft aufgestockt werden könnte.« Schmitthenner trieb aber an der Fakultät vorbei sein eigenes Spiel, in dem er im Ge-
gensatz zur Absprache mit dieser dem REM vorschlug, zuerst Schneider auf den bestehenden Lehrstuhl zu berufen und 
erst danach den Nachfolger Brinkmanns und Wunschkandidaten der Fakultät auf den neu zu schaffenden Lehrstuhl zu 
berufen. MKU an REM, 26.1.1943, BA R 4901-13438 Bl. 121. Zu Mentzel vgl. Grüttner: Biographisches Lexikon. S. 117/118.
170 REM an MKU, 13.2.1943, UA HD B-7750.
171 REM an MKU, 8.4.1943, BA R 4901-13438 Bl. 112 u. REM an Luftfahrtforschung Heidelberg, Der Obmann, Wegener, 
13.10.1941, UA HD H-VI-550. Zur »Haushaltsstoppverordnung« siehe Anm. 1, S. 110.
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weisen Stiftungsprofessur wurde unter den Tisch gekehrt und nicht weiter behandelt. Von 
»Schneider-Aarhus« war in den Schreiben bereits keine Rede mehr, anscheinend hatten 
sich dessen frühere Fürsprecher mit der Niederlage abgefunden oder bereits alternative 
Pläne entwickelt. Im Wintersemester 1944/45 wurde Schneider als Nachfolger Macken-
roths an die Universität Kiel berufen.172
Seminar für Betriebswirtschaftslehre – 4.1.4 
Anstrengungen zur Schaffung 
eines zweiten Ordinariats
Verhandlungen mit Karl Rößle, April 19344.1.4.1 
Die Anstrengungen zur Einrichtung eines zweiten Ordinariats für Betriebswirtschaftslehre 
hatten bereits unmittelbar nach der Übernahme der Mannheimer Handelshochschule im 
April 1934 ihren Anfang genommen. Einhellig hatten sich der damalige Rektor und Dekan 
Groh, Prodekan Brinkmann, die Studentenschaftsfunktionäre Scheel, Hagenbuch und Franz 
sowie das Badische Kultusministerium auf den an der Handelshochschule Königsberg leh-
renden Karl Rößle als erste Wahl bei der Besetzung des »wiederholt zugesagten zweiten 
Lehrstuhl[s] für Betriebswirtschaftslehre« verständigt.173 An der Staats- und Wirtschaftswis-
senschaftlichen Fakultät fürchtete man um den Erhalt der Studierendenzahlen angesichts 
des personellen Aderlasses bei der Verlegung der Handelshochschule nach Heidel berg.174 
Rößle, der 1893 in Heiligkreuzsteinach nahe Heidelberg geboren worden war, erklärte An-
fang Mai 1934 seine Bereitschaft, an die Ruperto-Carola zu wechseln, wenn er in »geldlicher 
Hinsicht« Sommerfeld und Schuster mindestens gleichgestellt würde.175 Er hielt auch an 
dieser Absicht fest, als ihm durch das Preußische Unterrichtsministerium und »politische 
Instanzen« die Erhöhung seines Grundgehaltes und die Errichtung des von Rößle seit mehr 
als fünfzehn Jahren betriebenen »Handwerksinstituts als ordentliche Hochschuleinrich-
tung« in Königsberg angeboten wurde.176 Im Herbst 1934 durchkreuzte das REM jedoch 
alle weiteren Pläne, indem es Rößle zum Wintersemester 1934/35 nicht frei gab. 
Das gleiche Bild bot sich zum Sommersemester 1935: Die Fakultät warb nicht ohne Erfolg 
um den Betriebswirt, aber das REM gab wiederum Rößle nicht frei. Letzterer sollte durch 
die Verleihung einer Honorarprofessur an der Universität Königsberg entschädigt werden, 
die Heidelberger Fakultät wurde mit der Bewilligung von 150 RM pro Monat zur Schaffung 
einer Hilfsassistentenstelle ruhig gestellt.177 Auch für das Wintersemester 1935/36 beharrte 
das REM auf seiner ablehnenden Haltung, signalisierte aber, dass die »Aussicht« bestünde, 
die Professur für Betriebswirtschaftslehre zum 1. Dezember 1935 wieder zu besetzen« und 
172 REM an Schneider 29.4.1943, BA Lichterfelde W/P Sch 277. Siehe fortführend zur Forschung am Institut S. 290.
173 Rößle, Lebenslauf, 18.05.1934, GLA KA 235-29853; Studentenschaft Heidelberg an Führer der Universität, 9.3.1934, UA 
HD B1071/1; Rektor an MKU, 14.4.1934, GLA KA 235-29853; Brinkmann an Rektor, 4.4.1934, UA HD B 1071/1.
174 Rektor an MKU, 14.4.1934, GLA KA 235-29853.
175 Rößle war Mitglied der NSDAP seit dem 1.5. 1933, Mitgliedsnr. 2.103.037, außerdem Mitglied des NSDDB, der DAF und 
des Rechtswahrerbunds. Reichsorganisationsleiter der NSDAP, Parteistatische Erhebung 1939, 2.7.1939, BDC PK Rößle, 
Karl 01.04.93.
176 MKU, Aktennotiz, 2.5.1934 u. Rößle an MKU, 1.6.1934, GLA KA 235-29853.
177 REM an MKU, 23.10.1934 u. MKU an Rektor, 27.11.1934, GLA KA 235-29853.
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bat um die alsbaldige Einreichung eines Dreiervorschlages.178 Das MKU zerstreute diese 
Hoffnung: Nach einem Jahr des Werbens um Rößle gewann Karlsruhe nun überraschend 
die Einsicht, dass für die Einrichtung eines zweiten Lehrstuhls keine Mittel vorhanden sei-
en:
»Da für die von der früheren Handelshochschule Mannheim übernommenen Professo-
ren Dr. Sommerfeld und Dr. Schuster noch keine Stellen – auch nicht im Haushaltsplan 
1935 – bewilligt wurden, steht keine Professur zur Berufung eines zweiten Vertreters 
für das Fachgebiet der Betriebswirtschaftslehre zur Verfügung. Prof. Dr. Sommerfeld 
wird zur Zeit auf einer freien Professur der Universität Freiburg und Prof. Dr. Schuster 
auf dem bisher von Prof. Dr. Alfred Weber innegehabten Ordinariat verrechnet [...]. Ge-
genwärtig [kann] nur durch Übertragung einer Professur der juristischen Fakultät an 
die wirtschaftswissenschaftliche Fakultät ein Ordinariat für Betriebswirtschaftslehre 
errichtet werden.«179
Bis auf weiteres sollte Privatdozent Thoms die Vertretung übernehmen. Die Eingabe 
von Berufungsvorschlägen wurde bis zur Verabschiedung des nächsten Haushaltsplans im 
Frühjahr 1936 zurückgestellt – tatsächlich stammt das nächste Papier in der betreffenden 
Akte aus dem Jahr 1942. Rößle sollte bereits zum Sommersemester 1937 an die Universität 
Bonn berufen werden.180 Wie der Fall Rößle zeigt, sah man im REM keine Verpflichtung zu 
besonderer Fürsorge für die personell so schwach aufgestellte, junge Heidelberger Staats- 
und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät.
Planmäßiges Extraordinariat an Thoms, Juli 19364.1.4.2 
»Kanonen können wir auf das Extra-Ordinariat ja nicht berufen.« 
Bötticher an Sommerfeld, 15.7.1936, UA HD H-VI-552/2.
»Um so mehr freue ich mich natürlich, daß wieder ein echter 
Vorkämpfer für eine nationalsozialistische Wirtschaftslehre 
ernannt worden ist.« Kurt Ziegler an Thoms, 20.10.1936, UA 
MA B 2 15/1.181
Sommerfeld hatte bereits Ende 1934 eine eigene Liste mit möglichen Kandidaten für die 
Besetzung des zweiten, an der Mannheimer Handelshochschule von LeCoutre innegehal-
tenen Lehrstuhls für Betriebswirtschaftslehre aufgestellt. Zum Aufbau der Heidelberger 
Fakultät hoffte er einen erfahrenen, renommierten Industriebetriebswirt gewinnen zu 
können: 
»Um der Fakultät die notwendige Beachtung im Reiche zu sichern, muß der neu zu 
berufende Herr ein allgemein anerkannter, ausgereifter Betriebswirt sein. Es genügt 
nicht, daß er etwas verspricht.«182 
Den Anforderungen Sommerfelds, der in seinen Kurzgutachten sorgfältig die »nationa-
le Haltung« der Hochschullehrer herausstrich, genügten Erwin Geldmacher183, Köln, Fritz 
178 REM an MKU, 3.04.1935, GLA KA 235-29853.
179 Ebd.
180 REM an Fleege-Althoff, 30.3.1937, UA HD PA 3776.
181 Kurt Ziegler vom Institut für Agrarwesen und Agrarpolitik an der Landwirtschaftlichen Hochschule in Stuttgart-Hohen-
heim war wie Thoms 1936 zum Professor ernannt worden und war Mitglied in der »Heidelberger Kameradschaft«. Zieg-
ler an Thoms, 20.10.1936, UA MA B 2 15/1. Zur »Heidelberger Kameradschaft« siehe S. 136.
182 Sommerfeld an Dekan, 11.12.1934, UA HD H-VI-552/1. 
183 Erwin Geldmacher (*1885), 1924 ord. Prof. für Betriebswirtschaftslehre am Betriebswirtschaftlichen Industrieseminar, 
Univ. Köln. Der damalige Rektor der Universität Köln erfüllte nach Sommerfeld die Anforderungen der Heidelberger 
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Schmidt184, Frankfurt, und Theodor Beste185, Dresden, pari loco, sowie Max R. Lehmann, 
Nürnberg.186 Die Aufnahme des ursprünglich ebenfalls ins Auge gefassten Karl Hennig, 
Hannover, in den Kreis seiner Favoriten verwarf der Heidelberger Betriebswirt.187 
Die universitären NS-Gliederungen, Studenten- und Dozentenschaft, hingegen hatten 
frühzeitig ihr gewachsenes Gewicht für den vielfältig in der »Bewegung« engagierten und 
»viel versprechenden« Privatdozenten und früheren Assistenten LeCoutres, Thoms, in die 
Waagschale geworfen.188 Dessen wissenschaftliches Oeuvre beurteilten die von der Fakul-
tät beauftragten Gutachter Heinrich Karl Nicklisch und Max Rudolf Lehmann allerdings 
nur verhalten: Beide lobten Thoms’ Fleiß, bemängelten aber gleichzeitig, dass das von 
ihm bestellte Forschungsfeld zu »eng« sei.189 Lehmann attackierte Thoms, den späteren 
Fakultät par excellence: »Unter den Herren, die für uns in Frage kommen, ist ganz zweifellos G[eldmacher] die mächtigs-
te Persönlichkeit, zumal er ein Meister der freien Rede ist. Dazu ist er ein feiner wissenschaftlicher Kopf von kristallener 
Klarheit. Das Intuitive in seinen Arbeiten ist allgemein anerkannt. Geldmacher ist Frontkämpfer gewesen.« Geldmacher 
war Mitglied der  NSDAP und Führer der Fachschaft der Betriebswirtschaftlichen Hochschullehrer in der »Akademie für 
Deutsches Recht«. Sommerfeld an Dekan, 11.12.1934, UA HD H-VI-552/1.
184 Der Frankfurter ord. Prof. für Betriebswirtschaftslehre Fritz Schmidt (*1882), hatte sich mit der Studentenschaft durch 
Bemerkungen über uniformiertes Konjunkturrittertum angelegt, so dass sich Sommerfeld gezwungen sah, diesen 
gegen die zu erwartenden negativen Gutachten a priori zu verteidigen: »[Schmidt] ist ein lebendiger Dozent und 
ausgezeichneter, international bekannter Wissenschaftler, der in seiner manchmal burschikosen Art einmal unbequem 
ist und dies noch übertreibend sagt, der aber seiner ganzen Persönlichkeit nach durchaus auf dem Boden der national-
sozialistischen Bewegung steht. Er ist von jeher der Revolutionär unter den Betriebswirten gewesen. Die inkriminierte 
Äußerung, dass alles jetzt in Uniform umherlaufe, dass er es aber nicht tun würde und wenn er als letzter Zivilist im 
Museum abgeliefert würde, ist sicherlich ›ganz Schmidt‘, aber seine politische Einstellung kann dadurch nicht beurteilt 
werden. Meines Erachtens hat er zum Ausdruck bringen wollen, dass es auf das Äußere nicht ankomme, sondern auf 
die Gesinnung. Wer Schmidt kennt, weiß, dass er jeder Äußerlichkeit abhold ist. Schmidt ist 52 Jahre alt. Universell 
ausgerichtet mit besonderer Vorliebe für die Industriebetriebswirtschaftslehre, ist er einer der originellsten Köpfe.« 
Sommerfeld an Dekan, 11.12.1934, UA HD H-VI-552/1.
185 Theodor Beste (*1894), ord. Prof. der Wirtschaftswissenschaft, TH Dresden. Das Gutachten der Studentenschaft fiel 
positiv aus: »Beste wird von der Dresdner Fachschaft als unpolitisch bezeichnet, doch werden ihm ausgezeichnete 
pädagogische Fähigkeiten und seine Verbindung mit der Praxis nachgerühmt.« Deutsche Studentenschaft, Hauptamt 
für Wissenschaft, Leiter der Reichsfachgruppe Volkswirtschaft, an Leiter der Staatswissenschaftlichen Fachschaft an der 
Universität Heidelberg, Kamerad Horch, 23.11.1934, UA HD H-VI-552/1. Sommerfeld lobte Beste als eine »feinsinnige, 
charaktervolle Persönlichkeit, bestimmt und durchaus verbindlich«: »Was er schreibt, ist gut durchdacht. [...] Ob er der 
Partei angehört, ist mir nicht bekannt. Daß er immer ein nationaler Mann war, ist ohne Zweifel, den Marxismus hat 
er scharf abgelehnt.« Sommerfeld an Dekan, 11.12.1934, UA HD H-VI-552/1. Auch der Dresdner Jurist Arthur Nikisch 
schloss sich der Meinung Sommerfelds an. Nikisch an Sommerfeld, 21.1.1935, UA HD H-VI-552/1.
186 Den damaligen Rektor der Handelshochschule Nürnberg, Max R. Lehmann (*1886), führte Sommerfeld als »älteres 
Mitglied der  NSDAP« ein (Anm. 190, S. 141), das über große Erfahrung in der Praxis verfüge, »beachtliche Aufsätze an 
den verschiedensten Stellen« veröffentlicht habe und eine »universelle Einstellung weit über den Rahmen seines Spezi-
algebietes heraus« besitze. Sommerfeld an Dekan, 11.12.1934, UA HD H-VI-552/1.
187 Warum Sommerfeld den ao. Prof. Karl Hennig (*1890) überhaupt in seine engste Auswahl aufnahm, bleibt angesichts 
seiner abwehrenden Bewertung unklar: »Weniger gut ausgewiesen. Man kennt ihn kaum. In seinen Werken ist kaum 
etwas Originales. [...] Auch nach der Seite der Persönlichkeitsentwicklung [...] weniger zu empfehlen.« Möglicher-
weise wurde Hennig Sommerfeld von außerhalb, dem Dozentenbund, einer Parteidienststelle oder einem Kollegen, 
empfohlen, so dass dieser sich bemüßigt sah, diesen in seine Erwägungen miteinzubeziehen. Sommerfeld an Dekan, 
11.12.1934, UA HD H-VI-552/1. Zu Hennig vgl. Larsen: Theory.
188 Prodekan an Nicklisch, 20.11.1934, UA HD H-VI-551/2.
189 Nicklisch urteilte über Thoms’ Habilitationsschrift zur Betriebsverwaltung, dass diese »abgesehen von Mängeln der Pro-
blemstellung und einigen Einseitigkeiten der Darstellung« eine »achtbare Leistung« darstelle: »Auch früher schon hat 
Thoms, meist in Verbindung mit Prof. LeCoutre, dessen Assistent er war, bewiesen, dass er ein lebhafter und fleißiger 
Arbeiter auf dem Gebiet der Betriebswirtschaftslehre ist.« Allerdings erschien eine Berufung Thoms’ auf ein Ordinariat 
Nicklisch als verfrüht: »Was mich an dieser Sache etwas beunruhigt, ist die Tatsache, dass es sich in Heidelberg um ein 
Ordinariat handelt und dass Herr Thoms eben erst habilitiert ist, so dass noch gar nicht abgesehen werden kann, wie 
er sich weiter entwickeln wird. Ich selbst bin immer geneigt, der Jugend vorwärts zu helfen. Aber das Leistungsprinzip 
muss dabei doch in der Weise Geltung behalten, dass beträchtliche Abkürzungen von Bewährungsfristen nur bei ganz 
besonderen Leistungen in Frage kommen können. Die bisherigen Leistungen von Thoms sind achtbar, gehen aber 
nicht über den Leistungsdurchschnitt des Nachwuchses hinaus, in dem es auch schon bewährte Kräfte gibt, die noch 
immer auf die außerordentliche Professur warten.« Nicklisch, Gutachten, 22.11.1934 u. Lehmann, Gutachten, 16.12.1934, 
UA HD H-VI-552/1.
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selbsternannten Protagonisten einer nationalsozialistischen Betriebswirtschaftslehre, be-
merkenswerterweise wegen dessen »kapitalistisch-liberalistischer Geisteshaltung« (Quelle 
»Denkmäßige und willensmäßige Einstellung«, nächste Seite).190 
Sommerfeld sprach sich einerseits gegen eine seiner Meinung nach verfrühte Ernen-
nung zum Ordinarius aus, plädierte aber andererseits für die Verleihung eines Extraordina-
riats an Thoms: 
»Herr Thoms ist ein frischer, lebendiger Dozent, pädagogisch geschickt, ungemein 
fleißig, mit gutem Erfolg immer bestrebt, an seiner Weiterentwicklung zu arbeiten. 
Als politischer Mensch dennoch unbeirrbar konsequent, keiner Entscheidung aus 
Rücksichtnahme aus dem Wege gehend. Für den politischen Kampf opfert er Zeit und 
Nachtruhe in vorbildlicher Weise. Ich halte Herrn Th[oms] auch für einen offenen Cha-
rakter, aus persönlicher Erfahrung heraus. […] Alles in allem ist Herr Th[oms] ein Mann, 
auf den wir berechtigte Hoffnungen setzen können.«191 
Wie bereits Lehmann und Nicklisch hielt auch Sommerfeld das bisherige Arbeitsfeld 
Thoms’ wie dessen Begabung als eigenständiger Forscher für begrenzt, wie er süffisant in 
seiner »Würdigung« zu verstehen gab: 
»Auch hier [sc. bei der wissenschaftlichen Behandlung der Organisation] steht ihm das 
Technische, die praktische Gestaltung, im Vordergrund, wenn er auch immer wieder 
versucht, darüber hinaus zu kommen. Zu allgemeinen Grundsätzen kommt der Verfas-
ser nicht.«
Nachdem sich die Lage aufgrund eines letztlich ausgeschlagenen Rufs an Sommerfeld 
nach Köln kurzzeitig weiter verschärft hatte192, warb die Fakultät beim Rektorat für die Be-
rufung eines wissenschaftliche anerkannten und fachlich ausgereiften Mannes, »der für die 
im Werden begriffene Fakultät nach außen die genügende Werbekraft zu entwickeln in der 
Lage ist«193 – wobei sich der Dekan »schmerzlich« bewusst war, dass der »Kreis der für die 
Berufung in der derzeitigen Situation der Fakultät überhaupt in Frage kommenden Perso-
nen außerordentlich beschränkt« sein werde. Bötticher griff in seiner Begründung weit aus 
und strickte aus dem letzten außenpolitischen Erfolg des Regimes und der Lage Heidel-
bergs eine zeitgemäße Begründung für die Errichtung eines zweiten Betriebswirtschaft-
lichen Ordinariats: 
190 Lehmann selbst war keineswegs unumstritten. Die »gutachterliche Äußerung über Prof. Dr. Dr. M. R. Lehmann« eines 
Nürnberger Kollegen aus dem Psychologischen Institut, die Sommerfeld angefordert hatte, zeichnet ein Psychogramm 
eines spätbekehrten nationalsozialistischen Strebers: »Stand 1929 politisch noch auf dem Boden der deutschen Volks-
partei. [Im] Dezember 1932 schloss er sich der  NSDAP an. In einer persönlichen Aussprache erklärte er mir, daß seine 
eigenen wirtschaftswissenschaftlichen Anschauungen mit dem Nationalsozialismus übereinstimmten, weshalb er sich 
der Bewegung angeschlossen habe (P. Nr. 1443021). [...] Herr Lehmann vertritt durch Wort und Schrift mit größtem Eifer 
die nationalsozialistische Weltanschauung. Charakterlich ist seine Persönlichkeit stark umstritten. Bei seiner ungeheu-
ren Betriebsamkeit, die ihn jedes Problem aufgreifen und durchdenken lässt, wirkt er vielfach inkonsequent. Morgen 
widerlegt er, was er heute als feste Tatsache hingestellt hat und ist dann erstaunt, wenn man ihn auf Widersprüche auf-
merksam macht. Das wirkt sich auch auf sein Verhältnis zu seinen Mitmenschen aus. Andererseits verfolgt er wiederum 
äußerst zähe ein Ziel, das ihm Gefühlsangelegenheit geworden ist. Mit der Mehrzahl seiner Kollegen steht er in keinem 
erfreulichen Verhältnis. Er verstand es, sich weitgehend zu isolieren. Die Studentenschaft steht ihm nicht nahe, ja lehnt 
ihn weitgehend ab. […] Zusammenfassung: Politische Haltung völlig einwandfrei; Charakter und Lehrbegabung um-
stritten; wissenschaftliche Leistung sehr gut.« Psychologisches Institut der Handelshochschule Nürnberg, [Ludwig] Sell, 
17.1.1935, UA HD H-VI-552/1.
191 Sommerfeld an Dekan, 18.12.1934, UA HD H-VI-552/1.
192 Das REM wollte Sommerfeld als Nachfolger des in die vorzeitige Emeritierung getriebenen Schmalenbachs an die 
Universität Köln berufen. REM an Sommerfeld, 30.1.1935, UD HD PA 284. Zu Schmalenbach siehe Anm. 92, S. 37.
193 Dekan an Rektor, 8.2.1935, UA HD H-VI-552/1.
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»Es handelt sich dabei aber nicht nur um die 
konkurrenzfähige Stellung meiner Fakultät im 
Verhältnis zu anderen Universitäten, sondern 
es handelt sich um eine besondere Aufga-
be, die die in Heidelberg aufgenommenen 
Betriebswissenschaften in der besonderen 
Situation der Heidelberger Universität als 
Grenzland-Universität zu erfüllen hat. Die Be-
deutung, die gerade die Betriebswissenschaf-
ten bei einer Neugliederung der westlichen 
Gaue nach Rückkehr des Saargebiets und der 
damit verbundenen Ausrichtung unserer wis-
senschaftlichen Beziehungen nach dem We-
sten haben werden, liegt zu sehr auf der Hand, 
als daß darüber noch Worte gemacht werden 
müssen.«194
Mit Rößle und Beste schlug die Fakultät zwei 
wissenschaftlich und pädagogisch ausgewiese-
ne Ordinarien vor, deren politische »Haltung« 
im Schreiben der Fakultät kaum diskutiert wur-
de.195 
Die Hoffnung der Staats- und Wirtschafts-
wissenschaftlichen Fakultät, durch die (Wieder-)
Errichtung des zweiten Lehrstuhls für Betriebs-
wirtschaftslehre das Niveau der personellen 
Ausstattung der Mannheimer Handelshoch-
schule zumindest teilweise wiederzuerlangen, 
zerschellte im Juni 1934 an der Weigerung des 
MKU, hierfür Geldmittel zur Verfügung zu stel-
len. Resigniert suspendierte die Fakultät ihr Vor-
haben, eine »erstrangige Lehrkraft« auf ein zu schaffendes zweites Ordinariat zu berufen, 
und gab »schweren Herzens« ihre bisherige Verhandlungsposition auf: Mit dem Heidelber-
ger Privatdozenten Thoms entschied sich die Fakultät für eine Notlösung – oder, wie der 
Dekan formulierte: »Kanonen können wir auf das Extra-Ordinariat ja nicht berufen.«196
»Die Fakultät kennt den Dozenten Dr. Thoms [...]. Sie kennt ihn insbesondere nach sei-
nen persönlichen und charakterlichen Qualitäten und aus seiner kameradschaftlichen 
Mitarbeit in der Fakultät. Sie weiß schließlich, daß sie ihn bestimmt bis zum 1. Oktober 
des Jahres haben kann. Zusammengefaßt: Die Fakultät hat das dringendste Interesse, 
jeden Unsicherheitsfaktor bei der Berufung einer jüngeren Kraft im gegenwärtigen 
Zeitpunkt auszuschließen.«197
Thoms genoss alle Sympathien der Heidelberger Studentenschaft, die diesen vor dem 
Vorwurf der mangelnden wissenschaftlichen Leistung abzusichern suchte, wie das Gutach-
ten des Fachschaftsleiters Prinzing zeigt:
194 Ebd.
195 Beste war weder Mitglied der  NSDAP noch der SA. Ebd.
196 Hatte die Fakultät in ihrem ersten Vorschlag allein Thoms als möglichen Kandidaten genannt, so ergänzte Sommer-
feld nach Rücksprache mit dem MKU, mit dem Leiter der NS-Dozentenschaft an der Wirtschaftshochschule Berlin 
und dem Berliner Hans Hohlfeld die Liste zum geforderten Dreiervorschlag. Bötticher an Sommerfeld, 15.7.1936, 
UA HD H-VI-552/2.
197 Dekan an Rektor, 26.6.1935, UA HD H-VI-552/1.
Quelle 15 | »Denkmäßige und willensmäßige Einstellung«
»Der wichtigste Einwand, den ich jedoch gegen die Berufung des Herrn 
Dr. Thoms zu erheben habe, richtet sich gegen die wissenschaftliche 
Einstellung mit der er an sein Arbeitsgebiet herangeht. In dieser Bezie-
hung verweise ich speziell auf Seite 28 ff. des oben genannten Buches 
[sc. Thoms’ Habilitationsschrift ›Betriebsverwaltung‹]. Dort finden sich 
(1934 aufrechterhalten, wenn auch 1931 niedergeschrieben) folgende 
grundsätzliche Ausführungen (Sperrungen von mir vorgenommen bzw. 
abgeändert):
›Die Technik..., die Wirtschaft ist die Ordnung der Leistungen im Hin-
blick auf einen gewinnbringenden Vollzug‹, ›... Das wirtschaftliche 
Güteverhältnis stellt den Werteinsatz der Leistungen dem Wertergebnis 
gegenüber; es ist das Verhältnis der für eine Leistung erforderlichen 
Kapitalinvestition zum Kapitalerlös‹. ›Personen und Mittel sind techni-
sche Faktoren, wenn ihre Verwendbarkeit bestimmt wird im Hinblick 
auf den Kapitalerfolg des Leistungsergebnisses‹. Ich bekenne nicht nur 
als Wissenschaftler, sondern namentlich auch als Mitglied der  NSDAP., 
offen, daß ich mir im Jahre 1934 eine derartig einseitige und zugleich 
kapitalistisch-liberalistische Geisteshaltung kaum mehr vorzustellen 
vermag. Dabei muss ich auch auf die Zusammenstellung der ›Leistungs-
Teile‹ (s. 29 unten) verweisen, in welcher ein entsprechender sozialer 
Teil der Leistung, wie sich sagen lässt, gänzlich fehlt. Wie will Herr 
Thoms aber dann die speziell mit dem ›Gesetz zur Ordnung der natio-
nalen Arbeit‹ zusammenhängenden Probleme überhaupt einordnen? 
Diese Ausführungen müßen jedoch hier deshalb besonders herausge-
stellt werden, weil mir bekannt ist, daß Herr Dr. Thoms wie ich selbst 
Mitglied der NSDAP ist. Denn das bedeutet doch, daß der Verfasser der 
herangezogenen Abhandlung seine denkmäßige Einstellung nicht mit 
seiner willensmäßigen bzw. weltanschaulichen in Übereinstimmung 
zu bringen vermag. Diese Erkenntnis führt schließlich zu dem Ergebnis, 
daß er für einen verantwortlichen Lehrstuhl persönlich noch nicht reif 
ist, bzw. daß er noch einige Gelegenheit zu vorbereitender eigener 
Schulung braucht. Heil Hitler!«
Lehmann, Gutachten über Walter Thoms, 16.12.1934, UA HD H-VI-552/1 
[Hervorhebungen wie im Original].
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»Der Privatdozent Dr. Walter Thoms ist uns nicht nur aus seinen Übungen und Vorle-
sungen, sondern insbesondere aus den Arbeitsgemeinschaften bekannt, die er für die 
Fachschaft geleitet hat. Wir lernten ihn in dieser Zusammenarbeit außerordentlich 
schätzen, und zwar nicht nur als einen wirklichen Nationalsozialisten von ausgezeich-
neter Haltung, sondern auch als einen der wenigen Wissenschaftler, die mit großem 
Mut und Ernst an den Neuaufbau der Betriebswirtschaftslehre herangehen. Wir kennen 
zu gut die Schwierigkeiten, die sich einer solchen Arbeit entgegenstellen und verlan-
gen daher keine völlig abgerundete Leistung. Der Versuch zum Neuen erscheint uns 
auf jeden Fall wertvoll genug, um ihm einen größeren Wirkungskreis zu verschaffen.«198
Mit dem ausführlich für seine »parteiamtlichen Tätigkeiten« gelobten Privatdozenten 
Thoms wurde zum Sommersemester 1936 ein Vertreter der parteinahen, aber wissen-
schaftlich noch wenig hervorgetretenen Hochschullehrer über eine Hausberufung zum 
beamteten außerordentlichen Professor ernannt (Quelle »Unbeirrbar konsequent und 
kämpferisch«, S. 147):199 
»Auf der anderen Seite muß die Fakultät bestrebt sein, für den zweiten betriebswirt-
schaftlichen Lehrstuhl möglichst junge Fachvertreter zu bekommen, die in der Lage 
sind, mit besten Kräften an dem Aufbau der Fakultät mitzuwirken und den Betriebswis-
senschaften die Ausrichtung zu geben, derer sie im Rahmen der Aufgaben des neuen 
Staates [bedürfen].«200
Die Betriebswirtschaft an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät wurde 
jetzt von dem Ordinarius Sommerfeld und den Extraordinarien Thoms und Fleege-Althoff, 
der bereits im Dezember 1935 zum nichtbeamteten außerordentlichen Professor ernann-
ten worden war, vertreten.201
Seminar für Betriebswirtschaftslehre – 4.1.5 
Extraordinariat Betriebswirtschaftslehre, 
Oktober 1936
Im Februar 1937 wurde Extraordinarius Fleege-Althoff vom REM zur Lehrstuhlvertretung 
an die Handelshochschule Königsberg beordert.202 In Reaktion auf das sich abzeichnende 
endgültige Ausscheiden Fleege-Althoffs legten Sommerfeld und Thoms am 25. September 
1936 einen neuen Berufungsvorschlag zur Besetzung des Extraordinariats vor.203 Der Favo-
rit der Fakultät war der »wissenschaftlich sehr gut ausgewiesene« und »als ausgezeichne-
ter Lehrer« geltende Kieler außerordentliche Professor Martin Lohmann. In der zwei Seiten 
langen Würdigung der wissenschaftlichen Arbeit und der Persönlichkeit Lohmanns findet 
198 Studentenschaft der Universität Heidelberg, Fachschaftsleiter Staatswissenschaftler, Prinzing, an Dekan, 28.6.1935, 
UA HD H-VI-552/1.
199 Thoms bezog ein Grundgehalt von jährlich 7.500 RM. Thoms an MKU, 22.2.1936, UA HD PA 6080 u. REM an Thoms, 
29.7.1936, UA HD PA 6080.
200 Dekan an Rektor, 8.2.1935, UA HD H-VI-552/1.
201 Fleege-Althoff nahm zusätzlich vom Wintersemester 1934/35 bis zum Sommersemester 1936 einen Lehrauftrag an 
der rechts- und staatswissenschaftlichen Fakultät der Universität Bonn wahr. Schreiben vom 15.04.1935, 6.11.1935, 
27.3.1936 u. MKU an Rektor, 5.12.1935, UA HD PA 267. Vgl. Höpfner: Universität Bonn. S. 266.
202 REM an Fleege-Althoff, 30.3.1937, UA HD PA 3776. In Wiederholung der Vorgänge an der Handelshochschule Mannheim 
vertrat Fleege-Althoff wiederum nach dessen Weggang Rößle, der an die Universität Bonn berufen worden war. 1938 
trat er Rößles Nachfolge als Ordinarius für Betriebswirtschaftslehre an. Hierüber sind in den spärlichen Heidelberger 
Personalakten keine Informationen mehr zu finden, da die Personalakten Fleege-Althoffs nach Königsberg versandt 
worden waren. Fleege-Althoff fiel 1945 in Königsberg. Rektorat an Linn, Klaus, 19.1.1949, UA HD PA 3776 u. Bollmus: 
Handelshochschule. S. 155.
203 Dekan an Rektor, 23.09.1937, UA HD H-VI-552/2.
144
sich nur ein einziger Satz zu dessen »Haltung«: »Politisch ist er einwandfrei und von der Uni-
versitätsführung in erheblichem Umfang herangezogen worden.«204 Während die Fakultät 
auch im Gutachten des zweitplazierten Curt Sandig nur einen Satz zu dessen politischer 
»Haltung« verloren hatte, wurde der mit Sandig pari loco auf den zweiten Platz gesetzte 
Berliner Lehrbeauftragte und Hauptschriftleiter des »Wirtschaftstreuhänders«, der Privat-
dozent Robert Schweitzer – wohl der Kandidat Thoms’ —, in auffallendem Maße als »sehr 
eifriger und ehrgeiziger Parteigenosse«205 vorgestellt: 
»Wenn die Fakultät neben Sandig mit gleichem Rang den Dozenten Schweitzer be-
nennt, so ist für sie dabei die Erwägung maßgebend, daß Schweitzer wohl nicht in 
dem Maße durch seine Arbeiten ausgewiesen ist wie Sandig, daß er, Schweitzer, aber 
mehreren Mitgliedern der Fakultät bereits persönlich bekannt ist und als energischer, 
zielbewußter und politisch aktiver Dozent und gereifter Charakter vor Augen steht.«206
Der in Berlin vertretende Privatdozent und leitende Revisor bei der Deutschen Revisi-
ons- und Treuhand-AG Hans Herbert Hohlfeld – nach dem Zeugnis der Fakultät ein »selb-
ständiger wissenschaftlicher Kopf« – war von der Berliner Dozentenschaft mit einem in 
dieser Schärfe in den Heidelberger Berufungsakten der Fakultät seltenen, vernichtenden 
Gutachten bedacht worden (Quelle »Dick aufgetragene nat. soz. Einstellung«, S. 149).207 Die 
Heidelberger Wirtschaftswissenschaftler nahmen Hohlfeld vor den Angriffen in Schutz:
»Charakterlich ist Hohlfeld schwer zu beurteilen. […] Vielleicht liegt das an seiner be-
sonderen menschlichen Prägung und Eigenwilligkeit, die sich beispielsweise auch in 
dem zähen Festhalten an vegetarischer Lebensweise bekundet. Ich weise auf diese 
Seite seines Charakters besonders hin, weil sie vielleicht eine Erklärung dafür zu geben 
vermag, daß Hohlfeld in dem Gutachten der Berliner Dozentenschaft recht ungünstig 
wegkommt, während er von anderen als durchaus anständiger und charaktervoller 
Mensch geschildert wird. Das bestätigen auch die Mitglieder meiner Fakultät, die ihn 
von Tagungen, Dozentenlagern usw. kennen. Gerade im Lager soll er sich als sehr ka-
meradschaftlich und aktiv erwiesen haben.«208
Bereits zum Wintersemester 1936/37 versetzte das REM den Leipziger Betriebswirt und 
zweitgesetzten Curt Sandig, einen Schüler Nicklischs, in Vertretung Fleege-Althoffs an die 
Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät.209 Ein Jahr später wurde Sandig nach 
einem positiven Gutachten Sommerfelds und der Empfehlung der Leipziger Studenten-
schaft zum planmäßigen außerordentlichen Professor ernannt:210
204 Martin Gottfried August Lohmann (*1901),1929 ao. Prof., Univ. Kiel. Dekan an Rektor, 25.9.1937, UA HD H-VI-552/2. 
Auch Balduin Penndorf (*1873), Direktor des Seminars für Industriebetrieb an der HH Leipzig, lobte seinen ehemaligen, 
langjährigen Assistenten als »geraden, ehrlichen Charakter, der seine Meinung unerschrocken vertritt«. Penndorf an 
Sommerfeld, 18.9.1937, UA HD V-VI-552/2. Die Kieler Studentenführung attestierte Lohmann, dass dieser eine »klare 
politische Linie« vertrete und »seine Gedankengänge der nationalsozialistischen Geisteshaltung« entsprächen: »Schon 
vor 1933 hat er am Institut für Weltwirtschaft eine judengegnerische Stellung eingenommen.« Studentenführung der 
Universität Kiel an Studentenführer der Universität Heidelberg, 24.9.1937, UA HD H-VI-552/2.
205 Studentenführung der Wirtschaftshochschule Berlin an Studentenführung der Universität Heidelberg, 12.8.1937, UA HD 
H-VI-552/2. Robert Schweitzer (*1896), Privatdozent, WH Berlin, Fachgebiete: Prüfungs- und Treuhandwesen, Betriebli-
che Steuerlehre u. Betriebliches Rechnungswesen.
206 Dekan an Rektor, 25.9.1937, UA HD H-VI-552/2.
207 Hans Herbert Hohlfeld (*1903), Privatdozent, Univ. Berlin, Fachgebiete: Bankwirtschaft u. Treuhandwesen, 1938 ord. Prof. 
Univ. Köln. Thoms hatte dem Kölner Ordinarius Walb, der Hohlfeld habilitiert hatte, eine Kopie des Gutachtens mit der 
Bitte um eine Stellungnahme zukommen lassen. Dieser hatte Thoms für seinen Einsatz für Hohlfeld gedankt und sei-
nem Schüler ein günstiges Gutachten ausgestellt, das in den Berufungsvorschlag der Fakultät eingehen sollte. Walb an 
Thoms, 25.7.1937, UA HD V-VI-552/2.
208 Ebd.
209 Curt Sandig (*1901), Studium an der HH Mannheim, Leipzig u. Berlin, 1929 Promotion, 1934 Habilitation HH Leipzig.
210 Sommerfeld an Rektor, 9.6.1938, UA HD PA 5583. Das von ihm nun innegehabte Extraordinariat wurde neu geschaffen, 
so dass der besoldete Lehrauftrag Fleege-Althoffs wieder zu vergeben war. Sandig an Rektor, 1.10.1937, UA HD PA 5583 
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»Dr. Sandig hat eine offene, ehrliche, gerade und kameradschaftliche Haltung, auf 
Grund derer er sich allgemeiner Beliebtheit bei der Studentenschaft erfreut. Er ist 
politisch zuverlässig und einsatzbereit. Sein ernstes Suchen nach einer politischen 
Ausrichtung seiner wissenschaftlichen Arbeit entspringt einer wirklichen inneren Über-
zeugung und nicht nur einem äußeren ›Sich-Anpassen‹. Er hat frühzeitig den neuen 
Forschungsplänen, wie sie als Forderung von der Fabrikdienstmannschaft aus der Pra-
xis an die Hochschule herangetragen wurden, großes Verständnis entgegengebracht 
und konnte auf diesem Gebiete mit guten Ratschlägen beistehen [sic!]. Seine Seminare 
atmen Lebendigkeit und sind von großem erzieherischem Wert.«211
Inwiefern deren politische Bewertung bei der Berufung Sandigs nach Heidelberg eine 
Rolle gespielt hat, ist den Akten nicht zu entnehmen – sieht man von Hohlfeld ab, war allen 
auf der Berufungsliste stehenden Dozenten eine »einwandfreie Haltung« attestiert worden. 
Parteianwärter Sandig konnte jedenfalls auf eine langjährige Mitgliedschaft in der SA und 
auf die frühere Mitgliedschaft im bayerischen Wehrverband »Organisation Escherich« bzw. 
»Brüder vom Stein«, Dresden, verweisen.212 Im März 1944 stand Sandig »mit gewissem Ab-
stand« zum erstgesetzten Gutenberg als Nachfolger auf das zum Ordinariat zu erhebende 
Extraordinariat in Nachfolge Hans Seischabs an der schlesischen Universität in Breslau zur 
Diskussion: 
»[Sandig] kommt nach seinen bisherigen Leistungen, die allgemein Anerkennung 
gefunden haben, für ein Ordinariat in Betracht. Da sein Sonderfach Betriebswirtschafts-
lehre des Handels ist, würde er für den Aufbau unserer betriebswirtschaftlichen Sparte 
einen besonders wertvollen Beitrag leisten.«213
Seminar für Betriebswirtschaftslehre – 4.1.6 
Ordinariat Betriebswirtschaftslehre, 
Nachfolge Sommerfeld
Sommerfeld nach Breslau, März 1939
»Sommerfeld ist durch günstiges Angebot der Universität 
Breslau auf kürzesten Termin weggenommen. Dadurch ist 
Dekan der Fakultät und einziger Ordinarius der Betriebs-
wirtschaftslehre verloren. Dies versetzt Universität und 
Fakultät in schwierigste Lage. Geordneter Unterrichtsbe-
trieb gefährdet.« Rektor an REM, Schnellbrief, 8.3.1939, 
UA HD PA 5927.
Mit Beginn des Jahres 1939 geriet die Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät 
durch den Weggang ihres Dekans und gleichzeitig einzigen Ordinarius für Betriebswirt-
schaftslehre, Sommerfeld, in die schwerste Krise seit ihrer Gründung.214 Zum Ärger von 
Rektor Schmitthenner unternahm das REM keinen Versuch, Sommerfeld, der kurzfristig 
mit großen finanziellen Zusagen und dem Versprechen großzügiger Unterstützung seiner 
u. REM an Sandig, 29.10.1938, UA HD PA 5583.
211 NSDStB, Hochschulgruppe Handels-Hochschule Leipzig, Studentenführer an Studentenführer der Universität Heidel-
berg, 9.10.1937, UA HD H-VI-552/2.
212 Seit dem 6. Juli 1933 war er Mitglied der SA der  NSDAP, zuletzt im »Sturm Leipzig«, seit 1.5.1937  NSDAP-Anwärter. 
Sandig an Rektor, 1.10.1937, UA HD PA 5583.
213 Universität Breslau, Dekan der Rechts- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät, an REM, 25.3.1944, BA Lichterfelde 
REM 8000001629 Box: B0507. 
214 Dekan an Rektor, 7.3.1939, UA HD PA 5927 u. Brintzinger: Nationalökonomie. S. 228. 
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Forschung an die Universität und die Technische Hochschule in Breslau gelockt wurde, zu 
halten.215 Schmitthenner hatte auf der Rektorenkonferenz über den kleinen Dienstweg mit 
dem Amtschef Wissenschaft im REM persönlich Rücksprache gehalten und auf einem Blei-
ben Sommerfelds insistiert. In Heidelberg fühlte man sich hintergangen, da Sommerfeld 
vom REM ein sehr gutes Paket geschnürt worden und so die Wegberufung kaum zu verhin-
dern war. Rektor Schmitthenner kündigte wegen der »Unmöglichkeit dieses Verfahrens« 
Protest im REM an. 
Neben den aktenkundigen Anreizen, die Sommerfeld in die schlesische Metropole lock-
ten, könnte nach Reinhard Bollmus auch ein Angebot der Wehrmacht eine Rolle gespielt 
haben.216 Sommerfeld hatte sich bereits vor 1939 als Leiter vieler ballistischer Lehrgänge 
verdient gemacht. Im Krieg arbeitete er »maßgeblich bei der Bestimmung der Schusstafeln 
der deutschen V-Waffen« mit. Eine Rolle bei dem eiligen Abschied Sommerfelds könnte die 
Auseinandersetzung um die Habilitation seines Assistenten Ammelounx gespielt haben, 
die das Klima an der Fakultät wohl nachhaltig vergiftet hatte.
Sommerfeld nahm – ohne Interesse an Bleibeverhandlungen zu bekunden – den Ruf 
nach Breslau an217: Der Gauleiter von Schlesien, Josef Wagner (*1889)218, lege in seinem Amt 
als »Preiskommissar«, verkündete der Betriebswirt, »unbedingten Wert auf die Besetzung 
des Lehrstuhls durch ihn« und er »spüre« die »Verpflichtung, [...] dieser politischen Aufgabe 
nicht auszuweichen.«219 Rektor Schmitthenner war nicht der einzige Nationalsozialist, der 
sich über die kurzfristige Berufung Sommerfelds durch das REM verärgert zeigte. Auch der 
Reichsamtsleiter des NSDDB, der sich gegen Sommerfeld ausgesprochen hatte, fühlte sich 
vom REM und der Breslauer Universitätsführung vorgeführt – ein Anzeichen für die erodie-
rende Macht des NSDDB:
»Ich bitte um sofortige Mitteilung, ob und welcher Vorstoß gegen die Liste der Fakultät 
von Seiten des dortigen Dozentenbundes unternommen wurde. Es geht nicht an, daß 
wir Vorschläge ablehnen, dann Monate lang nichts erfahren, um schließlich doch fest-
stellen zu müssen, daß die Liste der Fakultät widerspruchslos übernommen und der 
von uns Abgelehnte berufen worden ist. Die Berufung Sommerfelds nach Breslau hat 
in den nationalsozialistischen Kreisen berechtigtes Aufsehen erregt.«220
215 MKU, Aktennotiz, 17.3.1939, GLA KA 235-2538.
216 Bollmus: Handelshochschule. S. 108; Dürrhammer: Sommerfeld. S. 140 u. Minister für politische Befreiung, Spruch-
kammer im Hessischen Staatsministerium, an Dekan, Phil. Fak., 13.5.1947, UA HD PA 5927. Im März 1944 klagte der 
Dekan der Breslauer Rechts- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät beim REM, dass »durch die Einberufung von 
Professor Dr. Sommerfeld, der seit Beginn des Krieges bei der Wehrmacht steht, […] weitere personelle Schwierigkei-
ten […] entstanden« seien. Sommerfeld stand demnach der Universität nach seiner Berufung nicht zur Verfügung. 
Universität Breslau, Dekan der Rechts- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät an REM, 25.3.1944, BA Lichterfelde 
REM 8000001629 Box: B0507. Sein Nachfolger im Amt des Dekans, Thoms, gratulierte zum 60. Geburtstag 1944: »Jetzt 
stehen Sie im Wehrdienst an wichtiger Stelle. Es ist unser Wunsch, dass Ihnen das Soldatenglück dabei treu bleiben 
möge. Darüber hinaus wünschen wir, dass Ihr Einsatz die Entscheidung mit herbeiführen möge.« Dekan an Sommerfeld, 
8.7.1944, UA HD PA 284.
217 Sommerfeld an Rektor, 10.3.1939, UA HD PA 5927.
218 Das Amt des »Preiskommissars« war mit dem Ersten Gesetz zur Durchführung des Vierjahresplans am 29.10.1936 ge-
schaffen worden. Hitler ernannte Wagner, zugleich Gauleiter von Westfalen-Süd und Schlesien, zum »Reichskommissar«, 
der nach den Worten von Robert Ley »so eine Art wirtschaftlicher Reichskanzler« zu bezeichnen sei. Zit. nach Steiner: 
Reichskommissar. S. 93; dort auch weitere Informationen zum Amt des »Preiskommissars« und dessen Befugnissen und 
tatsächlichem Einfluss auf die deutsche Wirtschaft vor Kriegsbeginn.
219 MKU, Aktennotiz, 17.3.1939, GLA KA 235-2538.
220 NSDDB, Reichsamtsleiter an Dozentenbundsführer HH Breslau, Kurt Rehorst, 15.11.1938, BDC PK Sommerfeld, Heinrich 
09.07.84.
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Für die Staats- und Wirtschaftswissen-
schaftliche Fakultät, die inzwischen zahlen-
mäßig mit 420 Studenten und Studentinnen 
inklusive der Dolmetscher-Studentinnen 
zur zweitstärksten Fakultät in Heidelberg 
geworden war, bedeutete der »nicht zu 
ersetzende Wegfall« Sommerfelds einen 
schweren Schlag im Wettbewerb mit den 
Universitäten Köln und Frankfurt, die perso-
nell vielfach bessergestellt waren.221 In einer 
Denkschrift für den Rektor beschwerte sich 
Interimsdekan Bötticher über das Prozedere: 
Obwohl gewiss mit der Wegberufung auch 
des »tüchtigsten, wenn auch der Fakultät 
[beziehungsweise der] Universität noch so 
eng verwachsenen Hochschullehrers ge-
rechnet werden« muss, so sei dieser Zustand 
wenigstens »solange erträglich«, wie es der 
Fakultät bzw. dem MKU möglich sei, durch 
finanzielle Anreize den Berufenen zum Ver-
bleib zu bringen.222 Dies werde durch die 
Richtlinie des REM, die Gehaltserhöhungen 
nur für den Fall der Annahme eines Rufs vorsah, unmöglich gemacht. Diese Politik sei nur 
in Zeiten tragbar, »wenn die Möglichkeit besteht, eine geeignete Ersatzkraft für den Weg-
berufenen zu beschaffen. Eine solche Möglichkeit besteht für die meisten Fakultäten heute 
nur noch in der Theorie«. Gespart, so kritisiert Bötticher, sei für den Staatssäckel hier nichts, 
schließlich würden die bei einer Neuberufung üblichen Gehaltsaufschläge die ersparten 
Beträge durch die unterlassene Gehaltserhöhung wieder ausgleichen.
Um einen »geordneten Unterrichtsbetrieb« sicherzustellen, schlug die Fakultät als Vertre-
ter Sommerfelds den Frankfurter Extraordinarius Reinhold Henzler223 vor, der in Heidelberg 
einen Lehrauftrag wahrnahm und voraussichtlich den ersten Platz auf der Berufungsliste 
einnehmen würde.224 Das REM ging hierauf nicht ein, sondern benannte am 17. April 1939 
den Leipziger Dozenten Eugen Sieber zum Lehrstuhlvertreter.225
221 Siehe Tabelle S. 35.
222 Dekan, Denkschrift zur Nachfolge Sommerfeld, 14.3.1939, UA HD H-VI-552/3.
223 Reinhold Henzler (*1902), Dozent am Institut für Genossenschaftswesen, vertrat nach der Emeritierung Josef Hellauers 
(*1871) ab 1.4.1937 den Lehrstuhl für Betriebswirtschaftslehre. Am 1.10.1937 wurde Henzler zum Extraordinarius er-
nannt: »Ein Musterfall von politischer Einflussnahme der Nationalsozialistischen Dozentenschaft und persönlichem 
Ehrgeiz, denn natürlich war die Berufung durch das wissenschaftliche Werk Henzlers in keinem Fall gedeckt.« Hesse: 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche Fakultät. S. 451-457. Vgl. Dekan, Denkschrift: Nachfolge Sommerfeld, 14.3.1939, 
UA HD H-VI-552/3 u. Köhler/Messerschmitt/Schneider: Lehrstuhlgeschichte. S. 318.
224 MKU, Aktenvermerk, 21.03.1939, GLA KA 235-2538 u. Dekan, Denkschrift: Nachfolge Sommerfeld, 14.3.1939, 
UA HD H-VI-552/3.
225 REM an Rektor, 17.04.1939, UA HD PA 283 u. Ministerialrat Kasper, REM, an Sieber, 12.5.1939, UA HD PA 283. Eugen 
Sieber (*1901, Lauffen am Neckar), Dozent an der Universität Leipzig, Fachgebiete: Industriewirtschaft, soziale Betriebs-
politik, Raumforschung, Obmann der Fachgruppe Wirtschaftswissenschaftler in der Arbeitsgemeinschaft für Raum-
forschung, Leipzig. Wirtschaftswissenschaftliche Hochschullehrer. S. 208/209.
Quelle 16 | »Unbeirrbar konsequent und kämpferisch«
»Seit 1932 gehört [Thoms] der NSDAP an, innerhalb derer er außer-
ordentlich aktiv als Schulungsleiter und insbesondere als Kreiswirt-
schaftsberater in Mannheim tätig ist. Im Frühjahr und Sommer 1919 hat 
er dem Ostpreußischen Freikorps angehört. […] Schon der Werdegang 
des Dozenten Dr. Thoms zeigt die ihm eigene Energie. Er hat sich als 
früherer Volks- und Mittelschüler emporgearbeitet und die seiner 
Promotion nach seiner Schulbildung entgegenstehenden Hindernisse 
durch spätere Ablegung der Ergänzungsprüfung überwunden. Mit 
dem gleichen unermüdlichen Fleiß ist er trotz starker parteiamtlicher 
Inanspruchnahme an seiner wissenschaftlichen Weiterentwicklung 
tätig. […] Dr. Thoms ist ein sehr guter Lehrer, lebendig und anpackend 
in der Formulierung. Er hat das Vertrauen der Studenten und ist sehr 
beliebt. […] Seine parteiamtliche Tätigkeit als Kreiswirtschaftsberater 
in der industriell hochentwickelten Stadt Mannheim sichert ihm die für 
sein Fach besonders wesentliche Berührung mit der Praxis und fordert 
von ihm eine immer erneute strenge Besinnung auf die Entwicklung, 
die die Betriebswissenschaft im Rahmen der nationalsozialistischen 
Staats- und Wirtschaftsauffassung nehmen muss. […] In seiner politi-
schen Haltung ist Thoms unbeirrbar konsequent und kämpferisch. Er 
wird von den Parteistellen, der Arbeitsfront usw. ständig zur Schulung 
herangezogen. Thoms hat einen offenen Charakter und einen ausge-
zeichneten Sinn für Kameradschaft, den er in der aktiven Aufbauarbeit 
der jungen Fakultät, in Arbeitsgemeinschaften und Lagern der Dozen-
tenschaft und der Studenten immer wieder unter Beweis gestellt hat. 
[…] Für eine Berufung zum Ordinarius ist Dr. Thoms nach seinen seithe-
rigen wissenschaftlichen Leistungen nach noch nicht reif.«
Dekan, Würdigung Dr. Thoms, 26.6.1935, UA HD H-VI-552/1.
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Dekan Thoms und das »revolutionäre Ethos 
des Nationalsozialismus«, April 1939
Noch vor Einreichung einer Liste für die Nachfolge Sommerfelds entzündete sich nach 
dessen »rücksichtsloser Abberufung« ein weiterer Streit zwischen dem REM und Rektor 
Schmitthenner.226 Dieser hatte am 18. April 1939 nach dem Weggang Sommerfelds den 
Nichtordinarius Thoms »unter Vorbehalt« zum Dekan ernannt und damit eklatant gegen 
die akademischen Gewohnheiten verstoßen. Dass Schmitthenner diese Entscheidung ge-
gen den Entschluss der Fakultät getroffen hat, wie Klaus-Rainer Brintzinger schreibt, ist an-
gesichts der Frontstellung mindestens Schusters nicht unwahrscheinlich. Schmitt henner 
selbst konzedierte: »Die Ernennung Thoms’ [...] hat anfangs bei einigen Mitgliedern der Fa-
kultät Überraschung hervorgerufen, dann aber, wie ich mich zu meiner Orientierung ver-
gewissert habe, keine persönliche Gegnerschaft gefunden.«227 Sowohl Schuster als auch 
Brinkmann wären als erfahrene und angesehene Ordinarien die natürlichen Anwärter 
auf dieses Amt gewesen, wurden aber übergangen. Ob die Nationalökonomen sich aller-
dings um das Amt bemühten oder ob sie sich, wie in der Anfangszeit des Regimes bei 
der Vergabe der Rektorenposten zu beobachten, vom Dekanat des vielfältig engagierten, 
national sozialistischen Vorzeigewissenschaftlers Thoms Vorteile beim Aufbau der Fakultät 
versprachen beziehungsweise die politisch exponierte Position des Dekans scheuten, ist 
den Akten vor 1945 nicht zu entnehmen.228
Ausgerechnet sein Amtsvorgänger Groh, der zu Zeiten seines eigenen Heidelberger 
Rektorats sein »Führertum« nicht durch den »Wortlaut der Verfassung« begrenzt sehen 
wollte, nunmehr stellvertretender Chef des Amtes für Wissenschaft im REM, unterzeich-
nete den Einspruch gegen die Entscheidung des nunmehrigen »Führers der Universität«: 
Mehr als eine »vertretungsweise [...] Wahrnehmung der Geschäfte des Dekans« wollte das 
REM dem Extraordinarius nicht zugestehen.229 Obwohl diese Hürde durch eine Hausberu-
fung Thoms’ auf das freie Ordinariat Sommerfelds – wenngleich unter Bruch einer weiteren 
akademischen Norm230 – aus dem Weg zu räumen gewesen wäre, brachte die Fakultät drei 
auswärtige Kandidaten für die Nachfolge Sommerfelds in Vorschlag: Den ersten Platz nah-
men Hohlfeld und Henzler pari loco ein.231 An den Schreiben Dekan Thoms’ mit der Bitte 
um externe Gutachten fällt auf, dass die Frage nach einer Einschätzung der Person bzw. der 
»Haltung« nicht mehr explizit gestellt wurde. Schwerpunktmäßig sollten die Gutachter sich 
226 Rektor an REM, 19.5.1939, UA HD PA 6080.
227 Rektor an Dekan, 18.4.1939 u. Rektor an REM, Oberregierungsrat Grüninger, Berlin, 19.5.1939, UA HD PA 6080. 
228 Im Spruchkammerverfahren gegen Schuster (siehe S. 584) führte die ehemalige Fakultätssekretärin Luise Ritsert das 
»Übergehen« Schusters auf dessen »überaus schwierige Position gegenüber dem Dekan und der Universitätsführung« 
zurück. Ritsert, Eidesstattliche Erklärung vom 15.10.1946, GLA KA 465a-59-3-2931.
229 REM, Groh, an Rektor, Schmitthenner, 2.5.1939, UA HD PA 6080 u. Groh: Universitätsverfassung. S. 4. Vgl. Wolgast: Uni-
versität Heidelberg im Nationalsozialismus. S. 385/386 u. Vézina: »Gleichschaltung«. S. 59 Anm. 191.
230 Der Verstoß gegen die akademischen Sitten wurde dadurch abgemildert, dass Thoms bereits am 8.6.1938 unico loco 
für den Betriebswirtschaftlichen Lehrstuhl an der Universität Berlin in Vorschlag gebracht worden war. Brintzinger: 
Nationalökonomie. S. 229 Anm. 512. Dieser Vorstoß scheint vom REM unterbunden worden zu sein. In den Heidelber-
ger Akten findet sich kein Hinweis zu dem Vorgang, im UA HU Berlin finden sich Informationen zu Vorbesprechungen 
im dortigen Fakultätsausschuss. UA HU Berlin Jur. Fak. 20 Bl. 18 u. BA Lichterfelde BDC PK Thoms. Sein Kollege Sandig 
hatte bereits im April 1939 vorgeschlagen, das Extraordinariat Thoms’ in ein Ordinariat umzuwandeln. Sandig an Dekan, 
5.4.1939, UA HD H-VI-552/3. 
231 An erste Stelle wurden der ord. Prof. Hans Herbert Hohlfeld, Köln, und der pl. ao. Prof. Reinhold Henzler, Frankfurt, 
gesetzt, an zweiter Stelle Erich Gutenberg, Bergakademie Clausthal, Schwerpunkte: Finanzierungsfragen, Genossen-
schaftsfragen, Treuhand- und Revisionswesen und betriebswirtschaftliche Steuerlehre, keine Hinweise auf Parteinähe. 
Prodekan Brinkmann an Rektor, 5.5.1939, UA HD H-VI-552/3.
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nun zu den pädagogischen Fähigkeiten äu-
ßern.232
Die beiden an der Fakultät verbliebenen 
Betriebswirte, Thoms und Sandig, hatten be-
reits Anfang April 1939 ihre »Vorschläge zur 
Neuordnung der Betriebswirtschaftslehre« 
schriftlich niedergelegt, konnten sich aber 
nicht voll durchsetzen. Thoms hatte eine 
ausführliche Liste derer erstellt, die ihm als 
»wertvolle Mitglieder der Fakultät« »nach 
der politischen, charakterlichen und fachli-
chen Seite hin« —man kann die Reihenfolge 
der Attribute bei Thoms als Prioritätenliste 
ansehen – »wünschenswert« erschienen: 
»Nach Gründung und Verkündung der 
Reichsgruppe Wirtschaftswissenschaft im 
NSD.-Dozentenbund erfolgt meine Mei-
nungsäußerung nicht nur als Mitglied der 
Fakultät, sondern gleichzeitig als Leiter der Reichs fachgruppe Betriebswirtschaftslehre.«233 
Sein Kollege und Gegenspieler Schuster dürfte dies mit Schaudern vernommen haben.
Ordinariat für Thoms
Für den sich im gegenwärtigen Berufungsverfahren so »selbstlos zurückstellenden« 
Thoms forderte Prodekan Brinkmann ein »neu zu errichtendes zweites Ordinariat für 
Betriebswirtschaftslehre«.234 Das REM wies es als »unzweckmäßig« zurück, die Besetzung 
des Ordinariats Sommerfeld mit der »noch völlig ungeklärten Frage der Errichtung eines 
zweiten ordentlichen Lehrstuhls« zu koppeln. Die Fakultät wurde angewiesen, sich auf 
eine Liste ohne Ergänzungen zu einigen.235 Rektor Schmitthenner reagierte mit einem 
mehrseitigen Brief, eingeleitet durch den Respekt einfordernden Briefkopf des national-
sozialistischen Multifunktionsparteigenossen, der er war.236 Er verwahrte sich in scharfen 
Worten gegen die »unerträgliche« Schmälerung seines »primitiven Führungsrechts«: 
232  Dekan an Rektor der Bergakademie Clausthal, Grothe, 2.8.1939 u. Dekan an Nicklisch, 3.8.1939; UA HD H-VI-552/3.
233 Thoms’ Favoriten waren: »I. OProfs: 1. Hohlfeld, Köln: Bankbetriebslehre, Geld, Kredit, Währung; 2. Mayer [, Leopold 
(*1896)], Wien: Verkehrs- und Handwerksbetriebslehre. II. pl. aoProfs: 1. Henzler, Frankfurt: Handelsbetriebslehre, Genos-
senschaft; 2. Weigmann, Göttingen, Industriebetriebslehre; 3. Schuster [,Walter (*1894)], Berlin: Waren- und Außenhan-
del, Bürowirtschaft. III. apl. aoProfs: 1. Kosiol [,Erich (*1899)], Köln: Handelsbetriebslehre; 2. Schnettler [,Albert (*1896)], 
Köln, Gemeindewirtschaft, Industriebetriebslehre. IV. Dozenten: 1. Schweitzer, Berlin: Prüfungs- und Treuhandwesen, 
betriebliche Steuerlehre; 2. Theisinger [, Karl (*1901)], Berlin: Bankbetriebslehre, Werkwirtschaft, Betriebsorganisation.« 
Thoms an Prodekan, 11.4.1939, UA HD H-VI-552/3. Sandig schlug als mögliche Nachfolger Sommerfelds bevorzugt 
Guten berg und Henzler, erst an dritter Stelle Hohlfeld vor. Für die Besetzung des zweiten Ordinariats schlug Sandig 
Thoms vor. Sandig an Dekan, 5.4.1939, UA HD H-VI-552/3.
234 Ebd. Da auch die Besetzung des neugeschaffenen Ordinariats eine Verletzung akademischer Sitten darstellte, scheidet 
wiedergefundene Achtung vor der Tradition als Grund hierfür aus. Möglicherweise hoffte die Fakultät, indem sie die 
Besetzung des für den »Neuaufbau der Wissenschaft« so wichtigen Dekanats mit einem aktiven Nationalsozialisten mit 
der Schaffung des zweiten Ordinariats koppelte, den erwarteten politischen Kredit auch für den Ausbau der Fakultät 
nutzen zu können. 
235 MKU an Rektor, 19.5.1939, UA HD H-VI-552/3.
236 Staatsminister Dr. Paul Schmitthenner, Rektor der Universität Heidelberg, SS-Oberführer im O.A. Rhein, Gauverbands-
leiter des NS-Altherrenbundes Baden, Ratsherr der Stadt Heidelberg, ord. Professor für Geschichte, Kriegsgeschichte 
Quelle 17 | »Dick aufgetragene nat. soz. Einstellung«
»Die wissenschaftliche Betätigung und Befähigung ragt im allgemeinen 
nicht über den Durchschnitt hinaus. Pädagogisch wird er nicht als her-
vorragend, aber doch als ausreichend bezeichnet. Charakterlich muss 
er als Opportunist und Individualist bezeichnet werden. Er lebt sehr 
zurückgezogen und steht der Dozentenschaft fern. Menschlich hat er 
von seiten der Studentenschaft in Rostock scharfe Ablehnung erfahren. 
Dagegen ist das Urteil des Kölner Studentenbundes günstiger. Politisch 
ist Hohlfeld nicht als echter Nationalsozialist zu bezeichnen, wenn er 
auch viel Geschick und Einsicht für die nationalsozialistische Forderun-
gen seiner Wissenschaft besitzt. Es heißt, daß seine nach außen dick 
aufgetragene nat. soz. Einstellung anhand seines Grundcharakters 
unmöglich echt sein kann. Er sei einer von denen, die aus Konjunktur-
gründen eine rege politische Betriebsamkeit entfalten. Der SA gehörte 
er von November 1933 bis November 1934 an (Austritt auf eigenen 
Antrag wegen beruflicher Überlastung). Von der SA hat er ein gutes 
Zeugnis. Zusammenfassend gesagt, ist Hohlfeld eine sehr umstrittene 
Persönlichkeit, bei der trotz mancher günstiger Zeugnisse die negative 
Seite überwiegt, wenn auch die gegen ihn erhobenen Bedenken nicht 
so schwerwiegend sind, daß ihm die Hochschullaufbahn für immer 
verschlossen bleiben sollte.«
Dozentenschaft Berlin, Politisches Gutachten über Hans Herbert Hohlfeld, 
9.4.1937, UA HD H-VI-552/2.
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»Nicht das Reichserziehungsministerium, 
sondern ich führe die Universität Heidelberg. 
[...] Der vorgeschlagene Professor ist der 
Mann meines Vertrauens, mit dem ich den 
Neuaufbau der Fakultät durchzuführen ge-
denke.« 
Ein Verbot der Ernennung eines Nichtor-
dinarius zum Dekan sei mit dem »revolutio-
nären Ethos des Nationalsozialismus« nicht 
vereinbar. Schmitthenner warf sich in die Brust 
und drohte mit Rücktritt.237 Vor diesem Hinter-
grund konnte die Fakultät schwerlich ihrem 
Dekan Thoms und dem Rektor in den Rücken 
fallen und sicherte beider Gesicht, indem 
sie auf der Fakultätssitzung am 13. Juni 1939 
Thoms unico loco als Ordinarius für Betriebs-
wirtschaftslehre in Vorschlag brachte.238 Das 
Wohlwollen des Dozentenbundes war Thoms 
nach dem Abklingen seines nationalsozialisti-
schen »Draufgängertums« nunmehr ebenfalls 
sicher (Quelle »Vorderste Linie«, nebenstehend). Wohl durch den Kriegsausbruch verzögert, 
wurde Thoms erst ein Jahr nach Einreichung des Antrages im April 1940 zum ordentlichen 
Professor ernannt.239
Bereits Ende Juni 1939 unternahm die Fakultät einen weiteren Versuch, in der Repêcha-
ge das so dringend gewünschte zweite Ordinariat zu gewinnen, um Thoms einen erfahre-
nen und mit breiterem Forschungsgebiet ausgestatteten Kollegen an die Seite zu stellen. 
Da der Betriebswirtschaftslehre eine »Fülle von neuen entscheidenden Aufgaben« »durch 
die Neuordnung unserer Lebens- und Wirtschaftsordnung gestellt« worden seien – Thoms 
nannte unter anderem den Vierjahresplan und die Preisbindung —, müsse das im Vergleich 
zu anderen Hochschulen personell schwach ausgestattete Heidelberger Institut erweitert 
werden. Nur so könne mit dem »beschleunigten Wachstum« der Nachfrage nach Politikbe-
ratung Schritt gehalten und die Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät wettbe-
werbsfähig werden. 
Anfang Juli 1939 reiste Thoms nach Berlin, um im REM hinsichtlich des zweiten Ordi-
nariats »persönlich nachzufassen«.240 Das Antichambrieren bei Oberregierungsrat Kasper 
im REM scheint den Dekan in seinen Planungen bestätigt zu haben, jedenfalls reichte die 
Fakultät am 7. August 1939 – drei Wochen vor dem Überfall der Wehrmacht auf Polen – 
eine Liste der »nach der politischen, charakterlichen und fachlichen Seite hin« am besten 
und Wehrpolitik, Direktor des wehrgeschichtlichen Seminars, Major z. R. an REM, Oberregierungsrat Grüninger, Berlin, 
19.5.1939, UA HD PA 6080. Vgl. Lennartz: Schmitthenner.
237 Rektor an REM, Oberegierungsrat Grüninger, Berlin, 19.5.1939, UA HD PA 6080.
238 Brinkmann an Rektor, 15.6.1939, UA HD H-VI-552/3 u. Dekan, Einladung zur Fakultätssitzung, 12.6.1939, UA HD H-VI-201.
239 REM an Rektor, 29.4.1940, UA HD PA 6080.
240 Protokoll der Fakultätssitzung, 24.5.1939, UA HD H-VI-201 u. REM, Oberregierungsrat Kasper an Dekan, 28.6.1939, UA 
HD H-VI-552/3.
Quelle 18 | »Vorderste Linie des politischen Kampfes«
»Prof. Dr. W. Thoms ist seit 1932 Parteigenosse und hat stets in vorders-
ter Linie des politischen Kampfes gestanden. Er ist Vertrauensmann 
des Dozentenbundes, ein aufrechter und zuverlässiger Mann, ein guter 
Kamerad. Seine Spezialgebiete sind Organisation und Industrielehre. 
Seit seiner Assistentenzeit hat er sich wissenschaftlich und menschlich 
weitergebildet und eine feste Linie gewonnen. Sein früheres Drauf-
gängertum auf wissenschaftlichem Gebiet hat er jetzt abgelegt und 
besitzt heute ein wesentlich abgewogeneres Urteil. Seine Entwicklung 
ist sicher noch nicht ganz abgeschlossen. Er zeichnet sich durch großen 
Fleiß aus, der aus seinen zahlreichen Abhandlungen hervorgeht. Als 
Lehrer versteht er es[,] seine Hörer zu fesseln. Er verfügt über ein großes 
Wissen, das er mit weitgehenden praktischen Erfahrungen verbinden 
kann. In seiner Ernennung zum Reichswirtschaftsberater in Mannheim 
und seiner Berufung zum Leiter der Reichshochschulgruppe der deut-
schen Wirtschaftswissenschaftlichen Gesellschaft ist eine besondere 
Anerkennung seiner Leistungen zu erblicken. In der deutschen Arbeits-
front hält er regelmäßig Vorträge und wird auch über den Kreis Mann-
heim hinaus als Gauredner eingesetzt. Heil Hitler! gez. Schmid-Huber«
Gutachten des Heidelberger Dozentenschaftsführers Schmidhuber, 
11.6.1938, Abschrift in der Spruchkammerakte Thoms’, Special Branch, 
Invest. Section an Spruchkammer Heidelberg, 10.10.1947, GLA KA 465a-59-
54-480.
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geeigneten Fachvertreter für das zu schaffende 
zweite (Extra-) Ordinariat ein.241 Den dritten Platz 
nach Gutenberg und Schweitzer teilten sich die in 
Heidelberg vertretenden Dozenten Otto Reuther 
und Eugen Sieber.242 Angesichts der oben erwähn-
ten Kriterien ist auffallend, dass in dem sieben 
Seiten umfassenden Schreiben der Fakultät ledig-
lich zu Sieber eine knappe Bewertung seiner po-
litischen »Haltung« abgegeben wurde: »Sieber ist 
sehr fleißig und gewissenhaft. Er gibt sich große 
Mühe, aus dem Geist des Nationalsozialismus die 
Betriebswirtschaftslehre zu erneuern und an den 
praktischen Gegenwartsfragen mitzuarbeiten.«243 
In den von Thoms über Sieber eingeholten Gut-
achten fehlte jeder Hinweis auf dessen »Weltan-
schauung«. Allzu überzeugt klingt die von Thoms gewählte Formulierung, die in jedem 
Arbeitszeugnis weitgehende Kritik an den betreffenden Fähigkeiten des Begutachteten 
kaschiert, jedenfalls nicht (Quelle »Gutachten Sieber«, nebenstehend).
Angesichts des Kriegsausbruchs bat die Fakultät um einen Stopp der Berufungsver-
handlungen, um »günstigere Vorschlagsmöglichkeiten« abzuwarten.244 Nachdem Guten-
berg im April 1940 einen Ruf nach Jena angenommen hatte245, gab die Fakultät im Mai 
1940 auch diese Hoffnung auf:
»Nachdem Karlsruhe ein zweites betriebswirtschaftliches Ordinariat nicht errichten 
kann und für die Besetzung des vorhandenen Lehrstuhls keine großen Vorschlagsmög-
lichkeiten gegeben sind, bleibt nichts weiter übrig, als die eingeleiteten Verhandlun-
gen zu Ende zu führen.«246
 Am 28. Februar 1941 wurde der seit Kriegsbeginn als Unteroffizier bei der Luftwaffe die-
nende Sieber nach einigen Verzögerungen zum planmäßigen Extraordinarius für Betriebs-
wirtschaftslehre an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät in Nachfolge 
Thoms’ ernannt.247 Dekan Thoms suchte derweil Trost in der Hoffnung auf den »Endsieg«: 
»Hoffentlich bekommen wir nach dem Sieg recht bald das zweite betriebswirtschaftliche 
Ordinariat; denn wir brauchen es dringend.«248 
241 Da noch nicht »endgültig« geklärt sei, ob es sich hierbei um einen »ordentlichen oder planmäßigen außerordentlichen 
Lehrstuhl« handele, so Thoms, gehe man »vorerst« von der »Berufung auf ein planmäßiges Extraordinariat« aus. Unter 
dieser Prämisse würde der ansonsten primo loco gesetzte Frankfurter Ordinarius Henzler (vgl. Anm. 657) nicht in Fra-
ge kommen. An erster Stelle setzte die Fakultät Erich Gutenberg (*1897), Bergakademie Clausthal, an zweiter Robert 
Schweitzer (*1896), WH Berlin, und an dritter Stelle zugleich Otto Reuther (*1890), TH München, und Eugen Sieber 
(*1901), Universität Leipzig. Thoms an Rektor, 7.8.1939, UA HD PA 283.
242 Der Rektor der Bergakademie Clausthal signalisierte in seiner Antwort auf Thoms’ Nachfrage nach einem Gutachten, 
dass man dort nicht gewillt war, Gutenberg nach Heidelberg gehen zu lassen: »Wir [können] uns in jeder Weise glück-
lich schätzen, Herrn Gutenberg seit einem Jahr hier zu haben, und nicht wünschen, ihn wieder zu verlieren«. Rektor der 
Bergakademie Clausthal, i. V. [Lothar] Birckenbach, an Dekan, 8.8.1939, UA HD H-VI-552/3.
243 UA HD PA 283.
244 Dekan an REM, Ministerialrat Kasper, 7.5.1940, UA HD PA 283.
245 MKU an Thoms, 11.4.1940, UA HD PA 283.
246 Dekan an REM, Ministerialrat Kasper, 7.5.1940, UA HD PA 283.
247 REM an Sieber, 28.2.1941, UA HD PA 283. Nach längeren Verhandlungen wurde Sieber im Mai 1941 freigestellt und 
konnte seine Aufgaben in Heidelberg wahrnehmen. Rektor an Dekan, 19.5.1941, UA HD PA 283.
248 Dekan an REM, Ministerialrat Kasper, 7.5.1940, UA HD PA 283.
Quelle 19 | »Gutachten Sieber«
»Pädagogisch: recht gut, bei Studenten beliebt
Politisch: Bis 1933 parteipolitisch ungebunden. Nachteiliges 
nicht bekannt. Trat der Partei auch im März 1933 nicht bei, 
bekannte sich aber zum neuen Staat, indem er zunächst in der 
NSBO, seit April 1933, ohne sich jedoch vorzudrängen, mitar-
beitete, im Juli 1933 sich zur Motor-SA meldete und z. Zt. als 
Sportreferent beim Sturm 3/m 35 in der SA tätig ist.
Charakterlich: nur Gutes bekannt, insbes. weiß er sowohl zu 
weiteren wie engeren Fachkollegen ein ausgesprochen gutes 
Verhältnis herzustellen.
Persönliches Urteil des Dozentenschaftsführers: S[ieber] ver-
dient wohl eine Förderung.«
Dozentenschaft Universität Leipzig an REM, Auskunft über Priv-
Doz Dr. rer. pol. Eugen Sieber, ohne Datum [ca. 1934], BA R 4901- 
14256, Bl. 14.
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Während der »Endsieg« auf sich warten ließ, nahm der Wettbewerbsdruck auf die Staats- 
und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät zu. So verabschiedete die Handels- und Wirt-
schaftshochschulkonferenz am 21. November 1941 eine Resolution, nach der nur noch 
diejenigen Hochschulen mit der betriebswirtschaftlichen Ausbildung zu betrauen seien, 
die mindestens drei betriebswirtschaftliche Lehrstühle vorweisen konnten. Diese Verord-
nung traf vor allem Heidelberg, wie Thoms klagte: »Es gibt keine Hochschule, an der ein 
Examen als Diplom-Kaufmann abgelegt werden kann mit nur einem Ordinariat für Be-
triebswirtschaftslehre, wie dies in Heidelberg der Fall ist.«249
Dolmetscher-Institut4.1.7 
Anfangs stand das Dolmetscher-Institut unter der Leitung von Rektor Groh, der die Ge-
schäfte im November 1934 an den ordentlichen Honorarprofessor Zintgraff übertrug.250 
Als Assistent fungierte der frühere Mitarbeiter Schusters und überzeugte Nationalsozialist 
Hagen buch.251 Der im August 1934 aufgelöste Beirat des Instituts wurde mit Heidelberger 
Professoren und dem Führer der Studentenschaft neu besetzt.252 Zum Wintersemester 1935 
wurde das Dolmetscher-Institut endgültig in die Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche 
Fakultät eingegliedert:253
»Nachdem sich das [Dolmetscher-Institut] nach einer zweijährigen Beobachtungszeit 
als im Rahmen der Universität lebenswürdig und lebensfähig erwiesen hatte, erschien 
es zweckmäßig, es im Herbst 1935 endgültig der Staats- und Wirtschaftswissenschaftli-
chen Fakultät einzuverleiben.«254
Von Oktober 1935 bis Juli 1938 stand der Direktor des Instituts für Zeitungswissenschaft, 
Hans Hermann Adler, dem Dolmetscher-Institut vor (siehe S. 114).
Bei der Verlegung des Dolmetscher-Instituts waren die Mannheimer Lektoren Rudolf 
Mattis und Anton Burkard255 zwar übernommen worden, hatten aber schwere Einkommens-
einbußen in Kauf nehmen müssen.256 Burkard bildete in der Folgezeit das organisatorische 
249 Dekan an Rektor, 20.1.1942, UA HD B-7750. Siehe fortführend zur Forschung am Seminar S. 258.
250 MKU an Rektor, 28.8.1934, GLA KA 235-30040.
251 MKU an Rektor, 3.11.1934, GLA KA 235-3279.
252 Mitglieder des neuen Beirats waren der Anglist und Altertumswissenschaftler Johannes Hoops, Güntert, Brinkmann u. 
Schuster sowie der Führer der Studentenschaft. MKU an Rektor, 28.8.1934, GLA KA 235-30040.
253 MKU an Rektor, 5.10.1935, GLA KA 466-20606.
254 Adler, Begründung zum Entwurf einer Prüfungsordnung für »akademisch geprüfte Übersetzer« und »Diplom-Dolmet-
scher«, 9.6.1936, BA R 4901-13931. S. 1.
255 Rudolf Mattis (*1884), Lektorat für Englisch an HH Mannheim. Der in Zwickau/Sachsen geborene Mattis war seit 9. März 
1922 an der HH angestellt. Er gehörte weder der  NSDAP noch einer der Parteigliederungen an. Mattis, Fragebogen, 
4.4.1942, UA HD PA 297. Anton Burkard (*1881), Lektorat für romanische Sprachwissenschaft an HH Mannheim, seit 
1934 Reichsfachschaftsleiter der Reichsfachschaft für das Dolmetscherwesen (Rechtswahrerbund) in der Deutschen 
Rechtsfront im Gau Baden. Sein späterer Vorgesetzter, der Romanist Mönch, charakterisierte Burkard in seinen Memoi-
ren als einen »seltenen Mann«: »In den Klöstern der romanischen Länder muß [Burkard] viel Welterfahrung gesammelt 
haben. Er konnte den Wert der Menschen einschätzen und war klug im Umgang mit ihnen. Niemals hat er sich kompro-
mittiert.« Mönch: Aus meinem Leben. S. 78-80.
256 Adler: Heidelberg u. Thoms an MKU, 29.3.1933, GLA KA 235-30891; Lektor Burkard bekomme, so beschwerte sich 
Schuster im Dezember 1934, nur die Hälfte seines Mannheimer Gehaltes trotz deutlich größerer Belastung. Er drohe 
damit, das Institut zu verlassen: »Gerade im Hinblick auf die politische und die außenpolitische Schulung der Studenten 
brauchen wir Lektoren, die nicht bloß philologisch ausgebildet sind, sondern von der politischen, historischen und 
wirtschaftlichen Seite herkommen.« Schuster an Rektor, 22.12.1933, GLA KA 235-30891. Ab Sommersemester 1939 
brachte die Einführung von zusätzlichen Kurse in »Militärdolmetschen« eine Gehaltssteigerung für die Lektoren Mil-
léquant (160 RM pro Semester) und Burkard (320 RM) mit sich. MKU an Rektor, 2.3.1939, UA HD H-VI-693.
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Rückgrat des Dolmetscher-Instituts. Er konnte sich seit September 1934 mit dem sperri-
gen Titel des »Gaufachschaftsleiters der Reichsfachschaft für das Dolmetscherwesen in der 
Deutschen Rechtsfront im Gau Baden des BNSDJ« schmücken.257 Der  NSDAP trat Burkard 
im Mai 1937 bei.258 1937 wechselte Paul Milléquant, Lektor für Französisch, von der Univer-
sität Frankfurt nach Heidelberg.259 Der gebürtige Franzose leitete die französische, Burkard 
die italienische und spanische Abteilung. Nach der Zusammenlegung der französischen 
Lektorate von Romanischem Seminar und Dolmetscher-Institut im Jahr 1938 wurde Millé-
quant durch beide Institute zu gleichen Teilen finanziert. 
Für den noch im Wintersemester 1932/33 zum Geschäftsführer des Dolmetscher-Insti-
tuts ernannten, promovierten Lektor für Anglistik Heinz Walz vereinbarten Ministerialrat 
Fehrle und Studentenführer Scheel wegen »Bedenken politischer Art« »eine Übernahme 
auf kurze Kündigungsfrist«: »Nur dem Umstande, dass der Lehrkörper des D[olmetscher]-
I[nstituts] zu einem großen Teil aus Juden bestand, die nach der Revolution herausgeschmis-
sen wurden, und dass kein Ersatz gleich da war, verdankt Walz sein Verbleiben […].«260 Die 
eingeräumte »Bewährung« währte nur wenige Wochen – bereits im April 1934 forderten 
die »Führer der Studentenschaft«, Scheel und Franz, »vertraulich!« die Entlassung Walz’:
«Inzwischen hat sich auch die politische Haltung von Dr. W[alz], die immer demokra-
tisch-liberal war, nicht gebessert. [...] In einem Gespräch gelegentlich der eventuellen 
Umgestaltung des D[olmetscher]-I[nstituts] auf mehr politische Basis äußerte Dr. 
W[alz]: Jedes Wort, das ich über Nationalsozialismus sagen soll, bleibt mir im Hals stek-
ken. […] Die äußere Haltung von Dr. W[alz] läßt ohne weiteres darauf schließen, daß 
er auch ganz nach liberalen Grundsätzen lebt (trotz seiner Jugend keine Betätigung in 
der S.A. oder sonstigen N.S.-Formationen. Er haßt nach seinen eigenen Aussagen jed-
weden Zwang und jedes Befehlen. Sein äußeres Auftreten ist denkbar schlacksig und 
schlapp. – Dies über seine politischen Eigenschaften.«261 
Angesichts der angespannten personellen Lage und des »tüchtigen Eindrucks«, den 
der Leiter der Auslandsabteilung der Universität, Regierungsrat Alfred Zintgraff, von Walz 
gewonnen hatte, verblieb Walz auch nach einer weiteren Intrige bis zum Wintersemester 
1937/38 an der Universität Heidelberg.262
Honorarprofessuren für Milléquant und Burkard4.1.7.1 
Der aus Frankreich stammende Lektor Paul Milléquant unterrichtete im Rahmen seiner Tä-
tigkeit als Lektor für Französisch und Leiter der französischen Abteilung am Dolmetscher-In-
stitut zugleich an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen wie an der Philosophischen 
257 Bund Nationalsozialistischer Juristen, Reichsführer, an Burkard, 26.9.1934, UA HD PA 3449. Warum die Dolmetscher dem 
BNSDJ unterstellt worden waren, ist den vorliegenden Quellen nicht zu entnehmen – und wohl nur durch Machtkämp-
fe und Territorialdenken innerhalb der Parteigliederungen zu erklären.
258 Burkard an Rektor, 20.9.1935, UA HD PA 3449.
259 Paul Milléquant (*1886 in Saint Pol, Nordfrankreich, 1939 eingebürgert), Promotion 1921 über »Die Entwicklung des 
französischen Verses von Baudelaire bis Jules Romains«, 1920 Lektor Univ. Berlin, 1927 Lektor Univ. Frankfurt. Dolmet-
scher-Institut an Dekan, 7.2.1938, UA HD B-6695/5 u. Mönch, Walter: Paul Milléquant zum 80. Geburtstag. In: Rhein-
Neckar-Zeitung vom 8.7.1966.
260 Studentenschaft, Amtsleiter, an Rektor, 4.4.1934, UA HD H-VI-680.
261 Scheel und Franz warfen Walz zudem vor, dass der Lektor, der während seines Studiums im hiesigen Studentenwohn-
heim gewohnt habe, »mit den freigeistigen Kreisen der Universität lebhaften Verkehr« gehabt habe. Es wirft ein be-
zeichnendes Licht auf die Gründlichkeit der Recherche der Studentenschaft, dass Walz nie in Heidelberg studiert hatte, 
sondern in Freiburg und London, wie sein Vorgesetzter Zintgraff in einer handschriftlichen Replik notierte. Studenten-
schaft, Amtsleiter, an Rektor, 4.4.1934, UA HD H-VI-680.
262 Siehe S. 507.
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Fakultät.263 Milléquant war während des Ersten Weltkriegs als Direktor einer Sprachschule 
in Koblenz im Deutschen Reich geblieben und hatte sich als Mitarbeiter der »Gazette des 
Ardennes«, dem »Organ des Großen Hauptquartiers für die besetzten Gebiete Frankreichs 
und Belgiens zwecks Aufklärung der französischen Zivilbevölkerung«, und der »Gazette 
de Lorraine« des Kaiserlichen Gouvernements in Metz in den Dienst der deutschen Besat-
zungstruppen gestellt.264 1939 hatte er das Reichsbürgerrecht verliehen bekommen. Mit 
Beginn des Zweiten Weltkriegs war er als Sprachlehrer der am Dolmetscher-Institut unter-
richteten Offiziere der Wehrmacht tätig.265 
Im Februar 1940 stellte der Direktor des Dolmetscher-Instituts, Mönch, den Antrag 
beim MKU, Milléquant wegen seines enormen Arbeitspensums, und um der Gefahr seiner 
Abwanderung zu begegnen, den Titel eines Honorarprofessors an der Staats- und Wirt-
schaftswissenschaftlichen Fakultät zu verleihen.266 Während diesem Antrag ohne weiteren 
Widerstand am 21. Januar 1941 stattgegeben wurde,267 scheiterte sich die Ernennung des 
Lektors Anton Burkard trotz vielfacher Eingaben von Seiten der Fakultät. Der 1881 als Sohn 
eines badischen Schuhmachers geborene Lektor für Romanistik war bereits an der Handels-
hochschule in Mannheim tätig gewesen und wurde von der Mannheimer Studentenschaft 
zur Gruppe derjenigen »fachwissenschaftlich hervorragenden Kräfte, die sich nun auch be-
mühen, dem Geist der neuen Zeit gerecht zu werden und ehrlich um eine neue Auffassung 
ringen«, gezählt.268 1934 war er zum Gaufachschaftsleiter der badischen Dolmetscher er-
nannt worden.269 Im Spanischen Bürgerkrieg galten die Sympathien des Katholiken »Gene-
ralissimo« Franco, an dessen Seite einige seiner früheren Mitarbeiter und Schüler kämpften. 
Ravier Martinez de Bedoya hatte im Sommersemester 1936 am Dolmetscher-Institut unter-
richtet und war nach seiner Rückkehr nach Santander vor den Republikanern aus Spanien 
nach Bordeaux geflohen. Im September 1936 schrieb er Burkard, dass er sich im baskischen 
Irun/Pamplona nun den Truppen Francos anschließen werde, »um für [sein] Vaterland zu 
kämpfen und [...] um Europa vor dem Kommunismus zu retten«.270 Direktor Adler war vom 
patriotischen Überschwang des jungen Spaniers so begeistert, dass er das Schreiben dem 
Propagandaministerium zusandte.271 
1936 gehörte Burkard zu den Mitbegründern der »Hispano-Amerikanischen Studen-
tengemeinschaft« in Heidelberg, die alle Studenten aus spanischsprechenden Ländern 
im Wider stand gegen den »Kolonialismus« der Engländer und Nordamerikaner vereinigen 
wollte – wozu Burkard per Rosenberg-Zitat den Nationalsozialismus als Lösung anemp-
fahl:
263 Vgl. Sellin: Romanistik. S. 449.
264 Milléquant, Personalbogen, ohne Datum [ca. 1937], UA HD PA 5028. Milléquant habe im Jahr 1920 eine »beurteilte und 
fertiggestellte Habilitationsschrift zurückgezogen«, weil er als Ausländer keine Chance für sich sah, so Thoms im Okto-
ber 1942. Dekan an MKU, 24.10.1941, UA HD PA 3450.
265 Siehe S. 419.
266 Mönch, Bericht über das Dolmetscher-Institut, 9.2.1940, UA HD H-VI-680.
267 REM an Milléquant, 21.1.1941, UA HD PA 5028.
268 Führer der Mannheimer Studentenschaft an MKU, 3.7.1933, GLA KA 235-30891. Von 1920 bis 1922 war Burkard Mitglied 
der Zentrumspartei. Burkard, Fragebogen, 10.8.1939, UA HD PA 263.
269 Siehe S. 418.
270 Martinez de Bedoya an Burkard, 18.9.1936, UA HD H-VI-683. Im Vorlesungsverzeichnis ist der Lektor noch im Winterse-
mester 1936/37 aufgeführt. 
271 Adler an Dekan, 26.9.1936, UA HD H-VI-683.
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»Wir brauchen für diese nationalsozialistische Revolution keine Propaganda in der Welt 
zu machen. […] Wir wissen, daß nur aus den Seins-Gesetzen jeder Nation auch der 
Umbruch in der ihr gemäßen Form erfolgen kann. Aber wenn wir auch ablehnen, na-
tionalsozialistische Propaganda zu betreiben, so wissen wir doch, daß anderen Völkern 
heute Probleme gestellt worden sind, die wir bereits gelöst haben, daß andere Völker 
sich mit diesen Problemen herumschlagen müssen, an denen sie zerbrechen, wenn sie 
nicht den Kampf mit ihnen aufnehmen.«272
Die solcherart erworbenen »kulturpolitischen Verdienste«, warb Thoms in seinem An-
trag zur Ernennung Burkards zum Honorarprofessor am 9. Dezember 1940, würden »es fast 
allein vom politischen Standpunkt gerechtfertigt erscheinen lassen, ihm einen akademi-
schen Titel zu verleihen«.273 Zugleich würde der Professorentitel dem Wort Burkards weite-
res Gewicht im Ausland verleihen. Thoms räumte ein, dass es sich bei der Ernennung des 
wissenschaftlich kaum ausgewiesenen Lektors um einen »außergewöhnlichen Umstand« 
handeln würde, aber »ein Präzedenzfall [...] durch seine Ernennung nicht geschaffen« wer-
de. Burkards »Persönlichkeit«, seine »wertvollen grammatikalischen Arbeiten« und vor al-
len Dingen seine »ganz einmalig dastehende akademische Wirksamkeit als langjähriger 
Universitäts- und Hochschullehrer« rechtfertige die Verleihung des Titels:
 »In ganz Deutschland sind die von Burkard hervorragend ausgebildeten Handelslehrer 
tätig, die von [ihm] ausgebildeten Dolmetscher befinden sich in höchsten Staats- und 
Militärstellen des In- und Auslandes. [...] Alle Prüfungen der Wehrmacht im Gau Baden 
werden von [ihm] durchgeführt.«
 Thoms´ hartnäckige Versuche, die politischen Verdienste Burkards, seine Einflussnahme 
auf die in Heidelberg Lehrenden, Lernenden und ihre Heimatländer im Sinne des National-
sozialismus, als entscheidendes Kriterium durchzusetzen, scheiterten am Widerstand des 
REM, das darauf beharrte, dass die Verleihung einer Honorarprofessur »besondere wissen-
schaftliche Leistungen in Wort und Schrift« voraussetze.274 
4.1.7.2 Leitung des Dolmetscher-Instituts
Adlers Nachfolger als Leiter des Dolmetscher-Instituts wurde im Januar 1939 der Ordinarius 
für Romanistik, Walter Mönch, ein herausragender Protagonist der Konjunkturgleichschal-
tung in Heidelberg.275 Der Romanist wurde unmittelbar nach Kriegsbeginn zur Wehrmacht 
eingezogen. Unter Berufung auf die militärische Bedeutung des Dolmetscher-Instituts 
drängte der Rektor mehrmals per »Reklamationsantrag« auf dessen Entlassung.276 Am 24. 
November 1939 wurde Mönch vom OKW entlassen und am 12. Dezember 1939 vorerst 
»uk.« gestellt. Eine unmittelbare Einziehung zum »Truppendienst« drohte ihm nicht mehr, 
272 Zit. nach: Burkard, Zur Gründung der Hispano-Amerikanischen Studentengemeinschaft in Heidelberg, Mitteilungen des 
Dolmetscher-Instituts der Universität Heidelberg, Januar 1936, UA HD H-VI-689/2.
273 Dekan an Rektor, 9.12.1940, UA HD PA 3450.
274 REM an MKU, 7.6.1941 u. 24.7.1941, UA HD PA 3450. Auch der Vermittlungsversuch Schmitthenners, der den außer-
planmäßigen Lektor Burkard zum Beamten auf Widerruf ernennen wollte, scheiterte am REM. Im Bundesarchiv sind 
die bereits ausgefüllten Urkunden zur Ernennung Burkards zum planmäßigen Lektor enthalten. Ihr Versand wurde 
am 21.9.1944 durch einen Sachbearbeiter gestoppt. Der letzte Anlauf Thoms’ scheiterte am 25.11.1944. MKU an REM, 
9.8.1941; MKU an Rektor, 25.10.1944, UA HD PA 3450 u. BA R 4901-13442.
275 Zugleich wurde Mönch damit Mitglied der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät. MKU an Rektor, 
5.10.1935; MKU an Rektor, 25.6.1938, GLA KA 466-20606 u. MKU an Rektor, 16.1.1939, UA HD PA 5044. Walter Mönch 
(*1905), 1935 ao. Prof. Univ. Berlin, 1939 planmäßiger ao. Prof. für Romanische Philologie Univ. Heidelberg, 1941 ord. 
Prof. für Romanische Philologie Univ. Heidelberg, siehe S. 422. Zu Mönch vgl. grundlegend Sellin: Romanistik.
276 Rektor an OKW, 12.12.1939, UA HD PA 5044.
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versicherte das Heidelberger Wehrbezirkskommando, er sei allerdings als Dolmetscher für 
das OKW »sichergestellt«.277 Die Folgemonate nutzte Mönch für viele Dienstreisen. 
Am 22. Juni 1940 wurde der Romanist »plötzlich« einberufen.278 Lektor Burkard übertrug 
er die kommissarische Leitung des Dolmetscher-Instituts. Mönch wurde als Dolmetscher 
direkt in die Picardie, in den Wald von Compiègne, gesandt, wo Hitler den Waffenstill-
standsvertrag mit Frankreich am 22. Juni 1940 in Marschall Fochs Eisenbahnwagen unter-
schreiben ließ. Mönch blieb während der Waffenstillstandsverhandlungen beim OKW und 
kehrte auch zu Beginn des 3. Trimesters nicht nach Heidelberg zurück.279 Per Schnellbrief 
des REM wurde Mönch dann am 19. Oktober 1940 als Gastprofessor an die Universität Lüt-
tich nach Wallonien beordert.280 Seine Aufgabe sei es, so der Romanist, die »politisch tas-
tenden« Kreise der Studentenschaft und der Professoren im Sinne des Deutschen Reichs 
zu beeinflussen281 – was eine denkbar schwierige Aufgabe angesichts der schlechten 
Ernährungs lage, des »politischen Schwebezustandes« Belgiens, der Konflikte zwischen Fla-
men und Wallonen, der Kriegsgefangenenfrage und nicht zuletzt aufgrund der »Feindpro-
paganda« darstelle: »Der englische Nachrichtendienst zieht die deutschfeindlich gesinnten 
Hörer wie in einen magischen Bannkreis, aus dem sie schwer zu lösen sind.«282 1941 wurde 
Mönch zum Präsidenten des gerade gegründeten Deutschen Wissenschaftlichen Instituts 
in Brüssel ernannt.283 Dem Institut war nur eine kurze Lebenszeit beschieden. 1944 wurde 
es geschlossen, sein Präsident Mönch gab seine Gastprofessur in Lüttich auf und kehrte ins 
Deutsche Reich zurück.284 Wieder in Heidelberg betrieb er die Ernennung Burkards zum 
ehrenamtlichen Leiter des Dolmetscher-Instituts:
»Im Urteil aller wirklich sachkundigen und zuständigen Stellen [sc. im Gegensatz zum 
sich sträubenden Referenten im REM, Harmjanz] – unter diesen möchte ich außer 
dem Reichserziehungsministerium das Auswärtige Amt, die Wehrmacht, das Reichssi-
cherheitshauptamt, die deutsche Industrie und das Auslandsamt der Dozentenschaft 
nennen – ist das Dolmetscher-Institut das vorbildliche, akademische Sprachen-Institut 
Deutschlands schlechthin.«285
Am 17. Februar 1945 wurde Burkard durch den Rektor zum geschäftsführenden Direktor 
des Dolmetscher-Instituts ernannt.286 Seiner Ernennung zum Honorarprofessor, die Thoms 
277 Wehrbezirkskommando Heidelberg an Rektor, 3.4.1940, UA HD PA 5044.
278 Burkard an Rektor, 22.6.1940, UA HD PA 5044.
279 Phil. Fak. an Rektor, 11.9.1940, UA HD PA 5044. Eine apologetische Darstellung Mönchs über seinen Einsatz während des 
Kriegs in Frankreich und Belgien findet sich in seinen 1981 verfassten Memoiren. Mönch: Aus meinem Leben. S. 85-114.
280 REM an Rektor, 19.10.1940, UA HD PA 5044.
281 Im Jahresbericht der Außenstelle Flandern des »Ahnenerbe« vom 17.11.1944 wurde über den »Germanischen Wis-
senschaftseinsatz« berichtet, dass das »Ziel der Arbeit […] eine geistige Tiefen- und Breitenwirkung besonders in den 
Intelligenzschichten Flanderns und Walloniens« sei: »In Befolgung der von der SS allein vertretenen germanischen 
Linien ist[:] 1. ein Einbruch zu schaffen in die liberalistisch-humanistische Bildungsfront durch Gewinnung von Inhabern 
geistiger Schlüsselstellungen; 2. anzugehen gegen den großdeutschen Mythos mit dem Gedanken der großgermani-
schen Reichsgemeinschaft; 3. die Wiederbelebung des germanischen Volks- und Kulturbewußtseins zu fördern mit dem 
äußerst wirkungsvollen, weil neutral getarnten politischen Propagandamittel der Wissenschaft, angesichts des anma-
ßenden französischen Bildungsanspruches und des flämischen Minderwertigkeitskomplexes. Somit sind Intelligenz-
schichten erfassbar, die der offiziellen Presse- und Schulungspropaganda nicht zugänglich sind […]. Es handelt sich um 
die Universitäts-, Hochschul- und Wissenschaftspolitik, um die Studentenförderung und Stipendiengewährung […].« 
Nürnberger Prozeß, Band 20. S. 601.
282 Mönch, Tätigkeitsbericht für das Sommersemester 1941, 25.8.1941, UA HD PA 5044.
283 Vgl. Hausmann: Deutsches Institut.
284 REM an MKU, 10.10.1944, UA HD PA 5044.
285 Mönch an Rektor, 21.9.1944, UA HD PA 3450.
286 Universitätskasse an Rektor, 17.2.1945, UA HD PA 3450.
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seit Jahren verfolgte und immer wieder in Berlin aufs Tableau gebracht hatte, war hinge-
gen kein Erfolg beschieden. Einen ersten Antrag hatte die Fakultät 1943 und 1944 gestellt, 
wobei aus den Akten nicht ersichtlich ist, ob diese als Alibi zur Besänftigung Burkards, der 
mit Weggang drohte, dienten oder ob es das tatsächliche Anliegen Thoms’ war, Burkard 
mit einer Honorarprofessur auszuzeichnen. Zum Sommersemester 1945 erhielt Mönch ei-
nen Ruf an die Universität Breslau. Diesen lehnte er ab – »schweren Herzens«, da er die 
»Aufbauarbeit in Heidelberg« fortsetzen wollte und, was er nicht schrieb, wohl auch wenig 
Interesse daran hatte, der Roten Armee entgegenzueilen.287
Im September 1944 fand das REM noch die Zeit für eine Reorganisation des Dolmet-
scher- und Zeitungswissenschaftlichen Studiums. Im Rahmen des »totalen Kriegseinsatzes« 
verfügte es, dass diese zu den Fächern der Philosophischen Fakultät zu rechnen seien.288 In 
Heidelberg entschied Staatsminister und Rektor Schmitthenner sich für die personell be-
reits übliche Form der Doppelmitgliedschaft. In einem jener skurril anmutenden Briefe, in 
denen sich Schmitthenner selbst schreibt und sich bestätigt, von seinem Bericht Kenntnis 
genommen zu haben, stimmte er »der Eingliederung des Instituts für Zeitungswissenschaft 
und des Dolmetscher-Instituts in die Philosophische Fakultät unbeschadet ihrer weiteren 
Zugehörigkeit zu der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät Heidelberg« am 
14. Oktober 1944 zu.289
Versuch eines personellen 4.1.8 
Ausbaus im Jahr 1943
Ordinariat für Industriewirtschaft, Januar 19434.1.8.1 
Im Januar 1943 nahm Thoms, dem bei einem persönlichen Besuch im Berliner REM die 
»wohlwollendste« Behandlung seiner Wünsche zugesagt worden war, einen weiteren 
Anlauf zur Schaffung neuer Ordinariate an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen 
Fakul tät:
»Dass durch die grundlegende Neugestaltung unseres Weltbildes und durch die Kriegs-
verhältnisse alle Probleme der Wirtschaftswissenschaft eine Änderung erfahren haben, 
braucht nur erwähnt zu werden, um darauf hinzuweisen, daß neben der sich gewaltig 
vermehrten Tatsachenforschung auch die Grundlagenforschung auf allen Gebieten 
der Wirtschaftswissenschaft eine fast nicht mehr zu bewältigende Mehrarbeit gebracht 
hat.«290
Thoms hatte in Verhandlungen mit der Mannheimer Industrie- und Handelskammer er-
reicht, dass diese sich in die Tradition der Handelshochschule stellte und zusagte, das zu 
schaffende betriebswirtschaftliche Ordinariat für Industriewirtschaft für zunächst fünf Jah-
re mit 300.000 RM zu unterstützen und auch das Jahresgehalt des Ordinarius von 15.000 RM 
zu finanzieren. Dekan Thoms hoffte, mit der Aussicht auf das Ordinariat entweder Sieber 
oder Sandig in Heidelberg zu halten und einen jüngeren Wissenschaftler auf das freiwer-
dende Extraordinariat zu berufen. Die noch sechs Jahre nach der Übernahme der Handels-
287 Mönch an REM, 23.12.1944, UA HD PA 299.
288 REM, Erlass WA 1200 RV Totaler Kriegseinsatz, 14.9.1944, UA HD B-6695/6.
289 MKU an Rektor, 14.10.1944, UA HD B-6695/6. Siehe fortführend zur Forschung am Institut S. 406.
290 Dekan an Rektor, 4.1.1943, UA HD H-VI-550.
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hochschule fortwährenden »Friktionen und Verluste der Wirtschaftswissenschaft«, die erst 
mit seinem Amtsantritt ausgeräumt und gestoppt worden seien, so Thoms, könnten durch 
die Schaffung des Lehrstuhls endgültig ihr Ende finden. 
Mit Hinweis auf Lammers’ »Haushaltsstoppverordnung« beerdigte das REM auch in 
diesem Fall die Expansionspläne Thoms’ – ungeachtet der Mittel, die der Dekan durch die 
Institutsgründungen und die Zusagen der Industrie- und Handelskammer beigebracht 
hatte.291
Die Heidelberger Luftfahrtforschung und das 4.1.8.2 
zweite Ordinariat für Betriebswirtschaftslehre
Ab April 1943 versuchte Dekan Thoms, das mit Unterstützung der Luftwaffe gegründete 
Institut für Weltluftfahrt als Vehikel zur personellen Expansion seiner Fakultät einzuspan-
nen.292 Luftwaffenunteroffizier und Extraordinarius Sieber sollte mit Hinweis auf dessen zu 
erwartende Verdienste in der »kriegswichtigen Zweckforschung« ein neuzuschaffendes 
Ordinariat verliehen werden, um diesen in Heidelberg zu halten:293 
»Professor Sieber hat im Rahmen der Heidelberger Luftfahrtforschung mit dem Aufbau 
der betriebswirtschaftlichen Abteilung begonnen und bereits eine Anzahl bedeuten-
der Aufträge in Angriff genommen, die unbedingt durchzuführen sind. Da Professor 
Sieber selbst Flieger ist, bringt er für die Luftfahrtforschung auch dadurch gute Voraus-
setzungen mit.«294
Tatsächlich konnte Thoms nach eigenen Angaben in Berlin erreichen, dass der Beauf-
tragte für den Vierjahresplan und der geschäftsführende Direktor der Forschungsführung 
des Reichsluftfahrtministeriums sich für die Umwandlung des Sieberschen Extraordinariats 
aussprachen und zur Übernahme der entstehenden Kosten bereiterklärten.295 Am 7. Mai 
1943 beschied Ministerialdirigent Südhoff vom REM allen Bemühungen Thoms’ zum Trotz: 
»Die Umwandlung eines Extraordinariats in ein Ordinariat ist nach den bestehenden 
Vorschriften leider nicht möglich. Die Bestimmungen sind in dieser Hinsicht durchaus 
eindeutig; Ausnahmen sind bis jetzt nicht gemacht worden.«296
Wieder einmal war der Dekan an der »Haushaltsstoppverordnung« gescheitert. Im Ver-
trauen auf die Funktionsmechanismen im nationalsozialistischen Maßnahmenstaat gab 
Thoms wenig auf das REM und die »Haushaltsstoppverordnung«: Er webte weiterhin an 
seinen persönlichen Netzwerken und setzte seine Suche nach ranghohen Protagonisten 
für seine Expansionspläne unbeirrt fort.
Thoms wurde in der Folgezeit aber auch mit Widerstand in den Reihen der Staats- und 
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät konfrontiert, der zeigte, dass allein die behauptete 
»Kriegswichtigkeit« nicht alle Türen öffnete. Im Juni 1943 hatte Schuster – neben Thoms 
291 Protokoll der Sitzung des Fakultätsausschusses vom 3.4.1943, UA HD H-VI-550.
292 Siehe S. 463.
293 Dekan an Rektor, 4.1.1943, UA HD H-VI-550. 
294 Dekan an Rektor, 5.4.1943, UA HD PA 6080. Konkrete Details über die »Aufgaben zwingender Kriegswichtigkeit« mit 
denen Sieber betraut worden sein sollte, wollte Thoms wegen deren »vertraulicher Natur« nicht übermitteln. Die For-
schungsergebnisse Siebers würden im Auftrag des Reichsmarschalls Göring durchgeführt werden und »maßgebliche 
Änderungen in der Betriebsführung der Flugzeugindustrie« nach sich ziehen.
295 Luftfahrtforschung Heidelberg an Dekan, 20.4.1943, UA HD H-VI-550.
296 REM, Südhoff, an Thoms vom 7.5.1943, UA HD H-VI-550.
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zu diesem Zeitpunkt der einzige Ordinarius an der Fakultät – im Fakultätsrat sein Veto ge-
gen eine Umwandlung von Siebers Extraordinariat in ein Ordinariat eingelegt: Sieber habe 
zu wenig publiziert und sei fachlich nicht ausgewiesen.297 Thoms beschwerte sich beim 
Rektor über die Renitenz Schusters und fuhr fort, Anträge zur Schaffung eines Ordinariats 
für Sieber zu verfassen. In einem Schreiben an seinen Duzfreund und »Kameraden«, den 
Dozentenbundsführer Schmidhuber, verteidigte Thoms sein eigenmächtiges Handeln – als 
isoliert und machtlos scheint er die Position Schusters nicht eingeschätzt zu haben, sonst 
hätte er sich nicht gezwungen gefühlt, seine Entscheidung zu rechtfertigen: »Wenn nun 
die Möglichkeit besteht, das Ordinariat zu schaffen, so muss ich als verantwortlicher Führer 
der Fakultät alles daransetzen, dass das zweite Ordinariat geschaffen wird.«298 Schuster ließ 
auch in der Folgezeit nicht locker und drohte, nachdem er sich bei den fortgesetzten Ver-
handlungen um das Ordinariat für Betriebswirtschaftslehre übergangen fühlte, dem »Füh-
rer der Fakultät« im Mai 1944 mit Konsequenzen:
»1. Ich halte es nicht für richtig, daß die Beförderung von Prof. Sieber damit begrün-
det wird, daß er einen Auftrag in der Luftfahrtforschung hat. Zur Beförderung auf ein 
Ordinariat sind andere Maßstäbe anzulegen. […] 3. Bin ich der Meinung, daß diese 
Angelegenheit über die Fakultät hätte gehen müssen und ich bitte auch, die weiteren 
Verhandlungen nur mit der Fakultät durchzuführen, weil ich sonst gezwungen bin, 
direkt Einspruch einzulegen.«299
Bereits im Januar 1944 hatte bereits der zuständige Referent in der Forschungsfüh-
rung des Luftfahrtministeriums und der Luftwaffe ob des penetranten Insistierens Thoms’ 
die Geduld verloren: Er beschwerte sich beim Rektor und erklärte, dass die Beziehungen 
 Siebers zum Industriewirtschaftsamt des Reichsministers der Luftfahrt auf dessen Initiative, 
nicht auf der des Amts beruhte. Es handele sich bei den Untersuchungen Siebers um For-
schung für die zivile Luftfahrt, die nicht kriegswichtig sei.300 Schmitthenner fühlte sich von 
Thoms getäuscht, hatte dieser ihm doch versichert, die Kriegswichtigkeit Siebers rechtfer-
tige ein Umgehen der Haushaltsstoppverordnung.301 Der Rektor ermahnte Thoms, nur An-
gaben zu machen, die einer Prüfung durch das REM standhielten, ansonsten würde seine 
Glaubwürdigkeit in Berlin leiden und die Chance auf neue Stellen schwinden. Thoms pro-
testierte und lieferte zugleich ein eindringliches Bild des Ämter- und Zuständigkeitschaos 
gegen Ende des Kriegs: Nicht die Forschungsführung oder das Industriewirtschaftsamt des 
Reichsministeriums für Luftfahrt, sondern dessen Technisches Amt sei mit den »heute vor-
dringlichen betriebswirtschaftlichen Problemen der Luftfahrtindustrie« betraut und damit 
der Ansprechpartner der Heidelberger Betriebswirte.302 Sieber forsche über »betriebswirt-
schaftliche Fragen unter besonderer Berücksichtigung fertigungstechnischer Belange« im 
Rahmen einer »grundsätzlichen Untersuchung über das Problem der Leistungsmessung 
und des Leistungsvergleichs in der Luftfahrtindustrie«.303 An der ablehnenden Haltung 
des REM scheint der Protest Thoms’ nichts geändert zu haben, dennoch war das Beharren 
297 Thoms an Rektor, 23.6.1943, UA HD H-VI-550 u. Schuster an Dekan, 22.5.1944, UA HD PA 283.
298 Thoms an Schmidhuber, 23.6.1943, UA HD H-VI-550.
299 Schuster an Thoms, 22.5.1944, UA HD PA 283.
300 Forschungsführung des Reichsministers der Luftfahrt und des Oberbefehlshabers der Luftwaffe an REM, 18.1.1944, 
BA R 4901-13438 Bl. 163.
301 MKU an Rektor, 29.2.1944, UA HD H-VI-667.
302 Dekan an Rektor, 6.5.1944, BA R 4901-13438 Bl. 166.
303 Ebd. Siehe S. 463.
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auf der »Kriegswichtigkeit« der Forschungen Siebers unter Umständen überlebenswichtig, 
schließlich schützte allein »Kriegswichtigkeit« vor der Front.304
Wirtschaftswissenschaftliche 4.2 
Lehraufträge 
Im Vergleich mit den Juristen mussten die Wirtschaftswissenschaftler ein deutlich höheres 
Pensum an Übungen ableisten, was den Praxisbezug der Studenten sichern sollte.305 In der 
Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät wurde die dünne Personaldecke durch 
eine rasch expandierende Zahl von Lehrbeauftragten gestreckt – nach Rainer Brintzinger 
eine Besonderheit in Heidelberg: »Während vor 1933 nur in Ausnahmefällen Übungen und 
Vorlesungen durch Lehrbeauftragte übernommen wurden, überstieg die Anzahl der nicht 
festangestellten Lehrkräfte nach 1933 nicht selten die der beamteten Dozenten.«306
Vor allem aus der Verlegenheit heraus, dass es an hauptamtlichen Professoren mangel-
te und die Lehrauftragsinhaber bei Laune und in Heidelberg gehalten werden mussten, 
hatte die Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät eine große Zahl von Anträgen 
zur Ernennung ihrer Lehrbeauftragten zu Honorarprofessoren beim REM eingereicht. Der 
zuständige Berliner Referent, Heinrich Harmjanz307, beschwerte sich im Oktober 1941, dass 
der Heidelberger Fakultät durch ihre inflationäre Ernennungspolitik der »Charakter der 
Honorarprofessur als Auszeichnung nur für ganz hervorragende Leistungen und dazu als 
besondere Ausnahme verloren« zu gehen drohe.308 Dekan Thoms entschuldigte sich mit 
Hinweis auf die »besonderen Umstände«: »Nicht zuletzt sind diese hervorgerufen durch 
die Verschmelzung der Handelshochschule Mannheim mit der Universität Heidelberg und 
der sprunghaften Entwicklung der Fakultät« und fuhr unbeirrt fort, das REM mit Anträgen 
zu überhäufen. Allein 1941 verfolgte die Fakultät mindestens vier Anträge zur Ernennung 
zum Honorarprofessor gleichzeitig (Tuckermann, Malteur, Milléquant und Burkard).
Betriebswirtschaftliche Lehraufträge4.2.1 
Lektorat für Wirtschaftsrechnen, 4.2.1.1 
Buchhaltungs- und Bilanztechnik
Der aus Wiesloch stammende Studienrat an der Höheren Hotelfachschule, Dr. phil. Emil 
Gerstner, hatte bereits seit dem 18. Januar 1918 ein Lektorat für Privatwirtschaftslehre 
am InSoSta innegehabt.309 Der Lehrauftrag des hochdekorierten Weltkriegsteilnehmers310 
304 Siehe Luftfahrtforschung. S. 466.
305 Gottl-Ottlilienfeld: Neuordnung. S. 29.
306 Brintzinger: Nationalökonomie. S. 219.
307 Heinrich Harmjanz (*1904), Dozent für Deutsche Volkskunde, Univ. Königsberg, SS-Einsatzgruppe in Polen, 1942/43 
persönlicher Referent des Reichserziehungsministers, 1943 aller Ämter enthoben, 1944 Ausschluss aus SS. Grüttner: 
Biographisches Lexikon. S. 70.
308 Dekan an MKU, 24.10.1941, UA HD PA 3450.
309 Wirtschaftswissenschaftliche Hochschullehrer. S. 62.
310 Gerstner blieb der Wehrmacht als (Ober-) Leutnant der Reserve einer Maschinengewehrkompanie verbunden und ver-
brachte häufig mehrere Wochen im Manöver, so z. B. vom 18.9.1935 bis 21.10.1935 in Münsingen auf der Schwäbischen 
Alb. Gerstner an Rektor, 15.4.1937, UA HD PA 3896 u. Gerstner an Universität Heidelberg, 29.8.1938, UA HD PA 268.
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und Truppführers der SA311 blieb auch nach Gründung der Staats- und Wirtschaftswissen-
schaftlichen Fakultät bestehen. Gerstner hatte an der neuen Fakultät nun ein dreistündi-
ges, besoldetes Lektorat für Wirtschaftsrechnen, Buchhaltungs- und Bilanztechnik inne.312 
Zu Beginn des Sommersemesters 1939 hatte die Fakultät beschlossen, für Gerstner eine 
Honorar professur beim REM zu beantragen.313 In Berlin verweigerte man sich dem Ansin-
nen aus Heidelberg mit dem Argument, dass die »Veröffentlichungen des Dr. Gerstner als 
wissenschaftliche Arbeiten nicht angesprochen werden« könnten.314 Zudem zögerte man 
im REM, Emil Gerstner vor seinem in Berlin an der Wirtschaftshochschule lehrenden jünge-
ren Bruder Paul eine Honorarprofessur zu verleihen. Letzterer habe trotz zahlreicher wis-
senschaftlicher Schriften und erfolgter Habilitation noch keinen Professorentitel erhalten. 
Thoms Vorgänger als Dekan, Sommerfeld, dem Thoms nach Breslau über die Vorgän-
ge um die Honorarprofessur berichtet hatte, forderte energisch die Honorarprofessur als 
Wieder gutmachung an Gerstner ein.315 Schließlich habe dieser bereits lange Jahre an der 
Philosophischen Fakultät Betriebswirtschaftslehre gelehrt, als Sommerfeld nach Heidel-
berg gekommen sei, und klaglos die wenig geliebten Veranstaltungen zu »Buchhaltung 
und kaufmännisches Rechnen« übernommen:
»Und auch nach Gründung der neuen Fakultät wurde ihm immer das zugewiesen, was 
die hauptamtlichen Herren zwar voraussetzen wollten, aber nicht selbst lesen wollten, 
weil das Propädeutische ihnen als etwas Minderwertiges erschien.« 
Im Gegensatz zu namhaften Professoren wie Geldmacher in Köln und Nicklisch in Berlin, 
hätten die Heidelberger Ordinarien sich vor der Buchhaltung »gedrückt«. »Sicher war das 
ein Fehler«, so Sommerfeld, »denn es handelt sich um Sicherstellung der Grundlagen, auf 
denen aufgebaut werden muss, eigentlich also um das Dringliche. Aber der kleine Lehr-
körper zwang wohl etwas zu der konsequent durchgeführten Übung.« Zudem habe sich 
Gerstner als wohl einziger Fachmann für Hotelbetriebslehre zusammen mit ihm – wenn-
gleich vergeblich – für die Gründung eines Instituts für Betriebswirtschaft des Fremdenver-
kehrs eingesetzt.316 
311 Gerstner war Mitglied der SA seit 1.4.1934, Rang Truppführer, Mitgliedschaft in der  NSDAP seit dem 1.5.1937, 
Nr. 4270710, NSLB, NSV, bis 1932 war der Studienrat Mitglied der Deutschnationalen Volkspartei gewesen. Gerstner an 
Rektor, 14.7.1937, UA HD PA 3896.
312 Dekan an Rektor, 22.6.1935, UA HD H-VI-508/2.
313 Thoms an Sommerfeld, 6.6.1939, UA HD PA 268.
314 Ebd. Thoms nennt in seinem Schreiben an Sommerfeld nachfolgende Arbeiten Gerstners: »1. Grundzüge der Bilanzleh-
re (in Willareth: Buchführung und Bilanz, 1930, 6. Aufl.); 2. Das Hotelbüro, Der Restaurantbetrieb, Der Kaffeehausbetrieb 
(in Stehle: Der Gaststättenbetrieb, 1937, 2. Aufl.); 3. Die Buchführung im Mittelbetriebe im Beherbergungsgewerbe, zus. 
mit Dr. Lotz; 4. Hotelbuchhaltung, Hotelkalkulation und Hotelstatistik (in Bott: Lexikon des betrieblichen Rechnungswe-
sens, im Erscheinen).«
315 Sommerfeld, der selbst in der Reserve der Wehrmacht diente, gab Thoms weitere Ratschläge zur Untermauerung 
zukünftiger Anträge: »Es ist Ihnen wohl bekannt, dass G[erstner] der Partei und der S.A. angehört und mit Gauleiter 
Wagner befreundet ist, der in demselben Regiment Adjutant war, wo G[erstner] von Anfang bis Ende des Krieges eine 
Masch[inen]-Gew[ehr]-Kompagnie führte.« Wie wichtig dieser Freund und die demonstrierte »Haltung« waren, belegte 
Sommerfeld am Beispiel des Bruders Gerstners: »Der Berliner G[erstner] ist wohl nicht aus Gründen unzureichender Wis-
senschaftlichkeit bei der Ernennung übergangen worden, auch wenn das offiziell als Grund angegeben sein sollte [...] 
G[erstner] hatte aber in Berlin wenig Freunde, was wohl charakterlich begründet sein mag. [...] Dazu kam die ständige 
Kampfstellung Leitner x Nicklisch, die sich vielleicht auch hier auswirkte. Vielfach ist dort sachlich Gebotenes an dieser 
Gegensätzlichkeit gescheitert, und die meisten Habilitationen vollzogen sich aus diesem Grunde nicht glatt.« Sommer-
feld an Thoms, 20.6.1939, UA HD PA 268. Friedrich Leitner (*1874), ord. Prof. der Wirtschaftswissenschaft, WH Berlin.
316 Ebd. Thoms übernahm die Pläne Sommerfelds und konnte sie Ende 1941 realisieren. Siehe S. 454.
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Da Gerstner direkt bei Kriegsausbruch eingezogen worden war, ruhte die Angelegenheit 
vorerst.317 Thoms informierte den zum Hauptmann Avancierten über seine Pläne mit der 
Betriebswirtschaftslehre für Fremdenverkehrsbetriebe. Dieser werde nach seiner Rückkehr 
einen größeren »Wirkungskreis« vorfinden: »Hoffentlich ist der totale Sieg bald errungen, 
damit wir alle wieder unserer friedlichen Arbeit nachgehen können.«318 Im April 1940 un-
ternahm die Fakultät dann einen weiteren Versuch, das REM zu überzeugen, dem »im Felde 
stehenden« Gerstner seine Ernennung zum Honorarprofessor auszusprechen: »Dr. Gerstner 
ist z. Zt. als Hauptmann im Felde. Den Weltkrieg hat er als Offizier schon mitgemacht. Das 
E[iserne] K[reuz] I.- und II.-Klasse und andere Kriegsauszeichnungen weisen Dr. Gerstner als 
vorbildlichen und tapferen Soldaten aus.«319
Der Verweis auf die militärischen Verdienste des Studienrats zeigte Wirkung: Im Dezem-
ber 1940 ernannte das REM ihn zum Honorarprofessor.320 An der Einweihungsfeier des In-
stituts für Betriebswirtschaft des Fremdenverkehrs konnte Gerstner nicht teilnehmen, da er 
nach einer kurzen Zeit in Heidelberg wieder eingezogen worden war.321 Im Dezember 1944 
erlag Gerstner im Heimatlazarett einer Kriegsverletzung.322
4.2.1.2 Lehrauftrag für betriebswirtschaftliche Steuerlehre
Welche verschlungenen Wege auf der Suche nach einem politisch den neuen Anforde-
rungen gerecht werdenden und gleichzeitig fachlich akzeptablen Dozenten beschritten 
wurden, zeigt die sich über Monate hinziehende Besetzung des Lehrauftrags für betriebs-
wirtschaftliche Steuerlehre. Die Behandlung von Steuern im nationalsozialistischen Staat 
in Forschung und Lehre stellte ein »weltanschauliches« Minenfeld dar, wie auch die Probe-
vorlesung über »Steuerabwehr« von Walther Herrmann im Oktober 1936 nachdrücklich 
bewies.323
Im März 1934 wandte sich Betriebswirt Sommerfeld an das MKU mit der Bitte, dem Buch-
prüfer im Finanzamt der Stadt Mannheim, Dr. rer. pol. Robert Kneller, einen Lehrauftrag für 
betriebswirtschaftliche Steuerlehre für das kommende Sommersemester 1934 zu verlei-
hen.324 Dr. Ewald Aufermann, Regierungsrat beim Landesfinanzamt Darmstadt, der diesen 
Lehrauftrag an der Mannheimer Handelshochschule innegehabt hatte, erschien Som-
merfeld als nicht länger »tragbar«, da dieser bereits zweimal »unzureichende Arbeiten als 
Habilitationsschriften« eingereicht habe. Sein ehemaliger Schüler Kneller hingegen habe 
bei Eugen Schmalenbach eine mit »sehr gut« bewertete Doktorarbeit abgegeben. Auch 
317 Dekan, Mitteilungen der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät (Nr. 4), 1.1.1940, UA HD H-VI-218/1.
318 Thoms an Gerstner, 19.1.1940, UA HD PA 268.
319 Zudem strich Thoms die allgemeine Bedeutung der Buchhaltung für die Lehre wie die besondere Bedeutung der »Be-
triebslehre des Fremdenverkehrs«, in der Gerstner einer der »ganz wenigen« Experten sei, für Heidelberg heraus: »Eine 
Hochschule in einer Provinzstadt hat es nicht ganz einfach, Fächer von nebenstaatlichen Kräften vertreten oder gar 
entwickeln zu lassen.« Auf die von Sommerfeld berichteten engen Beziehungen zu Gauleiter Wagner oder die Partei-
mitgliedschaft Gerstners glaubte Thoms angesichts dessen militärischer Verdienste verzichten zu können. Dekan an 
Rektor, 4.4.1940, UA HD PA 268.
320 REM an Gerstner, 2.12.1940, UA HD PA 268.
321 Dekan an Gerstner, 4.1.1942, UA HD PA 268.
322 Rektor, Todesanzeige Emil Gerstner, 15.12.1944, UA HD PA 268.
323 Siehe S. 202.
324 Sommerfeld an MKU, 19.3.1934, GLA KA 235-30891.
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der Präsident des Landesfinanzamtes unterstütze den Vorschlag.325 Die studentische Fach-
schaft unter Führung Hagenbuchs hingegen sprach sich gegen Kneller aus. Sie befürchte-
te sein »pädagogisches Versagen« aus fehlender Lehrerfahrung.326 Der Rektor wischte die 
Bedenken der Fachschaft beiseite, »um die Angelegenheit nun endlich zu erledigen«. Das 
Sommersemester sei zu kurz, als dass Kneller Schaden anrichten könne, und sei als Bewäh-
rungsprobe anzusehen: »Ob politische Bedenken gegen Dr. Kneller bestehen«, vermochte 
Groh »allerdings nicht zu beurteilen.«327 
Im Juni 1934 sandte das MKU ein Schreiben an den Rektor, dass Kneller »nicht mehr in 
Frage komme« und für das Sommersemester kein anderer Dozent für Vorlesungen über 
steuerliche Betriebslehre zu beauftragen sei. Was hatte das MKU zu diesem überraschen-
den Rückzug getrieben? Der Ortsgruppenleiter der  NSDAP in Mannheim-Neuostheim 
hatte den Betriebszellenobmann der Mannheimer Finanzämter, Pg. Weydmann, über die 
geplante Verleihung eines Lehrauftrags an Kneller informiert.328 Der Betriebsobmann, 
»Walter« über die weltanschaulichen und politischen Zielsetzungen der DAF, hielt Kneller 
als Inhaber einer öffentlichen Lehrstelle aus politischen Gründen für »untragbar«: Dieser 
habe sich im Frühjahr 1933 mit der »lächerlichen« Begründung geweigert, der nationalso-
zialistischen Betriebszelle beizutreten, »dass er als Buchprüfer ja auch mal gezwungen sei, 
in einem jüdischen Betrieb zu prüfen und erwarten könne, dass ihn einer dieser jüdischen 
Betriebseigentümer mit einer Hakenkreuzbinde« beim »Tag der nationalen Arbeit« sehen 
könnte. Kneller hatte alternativ vorgeschlagen, sich beim inzwischen gleichgeschalteten 
»Stahlhelm« anzumelden und den Aufmarsch zum 1. Mai in Stahlhelmuniform zu absolvie-
ren, was Weydmann als »Unterkriechen in eine nationale Formation, die einen evtl. Schutz 
für ihn bedeuten soll« interpretierte: »Wer es in der damaligen Zeit ablehnte, die Hoheits-
zeichen der  NSDAP zu tragen, dürfte auch heute kaum einer anderen Ansicht sein!«329
Die Suche nach einem geeigneten Lehrbeauftragten wurde auf längere Zeit auf Eis 
gelegt. Die Ausbildung der Studenten der Wirtschaftswissenschaft musste einer »lebens-
wichtigen Voraussetzung« entbehren, so Dekan Bötticher im Januar 1936.330 Mit dem 
Ludwigshafener Wirtschaftsprüfer, Steuerberater und Wirtschaftstreuhänder, Dr. Ludwig 
Kirschner, glaubte die Fakultät endlich einen potentiellen Lehrbeauftragten benennen zu 
können, der die notwendige politische »Haltung« mitbrachte. Der kriegsbeschädigte Of-
fizier war Mitglied im Nationalsozialistischen Rechtswahrerbund und werde, so Bötticher 
an den Rektor, »von den Parteiinstanzen insbesondere zur Zeit für die wirtschaftliche Be-
urteilung über die Ausscheidung jüdischen Kapitals aus Kaufhäusern in der Pfalz und dem 
Saargebiet herangezogen.« 
325 Rektor an MKU, 22.5.1934, GLA KA 235-30891.
326 Die Stellungnahme der Fachschaft ist nur indirekt über ein Schreiben des Rektors überliefert. Ob die Studenten bereits 
im Juni politische Bedenken gegen Kneller geäußert hatten, ist diesem Schreiben nicht zu entnehmen, allerdings 
ist dies wahrscheinlich, denn Hagenbuch schrieb am 22.6.1934, dass sein Anfangsverdacht durch das vernichtende 
politische Urteil der Kreisleitung (s.u.) »voll bestätigt« worden sei. Der Rektor hatte möglicherweise bewusst die politi-
schen Bedenken der Fachschaft unterschlagen. Rektor an MKU, 22.5.1934, GLA KA 235-30891 u. Hagenbuch an Rektor, 
22.6.1934, UA HD H-VI-525.
327 Rektor an MKU, 22.5.1934, GLA KA 235-30891.
328 Betriebszellenobmann der Finanzämter Mannheim, Feststellung in Sachen Kneller, 12.6.1934, GLA KA 235-30891.
329 Kneller genoss möglicherweise auch wegen seiner Mitgliedschaft im »Stahlhelm« Sympathien bei Sommerfeld, dem 
von Seiten der Nationalsozialisten ähnliche Motive unterstellt wurden wie Kneller durch Weydmann. Vgl. S. 79. 
330 Dekan an Rektor, 20.1.1936, UA HD H-VI-525.
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Den Kontakt zu Kirschner hergestellt hatte vermutlich Thoms, der als Kreiswirtschaftsbe-
rater der NSDAP ebenfalls in die »Arisierungen« involviert war.331 Die beiden Betriebs wirte 
korrespondierten in der Folgezeit über Pläne zur Abwehr des Monopolisierungsstrebens 
des Präsidenten der Reichsrechtsanwaltskammer, der 1941 versuchte, die ausgebildeten 
Wirtschaftswissenschaftler zugunsten der Juristen aus dem lukrativen Markt der Steuerbe-
ratung zu verdrängen.332 Dekan Thoms verfolgte den harten Kampf um die reichen Pfrün-
de, der mit allen Finessen im polykratischen Ämterchaos ausgetragen wurde, aufmerksam, 
schließlich würde mit dem Ausschluss der Wirtschaftswissenschaftler ein wichtiges Ausbil-
dungsziel wegbrechen. Kirschner hatte den ihm zum Sommersemester 1936 verliehenen 
Lehrauftrag für Steuerwesen bis Kriegsende inne.333 
Lehrauftrag für Steuerrecht4.2.1.3 
Der Leiter des Finanzamts Mannheim-Neckarstadt, Oberregierungsrat Dr. Johann Süffert, 
versah für ein Jahr, vom Sommersemester 1939 bis Oktober 1940, einen Lehrauftrag für 
Steuerrecht.334 Er bot jedes Semester eine zweistündige Vorlesung »Einführung ins Steuer-
recht« an. Am 9. Oktober 1940 gab Süffert seinen Lehrauftrag auf, da er einen Posten in der 
Zivilverwaltung im Elsass übertragen bekommen hatte.335
Lehrauftrag für Betriebswirtschaftslehre4.2.1.4 
Um den Weggang des langjährigen ordentlichen Assistenten am Betriebswirtschaftlichen 
Seminar, Hans Ruchti, der Sommerfeld nach Breslau folgte, und die Einberufung Gerstners 
zu kompensieren, wurde der Handelslehrer an der Mannheimer Friedrich-List-Oberhandels-
schule, Dr. Emil Becker-Bender, zur Abhaltung von Vorseminaren und Übungen in Buchhal-
tung und kaufmännischem Rechnen gewonnen.336 Der Studienassessor war zwischen 1935 
und 1937 bereits von Thoms in dessen Eigenschaft als »Kreiswirtschaftsberater« der NSDAP 
zu »rein wissenschaftliche Gutachten«, wie Becker-Bender 1946 aussagte, herangezogen 
worden.337 Besondere Verdienste um die Partei hat sich der Mannheimer nicht aufzuweisen, 
so beklagte doch die Personalamtsleitung des MKU 1939, dass dieser »keinerlei Einsatz-
bereitschaft zur Mitarbeit innerhalb der Bewegung« zeige.338 
331 Siehe S. 282. 
332 Kirschner an Thoms, 17.3.1941 u. Thoms an Kirschner, 27.3.1941, UA HD H-VI-508/2. Siehe zur Konkurrenz um die be-
gehrten staatlichen Verwaltungsposten S. 253.
333 VVZ SoSe 1936. S. 22. Zur Institutionalisierung der betriebswirtschaftlichen Steuerlehre an den Hochschulen aus zeitge-
nössischer Perspektive vgl. Aufermann: Steuerlehre. Aufermann lobte Kirschner, er lehre das Fach mit »großem Erfolg«. 
Ebd. S. 363. Kirschner sollte noch am 26. und 27.3.1945 die mündlichen Diplomprüfungen in betrieblicher Steuerlehre 
abnehmen. Dekan, Aushang, UA HD H-VI-219/2.
334 Dekan an Rektor, 22.6.1935, UA HD H-VI-508/2. Süffert war Mitglied der NSDAP u. SA, 1.5.1937, Nr. 4004802. Zu Süffert 
existiert keine Personalakte im Universitätsarchiv Heidelberg.
335 REM an Rektor, 9.10.1940, UA HD H-VI-508/2.
336 Emil Becker-Bender (*1905), NSDAP seit 1.5.1937, Nr. 5150014. Thoms an Gerstner, 19.1.1940, UA HD PA 268 u. Dekan an 
MKU, 10.1.1940, UA HD PA 3246.
337 Becker-Bender, Meldebogen, 25.4.1946, GLA KA 465a-59-23-848.
338 Auskunftserteilung des MKU über Becker-Bender, 16.11.1946, GLA KA 465a-59-23-848. In seiner Aussage im Spruchkam-
merverfahren 1946 verwies Becker-Bender auf eine ganze Reihe von »Belastungen« im Nationalsozialismus. So wurde 
er nach seiner Promotion über »Die geschichtliche Entwicklung der Deutsch-Niederländischen Getreidelieferungs-
verträge« im Januar 1933 Assistent des jüdischen Generaldirektors der Rheinischen Mühlenproduktion GmbH, Moritz 
Wagner. Im Zuge der »Arisierung« war Becker-Bender als Vertrauter des jüdischen Generaldirektors entlassen worden. 
Sein Vater wurde als Meister vom Stuhl der Loge »Goethe zur humanitären Kultur« als Rektor in vorzeitigen Ruhestand 
versetzt, 1933/34 dessen Haus von der Gestapo durchsucht. Becker-Bender erklärte, Mitglied der Bekennenden Kirche 
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Davon unbeschadet wurde Becker-Bender am 9. Februar 1940 ein Lehrauftrag für 
Betriebs wirtschaftslehre verliehen. Im zweiten Trimester 1940 bot er gleich zwei Vorlesun-
gen – Wirtschaftliches Rechnen und Geschäftstechnik – in Verbindung mit einer Übung zur 
Buchhaltung an.339 Als Becker-Bender im April 1940 beim Rektor vorstellig wurde, um des-
sen Fürsprache zur Erlangung einer uk.-Stellung zur Vollendung seiner Habilitation zu er-
bitten, verweigerte Dekan Thoms seinen Wunsch: Becker-Bender sei »ersetzbar« und »von 
Seiten der Fakultät lieg[e] kein Anlass vor, einen Unabkömmlichkeitsantrag [...] zu stellen 
[...]«. »Seine künftige Existenz wird durch seine Einberufung nicht bedroht.«340 Wie schon 
bei dem Konflikt um Rittigs Einberufung zeigt sich hier wiederum, dass die Thoms unter-
stellten jungen Männer nicht auf die Unterstützung ihres blitzkriegstrunkenen Dekans hof-
fen konnten, um sich vor der Front zu retten – eine größere Bedrohung der »Existenz« ist 
kaum vorstellbar.341 Zum 1. Juni 1940 wurde Becker-Bender zur Luftwaffe eingezogen.342 
Nach seiner Rückkehr im Juni 1941 lehrte Becker-Bender bis Kriegsende an der Staats- 
und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät. 1945 wurde er als »conditionally rejected« ent-
lassen.343 Im März 1946 wurde der promovierte Handelslehrer als Repetitor zugelassen.344 
Im Dezember 1946 wurde Becker-Bender in die Gruppe der »Mitläufer«345 eingereiht, u. a. 
aufgrund einer Aussage der Fakultätssekretärin Luise Ritsert:
»Wir sprachen häufig über politische Tagesfragen. Herr Becker-Bender hörte sich mei-
ne vollkommen negative Beurteilung des Nationalsozialismus nicht nur an, sondern 
äußerte sich gegen ihn oft auf das schärfste. Wir verabschiedeten uns des Öfteren mit 
den Worten: Eines Tages wird uns die Gestapo doch noch an den Galgen bringen!«346
4.2.1.5 Lehrauftrag für Betriebswirtschaftslehre mit 
besonderer Berücksichtigung des betrieblichen 
Rechnungswesens, Walter LeCoutre
Der zugunsten von Sommerfeld nicht nach Heidelberg übernommene Ordinarius für 
Betriebs wirtschaftslehre und dadurch mit 49 Jahren bereits in den Ruhestand versetzte 
Walter LeCoutre, bewarb sich zum Sommersemester 1934 um einen Lehrauftrag an der Ru-
perto-Carola.347 Was zu diesem Sinneswandel LeCoutres geführt hatte, der sich noch kurz 
zuvor einer Versetzung auf eine niederrangige Position in Heidelberg verweigert hatte, ist 
aus den Akten nicht zu rekonstruieren.348 Möglicherweise haben ihn die Studentenschaft, 
gewesen zu sein. Becker-Bender an Spruchkammer, 1.10.1946, GLA KA 465a-59-23-848.
339 VVZ 2. Tri. 1940.
340 Dekan an Rektor, 13.4.1940, UA HD H-VI-508/2.
341 So schrieb Thoms seinem Kameraden Rittig am 23.7.1940, einen knappen Monat vor dem Überfall auf die Sowjetunion: 
»Sie sind wirklich zu beneiden, dass sie noch während dieses Krieges das Glück haben, den grauen Rock [sc. die Wehr-
machtsuniform] zu tragen.« Thoms an Rittig vom 23.7.1940, UA HD PA 280. Vgl. S. 548.
342 Becker-Bender an Rektor, 28.5.1940, UA HD PA 3246.
343 Military Government Heidelberg, Earl L. Crum, an Rektor, 16.1.1946, UA HD B-3029/13.
344 Becker-Bender, Meldebogen, 25.4.1946, GLA KA 465a-59-23-848.
345 Der Vorsitzende der Spruchkammer, der Heidelberger Professor Jellinek, war der Ansicht, dass die von Becker-Bender 
beantragte Einordnung in die Gruppe der »Entlasteten« nicht möglich sei, da er wohl passiven Widerstand geleistet 
habe, aber keinen aktiven. Spruch über Becker-Bender vom 18.12.1946, GLA KA 465a-59-23-848.
346 Ritsert, Eidesstattliche Erklärung vom 16.1.1946, GLA KA 465a-59-23-848. Zur Glaubwürdigkeit Luise Ritserts siehe 
S. 598.
347 Rektor an MKU, 29.3.1934, UA HD B1071/1.
348 Siehe S. 84.
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bei der er große Sympathien genoss, oder sein Schüler Thoms zu diesem Schritt über redet. 
LeCoutre scheint vorab wohl eine positive Rückmeldung des MKU signalisiert worden zu 
sein, am 18. März 1934 übermittelte LeCoutre jedenfalls seine Vorschläge für Veranstal-
tungen im kommenden Semester.349 Rektor Groh weigerte sich jedoch, die Verleihung ei-
nes Lehrauftrags an LeCoutre zu unterstützen, da dieser sich eines »schweren Verstoßes 
gegen den akademischen Anstand« schuldig gemacht hätte, indem er sein eigenes Werk 
»Die Sanierung« unter dem Pseudonym »Walter Mannheimer« selbst rezensiert habe.350 
Das Ansehen LeCoutres beim Hochschulreferenten Fehrle, der sich durch die als »Sabota-
ge« aufgefasste Zurückweisung des Lehrauftrags im vorangegangenen Herbst brüskiert 
gezeigt hatte, dürfte kaum derart gewesen sein, dass es diese Widerstände überwinden 
half.351 Kurz vor Beginn des Semesters verweigerte das MKU die Verleihung eines Lehrauf-
trags an LeCoutre endgültig.352 
Erst im Mai 1939 und nach einigen Reverenzen LeCoutres an die Verdienste des National-
sozialismus um die Betriebswirtschaftslehre wagte sein Schüler Thoms einen erneuten Ver-
such, den angesehenen Finanzwissenschaftler wieder an die Hochschule zu bringen.353 In 
einem Aufsatz über die »betriebliche Steuerlehre« in »Der praktische Betriebswirt« aus dem 
Jahr 1942 beklagte auch der Lehrbeauftragte Aufermann, dass die Teildisziplin an einem 
großen Mangel an qualifizierten Lehrern leide und schlug in einem Zeitschriftenaufsatz die 
Reaktivierung LeCoutres vor: »Warum schließlich nicht versuchen, auf Dozenten zurück-
zugreifen, die viel zu früh ihre Dozentur durch Abbau der Hochschule aufgaben, warum 
nicht versuchen, wie beispielsweise LeCoutre […] zu gewinnen?«354 Dennoch musste sich 
Thoms nach seinem ersten Vorstoß weitere vier Jahre bis zum April 1943 gedulden, um 
»Prof. LeCoutre, gegen den im Reichserziehungsministerium nichts vorliegt, mit einem 
Lehrauftrag nach Heidelberg zu holen«.355 Damit vollzog Thoms einen weiteren Schritt zur 
Restaurierung der Handelshochschule Mannheim in Heidelberg.356 Die durch den Krieg 
ausgedünnte Personaldecke, vor allem die Einberufung Sandigs als Kriegsverwaltungs-
rat, hatten die Verhandlungsposition Thoms’ soweit befördert, dass man »in einer Zeit der 
Mobilisierung aller Kräfte« auch im MKU und REM zu Konzessionen gegenüber  LeCoutre 
bereit war.357 Die Reaktivierung LeCoutres steht exemplarisch für den Kurswechsel des 
REM gegenüber älteren Professoren, deren Einsatz nunmehr wieder gefördert wurde. Die 
kriegsbedingte Verknappung an Hochschullehrern zwang das REM zu einer Korrektur sei-
ner Politik gegenüber den emeritierten Professoren: Die auf 65 Jahre herabgesetzte Alters-
grenze wurde wieder angehoben.358 Beamte auf Lebenszeit sollten vorerst nicht mehr in 
349 LeCoutre an Sekretariat der Universität Heidelberg, 18.3.1934, UA HD B-1071/1.
350 Groh nennt keine weiteren Details. Rektor an MKU, 29.3.1934, UA HD B1071/1. Der Vorwurf wird später nie wieder er-
wähnt.
351 Siehe S. 84.
352 MKU an Rektor, 6.4.1934, UA HD B-1071/1.
353 Protokoll der Fakultätssitzung, 24.5.1939, UA HD H-VI-201. In einem Gutachten des Amts Rosenberg wurde LeCoutre 
knapp mit den Worten »Fachlich hat er einen guten Namen, insbesondere auf dem Gebiet der Finanzlehre. Politisch ist 
Nachteiliges über LeCoutre nicht bekannt.« beurteilt. Der Beauftragte des Führers für die Überwachung der gesamten 
geistigen und weltanschaulichen Schulung und Erziehung der NSDAP an REM, 27.4.1942, BA NS 15/120 Bl. 11.
354 Aufermann: Steuerlehre. S. 365.
355 Protokoll der Sitzung des Fakultätsausschusses, 3.4.1943, UA HD H-VI-550.
356 Ritsert, Eidesstattliche Erklärung vom 15.1.1947, GLA KA 465a-59-54-480.
357 Dekan an Rektor, 5.4.1943, UA HD PA 6080.
358 Kleinberger: Hochschulpolitik. S. 12-14.
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den Ruhestand entlassen und Ruheständler unter 70 Jahren bei Bedarf reaktiviert werden. 
Die Notlage ging so weit, dass im REM sogar die Einbeziehung von aus politischen Grün-
den vorzeitig Emeritierten erwogen wurde.
Als schärfster Gegner einer »Wiedergutmachung« der erzwungenen Zurruhesetzung 
LeCoutres im Jahr 1933 erwies sich dessen ehemaliger Kollege, der Ordinarius für Volks-
wirtschaftslehre Schuster: Sofern der Lehrauftrag an LeCoutre dergestalt erteilt werde, dass 
sich hieraus »für Heidelberg keine weiteren Verpflichtungen ergäben«, sei dagegen nichts 
einzuwenden.359 Für den Fall aber, dass Thoms beabsichtige, über die Verleihung des Lehr-
auftrages durch die Hintertür eine Berufung LeCoutres zu betreiben, kündigte Schuster 
harten Widerstand an: LeCoutre sei ein »Privatwirtschaftler«, sprich: ein nicht mehr zeitge-
mäßer, auf die Erzielung des maximalen Unternehmerprofits hin forschender Wirtschafts-
wissenschaftler.360 Schuster schien ein Übergewicht der Betriebswirtschaft zu fürchten. 
Sicherlich kam auch hinzu, dass er jedwedem Vorschlag Thoms’ von vornherein kritisch 
gegenüberstand und hier wohl eine Chance sah, Thoms zu treffen, indem er ihn mit seinen 
eigenen Argumenten in die Enge trieb. Schuster konnte sich in der Fakultätsaussprache 
1943 insoweit durchsetzen, als eine spätere Berufung LeCoutres ausgeschlossen, allenfalls 
eine Honorarprofessur in Erwägung gezogen wurde.361
Anfang Mai 1943 konnte Dekan Thoms LeCoutre offiziell um die Annahme eines Lehr-
auftrags bitten, um ihn alsbald als Mitglied »seiner Fakultät« willkommen heißen zu kön-
nen362: »Professor LeCoutre hat sich in Anbetracht des totalen Krieges bereit erklärt, sofort 
seine Lehrtätigkeit in Heidelberg aufzunehmen.«363 Am 17. Mai 1943 verlieh das MKU 
dem Mannheimer Professor einen Lehrauftrag für Betriebswirtschaftslehre. Das Engage-
ment LeCoutres in der Lehre war sehr groß: Im Wintersemester 1943/44 bot er nicht nur 
zwei zweistündige Vorlesungen (»Theorie und Praxis der Bilanzkritik« und »Industrielles 
Rechnungs wesen«) an, sondern auch ein zweistündiges Seminar für »Allgemeine Betriebs-
wirtschaftslehre und Handelswirtschaft«.364 Im Sommersemester 1944 übernahm LeCoutre 
eine zusätzliche Vorlesung. Mit acht von 39 in der Betriebswirtschaftslehre angebotenen 
Semesterwochenstunden (ohne Seminare und Übungen) trug er mehr als jeder andere 
zum Unterrichtsbetrieb in diesem Semester bei.365
Lehrauftrag für Wirtschaftsberatung4.2.1.6 
Neben dem Kirschner verliehenen Lehrauftrag für betriebliches Steuerwesen beantragte 
Dekan Thoms einen weiteren gleichlautenden Lehrauftrag für den Heidelberger Wirtschafts-
359 Dekan an Rektor, 5.4.1943, UA HD PA 6080.
360 Schuster erklärte weiter, ohne dass Details im Fakultätsprotokoll vermerkt wären, dass auch dessen Persönlichkeit 
gegen LeCoutre und die »Vorgänge«, die bereits bei der »Überleitung der Handelshochschule« zu einer »Ablehnung 
LeCoutres durch die Universität geführt« hätten, gegen den Betriebswirt sprächen. Protokoll der Sitzung des Fakultäts-
ausschusses, 3.4.1943, UA HD H-VI-550. 
361 Protokoll der Sitzung des Fakultätsausschusses, 3.4.1943, UA HD H-VI-550.
362 Thoms an LeCoutre am 05.04.1943, UA HD H-VI-550.
363 Dekan an Rektor, 5.4.1943, UA HD PA 6080.
364 VVZ WS 1943/44.
365 Zusätzlich zu seinen Vorlesungen bot LeCoutre weiterhin sein Seminar für Allgemeine Betriebswirtschaftslehre und 
Handelswirtschaft an. Die Veranstaltung entfiel zum WS 1944/45. VVZ SoSe 1944 u. WS 1944/45.
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prüfer Dr. rer. pol. Rudolf Falk.366 Die »außerordentlich starke Entwicklung der deutschen 
Volkswirtschaft« steigere den Bedarf an Diplomkaufleuten »gewaltig«, so schrieb Thoms 
in seinem Antrag: »Gleichzeitig damit verbunden ist die Mannigfaltigkeit und Vielseitigkeit 
der Anforderungen gegenüber dem Diplomkaufmann von Seiten der Praxis. Die Vervoll-
ständigung der Lehrkräfte konnte naturgemäß mit dieser Entwicklung nicht mithalten.« 
Diese Lücke müsse durch die Verleihung von Lehraufträgen kurzfristig geschlossen wer-
den.
Im Gegensatz zu den Querelen um die richtige politische »Haltung«, die die Suche nach 
einem geeigneten Praktiker zur Besetzung des Lehrauftrags für betriebswirtschaftliche 
Steuerlehre über Jahre verzögert hatte, wurde Falk, der zwar seit 1935 Mitglied im Nati-
onalsozialistischen Rechtswahrerbund war, aber nicht in der  NSDAP, zum Wintersemester 
1941/42 umstandslos ein Lehrauftrag für Wirtschaftsberatung verliehen.367 Mit dem Lehr-
auftrag sollte dem immer größeren Anteil, den die Wirtschaftsberatung an der Arbeit eines 
Wirtschaftstreuhänders einnahm, auf Seiten der Staats- und Wirtschaftswissenschaftli-
chen Fakultät Rechnung getragen werden.368 Falk hatte den Lehrauftrag bis Kriegsende 
inne.369 Im neugegründeten Institut für Betriebswirtschaft des Fremdenverkehrs saß Falk 
im Forschungs beirat und firmierte ehrenamtlich als stellvertretender Leiter des Instituts.370
Lehrauftrag für Wirtschaftspädagogik4.2.1.7 
Richard Malteur
Der aus Pforzheim stammende, promovierte Rektor der Heidelberger Handelsschule Ri-
chard Malteur hatte bereits seit 1922 an der Technischen Hochschule in Karlsruhe und an 
der Mannheimer Handelshochschule Lehrveranstaltungen zur Wirtschaftspädagogik an-
geboten.371 Nach der Gründung der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät bot 
er im Rahmen eines besoldeten Lehrauftrags Übungen zur Methodik des Unterrichts an 
kaufmännischen Schulen im Rahmen der Handelslehrerausbildung an.372 Zugleich wurde 
der Pädagoge Mitglied des Prüfungsausschusses für Diplom Handelslehrer.373 
366 Dekan an MKU, 19.7.1941, UA HD PA 3708.
367 Falk, Fragebogen, UA HD PA 3708. VVZ SoSe 1944. S. 25. Vgl. S. 162.
368 Dekan an Rektor, 28.11.1941, UA HD PA 3708. Thoms gab als Schwerpunkte der durch den Lehrauftrag für Wirtschafts-
beratung zu vermittelnden Kenntnisse an: »1. Beratung bei der Gründung und Umwandlung von Unternehmen, bei der 
Übernahme von Beteiligungen usw. durch Aufstellung von Rentabilitätsvoranschlägen, Finanzplänen, Erstatten von 
Gutachten etc.; 2. Prüfungen der Organisation von Betrieben, die Errichtung und Umstellung des Rechnungswesens 
usw.; 3. Treuhandfunktionen wie die Anlage und Verwaltung des Vermögens Dritter, die Betreuung von Forderungen, 
die Durchführung von Liquidationen und Vergleichen, die Wahrnehmung von Aufsichtsrats-Mandaten usw.; 4. Bera-
tung in Steuer- und Devisenangelegenheiten.«
369 VVZ, WS 1944/45. S. 26.
370 Institut für Betriebswirtschaft des Fremdenverkehrs – Merkblatt, ohne Datum [ca. Januar 1943], UA HD H-VI-665 u. 
Protokoll über Kuratoriumssitzung des Instituts für Betriebswirtschaftslehre des Fremdenverkehrs, 13.1.1943, UA HD 
B-6693/1. Zum Institut für Betriebswirtschaft des Fremdenverkehrs siehe S. 454.
371 Richard Malteur (*1888), 1924 Promotion zum Dr. rer. pol. Univ. Frankfurt, Fachgebiete: Allgemeine Betriebswirtschafts-
lehre, betriebliches Rechnungswesen, insbes. Industrielle Buchhaltung und Selbstkostenrechnung, Bilanzlehre, Wirt-
schaftspädagogik und Methodik des Unterrichts an kaufmännischen Schulen. Wirtschaftswissenschaftliche Hochschul-
lehrer. S. 147/148 u. 575/576.
372 MKU an Rektor, 14.4.1934, GLA KA 235-30891.
373 Übersicht über Mitglieder der Prüfungsausschüsse Volkswirte u. Betriebswirte und Handelslehrer, ohne Datum [ca. 
1935], UA HD H-VI-871.
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Malteur bot pro Semester jeweils eine bis zwei Vorlesungen zur Wirtschaftspädago-
gik und Methodik des Unterrichts an kaufmännischen Schulen an, die von einer Übung 
flankiert wurden, und trug den Großteil der spezifischen pädagogischen Ausbildung der 
angehenden Handelslehrer. Beginnend mit dem Wintersemester 1937/38 bot auch der 
Lehrbeauftragte für Auslandskunde, Wilhelm Classen, Veranstaltungen zu Didaktik und 
»Jugendführung« an.374 Zudem wurde den Studenten empfohlen, die Vorlesungen zu »Volk 
und Erziehung« des nationalsozialistischen Pädagogen Krieck zu besuchen, was zu einer 
Rivalität zwischen Malteur und Krieck führen sollte.375 Die Studierenden der Staats- und 
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät brachten den Veranstaltungen des ehemaligen na-
tionalsozialistischen Vordenkers kein Interesse entgegen – im Mai 1940 drohte Krieck mit 
dem Abbruch seiner auf Grundlage seines Buchs »Die nationalpolitische Erziehung« ange-
botenen Übung aufgrund häufiger Absenzen und unvorbereiteter Studierender:
»Ich hatte geglaubt, die früher in den Handelslehrerprüfungen zutage getretenen 
minderwertigen Leistungen durch diesen Einsatz beseitigen zu können. Nun kann ich 
vorerst nicht entscheiden, ob es sich im vorliegenden Fall um passive Resistenz handelt, 
wofür ich allerdings keinerlei Grund sehe, oder eben um schlechthin minderwertige, 
keines Fleißes fähige und zu keiner Arbeit gewillte Studenten.«376 
Ernennung zum Honorarprofessor
Noch vor seinem Weggang hatte Sommerfeld Anfang des Jahres 1939 die Verleihung ei-
ner Honorarprofessur an Malteur in die Wege geleitet. Zusammen mit Gerstner und Lektor 
 Burkard sollte Malteur für seine langjährigen Verbundenheit zur Universität beziehungswei-
se zur Handelshochschule ausgezeichnet werden.377 Malteur, Mitglied der  NSDAP seit dem 
1. Mai 1933, hatte in Betriebswirtschaftslehre promoviert und konnte auf ein ausreichendes 
wissenschaftliches Werk verweisen.378 Im Gegensatz zu Gerstner und Burkard erfolgte seine 
Ernennung zum Honorarprofessor ohne weitere Verzögerungen im Dezember 1939.379 Bei 
Kriegsausbruch wurde Malteur als Hauptmann der Reserve eingezogen.380 Während sei-
ner Abwesenheit vertraten ihn der Direktor der Mannheimer Carin-Göring-Handelsschule, 
374 VVZ ab Wintersemester 1937/38. Vgl. zu Classen Engehausen: Portheim-Stiftung. S. 119-142.
375 Krieck beschwerte sich im Dezember 1939 als Mitglied der Prüfungskommission Pädagogik für Handelslehrer gegen-
über dem Dekan über die ungenügende fachliche Ausbildung der von Malteur unterrichteten Prüflinge, ohne letzteren 
namentlich zu erwähnen: »Die Leute, die da in diesem ›Hauptfach‹ in die Prüfung kommen, haben zugestandener-
maßen in diesem Fach nie etwas gelernt, von den andern Voraussetzungen ganz abgesehen. Man könnte jedem Kandi-
daten unbesehen ein ›ungenügend‹ geben und würde keinem damit ein Unrecht tun.« Krieck an Dekan, 13.12.1939, UA 
HD H-VI-526.
376 Krieck an Thoms, 6.5.1940, UA HD H-VI-526. Thoms stellte sich gegen seinen Mentor Krieck: Es müsse sich hier um ein 
persönliches Problem Kriecks handeln, hätte dieser doch noch im März 1940 den Fleiß der Studierenden in einem 
Schreiben an den an der Front stehenden Malteur gelobt und die Studierenden der Wirtschaftspädagogik auch gegen 
Angriffe in Schutz genommen. Thoms an Malteur, 21.3.1940 u. Thoms an Krieck, 18.12.1939, UA HD H-VI-526. Siehe 
Anm. 390, S. 171.
377 Sommerfeld an Thoms, 20.6.1939, UA HD PA 268.
378 Im Fragebogen anlässlich der Ernennung zum Honorarprofessor erklärte Malteur, niemals Mitglied der SPD gewesen zu 
sein. Er war Mitglied der NSDAP seit 1.5.1933, Nr. 3109399, zudem im NSLB, RLB und NSV. In der NSV hatte Malteur u. a. 
das Amt des »Sammlers für Eintopfspende« innegehabt. Malteur, Fragebogen, 5.8.1939, UA HD H-VI-526. 
379 REM an Dekan, 19.12.1939, UA HD H-VI-526.
380 Dekan, Mitteilungen der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät, ohne Datum [ca. November 1939], UA HD 
REP 38/8.
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Dr. Friedrich Wilhelm Restle381 und der stellvertretender Direktor der Handelsschule Heidel-
berg, Studienrat Egner.382
Einrichtung eines Wirtschaftspädagogischen Seminars 
Nach seiner Rückkehr von der Front erhielt Malteur einen Ruf an die Hochschule für Welt-
handel in Wien.383 Auf Seiten der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät löste 
dies dringende Bemühungen um sein Verbleiben aus, war Malteur doch alleiniger Träger 
der Ausbildung der Handelslehrer. Da Heidelberg unter den sieben Universitäten, die 
den Studiengang Diplom-Handelslehrer anboten, die einzige Hochschule sei, in der Wirt-
schaftspädagogik durch keinen hauptamtlichen Dozenten vertreten werde, so forderte 
Thoms gegenüber dem MKU, müsse Malteur als Sofortmaßnahme vom Handelsschuldienst 
befreit und seine Besoldung erhöht werden. Nach Kriegsende solle dann ein Ordinariat für 
Wirtschaftspädagogik eingerichtet werden, auf dessen Realisierung er bisweilen vertröstet 
werden sollte. Durch den Rektor und Thoms in den sicheren Glauben versetzt, dass dieses 
Ordinariat mit ihm besetzt werde, blieb Malteur in Heidelberg.384 
Zum 1. April 1944 beantragte Thoms, analog zur Wirtschaftshochschule Berlin und den 
Handelshochschulen in Leipzig und Königsberg die Einrichtung eines Wirtschaftspädago-
gischen Seminars mit Standort in der Alten Universität einzurichten.385 Malteur sollte durch 
die Ernennung zum Direktor dieses Seminars geehrt werden, die Staats- und Wirtschafts-
wissenschaftliche Fakultät den Fakultäten der genannten Universitäten gleichgestellt wer-
den und die Materialien und das Schrifttum räumlich zentralisiert werden.386 Obwohl die 
Errichtung des Seminars als Einmannbetrieb mit bestehender Kraft, eben Malteur, erfolgen 
sollte und daher keine weiteren Kosten anfallen würden, wie Thoms warb, verweigerte das 
REM die Gründung.387 
In den Ohren Ministerialrat Fuhs’ klangen die Versprechungen der Universität gegen-
über Malteur zu vollmundig, so dass er sich veranlasst sah, Thoms zu verpflichten, gegen-
über Malteur mit offenen Karten zu spielen und diesen darauf hinzuweisen, dass dessen 
»Berufung an die Universität Heidelberg nur dann möglich [werde], wenn es gelungen [sei], 
einen beamteten Lehrstuhl für das Lehrgebiet der Wirtschaftspädagogik zu schaffen«.388 
Tatsächlich wurde der von Rektor Schmitthenner beim REM im Mai 1944 beantragte haupt-
amtliche Lehrauftrag zur Vertretung der Wirtschaftspädagogik nicht genehmigt: »Die-
ser Auftrag ist in einer Form erteilt, bzw. vorgesehen, die nahezu einer Beauftragung mit 
381 Dr. Friedrich Wilhelm Restle, Direktor der Carin-Göring-Handelsschule, NSDAP seit 1.5.1933, NSKOV seit 1.6.1933, NSLB 
seit 1.10.1933, NSV seit 1.8.1934, RLB seit 1.3.1935, Reichskolonialbund seit 15.12.1936, Nr. 3143404, Jan.-Sept. 1934 
Blockleiter, kein Dienstrang, zweistündiger Lehrauftrag für Theorie der Berufs- und Wirtschaftsdidaktik, UA HD H-VI-
508/2. 
382 Lehrauftrag für Methodik des Unterrichts, UA HD H-VI-508/2 u. Mitteilungen der Staats- und Wirtschaftswissenschaftli-
chen Fakultät (Nr. 6), ohne Datum [ca. September 1940], UA HD H-VI-218/1.
383 Dekan an Rektor, 28.1.1943, UA HD H-VI-526.
384 Malteur an Thoms, 6.3.1943, UA HD H-VI-526.
385 Dekan an Rektor, 16.3.1944, UA HD H-VI-526.
386 Thoms an MKU, 15.4.1944, UA HD H-VI-526.
387 Auch der Hinweis Thoms’, dass eine ähnliche Einrichtung an der Mannheimer Handelshochschule schon existiert habe, 
es sich also nicht um eine vom REM verbotene Neugründung handele, zeigte keine Wirkung. MKU an Dekan, 13.3.1944, 
UA HD H-VI-526.
388 MKU an Rektor, 17.1.1944, UA HD H-VI-526.
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dem Ziele der endgültigen Berufung gleichkommt.«389 Ausnahmsweise wurde Malteur 
zum Sommersemester 1944 von seinem Hauptamt als Rektor der Handelsschule befreit390, 
gleichzeitig wies das REM Schmitthenner und Thoms vertraulich darauf hin, dass Malteur 
von seinem Sachbearbeiter »nicht darüber im Zweifel gelassen [wurde], dass er mit einer 
Berufung auf einen Lehrstuhl in Heidelberg nicht rechnen kann.«391 Am 26. Mai 1944 wurde 
Malteur zudem »ausgebombt«, worauf Thoms versprach, sowohl in der Universität ein Ar-
beitszimmer zu suchen als auch im Rektorat die Suche nach einer Wohnung einzuleiten.392 
Nachdem die Höhere Handelsschule in Heidelberg durch den »Reichsverteidigungs-
kommissar« im Oktober »bis auf weiteres« stillgelegt worden war, konnte sich Malteur im 
Wintersemester 1944/45 exklusiv seinem Lehrauftrag widmen.393 Unverdrossen von den 
herannahenden Alliierten stellten Malteur und Thoms noch am 5.3.1945 einen Antrag 
auf Bewilligung einer Hilfskraft- und einer Assistentenstelle zur Stärkung der Wirtschafts-
pädagogik in Heidelberg.394 Nach Kriegsende wurde Malteur von der amerikanischen 
Militärregierung als »unconditionally rejected« eingestuft und entlassen.395 Nach einem 
wechselvollen Spruchkammerverfahren wurde das Mitglied der Bekennenden Kirche als 
»Mitläufer« entlastet.396
Volkswirtschaftliche Lehraufträge4.2.2 
Lehrauftrag für Statistik4.2.2.1 
»Die Lenkung der Wirtschaft macht die Statistik immer 
wichtiger.« Thoms an Rektor, Friedensprogramm, 
14.9.1941, UA HD H-VI-060/2.
Seit der Entlassung Emil Julius Gumbels war die Statistik in Heidelberg verwaist. Auch 
die Übernahme der Mannheimer Handelshochschule änderte nichts an diesem Mangel, 
da Schusters Institut die Statistik zwar im Namen führte, aber keine entsprechenden Ver-
anstaltungen anbot. Im Sommersemester 1934 vertrat der Freiburger außerordentliche 
Professor Dr. rer. pol. Folkert Wilken den zweistündigen Lehrauftrag für Statistik.397 Die 
Verleihung des Lehrauftrags an Wilken rief den Protest von Paul Flaskämper hervor.398 Der 
389 Die Befristung des Vertrags auf die »Dauer des Krieges« begrenzt war, setzte man im REM interessanterweise mit »unbe-
fristet« gleich. REM an Rektor, 22.5.1944, UA HD H-VI-526.
390 Krieck hatte sich geweigert, weiterhin die pädagogische Ausbildung der Handelslehrer zu übernehmen, so dass Malteur 
diese wieder allein zu tragen hatte, was nur möglich war, wenn dieser seine Tätigkeit bei der Handelslehranstalt nieder-
legte. Dekan an Malteur, 9.2.1944, UA HD H-VI-526.
391 REM an Rektor, 22.5.1944, UA HD H-VI-526.
392 Thoms beschwerte sich beim NSDAP-Kreisleiter darüber, dass Malteur sowohl von Erich Kallius (*1867), Prof. für Anato-
mie, als auch von Georg Hirschel (*1875), Prof. für Chirurgie, bei der Wohnungssuche in Heidelberg abgewiesen worden 
sei, obwohl diesen nachweislich Zimmer zur Verfügung standen. UA HD H-VI-526. In den Akten ist der weitere Fortgang 
der Denunziation bei der NSDAP nicht zu verfolgen.
393 MKU an Dekan, 6.10.1944, UA HD H-VI-526.
394 Dekan an MKU, 5.3.1945, UA HD H-VI-526.
395 Military Gouvernement Heidelberg, Earl L. Crum an Rektor, 16.1.1946, UA HD B-3029/13 u. Rektorat an Präsident der 
Landesverwaltung Baden, Abtl. Kultus und Unterricht, 14.3.1946, UA HD B-3029/12.
396 GLA KA 465a-59-3-7911.
397 Folkert Wilken (*1890), ab 4.3.1929  ao. Prof. für Wirtschaftswissenschaft Univ. Freiburg. Wirtschaftswissenschaftliche 
Hochschullehrer. S. 271/272 u. MKU an Rektor, 15.5.1934, UA HD H-VI-508/2.
398 Flaskämper an Brinkmann, 3.6.1934, UA HD H-VI-508/2. Paul Johannes Flaskämper (*1886), ab 30.1.1933 nb. ao. Prof. der 
Statistik, Univ. Frankfurt, seit 1934 Leiter des Statistischen Amts der Stadt Frankfurt. Flaskämper war Mitglied der NSDAP 
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spätere Leiter des Statistischen Amtes der Stadt Frankfurt war seit Januar 1933 nichtbe-
amteter außer ordentlicher Professor an der dortigen Universität und fühlte sich bei der 
Vergabe des Lehrauftrags in Heidelberg übergangen. Die Chancen für einen Statistiker, 
an einer Universität zu lehren, seien »erschütternd gering«, beklagte der Frankfurter sich 
gegenüber Brinkmann, seine »unterrichtliche Entfaltung […] stark gehemmt«. Sein breit 
angelegtes Studium von der Biologie über die Philosophie hin zu den Sozialwissenschaf-
ten und Statistik würden ihn zum idealen Wissenschaftler am InSoSta machen. Zudem, 
warb das aktive Mitglied der  NSDAP, genieße er das Vertrauen der Studentenschaft wegen 
seiner Mitarbeit in der Fachschaft und als Dozentenführer der hiesigen Fakultät das der 
national sozialistischen Dozentenschaft. Krieck, damals Rektor in Frankfurt, könne für seine 
»weltanschau liche Stellung« bürgen.
Flaskämpers Einspruch bei Brinkmann hatte Erfolg.399 Für das kommende Wintersemes-
ter 1934/35 erhielt Flaskämper den eigentlich für Wilken vorgesehenen besoldeten Lehr-
auftrag für Statistik.400 Ab dem Sommersemester 1935 finden sich im Vorlesungsverzeichnis 
Veranstaltungen Flaskämpers zur Statistik. Zum 2. Trimester 1940 bot der Frankfurter Statis-
tiker keine Vorlesungen und Übungen mehr an.
Eine Woche vor Kriegsbeginn hatte Flaskämper wegen »Arbeitsüberlastung« bei der Fa-
kultät um die Auflösung seines Lehrauftrags nachgesucht.401 Zu seinen Pflichten als Leiter 
des Statistischen Amtes seien die Vertretung des Lehrstuhls für Statistik an der Universität 
Frankfurt und die Leitung der neu gegründeten Hermann-Esser-Forschungsgemeinschaft 
für Fremdenverkehr hinzugekommen, was ihm die Wahrnehmung seiner Veranstaltungen 
in Heidelberg unmöglich mache.402 Als Ersatz schlug Flaskämper den Leiter des Statisti-
schen Amts der Stadt Saarbrücken, Dr. rer. pol. habil. Adolf Blind, vor.403 Der Regierungs-
rat hatte sich in Frankfurt am Main 1934 für Statistik habilitiert und bot dort statistische 
Sondervorlesungen an.404 Politisch war das Mitglied der  NSDAP nicht besonders hervorge-
treten, in einem Gutachten über Blind wusste das Amt Rosenberg wenig mehr als »keine 
Bedenken« zu dessen politischer Haltung zu berichten.405 Der um eine politische Stellung-
nahme gebetene ehemalige Assistent am Institut für Volkswirtschaftslehre und Statistik, 
seit 1.3.1933, Nr. 1.830.150, ab dem 1.10.1934 bekleidete er das Amt des »Blockleiteranwärter« innerhalb seiner  NSDAP 
Ortgruppe.  NSDAP, Ortsgruppe Praunheim, Bescheinigung der  NSDAP-Zugehörigkeit, 22.11.1934, UA HD PA 3773. Zu 
Flaskämper als nationalsozialistischem Aktivisten an der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakultät vgl. Hesse: 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakultät. S. 448/449 u. 455/456.
399 MKU an Rektor, 27.7.1934, HD H-VI-508/2.
400 Flaskämper an Sekretariat der Ruprecht-Karls-Universität, 15.10.1934, UA HD PA 3773.
401 Flaskämper an Dekan, 30.8.1939, UA HD PA 266 u. Mitteilungen der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät 
(Nr. 6), kein Datum [September 1940], UA HD H-VI-218/1.
402 Flaskämper an Dekan, 30.8.1939, UA HD PA 266. 1941 sollte Flaskämper dann zum ordentlichen Professor der Statistik 
berufen werden. Hesse: Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche Fakultät. S. 456. Zur Hermann-Esser-Forschungsge-
meinschaft und dem Institut für Betriebswirtschaft des Fremdenverkehrs siehe S. 454.
403 Flaskämper an Dekan, 9.2.1940, UA HD PA 261. Blind, Adolf (*1906, Saarbrücken), Mitglied der NSDAP seit 1.4.1933, 
Mitgliedsnr. 1.821.751, Finanzminister des Saarlands 1955-57, UA HD PA 3318.
404 Da Blind wie er selbst aus dem »Zizekschen Arbeitskreis« entstamme, so Flaskämper, wäre »dadurch auch für eine Konti-
nuität der Lehrtätigkeit gesorgt.« Dr. jur. Franz Zizek (*1876) hatte seit 1916 den Lehrstuhl für Statistik an der Universität 
Frankfurt inne. Flaskämper an Dekan, 30.8.1939, UA HD PA 266. Die Fachgebiete Blinds waren Theoretische Statistik, 
Wirtschaftsstatistik und Bevölkerungsstatistik. Wirtschaftswissenschaftliche Hochschullehrer. S. 21 u. 321/322. Zu Blind 
vgl. Grohmann: Sozialwissenschaftliche Statistik. S. 269-271.
405 Der Beauftragte des Führers für die Überwachung der gesamten geistigen und weltanschaulichen Schulung und Erzie-
hung der  NSDAP an REM, 19.9.1942, BA NS 15/122 Bl. 91; NSDDB an Dekan, 27.3.1940, UA HD PA 3318.
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Hagenbuch, nunmehr Hauptgeschäftsführer der Wirtschaftskammer Saarpfalz, lobte den 
Kollegen im Statistischen Amt als »ausgezeichnet«.406 
Nachdem Flaskämper seinen Lehrauftrag entgegen seiner Ankündigung einschließlich 
des ersten Trimesters 1940 versehen hatte, verlieh die Staats- und Wirtschaftswissenschaft-
liche Fakultät Blind zum zweiten Trimester 1940 einen Lehrauftrag für Statistik.407 Im Januar 
1942 schlug Schuster die Gründung eines »statistischen Referats« zur Materialbeschaffung 
mit eigener Bibliothek innerhalb des Instituts für Großraumwirtschaft vor, dessen Leitung 
Blind übertragen werden sollte.408 Am 19. Oktober 1942 wurde Blind zum nichtbeamteten, 
außerordentlichen Professor an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät er-
nannt.409 Ende des Wintersemesters 1942/43 wurde Blind zur Wehrmacht eingezogen.410
Im Mai 1943 kehrte Flaskämper an die Universität Heidelberg zurück, um die Veranstal-
tungen zur Statistik seines Nachfolgers Blind zu vertreten.411 Unterstützt wurde Flaskämper 
durch seine Assistentin, die in Heidelberg im Wintersemester 1943/44 Kurse in Statistik für 
Kriegsteilnehmer anbot.412 Ab November 1944 machten es die zunehmend »trostlosen« 
Verkehrsverhältnisse zwischen Heidelberg und Frankfurt Flaskämper fast unmöglich, sei-
ne Veranstaltungen an der Ruperto-Carola wahrzunehmen.413 Sowohl Flaskämper als auch 
Blind, die beide Mitglieder der NSDAP waren, wurden von der amerikanischen Militär-
administration als »conditionally rejected« eingestuft.414 Im Oktober 1945 setzte sich Weber 
anlässlich der Planungen zur Wiederaufnahme der Vorlesungen zum 1. November 1945 für 
die neuerliche Verleihung eines Lehrauftrags an einen der beiden Statistiker ein.415 Den-
noch wurde Flaskämper am 19. Januar 1946 auf Befehl der Militärregierung entlassen.416 
Lehrauftrag für Kommunalpolitik4.2.2.2 
Der Oberbürgermeister der Stadt Heidelberg seit 1928, Dr. Carl Neinhaus, hatte ab dem Win-
tersemester 1937/38 einen unbesoldeten, einstündigen Lehrauftrag für Kommunal politik 
inne.417 Er las wechselweise zu Gemeindewirtschaft und Gemeindeordnung. Neinhaus 
zeigte großes Interesse an Problemen der Raumplanung und hatte bereits 1935 zusammen 
mit seinem Referenten Neundörfer den Anstoß zur Gründung der »Arbeitsgemeinschaft 
für Siedlung und Wirtschaftsplanung« gegeben.418 In den ersten Kriegsmonaten war »Ritt-
406 Hagenbuch an Schuster, 20.2.1940, UA HD PA 261.
407 Flaskämper an Dekan, 13.12.1939, UA HD PA 266.
408 Protokoll der Sitzung des Instituts für Großraumwirtschaft an der Universität Heidelberg, Vorbesprechung am 2.1.1942, 
UA HD B-6693/1.
409 REM an Dekan, 19.10.1942, UA HD 261.
410 Dekan an MKU, 18.5.1943, UA HD PA 261.
411 MKU an Dekan, 28.5.1943, UA HD PA 266.
412 Flaskämper an Thoms, 20.11.1943, UA HD PA 266.
413 Angesichts des Bombenkriegs ist es weniger überraschend, dass es zu großen Beeinträchtigungen der Verkehrswege 
kam, als dass das wöchentliche Pendeln für Flaskämper bis Ende 1944 anscheinend ohne große Probleme möglich war. 
Flaskämper an Dekan, 10.11.1944, UA HD PA 266.
414 Military Gouvernement Heidelberg, Earl L. Crum, an Rektor, 16.1.1946, UA HD B-3029/13.
415 Weber an MKU, 28.10.1945, GLA KA 235-20780.
416 Rektor an Flaskämper, 19.1.1946, UA HD PA 3773.
417 Dekan an Rektor, 22.6.1935, UA HD H-VI-508/2 u. Neinhaus an Dekan, 6.4.1937, UA HD PA 5146.
418 Leiter des Amtes für das Siedlungswesen und Beauftragter im Stab des Stellvertreters des Führers, Ludowici, an Ober-
bürgermeister Heidelberg, 26.3.1935, UA HD H-VI-669. Vgl. S. 353.
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meister« Neinhaus »zum Heeresdienst« eingezogen worden.419 Sein Lehrauftrag ab 1940 
wurde – wohl aus »Gründen der politischen Opportunität«420– zwar aufrechterhalten, es 
finden sich aber bis Kriegsende keine Ankündigungen des Oberbürgermeisters mehr im 
Vorlesungsverzeichnis.
4.2.2.3 Lehrauftrag für Auslandskunde
Ab Sommersemester 1937 wurde Dr. phil. habil. Wilhelm Classen, Dozent an der Karlsru-
her Hochschule für Lehrerbildung, , ein mit monatlich 350.- RM besoldeter Lehrauftrag für 
Auslandskunde verliehen, um die Entlassung von Bergstraesser zu kompensieren.421 Dieser 
wurde bis zum 1. März 1942 aus den Erträgen des Eberhard-Gothein-Gedächtnisfonds fi-
nanziert. Dies brachte Brinkmann in die missliche Lage, im MKU um einen »außerordent-
lichen Zuschuss« nachfragen zu müssen, da nun die durch die Vertreibung Bergstraessers 
freien Mittel nicht mehr in den Etat des InSoSta flossen.422 Classen hatte zuvor das Amt 
»Auslandsarbeit« in der Gaustudentenführung Baden unter Gaustudentenführer Richard 
Oechsle innegehabt.423 Parallel zu seinem Lehrauftrag war er stellvertretender Leiter der 
Auslandsabteilung der Universität Heidelberg und hatte ab 1942 eine außerplanmäßige 
Professur für Pädagogik inne.424 Seine 1937 an der Philosophischen Fakultät eingereichte 
Habilitationsschrift behandelte die »für die katholische Kirche maßgebliche Anthropologie 
des Thomas von Aquin«.425 
Im Februar 1941 wurde Classen an die nationalsozialistische Musteruniversität Straß-
burg berufen, nachdem er bereits zuvor zum »Hochschulreferenten beim Chef der Zivil-
verwaltung im Elsass« ernannt worden war.426 Die Mittel der Gothein-Professur standen 
nun wieder zur Disposition.427 Thoms wollte nunmehr aber einen Volkswirt auf diesem 
Posten wissen und reichte beim Rektor entsprechende Vorschläge ein. Classen blieb der 
Universität Heidelberg als Leiter des Auslandskundlichen Instituts der Heidelberger Stif-
tung für Wissenschaft und Kunst, früher Portheim-Stiftung, verbunden. Dort erwarb er sich 
durch seine Unterstützung des NSDStB und der Wehrmacht das besondere Wohlwollen 
des Reichsstudentenführers Scheel: 
»Das Auslandskundliche Institut der Heidelberger Stiftung hat bereits jetzt schon in 
großem Umfange das Material für die außenpolitische Schulung der Kameradschaften 
des NSDStB geliefert. Außerdem steht es durch Forschungsarbeiten und Publikationen 
z. Zt. in engstem Kontakt mit dem Oberkommando der Wehrmacht.«428
419 Dekan, Mitteilungen der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät (Nr. 2), 1.10.1939, UA HD H-VI-218/1.
420 Brintzinger: Nationalökonomie. S. 220.
421 Die Besoldung für den Lehrauftrag wurde am 10.10.1937 auf 400.- RM und ab dem 1.11.1940 450.- RM heraufgesetzt. 
Dekan der Philosophischen Fakultät an Kultusministerium Baden-Württemberg, 29.6.1954, UA HD PA 324 u. REM an 
Dekan, 12.4.1937, UA HD PA 264.
422 Brinkmann an MKU, 26.1.1938, UA HD B-6680/2.
423 Hochschulführer SoSe 1937. S. 36.
424 REM an Rektor, 6.1.1942, UA HD PA 264.
425 Krieck an Rektor, 28.4.1938, UA HD PA 5296.
426 Rektor, Großpläne zum Ausbau der Universität 1940-1941, 14.3.1941, UA HD B-1005/2. Knapp zur Gründung der Reichs-
universität Straßburg vgl. Hausmann, Frank-Rutger: Ausgerechnet Muzzolini! Kämpfende Wissenschaft im Prüfungs-
stress: Die letzten Tage der Reichsuniversität Straßburg. In: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 24.11.2004.
427 Thoms an Rektor, 12.2.1941, UA HD PA 260. 
428 Rektor an MKU, 5.5.1944, GLA KA 235-3231.
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Classen bot neben Malteur Veranstaltungen zur Pädagogik an und bestritt das gesam-
te Lehrangebot der Fakultät zur Auslandskunde. Mit einem sehr präzisen Gefühl für das 
 Timing von Vorlesungen las er im Wintersemester 1941/42 über den »Japanischen An-
spruch auf die Neuordnung in Ostasien«, »Ostasien als Lebensraum« und »Lebensraum 
und Großraumprinzip in der politischen Diskussion des Auslandes«.429 In Pädagogik bot 
er Übungen und Vorlesungen von »Jugendführung« (SoSe 1938) über »Bildungstheorien 
im 19. Jahrhundert« (SoSe 1938) bis hin zu »Das Erziehungsproblem im Zusammenhang 
der Staats- und Soziallehren des Altertums« (WS 1938/39) an. Zudem organisierte Classen 
regelmäßig Unterrichtsbesuche in (Höheren) Handelsschulen für die Studierenden mit Ab-
schlussziel Handelslehramt.
Lehrauftrag für Verkehrswirtschaft und Kommunalwissenschaft 
Die Mannheimer Industrie- und Handelskammer hatte sich im Dezember 1942 bereit er-
klärt, die Finanzierung eines zweiten Ordinariats für Betriebswirtschaftslehre für das Erste 
sicherzustellen.430 Da die von Lammers erlassene »Haushaltsstoppverordnung« die Schaf-
fung neuer Lehrstühle für die Dauer des Krieges verhinderte, schlug die IHK vor, den ehe-
maligen Oberbürgermeister von Stenkrade und späteren Syndikus der IHK Düsseldorf, Dr. 
phil. habil. Otto Most431, mit einem Lehrauftrag für Verkehrspolitik zu betrauen.432 Seit April 
1929 nahm Most eine Honorarprofessur in Münster wahr.433 Die Fachgebiete des Volkswirts 
waren Verkehrswirtschaft, Bevölkerungspolitik, Statistik, Fragen der wirtschaftlichen Orga-
nisation und Selbstverwaltungsprobleme.434 Während die in derselben Fakultätssitzung 
von Thoms vorgeschlagene Verleihung eines Lehrauftrags an LeCoutre auf den Widerstand 
Schusters traf, konnte sich der Volkswirt für Most begeistern: Dieser würde einen »Gewinn« 
für die Fakultät darstellen.435 
Dekan Thoms wandte sich unverzüglich an das MKU und beantragte am 5. April 1943, 
zur Überbrückung der blockierten Ordinariate einen von der IHK finanzierten Lehrauftrag 
für Verkehrswirtschaft und Kommunalwissenschaft an Most zu verleihen: 
»Da nun die Schaffung neuer Lehrstühle nicht möglich ist, aber dringend weitere 
Lehrkräfte benötigt werden, hat die Fakultät erfolgreiche Verhandlungen mit wissen-
schaftlichen Persönlichkeiten geführt, die bereit sind, auf Grund von Lehraufträgen ihre 
Arbeit in der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät aufzunehmen.«436
Thoms würdigte den Honorarprofessor als einen der wenigen Spezialisten der Verkehrs-
wissenschaft: Dessen Einsatz sei auch im Rahmen des Instituts für Großraumwirtschaft 
dringend erforderlich, da »die Verkehrsprobleme […] in der Großraumwirtschaft einen 
hervorragenden Raum« einnähmen würden. Längerfristig plante Thoms, Most auf einen 
429 VVZ WS 1941/42. S. 53. Im darauffolgenden Sommersemester setzte er seine hochaktuelle Veranstaltungsreihe zu Japan 
fort: »Staat und Wirtschaft im gegenwärtigen Japan« und »Die ostasiatischen Religionen und ihre Stellung in der ge-
genwärtigen Politik«. Vgl. Classen: Ostasien.
430 Dekan an MKU, 17.12.1942, UA HD H-VI-550. Siehe S. 157.
431 Otto Most (*1881), früher Mitglied der DVP, nach 1933 Mitglied der NSDAP. Vgl. Wissenschaftliche Hochschullehrer. 
S. 164 u. Brintzinger: Nationalökonomie. S. 221 Anm. 456.
432 Protokoll der Sitzung des Fakultätsausschusses vom 3.4.1943, UA HD H-VI-550. 
433 VVZ WS 1944/45. S. 25.
434 Wirtschaftswissenschaftliche Hochschullehrer. S. 164.
435 Protokoll der Sitzung des Fakultätsausschusses vom 3.4.1943, UA HD H-VI-550. Siehe S. 165.
436 Dekan an MKU, 5.4.1943, UA HD H-VI-550.
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an der Fakultät zu schaffenden verkehrswirtschaftlichen Lehrstuhl zu berufen, und hatte 
unter anderem in dieser Sache bereits in Berlin im REM vorgesprochen.437 Seiner dring-
lichen Bitte von Ende April 1943, die Lehraufträge sowohl für LeCoutre wie für Most zu 
genehmigen (»Wir brauchen beide Herren sehr dringend.«438), gab das REM zum Sommer-
semester 1943 hin statt und verlieh Most am 15. Mai 1943 einen vergüteten Lehrauftrag 
für Verkehrswirtschaft und Kommunalwissenschaft.439 Die Finanzierung übernahm der von 
der IHK Mannheim und Ludwigshafen gegründete »Verkehrswissenschaftliche Verein«.440 
Im Wintersemester 1943/44 bot Most eine Vorlesung zum Thema »Verkehrswirtschaft und 
Verkehrspolitik« an, im darauffolgenden Sommersemester 1944 eine Vorlesung zur »Han-
delspolitik« und eine zusätzliche »Übung zur Verkehrspolitik«.441 Zudem wurde er in den 
Prüfungsausschuss für Diplomprüfungen der Kaufleute und Volkswirte aufgenommen.442
Most nahm seine Arbeit mit großem Tatendrang auf: Im Dezember 1943 bat er Thoms, 
beim MKU einen Antrag zur Errichtung eines »Verkehrswissenschaftlichen Seminars« zu 
stellen. Dieses sollte zum »Sammelpunkt« für speziell interessierte Studenten sowie für 
Fachliteratur ausgebaut werden. Da nicht nur »Großraumfragen« behandelt werden sollten, 
plädierte Most für ein eigenständiges Seminar innerhalb der Räumlichkeiten des Instituts 
für Großraumwirtschaft.443 Thoms scheint die Bitten Mosts nicht vordringlich behandelt zu 
haben, jedenfalls sah sich letzterer kurz vor Jahresende gezwungen, nochmals beim Dekan 
darauf zu drängen, die Übertragung seiner Honorarprofessur von Münster nach Heidel-
berg in die Wege zu leiten, da er angesichts der »Berliner Zerstörungen, insbesondere auch 
innerhalb des Wissenschaftsministeriums« um die zukünftige Funktionsfähigkeit des Mi-
nisteriums besorgt war. Ohne die Übertragung der Honorarprofessur konnte Most keine 
Doktoranden in Heidelberg annehmen und keine weiteren Vorstöße zur Gründung des Se-
minars für Verkehrswissenschaft unternehmen.444 
Am 16. März 1944 wies das REM Most in seiner Eigenschaft als Honorarprofessor der 
Heidel berger Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät zu.445 Sein Wunsch nach 
einem eigenständigen Seminar hingegen blieb unerfüllt: Trotz der inständigen Bitten 
Thoms’ beim »Kameraden« und Ministerialdirigenten Fuhs im MKU war eine Neugründung 
von Instituten in Baden nach dem gemeinsamen Erlass von REM und Reichsfinanzminis-
terium vom 22. Januar 1944 »für die Dauer des Krieges« untersagt.446 Thoms und Most 
hatten ihren Antrag um einige Monate zu spät gestellt, und so verblieb als einzige Alter-
native, das Seminar als Unterabteilung im Institut für Großraumwirtschaft zu konstituieren. 
437 Thoms an Rektor, 5.4.1943, UA HD PA 6080.
438 Dekan an REM, Ministerialdirigent Südhoff, 27.4.1943, BA R 4901-13438.
439 REM an Most, 15.5.1943, UA HD PA 5076. NSDDB und Dozentenschaft stimmten der Verleihung des Lehrauftrags am 
25.5.1943 zu. UA HD PA 5076.
440 Dekan an MKU, 14.12.1943, UA HD PA 6197.
441 Im Wintersemester 1944/45 bot Most zusätzlich zu seiner Vorlesung zur Verkehrspolitik eine die Veranstaltung von 
Schuster zur »Theorie der Finanzwissenschaft« ergänzende zweite Veranstaltung zu »Reichs-, Länder- und kommunaler 
Finanzwirtschaft« an. VVZ 1944/45. S. 53.
442 VVZ 1944/45. S. 34.
443 Finanziert werden sollte das Institut wie auch sein Lehrauftrag aus den Mitteln, die der Verkehrswissenschaftliche Ver-
ein zur Verfügung gestellt hatte. Most an Dekan, 2.12.1943, UA HD PA 278.
444 Most an Dekan, 30.12.1943, UA HD PA 278.
445 Am 30.1.1944 wurde dem Honorarprofessor das Kriegsverdienstkreuz 1. Klasse verliehen. Most an Dekan, 6.4.1944 u. 
REM an Most, 16.3.1944, UA HD PA 5076.
446 Thoms an MKU, »Kamerad Fuhs«, 24.2.1944 u. MKU an Dekan, 6.3.1944, GLA KA 235-3820.
177
Im August 1944 erhielt die Fakultät hierfür die Genehmigung des REM.447 Dekan Thoms 
gratulierte Most zu seinem Erfolg und erklärte, wohl auf Anfrage nach dem kommenden 
Winter semester 1944/45: 
»Die Universität bleibt bestehen. [...] Die Front im Westen hat sich doch wesentlich 
gefestigt. Die Erfolge in Holland sind beachtlich. Wir wollen hoffen, daß wir das Winter-
semester ungestört in Heidelberg durchführen können, dann sind wir sicher über den 
Berg.«448
Bei der Kuratoriumssitzung des Instituts für Großraumforschung am 24. Januar 1944 
wurde Most als Mitarbeiter offiziell vorgestellt und mit dem Aufbau der verkehrspolitischen 
Forschung beauftragt.449 Bei der großen Arbeitstagung des Instituts am 24./25.  Januar 
1944 hielt Most einen Vortrag über »Die europäische Verkehrswirtschaft: Grundlagen und 
Entwicklungsrichtungen«.450 Nach Kriegsende verzichtete der Honorarprofessor mit Errei-
chen der Altersgrenze von 65 Jahren am 5. Oktober 1945 auf eigenen Wunsch auf eine 
Verlängerung des Lehrauftrags.451
Lehrauftrag für Konjunkturforschung4.2.2.4 
Der Präsident des Instituts für Konjunkturforschung in Berlin-Charlottenburg, Ernst Wage-
mann, war im Frühsommer 1941 im MKU mit der Bitte vorstellig geworden, eine Honorar-
professur an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät in Heidelberg verliehen 
zu bekommen.452 
Brinkmann, der entweder die Anfrage des MKU bewusst missdeutete oder ein die In-
tentionen des Geheimen Regierungsrats fehlinterpretierendes Anschreiben aus Karlsruhe 
erhalten hatte, ging von der Annahme aus, dass Wagemann um einen Lehrauftrag nachge-
fragt habe. Der Direktor des InSoSta gab sich in seinem Antwortschreiben indigniert, weil 
dieser sich nicht persönlich an ihn gewandt habe, und beschied, dass man in Heidelberg 
keinen Bedarf nach einem derartigen Lehrauftrag verspüre. Gleichzeitig fürchtete Brink-
mann, dass ein Entgegenkommen gegenüber Wagemann von den Kollegen als politisch 
motivierte Gefälligkeit interpretiert würde, was dem Ruf der jungen Fakultät schaden könn-
te. Natürlich würden es in Heidelberg »alle als große Ehre betrachten [...], [Wagemann] auch 
nur sporadisch als Kollegen begrüßen zu dürfen«, so Brinkmann, aber andererseits handele 
es sich doch um ein »äußerst ungewöhnliches« Ansinnen. Schließlich erwäge Wagemann 
seines Wissens ja nicht in Heidelberg, sondern in Karlsruhe ein Zweiginstitut seines Berliner 
Instituts für Konjunkturforschung zu errichten: 
»Da es sich bei unserer Fakultät um eine durch Angliederung der Mannheimer Han-
delshochschule entstandene Neugründung handelt, müssen wir alles vermeiden, was 
447 Most wurde zu dessen Leiter ernannt. REM an MKU, 11.8.1944, GLA KA 235-3820 u. MKU an Rektor, 5.9.1944, UA HD 
B-6693/1.
448 Thoms an Most, 30.9.1944, UA HD PA 276.
449 Protokoll der Kuratoriumssitzung des Instituts für Großraumwirtschaft, 24.1.1944, UA HD B-6693/1. Durch seine Mit-
gliedschaft im Institut für Großraumwirtschaft war Most zugleich auch Mitglied der »Wehrforschungsgemeinschaft« 
geworden. Thoms an Rektor, 30.12.1944, UA HD B-6693/1.
450 Einladung zur Arbeitstagung des Instituts für Großraumforschung am 24./25. Januar 1944, GLA KA 235-29958.
451 Most an Rektor, 5.10.1945, UA HD PA 5076.
452 Brinkmann an Wagemann, 3.7.1941, UA HD H-VI-508/2. Ernst Friedrich Wagemann (*1884 Chile), 1923-33 Präsident des 
Statistischen Reichsamts, 1925 Gründer des Deutschen Instituts für Konjunkturforschung, ord. Prof. der Wirtschaftswis-
senschaft, Univ. Berlin. Wirtschaftswissenschaftliche Hochschullehrer. S. 257/258 u. S. 849-856.
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uns den Vorwurf älterer Fakultäten zuziehen könnte, als handelten wir ad nutum jeder 
beliebigen staatlichen oder kommunalen Stelle und gefährdeten dadurch noch mehr 
die heute schon so arg heruntergekommene Universitätsautonomie.«453
Wagemann reagierte unwirsch. Weder könne er verstehen, was mit »Angriffen auf die 
Universitätsökonomie« gemeint sei – Brinkmann hatte sich vertippt —, noch, warum sich 
der Heidelberger gegen einen Lehrauftrag wehre, den er nie zu erlangen gewünscht habe. 
Mit beträchtlichem Selbstbewusstsein argumentierte der Berliner, dass eine Honorarpro-
fessur die Beziehungen zwischen der badischen Zweigstelle und der Heidelberger Univer-
sität verbessern würden, auch wenn er für dieses »Ehrenamt« ein gewisses »Opfer« bringen 
müsste.454
Bereits vor der ablehnenden Antwort Brinkmanns hatte Schuster im Auftrag des Dekans 
ein Gutachten über den Nutzen eines Lehrauftrags für Konjunkturforschung ebenso wie 
über den Wissenschaftler Wagemann angefertigt. In der ihm eigenen kompromisslosen 
Schärfe charakterisierte Schuster den Berliner Wirtschaftswissenschaftler als Konjunktur-
ritter, der keine großen wissenschaftlichen Leistungen vorzuweisen habe. So habe auch die 
Berliner Universität keinen Anlass gesehen, Wagemann vom außerordentlichen Professor 
zum ordentlichen Professor zu erheben: 
»Herr Wagemann ist als Wissenschaftler eine durchaus umstrittene Persönlichkeit. 
Vor 1933 hat er, als die Konjunktur günstig war, eine Konjunkturlehre vertreten, die 
nichts anderes war als die Anwendung amerikanischer wissenschaftlicher Theorien 
auf das deutsche Wirtschaftsleben. [...] Als jetzt [sc. nach 1933] die mechanistische 
Konjunkturlehre wegen der Kritik der deutschen Wissenschaft nicht mehr zu vertreten 
war, hat Prof. Wagemann von heute auf morgen, das, was er bisher als richtig vertreten 
hat, als falsch bezeichnet und hat wiederum aus Konjunkturgründen erklärt, es gäbe 
überhaupt keine Konjunktur. Infolgedessen hat er auch seine neueren Publikationen 
entsprechend umgetauft. Es handelt sich hier nicht um einen inneren Wandel, sondern 
um, wie es die Überzeugung der meisten Kollegen ist, eine Anpassung, um es milde 
auszudrücken. Dabei entbehrt seine neue Stellungnahme zur Konjunktur durchaus der 
wissenschaftlichen Begründung.«455
Das »Konjunkturproblem« werde zudem durch seinen Assistenten Rittig in Heidel-
berg erschöpfend vertreten, so Schuster: Dieser biete regelmäßig Veranstaltungen zu den 
»Bewegungs vorgängen in der Wirtschaft« an:
»Es besteht also kein Anlaß, Herrn Wagemann einen Lehrauftrag zu erteilen, weil er 
ein hervorragender Konjunkturwissenschaftler sei. Das sind andere gewesen. Herr 
Wagemann hat es verstanden, vor 1933 mit Hilfe der Gewerkschaften und anderer 
wirtschaftlicher Interessenkreise das Konjunkturforschungs-Institut zu organisieren. 
Dadurch hat er einen gewissen Nimbus erhalten. Das ist aber auch alles.«
 Klaus-Rainer Brintzinger vermutet in der von Schuster eingenommen Abwehrhaltung 
weniger »politische Differenzen« gegenüber dem von den Nationalsozialisten als Vorden-
ker geschätzten Wagemann456 als vielmehr den von Schuster eifersüchtig verteidigten 
453 Ebd.
454 Wagemann an Brinkmann, 14.7.1941, UA HD H-VI-508/2. Bei einer Besprechung im August 1941 sprach sich auch Dekan 
Thoms gegenüber Regierungsrat Bauer vom MKU gegen einen Lehrauftrag für Wagemann aus. Dekan an MKU, 4.9.1941, 
UA HD H-VI-508/2.
455 Dekan an MKU, 4.9.1941, UA HD H-VI-508/2.
456 »Nationalsozialistische Veröffentlichungen [zitierten] Wagemann oft und gern als prominente Bestätigung eigener Vor-
schläge, wie ›glücklich‹ Wagemann auch immer über diese Schützenhilfe gewesen sein mag.« Barkai: Wirtschaftssystem. 
S. 61/62.
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Anspruch, die Wirtschaftstheorie exklusiv zu vertreten.457 Möglicherweise war der Angriff 
gegen politische Haltung und wissenschaftliche Leistung Wagemanns aber auch motiviert 
durch den Willen, sich nicht in innere Angelegenheiten der Fakultät hineinregieren zu las-
sen und sich gegen Zumutungen aus Karlsruhe und Berlin zu behaupten, wie Brinkmann 
betonte. Wenige Monate später sollte sich jedenfalls eine vergleichbare Konstellation in der 
causa »Schneider-Aarhus« herausbilden.458 
Lehrauftrag für Post- und Nachrichtenwesen4.2.2.5 
Im Wintersemester 1942/43 war es der Fakultät gelungen, mit dem Ministerialrat Dr. iur., Dr. 
rer. pol. Kurt Timm, dem Präsidenten der Reichspostdirektion in Berlin, einen hohen Reichs-
beamten für einen Lehrauftrag zu gewinnen.459 Die Fakultät wollte dessen Einsatz durch 
die sofortige Verleihung einer Honorarprofessur belohnen, nicht zuletzt, um diesen zu ei-
nem längerfristigen Engagement in Heidelberg motivieren.460 So hoffte Thoms auf weitere 
Unterstützung von Seiten Timms beim Ausbau des interdisziplinären Instituts für Welt-
post- und Weltnachrichtenwesen.461 Das REM sah aber die geforderte wissenschaftliche 
Qualifikation trotz eines positiven Gutachtens Brinkmanns nicht gegeben.462 Nach einem 
Bericht des Dekans war es bereits im Vorfeld der Antragsstellung zu Differenzen innerhalb 
der Fakultät über die Ernennung Timms zum Honorarprofessor gekommen. Da Brinkmann 
und Thoms sich für Timm einsetzen, war es mit großer Wahrscheinlichkeit Schuster, der die 
von Thoms beklagten »Schwierigkeiten« bereitete, indem er gegen die in seinen Augen 
rein taktische Verleihung des Titels an einen wissenschaftlich nicht qualifizierten Beamten 
protestiert hatte. 
Erst nach Intervention des Reichstudentenführers Scheel, der Fürsprache der Juristi-
schen Fakultät und nach Abhaltung einer »ausgezeichnet besuchten« Lehrveranstaltung 
wurde Timm am 18. Februar 1943 eine Honorarprofessur an der Staats- und Wirtschaftswis-
senschaftlichen Fakultät verliehen.463 Maßgeblich befördert wurde Timms Ernennung des-
sen finanzielle Unterstützung zum Druck einer Festschrift für den Doyen der »Deutschen 
Physik«, den Heidelberger Philipp Lenard, im Jahr 1942.
Im Wintersemester 1942/43 bot der Präsident der Reichspostdirektion eine volkswirt-
schaftliche vierzehntägige Vorlesung zu »Rechts- und staatswissenschaftlichen Problemen 
des Nachrichtenwesens« an, im Sommersemester 1943 und Wintersemester 1943/44 zu-
457 Brintzinger: Nationalökonomie. S. 221.
458 Vgl. Schneider-Aarhus S. 123.
459 Kurt Timm (*1903), Mitglied der NSDAP seit 1.5.1933, Mitgliedsnummer 2.731.338, SA, Kreisschulungsleiter der DAF in 
Flensburg, stellvertr. Blockleiter und Mitarbeiter im Schulungsamt der NSDAP-Ortsgruppe Berlin-Steglitz. Fragebogen 
vom 30.5.1941 u. REM an MKU, 25.8.1942, UA HD PA 6089.
460 Dekan an REM, 14.6.1941, UA HD PA 6089.
461 Dekan an MKU, 24.7.1941, UA HD PA 6089. Siehe S. 467.
462 Ministerialrat Kasper im REM hatte von dem Streit in Heidelberg Kenntnis und weigerte sich, die Verleihung des Hono-
rarprofessur an Timm zu unterstützen. Für die Behauptung Timms in seinem Spruchkammerverfahren, dass die Gaulei-
tung der NSDAP Berlin, die sich bereits gegen seine Ernennung zum Ministerialrat ausgesprochen hätte, auch in diesem 
Fall gegen ihn opponiert hätte, findet sich in den Akten kein Beleg. Dekan, Kurzbericht über den Verlauf der Angele-
genheit des Präsidenten Dr. Dr. Timm, ohne Datum [ca. 1941]; Dekan an REM, 14.6.1941 u. REM an Rektor, 11.12.1941, 
UA HD PA 6089.
463 Reichsstudentenführer an Rektor, 11.2.1942; Rektor an Timm, 25.7.1942; REM an Timm, 18.2.1943; Military Gouverne-
ment of Germany, Fragebogen, ohne Datum [ca. März 1943], UA HD PA 6089 u. Dekan der Jur. Fakultät an REM, 
18.12.1942, UA HD PA 797.
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sätzlich eine Veranstaltung zu »Tarifwesen und Tarifpolitik der Deutschen Reichspost«.464 
Ab Sommersemester 1944 findet sich Timms Name zwar weiterhin im Personalverzeichnis, 
Lehrveranstaltungen bot er bis Kriegsende aber keine mehr an465: 
»Die an Stärke und Häufigkeit zunehmenden Luftangriffe auf die Reichshauptstadt 
erlauben mir es […] nicht, mich regelmäßig von Berlin zu entfernen, da ich im Falle 
eines Angriffes stets sofort erreichbar sein muß, um die notwendigen Instandsetzungs-
maßnahmen zur Aufrechterhaltung des Post- und Fernmeldebetriebs sofort einleiten 
zu können.«466
Lehrauftrag für Wohlfahrt, 19444.2.2.6 
Im November 1944 beantragte die Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät die 
Verleihung eines Lehrauftrags an den 1906 geborenen Mannheimer Städtischen Wohl-
fahrtsrat, Dr. oec. publ. Rudolf Gunzert.467 Gunzert, der 1928 durch Adolf Weber in München 
mit einer Arbeit zu »Effektenmarkt und Konjunkturverlauf« promoviert wurde, war von 
Sommersemester 1929 bis Sommersemester 1933 wissenschaftlicher Mitarbeiter Schus-
ters an der Mannheimer Handelshochschule gewesen und hatte dort bis 1933 statistische 
Übungen angeboten. Neben vielfachen Einsätzen in der Lehre, so unter anderem an der 
Verwaltungsakademie Saarpfalz, konnte er auf zahlreiche Publikationen in Zeitschriften 
verweisen, unter anderen auf einen Artikel zum 1944 sehr aktuellen Thema »Erfahrungen 
mit der Personenschädenverordnung aus Anlass von Fliegerangriffen«, der in den »Nach-
richten des Deutschen Vereins für öffentliche und private Fürsorge« im Jahr 1941 erschienen 
war.468 Der Lehrauftrag wurde genehmigt, aufgrund des Kriegsendes konnte Gunzert sei-
nen Lehrauftrag aber nicht erfüllen. Die amerikanische Militärverwaltung zählte den Wohl-
fahrtsrat, der seit 1933 der NSDAP angehörte, zum Kreis der »conditionally accepted«.469
Habilitationen und Promotionen4.3 
4.3.1 Habilitationen
»Die Gesinnung tritt als festes Rückgrat zu der Leistung. […] 
Schwache Menschen schaffen auch schwache Werte, denn 
Mensch und Werk sind eins.« Ammelounx: Deutsche Wis-
senschaft. S. 9.
Ein halbes Jahr nach seiner Errichtung am 1. Mai 1934 erließ das Reichsministerium für Wis-
senschaft, Erziehung und Volksbildung am 13. Dezember 1934 eine reichsweit einheitliche 
Habilitationsordnung. Durch diese sollte die Rekrutierung von Nachwuchswissenschaft-
lern der zentralen Kontrolle durch das Ministerium unterworfen und der Einfluss der Partei-
gliederungen an den Universitäten festgeschrieben werden. Die früher mit der Habilitation 
verliehene Lehrbefugnis wurde nun von einer Prüfung nach politisch-charakterlichen, »kör-
464 VVZ SoSe 1943 u. WS 1943/44.
465 Military Gouvernement of Germany, Fragebogen, ohne Datum [ca. März 1943], UA HD PA 6089.
466 Timm an Dekan, 27.12.1943, UA HD PA 287.
467 MKU an Rektor, 8.11.1944, UA HD H-VI-508/2.
468 Gunzert, Lebenslauf, ohne Datum [ca. 1944], UA HD H-VI-508/2.
469 Military Government Heidelberg, Earl L. Crum an Rektor, 16.1.1946, UA HD B-3029/13.
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perlichen« und pädagogischen Kriterien abhängig gemacht. Aufgrund der Leistungen der 
Habilitationsschrift und der sich anschließenden Aussprache wurde der neue akademische 
Titel »Dr. habil.« nach Rücksprache mit dem Landeskultusministerium durch die Fakultät 
verliehen. 
Für die so genannte »Dozentur« zeichnete hingegen das REM verantwortlich, das den 
Bewerber nach Absolvieren eines »Lagers« und der Dozentenakademie einer Fakultät zur 
Lehrprobe zuwies. Nach erfolgreicher Überwindung aller politischen und wissenschaft-
lichen Hürden, die die vielen in allen Stationen einzuholenden Gutachten bargen, erteilte 
das REM die Zustimmung zur Erteilung der Lehrbefugnis durch das zuständige Landeskul-
tusministerium.470
Weltanschaulicher Eifer (Six, Pfenning), persönliche Animositäten (Rittig, Prinzing) und 
das Beharren auf akademischen Standards (Rheinheimer, Hug) in abruptem Wechsel präg-
ten den Verlauf der insgesamt elf zwischen 1934 und 1938 an der Staats- und Wirtschafts-
wissenschaftlichen Fakultät eingeleiteten Habilitationsverfahren.471 Während der Volkswirt 
Schuster auch gegenüber einflussreichen Nationalsozialisten wie Franz Alfred Six und An-
dreas Pfenning in seinen kritischen Gutachten Rückgrat zeigte, erwies sich Kollege Brink-
mann oft als schwächstes Glied in der Abwehr wissenschaftlich ungenügender Arbeiten. 
Nach 1938 wurden nach Aktenlage keine Habilitationen an der Heidelberger Staats- und 
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät mehr vollzogen.
»Das Wesen der Arbeit und der Arbeitslohn in der 4.3.1.1 
nationalsozialistischen Wirtschaftsauffassung«, 
Hans Rheinheimer, Dezember 1934
»Ich habe die Arbeit nach allen Richtungen durchgearbeitet, ich 
habe gesucht, ob ich irgend etwas finde, was man als wissenschaft-
liche Leistung anerkennen könnte, ich habe nichts finden können. 
Ich habe gesucht, ob irgendwo ein Versprechen einer möglichen Lei-
stung zu entdecken ist, nichts deutet in dieser Arbeit darauf hin, daß 
sich hier ein Talent meldet. Diese Arbeit ist keine wissenschaftliche 
Leistung, sie beweist auch nicht die Fähigkeit des Verfassers zu wis-
senschaftlichen Leistungen.« Schuster an Rektor, 13.2.1935, UA HD 
H-VI-891/7.
Die vermeintliche Gunst der Stunde nutzend, suchte im November 1934 der 1899 gebo-
rene und 1922 in Heidelberg promovierte Nationalökonom Hans Rheinheimer um seine 
Zulassung zur Habilitation an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät nach. 
Ohne weiter auf seine akademische Qualifikation einzugehen, schilderte der »Alte Kämp-
fer« ausführlich seine Karriere als Parteifunktionär in der DAF der NSDAP, der er bereits 
470 Zusammenfassend Böhm: Selbstverwaltung zum Führerprinzip. S. 184-186.
471 Vgl. zu den Habilitationsverfahren an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät auch im Detail Brintzinger: 
Nationalökonomie. S. 208-218. Eine genaue Angabe, wie viele Verfahren beantragt und eingeleitet wurden, ist leider 
nicht möglich, da kein Protokollbuch geführt bzw. überliefert worden ist. In den Habilitationsakten (UA HD H-VI-891, 
H-VI-201) sind elf Versuche und eine Lehrprobe eines Auswärtigen dokumentiert. Dokumente zur Habilitation Gisbert 
Rittigs finden sich in dessen Personalakte, UA HD PA 5488. Drei Wochen vor dem Einmarsch der Amerikaner in Heidel-
berg reichte der Mannheimer Wirtschaftsprüfer Johann Dietrich Auffermann einen Habilitationsantrag bei der Staats- 
und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät ein. Auffermann an Dekan, 9.3.1945, UA HD H-VI-508/2 u. UA HD PA 3159.
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1930 beigetreten war.472 Er gab an, vor 1933 als Assistent des katholischen Sozialpolitikers 
und Wirtschaftswissenschaftlers Theodor Brauer am Staatswissenschaftlichen Institut der 
Technischen Hochschule in Karlsruhe tätig gewesen zu sein.473 Eine Habilitation sei aber 
aus »politischen Gründen« damals nicht möglich gewesen. Nach einem Intermezzo in der 
Privatwirtschaft wurde Rheinheimer hauptberuflicher Funktionär in der NSDAP. Er rühmte 
sich, »bei der Besetzung der Gewerkschaften […] mitgewirkt« zu haben. In seiner Bewer-
bung gab er vor, Geschäftsführer und Schulungsleiter der Kreisbetriebszellenleitung und 
der Kreiswaltung der Deutschen Arbeitsfront, Kreis Heidelberg, zu sein, was nach Aussage 
dieser Parteidienststelle nicht zutraf.474
Brinkmann erstellte »namens der Fakultät« – was den wütenden Protest Schusters 
hervorrufen sollte – nur vier Tage nach dem Eingang des Antrags Rheinheimers ein er-
stes wohlmeinendes Gutachten. Rheinheimer »vereinige in seltener Weise«, so Brinkmann, 
praktische Erfahrung in »Führungs- und Schulungsaufgaben in der Wirtschaft und der 
Arbeitsfront« mit akademischer Vorbildung und Erfahrung als Assistent. Von dessen »all-
fälliger Zulassung« versprach sich der Gutachter eine »wesentliche Bereicherung unseres 
Unterrichts im Sinne der Volksverbundenheit und Lebensnähe«: 
»[Rheinheimers] Habilitationsschrift ist ein vielleicht noch nicht bis ins Letzte gelun-
gener, aber treffend angelegter Versuch, vom Boden des Nationalsozialismus aus die 
bisherigen ökonomischen und politischen Theorien vom Arbeitsverhältnis und Arbeits-
entgelt zu überwinden und zu ersetzen.«475
Widerstand erfuhr die Zulassung Rheinheimers – angesichts dessen Status als »Alter 
Kämpfer« überraschend – sowohl von Seiten des NS-Studentenbundführers Scheel, der 
seinem Parteigenossen ein vernichtendes charakterliches Gutachten ausstellte (Quelle »Dr. 
Rheinheimer«, S. 184), als auch von Seiten der Heidelberger »Junglehrerschaft«. Deren Füh-
rer Hermann Schlüter, der faktisch auch das Amt des Dozentenführers inne hatte,476 hatte 
Rheinheimer nachhaltig vergrätzt, indem er dessen Angebot zur »Bewährung«, »ohne Rück-
sicht auf formale Erledigung des Verfahrens« mit der »Arbeit an den Studenten« zu begin-
nen, ausgeschlagen hatte.477 Der Führer der »Junglehrerschaft« beharrte auch auf weiteres 
Insistieren ungenannter lokaler Parteidienststellen auf seiner Ablehnung.478 Rheinheimer 
hatte nach eigener Aussage von Schlüter wie auch vom Führer der badischen »Junglehrer-
schaft«, Heinrich Kunstmann, »Alter Kämpfer«, Honorarprofessor für Innere Medizin und 
Mitglied des »Führerstabs« von Rektor Groh,479 unisono den Ratschlag erhalten, auf eine 
472 Rheinheimer war 1930 der NSDAP beigetreten, Rheinheimer an Dekan, 2.11.1934, UA HD H-VI-891/7.
473 Theodor Brauer (*1880), ord. Prof. für Nationalökonomie an der TH Karlsruhe von 1923 bis 1928/29, katholischer Sozial-
politiker, 1933 in die USA emigiert, 1942 in St. Paul/Minn. verstorben.
474 Rheinheimer an Dekan, 2.11.1934, UA HD H-VI-891/7. In einem Schreiben der Heidelberger Kreisleitung der NSDAP 
vom 14.12.1934 ist allerdings nur die Rede davon, dass Rheinheimer eine führende Stelle bei der DAF-Kreisleitung in 
Aussicht gehabt habe, diese Möglichkeit aber nicht mehr bestehe, da – so die kryptische Formulierung – »die Führung 
der DAF in Heidelberg [sich] in kurzer Zeit grundlegend geändert« habe. Dennoch schloss das Schreiben mit einer ver-
haltenen Empfehlung – anscheinend spekulierten Rheinheimer und/oder die Kreisleitung der NSDAP, die Habilitation 
würde dem Pg. eine längerfristige berufliche Perspektive eröffnen: »Wir würden uns freuen, wenn diesem alten Partei-
genossen ein Tätigkeitsfeld bei der Universität Heidelberg eröffnet werden, und ihm dadurch eine Existenz-Grundlage 
geschaffen werden könnte.« NSDAP, Kreisleitung Heidelberg an Rektor, 14.12.1934, UA HD H-VI-891/7.
475 Brinkmann, Gutachten über Persönlichkeit und Lehrbefähigung Rheinheimer, 6.11.1934, UA HD H-VI-891/7.
476 Sellin: Andreas, Groh u. Krieck. S. 34, dort auch weitere Informationen zum Amtsgebahren Schlüters, S. 34-41.
477 Junglehrerschaft der Universität Heidelberg, Schlüter, Gutachten, 15.11.1934, UA HD H-VI-891/7.
478 Junglehrerschaft der Universität Heidelberg an Rektor, 20.12.1934, UA HD B-6681/1.
479 Bröer: Geburtshilfe u. Gynäkologie. S. 852 Anm. 51.
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Habilitation in der jetzigen Form zu verzichten, da die Bewerbung um eine Privatdozentur 
»überlebt und bourgeoislike« sei.480 Rheinheimer wandte sich daraufhin Ende Dezember 
1934 an die »Hochschulpolitische Kommission der NSDAP« in München, welche ihm be-
scheinigte, dass diese Empfehlung von der Linie der NSDAP abweiche. Im Gegenteil, in 
der »Hauptstadt der Bewegung« war man der Meinung, dass »vielmehr alles getan werden 
[müsse], um junge Lehrkräfte, die seit langen Jahren der Partei angehören, als Privatdozen-
ten heranzuziehen.«481
Über die »Hochschulpolitische Kommission« übte Rheinheimer in der Folgezeit massi-
ven Druck auf Scheel und den zuständigen Oberregierungsrat im MKU, Grüninger, aus. Bei 
einem Treffen in München war es ihm gelungen, die persönliche Protektion des Leiters der 
Hochschulpolitischen Kommission, Reichsärzteführer Gerhard Wagner, und seines damali-
gen Referenten, des Dermatologen Franz Wirz, zu gewinnen.482 Nach einem Anruf Wirz‘ in 
Karlsruhe knickte Grüninger ein und stimmte einer Probevorlesung noch im Januar 1935 
zu. Auch Scheel wollte nun seine Bedenken zurückstellen. »Nachdem man in Karlsruhe wis-
se, dass sich nun die Hochschulpolitische Kommission für die Angelegenheit interessiert«, 
sei kein Widerspruch mehr zu erwarten, erklärte Wirz gegenüber Rheinheimer: »Sie wis-
sen ja jetzt, von welcher Seite ihnen Schwierigkeiten gemacht werden und handeln sie 
danach.«483 Triumphierend warf sich Rheinheimer am Ende seines Berichts an Rektor Groh 
in die Brust:
»Ich bin nicht willens, meine Habilitation zurückzuziehen oder den Schwierigkeiten 
nachzugeben. [...] Ich wäre ein schlechter nationalsozialistischer Kämpfer, wenn ich 
gegen die Widerstände, die ich durchaus nicht verstehen kann, nicht anginge. Ich habe 
zu lange Jahre im politischen Kampf gestanden und mich immer wieder durchgesetzt, 
um heute nun an Einrichtungen zu scheitern, die das verwirklichen sollen, wofür ich 
mich jahrelang kämpferisch eingesetzt habe.«484
Rheinheimers parteiinterne Seilschaft hatte zunächst Erfolg. Die Staats- und Wirtschafts-
wissenschaftliche Fakultät leitete das Habilitationsverfahren ein. Brinkmann distanzierte 
sich von seinem ersten positiven Gutachten nur in einem Punkt: »Zur Persönlichkeits frage 
will ich mich nicht äußern, schon damit nicht der Anschein entsteht, dass ich den sehr 
scharfen Äußerungen von Junglehrerschaft und Studentenschaft ausdrücklich widerspre-
che.« Brinkmann hielt es angesichts der möglichen politischen Konsequenzen für geraten, 
die Verantwortung von sich zu schieben und reichte den Schwarzen Peter einer neuerli-
chen Ablehnung weiter, schließlich liege das »Schwergewicht der persönlichen Beurtei-
lung [...] bei Habilitationen wohl bei den Organisationen der akademischen Jugend«.485 
480 Schlüter hatte, wie Rheinheimer schrieb, ihm gegenüber erklärt, dass er dessen Habilitation nicht unterstützen möchte, 
weil dieser erstens nicht der Junglehrerschaft angehöre und zweitens »die Junglehrerschaft die Habilitation in der bis-
herigen Form prinzipiell ablehne. Er frug mich, ob ich nicht mein Habilitationsgesuch zurückziehen wolle und erklärte 
mir, dass bereits drei Volksgenossen, die sich an der Universität habilitieren wollten, nach Rücksprache mit ihm von der 
Habilitation zurückgetreten seien.« Rheinheimer an Rektor, 9.1.1935, UA HD H-VI-891/7.
481 Ebd.
482 »Beide [sc. Wagner und Wirz] konnten nicht verstehen«, so berichtet Rheinheimer drohend dem Rektor Groh, »wieso 
die Junglehrerschaft sich gegen die Habilitation eines älteren Pg., der die wissenschaftlichen Arbeiten abgeliefert 
hatte, aussprechen könne. Beiden Herren war dies vollständig unbegreiflich.« Rheinheimer an Rektor, 9.1.1935, UA HD 
H-VI-891/7. Gerhard Wagner (*1888), NSDAP seit 1929, Reichsärzteführer, Leiter des Hauptamtes für Volksgesundheit, 
Beauftragter für Hochschulfragen im Stab des Stellvertreters des Führers, MdR seit 1933 und Franz Wirz (*1889), Leiter 
der NSDAP-Hochschulkommission.
483 Aussage Wirz‘ nach dem Bericht von Rheinheimer. Ebd.
484 Ebd.
485 Brinkmann an Dekan, 21.1.1935, UA HD H-VI-891/7.
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Quelle 20 | »Dr. Rheinheimer«
»Dr. R[h]einheimer ist vor einigen Wochen in Heidelberg aufge-
taucht und arbeitete bei der Arbeitsfront. Er berief sich hierbei 
auf den Reichstagsabgeordneten Plattner. Eine Rückfrage bei 
Pg. Fritz Plattner ergab, daß diesem der Name R[h]einheimer 
völlig unbekannt war. Außerdem urteilt der Führer der Reichs-
P.O.-Schule Bernau, Pg. Wippermann sehr ungünstig über Dr. R.
Sehr wichtig ist die Mitteilung, der Kreisleitung der NSDAP. 
Heidelberg über Dr. R., daß er nie ein Amt innerhalb der 
 NSDAP.-Kreis Heidelberg erhalten könne, da die aus dem 
Heimatgau des Dr. R. angeforderte Auskunft ganz verheerend 
ausgefallen sei.
Zum Abschluß darf ich noch bemerken, daß Dr. R. sich auch 
sehr abfällig über die Arbeit der Studentenschaft geäußert hat, 
ohne diese auch nur im geringsten zu kennen.
Aus diesen Gründen erscheint mir eine Habilitation des Herrn 
Dr. R. völlig unmöglich.
Heil Hitler, 
Gustav Adolf Scheel 
Hochschulgruppenführer des NSDStB. 
Gaustudentenführer Baden.«
Fritz Plattner (*1901), Mitglied der  NSDAP seit 1923 (»In der Sys-
temzeit wiederholt bestraft wegen angeblicher Beleidigung frühe-
rer Systemminister, u. a. des Reichskanzlers [Karl Joseph] Wirth. Im 
Kampf ums Dritte Reich bei der Straßenschlacht in Neulußheim 
schwer verletzt [...].«), Gauobmann der DAF in Baden, MdR seit 
1993, Stellvertretender Leiter der Arbeitskammer Baden. Der Groß-
deutsche Reichstag 1938. S. 343 u. 523.
NSDStB Universität Heidelberg, Scheel, an den Führer der Universi-
tät, 15.11.1934, UA HD H-VI-891/7.
»Die vorgelegte Habilitationsschrift will nicht eine 
fertige nationalsozialistische Lohntheorie geben, 
was bekanntlich auch dem Faschismus bis heu-
te nicht gelungen ist«, so Brinkmann in seinem 
Gutachten weiter, und fordere die Abkehr von 
der »klassischen und nachklassischen Markt- und 
Bevölkerungslehre« hin zu einem »lohntheore-
tischen Neubau von der Seite der allgemeinen 
Grundfragen nach dem Wesen der Arbeit«, zum 
Beispiel über die »werttheoretische Verschieden-
heit der Stirn- und Faustarbeit«. Der Verfasser 
habe aber weder in seiner Kritik noch in seinem 
nationalsozialistischen Ansatz »durchweg den 
Übergang vom Bekenntnis- und Lehrstil seiner 
Schulungsarbeit zur ruhigen wissenschaftlichen 
Analyse gefunden«. Entscheidend für Brinkmann 
war aber, dass Rheinheimer trotz »etwas überbe-
tonter Darstellung« und »etwas vernachlässigter 
Forschung« auf »ein klares und richtiges Ziel« zu-
steuere: »Die Verbindung der beiden [bisher] noch 
unverbundenen Lohnbestimmungen von der Leis-
tung (Produktivität) und von der Lebenshaltung 
(ständisches Minimum) her in einer wesenhaften 
und doch wirklichkeitsnahen Gliederungslehre 
der Arbeit und des Arbeits entgelts.«
Während Brinkmann verhalten lobte, legte Schuster zur Fakultätssitzung am 13. Februar 
1935 ein »gründlich vernichtendes« Gutachten vor.486 Mit einem Umfang von fünfzehn Sei-
ten war das Gutachten ungewöhnlich umfangreich – vermutlich wollte die Fakultät ange-
sichts der drohenden weiteren Intervention der »Hochschulpolitischen Kommission« keine 
Blöße bei der Bewertung der Arbeit bieten. Wüsste man nicht um die erst spätere Einbe-
ziehung Schusters, so läge der Gedanke an eine Arbeitsteilung zwischen Brinkmann und 
Schuster gegenüber den nationalsozialistischen Parteistellen nahe: Dem blassen Lippen-
bekenntnis Brinkmanns folgt das verheerend scharfe Urteil des Parteigenossen  Schuster. 
In seinem Schreiben zeigt sich beispielhaft ein in der Abwehr besonders regimetreuer Ar-
beiten zu beobachtendes Argumentationsmuster Schusters, die Sorge um den »wahren« 
Nationalsozialismus. Hierbei konnte er unter anderem auf Hans Frank zurückgreifen: »Der 
schärfste Feind ist nicht die Reaktion, sondern der Dilettantismus, ist das kindliche Spiel 
mit Phrasen.«487 So klagte Schuster, dass Rheinheimer den Marxismus derart »oberfläch-
lich« und »befremdlich« kritisiere, dass man sich nicht wundern dürfe, wenn dieser »wieder 
lebendig werde«: 
486 Schuster, Bericht über politischen Standpunkt, 19.10.1945, UA HD PA 5819.
487 Dr. Frank über Deutsches Recht. Überfüllte Kundgebung der Heidelberger Studentenschaft. In: Der Heidelberger 
 Student vom 27.7.1933 [Diese Ausgabe ist online nicht verfügbar].
185
»Was der Nationalsozialismus wirklich ist, fühlt [Rheinheimer] vielleicht, er ist aber we-
gen mangelhafter wissenschaftlicher Bildung nicht in der Lage, dem Ausdruck zu ge-
ben, sondern verwässert ihn durch unzutreffende wissenschaftliche Formulierung.«488
Dies berge die Gefahr, dass es »jedem Kritiker des Nationalsozialismus leicht [gemacht 
werde], den Nachweis zu erbringen, dass überhaupt nichts Neues da ist«. Die Historische 
Schule der Nationalökonomie habe, so Schuster, bereits viele später durch den National-
sozialismus propagierte Standpunkte eingenommen. Deren Begründer, der Berliner 
National ökonom Gustav Friedrich von Schmoller (*1838) habe bereits geschrieben, dass 
Arbeit adele und mehr sei als mechanische Arbeit, also könne dies nicht das eigentlich 
Neue des Nationalsozialismus sein – bezeichnenderweise deutete Schuster mit keinem 
Wort und an keiner Stelle an, was er denn unter dem spezifisch Neuen verstehe: 
»Hier haben wir festzustellen, daß der Verfasser nicht in der Lage ist, das Besondere 
der Arbeitsauffassung des Nationalsozialismus herauszuarbeiten. Auf dieses Herausar-
beiten kommt es aber in der Wissenschaft an. Es kann nicht Wissenschaft sein, schöne 
Führerworte in einen Salat von Phrasen hineinzustellen, so daß einen Trauer befällt 
darüber, in welcher Umgebung sich solche Worte aufhalten müssen.«489
Der Ruf des Nationalsozialismus sei ob der stümperhaften Arbeit gefährdet, lautete 
Schusters vernichtendes Fazit: Die Schrift sei »simpel«, »dürftig«, »konfus«, »falsch«, »un-
sachlich«, »beleidigend«, ja, als letzte Steigerung, »liberalistisch«: »Was der Verfasser über 
die Differenzierung der Löhne nach der Leistung sagt, ist Ricardo.«490 Die Fakultät müsse 
die Arbeit zur »gründlichen Überarbeitung« zurückweisen. Nachdem Schuster sein ver-
nichtendes Koreferat im Fakultätsrat vorgetragen hatte, scheint Brinkmann keine Anstalten 
unternommen zu haben, sein Placet zu verteidigen, und nach einer längeren Aussprache 
wurde einstimmig beschlossen, die Arbeit abzuweisen:
»Die von Dr. Rheinheimer eingereichte Habilitationsschrift hat in ihrer jetzigen Form so 
scharfe Kritik im Beirat der Fakultät erfahren, daß der einzige Weg, von einer Zurück-
weisung der Arbeit und einem Verfahren gemäß § 7 der Habilitationsordnung abzuse-
hen, nur darin bestehen kann, daß Dr. Rheinheimer seine Habilitationsschrift einer sehr 
gründlichen Umarbeitung unterzieht und sie der Fakultät zur Prüfung alsdann erneut 
einreicht.«491 
488 Schuster an Rektor, 13.2.1935, UA HD H-VI-891/7.
489 Ebd.
490 Als einer der Stammväter der klassischen Schule der Nationalökonomie und als Jude zählte der Londoner Bankier 
David Ricardo (*1772) unter nationalsozialistischen Nationalökonomen zu denjenigen, die es »zu überwinden« galt. 
So geiferte ein Udo Pfriemer im »Heidelberger Student« über »Die Juden und die Wissenschaft«: »Noch vor einigen 
Menschenaltern sah man sie [sc. die Juden] geduckt in winkligen Gassen mit langem Gewand und gelbem Fleck um-
herstreifen. Und dann saßen sie plötzlich in den Kultusministerien und auf bevorzugten Lehrstühlen der hohen Schulen 
und bestimmten über das Schicksal ihres Wirtsvolkes. […] Aber nicht genug, dass sie da sind, deutschen Menschen 
wurden solche asiatischen Fremdlinge wie Marx, Ricardo, Lassalle als Vorbilder gepriesen. […] Und [der Jude] dringt 
in die Wissenschaft, um sie gegen die Völker zu mißbrauchen. Unter jüdischem Einfluss ist es soweit gekommen, dass 
[...] unter Staatswissenschaftlern der Staat als etwas von jeder Gemeinschaft gelöstes, als ein Irrgebilde zwischen Raum 
und Zeit betrachtet werden konnte; dass unter Wirtschaftswissenschaftlern der Wirtschaft ein Eigenschicksal zuge-
schrieben werden konnte; [...] dass unter Philosophen sich eine pharisäerhafte Begriffsspalterei breit machen konnte.« 
In: Der Heidelberger Student vom 13.7.1933. Gottl-Ottlilienfeld sprach von der durch Ricardo und Smith eingeführten 
Wirtschaftswissenschaft als einem »Güterzirkus mit Wert- und Preisakrobatik auf dem mathematischen Trapez und mit 
dem homo oeconomicus als Clown«. Brinkmann schrieb 1940 über Ricardos durch »theoretische Deduktion gewonne-
nen absurden Prophezeiungen«. Gottl-Ottlilienfeld: Ringen. S. 498 u. Brinkmann: Liberalismus. S. 42.
491 Dekan, Protokoll der Beirats-Sitzung der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät, 13.2.1935, UA HD H-VI-201. 
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Vier Monate später berichtete Bötticher auf Nachfrage des MKU, dass Rheinheimer sein 
Habilitationsgesuch zurückgezogen habe.492 Weitere Reaktionen der Fürsprecher Rhein-
heimers in der »Hochschulpolitischen Kommission« sind nicht überliefert.
4.3.1.2 Phrasenhafter Überschwang, ahnungsschwangere 
Sätze und die völkisch-politische Wirklichkeit, 
Josef Ammelounx, September 1937
»Es muß doch möglich sein, daß eine nationalsozialistische 
Wirtschaftslehre an einer Universität einmal ohne Stänke-
rei durch hämische Nicht-Parteigenossen entwickelt und 
gelehrt werden kann.« Klaus Wilhelm Rath an Dozenten-
bundsführer, Universität Göttingen, 8.12.1943, BDC PK 
Rath, Klaus Wilhelm 10.05.02.
Der Habilitationsversuch des 1898 geborenen Betriebswirts Dr. rer. pol. Josef Ammelounx im 
Oktober 1937 scheiterte auf ähnliche Weise wie der von Hans Rheinheimer.493 Ammelounx 
war 1927 durch Geldmacher in Köln mit einer Arbeit über »Betriebswirtschaftliche Raum-
dynamik« promoviert worden und seit November 1927 als wissenschaftlicher Assistent am 
Lehrstuhl Sommerfeld angestellt. 1934 wurde der Betriebswirt an die Universität Heidel-
berg übernommen. Dort bot er vornehmlich propädeutische Vorlesungen und Übungen 
an. Ammelounx war Mitglied der um einen »Neubau« der Wirtschaftswissenschaften aus 
der nationalsozialistischen Weltanschauung bemühten »Heidelberger Kameradschaft« un-
ter Führung seines Kollegen Thoms’.494 Der mit dem »Eisernen Kreuz II. Klasse« ausgezeich-
nete Kriegsfreiwillige war unmittelbar nach der »Machtergreifung« in die SA eingetreten 
und hatte sich sofort erste Sporen im Dienst für die neuen Machthaber erworben: 
»In der nationalen Revolution wurde ich im Verein mit Herrn Privatdozent Dr. Fleege-
Althoff im März 1933 vom Staatskommissar und nachherigen Oberbürgermeister von 
Mannheim [sc. Renninger] für den Bereich der Städtischen Krankenanstalten mit einer 
umfangreichen Revisions- und Reorganisationsarbeit beauftragt, die zur Aufklärung 
von Delikten und zu zahlreichen Verbesserungen führte.«495
 Im September 1935 hatte er den Rang eines »Rottenführers« inne. Im NSRB hatte er seit 
Oktober 1935 das Amt des Gaubeauftragten für das Arbeitswerk Baden und Saarpfalz über-
nommen. Der Schwerpunkt seines parteipolitischen Engagements lag aber in der DAF, wo 
er es zum stellvertretenden Kreisberufswalter gebracht hatte. Unter anderem organisierte 
er Vortragsreihen, zu denen auch seine Kollegen Thoms und Fleege-Althoff als Redner bei-
trugen.496 Ammelounx war zum Zeitpunkt seines Antrags auf Einleitung des Habilitations-
verfahrens allerdings nur Parteianwärter.497 Der Assistent hatte sich zur Genugtuung 
seines früheren Kollegen, Fachschaftsleiter Hagenbuch, der als politischer Gutachter der 
492 Dekan an Rektor, 6.6.1935, UA HD H-VI-891/7.
493 Ammelounx konnte auf eine ansehnliche Liste an Mitgliedschaften und Verdiensten in der NSDAP verweisen: NSDAP-
Anwärter seit Mai 1937, Mitarbeiter in der Kreisleitung Mannheim seit Oktober 1934, SA-Mitglied seit Oktober 1933, 
NSLB seit November 1933 und NSRWB seit Oktober 1935, Gaubeauftragter für das Arbeitswerk für Baden und Saar-Pfalz 
und stellvertr. »Kreisberufswalter« der DAF Heidelberg und Mannheim. Ammelounx, Angaben über Teilnahmen und 
Mitgliedschaften anlässlich des Antrages zur Habilitation, 26.8.1937, UA HD H-VI-891/1.
494 Thoms, Rundbriefempfänger und Mitglieder der Heidelberger Kameradschaft 1936, UA MA B 2 15/1. Siehe S. 342.
495 Ammelounx an Rektor der HH Mannheim, 9.10.1933, GLA KA 235-30891.
496 Vgl. Thoms: Grundlagen.
497 Ammelounx an Rektor, 20.9.1935, UA HD PA 3121.
187
Heidelberger Dozentenschaft auftrat, »wissenschaftlich im Sinne der für den Nachwuchs 
gewünschten Haltung« entwickelt.498
Noch bevor Ammelounx seine durch vielfaches politisches Engagement verzögerte 
Habilitationsschrift fertigstellen konnte, kam es zum Zerwürfnis mit seinem Vorgesetzten 
Sommerfeld. Der Assistent hatte nach Aktenlage von Sommerfeld Geld geliehen, das er 
nicht zurückzahlen konnte oder wollte. Als das Rektorat um eine Auskunft über »eventuell 
pfändbare Bezüge« gebeten wurde, fürchtete man dort um den Ruf der Universität und 
trug der Dozentenschaft auf, Ammelounx wegen der »ungeordneten« Verwaltung sei-
nes Einkommens« »nachdrücklichst zu verwarnen«.499 In Folge des sich anschließenden 
Streits um die Rückzahlung eines weiteren aus der Institutskasse entgegengenommenen 
Darlehens wurde Ammelounx durch Sommerfeld zum 1. Oktober 1937 gekündigt.500 Sein 
länger fristiger Einsatz als Dozent erschien sowohl dem Dekan wie auch der Dozentenschaft 
angesichts der ausstehenden »vom ihm seit langem erwarteten Habilitation« nicht vertret-
bar: »Sollte Ammelounx sich bis zum Herbst diesen Jahres nicht habilitieren, dann wird die 
Fakultät seine Tätigkeit an der Universität als erledigt betrachten.«501 Derart unter Druck 
gesetzt beantragte Ammelounx im August 1937 die Aufnahme des Habilitationsverfahrens 
mit einer Schrift über Kapitaltransaktionen in gesellschaftlichen Betrieben: »Der gerechte 
Vollzug der Mehrung und Minderung des Grundkapitals im Betriebe«. Die Kreiswaltung der 
DAF in Heidelberg und Mannheim unterstützte die Habilitation ihres langjährigen Mitar-
beiters und stellvertretenden Kreisberufswalters, dem »ständige Einsatzbereitschaft« und 
»aktivste« Mitarbeit in der Berufserziehungsarbeit attestiert wurde502: »Außerdem hat er 
einen erheblichen Teil der Schulung der Betriebsführer übernommen. Seine Vorträge über 
nationalsozialistische Wirtschaftsgesinnung und Gestaltung haben bei den Teilnehmern 
498 Hagenbuch politische Urteile über enge, ältere Kollegen aus Mannheim können als ein Beleg für die Macht gewertet 
werden, die altgedienten NSDAP-Mitgliedern nach 1933 zukam. Das Urteil über Thoms im selben Gutachten fiel aller-
dings ungleich euphorischer aus: »Seine persönliche und politische Haltung entspricht in bester Weise den Anforde-
rungen, die heute an den akademischen Nachwuchs zu stellen sind.« Dozentenschaft der Universität Heidelberg, Fach-
gruppe Staats und Wirtschaftswissenschaftler, Hagenbuch, an Leiter der Dozentenschaft, Schlüter, 19.10.1935, UA HD 
H-VI-622.
499 Dekan an Rektor, 19.10.1936, UA HD H-VI-622.
500 Ammelounx hatte im Dezember 1936 an Sommerfeld geschrieben, dieser selbst habe ihn »freundlich aufgefordert«, 
seine »vorübergehenden Schwierigkeiten« durch ein Darlehen aus Institutsmitteln zu überbrücken. Ammelounx gab 
vor, nicht den Eindruck gehabt zu haben, die ihm geliehenen Gelder würden im Institut benötigt, und habe diese daher 
noch nicht zurückgezahlt. Sommerfeld reagierte höchst erzürnt: »Es ist mir [sc. Sommerfeld] noch nie eingefallen, Sie 
freundlich aufzufordern, Darlehen des Instituts entgegenzunehmen, da ich nicht nur Ihre finanzielle Situation kenne, 
sondern auch Ihre Haltung dazu.« Allein Thoms war von Sommerfeld ein Darlehen zur Finanzierung einer Reise zu 
einer Tagung angeboten worden, Ammelounx hingegen war von sich aus, so die Darstellung Sommerfelds, zu ihm 
gekommen, um einen Überbrückungskredit wegen einer ausbleibenden Gehaltszahlung zu erhalten: »Jeder, der bis-
her ein Darlehen erhielt, hat dafür ein Schuldanerkenntnis gegeben und sich bemüht, den Beitrag sobald als möglich, 
wenn auch in Teilen, zurückzuzahlen. Nur Sie haben beides nicht für nötig gefunden. Es ist mir eine unverständliche 
Auffassung, wenn Sie vortragen, dass Sie die Rückzahlung der halbamtlichen Gelder vom Bedarf des Instituts abhängig 
machen wollen.« Der vom Institutsdirektor erhobenen Forderung nach einer »umgehenden Ausstellung eines Schuld-
anerkenntnisses« und »beschleunigten Abdeckung der Schuld« ist Ammelounx wohl nicht nachgekommen, jedenfalls 
teilte ihm Sommerfeld im Einvernehmen mit dem Leiter der Dozentenschaft nur zwei Tage später mit, dass er wegen 
fehlenden Vertrauens in ihn Ammelounx zum Ende des Semesters kündige. Letzterem wurde freigestellt, die Kündi-
gung selbst einzureichen. Ammelounx an Sommerfeld, 8.12.1936; Sommerfeld an Ammelounx, 17.12.1936 u. Sommer-
feld an Ammelounx, 19.12.1936, UA HD H-VI-622.
501 Ebd.
502 Ammelounx war seit dem 1.11.1933 im Berufserziehungswerk der DAF in der Rohrbacher Str. 13, Haus der Deut-
schen Arbeit, tätig. DAF, Gauverwaltung Baden, Kreiswaltung Mannheim, Kreisberufswalter Körkel, Bestätigung, 25 u. 
28.9.1937, BA Lichterfelde BDC PK Ammelounx, Dr. Josef, 19.12.98.
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jeweils besonderen Eindruck hinterlassen.«503 Bei der Studentenschaft stieß die Aufnahme 
des Habilitationsverfahrens ebenso wie bei der Dozentenschaft auf keinen Widerstand.504
Ausgerechnet sein langjähriger Vorgesetzter Sommerfeld zerriss seine Habilitations-
schrift in einer dreizehn Seiten umfassenden Polemik – inwiefern hier persönliche Verär-
gerung über Ammelounx zumindest den Ton bestimmte, ist rückblickend nicht mehr zu 
beurteilen.505 Sommerfeld kritisierte nicht die »einseitige ideologische Ausrichtung« als 
solche, sondern versteckte seine Generalabrechnung mit der nationalsozialistischen Dok-
trin der »Betriebsgemeinschaft« – gleich einem trojanischen Pferd – in der Klage über die 
drohende Banalisierung des Nationalsozialismus: 
»Wer nicht in der Lage ist, allgemein wirtschaftliche Ideen, wie sie unsere politischen 
Führer entwickelten, in klarer Weise auf den Betrieb zu übertragen, sondern nach phra-
senhaftem Überschwang die praktische Lösung so schildert, wie sie früher war, der ist 
seiner Aufgabe im neuen Staat nicht gewachsen.«
Ammelounx hatte sich beim »Hinausdefinieren« des »Kapitals« und der vom Nationalso-
zialismus propagierten Höherwertung von »Arbeit und Boden« argumentativ verheddert, 
was Sommerfeld mit einem – wohl bewusst falsch verstandenen – Führerzitat zu belegen 
trachtete:
»Grotesk ist die Behauptung, daß mit der Definition des Kapitals als geldliche Bereit-
schaft ›die Gefahr schwindet, daß Menschen und Sachen in den Dienst des Kapitals 
gestellt werden‹. Dies soll, nach A[mmelounx], ›der Vorstellung entsprechen, die wir 
in der völkisch-politischen Wirklichkeit finden‹. Davon müßte doch der Führer etwas 
wissen. Der aber sagt: ›Die Jugend ist das wertvollste Kapital unseres Volkes.‹ Auch der 
Mensch ist hiernach Kapital, nämlich Kraft im Dienst der Gesamtheit. […] Wozu dann 
das Gemeckere?«
Da sich in Bezug auf die Gewinnerwartungen der Kapitalgeber auch im National-
sozialismus wenig ändere, mussten die Protagonisten einer »völligen Unterordnung der 
Kapital interessen unter die Interessen des Betriebsganzen« wie Ammelounx zwangsläu-
fig Schiffbruch erleiden, was in Sommerfelds Gutachten wie eine Generalabrechnung mit 
der nationalsozialistischen Wirtschaftsdoktrin klingt. So tat sich in Ammelounx’ Arbeit eine 
tiefe Kluft zwischen dem theoretischen ersten Teil mit seiner starken Orientierung an den 
national sozialistischen Maximen und dem zweiten Teil mit den Praxisbeispielen auf506: 
»Wenn man sich am Schluß der Lektüre die Frage vorlegt, ob der Verfasser denn ir-
gendwo die bisherigen Erkenntnisse erweitert, so kommt man zu der Feststellung, daß 
er auch nicht einen einzigen Gedanken weitergeführt hat. [...] Von den nationalsoziali-
503 Ebd.
504 Studentenführung der Universität Heidelberg an Dekan, 31.8.1937, UA HD H-VI-891/1.
505 Sommerfeld, Gutachten über Habilitationsarbeit Ammelounx, 25.10.1937, UA HD H-VI-891/1. 
506 Neben der Kluft zwischen nationalsozialistischen Maximen und der privatwirtschaftlichen Realität nahm Sommerfeld in 
seiner Polemik eine weitere Spezialität der NS-Wissenschaft ins Visier: die Schöpfung von neuen Wortungetümen und 
Sprachblasen, für die die nationalsozialistischen Vordenker Gottl-Ottlilienfeld und Krieck berüchtigt waren: »Typisch für 
A[mmelounx] ist die Erfindung neuer Wortbegriffe, die von niemand auf Anhieb verstanden werden, meist auch nach 
ihrer Vorstellung nicht wieder in der Arbeit gebraucht werden.« Neben dem erwähnten »artmäßigen Austausch«, ergo: 
dem Wechsel der Besitzverhältnisse, führte Sommerfeld die »Umgliederung« an: »Bei Umgliederung denkt sich der 
Laie eine Neuaufgliederung von Vorhandenem, so etwa, als wenn die S.A. umgegliedert wird, das Vorhandene also auf 
neue Stürme verteilt wird. A[mmelounx] versteht unter Umgliederung der Grundkapitalgeber nicht etwa eine solche 
Neueinteilung, sondern eine Umwandlung von Darlehens- in Beteiligungskapital. […] Fasse es, wer es will!« »Die zusätz-
liche Veränderung wird mit den Worten vorgestellt: ›Zuweilen ergibt sich die Notwendigkeit, auch bei dem Grundka-
pitalgeber, dessen Anteil ursprünglich unverändert bleiben sollte, eine Mehrung oder Minderung vorzunehmen. Dies 
bezeichnen wir dann als zusätzliche Veränderung.‹. In Deutsch übertragen, heißt das: Hast du falsch verändert, musst 
du zusätzlich verändern.« Sommerfeld, Gutachten über Habilitationsarbeit Ammelounx, 25.10.1937, UA HD H-VI-891/1.
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stischen Ideen, die er im ersten Teil behandelt, ist auch nicht die Spur einer Auswirkung 
im praktischen Teil zu finden.«
Dass Schuster Sommerfeld den Rücken stärkte,507 nimmt ebenso wenig Wunder wie 
die Tatsache, dass der Zweitgutachter Thoms das vernichtende Urteil Sommerfelds wohl 
zurecht als einen auch gegen seine Position und die der »Heidelberger Kameradschaft« 
gerichteten weltanschaulichen Angriff auffasste.508 Thoms suchte Sommerfelds Verdikt mit 
einem voluminösen Gegengutachten zu entkräften.509 Seine Strategie zielte auf eine De-
legitimation Sommerfelds durch einen Angriff auf dessen weltanschauliche »Haltung« auf 
der Grundlage von dessen Gutachten und früheren Veröffentlichungen.510 Am Ende seines 
Gutachtens kam Thoms zu dem Schluss, dass Ammelounx sich auf dem Boden der offizi-
ellen nationalsozialistischen Wirtschaftsdoktrin, verkörpert in der Person Bernhard Köhlers, 
dem Leiter der Kommission für Wirtschaftspolitik der NSDAP, bewege. Ganz im Gegen-
satz zu Sommerfeld, so Thoms, da dieser in seinem Buch »Der Unternehmer als Verwalter 
des Volksvermögens« aus dem Jahr 1934 die »Erhaltung des Kapitals« »nicht nur als das 
vordringlichste, sondern das einzige Prinzip aller Wirtschaftsführung« bezeichnet habe.511 
Ammel ounx erweise sich hier als wortgetreuer Adept der Kommission für Wirtschaftspoli-
tik der NSDAP: »Die nationalsozialistische Forderung des Rechts auf Arbeit [...] besagt, dass 
die Forderung des Rechts auf Arbeit als natürliche Forderung des Volkswillens Volks- und 
Staatsführung zwingend bindet und dass es als Prinzip des Wirtschaftens den Menschen 
statt des Kapitals zum Mittel- und Angelpunkt macht.«512 
Die Gutachten formierten sich so zu einem braunen »Sängerkrieg«: Sommerfeld, Am-
melounx, Thoms im Wettstreit um die Exegese der nationalsozialistischen »Führerworte«. 
Ziel der Arbeit Ammelounx’ sei es gewesen, Ideen zum »gerechten Vollzug von Mehrung 
und Minderung von Grundkapital in einem Betriebe« zu liefern und durch die Definition 
des Kapitals als »geldliche Bereitschaft« den »Fehler der Vergangenheit« zu vermeiden, die 
»geldliche Vorstellung als alleinige oder herrschende bei der Sicht auf den Betrieb zu be-
trachten«: 
»Auf dem Reichsparteitag der Ehre (1936) sagte der Führer: ›Und Volk und Wirtschaft 
sind nicht Sklaven des Kapitals, sondern das Kapital ist ein wirtschaftliches Behelfsmit-
tel.‹ Fast wörtlich sagte auch Am[melounx]: ›Wichtigstes Hilfsmittel der Leistungsre-
gelung ist das Kapital.‹ Am 30.1.1937 sagte der Führer: ›Das Kapital hat der Wirtschaft 
zu dienen und die Wirtschaft dem Volke.‹ Am 6.6.1937 betonte der Führer: ›Die Arbeit 
ist allein die Grundlage des Geldes.‹ Aus den Worten des Führers spricht genau das 
Gegenteil von dem, was Som[merfeld] in seinem Gutachten behauptet und gegen die 
Arbeit von Am[melounx] anführt.«513
In Bezug auf den von Sommerfeld so harsch kritisierten zweiten Teil der praktischen Ha-
bilitationsschrift schlug Thoms in ähnlicher Schärfe zurück: Gerade Sommerfeld als Lehrer 
507 »Höchst unbeholfen« und »kompliziert« suche der Habilitand nach Lösungen zu einem Sachverhalt. Die »Unterschei-
dung von Kapital im erwerbswirtschaftlichen Sinne und Kapital im volkswirtschaftlichen Sinne« sei bereits »in alten 
Lehrbüchern« viel einfacher und kürzer abgehandelt worden. Schuster an Dekan, 3.12.1937, UA HD H-VI-891/1.
508 Zur »Heidelberger Kameradschaft« siehe S. 337.
509 Thoms, Gutachten über Habilitationsarbeit Ammelounx, 29.11.1937, UA HD H-VI-891/1.
510 Thoms griff interessanterweise nicht auf Veröffentlichungen Sommerfelds vor 1933 zurück, wiewohl ihm diese »libera-
listischen« Texte Munition gegen den Ordinarius geboten hätten.
511 Sommerfeld: Unternehmer (siehe S. 265) u. Thoms, Gutachten über Habilitationsarbeit Ammelounx, 29.11.1937, UA HD 
H-VI-891/1. S. 10 u. 14. 
512 Ebd. S. 10.
513 Thoms, Gutachten über Habilitationsarbeit Ammelounx, 29.11.1937, UA HD H-VI-891/1. S. 9.
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Ammelounx’ in der »liberalistischen Zeit« könne diesem kaum vorwerfen, er sei in dieser 
Zeit stehen geblieben. Schließlich unternehme sein ehemaliger Schüler den Versuch, Som-
merfelds »Lehre vom Prinzip der substantiellen Verbuchung« im Sinne der Weltanschau-
ung des Nationalsozialismus weiterzuentwickeln: 
»Es wird die Aufgabe einer ganzen Anzahl von Fachvertretern, vielleicht vieler Gene-
rationen sein, die Grundfragen des Nationalsozialismus auf allen Gebieten wissen-
schaftlich zur Form zu bringen. Hier stecken wir in den Anfängen. Eines steht jedenfalls 
eindeutig fest: Am[melounx] beweist durch seine Arbeit, daß er die Richtung des We-
ges kennt.«514
Die Auffassung Sommerfelds sei weltanschaulich »gefährlich«, nicht die von Amme-
lounx: »Welches ist die Legitimation eines Wirtschaftswissenschaftlers, die das Recht gibt, 
die ernste Arbeit eines Habilitanden als nicht nationalsozialistisch abzulehnen?«515 
Auf den letzten zwanzig Seiten entwickelte Thoms gleichsam einen Lackmustest zur 
Probe der Systemtreue in der Betriebswirtschaftslehre, durch den er auch die antisemiti-
sche Grundhaltung abprüfen wollte: »Auf die artgemäße Gemeinschaft aller Grundkapital-
geber wird hingewiesen, die keinen Fremdkörper im Betriebe darstellen.«516 Ammelounx’ 
Schrift bestand Thoms’ Haltungstest:
»Die Arbeit ist auf einem festen weltanschaulichen Fundament aufgebaut. [...] Die Ar-
beit enthält stellenweise sprachliche Unebenheiten. Das bringt zum Teil der Umbruch 
der Weltanschauung gerade auf dem Gebiet der Wirtschaftswissenschaft und der Stoff 
mit sich. [...] Der Verfasser hat stellenweise eine sehr eigenwillige Sprache. Dies ist aber 
mehr ein Zeichen einer wachsenden Persönlichkeit, die sehr ernst mit den Problemen 
ringt, um sie aus der nationalsozialistischen Weltanschauung zu fassen und lösen zu 
können.«517
Brinkmann, der vom Dekan ebenfalls um eine Stellungnahme gebeten worden war, 
kam nach dem Studium der Gutachten wie der Arbeit Ammelounx’ selbst zu dem wachs-
weichen Ergebnis, dass er »gestehen müsse«, dass das Gutachten Thoms’ »trotz bisweilen 
unnötiger formaler Schärfe starken Eindruck« auf ihn gemacht habe. Von Seiten der Volks-
wirtschaftslehre könnten Ammelounx jedenfalls keine »besonderen Vorwürfe« gemacht 
werden. Brinkmann hielt es für »unumgänglich«, einen externen, dritten betriebswirt-
schaftlichen Hauptgutachter heranzuziehen.518
Angesichts des Patts zwischen den Fachreferenten – Schuster als Volkswirt wollte der 
Dekan nicht als Zünglein an der Waage anerkennen – wandte sich Bötticher mit der Bitte 
um ein drittes Gutachten an Ernst Walb, Ordinarius für Betriebswirtschaftslehre am Seminar 
für Revisions- und Treuhandwirtschaft an der Universität Köln.519 Walb, der die zuvor er-
stellten Gutachten nicht übermittelt bekommen hatte, urteilte auf der Linie Sommerfelds: 
Ammelounx sei wohl das »Opfer seiner zu großen Autoritätsgläubigkeit«, da er allein durch 
514 Ebd. S. 25/26.
515 Ebd. S. 26.
516 Ebd. S. 39.
517 Ebd. S. 40.
518 Brinkmann an Dekan, 11.12.1937, UA HD H-VI-891/1.
519 Bötticher an Walb, 27.12.1937, UA HD H-VI-891/1. Der 57jährige Walb (*1880) hatte u. a. Schriften zu »Die deutschen 
Kameralisten als Gestalter und Erzieher der deutsche Nation im Lichte des Nationalsozialismus« (1936), »Rationalisie-
rungsfragen im deutschen Bank und Kreditwesen« (1937) und »Kaufmännische Betriebwirtschaftslehre« (1938) verfasst. 
Er war Mitherausgeber der »Betriebs- und finanzwissenschaftlichen Forschungen« und Herausgeber der »Zeitung für 
handelswissenschaftliche Forschung« Kürschner 1940/42, Bd. 2, Sp. 1017/18.
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das Diktum des »gerechten Vollzuges« bereits auf dessen praktische Durchführbarkeit 
schließe.520 Damit war der Habilitationsversuch Ammelounx’ endgültig gescheitert.521 Der 
Betriebswirt wurde von der DAF hauptamtlich angestellt522 und erhielt – möglicher weise 
auf Vermittlung Thoms’ – einen Lehrauftrag in Freiburg.523 Im Juni 1939 wurde  Ammelounx 
Sachbearbeiter für »Presse und Propaganda« und Leiter der »Hauptstelle Presse« in der 
Reichsleitung des NS-Dozentenbundes in München524 und feierte dort in Propaganda-
schriften den Kampf der »deutschen Denker über fremden Geist«525: 
»Die Schar der Wissenschaftler, die damals zum Führer fand, war recht klein; denn 
der Verstand, rationelle Erwägungen, bloßer Geist oder gar nur die wissenschaftliche 
Apparatur vermitteln keinen Zugang zur nationalsozialistischen Weltanschauung. […] 
Aber die altem Kampfgefährten des Führers sammelten alle willigen Aktivisten, um mit 
ihnen in einer kleinen geschlossenen und entschlossenen Gruppe den Marsch in die 
Zukunft anzutreten.«526
Nachdem sich die Auseinandersetzung mit den »Unbelehrbaren« sich bis Kriegsan-
fang hingezogen hatte – es gehört wenig Fantasie dazu, sich vorzustellen, dass sich auch 
 Ammelounx selbst zu den Opfern dieses Kampfes zählte – bot der »totale Krieg«, so Am-
melounx 1942, nun die Chance für die »neue deutsche Wissenschaft« sich zu »bewähren«:
»Jetzt ist endgültig die Zeit vorbei für die spekulative Verharmlosung marxistischer und 
liberalistischer Gedankengänge, überlebter theoretischer Modelle, Überschätzung der 
Zahl, der Form, der Quantität, der Mechanik.«527
520 »Nach sorgfältigster Überlegung«, so Walb, sei es nicht zu umgehen, die Habilitationsschrift abzulehnen. Obwohl 
Ammelounx mit »Geschick, Klugheit und großer Emsigkeit« eine »hochwillkommene Aufgabensammlung« erarbeitet 
habe, so erbringe die Arbeit an keiner Stelle den Beweis einer »besonderen wirtschaftswissenschaftlichen Begabung« 
bzw. das »Vorliegen einer Forschernatur von einigermaßen Niveau«. Der zweite der Teil mit seinen 44 Einzelbeispielen 
»wirke auf die Dauer ermüdend: »Es wird wohl kaum einen Fachkollegen geben, der imstande sein dürfte, diesen Teil 
hintereinander zu lesen.« Im ersten, theoretischen Teil, der auf Walb den Eintrag eines Anhängsels machte, scheitere 
Ammelounx grundsätzlich: Weder sei die Natur des gerechten Vollzuges und das Wesen und die Bestimmung des Effek-
tivkapitals hinreichend erklärt, noch die praktische Durchführbarkeit des »gerechten Vollzugs« im Sinne des Verfassers 
nachgewiesen worden. Walb an Dekan, 1.2.1938, UA HD H-VI-891/1. Möglicherweise nutzte Thoms die Chance für eine 
Revanche, als er im Juli 1938 aufgefordert wurde, ein politischen Gutachten über Walb für den Reichsdozentenbund 
anzufertigen. Das vom NSDD gewünschte Ergebnis stand allerdings nach dem anonymen Anschreiben bereits fest: 
»Wie ich Dir schon schrieb, kommt eine Berufung Walb‘s [sic!], nachdem wir festgestellt haben, dass er dem Pro-Palästi-
na-Comité angehört hat, niemals in Frage«. Reichsdozentenbund, Reichsamtsleiter an Thoms, 11.7.1938, BDC PK Walb, 
Ernst 26.09.80. 
521 Dekan an Ammelounx, 16.2.1938, UA HD H-VI-891/1.
522 In seinem Dienstzeugnis wurde zu seiner Aufgabenstellung vermerkt: »Ihr besonderer Auftrag war es, die nationalso-
zialistische Wertung unserer volks- und betriebswirtschaftlichen Zusammenhänge an die verantwortlichen Gestalter 
des Betriebslebens sowie an die DAF.-Walter heranzutragen.« NSDAP, Gauleitung Baden, Gauamt NSBO, Gauamtsleiter 
der NSDAP und Gauobmann der DAF, Roth, an Ammelounx, 31.5.1939, BA Lichterfelde BDC PK Ammelounx, Dr. Josef, 
19.12.98.
523 Rechts- und Staatswissenschaftliche Fakultät der Universität Freiburg an Dekan, 3.5.1938, UA HD H-VI-622. Gaustuden-
tenführer Öchsle erklärte am 7.5.1938 gegenüber dem REM, »die vertretungsweise erfolgte Einsetzung des Dozenten 
[Ammelounx] in Freiburg könne deshalb Schwierigkeiten bereiten, weil [Ammelounx] zwar politisch in Ordnung, wis-
senschaftlich aber nicht den Anforderungen entspräche«. REM, Huber, Aktennotiz, 7.5.1938, BA REM PA Adler, Hans 
Bl. 253.
524 NSDAP Reichsdozentenführung, Reichskassenverwaltung, an NSDAP Reichsleitung, Reichsschatzmeister, 19.2.1940, 
u. Ammelounx, Fragebogen wegen Aufnahme in die NSDAP, 25.5.1940, BA Lichterfelde BDC PK Ammelounx, Dr. Josef, 
19.12.98
525 Ammelounx: Deutsche Wissenschaft. Im Mai 1942 wurde Ammelounx, der ab April 1943 bei einer Münchner Heimat-
Flak-Batterie diente, wegen seiner Verdienste um die Stärkung der Heimatfront zur Verleihung des Kriegsdienstkreu-
zes II. Klasse vorgeschlagen.  NSDAP, Reichsleitung NSDD, Aktennotiz, 1.5.1942, BA Lichterfelde BDC PK Ammelounx, 
 Dr.  Josef, 19.12.98. Siehe auch Ammelounx’ aggressiv-antienglischen Beiträgen in der Zeitschrift »Deutschlands Erneue-
rung« Hausmann: Anglistik und Amerikanistik. S. 326.
526 Ammelounx: Deutsche Wissenschaft. S. 7/8.
527 Ebd. S. 13.
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Ammelounx wollte im Kampf gegen das »Wiedereinträufeln geistigen Fremdguts« nicht 
beiseite stehen und unternahm – die Worte seines früheren »Kameraden« Rath beherzi-
gend – im Juli 1943 einen erneuten Habilitationsversuch an der TH München528: 
»Es muß doch möglich sein, daß eine nationalsozialistische Wirtschaftslehre an einer 
Universität einmal ohne Stänkerei durch hämische Nicht-Parteigenossen entwickelt 
und gelehrt werden kann.«529
»Die Presse der nationalen Minderheiten in 4.3.1.3 
Deutschland«, Franz Alfred Six, Mai 1936
Dass politische Meriten und weltanschauliche »Haltung« dennoch auch wissenschaftlich 
schwach ausgewiesenen Kandidaten als Steigbügel zur Habilitation dienen konnten, zeigt 
das Beispiel der SS-Offiziere Franz Alfred Six und Andreas Pfenning.530 
Das Habilitationsverfahren des 1934 promovierten Franz Alfred Six wurde im Mai 1936 
nach einem »sehr eiligen« Dispens des REM von der Drucklegungspflicht seiner Disserta-
tion eingeleitet.531 Der nationalsozialistische Multifunktionär war inzwischen als Reichs-
fachabteilungsleiter für Zeitungswissenschaft in Königsberg mit dem Aufbau des dortigen 
Zeitungswissenschaftlichen Instituts betraut worden. Zugleich etablierte er in Berlin auf 
Anraten des damaligen Heidelberger Extraordinarius Reinhard Höhn, SD-Abteilungschef 
für die »Lebensgebiete« Kultur, Hochschule, Wirtschaft, Volksgesundheit im SD, die SS-
Dienststelle für Presse.532 Seine Assistentenstelle in Heidelberg hatte er im Herbst 1935 
endgültig aufgegeben.533 Über Six’ resümierende und SD-Paranoia predigende erstmalige 
Lehrveranstaltung in Königsberg berichtete der »Heidelberger Student« in seiner Ausgabe 
vom 19. Dezember 1935 (Quelle »Dunkle Kräfte«, gegenüberliegende Seite). Drei Ziele der 
Zeitungswissenschaft hob Six bei seiner Antrittsvorlesung heraus:
1. »Weltanschauliche Erziehungsarbeit«: »Im Volksganzen Kenntnis und Verständnis für 
die Notwendigkeit und Methode unserer Propaganda [...] verbreiten«; 
2. »Methodische Erforschung aller Führungsmittel«: »Ausgehend von einer national-
sozialistischen Volkslehre die politische Wirksamkeit dieser heute noch jedes für sich 
stehenden [Verständigungs-] Mittel im Umfang zur Einheit zu bringen und sie in ihrer 
Wirkung methodisch zu erfassen«; 
3. Ausbildung der »Schriftleiter«: »Nachdem der nationalsozialistische Staat in den 
528 Dekan, Fakultät für Allgemeine Wissenschaften, Technische Hochschule München an Dekan, 26.7.1943, UA HD 
H-VI-891/1. Auf das Anschreiben der TH München berichtete Dekan Thoms im August 1943 vergleichsweise neutral 
davon, dass er das Gutachten Sommerfelds für nicht statthaft hielt, Walb aber gleichfalls, trotz Hinweisen auf veröffent-
lichungswürdige Partien, die Arbeit abgelehnt habe. Auf die weltanschaulichen Differenzen zwischen den Gutachtern 
zu verweisen, unterließ Thoms. Seinem Kameraden Ammelounx, der zur gleichen Zeit um weitere Informationen zum 
Verlauf seiner damaligen Habilitation nachfragte, verweigerte Thoms die Übermittlung weiterer Details. Dekan an 
Fakultät für Allgemeine Wissenschaften, Technische Hochschule München, 9.8.1943 u. Thoms an Ammelounx, 9.8.1943, 
UA HD H-VI-891/1.
529 Rath an Dozentenbundsführer, Drexler, 8.12.1943, BDC PK Rath, Klaus Wilhelm 10.05.02.
530 Vgl. Six’ Plädoyer für die in seinen Augen wohlverdiente Vorzugsbehandlung von Vorkämpfern des Nationalsozialismus 
an der Hochschule S. 221.
531 REM an MKU, 15.5.1936, UA HD H-VI-891/8. Zur Promotion Six’ siehe S. 220. Zur Karriere des »Gegnerforschers« vgl. 
Hachmeister: Gegnerforscher u. Urban/Herpolsheimer: Six.
532 Zu Höhns Intermezzo in Heidelberg, Mußgnug: Juristische Fakultät 268-271. Hachmeister: »Gegnerforscher«. S. 86-89. 
Vgl. Müller: Krieck. S. 180.
533 »Der Name Six«, so Institutsleiter Adler zum Abschied, werde angesichts dessen Hilfe beim »Neuaufbau des Instituts 
nach der Revolution«, »mit der neueren Geschichte des Instituts immer verbunden bleiben«. Zit. nach Hachmeister: 
»Gegnerforscher«. S. 88.
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Mittelpunkt seiner Pressegesetzgebung nicht 
mehr das tote Produkt ›Zeitung‹ gestellt hat, 
sondern den Schriftleiter.«534
Folgerichtig konzentrierte sich die knapp 100 
Seiten umfassende Habilitationsschrift des in-
zwischen im Reichssicherheitshauptamt zum 
SS-Führer avancierten Six auf einen »inneren Geg-
ner«: »Die Presse der nationalen Minderheiten in 
Deutschland«.535 Der »Gegnerforscher« habe in sei-
ner Arbeit nachgewiesen, so Gutachter Adler, dass 
die durch Auflagenanonymität und verschleierte 
Besitzverhältnisse der Kontrolle sich entziehen-
de Minderheitenpresse in »Abhängigkeit« zu den 
»fremdnationalen Propagandazentren außerhalb 
des Reiches« stehe, – und damit deren Illoyalität 
gegenüber dem deutschen Staat:536 
»Indem die Minderheitenpresse in den großen 
Fragen ihrer Nation Stellung für die Politik ihrer 
Mutterstaaten nimmt, nötigenfalls auch Angriffe 
auf die deutsche Haltung in ihrer Außenpolitik 
einnimmt, in ständigen Beilagen über die Mutterländer und ihre Lebensfragen unter-
richtet, wird sie zu einem Sprachrohr fremdstaatlicher Interessen in Deutschland selbst. 
[…] Die Minderheitenpresse in Deutschland stellt sich damit also vor als eine besonde-
re Art der Kampfpresse, die aus der Wahrung und Verteidigung politischer, kultureller 
und wirtschaftlicher Interessen […] in ständigem, bewußt aufrechterhaltenen Gegen-
satz zum Deutschen Staat steht.«537
Den Gebrauch des »völkischen Gedankens als geistige Waffe« in den Händen der eth-
nischen Minderheiten gegen den sie beheimatenden Staat hatte der Studentenfunktionär 
1934 – mit umgekehrter Stoßrichtung – den »Auslandsdeutschen« angetragen: »Die Staats-
vorstellung als Weltordnungsprinzip ist eine formal-rechtliche Entscheidung. Das völkische 
Prinzip dagegen ist ein Bekenntnis zur rassischen Eigenart des Volkstums und damit eine 
Weltanschauung.«538 
Auf den ein Jahr zuvor entlassenen Bergstraesser konnte Six bei seiner Habilitation 
1936 nicht mehr zurückgreifen. Im Zeitungswissenschaftler Adler fand er einen ebenso 
wohlmeinenden Gutachter, der die Arbeit als »erstmalig genaue Bestandsaufnahme« von 
»hohem praktisch-politischen Wert« guthieß. Der Institutsdirektor kritisierte lediglich: »Es 
wäre notwendig gewesen [zu erfahren], wie weit fremdstaatliche Nachrichtendienste sich 
hier mitten im Reiche ungestört auswirken können.«539 Auch der zum Korreferenten ne-
534 Antrittsvorlesung unseres Kameraden F. A. Six. In: Der Heidelberger Student vom 19.12.1935.
535 Eisfeld: Angebräunt S. 129, Klingemann: Soziologie. S. 141/142 u. Six: Presse. Zum Aufstieg Six’ im SD vgl. Hachmeister: 
Gegnerforscher u. Lozowick: Hitlers Bürokraten S. 40 u. 42. Die niemals in den Druck gegangene Habilitationsschrift 
Six’ liegt als maschinenschriftliches, gebundenes Manuskript in der Heidelberger Universitätsbibliothek vor (W 3666). 
Six, Franz Alfred: Die Presse der nationalen Minderheiten im Deutschen Reich. Heidelberger Habilitationsschrift vom 
21.12.1936, Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät. Heidelberg 1936.
536 Adler, Gutachten, 30.5.1936, UA HD H-VI-891/8.
537 Six: Presse. S. 68/69.
538 Six, Franz Alfred: Der völkische Gedanke als geistige Waffe der Auslandsdeutschen. in: Der Heidelberger Student vom 
13.1.1934.
539 Adler an Dekan, 30.5.1936, UA HD H-VI-891/8.
Quelle 21 | »Dunkle Kräfte«
»Zuerst zeigte Dr. Six die umstürzende Wandlung auf, die 
die Wissenschaft auf allen ihren Gebieten in der Gegenwart 
erfährt. Er stelle einen Wissenschaftler wie Max Weber, der für 
die Wissenschaft ein vollkommenes Sichabschließen von der 
gesamten Umwelt, von Volk, Staat und Politik verlangte, Walter 
Frank gegenüber, der auch Ruhe und Entfernung vom Lärm 
des Tages fordert und trotzdem zu dem Schluß kommt: Und 
doch könnt Ihr auch in dieser Stille als Waffenschmiede und 
Ingenieure der Wissenschaft Offiziere Eueres Vaterlands sein! 
[…] Es wäre unehrlich, wenn wir Nationalsozialisten heute 
behaupten wollten, daß in der Wissenschaft die Worte Max 
Webers bereits zu Grabe getragen und die Sätze Walter Franks 
zur Felddienstanordnung der jungen Wissenschaft geworden 
wären. Im Gegenteil – unsere weltanschaulichen Gegner, das 
Judentum, das Freimaurertum und der politische Katholizis-
mus haben heute ihre aktivsten Hilfstruppen im Lager der 
alten Wissenschaft stehen. Diese dunklen Kräfte sind mit allen 
ihnen zur Verfügung stehenden Mittel dabei, daß national-
sozialistische Gedankengut zu verfälschen, die völkischen 
Grundbegriffe zu zersetzen und von vornherein jede echte 
Neuschöpfung zu unterbinden.«
Antrittsvorlesung unseres Kameraden F. A. Six. In: Der Heidelberger 
Student vom 19.12.1935.
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ben Schuster bestellte Brinkmann lobte die Aufdeckung der »stark vom Ausland subventi-
onierten Ausbreitung [...] aktivistischer ›Minderheitsminderheiten‹ [und deren unter dem] 
Deckmantel der Fremdsprache unzweideutige Feindschaft gegen die Staatsform des Wirts-
landes« als »bemerkenswert«.540 Die Schrift zeige zwar »Spuren einer etwas eiligen äußeren 
Entstehung«, sei aber dennoch als »bemerkenswerte« und »staatswissenschaftlich geschul-
te« Arbeit anzuerkennen. Mehr wissenschaftliches Rückgrat und beträchtlichen Mut be-
wies allein Schuster, der zwar das Material »sehr interessant« fand, sich aber weigerte, die 
Schrift des SS-Offiziers als »wissenschaftliche Arbeit« anzuerkennen: »Als eine ausgereifte 
wissenschaftliche Arbeit vermag ich die Arbeit noch nicht zu bezeichnen. Sie macht viel 
mehr den Eindruck einer Denkschrift als den einer wissenschaftlichen Untersuchung.«541 
Auch die so häufig in seinem Gutachten den Erzeugnissen nationalsozialistischer Jungkräf-
te entgegengehaltene Sorge um das Ansehen Deutschlands und des Nationalsozialismus 
brachte Schuster zum Ausdruck, schließlich könne man im Ausland doch aus der Arbeit 
Six’ Schlüsse von der Art ziehen, dass »die Wenden in Deutschland selbst als Minderheit 
angesehen« würden.
Die Stellungnahme der Dozentenschaft wurde dem langjährigen Kameraden Six’ im 
Heidelberger NSDStB, Hagenbuch, übertragen.542 In Unkenntnis der Habilitationsschrift 
sah dieser Six’ »wissenschaftliche Qualifikation« für »eindeutig gegeben« an und begrün-
dete dies allein mit dessen starkem Einsatz für den Nationalsozialismus:
»Six muß im Hinblick auf seinen harten Lebenskampf und die dabei unter Beweis ge-
stellten Werte als ein außerordentlich befähigter und wertvoller Mensch gekennzeich-
net werden. Seine politische Haltung ist durch seinen aktiven Einsatz genügend als 
vorbildlich erhärtet worden.«543
Dekan Bötticher leitete seinen Bericht über das Habilitationsverfahren mit einer Ent-
schuldigung zur eingereichten Arbeit Six’ ein: Allzu gründlich sei die Arbeit nicht geraten, 
da Six infolge seiner »wichtigen Ämter in der SS und als Lehrbeauftragter an der Universi-
tät Königsberg« »außerordentlich stark« beansprucht sei.544 In der mündlichen Aussprache 
hingegen habe der »frische« und »prägnante« Vortrag die Anwesenden »vollauf« beein-
druckt: Gerade bei einer so politisch wichtigen Disziplin wie der Zeitungswissenschaft zah-
le sich die Erfahrung des »vorbildlichen« Studentenfunktionärs [aus] der »Kampfzeit« aus: 
»Bei der Beurteilung und der Förderung der für das Gebiet der Zeitungswissenschaft 
im neuen Staat besonders wichtigen politischen Fragen, kommen dem Bewerber die 
Erfahrungen und Energien zu gute, die er in seinem seitherigen Entwicklungsgang und 
durch seinen aktivsten Einsatz in der Front der Bewegung gewonnen und unter Beweis 
gestellt hat.«545
Am 21. Dezember 1936 verlieh die Fakultät Six den akademischen Grad eines habilitier-
ten Doktors der Philosophie.546 Seine Lehrprobe absolvierte er an der Universität Leipzig.547 
540 Brinkmann an Dekan, 28.5.1936, UA HD H-VI-891/8 u. Dekan, Aktennotiz, 25.5.1936, UA HD H-VI-891/8.
541 Schuster, Gutachten, 2.6.1936, UA HD H-VI-891/8.
542 Dekan, Aktennotiz, 25.5.1936, UA HD H-VI-891/8.
543 Dozentenschaft der Universität Heidelberg an Dekan, 28.5.1936, UA HD H-VI-891/8.
544 Dekan an Rektor, 9.11.1936, UA HD H-VI-891/8.
545 Ebd.
546 Dekan an Six, 21.12.1936, UA HD H-VI-891/8.
547 Dekan an Rektor, 9.11.1936, UA HD H-VI-891/8 u. Dekan der Philosophischen Fakultät der Universität Leipzig an Univer-
sität Heidelberg, 30.10.1936, UA HD PA 5912. 
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Die Arbeit Six’ wurde »aus Reichsinteresse« – wie auch schon die Dissertation – nicht zur 
Veröffentlichung freigegeben548: »Die wissenschaftliche Schwäche«, so konstatiert Eisfeld, 
»konnte derart mit einer Aura besonderer Bedeutsamkeit kaschiert werden.«549 Im März 
1938 genehmigte das REM die Führung des Titels ohne Druck der Habilitationsschrift.550 
Six blieb der Heidelberger Universität verbunden, unter anderem als Ansprechpartner des 
Heidelberger SD-Berichterstatters Wesch im SD-Hauptamt in der Berliner Wilhelmstraße.551 
Im März und nochmals im Mai 1938 wandte sich der Reichsamtsleiter des NSDDB mit der 
»vordringlichen« Bitte an SS-Obersturmbannführer Six, eine Beurteilung des gerade zum 
Dozenten ernannten Heidelberger Assistenten am Institut für Volkswirtschaftslehre und 
Statistik, Gisbert Rittig, zu übermitteln.552
4.3.1.4 »Zur politischen Kritik der katholischen 
Staatslehre«, Andreas Pfenning, August 1938
Mit dem von Brinkmann zum Wintersemester 1938/39 als Nachfolger seines außerordent-
lichen Assistenten Gardy G. Veltzkes ans InSoSta geholten Soziologen Andreas Pfenning 
habilitierte die Fakultät ein weiteres Mitglied aus den Reihen von Heydrichs SD.553 Pfen-
ning, der dem NS-Regime die Soziologie als »geistige Waffe« zur »geistigen Sicherung der 
rassenhygienischen Gesellschaft« und als »durchgebildetes Sicherheitsinstrument« gegen 
»Zersetzung von innen und außen« angedient hatte,554 wusste aus eigener Anschauung, 
wovon er schrieb. Er hatte sich, so der SD-Gutachter für die Universität Heidelberg, »nach 
1933 [...] sofort für die NSDAP eingesetzt und seit 1935 aktiver beteiligt. Seine [sc. Pfennings] 
Hauptarbeit lag auf dem Gebiet des SD.«555 Die Vermutung Klingemanns, dass »Pfenning 
seine kurze akademische Karriere als Kriecks Wirtschaftsprogrammatiker über den SD star-
ten konnte«, wird durch das politische Gutachten Weschs bestätigt.556 Der junge Soziologe 
hatte bis zu seiner Anstellung an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät 
bereits zahlreiche Aufsätze zur nationalsozialistischen »Revolution« und Wissenschaft in 
Kriecks im »Armanen-Verlag« erscheinender und zeitweise unter der Redaktion Six’ heraus-
gegebener Zeitschrift »Volk im Werden« publiziert.557
548 Der Chef der Sicherheitspolizei im Reichsministerium des Innern, Heinrich Himmler, habe, so Six, »in Anbetracht der 
derzeitigen minderheitenpolitischen Lage und des taktischen Vorgehens in der Wendenfrage die stärksten Beden-
ken geäußert […], die eine auch auszugsweise Veröffentlichung unmöglich machen.« Six an Dekan, 7.1.1938, UA HD 
H-VI-891/8. Das in der Heidelberger Universitätsbibliothek hinterlegte Exemplar wurde den Einträgen in der Nutzerliste 
zufolge vor 1945 zweimal verliehen: Zum einen an die »Deutsche Bücherei«, Leipzig, zum anderen an das »Deutsche 
Ausland-Institut« in Stuttgart, zu dem Six’ Gutachter Adler enge Verbindung hielt. Siehe S. 400.
549 Eisfeld: Angebräunt S. 130.
550 REM an Dekan, 23.3.1938, UA HD H-VI-891/8.
551 Wesch an Six, 31.12.1940, UA HD REP 38/13.
552 NSD-Dozentenbund, Reichsamtleiter an SD-Hauptamt, 6.5.1938, BA Lichterfelde BDC PK Rittig, Gisbert, 3.3.04. Siehe 
S. 204.
553 Brinkmann an MKU, Karlsruhe, 12.8.1938, UA HD B-6681/1. Zu Pfenning vgl. Klingemann: »Institut für Sozial- und Staats-
wissenschaften«. S. 143/144 u. Rammstedt: Deutsche Soziologie. S. 114-127 u. ders.: Volksfeind.
554 Pfenning: Nachteil und Nutzen.
555 Wesch an K-Außenstelle, 14.11.1940, UA HD REP 38/7.
556 Klingemann: »Institut für Sozial- und Staatswissenschaften«. S. 144. Bereits im März 1935 hatte Pfenning am 12. Lehr-
gang der Dozentenakademie in Kiel-Kitzeberg unter Leitung von Krieck teilgenommen. Deutsche Dozentenschaft, Do-
zentenakademie an Rektor, 30.3.1935, UA HD PA 5296. Im Juli 1942 versuchte der SD, Assistenten mit dem Versprechen 
zu rekrutieren, dass sie im Gegenzug »hinsichtlich ihres fachlichen und beruflichen Vorwärtskommens« unterstützen 
würden. Siehe S. 553.
557 U.a. Pfenning: Eigentumskontroverse; ders.: Revolution; ders.: Staatswissenschaft u. ders.: Ideologieproblem.
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1936 hatte Pfenning seine Monographie über »Staatswissenschaft und Revolution« in der 
von Krieck herausgegebenen Reihe »Weltanschauung und Wissenschaft« veröffentlicht.558 
Der junge Soziologe reihte sich mit seiner Arbeit ein in die Gruppe der »Kampftheorien« 
produzierenden, sich nach einem Platz im Zentrum der Macht sehnenden Krieck’schen »po-
litischen Soldaten«: »Ein neues Zeitalter, ein neuer Krieg. Ein Krieg, der sich nicht nur nach 
außen richtet, sondern ebenso sehr nach innen richtet.«559 Die Forderungen der rechts-
revolutionären Gesellschaftswissenschaftler um den Leipziger Ordinarius Hans Freyer lie-
fen im Kern darauf hinaus, den Staat als eine »Zwangs- und Zuchtanstalt« zu begründen, 
die dem Individuum die »Subjektivität« zu exorzieren habe560: »Politisches Subjekt sein 
heißt, sich so in Form zu bringen und in Form zu halten, dass man jederzeit zu denjenigen 
Taten, Opfern und Leistungen bereit ist, die die Weltgeschichte von einem fordert.«561 Pfen-
ning übertrug Freyers Postulat auf die Sphäre der Wirtschaft, die er der »Notwendigkeit der 
völkisch-politischen Behauptung« untergeordnet sehen wollte: 
»Die Idee der Führung der Wirtschaft bedeutet doch eine weitgehende Bestimmung 
des wirtschaftlichen Verhaltens – sei es mittelbar oder unmittelbar – durch ›auße-
rökonomische‹ Kräfte, d. h. individuelle Konsumentenwünsche sind nicht mehr das 
letzte und alleinige bewegende Element. Nicht minder wichtig ist die Einengung der 
Konsumfreiheit durch ökonomische, psychologische und weltanschaulich-politische 
Einrichtungen.«562
Die Einheit der gesamten Staatswissenschaften werde geschaffen durch das »Heraus-
reißen« der Einzelfächer aus ihrer »geistigen Isolierung« und die Festlegung – »Gleichschal-
tung« – der einzelnen »Sachgebiete und den ihn entsprechenden einzelnen Lebenskreisen« 
»über ihre fachlichen Ziele hinaus« auf ein »einheitliches oberstes Zielgut«: »Die Volks-
gemeinschaft« als das »politische Gesamtziel der Revolution«, »d. h. das im Bewusstsein sei-
ner unabänderlichen Erbzusammengehörigkeit willensmäßig-politische geeinte Volk«.563 
Der neue »Typus Mensch«, der in das Prokrustesbett der »Volksgemeinschaft« gezwungen 
werden sollte, entspringe aus durch die »Kampfgemeinschaft« an der »Front« herausgear-
beiteten vier »Formungselementen«, die Pfenning von Reinhard Höhn übernimmt (Quelle 
»Aktive nationalsozialistische Kampfgemeinschaften«, S. 198): 
»Um das Leben der völkischen Gemeinschaft zu erhalten, mußte zunächst der Kampf 
aufgenommen werden gegen alle gemeinschaftswidrigen, d. h. artfremden Tendenzen 
im eigenen Lager. Den individualistisch-privaten Tendenzen wurde das völkisch-poli-
tisch, den bürgerlich-gesellschaftlichen das sozialistische, den demokratisch-libertinen 
das soldatische und den pazifistischen das kämpferisch-aktive Element der Gemein-
schaftshaltung entgegengesetzt.«564 
558 Pfenning: Staatswissenschaft. Die Reihe erschien wie Kriecks Zeitschrift »Volk im Werden« im »Armanen-Verlag«. Da 
fügte sich die wohlwollende Rezension über Pfennings Arbeit durch seinen Kollege Prinzing in »Volk im Werden« gut 
ins Bild eines, wie man es heute formulieren würde, medienübergreifenden Marketingkonzepts. Prinzing: Pfenning, 
Staatswissenschaft. Neben Pfenning veröffentlichten unter anderem der Heidelberger Ordinarius und »schreckliche 
Mediziner« Carl Schneider und der Jurist Reinhard Höhn ebenfalls mit einem Beitrag über »Das individualistische 
Rechtssystem« in der Reihe »Weltanschauung und Wissenschaft«.
559 Zit. nach Möding: Domestizierte Masse. S. 146 u. Dahrendorf: Soziologie und Nationalsozialismus. S. 116.
560 Möding: Domestizierte Masse. S. 147.
561 Freyer: Politisches Semester. S. 37.
562 Pfenning: Staatswissenschaft. S. 105.
563 Ebd. S. 15.
564 Ebd. S. 57/58.
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Den Kern seines neuen »Typus Mensch« verortete Pfenning in der »Rasse«, deren »Ent-
deckung« er als »kopernikanische Wende in den Geisteswissenschaften« gefeiert hatte565: 
»Das Identische der Glieder dieser Kampfgemeinschaft ist nicht religiöser Natur, nicht 
idealistischer Natur, nicht materieller Natur, es ist blutsmäßiger Natur. Biologisch ist 
dieses Identische ein Bündel bestimmter Erbanlagen resp. Reaktionsfähigkeiten (die 
Rasse), welches die Grundlage für die Wertvorstellungen und vornehmlich für die 
Willensrichtung der Gemeinschaft abgibt, welches außerdem zu einer natürlichen 
Rangfolge gemäß der rassischen Mächtigkeit führt. Die Glieder der Gemeinschaft sind 
demnach solche Menschen, welche Rasse ›haben‹, welche über vererbte, also blutsmä-
ßig bedingte gleiche Eigenschaften verfügen, welche eine typische Haltung im Leben 
und zu ihrer Umwelt annehmen, die in ihrer Struktur und in ihrer Reaktionsweise ein-
heitlich geartet sind.«566
Im August 1938 reichte Pfenning, der 1933 in Köln mit einer Arbeit über »Das deutsch-
nationale Agrarprogramm und seine Realisierung« promoviert worden war, seine Habili-
tationsschrift »Zur politischen Kritik der katholischen Staatslehre« ein. Sein Vorgesetzter, 
Nationalökonom Brinkmann, empfahl die Annahme der Arbeit Pfennings an der Staats- 
und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät trotz deren stark »philosophisch-dialektischer 
Ausrichtung, da diese dennoch auf »staatswissenschaftlichem Gebiet« stehe.567 Brinkmann 
fürchtete um das Profil der kleinen Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen in Abgren-
zung zur Philosophischen Fakultät: Durch eine »Unzuständigkeitserklärung« würde ein 
Präzedenzfall geschaffen werden, der geeignet wäre, den späteren Wirkungsbereich zu-
gunsten anderer Fakultäten prinzipiell »einzuengen«. 
In der Fakultätssitzung vom 19. April 1938 wurde beschlossen, das Habilitationsver-
fahren Pfennings an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät einzuleiten. 
Wegen des fächerübergreifenden Ansatzes Pfennings sollten als Referenten neben den 
Fachvertretern Brinkmann und Schuster noch als Vertreter der Philosophischen Fakultät 
Krieck und als Vertreter der Juristischen Fakultät der Professor für öffentliches Recht und 
Kirchenrecht, Herbert Krüger, der im Sommersemester 1938 eine Vorlesung zu »Volk und 
Staat« anbot, hinzugezogen werden.568 Die Dozentenschaft machte wie auch die Studen-
tenführung »keine wesentlichen Bedenken« gegen eine Habilitation Pfennings geltend.569
In seinem Gutachten äußerte sich Brinkmann verhalten positiv über Pfennings Schrift, 
die zwar »mehr Systematisierung als Forschung« darstelle, aber dennoch als »voll gültig« 
gelten könne: 
»Die Schrift ist äußerlich eng an Ernst Kriecks Auffassung des Staates als Zuchtanstalt 
des individuellen Bösen und an Reinhard Höhns lebensgemeinschaftlichen Staats- und 
Rechtsbegriff angeschlossen. Von da aus werden die gegensätzlichen Grundlagen der 
katholischen Staatstheorie in scharfer wissenssoziologischer, d. h. hier vor allem auf die 
machtpolitischen Intention gerichteter Betrachtung herausgearbeitet: Der Staat ist die 
›Vervollkommnung‹ der mit Person und Familie anhebenden Stufenleiter diesseitigen 
Menschenlebens.«570
565 Pfenning: Nachteil und Nutzen. S. 125.
566 Pfenning: Staatswissenschaft. S. 58.
567 Brinkmann an Dekan, 8.10.1937, UA HD H-VI-891/5.
568 Dekan an Rektor, 4.7.1938, UA HD PA 5296. Zu Herbert Krüger (*1905), ab 1937 planmäßiger ao. Prof. für öffentliches 
Recht, 1940 ord. Prof. für Öffentliches Recht und Kirchenrecht, vgl. Mußgnug: Juristische Fakultät. S. 286-288.
569  Studentenführung der Universität Heidelberg, Studentenführer Eitze, an Dekan, 27.4.1938 u. Dozentenschaft der Uni-
versität Heidelberg, Schmidhuber an Dekan, 22.4.1938, UA HD H-VI-891/5.
570 Brinkmann an Rektor, 19.4.1938, UA HD PA 5296.
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Auch der von Brinkmann erwähnte Mentor Pfen-
nings Krieck befand in seinem Gutachten, der Habi-
litand habe die »Auseinandersetzung zwischen den 
Positionen der katholisch-naturrechtlichen und der 
nationalsozialistischen Staatslehre bis herunter 
auf die Grundpunkte beider: die Gegensätzlich-
keit ihres Menschenbildes«, gut herausgearbeitet. 
Dennoch sah sich der Vordenker einer nationalso-
zialistischen Wissenschaft veranlasst, einige Kritik 
zu äußern, so bezüglich der »überflüssigen« Zitie-
rung des 1933 emigrierten jüdischen Begründers 
der anthropologischen Philosophie und ehemali-
gen Lehrers Pfennings, Helmuth Plessner (*1892), 
»gerade an den charakterisierenden Stellen der 
Einleitung«.571 Außerdem habe Pfenning nicht auf 
Kriecks Arbeiten zum »Naturrecht« zurückgegriffen, 
obwohl »deren Gegenstand auf weiten Strecken 
mit [seiner] Arbeit parallel laufe«. Krüger äußerte 
sich ähnlich ambivalent: Hinsichtlich der national-
sozialistischen Rechtsauffassung komme Pfenning, 
der die Werke Carl Schmitts weitgehend ignoriert 
habe, »über Andeutungen nicht heraus«, und seine 
»Behauptung, dass in den Ergebnissen katholischer und nationalsozialistischer Stände-
gedanke übereinstimmen«, sei »recht bedenklich«.572 Dennoch enthalte die Arbeit auch 
lobenswerte Partien, in denen Pfenning »ein tieferes Eindringen in die gegnerische Positi-
on gelungen« sei, wie beispielsweise seine »Ausführungen über die völkische Bedeutung 
eines Konkordats oder die neue Völkerordnung«. Aber auch an dieser Stelle sei zu kritisie-
ren, dass er »wesentliche Züge des Gegners [sc. der katholischen Kirche] nicht plastisch 
genug herausgearbeitet habe. Ingesamt, so lautete das Fazit Krügers, habe er den Eindruck 
gewonnen, »dass der Verf[asser] in die Stellung des Gegners [sc. des Katholizismus] nicht 
sehr tief eingebrochen« sei. Dennoch sei seine Habilitation gerechtfertigt. Der zum zweiten 
Fachgutachter bestellte Schuster hielt sich in seiner Bewertung auffällig zurück und kriti-
sierte lediglich, dass angesichts der »schmalen Basis«, auf der Pfenning sein Urteil über den 
Katholizismus aufbaue, sein Urteil »etwas zu anmaßend« erscheine.573
Nach der Annahme der Habilitationsschrift lud Dekan Sommerfeld zur wissenschaft-
lichen Aussprache über Pfennings Vortrag über »Die Bedeutung des biologischen Gedan-
kens für die Nationalökonomie« am 22. Juni 1938 ein:574
571 Krieck an Rektor, 28.4.1938, UA HD PA 5296. Interessanterweise sieht Pfenning auch in seinem Lebenslauf keine Veran-
lassung, seinen Lehrer Plessner zu unterschlagen. Pfenning, Lebenslauf, 4.7.1938, UA HD H-VI-891/5. Vgl. zur Entlassung 
Plessners Dietze: Nachgeholtes Leben. S. 84-98.
572 Krüger an Rektor, 13.6.1938, UA HD PA 5296.
573 Schuster an Rektor, 27.5.1938, UA HD PA 5296.
574 Aus den von Pfenning für das Habilitationskolloquium unterbreiteten Themenvorschläge »1. Die Bedeutung des bio-
logischen Gedankens für die Nationalökonomie; 2. Wirtschaft und Ethik; 3. Die Rasseidee in den sozialphilosophischen 
Auseinandersetzungen unserer Zeit« hatte sich die Fakultät für das erste Thema entschieden. Pfenning an Dekan, 
15.6.1938, UA HD H-VI-891/5.
Die vier »Formungselemente« einer Quelle 22 | 
»nationalsozialistischen Kampfgemeinschaft«
»[1.] Zunächst das Bewusstsein einer schicksalhaften völki-
schen Verbundenheit der Einzelnen in existentieller Hinsicht, 
die Abkehr von der Vereinzelung und dem Privatdasein des 
individualistischen Typus und das Bewusstsein der Verant-
wortung des Individuums vor der Realität des Volkes. Als [2.] 
zweite die Wertung des Einzelnen von der Gemeinschaft her. 
Nicht Besitz und Bildung sind entscheidend, sondern Charakter 
und Leistung und Bewährung innerhalb der Gemeinschaft. [3.] 
Als dritte die Anerkennung einer Rangordnung an Stelle der 
Fiktion von Gleichheit. Führung und Gefolgschaft sind der Aus-
druck dieser Rangordnung, die nicht etwa gleichbedeutend 
ist mit einer moralischen Unterscheidung (in Gute und Böse), 
auch nicht mit einer soziologischen Klassifizierung (Herren 
und Knechte), sondern die zurückgeht auf Gradunterschiede 
der Aktivität von an sich gleichwertigen Gliedern einer Gesell-
schaft. […] Der Führer reißt die Gefolgschaft mit sich auf dem 
von ihm erkannten Wege zu einem ebenfalls von ihm erkann-
ten Ziele der Gemeinschaft – weil er der Mächtigere ist. Als [4.] 
vierte Erkenntnis endlich ist eine alte Wahrheit wieder bewußt 
geworden: daß nämlich alles Leben grundsätzlich gefährdet ist 
und deshalb ein dauerhafter Kampf um die Erhaltung der Exis-
tenz des Einzelnen wie auch der Gemeinschaft, deren Glied er 
ist, notwendig ist. Daraus folgt der Satz von der Notwendigkeit 
des Kampfes und des Willens zur Selbstbehauptung.«
Pfenning: Staatswissenschaft. S. 56/57.
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»Wenn auch von allen Referenten auf nicht unbeachtliche Mängel der Arbeit hingewie-
sen wird, so kommen sie doch alle zu dem Gesamturteil, daß es sich um eine ausrei-
chende Habilitationsarbeit handelt.«575
Im Juli 1938 wurde Pfenning, dessen Vortrag als sehr gut, aber arrogant bewertet wurde, 
zum Dr. rer. pol. habil. ernannt.576 Wenige Monate später, im Oktober 1938, drängte Brink-
mann auf die beschleunigte Ernennung Pfennings zum Dozenten, um den Ausfall an volks-
wirtschaftlichen Lehrveranstaltungen auszugleichen, der sich daraus ergab, dass Wendt in 
Göttingen vertrat, Prinzing zum Leiter des Weltwirtschaftsarchivs ernannt worden war und 
Rittig beim sudentendeutschen Freikorps diente.577 
In seiner für den Februar 1939 angesetzten Probevorlesung578 sprach Pfenning über 
»Das Problem der Elite in Hinblick auf die Wirtschaft und Wirtschaftswissenschaft«:
»Wir wissen heute – und die herrschende Weltanschauung hat den Blick dafür frei 
gemacht und vor allem das wissenschaftliche Interesse auf diese Zusammenhänge 
gelenkt —, daß die Führungsschichten und die Leistungsauslesen einer menschli-
chen Gesellschaft bzw. eines Volkes weitgehend von biologischen Faktoren bestimmt 
werden. Das muß auch für den Bereich der Wirtschaft gelten. Der biologische Grund-
gehalt der herrschenden Weltanschauung wird also für die Nationalökonomie als 
Wissenschaft auf dem Umwege über die Soziologie zu einem tragenden Element der 
Erkenntnis.«579
Im Gegensatz zur traditionellen »Oberschicht« zeichne sich die »neue Elite«, so Pfenning 
in seiner soziologischen Rechtfertigung des »Führerprinzips«, durch ihre Schöpfungskraft 
und »biologisch« begründete Führungsqualität aus:
»Jede Elite stellt eine Auslese dar aus einem gesellschaftlichen Ganzen und meist auch 
(zugleich) aus einem bestimmten völkischen Anlagenbestand, jedenfalls gilt das letz-
tere für rassisch relativ homogene Räume. Sie wird zwar gebildet von Persönlichkeiten, 
von einer meist kleinen Zahl Einzelner und besonders Begabter von verhältnismäßig 
gleichartiger Wesensstruktur.«580
Die Elite stelle aber keine »freischwebende Intelligenz« dar, wie Pfenning in einem Sei-
tenhieb in Richtung des früher am InSoSta lehrenden Karl Mannheim bemerkte, da die-
se »Führer« als »Teil eines rassisch-völkisch Ganzen« nur im Rahmen ihrer durch die Rasse 
vorgegeben »Anlagen und Reaktionsweisen« agieren könnten. Der angehende Extra-
ordinarius zeigt sich hier als treuer Adept des durch Hitler selbst propagierten, im Führer-
willen und -handeln grundsätzlich inkorporierten Volkswillens. Im »Falle einer rassischen 
Fremd überlagerung«, d. h. einer »fremdstämmigen Elite, wie zum Beispiel der jüdischen 
Fremd überlagerung«, sei diese »organische« Verbindung innerhalb einer »rassischen-völ-
kischen Sozialeinheit« nicht gegeben, weswegen die »Judenfrage« »sehr wesentlich auch 
[als] ein Elitenproblem« zu werten sei.
575 Dekan an Rektor, 4.7.1938, UA HD PA 5296.
576 Dekan an Rektor, 4.7.1938 u. REM an Rektor, 18.7.1938, UA HD PA 5296 u. MKU an Rektor, 18.7.1938, UA HD H-VI-891/5.
577 Dekan, i. V. Brinkmann, an Rektor, 4.10.1938, UA HD PA 5296.
578 Die Themenvorschläge Pfennings für die Probevorlesung lauteten: »1. Das Problem der Elite im Hinblick auf die Wirt-
schaft und Wirtschaftswissenschaft; 2. Wirtschaft, Politik und Wirtschaftspolitik in der parlamentarischen Demokratie. 
Eine theoretisch-systematische Darstellung u. 3. Der deutsche Agrarkredit. Geschichte und gegenwärtige Problematik«.
579 Über den Inhalt der Probevorlesung kann man sich anhand eines zeitgleichen Aufsatzes zum selben Thema ein Bild 
machen. Pfenning: Eliten-Problem. S. 577/578.
580 Ebd. S. 580.
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Sommerfeld und Brinkmann bewerteten Pfennings Probevorlesung zum »Aufstieg neu-
er und [zur] Ausmerze anpassungsunfähiger Typen«581 gleichlautend als pädagogisch ge-
wandt: »Die Form des Vortrages war gut«, so berichtete Brinkmann, »und sicher und deutet 
darauf, dass der Vortragende bereits über Lehrerfahrung (wie ich höre, vor allem in der 
SS-Schulung) verfügte«.582 Sommerfeld bemängelte Pfennings »etwas zu starkes Selbstbe-
wusstsein« und dessen »Intellektualismus« und nutzte die Gelegenheit zu einem Seiten-
hieb auf die von Pfenning als Lehrmeister der Nationalökonomie angepriesene Soziologie: 
»Auffällig ist seine Neigung zu abstrakter Darstellung. Er ist Soziologe. Dass dieses Gebiet 
wieder gepflegt wird, macht sich wohl mit Rücksicht auf die großen Umwälzungen und 
Schichtverschiebungen notwendig.«583
Im darauffolgenden Jahr wurde Pfenning unter Berufung in das Beamtenverhältnis die 
Lehrbefugnis für »Staats- und Sozialwissenschaften und Nationalökonomie« erteilt.584 Pfen-
ning blieb bis zu seiner Einberufung an die Westfront im März 1941 als außerordentlicher 
Assistent und Bibliothekar am InSoSta.585 In seinem Gutachten vom 14. November 1940 
stellte SD-Gutachter Wesch den »besonderen Einfluss« des unbeirrbaren Nationalsozialis-
ten Pfenning »auf die Studenten seines Fachgebiets heraus«: 
»[Pfenning] bekennt sich zur nat. soz. Weltanschauung und vertritt diese ganz beson-
ders auf seinem volkswirtschaftlichen Arbeitsgebiet. Irgendwelche fremden Einflüsse 
sind nicht vorhanden. Er ist ruhig, aber selbstbewußt. In Diskussionen vertritt er lebhaft 
die einmal gefaßte Meinung. Führereigenschaften sind bei ihm ausgebildet.«586
4.3.1.5 Ernst Lehmann, September 1935
Ganz ohne Prüfung seiner politischen Referenzen wurde die Habilitation des 27jährigen 
Zeitungswissenschaftlers Ernst Lehmann, der der Fakultät durch das REM mit der Bitte um 
eine beschleunigte Habilitation im September 1935 zugeteilt worden war, vollzogen.587 
Das REM sah sich im Herbst 1935 gezwungen, Maßnahmen zur Begrenzung der ausufern-
den Zahl von Lehraufträgen an politische Konjunkturritter zu treffen, und hatte die bereits 
zugesagte Erteilung eines Lehrauftrages für Zeitschriftenwesen an der Universität Berlin 
an Lehmann nachträglich mit der Bedingung verknüpft, dass dieser im Lauf des Winter-
semesters 1936 den Grad eines Dr. habil. erlange.588 Angesichts Lehmanns erwiesener 
581 Ebd. S. 599. In seinem Aufsatz schlug Pfenning auch einen Bogen zur 1926 von seinem Vorgesetzten Brinkmann un-
tersuchten »Aristokratie im kapitalistischen Zeitalter«: »Die ökonomische Elite wird mit dem neuen Blut durchsetzt, es 
gelangen Typen mit einer anderen Haltung und einer anderen Ethik in die bisherige wirtschaftliche Führungsschicht.« 
Durch die Etablierung dieser neuen Elite könne es zum von Brinkmann beschriebenen und, so Pfenning, im Sinne der 
Herausbildung beruflicher Geschicklichkeiten und Anlagen wertvollen »Kreislauf des Blutes« im Rahmen einer »Refeu-
dalisierung« kommen. Pfenning: Eliten-Problem. S. 599, Anm. 1 u. Brinkmann: Aristokratie. Vgl. Blomert: Intellektuelle. 
S. 105/106.
582 Brinkmann an Dekan, 3.2.1939, UA HD H-VI-891/5.
583 Dekan an Rektor, 14.2.1939, UA HD PA 5296.
584 REM an Pfenning, 13.5.1939; Pfenning an Dekan, 28.11.1938; Dekan an Rektor, 14.2.1939, UA HD PA 5296 u. Brinkmann 
an Dekan, 3.2.1939, UA HD H-VI-891/5. 
585 Pfenning an Rektor, 3.3.1941, UA HD PA 5296 u. Mitteilungen der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät 
(Nr. 7), ohne Datum [ca. April 1941], UA HD H-VI-218/2. Pfenning kehrte nicht mehr nach Heidelberg zurück. Die vorhan-
denen Briefe lassen auf einen Einsatz in Brüssel und Paris schließen. Siehe S. 548.
586 Wesch an K-Außenstelle, 14.11.1940, UA HD REP 38/7.
587 Dozentenschaft an Dekan, 4.11.1935; Heide, Deutscher Zeitungswissenschaftlicher Verband an Dekan, 22.8.1935; 
Brinkmann an Dekan, 24.10.1935; Adler an Dekan, 19.10.1935 u. Dekan, Fakultätssitzung zur Habilitation Lehmann, 
29.10.1935, UA HD H-VI-891/4. 
588 »Da in letzter Zeit zu viele Anträge auf Erteilung von Lehraufträgen verschiedenster Art für Leute beantragt wurden, die 
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»starker wissenschaftlich-literarischen Leistung«, seines in Kürze fertiggestellten »grund-
sätzlichen Werks über die ›Einführung in die Zeitschriftenkunde‹« und in Hinblick darauf, 
dass er die Zeitschriftenabteilung des Berliner Zeitungswissenschaftlichen Instituts selb-
ständig leite, waren der Leiter des DZV, Geheimrat Heide, und der zuständige Referent im 
REM, Prof. Franz Bachér, übereingekommen, dass für Lehmann eine besondere Habilitati-
onsschrift nicht erforderlich sei. Lehmann wurde zum Kolloquium nach Heidelberg an die 
Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät verwiesen.589 Als Gutachter zeichneten 
Adler und Brinkmann. Die von Lehmann geleistete »Grundlagenarbeit« ebenso wie seine 
Akribie, Organisationsbegabung und sein Spürsinn, so der Leiter des Instituts für Zeitungs-
wissenschaften, legten eine »uneingeschränkte Empfehlung« nahe, auch wenn er seine 
Vernachlässigung des auslandsdeutschen Zeitschriftenwesens scharf kritisierte.590 Brink-
mann schloss sich dem positiven Votum »ohne Zweifel« an.591 Bereits am 6. Dezember 1935 
verlieh Dekan Bötticher den akademischen Grad eines habilitierten Doktors der Staatswis-
senschaften an Lehmann.592 
Die Verleihung des »Dr. rer. pol. habil.« an den »Dr. phil.« Lehmann sollte in den nachfol-
genden Jahren zu einer bürokratischen Posse zwischen ihm und dem DZW auf der einen 
Seite und dem REM auf der anderen Seite führen, da es qua §2 der Reichshabilitationsord-
nung nicht gestattet war, »durch einfaches Habilitationsverfahren einen weiteren Doktor-
grad zu erwerben oder gar den innegehabten Grad zu verändern«.593 Lehmann erklärte den 
Meinungswechsel im REM, das ja selbst den Habilitanden an eine Fakultät verwiesen hatte, 
die nur diesen Titel verlieh, mit dem kryptischen Hinweis auf die »Intrigen eines Mannes«, 
der die Zeitungswissenschaft als Disziplin bedrohe.594 Ob es tatsächlich fachinterne Quere-
len waren, ist auf der Grundlage der Unterlagen zur Habilitation nicht zu entscheiden, aber 
die Hartnäckigkeit, mit der das REM die Angelegenheit verfolgte und verzögerte, ist be-
merkenswert. So wurde von Seiten des REM versucht, aus dem Fehlen der seinerzeit wegen 
der Dringlichkeit der Angelegenheit nicht erstatteten Stellungnahme der Dozentenschaft 
über Lehmanns politische und charakterliche »Haltung« einen Fallstrick zu drehen.595 Über 
den ehemaligen Heidelberger Rektor und nunmehrigen Ministerialrat Groh, der Lehmann 
empfahl, sich ruhig zu verhalten und nicht weiter zu insistieren, erreichte Dekan Bötticher 
die ausnahmsweise, nach der Habilitationsordnung nicht gestattete Verleihung des Dop-
peltitels »Dr. phil. Dr. rer. pol.« an Lehmann.596 
auf Grund ihres Alters auf die normale akademische Laufbahn zu verweisen waren, hat sich das Reichserziehungsminis-
terium nunmehr auf den Standpunkt gestellt, dass Lehraufträge dem jungen akademischen Nachwuchs nur noch dann 
erteilt werden sollen, wenn der Betreffende vorher den Dr. habil. gemacht hat.« Deutscher Zeitungswissenschaftlicher 
Verband, Heide, an Dekan, 22.8.1935, UA HD H-VI-891/4.
589 Warum die Wahl Heides und des REM auf Heidelberg fiel, ist nicht aktenkundig. 
590 Hervorgehoben hatte Adler die »dankenswerte politisch-pädagogische« Bedeutung der Schrift Lehmanns über »Deut-
sches Kunstempfinden« und die »politische Bedeutung« von dessen kommendem Werk »Entwicklung und Aufgaben 
der deutschen Zeitschriftenkunde«, biete dieses Buch doch erstmalig eine Einführung in die »neue Presseordnung«. 
Adler, Gutachten, 19.10.1935, UA HD H-VI-891/4.
591 Brinkmann an Dekan, 24.10.1935, UA HD H-VI-891/4.
592 Bötticher an Lehmann, 6.12.1935 u. Dekan an Deutscher Zeitungswissenschaftlicher Verband, 13.9.1935, UA HD 
H-VI-891/4.
593 REM an Lehmann, 31.12.1936, UA HD H-VI-891/4.
594 Lehmann an Dekan, 1.6.1937, UA HD H-VI-891/4.
595 Deutscher Zeitungswissenschaftlicher Verband, Heide, an Dekan, 16.7.1937, UA HD H-VI-891/4.
596 Dekan an Lehmann, 2.7.1937 u. REM, Groh, an Lehmann, 20.10.1937, UA HD H-VI-891/4. Im Februar 1938 wollte Leh-
mann sich für die Unterstützung der Fakultät in der »peinlichen« Angelegenheit bedanken und fragte bei Bötticher an, 
ob er sein in Kürze erscheinendes Buch, den mit einem Geleitwort des Propagandaministeriums ausgezeichneten zwei-
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Lehmann wurde Referent im Reichsministerium für Volksaufklärung und Propaganda 
und veröffentlichte u. a. »Die deutsche Zeitschrift im politischen Kampf« (1938); »Wie sie 
lügen. Beweise feindlicher Hetzpropaganda« (1939) und »Mit Stift und Gift. Zeitgeschehen 
in der Karikatur« (1939).597 Im Krieg widmete er sich der Aufgabe, Deutschland »nicht nur 
militärisch und wirtschaftlich stark, sondern auch seelisch kriegsfähig« machen, wobei er 
in seinen Artikeln auf die Klaviatur nationalsozialistischer antisemitischer Weltverschwö-
rungstheorien einhämmerte598: 
»Dem internationalen Judentum – mochte es sich plutokratisch oder bolschewistisch 
tarnen – ist es gelungen, die Welt in einen neuen Krieg zu stürzen. In den Vereinigten 
Staaten und in England beherrscht der Jude die öffentliche Meinung mit Hilfe der Bör-
se – in der Sowjetunion beherrscht er die Massen unmittelbar. […] Anfang September 
1939 hatte die feindliche Welt ihr Ziel erreicht. Unter dem Vorwand des deutsch-pol-
nischen Konflikts erklärte sie den Krieg, den sie durch einen jahrelangen Lügen- und 
Verleumdungsfeldzug systematisch vorbereitet hatte. Der Gegner rechnete aber nicht 
damit, daß er diesmal [sc. im Gegensatz zum Ersten Weltkrieg] einem starken, innerlich 
geeinten Deutschland gegenüberstand, das nicht nur militärisch und wirtschaftlich, 
sondern auch geistig bestens für den seit Jahren von der Feindpresse angedrohten 
Vernichtungskampf gerüstet war.«599
Habilitationsgesuch, Karl August Götz, Oktober 19374.3.1.6 
Nach seiner Promotion mit dem großspurigen Titel »Der Film als journalistisches Phäno-
men. Ein Beitrag zur Begründung einer neuen Wissenschaft vom Journalismus« an der 
Heidelberger philosophischen Fakultät wandte sich Karl August Götz, Mitglied der Heidel-
berger Zeitungswissenschaftlichen Vereinigung und Studentenfunktionär, an die Staats- 
und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät mit der Bitte, nach dem Beispiel Lehmanns mit 
dem Dr. phil. in Zeitungswissenschaft habilitiert zu werden.600 Im Gegensatz zur Unter-
stützung, die Lehmann von Seiten Dekan Böttichers zur gleichen Zeit erhielt, wurde Götz 
die Zulassung zur Habilitation zum »Dr. rer. pol. habil.« verweigert, da dieser über keinerlei 
Kenntnisse auf dem Gebiet der Wirtschaftswissenschaft verfüge, um die Aussprache im Ha-
bilitationsverfahren zu bestreiten.601
4.3.1.7 »Atomistisch-individualistische Weltanschauung«, 
Walther Herrmann, November 1936
Im scharfen Gegensatz zur beschleunigten Habilitation Lehmanns ohne weiteren Nachweis 
von »Haltungs«-Referenzen steht das Scheitern der Lehrprobe des aus Köln zugewiesenen 
ten Teil seiner Zeitschriftenkunde über die »typographische Gestaltung der Zeitschrift vom politischen und wirtschaftli-
chen Standpunkt«, »in dankbarer Gesinnung der von Ew. Spektabilität [sc. Bötticher] geleiteten Fakultät widmen« dürfe. 
Bötticher riet Lehmann zu stillem Triumph und in Hinblick auf dessen »eigene Interessen« hiervon ab: »Wegen der 
Vorgeschichte des [Lehmann] nun endgültig verliehenen Dr. rer. pol. habil. [...] könnte diese Widmung falsch aufgefaßt 
werden und als ein [...] kleines Auftrumpfen ausgelegt werden.« Lehmann an Dekan, 23.2.1938 u. Dekan an Lehmann, 
28.2.1938, UA HD H-VI-891/4.
597 UA HD H-VI-891/4 u. Kürschner 1940/41, Sp. 31/32.
598 Lehmann, Ernst Herbert, »Entwicklung und Methode der Kriegshetze«, 28seitiges Manuskript, ohne Datum [ca. 1942], 
BA Reichschrifttumskammer Lehmann, Ernst Herbert. S. 7.
599 Ebd. S. 25 u. 28.
600 Dekan an Götz, 13.10.1937, UA HD H-VI-891/9. Siehe S. 503.
601 Der Dekan ließ sich auch nicht vom Angebot Götz‘ umstimmen, »neben den künstlerischen, psychologischen und 
propagandistischen Faktoren des Films auch seine sehr gewichtigen wirtschaftlichen und technischen Bedingungen 
zu behandeln«. Das Schreiben Götz‘ an Bötticher trägt das Datum »21 im Scheiding [sc. September] 1937«, UA HD 
H-VI-891/9.
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Walther Herrmann:602 Der Volkswirt lasse, so Sommerfeld, »ein eindeutiges politisches Be-
kenntnis zum Nationalsozialismus vermissen«.603 Einer durchweg positiven Beurteilung der 
pädagogischen Fähigkeiten Herrmanns (»Klarheit«, »innere Wärme«, »packend« und »ein-
dringlich«) stellte Sommerfeld eine vernichtende, polemische Bewertung der »politischen 
Haltung« des Vortragenden gegenüber:
»Was vorgetragen wurde, war jene systematische Lehre, wie sie vor dem Kriege in 
jedem Handwörterbuch sich niedergelegt findet. Der Vortragende hat auch nicht den 
geringsten Versuch gemacht, aus neuerer Geistesrichtung heraus auf die Dinge zu 
blicken.«604
Gerade bei einem Vortrag über die »Steuerabwehr« als einer »Reaktion gegen staatliche 
Forderungen«, so Sommerfeld, hätte es nahegelegen, diese aus dem Blickwinkel einer »na-
tionalsozialistischen Geisteshaltung heraus« zu beurteilen. Statt dessen habe Herrmann 
sich »ausschließlich auf Juden und Halbjuden« als Gewährsleute gestützt. Herrmann, ob-
wohl er sich als »älterer Nationalsozialist« vorgestellt habe, sei kein »Schrittmacher im na-
tionalsozialistischen Geiste«: Von einem »Manne, der führend in der Dozentenschaft tätig 
gewesen ist, [hätte Sommerfeld] eher ein Hinausschießen über das Ziel in jugendlichem 
Überschwang [erwartet], statt eines Sichbescheidens auf das, was früher war«. Abschlie-
ßend zur Bewertung der politischen Haltung, die über die Hälfte des knapp zweiseitigen 
Gutachtens einnimmt, nahm Sommerfeld die wissenschaftliche Befähigung des Habi-
litanden ins Visier: An der kritiklosen Übernahme der »jüdischen und halbjüdischen Po-
sitionen« zur Behandlung der Steuern sei die »unzureichende Breite der Ausbildung des 
Vortragenden schuld«. Dem »reinen Volkswirt«, ja »Soziologen« Herrmann sei das »weite 
Feld« der, man möchte ergänzen, nationalsozialistischen, Betriebswirtschaftslehre »völlig 
fremd«. Angesichts der Bestrebungen, Volkswirtschaftslehre und Betriebswirtschaftslehre 
stärker zu vereinen, sei dies für einen kommenden Dozenten untragbar. Möglicherweise 
brachte Sommerfeld, der selbst unter dem Generalverdacht stand, »liberalistischen« Über-
zeugungen anzuhängen, mit Herrmann, der keine persönliche Beziehung zur Heidel berger 
Fakultät besaß, ein Bauernopfer dar, um zu demonstrieren, dass er sich nunmehr zu der 
geforderten »inneren nationalsozialistischen Denkweise durchgerungen« habe.605 Sein 
Gutachten lässt aber auch die Deutung zu, dass Sommerfeld die Präsentation Herrmanns 
als eines langjährigen, nationalsozialistischen Funktionärs als aufgesetzt empfand und ein 
Exempel gegen weitere Konjunkturritter statuieren wollte.
Noch drastischer fiel das weltanschauliche Verdikt des Korreferenten Wendt aus: Lobte 
Wendt eingangs wie Sommerfeld die pädagogischen Fähigkeiten Herrmanns, so nur, um 
diesem dann wegen seiner »politisch gefährlichen«, weil »atomistisch-individualistischen« 
Weltanschauung, das Anrecht auf die Dozentur abzusprechen: »Entscheidend ist in jedem 
Falle die Persönlichkeit, die innere Haltung.«606 Bereits durch die Wahl der Überschrift des 
Referats, »Lehre von der Steuerabwehr«, sei zu erkennen,
dass der Habilitand den »Staat als Belaster der Wirtschaft auffasse, die Wirtschaft also 
als die eigentlich produktive Leistung dem Staat gegenüberstellt. [...] Die Wirtschaft 
602 REM an Herrmann, 15.9.1936, UA HD H-VI-891/2.
603 Sommerfeld an REM, 5.11.1936, UA HD H-VI-891/2.
604 Ebd.
605 Siehe Gutachten des Hakenkreuzbanner S. 79.
606 Wendt an REM, 21.10.1936, UA HD H-VI-891/2.
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stellt sich ihm [sc. Herrmann] also im Bilde eines Mechanismus dar, der von dem Selbst-
erhaltungstrieb der einzelnen Glieder bewegt wird. Der Staat ist der bloß Fordernde, 
der die Wirtschaft ›beunruhigt‹. [...] Dem Referenten ist noch nicht aufgegangen, daß 
der Staat als Ausdruck des politischen Willens der Volksgemeinschaft wesenhafte Vor-
raussetzung auch für die wirtschaftliche Existenz des einzelnen Volksgenossen ist. [...] 
Der Staat ist nicht Belaster der Wirtschaft, der überall, wo er etwas kriegen kann, etwas 
wegnimmt, sondern er ist der letzte Träger und Förderer der Volkswirtschaft.«
Mithin seien Steuern nicht, wie Herrmann formuliert hätte, »Stöße«, die es abzuleiten 
gelte, sondern die aus dieser Protektion rückfließende »Quelle des Staatseinkommens«. 
Zusammenfassend seien diese Ausführungen Herrmanns keineswegs »farblos«, weil »wert-
urteilslos«, wie der Referent vortrug, sondern von »ungeheurer politischer Bedeutung«, 
komme doch in dessen Vortrag »der Versuch zum Ausdruck, die inhaltliche Eigengesetz-
lichkeit der Wirtschaft gegenüber dem Staat und der Gemeinschaft zu rechtfertigen«. Herr-
mann, der ein »bekämpftes Weltbild« vertrete, könne es, so das vernichtende Urteil Wendts, 
nicht gestattet werden, »an einer deutschen Hochschule [zu] unterrichten«.607
Das REM stellte die Verleihung der Dozentur daraufhin zurück.608 Das negative Urteil 
verzögerte die Erteilung der Lehrerlaubnis um zwei Jahre, erst 1943 wurde Herrmann zum 
außerordentlichen Professor an der Universität Frankfurt am Main berufen.609 Wohl ohne es 
zu ahnen, hatte der Habilitand sich mit der Behandlung der nationalsozialistischen Steuer-
politik auf ein politisches Minenfeld gewagt: Ausgehend vom Diktum »Über allem steht 
der Grundsatz ›Gemeinnutz geht vor Eigennutz‹. Jeder hat im Interesse des Volksganzen 
die Steuern zu zahlen, die er nach den Steuergesetzen schuldet« standen weitergehende 
Empfehlungen zur Steuerersparnis, wie im Falle Herrmanns, im Ruch des »Volksverrats«.610
4.3.1.8 »Die Zeit in der Wirtschaft. Eine Untersuchung 
über die Zeit in der nationalökonomischen 
Theorie«, Gisbert Rittig, Juli 1937
Die parallel laufenden Habilitationsverfahren der Assistenten Schusters und Brinkmanns, 
Gisbert Rittig und Albert Prinzing, im Sommer 1937 waren geprägt durch die beiderseitige 
Abneigung der beiden betreuenden volkswirtschaftlichen Ordinarien.
Der 1904 in Falkenau an der Eger geborene Sudentendeutsche Rittig war in München 
durch von Zwiedineck-Südenhorst mit einer Arbeit »Über das Verhältnis objektiver und 
subjektiver Momente in der nationalökonomischen Preislehre« zum Dr. rer. oec. promoviert 
607 Ebd.
608 Rektor an Dekan, 23.1.1937, UA HD H-VI-891/2. Die Referenten wurden vom Rektor angewiesen, »auf die in den Gut-
achten hervorgehobenen Schwächen in geeigneter Weise sachlich hinzuweisen«. Herrmann seinerseits nahm das jeder 
Sachlichkeit entbehrenden, geifernden Gutachten anscheinend nicht sehr »sachlich« auf, jedenfalls kam es auf einer 
Tagung des Dozentenbundes am 26.6.1937 zu einem in den Akten nicht näher beschriebenen Eklat, bei dem Dekan 
Bötticher in ebenfalls nicht ausgeführter Form zu Schaden kam. Der Kölner Gaudozentenführer Geldmacher sah sich 
drei Tage später gezwungen, sich für den »Vorfall« zu entschuldigen: »Wenn wir die Gefahr eines derartigen Verhaltens 
seitens des Herrn Dr. H. überhaupt nur hätten ahnen können, so hätten wir selbstverständlich dafür gesorgt, dass Herr 
Dr. H. auf der Tagung nicht zugegen war [sic!]« Auch Herrmann bat um Pardon: Er sei »von völlig falschen Beweggrün-
den übermannt« worden. Rektor an Dekan, 23.1.1937 u. NSDAP, Gaudozentenführer Universität Köln, an Bötticher, 
29.6.1937, UA HD H-VI-891/2 UA HD H-VI-891/2.
609 Herrmann vertrat den Lehrstuhl für Wirtschaftliche Staatswissenschaften ab dem 19.11.1941 und wurde zum Sommer-
semester 1943 zum ao. Prof. ernannt. Allerdings bot er keine Lehrveranstaltungen an. 1945 wurde Herrmann entlassen 
und mit einem »Beschäftigungsverbot« belegt. Lehrstuhlgeschichte. S. 661/662. 
610 Durch das »Gesetz gegen Verrat der deutschen Volkswirtschaft« vom 12. Juni 1933, kurz: »Volksverratsgesetz«, sollten 
»Volksschädlinge« daran gehindert werden, Kapital ins Ausland zu bringen. Herrmann: Steuerpolitik. S. 145 u. 153.
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worden.611 Seit Januar 1936 war Rittig Assistent an Schusters Institut für Volkswirtschaftslehre 
und Statistik.612 Die Habilitation Rittigs drohte bereits im Vorfeld an den »zurückhaltenden« 
Gutachten der Heidelberger Dozenten- und Studentenschaft wegen dessen angeblich feh-
lender »Einsatzbereitschaft« in den Parteigliederungen zu scheitern.613 Schu ster war bereits 
hinter den Kulissen aktiv geworden und hatte selbstständig zwei »Haltungs«-Gutachten für 
seinen Assistenten in der »Hauptstadt der Bewegung« angefordert.614 Otto Neunzert, ein 
»mit Blutorden und Goldenem Parteiabzeichen« ausgezeichneter Nürnberger SS-Sturm-
führer, stellte seinem »Pg.« Schuster das für dessen Assistenten angeforderte »Haltungs«-
Zeugnis aus. Er verband es mit einer Klage über die mangelnde politische Zuverlässigkeit 
des universitären Nachwuchses:
»Dr. Rittig ist mir als der Nationalsozialist bekannt, der nicht nur seine ns-Weltanschau-
ung immer weiter vertieft, sondern auch sein Leben tatsächlich durch sie bestimmen 
läßt und somit gerade für die akademische Jugend zum Vorbild sein kann [sic!]. Aus 
den vielen langen Unterhaltungen, die ich mit Dr. Rittig hatte, war es mir stets eine 
Freude festzustellen, daß er den Geist der Zeit versteht und die deutsche Zukunft rich-
tig vor sich sieht, was man leider bei angehenden Wissenschaftlern sehr wenig findet. 
Seine gute rassige Erscheinung und seine durch Sport erhaltene Gesundheit verleihen 
seinem Auftreten eine besondere Note und befähigen ihn, sein ns-Gedankengut mutig 
und überzeugend zu vertreten.«615
Auch der Dermatologe Franz Wirz, Leiter der Hochschulkommission im Stab des Stell-
vertreters des Führers, attestierte dem Sudetendeutschen Rittig neben einer »guten rassi-
gen Erscheinung« auch eine einwandfreie »weltanschauliche Haltung«.616 
Tatsächlich hatte es der als »scheu« bis »mimosenhaft« beschriebene Rittig617 versäumt, 
neben seiner Mitgliedschaft in der SA – immerhin seit 1933 – auch diejenige in der Sudeten-
deutschen Partei Konrad Henleins und dem Sudetendeutschen Freikorps deutlicher her-
auszustellen.618 Im Januar 1937 gab nach Eintreffen eines wohl positiven Gutachtens der 
Münchner Dozentenschaft auch die Heidelberger Dozentenschaft ihren Widerstand auf.619
Rittigs Arbeit über »Die Zeit in der Wirtschaft. Eine Untersuchung über die Zeit in der na-
tionalökonomischen Theorie« wurde von Schuster als Hauptgutachter als »charaktervoll« 
611 Rittig, Lebenslauf u. Schriftenverzeichnis, 8. u. 17.7.1936, UA HD PA 5488.
612 Dekan an Rektor, 24.2.1937, UA HD PA 5488.
613 Rittig war erst ein halbes Jahr vor Beantragung seiner Habilitation im November 1936 aus München nach Heidelberg 
gekommen. Stellvertr. Studentenführer an Dekan, 1.12.1936, UA HD PA 5488 u. Schmidhuber, Leiter der Dozentenschaft 
der Universität Heidelberg, an Dekan, 30.12.1936, UA HD PA 280.
614 Schuster an Dekan, 13.1.1937, UA HD PA 280.
615 Neunzert an Schuster, 20.11.1936, UA HD PA 5488.
616 NSDAP, Der Stellvertreter des Führers, Stab Hochschulkommission, Braunes Haus München, Prof. Dr. Wirz an Schuster, 
6.11.1936, UA HD PA 5488.
617 Führer des 3. Dozentenlehrgangs, Obersturmbannführer Grundig, Gutachten, BA Lichterfelde REM W/P R 376 PA Rittig 
Bl. 4079/80.
618 Rittig an Dekan, 19.5.1939, UA HD PA 280. Möglicherweise hielt Rittig es auch für opportun, sich bedeckt zu halten, will 
man seinen Angaben im Spruchkammerverfahren gegen Schuster Glauben schenken, in denen er sich als früheres 
SPD-Mitglied und Opfer von Hausdurchsuchungen der SS bezeichnete. Eidesstattliche Erklärung von Prof. Dr. Gisbert 
Rittig, Universität Göttingen, 23.6.1946, GLA KA 465a-59-3-2931. Jedenfalls war Rittig bis zum 19.5.1939 nicht automa-
tisch in die NSDAP aufgenommen worden, wie es für die Mitglieder der Sudetendeutschen Partei nach deren feierlicher 
Aufnahme am 5.11.1938 eigentlich vorgesehen war. 
619 Dozentenschaft der Universität Heidelberg, Schmidhuber an Dekan, 29.1.1937, UA HD PA 5488.
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und den Ansprüchen einer Habilitationsschrift »reichlich« genügend bezeichnet, wenn-
gleich sie »nicht leicht zu lesen« sei:620
»Der Verfasser verfolgt mit der Arbeit ein doppeltes Ziel: Erstens will er den Beweis 
erbringen, daß der Zusammenhang in der Wirtschaft nicht mit den bisher üblichen 
Systemauffassungen darstellbar ist. Das, was nach seiner Meinung den Zusammen-
hang in der Wirtschaft herstellt, ist die Zeitdauer der wirtschaftlichen Handlungen, die 
Zeitwirkung der wirtschaftlichen Phänomene. [...] Hierdurch wird die Dynamik in der 
Wirtschaft erst wirklich in die Wirtschaftstheorie eingebaut. Auf diesem Wege kommt 
er zu dem Resultat, daß ein System nicht möglich ist, sondern es sich mehr darum han-
delt, einzelne zeitliche Zusammenhänge neu zu erforschen. Damit kommen wir zu der 
anderen Aufgabe seiner Arbeit: Diese besteht darin, die wichtigsten zeitlichen Zusam-
menhänge zu erforschen. Hierbei kommt es ihm darauf an, auch zu zeigen, daß durch 
den zeitlichen Zusammenhang Gebilde entstehen, daß es sich also nicht um einen 
atomhaften Zusammenhang hat.«
Schuster lobte Rittigs Mut zu klarer Kritik – und erlaubte sich einen Seitenhieb auf die 
in seinen Augen im reinen Kritisieren verharrenden Aushängeschilder einer national-
sozialistischen Wirtschaftstheorie um Thoms und Rath:
»Der Verfasser hat seine Arbeit kritisch geschrieben, d.h., er ist nicht an einer Auseinan-
dersetzung vorbeigegangen. Hierbei ist er nicht der leider häufig heute festzustellen-
den Methode verfallen, anonym zu kritisieren. Er bezeichnet deutlich, was und wen er 
ablehnt. Diese Kritik ist durchaus sachlich. [...] Er geht auch nicht den leider heute häu-
fig zu findenden bequemen Weg, originell zu sein durch das Verschweigen der übrigen 
Wissenschaftler. […] Der Verfasser will sich weder interessant machen durch billige 
schlagwortartige Formulierungen oder durch die Wahl eines modischen Stoffes, noch 
macht er billige Konzessionen, und ebenfalls zitiert er keine ›Kronzeugen‹ dafür, daß er 
wissenschaftlich richtig liegt. Er hat dies nicht nötig.«
Korreferent Brinkmann mochte sich nur unter großen Vorbehalten dem positiven Vo-
tum Schusters anschließen, schließlich sah er Rittig bei seinem Versuch, die »neuklassische 
automatistisch-harmonische Wirtschaftstheorie« zu überwinden, auf halbem Weg stehen 
geblieben:
»Die vortreffliche Kritik an den entgegengesetzten Fehlern der Klassiker einerseits und 
der ›anschaulichen‹ Theoretiker Sombart, Gottl, Spann andererseits, von denen die 
ersten durch rein quantitative Gleichgewichtsannahmen nur eine fiktive Ganzheit der 
Wirtschaft übrig behalten haben, die anderen durch verfrühte Gestaltbildung auf die 
quantitative Analyse verzichten. [...] Der sich heute in der mathematischen Ökonomie 
anbahnende Gedanke, daß an die Stelle der Kontinuitäts-Atomistik eine Lehre von den 
sozialwirtschaftliche Gebilden zu treten habe, wird [bei Rittig allerdings] in allem weite-
ren gar nicht mehr verfolgt.«621 
Das Fazit Brinkmanns las sich dann trotz allen Lobes deutlich verhaltener, er habe den 
»Eindruck einer sehr klugen und feinen, aber auch ebenso nervösen und literatenhaften 
Art [gewonnen], an einem Dutzend verschiedener Stellen in große logische Tiefe zu bohren, 
ohne jemals tatsächlich in ›Wirklichkeitsnähe‹ zu kommen; hundert gegnerische Positionen 
ad absurdum zu führen, ohne selber eine ganz hieb- und stichfeste Position zu beziehen«:
»Nach allem Gesagten denke ich natürlich nicht daran, der Habilitation eines jungen 
Forschers von so ungewöhnlicher Begabung zu widersprechen. Für die heute davon 
getrennte Dozentur wird er sich aber m. E. gerade in heutiger deutscher Wissenschaft 
eine ganz andere Selbstzucht aufzuerlegen haben.«
620 Schuster, Gutachten, 10.2.1937, UA HD PA 5488.
621 Brinkmann, Gutachten, 17.2.1937, UA HD PA 5488.
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In dem sich am 20. Februar 1937 anschließen-
den Kolloquium »Sein und Sollen in der Wirtschaft« 
unter Beteiligung von Schuster, Brinkmann und 
Sommerfeld konnte Rittig sowohl die versam-
melten Professoren und Thoms als Vertreter der 
Dozentenschaft überzeugen.622 Am 31. Juli 1937 
genehmigte das REM die Habilitation Rittigs zum 
»Dr. oec. publ. habil.«.623
Bei der sich anschließenden Probevorlesung 
im Dezember 1937 über »Die Beherrschung wirt-
schaftlicher Bewegungsvorgänge«624 bewies Rit-
tig nach Ansicht Böttichers zwar eine »sehr starke 
wissenschaftliche Begabung«, hinsichtlich seiner 
pädagogischen Fähigkeiten sah der Dekan jedoch 
großen Nachholbedarf: »Zu theoretisierend, ab-
strahierend und oft klügelnd«.625 Die Wahl seines 
Themas für die Probevorlesung, die Beherrschung 
von Konjunkturschwankungen, habe Rittig auf ein 
»Gebiet geführt, das heute sehr umstritten« sei, 
wie Bötticher anmerkte, und den Referenten zu 
einem weiten Ausgriff in die Dogmengeschichte 
zwang, den die beiden Fachgutachter sehr gegen-
sätzlich interpretierten. Was sich bei Schuster noch 
vergleichsweise positiv als »theorieschwanger« las, geriet bei Brinkmann zum fundamen-
talen Verriss. Rittig habe großes Glück besessen, dass er auf vertrautem Boden an seiner 
Heimatfakultät lesen durfte, denn seine Vorlesungen seien »nach Form und Inhalt leider als 
großer Mißerfolg« zu bezeichnen.626 Hinsichtlich der sachlichen Bewertung fiel das Verdikt 
kaum weniger vernichtend aus:
»Gerade auch sachlich waren die Vorlesungen allerdings für mich genau das Gegenteil 
von dem, was zu dem Thema: Beherrschung der wirtschaftlichen Bewegungsvorgänge 
gerade im Augenblick gesagt werden könnte und sollte; nämlich ein schroffes und 
unausgeglichenes Nebeneinander von Resten der angeblich bekämpften mechanisti-
schen Wirtschaftstheorie einerseits und von ideologischen Forderungen und Wunsch-
bildern andererseits. Gerade, weil diese Mischung im heutigen nationalsozialistischen 
Schrifttum einstweilen leider stark vorherrscht, sollte eines meines Erachtens die Auf-
gabe des wirtschaftswissenschaftlichen Hochschullehrers sein, sowohl die reine ›Tech-
nik‹, auf die sich der Vortragende immer wieder berief, wie auch die Ideologie durch 
einen geduldigen und sorgfältigen Ausbau der Wirtschaftstheorie auf Grundlage der 
neuen Erfahrungen ersetzen.«627
622 Dekan, Aktennotiz, 20.2.1937, UA HD PA 5488.
623 REM an Rittig, 31.7.1937, UA HD PA 5488.
624 Rittig hatte die Themen »1. Die Beherrschung wirtschaftlicher Bewegungsvorgänge in der Volkswirtschaft, 2. Wirtschaft 
und Raum, 3. Zur Theorie der Beschäftigung« vorgeschlagen. Rittig an Dekan, 14.10.1937, UA HD PA 280.
625 Dekan an Rektor, 21.12.1937, UA HD PA 5488.
626 »Schüchternheit [habe sich] zur Unsicherheit, das Selbstbewusstsein zur Anmaßung gesteigert«, so Brinkmann: Rittig 
habe es »völlig verschmäht«, »auf die Bedürfnisse der nicht unmittelbar fachgenössischen Hörer und namentlich der 
Studierenden Rücksicht nehmen«. Brinkmann, Gutachten zur Lehrprobe, 18.11.1937, UA HD PA 280.
627 Schuster, Gutachten zur Lehrprobe, 25.11.1937, UA HD PA 280.
»Quelle 23 | Nachwuchskatastrophe«
»Sehr geehrter Parteigenosse!
Mit Dr. Rittig wurde ich vor Jahren bei einer gemeinsam be-
freundeten Familie am Ammersee bekannt, bei der auch der 
oberste Parteirichter, Major Buch, aus und eingeht. Ich halte 
ihn auch politisch, d. h. weltanschaulich, für einen durchaus 
zuverlässigen Mann und halte ihn ebenso charakterlich für 
absolut anständig. Rittig hat zweifellos in den Augen mancher 
Leute einen Fehler, das ist sein etwas scheues Wesen und ein 
dementsprechend ungelenkes Auftreten. Damit erweckt er 
wohl oft den Eindruck der Unsicherheit und darüber hinaus 
vielleicht auch den Anschein der Unzuverlässigkeit. Wer so 
urteilt, weiß nicht, daß es auf der anderen Seite zweifellos 
ausgesprochene Schweinehunde gibt, die Mangel an Cha-
rakter und Zuverlässigkeit gerade durch forsches Auftreten 
nach außen hin überdecken. Rittig ist Sudentendeutscher 
und hat sehr schwere Zeiten hinter sich. Auch dadurch ist es 
zweifellos bedingt, daß er sich allem gegenüber vorsichtig 
und zurückhaltend verhält. [...] Im übrigen bin ich der Meinung, 
daß es geradezu ein Verbrechen ist, bei der Nachwuchskatast-
rophe, die seinerzeit an der Hochschule herrscht, einen Mann 
wie Rittig aus Neid und Eifersucht am Aufstieg behindern zu 
wollen. Gerade die nicht so selten im praktischen Leben et-
was mimosenhaft veranlagten, auf ihrem wissenschaftlichen 
Fachgebiet aber ganz besonders begabten Leute kommen hier 
dann natürlich zu kurz.« 
NSDAP, Der Stellvertreter des Führers Stab Hochschulkommission 
Braunes Haus München Prof. Dr. Wirz an Schuster, Ernst, 6.11.1936, 
UA HD PA 5488.
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 »Im Gegensatz zu anderen Meinungen« mochte es Brinkmann aber dann doch »nicht 
wagen«, »Dr. Rittig schon jetzt für die Dauer als schlechten Dozenten anzusprechen.«628
Sein Vorgesetzter Schuster sah die Vorlesung Rittigs in einem günstigeren Licht. Das von 
John Maynard Keynes für die angelsächsische Welt in die Diskussion eingebrachte, aktuelle 
Problem des Beherrschens bzw. Ausschaltens von Konjunkturen sei durch Rittig im Rück-
griff auf verschiedene Stellungnahmen gekonnt durchleuchtet worden – wenngleich diese 
auch »noch nicht ganz frei von Gedankengängen des Liberalismus« gewesen wären. Rittig, 
der für die »Bewegungsbeherrschung« durch »Preis- und Mengenbeeinflussung« unter der 
Kontrolle eines »Preiskommissars« geworben hatte, habe sicherlich einen theoretisch über-
frachteten Vortrag gehalten und gehöre »nicht zu den gewandtesten Sprechern«, räumte 
Schuster ein, aber er habe seinen »Standpunkt«, die »Negierung der Notwendigkeit von 
Konjunkturen«, wissenschaftlich geschickt begründet.
Im Januar 1938 wurde Rittig zum Dozenten alter Ordnung ernannt.629 Im Oktober 1939 
wurde er, der bis Juni 1940 als Assistent an Schusters Institut verbleiben sollte, zum Do-
zenten neuer Ordnung berufen und verbeamtet.630 Von einer Einberufung blieb Rittig zu-
nächst freigestellt, um dann nach einem kurzen Intermezzo bei der Wehrmacht in Breslau 
und Göttingen zu vertreten. In Breslau vertrat Rittig im 3. Trimester 1940 und im 1. Trimes-
ter 1941 an der Rechts- und Staatswissenschaftlichen Fakultät die durch die Wegberufung 
Schmölders‘ freigewordene Professur für Wirtschaftliche Staatswissenschaften.631 Die ihm 
vom REM aufgetragene Vertretung an der Universität Göttingen im Sommersemester 1941 
und Wintersemester 1941/42 konnte er nur teilweise erfüllen, da er im September 1941 
wieder eingezogen worden war.632 Im April 1941 sollte Rittig auf den dritten Platz auf der 
Berufungsliste für ein Extraordinariat an der Reichsuniversität Posen gesetzt werden, was 
am Einspruch der Hochschulkommission der  NSDAP scheiterte.633 
Im Mai 1943 wurde Rittig zur »Durchführung eines besonderen Forschungsauftrages an 
die Universität Heidelberg« von der Wehrmacht beurlaubt: Per »Sonderauftrag« des Staats-
sekretärs Herbert Backe (*1896) sollte Rittig für das Reichsernährungsministerium »preis-
politische Spezialfragen« untersuchen. Zugleich wurde er in dessen »Agrarpolitischen 
628 Das harte Urteil Brinkmanns spiegelt sich auch im Gutachten des Dekans der Rechts- und Wirtschaftswissenschaft-
lichen Fakultät der Universität Breslau, des Ordinarius für Römisches und bürgerliches Recht Wilhelm Felgenträger 
(*1899), über die Leistung Rittigs als Lehrstuhlvertreter im Winter 1940/41 an seiner Fakultät wider: »Persönlich war Dr. 
Rittig stets entgegenkommend und gefällig. Er hat jede Aufgabe willig auf sich genommen. Andererseits ist er in sei-
nem Auftreten auffallend unbeholfen und unsicher. […] Eindruck eines innerlich einsamen und gehemmten Menschen 
und scheint unter dem Gefühl zu leiden, dass er nicht recht anerkannt werde. Er lässt sich auch von anderen nicht leicht 
beeinflussen, sondern beharrt in seinem Gedankenkreis.« Seine Arbeiten litten, so der Jurist, an einem »bemerkenswer-
ter Mangel an Ausdrucksfähigkeit« und einer »gewissen Dunkelheit der wissenschaftlichen Ergebnisse und Begründun-
gen«: »Gelegentlich stellt sich das mit erheblichem wissenschaftlichem Aufwand gewonnene und infolge schwieriger 
Darstellung nicht leicht zugängliche Ergebnis als Selbstverständlichkeit heraus. […] Wo er sich zwischen gegensätz-
liche Meinungen hindurchwindet, überzeugt er nicht.« Dekan der Rechts- und Wirtschaftswiss. Fakultät, Universität 
Breslau, an REM, 27.3.1941, BA Lichterfelde REM W/P R 376 PA Rittig Bl. 4134.
629 REM an Rektor, 24.1.1938, UA HD PA 5488. Der Sudentendeutsche Rittig musste zuvor eingebürgert werden, was am 
15.11.1937 erfolgte war. Dekan an Rektor, 21.12.1937, UA HD PA 5488.
630 REM an MKU, 23.10.1939, UA HD PA 5488.
631 REM an Rittig, 3.9.1940 u. 5.3.1941, UA HD PA 5488.
632 REM an Rittig, 23.4.1941 u. 7.8.1941, UA HD PA 5488.
633 Rittig sei »noch zu jung und noch nicht reif genug«, so die Begründung der Kommission: »Es wird daher für zweckmä-
ßig gehalten, wenn Dr. Rittig zunächst eine Berufung auf eine außerordentliche Professur im Altreich erhalten würde.« 
NSDAP, Stab des Stellvertreter des Führers, an REM, 24.4.1941, BA Lichterfelde REM W/P R 376 PA Rittig Bl. 4143.
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Arbeitsring« aufgenommen.634 Im Sommersemester 1943 und Wintersemester 1943/44 un-
terrichtete Rittig sowohl in Göttingen wie auch in Heidelberg in Vertretung Brinkmanns.635 
Am 16. Mai 1944 wurde der Volkswirt zum außerordentlichen planmäßigen Professor an 
der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät ernannt – die Ernennungsurkunde 
erreichte Rittig an der Ostfront, wo er den auf der Urkunde zugesagten »besonderen Schutz 
des Führers« sicherlich zu schätzen wusste.636 Nach Kriegsende kehrte er nicht mehr nach 
Heidelberg zurück, sondern nahm seine Lehrtätigkeit in Göttingen wieder auf.637
4.3.1.9 »Wirtschaftslenkung. Das australische 
Beispiel«, Albert Prinzing, Juni 1937
»Kameraden packt an: Wir bauen als Teil der sozialistischen 
Volksgemeinschaft die sozialistische Wirtschaft. Wir kennen 
die großen Gefahren, denn in getarnten Stellungen lauert 
das kapitalistische Raubtier!« Prinzing, Albert: Sozialismus 
in der Wirtschaft. In: Der Heidelberger Student vom 
15.12.1934.
Bei der Habilitation Prinzings finden sich Brinkmann und Schuster mit vertauschten Rol-
len wieder.638 Im Mai 1937 beantragte der von seinem Doktorvater Brinkmann als »wissen-
schaftlich und politisch hervorragend«639 gelobte Prinzing am InSoSta mit einer erweiter-
ten Fassung seiner Dissertation »Wirtschaftslenkung. Das australische Beispiel«640 und ei-
ner äußerst mageren Veröffentlichungsliste die Zulassung zur Habilitation.641 
Der 1911 in Stuttgart-Untertürkheim als neuntes Kind eines Zimmermanns geborene 
Schwabe hatte sich durch kämpferische Artikel für den »Deutschen Sozialismus« unter 
anderem im »Heidelberger Studenten« hervorgetan. In seinem am 22. Mai 1935 veröf-
fentlichten, halbseitigen Artikel über den »Sozialismus in der Wirtschaft« verkündete der 
Pressereferent der Kreisführung Süddeutschland des NSDStB und Leiter der Fachschaft 
Staatswissenschaftler an der Universität Heidelberg642 die Fortsetzung der nationalsozialis-
tischen »Revolution« durch Erziehung: »Wir sind heute noch gezwungen, im niederträch-
tigsten Wirtschaftssystem leben zu müssen, das sich die Menschen je geschaffen haben.«643 
Der Nationalsozialismus allein könne die »Ausrottung des kapitalistischen Raubtiers in den 
Menschen« leisten: 
634 Bescheinigung über Beurlaubung, 18.5.1943; Rittig an Rektor, 12.11.1943, UA HD PA 5488 u. Thoms an Jecht, 21.5.1943, 
UA HD PA 272.
635 Dekan an REM, 12.11.1943, UA HD PA 5488.
636 REM an Rittig, 16.5.1944, UA HD PA 5488.
637 Universität Heidelberg, Verwaltungsdirektor, an Universitätskasse, 26.8.1946, UA HD PA 5488.
638 Prinzing »genoss«, so Brinkmann, »bis in die leitenden Stellen der Reichs- und Parteiverwaltung das größte Vertrauen«. 
Prinzing, Lebenslauf, 18.11.1935; Brinkmann an MKU, 8.11.1935, UA HD B-6681/1 u. Prinzing an Rektor, 17.8.1937, UA 
HD PA 5358.
639 Brinkmann an MKU, 8.11.1935, UA HD B-6681/1.
640 Prinzing: Wirtschaftslenkung u. Prinzing an Rektor, 23.5.1937, UA HD PA 5358.
641 Prinzings Literaturliste umfasste neben seiner Dissertationsschrift lediglich einen Aufsatz in Kriecks »Volk im Werden«. 
Prinzing an Rektor, 23.5.1937, UA HD PA 5358.
642 In seiner Funktion als Fachschaftsleiter verfasste Prinzing u. a. ein lobendes Gutachten über Walter Thoms. Siehe S. 142. 
Im November 1933 war Prinzing in die NSDAP aufgenommen worden, Mitgliedsnr. 3.453.067. In seiner BDC-Akte findet 
sich als Eintrittsdatum »Mai 1933«. BA Lichterfelde BDC PK Prinzing, Albert, 17.2.11.
643 Prinzing, Albert: Sozialismus in der Wirtschaft. In: Der Heidelberger Student vom 15.12.1934.
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»Wir Nationalsozialisten allein können diese ungeheure Erziehungsmaßnahme an-
packen, die sich über Generationen hinziehen wird, denn in den Jahrhunderten seit 
der Renaissance wurde das kapitalistische Raubtier gezüchtet. Wir können den Kampf 
wagen, weil uns der Führer den Wertmaßstab der Zukunft, den rassischen, brachte. Die 
rassische Erbanlage, die sich ausprägt in Charakter, Haltung und Fähigkeiten ist unser 
Maß. Die Gemeinschaft des Volkes ist unser Bezugssystem, so daß sich der Wert eines 
Menschen bemißt nach seiner Leistung im Dienste der Volksgemeinschaft. […] Was 
bedeutet hier Reichtum und Eigentum? Der Reichtum ist an und durch die Gemein-
schaft gebunden, verleiht also keinem einzelnen Macht, sondern ist geworden zum 
Handwerkszeug, das die Gemeinschaft im Dienst am Volk gebraucht. Der Reichtum ist 
nichts, Leistung ist alles.«644
In seinem programmatischen – an anderer Stelle ausführlich behandelten – Aufsatz 
»Volk und Wirtschaft« in Kriecks Zeitschrift »Volk im Werden« hatte das Mitglied der »Hei-
delberger Kameradschaft« die Volkswirtschaftslehre ganz in den Dienst des National-
sozialismus gestellt und der »Einheitsorganisation der deutschen Arbeitsfront« und dem 
»Reichserbhof« als »Blutquell des deutschen Volkes« gehuldigt.645 Der Aufsatz stellte neben 
Prinzings Promotionsschrift den einzigen Titel auf dessen Schriftenverzeichnis anlässlich 
seines Antrags auf Habilitation dar.646
Nach dem Besuch einer Dozentenakademie im Mai 1937 in Bad Tölz durch Prinzing647 
wurde das Habilitationsverfahren nach der Zustimmung der Studenten- und Dozentenfüh-
rung der Universität Heidelberg im Juni 1937 eröffnet.648 Brinkmann glaubte in der Arbeit 
seines Assistenten einen »Vorstoß mitten in die vor uns liegenden Aufgaben einer wirklich 
politischen Ökonomie« zu erkennen.649 Mit der vom australischen Ökonomen D. B.  Copland 
und ihm gemeinsam initiierten Arbeit betrete Prinzing wirtschaftswissenschaftliches Neu-
land:
»Für sehr beachtlich und neu halte ich […] die Ausführungen über den jetzt im Mit-
telpunkt des Außenhandelstheorie stehenden Begriff des Großraums, die diesen der 
materialistischen Verengung entkleiden und vor allem auf den Hintergrund rassischer 
und kultureller Zusammenhänge abstellen, mangels dessen jede bloße wirtschaftliche 
Zusammenordnung in Hegemoniekämpfe ausmünden müße.«650
Zweitgutachter Schuster zeigte sich irritiert über das »ungewöhnliche« abgekürzte 
Vorgehen, »eine erweiterte Doktorarbeit als Habilitationsschrift vorzulegen«: Auch wenn 
»über das zu urteilen in diesem Verfahren nicht der Platz« sei, so Schuster, »muss dies aber 
644 Ebd. Als Pressereferent des NSDStB hatte Prinzing immer wieder für den Ausbau der Universität Heidelberg zu einem 
»sozialistischen Bollwerk in der großdeutschen Westmark« gegen die »westlichen Ideen« getrommelt: »Heidelberg hat 
wegen seiner Lage in der Westmark von jeher ein Doppelgesicht getragen, denn immer, wenn Deutschland politisch 
schwach und geistig unselbständig war, bildete es einen Kanal, durch den die westlichen Ideen nach Deutschland 
flossen. Hatte sich aber der deutsche Geist auf seine eigene Kraft besonnen, dann wurde Heidelberg zum Kampfplatz 
der Auseinandersetzung mit dem Westen.« Prinzing, Albert: Aus der Geschichte der Lehre von der Staatswissenschaft 
an der Universität Heidelberg. In: Der Heidelberger Student vom 17.4.1935.
645 Zur »Heidelberger Kameradschaft« siehe S. 342.
646 Prinzing an Rektor, 23.5.1937, UA HD PA 5358.
647 Dekan an Rektor, 28.5.1937, UA HD B-8115.
648 Studentenführung der Universität Heidelberg, Gau Baden an Dekan, 29.5.1937 u. Leiter der Dozentenschaft an Dekan, 
2.6.1937, UA HD PA 5358. 
649 Prinzing war seit dem 1.1.1936 Assistent an Brinkmanns InSoSta, nachdem sein Vorgänger Moreth durch die Studen-
tenschaft wie Dozentenschaft zugunsten des Fachschaftsleiters aus seiner Stellung gedrückt worden war (siehe S. 57). 
Brinkmann an MKU, 8.11.1935, UA HD B-6681/1 u. Brinkmann an Dekan, 1.6.1937, UA HD PA 5358, Hervorhebung wie 
im Original.
650 Ebd. Zu Copland siehe S. 244.
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festgestellt werden, weil es das Ergebnis des Gutachtens mitbestimm[e]«.651 Der Volkswirt 
sah im Gegensatz zu Brinkmann in der zeitgeistigen Erklärung der Wirtschaftsbeziehungen 
innerhalb des Britischen Empire auf Grundlage der »rassischen Verwandtschaft« die öko-
nomischen Faktoren sträflich vernachlässigt: Das »völkische« Argument lasse sich genauso 
gut auch gegen Prinzings Theorie wenden, vielleicht sei es auch die »völkische Schwäche, 
vor allem der herrschenden Schicht Australiens«, die das Motiv für die enge Anlehnung an 
das englische Mutterland liefere.652 Technisch, räumte Schuster ein, sei Prinzing eine außer-
ordentliche Begabung nicht abzusprechen, allein, die Befähigung zu wissenschaftlicher 
Eigen leistung habe dieser mit seiner erweiterten Doktorarbeit nicht bewiesen:
»Der Verf. kommt mir vor wie ein Zaunkönig, der sich im Gefieder des Adlers verbirgt 
und dann, wenn der Adler seine Höhe erreicht hat, noch ein Stückchen über ihn hin-
ausfliegt. In der ganzen Arbeit muß ich nämlich feststellen, daß der Verf. sich dauernd 
abstößt an Meinungen, die andere geäußert haben. Das ist eine Begabung. Dies ist 
auch notwendig. Aber es ist nicht die ursprüngliche Schöpferkraft, die dahintersteckt.«
Den Erfolg der Habilitation Prinzings sollte Schusters ablehnendes Votum nicht gefähr-
den.653 Am 1. Juli 1937 lud Dekan Bötticher zur Fakultätssitzung zwecks wissenschaftlicher 
Aussprache. Prinzing trug über den »politischen Gehalt internationaler Kartelle« vor.654 
In seinem abschließenden Gutachten folgte die Fakultät weitgehend den Ausführungen 
Brinkmanns.655 Zwar sei es tatsächlich, wie von Schuster moniert, ungewöhnlich, dass Pro-
motions- und Habilitationsschrift zusammengedruckt würden, so der Dekan, aber dies sei 
mit dem besonderen politischen Engagement, das Prinzing über die Jahre gezeigt habe, zu 
entschuldigen:
»Die, wie man in einem weiteren Sinne sagen darf, besondere politische Begabung 
Prinzings steht im Einklang und im Dienste einer durchaus positiven politischen Hal-
tung, mit der er sich als Parteigenosse, als Leiter der Fachschaft, als Mitarbeiter in der 
Studentenschaftsführung und in der Erfüllung anderer verantwortungsvoller Aufga-
ben immer energisch mit seiner Person eingesetzt hat. Sie wird ihm sicherlich bei den 
weiteren wissenschaftlichen Arbeiten auf seinem Fachgebiet, die die Fakultät von ihm 
erwartet, zugute kommen.«
Am 19. Juli 1937 genehmigte das REM die Habilitation des am 1. Juni 1937 für den SD 
angeworbenen und in die SS eingetretenen Prinzing.656 Im Anschluss an seine Habilitation 
wurde Prinzing von Rektor Krieck für das von ihm geplante »Volks- und Kulturpolitische 
Institut« an der Universität Heidelberg gewonnen. Krieck beantragte bei der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft in Berlin ein Forschungsstipendium für den jungen Volkswirt zur 
Vollendung seiner Arbeiten über »Volk und Volkswirtschaft«657: »Wir suchen in Heidelberg 
651 Die Ausführungen Schusters zur »außerordentlich schwierigen« Begutachtung der Habilitationsschrift nehmen ein 
Drittel des Gutachtens ein. Schuster, Gutachten, 24.6.1937, UA HD PA 5358.
652 Schuster an Dekan, 24.6.1937, UA HD PA 5358. 
653 Nach der Zustimmung von Dozenten- und Studentenschaft billigte das REM die Habilitation am 19.07.1937. Leiter der 
Dozentenschaft Schmidhuber an Dekan, 2.6.1937; Gau Baden, Studentenführung der Universität Heidelberg an Dekan, 
29.5.1937 u. REM an Prinzing, 19.7.1937, UA HD PA 5358
654 Dekan an Rektor, 1.7.1937, UA HD PA 5358.
655 Dekan an Rektor, 10.7.1937, UA HD PA 5358.
656 REM an Prinzing, 19.7.1937 u. Prinzing, Fragebogen, 17.8.1937, UA HD PA 5358. Nicht nur bezüglich seines Eintritts in 
die NSDAP (siehe Anm. 642, S. 209), sondern auch hinsichtlich seines Beitritts in die SS finden sich widersprüchliche 
Angaben in den Akten. In seinem Lebenslauf für die DFG gab Prinzing an, bereits seit 1. 4. 1937 »Staffelmann im Sicher-
heitsdienst des Reichsführers SS« zu sein. Prinzing an DFG, 12.2.1938, UA HD PA 5358. Seine »SS-Führungspersonalakte« 
weist als Eintrittsdatum in die SS das Jahr 1935 aus. SS-Führungspersonalakte, Personalkarte, Prinzing, BA Lichterfelde 
SSO Film 394 – A, Film 386.
657 Erste »Ergebnisse« hatte Prinzing bereits in seinem gleichnamigen Aufsatz in Kriecks »Volk im Werden« publiziert. Siehe 
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mit solchen Arbeiten den gemeinsamen Boden »Volk« für alle Wissenschaften herauszu-
arbeiten und damit den gemeinsamen Mittelpunkt für alle fachwissenschaftliche Arbeit 
sicherzustellen.«658
Zum Ende des Wintersemesters 1937/38 beantragte Prinzing nach Besuch des obliga-
torischen dreiwöchigen Dozentenlagers die Übertragung einer »Dozentur für Volkswirt-
schaftslehre und Auslandskunde«.659 Der zum »Rottenführer« in der SS beförderte ehemalige 
Studentenfunktionär versäumte nicht, in seinem Lebenslauf auf die immer noch enge Zu-
sammenarbeit mit Reichsstudentenführer Scheel in »außenpolitischen Fragen« hinzuwei-
sen. Nach Absolvieren der – wie Dekan Sommerfeld befand – »fesselnden« Lehrprobe über 
»Der heutige Stand der ökonomischen Theorie in Italien«660, verlieh das REM Prinzing zum 
Wintersemester 1938/39 die Dozentur für Volkswirtschaft und Auslandskunde.661 Den ihm 
zugleich angebotenen besoldeten Lehrauftrag an der Staats- und Wirtschaftswissenschaft-
lichen Fakultät nahm er nicht mehr wahr. Bereits Anfang Oktober 1938 wurde Prinzing zum 
Forschungsstellenleiter am Hamburgischen Weltwirtschaftsarchiv berufen.662 Ab dem ers-
ten Trimester 1940 lehrte Prinzing als Ordinarius für Volks- und Landeskunde Italiens an der 
»Auslandswissenschaftlichen Fakultät« seines Heidelberger Kameraden Six an der Univer-
sität Berlin.663 Im Februar 1944 erhielt der inzwischen zum »SS-Hauptsturmbannführer« Be-
förderte die Leitung des Deutschen Wissenschaftlichen Instituts in Venedig übertragen.664
»Aufbau einer neuen deutschen 4.3.1.10 
Wirtschaftswissenschaft«, Rudolf Hug, 1938
Den letzten überlieferten Habilitationsversuch an der Staats- und Wirtschaftswissenschaft-
lichen Fakultät unternahm Rudolf Hug, Mitglied der NSDAP, Repetitor in Heidelberg, im 
Frühling 1938.665 Der 1902 als Sohn eines Landwirts666 geborene Hug, der durch Schus-
ter an der Mannheimer Handelshochschule 1933 promoviert worden war,667 hatte eine 
S. 318.
658 Krieck hatte zum Aufbau des »Volks- und Kulturpolitischen Instituts« bereits acht Stipendien in Aussicht gestellt bekom-
men. In seinem Exposé erklärte Prinzing, sein Ziel sei, »ausgehend von der Krieck‘schen Anthropologie, das Menschen-
bild und damit den der überkommenen nationalökonomischen Theorie zugrundeliegenden weltanschaulichen Gehalt 
herauszuarbeiten, um damit eine tragfähige Grundlage der Kritik zu legen. Im zweiten Teil versuche [er] dann, vom 
nationalsozialistischen Menschenbilde aus zu einer neuen Durchleuchtung der wirtschaftlichen Probleme der Entwick-
lung, des Marktes und der Marktordnung, des Preises und des Zinses zu kommen.« Rektor an DFG, 11.4.1938 u. Prinzing 
an DFG, 11.4.1938, UA HD PA 5358. Zum Gutachten Brinkmanns siehe S. 293.
659 Prinzing an Dekan, 5.3.1938, UA HD PA 5358.
660 Prinzings Vorschläge für Probevorlesung lauteten: »1. Der heutige Stand der ökonomischen Theorie in Italien; 2. Das 
Menschenbild der klassischen Ökonomie; 3. Die landwirtschaftlichen Marktordnungen im Auslande.« Prinzing an De-
kan, 1.5.1938, UA HD H-VI-891/6.
661 Dekan an Rektor, 28.5.1937, UA HD B-8115 u. Dekan an Rektor, 16.6.1938, UA HD H-VI-891/6. 
662 Prinzing an MKU, 15.12.1938, UA HD PA 5358 u. Dekan an Rektor, 4.10.1938, UA HD PA 5296.
663 Prinzing an Rektor, 9.12.1939, UA HD PA 5358.
664 SS-Führungspersonalakte, Personalkarte, Prinzing, BA Lichterfelde SSO Film 394 – A, Film 386 u. Hachmeister: Gegner-
forscher. S. 241/242. Hier finden sich auch weitere Informationen zur »wechselseitigen Karriereförderung« der beiden 
Heidelberger Kommilitonen und SD-Mitarbeiter Prinzing und Six, die das Kriegsende überdauern sollte. Nach dem 
Krieg saß Prinzing wie Thoms im Interniertenlager Ludwigsburg ein. Spruchkammer Heidelberg an Universität Heidel-
berg, 18.12.1947, UA HD PA 5358.
665 Hug war 1933 in die NSDAP eingetreten, Mitgliedsnr. 2.556.895. Er war kein Mitglied in einer Parteigliederung. Angaben 
über Teilnahmen und NSDAP-Mitgliedschaft, 4.4.1938, UA HD H-VI-891/3.
666 In seinem Lebenslauf schilderte Hug dramatisierend seinen Kampf um Bildung und Studium als ein mit sechs Jahren 
verwaister Bauernsohn. Hug, Lebenslauf, 4.4.1938, UA HD H-VI-891/3.
667 Seine Dissertation trug den Titel »Der Gedanke der wirtschaftlichen Entwicklung bei Schumpeter und seine Aufnahme 
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Arbeit über die »Theorie der volkswirtschaftlichen Produktion. Zur Grundlegung des wirt-
schaftswissenschaftlichen und wirtschaftspolitischen Denkens« eingereicht: »Mein Wille 
war, einen Beitrag für den Aufbau einer neuen deutschen Wirtschaftswissenschaft in dem 
national sozialistischen Geiste zu geben.«668
Wiewohl didaktisch gut aufbereitet, berge das Werk Hugs über einen oberflächlichen 
Überblick über die »allerbekanntesten« Veröffentlichungen hinaus, so Brinkmann in seinem 
Gutachten, lediglich »Naivitäten«, »Verlegenheitswendungen« und Satzhülsen wie »Eigen-
kapital ist gestaltungsmachtmäßige Grundlage des Betriebes«.669 Die Zitierung bekannter 
lokaler Wissenschaftler bei gleichzeitiger Ignoranz gegenüber internationaler aktueller Li-
teratur ließ in Brinkmann den Verdacht aufkommen, Hug betreibe bloßes Namedropping: 
Keynes werde trotz seiner Bedeutung für die Wirtschaftswissenschaften nur gestreift.
Nach seinem eigentlich vernichtenden Urteil über zwei Seiten schloss Brinkmann aber 
mit einer überraschenden Wendung. Ob das Fehlen eines eigenständigen Forschungs-
ansatzes oder das »Eindringen in beträchtliche Einzelgebiete« allerdings einen Grund für 
die Ablehnung der Habilitation darstelle, so der Nationalökonom, könne er nicht beurtei-
len, da er die »Maßstäbe der neuen Habilitationsordnung nicht durchschaue«:
»Die Schrift ist m. E. einer der durch die neue Habilitationsordnung hervorgerufenen 
häufigen Fälle, die den Beurteiler in Verlegenheit setzen, weil man ihnen auf Schritt 
und Tritt anmerkt, daß sie nicht mehr wie die früheren Habilitationsschriften in enger 
Fühlung mit dem Wissenschaftsbetrieb entstanden oder wenigstens vollendet sind.«670
Zeitgleich mit der Habilitation Pfennings beriet die Fakultät am 11. April 1938 auf der 
Basis des Vorabgutachtens Brinkmanns über die Eröffnung eines Habilitationsverfahrens 
und beauftragte Schuster mit der Erstellung eines zweiten Fachgutachtens zu Hug.671 Do-
zenten- und Studentenschaft brachten keine Einwände gegen eine Habilitation des Repe-
titors vor.672
Schusters Gutachten fiel deutlich wohlwollender aus als das Brinkmanns, wenngleich er 
im Kern ähnlich kritisch hinsichtlich der Frage urteilte, ob die Arbeit eine originelle Leistung 
darstelle. Schuster anerkannte die Absicht Hugs, »eine neue ›substantielle‹ Preistheorie [zu] 
schaffen und in der Geldtheorie [...] über die Anweisungstheorie hinaus[zu]kommen, zu ei-
ner Produktivitätstheorie des Geldes.«673 Ohne erkennbare eigene wissenschaftliche Beiträ-
in die ökonomische Theorie« und war mit »sehr gut« benotet worden. UA MA A 2 1/1 Bd. 1. Eine Rezension durch den 
Münsteraner Volkswirt Wilhelm Kromphardt fiel allerdings deutlich kritischer aus. Kromphardt: Rezension zu Hugs 
Gedanke der volkswirtschaftlichen Entwicklung.
668 Schuster an Dekan, 14.9.1938 u. Hug an Dekan, 4.4.1938, UA HD H-VI-891/3. Die eingereichte Habilitationsarbeit ist 
nicht überliefert, eine Zusammenfassung bzw. einen Einblick dürfte Hugs langer Aufsatz »Zur Lehre von dem volkswirt-
schaftlich richtigen Preise« geben, der 1939 in der renommierten Zeitschrift »Finanzarchiv« veröffentlicht wurde und in 
dem Hug zum Ergebnis kam: »So gut und brauchbar einzelne Gedanken der genannten Vertreter des freien Wettbewer-
bes sind, so wenig kann ihre grundsätzliche Wirtschaftsauffassung anerkannt werden. Die freie Wirtschaft ist in ihrem 
Verhalten kurzsichtig und oft engstirnig egoistisch. Die Wirtschaft bedarf der staatlichen Führung. [...] Von erststelliger 
volkswirtschaftlicher Bedeutung ist heute etwa die Verwirklichung des Vierjahresplanes.«. Hug: Richtiger Preis. S. 256. 
Ergänzend Hug: Abstraktes Kapital.
669 Brinkmann an Dekan, 19.4.1938, UA HD H-VI-891/3.
670 Ebd.
671 Protokoll der Fakultätssitzung vom 11.4.1938, 19.4.1938, UA HD H-VI-201.
672 Dozentenschaft der Universität Heidelberg, Schmidhuber an Dekan, 22.4.1938 u. Studentenführung der Universität 
Heidelberg, Studentenführer Eitze, an Dekan, 27.4.1938, UA HD H-VI-891/5.
673 Schuster, Gutachten, Abschrift, 3.6.1938, UA HD H-VI-891/3.
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ge, aber geschickt formuliert, schlage Hug einen Bogen von Spann, Schuster, Sommerfeld 
zum Ordinarius für Nationalökonomie in Harvard, Joseph Alois Schumpeter (*1883). Die 
Position des Habilitanden selbst bleibe unbestimmbar: 
»Will man irgendwo in der Arbeit fest zufassen [...], dann greift man etwas Unbestimm-
bares oder man stößt auf programmatische Äußerungen, die in ihrem Bekenntnis zu 
bestimmten politischen Grundeinstellungen oder wissenschaftlichen Grundhaltungen 
mehr peinlich als überzeugend wirken.«674 
Ohne dazu aufgefordert worden zu sein, sandte Hug im Juni 1938 seine Vorschläge für 
das Habilitationskolloquium ein.675 Obwohl ihm die Gutachten Brinkmanns und Schusters 
nicht vorlagen, reichte Hug beim »Führer und Reichskanzler« ein »Gnadengesuch« mit Bit-
te um Übernahme der Druckkosten für seine Habilitationsschrift ein.676 Dekan Sommer-
feld wies auf Rückfrage den Rektor darauf hin, dass die Arbeit mitnichten, wie von Hug 
anscheinend angeführt, »allseits als sehr gut« beurteilt worden sei und belegte dies mit sei-
tenlangen Zitaten aus den Gutachten Brinkmanns und Schusters.677 Aufgrund seiner wohl 
lukrativen Tätigkeit als Repetitor in Heidelberg, so argumentierte Sommerfeld, müsse die-
ser zudem die Mittel besitzen, die ihm den Druck der Arbeit ermöglicht: »Weder auf Grund 
des Wertes der vorgelegten Arbeit noch auf Grund besonders hervortretender Bedürftig-
keit [erscheine] der Antragsteller eines Gnadenerweises durch Übernahme der Druckkos-
ten besonders würdig.« Das voreilige Gesuch Hugs wurde Ende Juli 1938 abgewiesen.678
Hug beschwerte sich daraufhin beim REM über die Fakultät und warf Brinkmann und 
Schuster »Unsachlichkeit« und »Flüchtigkeit«, wohl auch politische Voreingenommenheit, 
vor.679 Damit hatte er den Bogen noch vor der eigentlichen Eröffnung des Habilitations-
verfahrens überspannt: Das REM verwahrte sich in scharfem Tonfall gegen den Einspruch, 
die Ablehnung sei aus »rein sachlichen Gründen« erfolgt«: »Im übrigen [sei es] bisher nicht 
üblich [gewesen], dass Habilitanden sich während der Dauer des Habilitationsverfahrens 
beschwerdeführend an den Herrn Reichserziehungsminister [gewandt hätten].«680 Der al-
leinige Ansprechpartner sei die Fakultät. Der Dozentenbund, den Schuster zur Rückversi-
cherung eingeschaltet hatte, sprach sich nun gegen eine Dozentur Hugs aus, da dieser ein 
»unkameradschaftlicher Einzelgänger sei, der immer nur seine eigenen Interessen verfolgt 
habe«.681 
Am 5. Dezember 1938 eröffnete Dekan Sommerfeld Hug knapp, dass aufgrund dessen 
»persönlicher und wissenschaftlicher Haltung« eine Fortsetzung des Habilitationsverfah-
rens nicht möglich sei.682 Das Scheitern des Habilitationsverfahrens hatte für Schuster, der 
sich in der Anfangsphase durchaus für Hug eingesetzt hatte, zur Folge, dass seine Partei-
674 Ebd.
675 Als Themen nannte Hug: »1. Kann Geldpolitik das Steuerungsmittel der Volkswirtschaft sein?; 2. Der Gedanke der wirt-
schaftlichen Entwicklung in der Geschichte der Volkswirtschaftslehre; 3. Schwierigkeiten und Probleme des deutschen 
Außenhandels und die Methoden zu ihrer Lösung.« Hug an Dekan, 6.6.1938, UA HD H-VI-891/3.
676 Sommerfeld an Rektor, 15.7.1938, UA HD H-VI-891/3.
677 Ebd.
678 MKU an Rektor, 28.7.1938, UA HD H-VI-891/3.
679 Das Schreiben Hugs findet sich nicht in den Akten der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät, kann aber 
anhand des Verteidigungsschreibens Schusters rekonstruiert werden. Schuster an Dekan, 14.9.1938, UA HD H-VI-891/3.
680  REM an Hug, 5.12.1938, UA HD H-VI-891/3.
681 Dozentenschaft der Universität Heidelberg an Dekan, 19.10.1938, UA HD H-VI-891/3.
682 Sommerfeld an Hug, 5.12.1938, UA HD H-VI-891/3.
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akte um ein Denunziationsschreiben reicher wurde, sandte der Heidelberger Repetitor 
doch eine aus den Schriften Schusters zusammengestellte »Blütenlese nicht-national-
sozialistischer Wirtschaftsauffassungen« an die Reichsleitung der  NSDAP.683 Nach dem Krieg 
und der Entlassung seiner »Widersacher« neuer Hoffnung, sondierte Hug 1946 – vergeblich 
– bei Waffenschmidt die Möglichkeit eines neuerlichen Habilitationsversuchs.684
Promotionen4.3.2 
Die nachfolgende Darstellung konzentriert sich auf die Promotionen zum Dr. rer. pol. nach 
Gründung der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät im Jahr 1934. Die von 
den Professoren des Heidelberger InSoSta betreuten Promotionsverfahren zum Dr. phil. 
bis 1935 sind durch Klingemann bereits ausführlich untersucht worden und sollen hier nur 
einleitend dargestellt werden.685 Einen bezeichnenden Gegensatz zu der willfährigen Pro-
motion nationalsozialistischer Jungfunktionäre bietet der Kampf des relegierten Studieren-
den Hirche um seine Promotion. Nach einer quantitativen Betrachtung und allgemeinen 
Untersuchung der von 1934 bis zum Wintersemester 1945/46 rund 300 an der Staats- und 
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät durchgeführten Promotionsverfahren schließt das 
Kapitel mit einer Darstellung exemplarischer Promotionsverfahren. Neben Arbeiten von 
nationalsozialistischen Jungfunktionären und späteren Assistenten an der Staats- und 
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät sollen diejenigen Schriften untersucht werden, de-
ren Titel auf eine besondere Regimenähe schließen lässt.686
Promotion relegierter Studierender 1933/344.3.2.1 
Nachdem einzelne Universitäten bereits die Reihen ihrer Studenten in Eigenregie von Op-
positionellen »gesäubert« hatten, begann die systematische Ausschaltung politischer Geg-
ner im Sommer 1933: Nicht nur alle »früheren kommunistischen Studenten«, auch wenn 
diese nicht Mitglied der Kommunistischen Partei gewesen waren, sondern auch diejenigen, 
die sich in irgendeiner Weise im »antinationalen Sinne« verhalten hatten, sollten vom Hoch-
schulstudium ausgeschlossen werden.687 Die Listen der zu relegierenden Studenten sollten 
die Rektoren zusammen mit der lokalen Studentenführung ausarbeiten. Diese Aufstellun-
gen wurden an alle Universitäten im Reich versandt, um zu verhindern, dass die Studenten 
an einer anderen Hochschule ihr Studium fortsetzten.688 Die ehemaligen sozialdemokrati-
schen und kommunistischen Studentenvertreter boten ein leichtes Ziel, war ihre politische 
Gegnerschaft zum Nationalsozialismus durch die Wahlen vor 1933 doch aktenkundlich.
683 Schuster an Spruchkammer Heidelberg, 11.11.1946 u. Eidesstattliche Erklärung von Prof. Dr. Gisbert Rittig, Universität 
Göttingen, 23.06.1946, GLA KA 465a-59-3-2931.
684 Waffenschmidt an Dekan, 23.9.1946, UA HD H-VI-891/3.
685 Vgl. Klingemann: Soziologie. Der zum Sommersemester 1933 beurlaubte Alfred Weber betreute bis 1937 das Rocke-
feller-Programm am InSoSta und promovierte seine letzten Doktoranden (Dr. phil.). Demm: Politischer Weg. S. 228 u. 
S. 487/488 (Liste mit Webers Doktoranden mit Promotionsdatum).
686 Welch hohes Maß an Vorsicht bei der Beurteilung der Arbeiten allein aufgrund ihres Titels geboten ist, zeigt das Beispiel 
der Promotion von Eugen Dallinger zum »Einfluss der Weltanschauung auf die Wirtschaftsgestaltung« aus dem Jahr 
1940. Siehe S. 40.
687 Grüttner: Studenten. S. 206/207.
688 Ebd. S. 208.
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Der letzte Rektor der Handelshochschule, Sommerfeld, versandte am 30. Oktober 1933 
eine Liste mit zwölf Studenten, die »für ein Verbot an einer deutschen Hochschule in Be-
tracht« kämen.689 Die vier Frauen und acht Männer waren zumeist Ende zwanzig und be-
fanden sich am Ende ihres Studiums.690 Unter den Relegierten befand sich auch Kurt Hirche, 
der bei Schuster an einer Dissertation über die »Probleme einer finanzwissenschaftlichen 
Ausgabenlehre« arbeitete und zugleich einer der führenden Köpfe der »Vereinigung repub-
likanischer Studierender« in Mannheim war.691 Seine Auseinandersetzung mit dem Heidel-
berger Rektorat und den zuständigen Ministerien ist sehr gut dokumentiert und soll im 
folgenden als Beispiel für die Wirksamkeit entschiedenen Widerstandes in der Frühphase 
des nationalsozialistischen Regimes dargestellt werden.692 Im Januar 1931 hatte der junge 
Sozialdemokrat in der Zeitschrift »Die Hilfe« zum entschiedenen Widerstand gegen den 
Vormarsch der Nationalsozialisten in der Studentenschaft aufgerufen: 
»Auf dem Felde des Geistes – daran besteht kein Zweifel – werden wir den Faschismus 
in allen Punkten schlagen. Und darüber hinaus: Keine Position aus Schwäche aufgeben, 
jede verteidigen, von der Verteidigung zum Angriff übergehen – und der nationalso-
zialistische Spuk wird bald an Einfluß einbüßen!«693 
Die Nationalsozialisten überrannten alle Verteidigungspositionen der Demokraten und 
Hirche sollte nach der »Machtergreifung« für sein Anschreiben gegen den NSDStB büßen. 
Obwohl der Doktorand seine mündliche Doktorprüfung bereits am 17. Dezember 1932 
bestanden hatte und nach Erhalt seiner Papiere nicht mehr als Student an der Handels-
Hochschule eingeschrieben war, hatte ihm Rektor Sommerfeld Anfang Dezember 1933 
erklärt, dass er ihm auf Weisung des Unterrichtsministeriums »vorläufig« keine Promotions-
urkunde ausfertigen lassen könne.694 Zwei Tage vor Weihnachten, am 23. Dezember 1933, 
wurde Hirche vom REM mitgeteilt, er sei im Rahmen der »Säuberung der Hochschulen« von 
»marxistischen und sonstigen volksfeindlichen Studenten« für die Dauer von vier Jahren 
vom Studium ausgeschlossen worden: »Daran ändert auch die Tatsache nichts, dass die 
eigentliche Prüfung bereits beendet ist.«695 Die allen Rechtsgrundsätzen widersprechende 
rückwirkende Bestrafung Hirches war aufgrund eines Schreibens des Heidelberger Rektors 
Groh ergangen, der sich wiederum auf die Rücksprache mit den Studentenführern Scheel 
und Franz berief. Möglicherweise wollte Franz als Mannheimer NSDStB-Führer seinen frü-
heren politischen Kontrahenten abstrafen.
Hirche war zum Verhängnis geworden, dass die Drucklegung seiner Arbeit sich aus 
wirtschaftlichen Gründen verzögert und er die Pflichtexemplare nicht mehr vor Veröffent-
689 Sommerfeld an sämtliche dem deutschen Hochschulverband angehörigen deutschen Hochschulen, 30.10.1933, 
UA HD B 8047. Die Namen im Einzelnen: Grete Bachmann (*30.11.1910); Philipp Brinkert (*4.5.1911); Fritz Corterier 
(*19.7.1906); Helmut Wolfgang Faißt (*9.1.1906); Käthe Heilbrunn (*24.7.1903); Peter Heymann (*22.3.1903); Kurt Hirche 
(*30.10.1904); Ludwig Kahn (*5.3.1911); Bernhard Leicht (*16.5.1905); Walther Lübbersmeyer (*3.4.1908); Trude Mann-
heimer (*9.7.1913) u. Trude Translateur (*30.8.1909).
690 Zum weiteren Schicksal der von der Handelshochschule verwiesenen Studenten vgl. Bollmus: Handelshochschule. S. 92 
Anm. 233.
691 Verzeichnis der Promotionen im UA MA. 
692 Das Schicksal Hirches ist durch die Akten der Universitätsarchive Heidelberg und Mannheim und durch die Korrespon-
denz Hirches mit Reinhard Bollmus im Jahr gut rekonstruierbar. Vgl. Bollmus: Handelshochschule. S. 96-101 hier ergänzt 
durch die Bollmus‘ nicht zugänglichen Akten aus dem Mannheimer Universitätsarchiv.
693 Hirche: Faschismus. S. 109.
694 Hirche an Schuster, 7.12.1933, UA MA A 2 1/1 Bd. 1 u. Bollmus: Handelshochschule. S. 97/98.
695 REM an Rektor, 23.12.1933, UA MA A 2 1/1 Bd. 1.
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lichung der Relegationsliste eingereicht hatte.696 Der Doktorand wandte sich daraufhin in 
mehreren längeren Schreiben an Schuster und bat um Unterstützung durch seinen Dok-
torvater, da die »Strafe« augenscheinlich auf »einer falschen Rechtsbasis« und einem »Miß-
verständnis« beruhe: 
»Man kann [...] offensichtlich niemand von einer Hochschule ausschließen, der gar kein 
Studierender mehr ist und keiner Hochschule mehr angehört noch die Absicht hat, je 
wieder einer anzugehören!? […] Überall heißt es doch aber, man wolle nur den ›gehäs-
sigen‹ Gegner vernichten, aber sonst allen die Hand reichen. Würde man mir die Pro-
motion endgültig versagen, so würde man mich damit auch menschlich als ›gehässig‹, 
also minderwertig, abstempeln.«697
Der Volkswirt verwandte sich bei der lokalen Studentenführung für Hirche. Dem Stu-
dentenführer konnte Schuster das Zugeständnis abringen, dass es sich in diesem Fall um 
ein »Mißverständnis« handle. »Wenn die Angelegenheit sich nicht in Kürze erledigt« habe, 
versprach Schuster, »werde ich mich mit dem Ministerium direkt ins Benehmen setzen, um 
zu sehen, wer eigentlich dieses Durcheinander verursacht hat.«698
Rückblickend ist nicht zu entscheiden, ob es dem Einsatz Schusters oder dem hartnäcki-
gen Insistieren Hirches zu verdanken ist, der dem REM schriftlich mit einem Verwaltungs-
streitverfahren gedroht hatte, oder beidem, jedenfalls zeigte sich das REM mit großmütiger 
Geste zu »Gnade« bereit: Auch wenn der Ausschluss von Hirche und seinem Kommilitonen 
Helmut Faißt zu Recht ergangen sei, so werde ihnen »in der Erwartung künftigen einwand-
freien Verhaltens« das Doktordiplom ausgehändigt. Hirche, der seinem Aufruf aus dem 
Jahr 1931 getreu nicht vor den »braunen« Amtsträgern zurückgewichen war und auf »die 
Verlautbarungen aller Führer der  NSDAP« gepocht hatte, dass man nur den »gehässigen 
Gegner vernichten« und dem »früheren Gegner die Hand reichen« wolle, hatte einen Erfolg 
gegen die Ministerialbürokratie errungen.699
4.3.2.2 Junge »Alte Kämpfer«: Bergstraessers »Doktorenfabrik«
Einige der Heidelberger nationalsozialistischen Studentenfunktionäre um Studentenführer 
Scheel machten im Dritten Reich schnell Karriere. Unter diesen jungen »Alten Kämpfern« 
befanden sich mehrere, die ihren Doktortitel an der Staats- und Wirtschaftswissenschaft-
lichen Fakultät erworben hatten, so der spätere Reichsfilmintendant im Reichspropaganda-
ministerium, Fritz Hippler, der »Gegnerforscher« im Reichssicherheitshauptamt, Franz 
Alfred Six, und der unmittelbar nach seiner Dissertation ins Propagandaministerium ge-
rufene Paul Hövel. Der »bevorzugte Doktorvater für altgediente NS-Studentenfunktionäre 
und hoffnungsvolle Nachwuchskräfte« war bis zu seiner Entlassung 1935 wegen eines 
»nichtarischen« Vorfahren der Extraordinarius Bergstraesser.700 Der Nationalökonom hatte 
eine große Zahl von Promovenden angenommen, was ihm im Kreis seiner Kollegen den 
696 Hirche an Schuster, 23.12.1933, UA MA A 2 1/1 Bd. 1.
697 Hirche an Schuster, 5.12.; 7.12; 23.12.; 28.12.1933 u. 7.1.1934, UA MA A 2 1/1 Bd. 1.
698 Schuster an Dr. Hirche, 4.1.1934, UA MA A 2 1/1 Bd. 1. Diese Darstellung Schusters wird durch eine eidesstattliche 
Erklärung der Fakultätssekretärin und früheren Sekretärin an der Mannheimer Handels-Hochschule, Luise Ritsert, 
vom 17.6.1946 bestätigt, dass Schuster den sozialistischen Studenten Hirche und Kurt Sansenbacher im Juli bzw. Dez. 
1933 trotz Einspruchs der Studentenschaft die mündliche Doktorprüfung bzw. Promotion ermöglicht habe, GLA KA 
465a-59-3-2931. Studentenführer an Rektor, 21.2.1941, UA HD H-VI-683.
699 Hirche an Schuster, 11.1.1934, UA MA A 2 1/1 Bd. 1.
700 Klingemann: Soziologie. S. 134.
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Ruf einer »Doktorenfabrik« einbrachte. Welche Motive letztendlich hinter der Wahl der 
Doktoranden bzw. der Bereitwilligkeit Bergstraessers standen, ist rückblickend nicht ab-
schließend zu klären. Bergstraesser war unter den Studenten beliebt, seine Vorlesungen 
sehr gut besucht, sein Leumund im Gegensatz zu vielen anderen Lehrern am InSoSta ein 
nationalkonservativer. Gleichzeitig besaß er ein breitgefächertes Portfolio an Interessen-
gebieten und engagierte sich in hohem Maße an der Universität, so z. B. beim akademi-
schen Auslandsdienst. Schließlich war das Gehalt Bergstraessers vergleichsweise niedrig, 
dass die Promotionsgebühren eine willkommene Steigerung der Bezüge darstellten. Seine 
durch seine Abkunft gefährdete Anstellung – hatte ihn doch 1933 allein sein Status als 
schwerverwundeter »Frontkämpfer« vor der Entlassung geschützt – ließen Bergstraesser 
im äußeren Umgang sehr vorsichtig werden, wie die Episode um seinen Doktoranden Karl 
S. zeigt,701 und bilden den biographischen Hintergrund für den von Klingemann geäußer-
ten Vorwurf besonderer Willfährigkeit gegenüber den jungen Funktionären des NSDStB.702
»Auf, Sozialisten, schließt die Reihen!«, Fritz Hippler, Januar 1934
Der Kreisleiter des NSDStB und Oberbannführer im Stab der Reichsjugendführung, Fritz 
Hippler (*1909), hatte sich seine ersten journalistischen Sporen mit kämpferisch-elitären 
Artikeln gegen allzu plumpes Konjunkturrittertum, kriegslüsternen Antiintellektualismus 
und Verwässerung der Forderung nach einem »Deutschen Sozialismus« im »Heidelberger 
Studenten« erworben (Quelle »Sozialismus«, gegenüberliegende Seite).703 
 Seine Überzeugung, dass nach der »Rebellion des gesunden Instinkts« 1933 die »rassi-
sche Qualität« eine der »Grundlagen der wissenschaftlichen Bildung« sei, hinderte Hippler 
nicht daran, als Doktorvater den »Nichtarier« Bergstraesser zu wählen.704 Dieser promo-
vierte den nationalsozialistischen Nachwuchsfunktionär mit einer Arbeit zu »Staat und Ge-
sellschaft bei Mill, Marx, Lagarde. Ein Beitrag zum soziologischen Denken der Gegenwart«. 
Sie erschien 1937 als erster Band in der Reihe »Neue deutsche Wissenschaft«.705 Neben den 
701 Siehe S. 505.
702 Klingemann: Soziologie. S. 134. Um diese Aussage letztgültig zu überprüfen, wäre eine umfassende Studie zum Um-
gang mit führenden Parteimitgliedern bei deren Promotion notwendig. Die Willfährigkeit gegenüber Parteimitgliedern 
hatte ihre Grenzen, wie die Promotion von Othmar Bürger exemplarisch zeigt. Bürger bat im Februar 1935 darum, 
vom Besuch der Vorlesungen zu »Rassenkunde« und »Wehrkunde« befreit zu werden, da er bereits »lange Zeit« als 
»politischen Leiter« in der  NSDAP »des öfteren« Vorträge zu diesen Themen gehört habe. Nach der Zustimmung des 
Gutachters, Volkwirt Schusters, zur Zulassung zur mündlichen Prüfung, scheiterte Bürger wegen »ungenügender Leis-
tungen« an der »Allgemeinen Staatslehre«. Jurist Höhn brach die mündliche Prüfung daraufhin ab. Bürger, Promotions-
gesuch [beinhaltet Gutachten und Protokoll der mündlichen Prüfung], 15.2.1935 u. Bürger an Dekan der Phil. Fakultät, 
15.2.1935, UA HD H-IV-757/36b.
703 Die Schärfe des Angriffes Hipplers auf der Titelseite des »Heidelberger Student« gegen die »reaktionären Trottel« aus 
dem »Stahlgewitter«, sein grenzenloses Vertrauen in den »Friedenswillen« Hitlers und sein Plädoyer für eine Aussöh-
nung mit den marxistischen Arbeitern ist bemerkenswert: »Wer heute noch im Ernst den Krieg als bestes Erziehungs-
mittel für unser Volk empfiehlt, ist ein hoffnungslos reaktionärer Trottel, der nicht weiß, dass die Ausführung seines 
Planes das Ende Deutschlands und Europas sein muss, und dem auch entgangen ist, dass uns zu sehr an friedlichem 
Aufbau gelegen ist, als dass er uns für seine dunklen Pläne gewinnen könnte. […] Wer heute noch dem deutschen 
Arbeiter verübelt, dass er früher einmal Marxist und Klassenkämpfer gewesen ist, der vergisst, dass nicht der Arbeiter 
entrechteter Proletarier sein wollte, sondern der bürgerliche Klassenstaat ihn in diese Rolle hineinzwang, der vergisst, 
dass überhaupt kein deutscher Arbeiter ›Marxist‹ war, sondern das er unter den roten Fahnen der Arbeiterbewegung 
für Freiheit und Gerechtigkeit, für den Sozialismus kämpfen wollte, den auch wir alle ersehnen.« Hippler, Fritz: Unser 
Ziel und Glaube: Die sozialistische Nation. In: Der Heidelberger Student vom 24.1.1934.
704 Der Entfall »voraussetzungsloser« Wissenschaft bedinge, so Hippler, »dass die auf den Hochschulen dozierte Wissen-
schaft allmählich und grundsätzlich – wenn auch sicher in verschieden ausgeprägter Weise – auf die Erkenntnis der Ras-
se und ihrer Werte zu basieren ist.« Hippler, Fritz: Wir und die Wissenschaft. In: Der Heidelberger Student vom 2.6.1934.
705 Herausgeber der Reihe »Neue Deutsche Forschungen« waren der Berliner Anthropologen Hans R. G. Günther, alias 
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weltanschaulichen Gegnern des Nationalsozialis-
mus, Mill und Marx, stand Paul de Lagarde706 als 
Vertreter des »volksbewussten Konservatismus« 
im Mittelpunkt der Untersuchung. Der von  Hippler 
mit Bezug auf Rosenberg als »geistiger Vorläu-
fer des Nationalsozialismus« apostrophierte de 
Lagarde habe allerdings der »neueren Forschung 
über Abstammung und Rasse« entbehren müs-
sen, weswegen er Antisemitismus nicht als »eine 
Sache körperlich-rassischer, sondern wesenhaft 
geistiger-seelischer Vorgänge« begriffen habe.707 
Bergstraesser lobte Hippler für die »Konzentra-
tion«, die dieser »nach Jahren« des »politischen 
Kampfes« aufgebracht habe. Seine Arbeit zeichne 
sich durch »wissenschaftlich-methodisches Kön-
nen, Wahrheitsliebe und historisch-politischen 
Blick« aus, zuletzt eine »unmittelbare Beziehung 
zur Gegenwart« und die Herausarbeitung de 
Lagardes als »Vorläufer des Nationalsozialismus«: 
»Die praktische politische Schulung und die wis-
senschaftliche Begabung des Verfassers haben ge-
meinsam ein gutes Ergebnis gezeitigt«.708  Hippler 
erhielt sein Doktor-Diplom (»sehr gut«) am 6. Au-
gust 1934 verliehen. Er wurde von Goebbels zum 
Reichsfilmintendanten und Leiter der Abteilung Film im Reichspropagandaministerium er-
nannt, wo er für die Produktion des niederträchtigen Propagandafilms »Der ewige Jude« 
(1940) verantwortlich zeichnete.709
»Arbeitsbeschaffung und Wirtschaftsplanung im 
nationalsozialistischen Staat«, Paul Hövel, 1934
Paul Hövel, ein weiterer Funktionär aus den Reihen des NSDStB und langjähriges Mitglied 
der  NSDAP710, wurde wie Six und Hippler von Bergstraesser 1934 mit einer Arbeit über 
»Rassen-Günther«, und der Bonner Philosoph und Psychologe Erich Rothacker. Für die Abteilung II der »Neuen Deut-
schen Forschungen« zeichnete Gunther Ipsen als Herausgeber. Hippler: Staat und Gesellschaft.
706 Zum Antijudaismus des Orientalisten und Kulturphilosophen Paul de Lagarde, eigentlich: P.A. Bötticher (*1827), vgl. 
Mosse: Volk, Reich, Führer. S. 40-54.
707 Aus Sicht de Lagardes sei es sogar möglich, Freundschaft mit einem Juden zu schließen, wenn dieser zum »Deutsch-
tum« konvertiert sei, so Hippler über den »sich rassischen Gesichtspunkten wesentlich verschließenden« Antisemiten 
de Lagarde: »Nicht die rassische Konstitution ist mit einer ihr adäquaten Geisteshaltung verbunden, sondern ungeach-
tet jener vermag diese durch den Willen des einzelnen eine Neugeburt zu vollbringen.« Hippler: Staat und Gesellschaft. 
S. 184/185. So groß sei der Unterschied zum Rassendenken Hitlers allerdings nicht, so Hippler, da dieser gefordert habe, 
nicht auf die »Beschaffenheit und Eignung ihres Trägers« allein »aus einem Inbegriff physischer Merkmale« zu schließen, 
sondern aus dessen »Befähigung den Schluss auf die rassische Eignung« zu ziehen. Ebd. S. 230/231. Vgl. Essner: »Nürn-
berger Gesetze«. S. 55-61.
708 Bergstraesser, Gutachten, 12.2.1934, UA HD H-IV-757/33.
709 Koch: NS-Film. S. 216. Nach Kriegsende veröffentlichte Hippler eine exkulpatorische Autobiographie. Vgl. Hippler: Ver-
strickung.
710 Hövel war von 1920-1931 Mitglied des jungnationalen Bundes (Freischar junger Nation), im August 1931 trat er in die 
 NSDAP ein, Mitgliedsnr. 621.686. Hövel, Lebenslauf, 26.2.1938, BDC PK Hövel, Paul 31.08.04.
Quelle 24 | »Sozialismus!«
»Sozialismus! Die Parole, die früher gefürchtet oder belächelt, 
aber bekämpft wurde, droht heute, allzu populär zu werden 
und damit zu verwässern. Von einer Minderheit getragen und 
siegreich durchgesetzt, kann diese Forderung auch in der 
Zukunft nur von einer Minderheit rein erhalten werden. […] 
Unter der Tarnung ›Nationalsozialismus‹ regt sich der alte Geist 
allzu munter weiter; mannigfaltige Interessen erhalten ihn 
am Leben, die, mit modernen Namen und Etiketten versehen, 
sich in das Neue hinein zu retten versuchen und damit dessen 
Bestand aufs schärfste gefährden. […] Wer die Kunstschöp-
fung von der Gesinnung des Künstlers abhängig macht und 
ungeachtet seiner wahren Leistung und Gestaltungskraft, 
durch Gesinnungsschnüffelei zur Anerkennung oder Ab-
lehnung kommt, ist Kulturbolschewist. Wer im berechtigten 
Kampf gegen liberalen Intellektualismus soweit geht, auch 
eine fruchtbare Geistigkeit abzulehnen, als ausschließliches 
Erziehungsmittel der Jugend Soldatenspielerei zu empfehlen 
und so am Ende das Blendfeuerwerk geistreicher Parlaments-
debatten durch das der permanenten Manöverübung zu 
ersetzen, ist ein Schädling des Volkes: unsere Wehrhaftigkeit ist 
vor allem geistiger und seelischer Natur, und der Friedenswille 
unseres Führers ist uns nicht eine taktische Ausrede, sondern 
innere Notwendigkeit.«
Hippler, Fritz: Unser Ziel und Glaube: Die sozialistische Nation. 
In: Der Heidelberger Student vom 24.1.1934. Neben Artikeln im 
»Kampfblatt« seines Kommilitonen Franz Alfred Six veröffentlichte 
Hippler auch mehrere programmatische Schriften zum Thema 
Jugend und Nationalsozialismus, z. B. Jugend fordert. Junge Gene-
ration zwischen Gestern und Morgen. Oldenburg 1934.
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»Arbeits beschaffung und Wirtschaftsplanung im nationalsozialistischen Staat« »summa 
cum laude« promoviert. Zum Sommersemester 1934 wurde Hövel als planmäßiger Assis-
tent am InSoSta eingestellt.711 Ein knappes halbes Jahr später wurde er nach Berlin beor-
dert: 
»[Der Reichsminister für Volksaufklärung und Propaganda bittet,] seinem Ministerium 
den am Institut für Sozial- und Wirtschaftswissenschaften tätigen Assistenten mit Son-
dervertrag Dr. Paul Hövel sofort für eine kommissarische Beschäftigung auf die Dauer 
von zunächst sechs Monaten zur Verfügung zu stellen.«712
1935 veröffentlichte Hövel eine Monographie zu den »Grundfragen deutscher 
Wirtschaftspolitik«.713 »Das Ziel liege«, so fasste ein Rezensent in den »Monatsheften für 
N.S. Sozialpolitik«, die Arbeit Hövels zusammen, »nicht darin, dass der Staat Unternehmer 
wird, sondern das er beaufsichtigt und plant. […] Gut in der politisch-weltanschaulichen 
Haltung erreicht die Schrift das gesteckte Ziel.«714
»Die politische Propaganda des 
Nationalsozialismus«, Franz Alfred Six, 1934
Im Mai 1934 wurde Franz Alfred Six, Mitglied der  NSDAP seit 1930, späterer Amtsleiter im 
Reichssicherheitshauptamt und Dekan der Auslandswissenschaftlichen Fakultät der Uni-
versität Berlin, an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät promoviert.715 Als 
Fachschaftsleiter am Zeitungswissenschaftlichen Institut führte Six die Kampagne gegen 
Institutsdirektor Hans von Eckardt an. Nach dessen Entlassung wurde er im März 1933 As-
sistent am Institut.716 Six promovierte bei Bergstraesser über »Die politische Propaganda 
des Nationalsozialismus«717: Nach der »organisatorischen und machtmäßigen« »Vernich-
711 GLA KA 235-29821.
712 Hervorhebung wie im Original. MKU an Rektor, 14.11.1934, UA HD B-6681/1. Hövel blieb als Oberregierungsrat in der 
Schrifttumskammer im Reichspropagandaministerium. Er wurde in den ersten Kriegsjahren vom Dienst an der Front 
freigestellt. Die Militärregierung charakterisierte Hövels Person und Funktion 1945 wie folgt: »Well known in the Propa-
gandaministerium. Supervised book-publishing in Germany, and released or suppressed books. Not very intelligent but 
quite good-natured. Member of the Party before 1933, and was a fervent Nazi. He became less fanatical during the war. 
PW last saw him in December 1943.« Propagandaministerium, Personalabteilung, Aktennotiz, 10.8.1942, u. Militärregie-
rung, Aktennotiz »secret«, BDC PK Hövel, Paul 31.08.04.
713 Hövel: Grundfragen. 
714 Rezension zu Hövel: Grundfragen. S. 102. Das Lob über Hövels weltanschauliche Haltung kam nicht von ungefähr. So 
stand z. B. seine Forderung gegen die Warenhäuser in der Tradition nationalsozialistischer wirtschaftspolitischer Pole-
mik: »Eine Bewegung, die den beherrschenden Einfluß des Judentums in der deutschen Wirtschaft nicht mehr länger 
dulden will, muss gegen die Warenhäuser Front machen.« Hövel: Grundfragen. S. 88. Im »Heidelberger Student« forder-
te Hövel 1934 die Kommilitonen zum Kampf für eine »wahrhaft nationalsozialistische Finanzpolitik« auf: »Rücksichts-
loser Kampf allen, die sich uns in den Weg stellen und uns um die Erfüllung der Sehnsucht einer ganzen Generation 
betrügen wollen! Unsere Losung: Der Reaktion mitten ins Herz!« Hövel, Paul: Nationalsozialistische Wirtschaftspolitik. 
In: Der Heidelberger Student vom 27.2.1934.
715 Zur Karriere des »Gegnerforschers« vgl. Hachmeister: Gegnerforscher u. Urban/Herpolsheimer: Six.
716 MKU, Übersicht über Assistenten, 18.5.1934, GLA KA 235-29821.
717 Die Dissertation Six’ war durch die »parteiamtliche Prüfungskommission« und das Propagandaministerium im Mai 1934 
für die Veröffentlichung gesperrt worden. Bötticher an Rektor, 9.11.1936, UA HD H-VI-891/8. Die Arbeit erschien 1936 
mit einem Vorwort Dr. Joseph Goebbels unter dem markigeren Titel »Die politische Propaganda der  NSDAP im Kampf 
um die Macht« und war den »alten Kameraden von der Hochschulgruppe« des NSDStB gewidmet. Six: Vgl. die Stellung-
nahme Six’ in Seeliger: Doktorarbeiten. S. 62-67. Dass die »recht unverhohlene« Nennung der Intentionen nationalsozia-
listischer Propaganda den Grund für die späte Veröffentlichung darstellt, wie Brintzinger mutmaßt, ist fragwürdig, be-
trachtet man die ebenso offen die Grundlagen der Propaganda ansprechenden Beiträge Six’ im »Heidelberger Student«. 
Wahrscheinlicher ist die Interpretation von Urban/Herpolsheimer, die in der »unverhältnismäßig langen Einbehaltung« 
der Arbeiten Six’ die Absicht sehen, die »mangelnde wissenschaftliche Qualität der Arbeiten« zu vertuschen. Urban u. 
Herpolsheimer: Six. S. 179. Hachmeister sieht in diesem Vorgang das Bemühen Six’ am Werke, die schlicht durch Geld-
mangel und Arbeitsüberlastung bedingte Verzögerung zu verklären. Hachmeister: Gegnerforscher. S. 74.
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tung« der politischen Gegner, sei es nun, so der damalige Leiter des »Zentralamts für Presse 
und Propaganda« des Heidelberger NSDStB, Aufgabe der nationalsozialistischen Volksauf-
klärung, die »inneren Gegner« des Regimes »geistig zu überwinden«: »Hier liegt die Kunst 
der Beherrschung der öffentlichen Meinung durch den autoritären Staat, an die Stelle des 
liberalen Wechselspieles der öffentlichen Meinung [...] hat die Führung der öffentlichen 
Meinung zu treten.«718 In einem langen Artikel über »Presse und Propaganda. Struktur und 
Entwicklung der nationalsozialistischen Presse« im »Heidelberger Studenten« fasste Six sei-
ne »Ergebnisse« in verblüffender Offenheit zusammen:
»Es lag der [ ›Kampfzeitung‹ und dem ›Agitator der Straße‹] nichts daran, die objektive 
Wahrheit festzustellen oder über die Einzelheiten des Tages zu berichten, sondern sie 
wollte in fanatischer Unduldsamkeit die Ideen des Nationalsozialismus publizistisch 
verbreiten und vertiefen. Die Weltanschauung mußte in der Tendenz der Zeitung 
verankert sein und die Kampfmethoden den allgemeinen der Bewegung angepaßt 
werden.«719
Über das durch Goebbels in die Welt gesetzte »große Schlagwort der national-
sozialistischen Presseoffensive« »Glaubt ihnen nicht, die Journaille lügt! Die Gazetten! Sie 
lügen, weil sie lügen müssen! Sie sind bestochen! Sie sind Juden!« wusste Six zu berichten: 
»Diese eintönige, aber die Gehirne der Masse zersetzende Wiederholung verfehlte ihren 
Zweck nicht.«720
In seinem Gutachten lobte Bergstraesser den »Gehalt an durchdachtem Erlebnis« und 
die »Verbindung äußerster Realistik und analytischer Kühle [...] mit leidenschaftlicher An-
teilnahme«. Die Leistung Six’ sei »um so höher [...] anzuerkennen«, weil diese »unter der 
starken dienstlichen und politischen Inanspruchnahme [...] etwas [...] gelitten habe.«721 
Bergstraesser vergab die Note 2(-3) für die nach Six’ Biographen Hachmeister »in Zeiten 
normaler Bewertungssysteme kaum als Proseminararbeit durchgegangene« Dissertati-
on.722 Aus Sicht Six’ war dieses Wohlwollen gegenüber dem »alten nationalsozialistischen 
Kämpfer« gerechtfertigt, schließlich hätten diese einen Anspruch auf eine Vorzugsbehand-
lung erworben: So hätten sie »durch den Willen des Führers in der Kampfzeit [ihre] gesamte 
Kraft auf die Erringung der Macht im Staate konzentriert und alle wissenschaftlichen und 
auszubauenden geistigen Vorbereitungsmaßnahmen zurückgestellt und vernachlässigt« 
und müssten nun – nach »Errichtung des nationalsozialistischen Staates« – die Chance be-
kommen, die »Lücke« zu den apolitisch gebliebenen Fachleuten zu schließen.723
Dr. phil., rer. pol. und rer. oec.4.3.2.3 
Die Handelshochschule Mannheim hatte 1929 das Promotionsrecht erhalten, zwei Jahre 
nachdem mit der Berliner Handelshochschule 1927 die erste wirtschaftswissenschaftliche 
718 Six: Presse. S. 66.
719 Six, Franz Alfred: Presse und Propaganda. Struktur und Entwicklung der nationalsozialistischen Presse. In: Der Heidel-
berger Student vom 16.2.1934.
720 Ebd. In den Pflichtveranstaltung der Fachschaft Zeitungswissenschaftler in denen die Studenten lernen sollten, das 
»aus seiner Fakultät mitgebrachte Wissen im Sinne der Volksaufklärung und Propaganda zu mobilisieren«, trug Six 
ebenfalls über »Die Geschichte der NS.-Presse« vor. Dienst an der Wissenschaft, Fachschaftsarbeit. In: Der Heidelberger 
Student vom 27.2.1934.
721 Bergstraesser, Gutachten, UA HD H-IV-757/34.
722 Hachmeister: Six. S. 73/74.
723 Six: Nachwuchs und Auslese. S. 196.
222
Fachhochschule das Recht erhalten hatte, die Doktorwürde, Dr. rer. oec., zu verleihen.724 
Nach dem Aufgehen in der Heidelberger Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät 
nahmen die Mannheimer Professoren für eine Übergangszeit noch Doktorprüfungen nach 
der Promotionsordnung der Mannheimer Handelshochschule ab. Das InSoSta verlieh den 
Doktor der Staatswissenschaften, Dr. rer. pol., bzw. den Dr. phil. Nach einer Übergangszeit, 
in der an Absolventen der Handelshochschule auch der Dr. rer. oec. und an Heidelberger 
Studenten der Dr. phil. verliehen wurde, promovierte die Staats- und Wirtschaftswissen-
schaftliche Fakultät diplomierte Volkswirte, Betriebswirte, Kaufleute und Handelslehrer 
ausschließlich zum Dr. rer. pol..725 Am 15. März 1938 wurde die neue Promotionsordnung 
erlassen, die die Trennung zwischen Dr. rer. pol. und Dr. rer. oec. aufhob. Von Absolventen 
einer Fach-, Handels- oder technischen Hochschule wurde ein zweisemestriges Studium an 
der Universität Heidelberg gefordert.
Promotionen in Zahlen4.3.2.4 
Von 1934 bis Ende März 1945 wurden nach Aktenlage 328 Promotionsverfahren eingeleitet 
(siehe Aufstellung S. 648).726 Von den eingereichten Doktorarbeiten wurden 9 (≈ 3%) nach 
Einleitung des Promotionsverfahrens als »ungenügend« und »unwissenschaftlich« zurück-
gewiesen und das Verfahren von Seiten der Universität beendet. Zwei zeitliche Höhepunkte 
in der quantitativen Entwicklung der mündlichen Prüfungen fallen ins Auge: Neben einem 
Höhepunkt 1935 fällt vor allem das absolute Maximum 1939 auf, das sich aus dem Wunsch 
vieler Studenten nach einer beschleunigten Promotion vor dem Einzug zur Wehrmacht er-
klärt. Der Tiefpunkt in der Zahl der mündlichen Doktorprüfungen wurde 1942 und 1943 
erreicht (Diagramm Promotionen, S. 225). Wehrmachtsurlaub zur Fertigstellung der Arbeit 
und zur mündlichen Prüfung wurde im dritten Kriegsjahr in den nicht »kriegswichtigen« 
Wirtschaftswissenschaften nur noch in Ausnahmefällen gewährt. Dennoch stieg die Zahl 
der Doktorprüfungen nach dem absoluten Tiefpunkt 1942 bis Kriegsende wieder an. 
Der Zeitraum zwischen der mündlichen Prüfung und der Verleihung der Doktordiplo-
me nach erfolgter Drucklegung wurde im Krieg durch die schrittweise Reduzierung der 
Zahl der abzugebenden Pflichtexemplare von 200 über 150 bis zuletzt 8 maschinenschrift-
lichen Exemplaren verkürzt. In einigen Fällen, bei denen das einzige Manuskript durch ei-
nem Bombenangriff verbrannt war, wurde auf die Drucklegung vollständig verzichtet. Die 
Zahl der mit der Verleihung des Doktordiploms abgeschlossenen Promotionsverfahren er-
reichte ein Maximum im Zeitraum von Januar bis März 1945. Die große Zahl der im Krieg 
ausgestellten Doktordiplome provozierte bereits Ende 1942 den Widerspruch des Wiener 
Wirtschaftswissenschaftlers Leopold Mayer, der in einer Denkschrift die »Verwässerung« 
des Doktortitels beklagte:
»Es mag menschlich da und dort einmal nicht leicht fallen, einem schwer betroffenen 
Krieger sagen zu müssen, daß er besser tue, sich nicht um die Promotion zu bemühen, 
724 Scheel: Doktorprüfung. S. 1129.
725 Vereinzelt finden sich in den Akten auch noch Promotionen von Juristen. Vgl. Liste der Promotionen im Anhang, S. 648.
726 Die im Universitätsarchiv Heidelberg vorhandene Kartei der Promotionen an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftli-
chen Fakultät ist nicht vollständig. Die nachfolgenden Zahlen beruhen auf der Erfassung der einzelnen, unter der Signa-
tur H-VI-852 geführten Akten zu den einzelnen Promotionsverfahren zum Dr. rer. pol.
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aber es geht hier nicht um den einzelnen Kandidaten, sondern um das ganze Ansehen 
der Hochschulen und der Wirtschaftswissenschaft.«727
Allein in den letzten Tagen zwischen dem 1. März 1945 und dem Einmarsch der Ameri-
kaner am 30. März 1945 verlieh die Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät den 
Titel eines Doktors der Staatswissenschaften an 39 Studierende.728 Welche Schwierigkeiten 
die Doktoranden Ende März 1945 erwarteten, zeigt das Beispiel der Diplom-Dolmetsche-
rin Irma Sch., deren Referent Thoms zwischen der mündlichen Prüfung und dem Nachhol-
termin verhaftet wurde, so dass LeCoutre die Wiederholungsprüfung abnehmen musste. 
Gleichzeitig weist ihr Fall darauf hin, dass anscheinend eine unbekannte Anzahl von Dok-
tordiplomen zurückdatiert wurde: Denn obwohl Thoms erst am 5. April 1945 verhaftet wur-
de, trägt ihr Doktordiplom wie so viele andere das Datum des 28. März 1945.729
Insgesamt wurden 30 Frauen (≈ 9%), zumeist Diplom-Handelslehrerinnen, zum Dr. rer. 
pol. promoviert. Die Luxemburgerin Ilse-Maria Erbrich absolvierte als erste Frau ihre münd-
liche Prüfung im Februar 1935 (»›Typische Frauenarbeiten‹«).730 Neben Erbrich wurde noch 
Margarete Muths vor Kriegsbeginn im Jahr 1938 (Thema: »Die deutsche Fettlücke und die 
Möglichkeit ihrer Schließung durch die Rückgewinnung der ehemaligen deutschen Kolo-
nien«) promoviert. Alle 23 weiteren Promotionen von Frauen wurden im Krieg vollzogen, 
davon sieben Ende 1944 und Anfang 1945.
Diplom-Betriebswirte und Diplom-Kaufleute stellten mit 178 Kandidaten die überwie-
gende Mehrheit der Doktoranden (≈ 54%), Diplom-Volkswirte mit 98 Personen (≈ 30%) die 
zweite große Gruppe dar. Die übrigen Doktoranden rekrutierten sich aus den Reihen der 
Diplom-Handelslehrer, Diplom-Dolmetscher und Juristen.731 Das Übergewicht der kauf-
männischen Doktoranden spiegelte sich nicht in dem durch den gewählten Referenten 
zu bestimmenden Schwerpunkt der Doktorarbeit wieder. Die Professoren der Volkswirt-
schaftslehre und Nationalökonomie betreuten 185 Arbeiten (≈ 60%), ihre Kollegen aus 
dem Betriebswirtschaftlichen Seminar 123 Arbeiten (≈ 40%).732 Der am häufigsten ge-
727 Leopold Mayer, Hochschule für Welthandel, Wien, Studien-, Prüfungs- und Hochschulreform für die Wirtschaftswissen-
schaften, Berichte und Vorschläge, erstattet auf der Handels- und Wirtschaftshochschulkonferenz in Wien am 26. und 
27. November 1942 [Hektogramm], UA HD H-VI-808. S. 13.
728 Die Verleihung des Doktortitels an Victor Zahn erfolgte posthum. Der Student Werner Zöller, der sich im Februar 1945 
zur Promotion angemeldet hatte, legte seine Prüfung zum Diplom-Volkswirt unmittelbar vor der mündlichen Doktor-
prüfung ab.
729 UA HD H-VI-852.
730 In ihrem Schlusswort über »Die arbeitende Frau im neuen Staat« wandte sich Erbrich gegen den Einsatz der Frau in ihr 
»wesensfremden Berufen«: »Die erhöhte weibliche Erwerbstätigkeit […] ist nicht nur vom Standpunkt der Gesundheit 
der Frau und damit von der Volksgesundheit wenig erfreulich, sondern auch im Hinblick auf die Stellung der Frau zu 
ihrer Familie, ihrem Haushalt und zu ihren Kindern. Wenn die Frau im Erwerbsleben tätig sein muss, um ihr Leben zu 
erhalten, so ist sie nach den eigentlichen weiblichen Berufen zu lenken, wo sie mehr Befriedigung finden wird, als in 
den so genannten Männerberufen.« (S. 90) Das primäre Ziel der deutschen Frau sei es aber, »Ehekameradin und Mutter« 
zu sein, während der Mann – in Bezug auf Rosenberg – »Richter, Soldat und Staatslenker« zu sein habe (S. 88). Während 
im Schlussteil der Rückzug der Frau aus den »Männerberufen« gefordert wird, plädierte Erbrich in der Einleitung hinge-
gen für eine im Jargon der Zeit »liberalistische« Lösung: »Der Konkurrenzkampf zwischen Mann und Frau, der je nach 
den Arbeitsgebiete mehr oder weniger in Erscheinung tritt, muss und kann nur durch die bessere Leistung entschieden 
werden« (S. 13). Die Arbeit wurde im Februar 1932 begonnen, der empirische Teil der Untersuchung bezieht sich zum 
größten Teil auf Quellen vor 1933. Das zeitgeistige Schlusswort wurde an die Arbeit nach 1933 schlicht angehängt, 
ohne die restliche Arbeit zu verändern – die Anführungszeichen um »Typische Frauenarbeit« könnten also tatsächlich 
ironisierend verstanden werden. Erbrich: Frauenarbeiten.
731 Eine genaue Übersicht über die Abschlüsse der übrigen Doktoranden kann aus der Aufstellung der Doktoranden im 
Anhang gewonnen werden. Siehe S. 648.
732 Leider waren nicht alle Akten insoweit vollständig, dass der Referent in allen Fällen zu bestimmen war. So dient hier nur 
die Zahl von 308 Arbeiten als Berechnungsgrundlage.
224
wählte Referent war Schuster, der als einziger 
der Professoren von der Gründung bis Ende 
der Staats- und Wirtschaftswissenschaft-
lichen Fakultät Doktorprüfungen abnahm. Er 
schrieb zu 107 Doktorarbeiten, einem knap-
pen Drittel aller abgegebenen Arbeiten, das 
erste Gutachten.733
Unter den Doktoranden stammten 18 
Personen (≈ 5%) nicht aus dem Deutschen 
Reich. Mit sieben Personen – entsprechend 
ungefähr einem Drittel der ausländischen 
Promovenden – bildeten diejenigen aus der 
Golfregion, Irak und Iran sowie der Türkei 
die größte Gruppe unter den ausländischen 
Studenten. Die zweitgrößte Gruppe stamm-
te aus West- und Nordeuropa (Luxemburg, 
Elsass, Lothringen, Belgien, Holland, Norwe-
gen). Weitere Doktoranden kamen aus Ost-
europa (Rumänien, Bulgarien, Estland) und 
aus Süd- und Südwestafrika.
Gewählte Themen4.3.2.5 
Die Orientierung vieler Arbeiten zum aktu-
ellen wirtschaftlich-politischen Geschehen 
ist bereits anhand der Titel der Arbeiten of-
fensichtlich. So wurden »Die Maßnahmen 
der nationalsozialistischen Regierung zur 
Ordnung der Eierindustrie« (1936) ebenso untersucht wie »Arbeitsbeschaffung und Finan-
zordnung in Deutschland« (1936) und »Die Finanzierung der deutschen Lieferungen nach 
Sowjet-Rußland in den Jahren 1925-1936« (1938).734
Die weitgehende Preisbindung und die Festsetzung der Löhne im Rahmen des fort-
schreitenden wirtschaftspolitischen Dirigismus beruhten auf einer Vielzahl von wissen-
schaftlichen und staatlichen Studien, die um die Berechnung der Bemessungsgrundlagen 
und Selbstkosten, im weiteren Sinne um das jahrhundertealte Problem des »iustum pre-
tium«, des »gerechten Preises«, bemüht waren735: »Die kausal-mechanistische Auffassung 
der Preise wird vom Nationalsozialismus abgelehnt, denn es soll nicht der Marktzufall 
herrschen. […] Von Anfang an war die Forderung des ›gerechten‹ und ›angemessenen‹ 
Preises erhoben worden.«736 Die Heidelberger Doktoranden begleiteten die Entwicklung 
733 Die weiteren Referenten in den Promotionenverfahren zum Dr. rer. pol. im Überblick: Brinkmann (48), Thoms (40), Som-
merfeld (33), Bergstraesser (14), Sandig (13), LeCoutre (11), Lysinski (11), Waffenschmidt (8), Wendt (7), Fleege-Althoff 
(7), Kirschner (4), Sieber (4) und Jecht (1). Bezöge man die Promotionen zum Dr. phil. mit ein, so hätte Bergstraesser eine 
sehr viel höhere Anzahl von betreuten Arbeiten aufzuweisen.
734 Mitteilungen der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät Nr. 7, o. D., UA HD H-VI-218/2.
735 Zur Steuer-, Lohn- und Preispolitik siehe Barkai: Wirtschaftssystem. S. 173-185.
736 Friedrich Bülow 1934, zit. nach Barkai: Wirtschaftssystem. S. 185.
 Alte Ordnung Neue Ordnung
insgesamt
 rer. pol. rer. oec  Mannheim
rer. oec. 
Heidelberg   
Thoms  8 11 19
Schuster 19 15 28 18 80
Brinkmann 23 1 16 40
Fleege-Althoff  4 1 5
Lysinski  3 2 5
Sandig   2 2
Rittig   5 5
Waffenschmidt 5  2 7
Wendt 2 3 3 8
Reutter   1 1
Flaskämper 1   1
Sommerfeld  8 18 9 35
Bergstraesser 12   12
Tuckermann  2 1  3
Ludewig  5   5
Le Coutre  15 8  23
 62 45 74 70 251
Tabelle 4 | Promotionen zum Dr. rer. oec./rer. pol. 1933-1940
Promotionen an der Handelshochschule Mannheim und an der staats- und 
wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Universität Heidelberg, Sommerse-
mester 1933 bis 2. Trimester 1940.
Quelle: H-VI-218/1, Mitteilungen der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen 
Fakultät Nr. 6 und undatierter, handschriftlicher Entwurf.
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mit zahlreichen Arbeiten, so zum Beispiel zu »Der Kostenvergleich als Mittel der Errech-
nung angemessener Selbstkosten« (1939), »Die Herstellkosten nach LSÖ und ihre steuer-
liche Bedeutung« (1941) und »Gewinn und Kosten« (1944). Fragen der Weltwirtschaft oder 
spezielle volkswirtschaftliche Probleme anderer Länder, vor allem Frankreichs, wurden in 
etwa 10% aller Arbeiten untersucht, waren aber als Themen wohl nicht zuletzt aufgrund 
der schwierigen Quellen- und Informationslage weniger beliebt. Nach September 1939 
konzentrierten sich die Arbeiten auf den Kriegseinsatz der deutschen Wirtschaft, beispiels-
weise »Die Finanzierung der Rüstungsindustrie« (1944), »Die Auswirkungen des Krieges 
auf das Wirtschaftsleben eines Industriebetriebes« (1941), »Aufgaben und Gestaltung der 
deutschen Wirtschaftswerbung im Kriege« (1941) und »Die kriegswirtschaftliche Leistung 
der deutschen Kunstfaserindustrie« (1944).
Schuster hatte aufgrund der Hilfskraftgelder der Reichsarbeitsgemeinschaft für Raum-
forschung ebenso wie Brinkmann die Möglichkeit, eine Vielzahl von entsprechenden 
Studien zu finanzieren, die als Doktorarbeiten veröffentlicht wurden. Einige der Schriften 
wurden in der institutseigenen Reihe »Untersuchungen zur Wirtschaftsstruktur« publiziert 
(siehe Quelle S. 364). Sicherlich spielten neben den finanziellen Anreizen zudem die gu-
ten Berufsaussichten für (Raum-) Planer eine Rolle. Ausgehend vom Titel der abgegebenen 
Doktorarbeiten sind ungefähr 40 Arbeiten dieser Kategorie zuzuordnen.
Diagramm 2 | Promotionen 1934-1945
Promotionen zum Dr. rer. pol. an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät von März 1934 bis März 1945 (Datum der 
mündlichen Prüfung), UA HD H-VI-852. Eine Aufstellung aller Promotionen findet sich im Anhang ab S. 648.
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Die großzügige finanzielle Ausstattung der im Krieg gegründeten Institute, des Instituts 
für Großraumwirtschaft und des Instituts für Betriebswirtschaft des Fremdenverkehrs, er-
laubte die Anstellung mehrerer Doktoranden als wissenschaftliche Hilfskräfte. Während die 
Lehrkräfte entweder Kriegsdienst leisteten oder wegen Überlastung durch die Lehre nicht 
die Möglichkeit hatten zu forschen, trugen die Doktoranden bis Kriegsende maßgeblich 
zu den wissenschaftlichen Erträgen der neu gegründeten Institute bei. So promovierten 
in Thoms’ Abteilung im Institut für Großraumwirtschaft u. a. der Diplom-Kaufmann Walde-
mar Dröge über »Die Beschäftigung fremdvölkischer Arbeitskräfte in deutschen Betrieben« 
und die Diplom-Handelslehrerin Irene Günther über »Das deutsche Arbeitsethos und seine 
Auswirkung auf die betriebliche Leistung mit einem Ausblick auf die Verwirklichung einer 
raumeuropäischen Arbeitsgemeinschaft«.737 
Doktorarbeiten, deren Titel bzw. Aufgabenstellung vom Einfluss des Nationalsozialismus 
zeugen, stellen rund 5% der erfassten Schriften. Zu mindestens sieben Arbeiten finden sich 
Anfragen der »Parteiamtlichen Prüfungskommission zum Schutze des NS-Schrifttums«, in 
denen diese ihr Ansinnen kundtat, die Arbeiten in ihrer monatlich erscheinenden »NS-
Biblio graphie« aufzuführen.738 Die 1940 an Schusters Seminar verfasste Arbeit des Diplom-
Kaufmanns Paul Todt über »Kartelle und Marktordnung« wurde in der »NS-Bibliographie« 
beworben: 
»Der Verfasser legt dar, daß die privatwirtschaftlichen Kartelle im Rahmen der Neu-
ordnung der Wirtschaft durch den Nationalsozialismus einen Gestalt- und Funk-
tionswandel durchgemacht haben. Aus Machtgebilden zur gruppenegoistischen 
Marktbeherrschung sind sie zu einem auch heute noch unentbehrlichen zusätzlichen 
Hilfsmittel der staatlichen Wirtschaftsführung geworden.«739 
Die vom »Chef der Kanzlei des Führers«, Philipp Bouhler, geleitete, 1934 gegründete 
Dienststelle hatte die Aufgabe, das nach der »Machtergreifung« überhand nehmende 
»Konjunkturschrifttum« zu bekämpfen und verbindliche Empfehlungen zum Aufbau einer 
nationalsozialistischen Bibliothek zu liefern.740 Die »parteiamtliche Prüfungskommission« 
verstand sich vorderhand nicht als Zensurbehörde, wollte man doch 
»nicht eine Fehlentwicklung in der Richtung [herbeiführen], daß das wissenschaftli-
che Schrifttum sich beengt fühle und dadurch zur Unwahrhaftigkeit verleitet werde. 
Es muß vermieden werden, daß aus der Befürchtung heraus, irgendwie anzustoßen, 
bestimmte politische und kulturpolitische Fragen überhaupt nicht mehr bearbeitet 
würden oder daß an diese Fragen von vornherein mit einer allzu gefärbten Tendenz 
(150%ig) herangegangen würde.«741 
Nach einer Vereinbarung zwischen der »parteiamtlichen Prüfungskommission« und 
dem REM wurden nur diejenigen Dissertationsschriften unmittelbar an die Parteikanzlei 
weitergeleitet, die Probleme, Fragen, Ziele und Leistung der NSDAP behandelten.742 Die 
Fakultät scheint kein großes Interesse an der Aufnahme der Arbeiten in die »NS-Biblio-
graphie« gehabt zu haben; so musste die »Parteiamtliche Prüfungskommission« die Fakul-
737 Thoms, Institut für Großraumwirtschaft an der Universität Heidelberg. Arbeitsbericht für das Jahr 1942/43, ohne Datum 
[ca. November 1943], GLA KA 235-29958.
738 UA HD H-VI-853.
739 Ebd.
740 Enzyklopädie des Nationalsozialismus. S. 635. 
741 REM, Aktennotiz: Zusammenarbeit mit der Parteiamtlichen Prüfungskommission zum Schutze des NS-Schrifttums, 
20.11.1937, BA R 4901-14003.
742 REM, Aktennotiz, 21.6.1939, BA R 4901-14003.
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tät im September 1943 mahnen, »in Zukunft 
Dissertationen mit nationalsozialistischen 
Fragestellungen« frühzeitig zu melden.743 
Laut Aussage der Dekanatssekretärin Ritsert 
aus dem Jahr 1947 forderte die »Parteiamtli-
che Prüfungskommission« zudem ausführli-
che Gutachten über Doktoranden bei Dekan 
Thoms ein, was dieser abgelehnt habe.744 Der 
Dekan habe höchstens die Note bekannt ge-
geben. 
Im 4. Beiheft zur »NS-Bibliographie« – 
»Hochschulschrifttum« –, das anhand von 
320 »positiv« bewerteten Promotions- und 
Habilitationsschriften aus den Jahren 1939 
bis 1941 zeigen sollte, »in welchem Umfan-
ge nationalsozialistische Fragestellungen 
zum Gegenstand wissenschaftlicher Unter-
suchungen gemacht werden und wie auch 
hier der tiefe Wandel unseres geistigen und 
seelischen Lebens, wie er durch die natio-
nalsozialistische Revolution bedingt ist, sich 
immer deutlicher offenbart«, sind auch 23 
Schriften aus Heidelberg aufgeführt.745 Der 
Großteil der Schriften (14) entstammte dem 
Juristischen Seminar, drei der Staats- und 
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät746 (Quelle »NS-Bibliographie«, nebenstehend) und 
vier der Philosophischen Fakultät.747 In der höchsten Kategorie der »politisch besonders 
herauszuhebenden« Schriften wurde keine Dissertation aus der Staats- und Wirtschafts-
wissenschaftlichen Fakultät geführt.
743  NSDAP, Parteiamtliche Prüfungskommission zum Schutze des Ns. Schrifttums an Dekan, 29.9.1942, UA HD H-VI-853.
744 Ritsert, Eidesstattliche Erklärung vom 15.1.1947, GLA KA 465a-59-54-480.
745 Bouhler: NS-Bibliographie, 4. Beiheft. S. 1.
746 Mit seiner Themenwahl hatte sich der Doktorand Schusters, Erich Lei, auf ein weltanschauliches Minenfeld vorgewagt 
(siehe S. 202). In seiner Schrift über »Autoritärer Staat und Steuersystem« begründete Lei die moralische Pflicht der 
Wirtschaft zur Abgabenzahlung mit den Leistungen des nationalsozialistischen Staates: »Der die Wirtschaft lenkende 
Staat hat dem Unternehmer manche Sorge abgenommen, so z. B. die Dauer der Konjunktur, das aus der Weltmarktab-
hängigkeit entspringende Risiko usw. Diese Tatsache verpflichtet andererseits den Unternehmer, seiner steuerlichen 
Leistungspflicht voll und ganz zu genügen.« (S. 80). Gleichzeitig sei der nationalsozialistische Staat aber gefordert, seine 
Verwaltungskosten zu senken und die Bürokratie zu verschlanken, um Kosten und Steuergelder zu sparen (S. 80/81). 
Diese so offenkundig liberalen Forderungen zusammen mit der nach einem transparenten und ausgeglichenen Staats-
haushalt mussten vor dem Hintergrund der sich seit 1933 stetig wachsenden Planungs- und Lenkungsmolochs und der 
explodierenden, offenkundigen Staatsverschuldung (siehe Anm. 154, S. 274) trotz aller Hymnen auf den »Führer« und 
den nationalsozialistischen Staat befremdlich wirken (siehe Quelle »NS-Bibliographie«, nebenstehend). Lei: Steuersys-
tem.
747 Arbeiten von Doktoranden der medizinischen und der theologischen Fakultät der Heidelberger Universität wurden in 
der »NS-Bibliographie« jemals einmal aufgeführt, die mathematisch-naturwissenschaftliche Fakultät wurde nicht er-
wähnt.
Quelle 25 | »NS-Bibliographie«
Baltzer, Karl: Die Stadtrandsiedlung in Heidelberg. Eine Untersuchung 
über die wirtschaftliche und soziale Lage der Stadtrandsiedlung zu Hei-
delberg und Eberbach. Heidelberg 1940. 105 s., Diss. vom 13.12.1939: 
»Wissenschaftliches Material zum Problem der Stadtrandsiedlung, das 
Verf. auf Grund zahlreicher Fragebogen zusammengetragen hat. – Die 
Untersuchung stellt fest, daß sämtliche Siedler des behandelten Gebie-
tes in besseren wirtschaftlichen und sozialen Verhältnissen leben als vor 
der Ansiedlung; das Ausmaß der Verbesserung schwankt jedoch nach 
der persönlichen Tüchtigkeit und Befähigung der einzelnen Siedler. Die 
Arbeit ist ein Beitrag zu den Fragen der heutigen Wohnungsbaupolitik. 
Es wäre wertvoll gewesen, wenn Verf. seine Ergebnisse hinsichtlich des 
Siedlungsgedankens noch mehr ausgewertet hätte.«
Härtling, Else: Die Lage der erwerbstätigen Frau unter besonderer 
Berücksichtigung der gehobenen Berufe und der arbeitseinsatzpoliti-
schen Fragen. Mannheim 1941. 69 S., Diss. vom 27.3.1940: »Guter Bei-
trag zum Problem der Erwerbstätigkeit der Frau. Statistisches Material. 
– Ausgehend von der geschichtlichen Entwicklung der Frauenberufe, 
behandelt Verfasserin die wirtschaftliche Stellung der Frau in der Ge-
genwart. Die Arbeit umreißt Wesen und Bedeutung des Arbeitseinsat-
zes der Frau in kultureller wie wirtschaftspolitischer Hinsicht.« 
Lei, Erich: Autoritärer Staat und Steuersystem. Speyer am Rhein 1940. 
85 S., Diss. vom 24.2.1939: »Versuch, die Frage zu beantworten, ob dem 
autoritären Staat ein bestimmtes Steuersystem entsprechen muss. Verf. 
kommt im wesentlichen zu richtigen Ergebnissen, wenn auch seinen 
Vorschlägen nicht immer zugestimmt werden kann. – Die Arbeit stellt 
den Grundgedanken, die das Steuersystem im Großdeutschen Reich 
beherrschen, treffend heraus. Er schildert die Unterschiede, die sich 
im Führerstaate gegenüber dem liberalen Staate ergeben, und hebt 
besonders hervor, daß im Großdeutschen Reich im Gegensatz zu früher 
die politischen Belange weitgehend berücksichtigt wurden.«
Zusammenstellung nach Bouhler: NS-Bibliographie, 4. Beiheft.
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Veröffentlichungspflicht4.3.2.6 
Eine große Hürde stellte für viele der Doktoranden die Pflicht zur Veröffentlichung ihrer Ar-
beit dar. Nach der ab 1938 geltenden Promotionsordnung musste jeder Doktorand binnen 
Jahresfrist nach Ablegung der mündlichen Prüfung 150 Exemplare einreichen, um mit Aus-
händigung des Doktordiploms das Recht zu erhalten, den Doktortitel zu führen. Zu Beginn 
des Krieges am 4. September 1939 erging ein Erlass des REM, dass den Rektoren weitge-
hend freie Hand hinsichtlich der Auflagen zur Promotion verlieh: 
»Die Rektoren werden ermächtigt, für diejenigen Studierenden, die auf Grund der 
gegenwärtigen Zeitumstände ein berechtigtes Interesse dafür glaubhaft machen, Aus-
nahmen von allen formellen und materiellen Bestimmungen der Promotionsordnun-
gen zu bewilligen, sofern hierdurch der Zweck der Prüfung als Nachweis erfolgreicher 
wissenschaftlicher Arbeit und Reife nicht wesentlich beeinträchtigt wird.«748
Zwei Wochen später folgte die ergänzende Bestimmung, die es dem Rektor gestatte-
te, nach Erfüllung der Promotionsleistungen, Abgabe der Arbeit und mündliche Doktor-
prüfung, »in Sonderfällen« das Doktordiplom auszuhändigen, auch wenn die Drucklegung 
der Arbeit noch nicht erfolgt war.749 Nach Aktenlage wurden die Auflagen an der Staats- 
und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät in den ersten Kriegsjahren aber keinesfalls so 
großzügig behandelt, wie die ministerialen Erlässe dies suggerieren mögen.750 Die Erlaub-
nis zum vorzeitigen Führen des Doktortitels wurde selten eingeräumt. Auf dem Druck der 
Arbeiten wurde bestanden, auch wenn die Zahl der Pflichtexemplare schrittweise von 200 
auf 150 und schließlich 75 herabgesetzt wurde. Erst in den letzten Kriegsmonaten wurde 
auf die Drucklegung vollständig verzichtet. Es genügte nun die Abgabe von acht maschi-
nenschriftlichen Kopien zum Erhalt des Doktordiploms.751
Gutachten und Gutachter4.3.2.7 
Prüfung der »Weltanschauung«?
Unter den Gutachten zu den an der fehlenden wissenschaftlichen Qualität gescheiterten 
Promotionen findet sich keines, in dem die Ablehnung ausschließlich mit der Unverein-
barkeit der Arbeit mit der nationalsozialistischen Weltanschauung begründet wird. Auch 
Wendt und Thoms, die sich in ihren eigenen Veröffentlichungen als kompromisslose 
National sozialisten präsentieren, enthielten sich in allen stichprobenartig untersuchten 
Gutachten weitgehend jeder negativen Kommentierung der politischen »Haltung« der 
Doktoranden. Dass eine Vorauswahl der Doktoranden durch ihre Referenten und vice ver-
sa nach dem vermuteten Stellenwert, den der spätere Gutachter dem Nationalsozialismus 
in der Wissenschaft einräumte, stattgefunden hätte, ist nicht mehr feststellbar, aber sehr 
wahrscheinlich. Mit ihrem eigenen politischen Standpunkt hielten die Doktorväter nicht 
grundsätzlich hinter dem Berg. So lobte Wendt die Arbeit »Die betriebliche Sozialpoli-
748 REM an Rektor, 4.9.1939, UA HD H-VI-850/2. Einen Tag später folgte ein gleichlautender Erlass bezüglich u. a. der Dip-
lomprüfung für Volkswirte, Handelslehrer und Kaufleute.
749 REM an Rektor, 18.9.1939, UA HD H-VI-850/2.
750 Für die sich auf die Erlässe des REM stützende Aussage Brintzingers, dass besonders Kriegsteilnehmern von der Ver-
öffentlichungspflicht »sehr großzügig« befreit wurden, finden sich in den Promotionsakten für die ersten Kriegsjahre 
kaum Hinweise. Brintzinger: Nationalökonomie. S. 198/199.
751 Dekan an Krauss, Willy, 23.11.1944, UA HD H-VI-856.
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tik als völkische Gemeinschaftsaufgabe« seines Doktoranden Holger Jahn als einen Bei-
trag zu einer der »wichtigsten Fragen des Betriebslebens« im Nationalsozialismus: »Jeder 
Arbeits kamerad muss an seinem Arbeitsplatz merken, dass etwas anders geworden ist in 
Deutschland.«752 Brinkmann und Schuster begeisterten sich für Ruth Kirchers »ausgezeich-
nete« Studie über »Nordirland. Die politische und wirtschaftliche Entwicklung der sechs 
Grafschaften nach der Trennung vom nationalen Irland«:753 Die »deutsche Nationalsozialis-
tin« habe, »von der Unnatürlichkeit der nordirischen Sonderstaats- und Wirtschaftsbildung 
überzeugt«, die »ungeheure Spannung des politischen Kampfes zwischen [den britischen 
Stellen] und dem national-irischen Standpunkt« herausgearbeitet und sich trotz der Tatsa-
che, dass sie sich — obwohl sie »ganz mit dem völkisch-autarkistischen Ideal Südirlands 
gegen die wirtschaftsliberale Aristokratie Ulsters empfinde« — dennoch um Objektivität 
bemüht.754
»… immer nur etwas vom Juden«
Unternimmt man die Gegenprobe, so finden sich mindestens drei Promotionsverfahren 
zum Dr. rer. pol., in denen der Doktorand trotz zahlreicher Referenzen an die Partei, persön-
licher politischer Verdienste oder der Mitgliedschaft im SD aufgrund einer nicht als »wis-
senschaftlich« beurteilten Arbeit scheiterte. Auch gegenüber verdienten Parteigenossen 
zeigte sich Thoms gewillt, wissenschaftliche Standards aufrecht zu halten. So wies er in sel-
tener Einmütigkeit mit seinem Kollegen Schuster im Oktober 1940 die Arbeit des seit 1936 
»in den Diensten des Reichssicherheitsdienstes« stehenden Werner Eitel über »Der Jude in 
den Betrieben der Zigarrenindustrie Nordbadens« zurück:755
»Die vorliegende Arbeit kann als Doktorarbeit nicht angenommen werden. Wenn 
schon eine wissenschaftliche Arbeit über den Einfluß des Juden in der nordbadischen 
Cigarrenindustrie gemacht wird, dann muß sie wissenschaftlich einwandfrei sein. Zu-
nächst ist darauf hinzuweisen, daß an keiner Stelle in der Arbeit eine greifbare Feststel-
lung von seiten des Verfassers gefunden ist, wie groß eigentlich der Einfluß der Juden 
gewesen ist. Dort wo er einmal vom Einfluß der Juden spricht, gibt er eine Prozentzahl 
an, von der man nicht weiß, ob sie die Zahl der Betriebe, der beschäftigten Arbeiter, 
des Kapitals usw. betrifft. […] Der Abschnitt E, der den Betriebstyp der nordbadischen 
Cigarrenindustrie unter dem Einfluß des Juden behandeln soll, ist wissenschaftlich so 
naiv und primitiv, daß es eigentlich eine Zumutung ist, so etwas lesen zu müssen. Der 
Verfasser behauptet hier immer nur den Einfluß des Juden. An keiner Stelle ist es ihm 
geglückt, den Einfluß nachzuweisen, obwohl es an vielen Stellen möglich gewesen 
wäre.«756
Vermutlich, um sich gegen ein mögliches Parteiverfahren oder die Einmischung des SD 
zu wappnen, verfasste Thoms ein für eine Dissertation unüblich langes, drei Schreibmaschi-
nenseiten umfassendes Gutachten, in dem er das vernichtende Urteil Schusters bekräftig-
te.757 Trotz mancher »ganz brauchbarer Einzelheiten« stelle die Arbeit »im großen Ganzen 
keine wissenschaftliche Leistung dar, da es Eitel nie gelinge, seine Gedanken zu belegen: 
»Der Verfasser behauptet aber immer nur etwas vom Juden.« Es sei ihm nicht gelungen, 
752 Wendt, Gutachten, 6.4.1937, UA HD H-VI-853.
753 Brinkmann, Gutachten, 17.6.1940, UA HD H-VI-853.
754 Ebd.
755 UA HD H-VI-853.
756 Schuster, Gutachten, 29.10.1940, UA HD UA HD H-VI-852.
757 Thoms, Gutachten, 1.11.1940, UA HD UA HD H-VI-852. Vgl. die Denunziation Schusters bei der NSDAP nach der Ableh-
nung der Habilitation Hugs S. 214.
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»konkret zu zeigen, wie der Jude Eigentümer, Besitzer, Leiter von Betrieben der nord-
badischen Industrie wurde. Eine solche Untersuchung über das Eindringen der Juden 
in die Betriebe der nordbadischen Zigarrenindustrie konnte dem Verfasser zugemutet 
werden, zumal er hauptamtlich im S.D. tätig ist und selbst angab, das entsprechende 
Material beschaffen zu können.«758
Da die Arbeit in aller Eile während des Wehrmachtsurlaubs fertiggestellt worden sei und 
Eitel an der Front das »Eiserne Kreuz« erworben habe, räumte Thoms dem Soldaten »aus-
nahmsweise« eine Überarbeitungszeit von einem halben Jahr ein.759 Das Promotionsver-
fahren wurde aber nicht wieder aufgenommen. Auch der »Alte Kämpfer« und Gauobmann 
der DAF, Fritz Meineke760, der im Juli 1944 um seine Promotion nachsuchte, wurde trotz sei-
ner Verdienste um die »Bewegung« und trotz des Krieges von Thoms nicht zur mündlichen 
Prüfung zugelassen. Seine Arbeit über »Der betriebliche Arbeitseinsatz und die staatlichen 
Lenkungsmaßnahmen in der Kriegsindustrie am Ende des 5. Kriegsjahres« sei »aufgesplit-
tert in Einzelheiten, von denen das aufgezählt wird, was jedem Laien bekannt ist«.761
»Keinen gestaltenden Gedanken«
Ein bemerkenswerter Fall stellt das im März 1941 eingeleitete Promotionsverfahren Ger-
hard Schiebels dar. Erstgutachter seiner Arbeit über »Die Einheit des Wirtschaftlichen und 
Sozialen in der Rechenschaftslegung der Aktiengesellschaften« war Sandig, Zweitgutachter 
Dekan Thoms. Der 1914 als Sohn eines Telegrafenarbeiters geborene Schiebel war Träger 
des »Goldenen Ehrenabzeichens« der HJ und bereits seit 1931 in verschiedenen Gliederun-
gen der NSDAP tätig gewesen, zuletzt als »Werkschar-Stoßtruppführer« von 4.500 Gefolg-
schaftsmitgliedern.762 Betriebswirt Sandig lobte die Arbeit über die »politische Forderung 
nach [der] Einheit des Wirtschaftlichen und des Sozialen« als »aus einem Guß«: 
»[Die Dissertation] ist geboren und gestaltet aus dem Erlebnis eines Menschen, der, aus 
einer Arbeiterfamilie stammend, selbst als Arbeiter angefangen hat, später als Student 
im Fabrikdienst eingesetzt, wieder Arbeiter und dann Führer seiner Fabrikdienstka-
meraden war […] Die Arbeit ist gestaltet aus dem Erlebnis eines Menschen, der seit 
dem Jahr 1928, also seit der Schulentlassung in der nationalsozialistischen Bewegung 
steht. Die Arbeit hat deshalb als Ganzes einen weltanschaulichen und politischen 
Einschlag.«763
Sandig bewertete die »runde, in sich abgeschlossene, wissenschaftliche Leistung« 
Schiebels mit »sehr gut«. Zweitgutachter Thoms hingegen attestierte dem Doktoranden 
zwar eine »einwandfreie« »weltanschaulich-politische Haltung«, sah aber mehr Wollen als 
Wissen in der Arbeit manifestiert: »Die Einheit von Wirtschaftlichem und Sozialem wird 
nirgends auch nur andeutungsweise gezeigt. [Der Verfasser] hat nur den Willen nach ihr 
und fordert sie. Er kennt sie selbst auch nicht und kann sie daher auch nicht vertreten.«764 
Thoms’ auf sechs Seiten ausgebreitete Kritik wirkt wie eine Spiegelbild derjenigen Angriffe, 
die ihm selbst und Wendt über die Jahre hinweg immer wieder gemacht worden waren: 
758 Ebd.
759 Dekan, Aktennotiz, 8.11.1940, UA HD H-VI-852.
760 Meineke, handschr. Lebenslauf, 8.7.1944, UA HD H-VI-852.
761 Thoms, Gutachten, 7.8.1944, UA HD H-VI-852.
762 Schiebel, handschr. Lebenslauf, 1.3.1941, UA HD H-VI-852.
763 Sandig, Gutachten, ohne Datum, [ca. März 1941], UA HD H-VI-852.
764 Thoms, Gutachten, 11.3.1941, UA HD H-VI-852.
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Das Verdammen des liberalistischen Alten und die diffuse Beschwörung des nationalsozia-
listischen Neuen.765 In Thoms’ Gutachten las sich dies folgendermaßen: 
»Die Arbeit hat keinen gestaltenden Gedanken, der auf das Ziel des Problems hinsteu-
ert, um es zum mindesten offenzulegen, wenn auch nicht zu lösen. Demgegenüber 
finden wir in jedem Kapitel Feststellungen über die liberale Wirtschaft und berechtigte 
Forderungen. Aber nichts drängt hin zum Positiven mit konkreten Forderungen und 
Vorstellungen, Beweisen, Vorschlägen und Maßnahmen.«766
Angesichts der »vorzeitigen Berufung zur Wehrmacht« Schiebels und dessen erwiese-
nen Fähigkeiten erklärte sich Thoms in einem nicht datierten Zusatz zum eigentlichen Gut-
achten bereit, die Dissertation mit der Auflage anzuerkennen, dass der Doktorand nach 
Kriegsende eine überarbeitete Fassung seiner Doktorarbeit einreiche. Am 14. März 1941 
legte Schiebel daraufhin seine mündliche Doktorprüfung ab. 767
»Nationale eugenische Ausleseprobleme«, Februar 1934
Im Februar 1934 meldete sich der 1909 geborene Dipl. Kfm. Paul Besselmann mit einer 
Arbeit über »Nationale eugenische Ausleseprobleme in der Volkswirtschaft« zur Promoti-
on am Seminar Schusters an.768 In seinem Gutachten vom 13. April 1934 lobte Schuster 
die »ausgesprochen naturwissenschaftliche«, wenngleich zu wenig volkswirtschaftliche 
Herangehensweise an das »Problem schädlicher Bestandteile der Bevölkerung«. Der Ab-
schnitt über die »Judenfrage« sei Besselmann aber »etwas summarisch« geraten, »obgleich 
gerade dieser Teil für die Arbeit nicht unwichtig [sei], weil er das Problem des Wirtschafts-
geistes und des Wirtschaftssinnes berühr[e]«. Hier müsse der Verfasser noch für den Druck 
nachbessern.769 Referent Brinkmann erklärte, im Gegensatz zur Darstellung des Doktoran-
den sei die »organische Auslese durch die kulturelle Entwicklung eines Volkes wesentlich 
beeinflusst«. Zudem habe dieser die »Frage, ob körperliche Arbeit stärkere Anreize zur Fort-
pflanzung bietet als geistige« nicht behandelt. Dennoch seien Fleiß und Verständnis anzu-
erkennen.770
»Kolonialschuldlüge«, April 1934
Mit dem politisch opportunen Thema »Deutschlands ehemaliger Kolonialbesitz im Lichte 
der Kolonialschuldlüge« versuchte der Volkswirt Rudolf Friesel bei Brinkmann und Schuster 
zu reüssieren. Während Brinkmann trotz des »unmöglichen Pathos« und vieler Schwach-
stellen in Anerkennung eines »Willens zur ungeschminkten Wahrheit« sowie der gut her-
ausgearbeiteten »jämmerlichen Inkonsequenz führender englischer Kolonialpolitiker« die 
Arbeit mit »genügend« bewertete,771 versagte Schuster seine Anerkennung.772 Es sei ihm 
765 Siehe S. 342.
766 Thoms, Gutachten, 11.3.1941, UA HD H-VI-852.
767 Weitere Informationen zu einer möglicherweise erfolgten Fortsetzung des Promotionsverfahrens enthält die Akte nicht.
768 UA HD H-VI-852.
769 Schuster, Gutachten, 13.4.1934, UA HD H-VI-852.
770 Brinkmann, Gutachten, 24.4.1934, UA HD H-VI-852.
771 Brinkmann, Gutachten, 8.12.1948, UA HD H-VI-852.
772 Schuster, Gutachten, 22.12.1938, UA HD H-VI-852. Der Leiter des Auslandsamts der Universität, Zintgraff, hatte sich ge-
weigert, dass Koreferat zu übernehmen, da er sich nicht als »unparteiisch« ansehe, weil er bereits mehrfach gegenüber 
Friesel Bedenken geäußert habe, »insbesondere auf die [ihm] einfach unverständliche Zitierung Dostojewskis, mit der 
[Friesel] glaubte, seine Arbeit einleiten zu müssen«. Zintgraff an Dekan, 9.12.1938, UA HD H-VI-852.
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unmöglich, dessen Rechtfertigung der Kolonialpolitik Bernhard Dernburgs, die Brinkmann 
anerkennend als Beweis »überparteilicher Gerechtigkeit« des Verfassers wertete, zu akzep-
tieren.773 Vermutlich in Bezug auf Angriffe des Doktoranden gegen Matthias Erzberger, den 
damaligen politischen Gegenspieler Dernburgs, schrieb Schuster: »Bei der Notwendigkeit 
der Überprüfung aller Urteile über jüdische Politiker ist das Verfahren des Verfassers als 
kritiklos und taktlos zu bezeichnen.«774 
Zu einer Entscheidung zwischen den beiden Referenten sollte es nicht mehr kommen, 
da Dekan Sommerfeld die Arbeit wenige Tage später wegen Urkundenfälschung –  Friesel 
hatte das Datum des Diplomzeugnisses um drei Jahre verjüngt – zurückwies. Da die Promo-
tionsordnung gegen einen nicht-immatrikulierten Doktoranden keine disziplinarrechtliche 
Handhabe bot und die Zurückweisung der Arbeit als »ungenügend« diesem die Chance 
eröffnen würde, nach sechs Monaten erneut zugelassen zu werden, wollte Sommerfeld 
Friesel mit Hinweis auf dessen »unwürdiges Verhalten« die Zulassung zur Promotion entzie-
hen.775 Rechtlich war dieses Vorgehen in zweifacher Hinsicht fragwürdig: Zum einen war zu 
diesem Zeitpunkt die neue Promotionsordnung, die den Passus über den Entzug der Dok-
torwürde wegen »Unwürdigkeit« ex post enthielt, noch nicht veröffentlicht, zum anderen 
deckte diese nicht die Ablehnung des Doktoranden vor der Verleihung des Doktordiploms. 
Zudem erfüllte die eigenmächtige Änderung des Datums allein nicht den Tatbestand der 
Täuschung beim Nachweis der Promotionsleistungen oder der –voraussetzungen. Brink-
mann schloss sich daraufhin dem Urteil Schusters an. Die Arbeit wurde daraufhin ohne 
Hinweis auf das gefälschte Diplomzeugnis zurückgewiesen. Ein erneutes Gesuch Friesels 
im März 1940 wurde abgelehnt.776
»Nationalsozialistische Wirtschaftsgesinnung«, April 1934
Mit Curt Brenner, dem Direktor der Höheren Handelshochschule in Freiburg im Breisgau, pro-
movierte Schuster trotz vielfacher Bedenken im April 1934 einen »Alten Kämpfer« mit einer 
Arbeit über »Die nationalsozialistische Wirtschaftsgesinnung. Eine Erziehungsaufgabe«.777 
Schuster entschuldigte sein wissenschaftlich nicht gerechtfertigtes Urteil mit dem Hin-
weis auf den schlechten Gesundheitszustand und den unermüdlichen politischen Einsatz 
des Promovenden. Studienrat Brenner rekurrierte absatzlang ausschließlich auf Zitate aus 
 Hitlers »Mein Kampf« und propagierte »blutgebundene Gemeinschaft«, »Lebensraum« in 
Verbindung mit einem antisemitisch gefärbten Bekenntnis zu »tiefer Religiosität«:
»Nur ein gesundes, wachsendes Volk hat ein moralisches Recht auf entsprechenden 
Raum, nur ein gesund wachsendes Volk kann eine entsprechende Wirtschaft aufbau-
en, und nur ein lebendiges und wachsendes Volk schließlich kann für sich und seinen 
Raum kämpfen und ihn verteidigen. […] Die Welt ist – nach Führers Wort – nicht für 
schwache Völker da. [...] Zur Förderung dieses nationalen Ethos ist es notwendig, das 
Bewußtsein aller auf die letzte Sinngebung des Lebens zu lenken; und in der Verbun-
denheit mit Gott, in tiefer Religiosität, findet die Erneuerung des deutschen Volkes 
seine Krönung. Beim Marsch auf dieses Ziel sind alle Hindernisse rücksichtslos aus dem 
773 Bernhard Dernburg (*1865 †1937), 1907-1910 Staatssekretär des Reichskolonialamts, 1919 Reichsfinanzminister und 
Vizekanzler im Kabinett Scheidemann, 1919-1930 Mitglied des Reichstags für die Deutsche Demokratische Partei.
774 Schuster, Gutachten, 22.12.1938, UA HD H-VI-852.
775 Dekan an Rektor, 23.12.1938, UA HD H-VI-852.
776 Dekan an Friesel, 11.3.1940, UA HD H-VI-852.
777 Schuster, Gutachten, 14.12.1934, UA HD H-VI-852.
233
Weg zu räumen und der Kampf ist zu entfachen im völkisch bewußten Menschen ge-
gen die fremdrassige Parasitenschicht, die ihre Entwicklung vermittels der Zinsknecht-
schaft durchgeführt hat.«778
Zweitkorrektor Brinkmann konnte in der Arbeit ebenfalls nur eine »bloße Darstellung« 
des Programms des Nationalsozialismus entdecken, die zudem »bis zum Überdruss […] mit 
Lobeserhebungen wie ›genial‹, ›ungeheuer‹ usw.« gespickt sei. Da Schuster für den Charak-
ter des Promovenden bürge, wollte er trotz der »unzureichenden Leistung« die Arbeit nicht 
zurückweisen – zumal er die Standards bei Promotionen ebenso wie bei den Habilitationen 
sowieso erschüttert sah (siehe S. 213):
»Da ich konstitutionsmäßig kein Neinsager bin und überdies nicht weiß, wie viel von 
den hergebrachten Maßstäben die Fakultät noch aufrechterhalten will, übernehme 
ich lieber die Verantwortung dafür, dem positiven Urteil des Herrn Referenten […] 
beizutreten«.779
»Neubildung deutschen Bauerntums«, Dezember 1934
Eine der am konsequentesten und radikalsten der nationalsozialistischen Weltanschauung 
folgenden und zugleich um Vorschläge zu deren praktischer Umsetzung bemühten Disser-
tationen stammte aus der Feder eines Doktoranden Brinkmanns. Walter Haas wurde mit 
einer Schrift über »Bedeutung, Aufgaben und Neubildung deutschen Bauerntums östlich 
der Elbe im nationalsozialistischen Staat« im Dezember 1934 promoviert.780 Der erst 23 Jah-
re alte Haas feierte den »endgültigen Sieg des Nationalsozialismus« und die »Berufung des 
jahrelang für ein starkes Bauerntum eintretenden Kämpfers, Walther Darré, zum Reichs-
bauernführer und Reichsernährungsminister«.781 Dieser Sieg habe den Weg frei gemacht 
für die »Verwirklichung der siedlungspolitischen Ziele des Nationalsozialismus«: »Wir stop-
pen den ewigen Germanenzug nach dem Süden und Westen Europas und weisen den Blick 
nach dem Lande im Osten.«782 Die von Hitler im gleichen Absatz propagierte »Bodenpolitik 
der Zukunft« programmatisch zu umreißen und deren technische Umsetzung und Finan-
zierung zu diskutieren war das Ziel von Haas in seiner Arbeit: 
»Der bewußt nationale Gedanke entsteht, erhält und vererbt sich […] nur in der Ein-
heit Mensch und Boden. Daraus ergibt sich zwangsläufig die große Bedeutung der 
Siedlung in nationalpolitischer Hinsicht im heutigen Staat. […] Für keinen Teil der 
deutschen Grenzgebiete ist die Stärkung des nationalen Elements wichtiger als im 
deutschen Osten. Nirgends ist die Gefahr des Hereinbrechens einer fremden Bevölke-
rungswelle in deutsches Land auf friedlichem Wege größer […].«783
Deutliche Anklänge an den von Haas eingangs gefeierten Walther Darré und dessen 
agrarromantische Utopie vom »Neuadel aus Blut und Boden«784, der die Degeneration des 
»nordischen Menschen« durch Regeneration aus dem Geist eines bodenverwurzelten Bau-
778 Die Schrift Brenners gibt auch einen bezeichnenden Einblick in das Niveau und die Inhalte der Erziehung an der vom 
ihm geleiteten Höheren Handelshochschule. Brenner: Erziehungsaufgabe. S. 42 u. 52.
779 Brinkmann, Gutachten, 17.12.1934, UA HD H-VI-852.
780 Haas: Neubildung.
781 Ebd. S. 11.
782 Ebd. S. 15. Bezug auf Hitler: Kampf II. S. 742. 
783 Haas: Neubildung. S. 16.
784 So das gleichnamige programmatische Buch von Walther Darré aus dem Jahr 1930. Bereits mit seinem Titel »Neubil-
dung deutschen Bauerntums« knüpfte Haas an eine von Darré propagierte Formel für Siedlung an. Zu dessen Utopie in 
Abgrenzung zu Hitler und Himmler vgl. Kroll: Mythos und Utopie. S. 439-441.
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ernstandes aufhalten wollte, finden sich an vielen Stellen der Dissertation. Allerdings warn-
te Haas eindringlich vor einer übertriebenen »Reagrarisierung Deutschlands«: 
»Es ist nicht Aufgabe der ländlichen Siedlung, Städter auf das Land zu verpflanzen und 
dadurch künstlich oder gewaltsam eine Regeneration des deutschen Volkes durch-
zuführen. Die Abgrenzung nach dieser Seite ist für alle diejenigen notwendig, die 
heute in einer plötzlich überschwenglichen Verherrlichung des Landlebens den Stein 
der Weisen für das deutsche Volk gefunden zu haben glauben. Positiv ausgedrückt 
ist die bevölkerungspolitische Aufgabe der ländlichen Siedlung, einen quantitativen 
Ausgleich zu schaffen zwischen der durch Überindustrialisierung bedingten überpro-
portionalen volkstötenden Verstädterung und der Verödung des biologisch-rassisch 
wertvollen Landes.«785
Referent Brinkmann lobte die Arbeit: Es sei Haas »in anerkennenswertem Maße gelun-
gen, die Verteilung von Schatten auf die vergangene und von Licht auf die gegenwärti-
ge Zeit in den Grenzen des sachlich Vertretbaren zu halten«.786 In größerem Maße als der 
weltanschaulich-historische Exkurs begründete die den überwiegenden Teil der knapp 200 
Seiten einnehmende Untersuchung der praktischen, rechtlichen und finanziellen Aspekte 
der Ansiedlung im Osten in den Augen Brinkmanns die Vergabe der Note »sehr gut«.787 Im 
Jahr 1943, als die im »Generalplan Ost« 1941/42 kulminierenden Siedlungspläne eine viel 
größere Dimension angenommen hatten, war auch die »Parteiamtliche Prüfungskommis-
sion« auf Haas’ 1936 gedruckte Studie aufmerksam geworden, suche dieser doch »geeigne-
ten Wege für die durch die nationalsozialistische Weltanschauung gewiesene Planung zu 
gewinnen« und gebe »fruchtbare Hinweise für die Lösung und Erörterung einzelner Prob-
leme«, wie z. B. der Siedlungsgröße oder der »Artung« der anzusiedelnden Menschen.788
»Wesen und Gehalt des Nationalsozialismus und des Faschismus als 
zeitgenössische Staatsideen und Staatsgestaltungen«, Januar 1935
Diplom-Volkswirt Theo Gerstenmeier meldete sich im Januar 1935 mit einer Arbeit über 
»Wesen und Gehalt des Nationalsozialismus und des Faschismus als zeitgenössische Staats-
ideen und Staatsgestaltungen« an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät 
zur Promotion an. Der aus Ludwigshafen stammende Gerstenmeier war, wie er in seinem 
Lebenslauf herausstrich, von der französischen Besatzungsarmee »wegen Zugehörigkeit 
zu einer nationalen Jugendgruppe« zu zwei Monaten Gefängnis verurteilt worden.789 Refe-
rent Brinkmann sah sich bereits im ersten Satz seines Gutachtens gezwungen, darauf hin-
zuweisen, dass der Doktorand während der Abfassung »keine Fühlung« mit ihm gehalten 
785 Haas: Neubildung. S. 37.
786 Brinkmann, Gutachten, ohne Datum [ca. November 1934], UA HD H-VI-852.
787 Allein Haas‘ Ausführungen zur »Auswahl der Siedlungsbewerber« umfassen 17 Seiten, schließlich konnte der »Boden in 
seiner heutigen Wertung als kostbarstes Gut der Nation nur solchen Volksgenossen anvertraut werden, die über ganz 
bestimmte Eigenschaften und Fähigkeiten verfügen«: »Anspruchslosigkeit«, »durch das Blut bestimmten Willen« und 
»bewusste Anerkennung des Führerprinzips« sollten den künftigen Bauern auszeichnen. Gemäß der Darréschen Zucht-
pläne zur »Aufnordung« und »Aufartung« (»Erstellung rassisch wertvoller und gesunder Kinder«) musste der Bewerber 
und seine Frau und deren Verwandte als Begründer eines »künftigen gesunden Bauerngeschlechts« eine »gründlichste 
Untersuchung seiner erbbiologischen Gesundheit« über sich ergehen lassen, um dann Teil zu haben am »Volkland« und 
am Aufstieg zum »Neuadel«. Arbeitslose Arbeiter waren nur begrenzt zum Siedler geeignet, weil sie als »Unfreie« sich 
erst an das Leben als Bauern gewöhnen müssten. Auch bei der Ansiedlung von verdienten Mitgliedern der Waffenfor-
mationen der NSDAP könne nicht auf eine Überprüfung verzichtet werden, schließlich würden Verdienste um den Staat 
nicht per se zum Siedler qualifizieren. Haas: Neubildung. S. 78-95 u. Brinkmann, Gutachten, ohne Datum [ca. November 
1934], UA HD H-VI-852.
788 NSDAP, Parteiamtliche Prüfungskommission zum Schutze des Ns. Schrifttums an Dekan, 22.9.1942, UA HD H-VI-852.
789 Gerstenmeier, Lebenslauf, ohne Datum [ca. Januar 1935], UA HD H-VI-852.
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habe, und distanzierte sich von der »schwülstigen« und »nicht immer gedankenscharfen« 
Arbeit.790 Gerstenmeier halte sich zu lange mit der »Auseinandersetzung mit Liberalismus 
und Demokratie« auf, während er den »Bolschewismus« vernachlässige und das jüngere 
Schrifttum zum Beispiel von Carl Schmitt »nicht ganz zu seinem Recht kommen« lasse. Die 
Gegenüberstellung zwischen »nationalsozialistischem Monismus« und »faschistischem 
Dualis mus« im Arbeitsrecht sei »bekannt«: »Dem Verfasser vielleicht bedenklich erschei-
nende Fragen wie die beiderseitigen rassentheoretischen oder kommunistischen Entschei-
dungen sind offenbar bewusst umgangen.« Dennoch wurde Gerstenmeier promoviert.
»Arbeitsbeschaffung und Finanzordnung in Deutschland«, April 1935
Karl Schiller, 1966-72 Bundesminister der SPD für Wirtschaft und Finanzen und Professor an 
der Universität Hamburg sowie Direktor des Instituts für Außenhandel und Überseewirt-
schaft, wurde im April 1935 mit einer Dissertation über »Arbeitsbeschaffung und Finanzord-
nung in Deutschland« promoviert. Seit April 1934 hatte Schiller als Assistent  Brinkmanns 
am InSoSta gearbeitet. Der Direktor des InSoSta zeigte sich von der »wagemutigen und ge-
wissenhaften« Arbeit seines Schülers »beglückt«, die die erste wirtschaftstheoretische Ana-
lyse der »Arbeitsschlacht von 1932/34« darstelle, welche die »Wissenschaft durch Neuheit 
und Kühnheit zur Überprüfung ihres Handwerkszeugs einlade«.791 Schiller arbeite den the-
oretischen und wirtschaftspolitischen Hintergrund der »bisherigen Versuche zur Bekämp-
fung der deutschen Arbeitslosigkeit« vor 1933, »die mit ihrer letzten Scheu vor wirklicher 
staatlicher Führung am toten Punkt […] endeten«, systematisch heraus und verfeinere »die 
(in England praktisch bisher ergebnislosen) theoretischen Ansätze der Keynes-Schule«.
»Ökonomische Möglichkeiten der Krisenüberwindung«, Mai 1935
Kurz vor seinem »Abbau«792 promovierte Bergstraesser noch den langjährigen Studen-
tenfunktionär des NSDStB, Kurt Ziegler.793 Ziegler hatte im Mai 1935 eine Arbeit über 
»Ökonomische Möglichkeiten der Krisenüberwindung und ihre politischen Gegenkräfte« 
eingereicht.794 Der spätere Titel der gedruckten Arbeit lautete »Die Wirtschaftsproblema-
tik des mitteleuropäischen Raums«.795 Die Anregung zu seinem Promotionsthema habe er, 
so Ziegler in seinem Lebenslauf, als »Führer der Tatkreishochschulgruppe« Köln erhalten, 
»die sich mit der Ausrichtung der [deutschen] Handelspolitik« befaßt hatte. Das die Arbeit 
einleitende Zitat stammte denn auch vom »TAT«-Redakteur und früheren Heidelberger As-
790 Brinkmann, Gutachten, 5.2.1935, UA HD H-VI-852.
791 Brinkmann, Gutachten, ohne Datum [ca. April 1935], UA HD H-VI-852.
792 Ziegler an Staatswissenschaftliche Fakultät, 3.6.1936, UA HD H-VI-852.
793 Kurt Ziegler (*1911) war bereits im November 1929 in die NSDAP und im darauffolgenden Jahr in die SA eingetreten. Im 
Wintersemester 1932 hatte er zusammen mit anderen die NSDAP-Hochschulgruppe an der Universität Köln gegründet. 
Nach seinem Wechsel an die Universität Heidelberg übernahm Ziegler die Leitung der Staatswissenschaftlichen Fach-
schaft (WS 1933/34 u. SoSe 1934). Ziegler, Lebenslauf, 30.5.1935, UA HD H-VI-852.
794 Das noch bei der Philosophischen Fakultät eingereichte Promotionsgesuch vom 22.1.1934 betitelte die Arbeit noch mit 
»Faschismus und Nationalsozialismus. Probleme einer neuen Wirtschaftsordnung.« UA HD H-IV-757/36b.
795  Die Drucklegung der Arbeit sollte sich um mehrere Jahre verzögern, was Ziegler auch ohne Zustimmung und ohne – 
im Gegensatz zu anderen – sich durch diese Anmaßung den Protest der Fakultät zuzuziehen, nicht davon abhielt, in 
jedem Schreiben als »Dr. Ziegler« zu unterzeichnen. Bergstraesser besaß nach Ziegler das einzige Manuskript der Arbeit 
und hatte versprochen, dieses in Druck zu geben. Nach seiner Entlassung hatte der Nationalökonom die Arbeit mit 
nach München genommen. Bis Ziegler wieder im Besitz der Arbeit und der Zustimmung Bergstraessers zum Druck war, 
vergingen viele Monate, so dass der Nationalsozialist Ziegler indirekt zum Betroffenen der nationalsozialistischen »Säu-
berungen« wurde. UA HD H-VI-852.
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sistenten Alfred Webers, Giselher Wirsing: »Wir stehen heute vor der Notwendigkeit, die 
Revolution des nationalen Sozialismus nach der sozialistischen und nach der räumlichen 
Seite weiter zu tragen«.796 In seiner Arbeit untersuchte Ziegler auf den Spuren der »TAT« die 
Umsetzung der Konzepte von »Autarkie« und einem föderativ aufgebauten, nach Osten 
gewandten Großraum »Mitteleuropa« durch den nationalsozialistischen Staat: »Wenn wir 
auch in der übrigen Welt sehr viel an Boden verloren hatten, so gibt uns dieses wirtschaft-
liche Neuland [sc. die Mitteleuropäischen Staaten] sowohl in ökonomischer wie in politi-
scher Hinsicht eine starke neue Kraft.«797 
Bergstraesser lobte in seinem Gutachten die »ausgezeichnete« Arbeit als Ausdruck »ur-
sprünglichen Interesses, […] geistiger Beweglichkeit und langjähriger Beschäftigung mit 
dem Fragenkomplex«. Ziegler habe sich von den wirtschaftspolitischen Visionen des TAT-
Kreises gelöst und diese »rational-sachlich« weiterentwickelt.798 Ziegler ging nach seiner 
Promotion an das Institut für Agrarwesen und Agrarpolitik an der Landwirtschaftlichen 
Hochschule Hohenheim, verblieb der Fakultät über seine Mitgliedschaft in der »Heidelber-
ger Kameradschaft« verbunden und zählte zu den ersten Gratulanten nach der Ernennung 
Thoms’ zum ao. Professor: »Um so mehr freue ich mich natürlich, dass wieder ein echter 
Vorkämpfer für eine nationalsozialistische Wirtschaftslehre ernannt worden ist.«799
Totaler Staat und Presse, Oktober 1934
Der Diplom-Kaufmann Karl Göbel, Mannheimer NSDStB-Führer und Heidelberger Fachab-
teilungsleiter des NSDStB für Sozialwissenschaftler meldete sich am 1. September 1934 zur 
Promotion an. Als Doktorvater fungierte Schuster, als Korreferent LeCoutre. Göbel stand 
nach eigener Aussage seit 1928 in »enger Beziehung zur badischen nationalsozialistischen 
Presse«.800 Im Vorfeld der Verlegung der Handelshochschule hatte er als Fachschaftsleiter 
leidenschaftlich gegen die »Unterminierarbeit gewisser Persönlichkeiten« angeschrieben 
und für die Eingliederung der wissenschaftlich ebenbürtigen Handelshochschule gewor-
ben.801 Seit November 1934 war Göbel hauptamtlicher »politischer Schriftleiter« beim 
Mannheimer »Kampfblatt« »Hakenkreuz-Banner«.802 Während die »schlechte«, »unsyste-
matische« Einleitung von Schuster in dessen eine knappe Seite umfassenden Gutachten 
verworfen wurde, lobte er die »wertvollen Ausführungen« im Abschnitt »Totaler Staat und 
Presse«, in denen Göbel »vom totalen Staat und seinen autoritären Herrschaftsbeziehun-
gen« berichte und »auf die weltanschaulichen Voraussetzungen des Staates« eingehe.803 
Göbel hatte in seiner Arbeit gegen die Verbindung von individualistischem Liberalismus 
und Nationalismus angeschrieben, die nur »gutmeinende Trottel« akzeptieren könnten, 
und den »Objektivitätsfimmel« des »sträflich verblendeten« früheren Staates angeprangert, 
der es »Judenblättern« ermöglicht habe, unter diesem Deckmantel jahrzehntelang gegen 
796 Ziegler: Wirtschaftsproblematik. Vorwort.
797 Ebd.
798 Bergstraesser, Gutachten, 4.7.1935, UA HD H-VI-852.
799 Ziegler an Thoms, 20.10.1936, UA MA B 2 15/1.
800 Göbel: Totaler Staat. S. 61.
801 Siehe S. 93.
802 Göbel, Lebenslauf, 12.9.1934, UA HD H-VI-852.
803 Schuster, Gutachten, 22.10.1934, UA HD H-VI-852.
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das »Deutschtum« zu kämpfen.804 Im Kampf um die öffentliche Meinung gegen die allein 
negative, brutale, »animalische« marxistische Propaganda seien alle Mittel erlaubt gewe-
sen, so Goebel – hier schließt sich ein Kreis zu seinem Kommilitonen Franz Alfred Six805:
»Das Wesen der nationalsozialistischen Propaganda und des Kampfes um die öffentli-
che Meinung war nicht weniger brutal, oft vielleicht auch animalisch, aber immer ap-
pellierend an die Idee, als die große Gestalterin unserer Lebensverhältnisse.«806 
Da mit dem »Führer« der personifizierte Volkswille die Staatsführung übernommen 
habe, komme dem »Mittel« Staat nunmehr die Aufgabe zu, die durch die »liberale Presse« 
»vergiftete politische Atmosphäre« durch die »weltanschauliche Kontrolle« der gesamten 
Presse zu reinigen:
»Die geistigen Verfechter der neuen Idee sind zugleich die Bildner der öffentlichen 
Meinung. Es ist somit eine Identität des Staatswillens und der Volksmeinung festzustel-
len. […] Das Recht zur positiven Kritik bleibt in diesem Falle für die Presse nach wie vor 
bestehen, wird vielmehr vom totalen Staat immer wieder zur Unterstützung der Regie-
rungshandlungen erwünscht sein.«807
Obwohl er sehr viele Beanstandungen habe und eine sehr sorgfältige Überarbeitung 
verlangte, glaubte Schuster »an verschiedenen Stellen die originelle Denkweise des Ver-
fassers« zu sehen und benotete mit »noch gut«.808 Der sich im Zwangsruhestand befindli-
che Korreferent LeCoutre entwickelte mehr Begeisterung für die »unmittelbar lebensnahe 
und praktisch wichtige« Doktorarbeit Göbels zur »Gestaltung« der Presse im »neuen Reich«. 
Geradezu komisch mutet der anachronistische Vorwurf LeCoutres an, dass der Doktorand 
die »liberalistische Presse mitunter etwas tendenziös« kritisiere.809 Da er aber auch mit der 
nationalsozialistischen Presse ins Gericht gehe, beweise dies den »ausgesprochen wis-
senschaftlich kritischen« Charakter seiner Untersuchung. Die »gut und flott geschriebe-
ne Arbeit« lasse eine eingehendere Diskussion der »Staatsaufgabe nach dem Willen der 
national sozialistischen Revolution […], nämlich: ›Volk und Rasse zu schützen, ihr Weiter-
leben zu gewährleisten und […] zu geschichtlichen Großleistungen emporzuführen‹«, 
vermissen, denn hieraus lasse sich die Forderung des »totalen Staats« nach »Kritik und in-
dividueller Leistung« ableiten.810 LeCoutre plädierte für die Verleihung des Prädikats »sehr 
gut«. Nach seiner Promotion wurde Göbel Chefredakteur des amtlichen NS-Blattes »Der 
Alemanne« in Freiburg am Breisgau.811
»Wie verträgt sich die Rationalisierung und Mechanisierung 
mit der heutigen Bauernpolitik?«, November 1936
Die im November 1936 eingereichte Dissertation des »Alten Kämpfers«812 Otto Neber über 
den »Bauern und die Landmaschine« begeisterte dessen Doktorvater Brinkmann durch 
804 Göbel: Totaler Staat. S. 10/11.
805 Siehe Promotion Six’, S. 220. 
806 Göbel: Totaler Staat. S. 18.
807 Ebd. S. 19.
808 Schuster, Gutachten, 22.10.1934, UA HD H-VI-852.
809 LeCoutre, Gutachten, 22.10.1934, UA HD H-VI-852.
810 Ebd. S. 2. Zitat zur »Staatsaufgabe« entstammt der Doktorarbeit Göbels.
811 Göbel: Totaler Staat. S. 61.
812 Neber war Mitglied der NSDAP seit 1927, Mitgliedsnr. 70.146. Neber, handschr. Lebenslauf, ohne Datum [ca. November 
1936], UA HD H-VI-852.
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ihre Zurückweisung jeglicher Agrarromantik um »Blut und Boden«: Sie beweise, dass gera-
de die »nationalsozialistische Ausrichtung der Landwirtschaftspolitik auf weitestgehender 
Nahrungs- und Rohstoffversorgung durch die bäuerliche Familienwirtschaft bei allem Fest-
halten an Überlieferung und Brauchtum ohne eine volle Anteilnahme des Bauern an Tech-
nik und Rationalisierung undenkbar« sei.813 Neber zeige, dass der Einsatz von Maschinen 
nicht nur hinsichtlich der »Erzeugungsschlacht«, sondern auch zur »Schonung und Pflege 
der bäuerlichen Arbeitskraft im Sinne erbmäßiger Erhaltung und Verbesserung« notwen-
dig sei:
»Es ist eine wahre Freude, hier einen alten Kämpfer der Bewegung in voller Achtung, ja 
Ehrerbietung vor der Wissenschaft als solcher ihre Methoden auf neue Ziele richten zu 
sehen.«814
Film und Propaganda, März 1937
Im Februar 1937 hatte sich mit dem Diplom-Kaufmann Heinz Franz nach Franz Alfred Six 
und Karl Göbel ein weiterer führender Funktionär des Heidelberger NSDStB mit einer Arbeit 
über »Film und Propaganda« bei Schuster zur Promotion angemeldet. Franz war der Füh-
rer des NSDStB an der Mannheimer Handelshochschule gewesen. Nach deren Verlegung 
nach Heidelberg wurde er zum stellvertretenden Führer der Heidelberger NSDStB und 
Studentenschaft berufen und saß im Verwaltungsrat des Heidelberger Studentenwerks 
e.V. Zusammen mit Scheel war er für die Gutachten der Studentenschaft zur Übernahme 
der Mannheimer Professoren und Privatdozenten verantwortlich.815 Im Rahmen der Fach-
schaftsarbeit hatte er unter anderem im Wintersemester 1934/35 mit Blick auf den »Deut-
schen Sozialismus« gefordert:
»Der Arbeiter, der Bauer kennt noch nicht Eure Haltung, er meint, die Hochschule sei 
noch immer jene ihm unverständliche Einrichtung, die die deutsche Jugend zu dem 
übelberüchtigten Typ des ›Akademiker‹ erzieht. Was das Volk fühlt, was der einfache 
Arbeiter, der Bauer instinktiv längst erfaßt hat: ›Die deutsche Hochschule muß eine 
sozialistische sein oder sie wird nicht mehr sein!‹, das müßt Ihr erkämpfen! Um diese 
Aufgabe kann sich keiner von Euch drücken!«816
Gutachter Schuster wertete Franz‘ Arbeit als einen »interessanten Versuch«, aber »kei-
ne in die Tiefe gehende Untersuchung der Möglichkeiten der Wirkungen des Films als 
Propagandamittel«.817 Die Heranziehung von Schriftstellern »die vor 1933 über den Film 
geschrieben haben«, wie der von Franz angeführte Edgar Stern-Rubarth, kritisierte der 
Volkswirt als »bedenklich«.818 Korreferent Adler schlug in dieselbe Kerbe und belehrte den 
langjährigen nationalsozialistischen Studentenfunktionär gleichfalls zur unbedachten 
Übernahme emigrierter jüdischer Filmtheoretiker: »Bücher wie die von Béla Balász sind für 
filmdramaturgische Grundbegriffe noch heute unentbehrlich, sollen aber ohne kritische 
813 Brinkmann, Gutachten, ohne Datum [ca. November 1936], UA HD H-VI-852.
814 Ebd.
815 So schrieb Franz u.a. das Gutachten über den »immer demokratisch-liberalen« Mannheimer Lektor Walz. Siehe S. 153.
816 Franz, Heinz: Kameraden! [1934/35]. In: Studentenschaft der Universität Heidelberg (Hrsg.): Studentenführer der Univer-
sität Heidelberg für das Winterhalbjahr 1934/35. 2. Jahrgang, bearbeitet von Rudolf Müller. Heidelberg 1934. S. 7.
817 Schuster, Gutachten, 15.2.1937, UA HD H-VI-852.
818 Ebd. Edgar Stern-Rubarth (*1883), Journalist und Publizist, Redakteur u. a. beim Simplicissimus und bei der Frankfurter 
Zeitung, Lehrauftrag an der Deutschen Hochschule für Politik, Mitarbeit am Drehbuch zu Leni Riefenstahls »Das blaue 
Licht« 1932, 1933 wg. jüdischer Herkunft entlassen und 1936 emigriert.
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Stellung zu ihrer weltanschaulichen Basis gar nicht zitiert werden.«819 Die Arbeit präsentie-
re dennoch eine Fülle an Stoff und sei trotz der Einwände gelungen.
»Der gebundene bäuerliche Besitz in der 
fürstenbergischen Gesetzgebung«, Februar 1938
Im Februar 1938 meldete sich der spätere außerordentliche Assistent am InSoSta und 
langjährige Funktionär des NSDStB, Gardy Veltzke, mit einer von Brinkmann betreuten 
Arbeit über »Der gebundene bäuerliche Besitz in der fürstenbergischen Gesetzgebung« 
zur Promotion an. Veltzke hatte sich in der Fachschaft Staatswissenschaftler des NSDStB 
und als Leiter des Außenamts der Badischen Gaustudentenführung betätigt.820 Er war im 
Juni 1937 zur Abfassung seiner Dissertation von seinem Posten als Leiter der Reichsschu-
le des Amts für Weltanschauliche Schulung der Reichsjugendführung ausgeschieden und 
nach Heidelberg zurückgekehrt. Dort wurde er von der badischen Landesbauernschaft mit 
der Durchführung einer Untersuchung über »Die Entwicklung des Bodenrechts und der 
Boden besitzverhältnisse in den geistlichen Grundherrschaften des südbadischen Raumes« 
beauftragt.821 Seine Arbeit zu den historischen Grundlagen des am 29. September 1933 
verabschiedeten Reichserbhofgesetzes »Der gebundene bäuerliche Besitz in der fürsten-
bergischen Gesetzgebung« wurde von seinem Doktorvater Brinkmann als »außerordent-
lich verdienstvoller Vorstoß in agrargeschichtliches Neuland« gewürdigt.822 
»Die Überführung jüdischer Betriebe in deutschen Besitz«, März 1941
Die neben der Arbeit Eitels über den »Jude[n] in den Betrieben der Zigarrenindustrie Nord-
badens« einzige Dissertation, die sich offensichtlich mit den nationalsozialistischen Maß-
nahmen gegen die Juden beschäftigte, stammte von Hans Wagner. Seine Arbeit mit dem 
Titel »Die Überführung jüdischer Betriebe in deutschen Besitz, unter Berücksichtigung der 
Verhältnisse in Baden« leitete der Diplom-Betriebswirt mit einem langen Exkurs über den 
sich auch im Wirtschaftsgebaren manifestierenden jüdischen »Geist« ein, der »dem Geist 
des deutsche Volkes und des deutschen Wesens so fremd und so entgegengesetzt ist, der 
sich immer wieder auf das fremde Blut der jüdischen Rasse und deren Wurzellosigkeit zu-
rückführen« lasse, ein:
»Der Jude ist Jude geblieben, wenn er sich auch noch so sehr anstrengt […] sein Äu-
ßeres dem des Gastlandes anzugleichen. Der Versuch der Assimilation mußte mißglük-
ken, denn jahrhundertelange Inzucht hatte den Juden zu dem gemacht, was er heute 
ist.«823
Ausgehend von der »erwiesenen« Unfähigkeit zur Seßhaftwerdung und dem »parasitä-
ren« Charakter jüdischen Wirtschaftens, so Wagner, seien Schritte zur »Reinigung des deut-
schen Volkes« »unbedingt notwendig« gewesen. Die »nationale Revolution« habe in ihrem 
819 Adler, Gutachten, 19.2.1937, UA HD H-VI-852. Béla Balász (*1884), eigentl. Herbert Bauer, ungarischer Schriftsteller und 
Filmtheoretiker, ab 1931 Dozent der Filmwissenschaft in Moskau, nach 1945 Leiter des Instituts für Filmwissenschaft in 
Budapest.
820 Vgl. sein Aufsatz über die Aufgaben und Ziele der Fachschaft der Staatswissenschaftler. In: Der Heidelberger Student 
vom 27.5.1936.
821 Veltzke, Personalbogen, 11.5.1938, UA HD B-6681/1.
822 Brinkmann, Gutachten, ohne Datum [ca. Februar 1938], UA HD H-VI-852.
823 Wagner: Überführung. S. 3 u. 12.
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»Willen, jede Art der inneren und äußeren Fremdherrschaft« zu beseitigen, »selbstverständ-
lich« sofort »Maßnahmen gegen die Judengefahr« ergriffen.824 Im folgenden konzentrierte 
sich der Schüler Thoms’ auf die rechtlichen Probleme bei der »Arisierung« auf der Basis der 
von der Arbeitskammer Baden zur Verfügung gestellten »Arisierungsverträge«:825 
»Wir [können] diese Entjudung unseres Volkskörpers als eine gesunde und normale 
Abwehr unseres Volkskörpers gegen die Ausbeutung durch die Juden bezeichnen. […] 
Daß aber die Staatsführung nicht, wie es bei früheren Maßnahmen gegen das Juden-
tum der Fall war, mit halben Maßnahmen zufrieden sein mußte, sind die Früchte des 
von der Führung seit langem gepflegten und immer steigenden Rassenbewußtseins 
des deutschen Volkes.«826 »Der Ausmerzung der Juden muß nun die Ausmerzung aller 
jüdischen Geschäftsgepflogenheiten und des jüdischen Wirtschaftsgebarens folgen. 
Erst wenn dieser Prozeß vollendet ist, wird auch von einer endgültigen Entjudung 
unseres Volkes gesprochen werden können.«827
Der Betriebswirt feierte die Vorkehrungen zum Schutz der volkswirtschaftlichen In-
teressen vor Spekulanten – »Arisierungshyänen« –, die »geordnete und erfolgreiche 
Durchführung der Arisierungsaktion« und den im Sommer 1939 abgeschlossenen »Reini-
gungsprozess, durch den das deutsche Volk wieder der Wirt seiner Wirtschaft geworden« 
sei:828 
»Wenn nun diese Aktion so rasch und gründlich durchführt werden konnte, so dürfen 
wir dabei nicht vergessen, welch gewaltige Ansprüche an die leitenden Männer, die 
Selbstzucht und Sauberkeit der beteiligten Partei- und Staatsstellen und an die Tüch-
tigkeit der Bewerber gestellt worden sind.«829
 Sein als »Kreiswirtschaftsberater« selbst an den »Arisierungen« aktiv beteiligter Referent 
Thoms lobte in seinem Gutachten die sehr gute, fleißige Dissertation, die ein in der Literatur 
»kaum behandeltes« Thema beleuchte.830 Auch Korreferent Brinkmann akzeptierte die Ar-
beit als »überdurchschnittlich«, wenngleich er das fehlende Eingehen des Doktoranden auf 
die Schwierigkeiten und Richtlinien der Arisierung und dessen ungeprüfte Übernahme von 
Quellen aus der »parteioffiziösen Publikation ›Die Juden in Deutschland‹« bemängelte.831
»Staat und Wirtschaft im Universalismus 
Othmar Spanns«, April 1942
Im April 1942 reichte der 1912 in Sofia geborene Illja Nitzoff, Korrespondent im bulgari-
schen Außenministerium, sein Promotionsgesuch mit einer Arbeit über »Staat und Wirt-
schaft im Universalismus Othmar Spanns« ein.832 Der anschließend bis Kriegsende am 
Institut für Großraumwirtschaft als wissenschaftlicher Assistent angestellte Nitzoff, so Refe-
rent Brinkmann, habe sich eines trotz der Fülle an bestehender Literatur kaum tief erforsch-
ten Themas angenommen: 
824 Ebd. S. 20.
825 Thoms, Gutachten, 18.3.1941, UA HD H-VI-852.
826 Wagner: Überführung. S. 234/235.
827 Ebd. S. 242.
828 Ebd. S. 224 u. 232.
829 Ebd. S. 234.
830 Thoms, Gutachten, 18.3.1941, UA HD H-VI-852. Zu Thoms’ Tätigkeit als Kreiswirtschaftsberater der NSDAP siehe S. 282.
831 Brinkmann, Gutachten, 17.3.1941, UA HD H-VI-852.
832 Nitzoff, Personalbogen, 1.7.1942, UA HD H-VI-668.
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»Eine ursprünglich so tief im Weltanschaulichen wurzelnde Gesellschaftslehre [sc. 
wie Spanns Ständelehre] mußte nach dem deutschen Umbruch, zu dessen positiver 
Vorbreitung sie so viel beigetragen hatte, ebenso leicht in die Hände unwissen-
schaftlicher Denunzianten geraten wie vorher in die fanatischer oder unbedeutender 
Nachbeter«.833
Der Bulgare schildere eindrucksvoll die Grundlinien Spannschen Denkens und belege, 
dass dessen »Grundkonzeption der gegliederten Ganzheit an der natürlich-geistigen Ein-
heit und Wirklichkeit völkischen Lebens« vorbeisehe. Es überrasche ihn aber,
»wie weit Nitzoff an gewissen Punkten auf liberale (nicht liberalistische) Auffassungen 
zurückkomme«, z. B. im Politischen auf die Volkswillensbildung, im Wirtschaftlichen 
zu dessen Sublimierung durch die Begriffe der Lebensnot und des Lebenskampfs der 
Gemeinschaft. Der Sohn eines jungen Bauernvolkes rebelliert hier sehr deutlich und 
manchmal bis zu materialistischen Wendungen gegen das L’art pour l’art und das 
Unsoziale des Spannschen Hierachiesystems, ohne sich vorläufig seinerseits mit dem 
Schichtungs- und Gliederungsbedürfnis der Gesellschaft auseinanderzusetzen.«834
Dennoch verdiene Nitzoffs Arbeit die »höchste Anerkennung (I)«. Korreferent Schuster 
meldete Zweifel an der selbstständigen Abfassung der Arbeit an und wies auf »gewisse Stil-
unterschiede« hin, schloss sich aber mit Einschränkungen dem Votum Brinkmanns an.835
Promotion post mortem, März 19454.3.2.8 
Die Promotion von Viktor Zahn zog sich über mehrere Jahre hin, nachdem seine erste Ar-
beit »Zur Frage der verbrauchergenossenschaftlichen Betriebe« 1936 von Sommerfeld als 
ungenügend zurückgewiesen worden war. Nach mehreren weiteren Anläufen wurde seine 
im Lazarett und während des Dienstes bei der »Ersatztruppe« vollendete und den »neu-
en politischen Verhältnissen« entsprechende Arbeit über »Die sozialen Leistungen in den 
Geschäftsberichten der NS.-Musterbetriebe« im Juli 1943 von Thoms angenommen.836 Der 
Soldat »fand« bei den »Abwehrkämpfen bei Newel den Heldentod« – wenige Tage vor sei-
nem geplanten Heimaturlaub im April 1944, den er für die mündliche Doktorprüfung nut-
zen wollte.837 Thoms setzte sich namens der Witwe für eine Verleihung des Doktortitels post 
mortem ein und übersandte das zurückdatierte Doktordiplom am 1. März 1945.838
4.3.2.9 Promotion jüdischer Doktoranden
Zulassung von »nichtarischen« Studenten zur Promotion
Die Verordnung des MKU vom 13. November 1934 sah analog zur Regelung der Zulassung 
»nichtarischer« Studenten zum Studium vor, dass diejenigen reichsdeutschen »Nichtarier«, 
833 Brinkmann, Gutachten, 14.4.1942, UA HD H-VI-852.
834 Ebd.
835 Schuster, Gutachten, 8.6.1942, UA HD H-VI-852.
836 Thoms, Gutachten, ohne Datum [1944], UA HD H-VI-852.
837 Ebd. In ihrem Anschreiben an die Fakultät mit der Bitte um die Verleihung des Doktordiploms schrieb die Witwe Zahns 
im Februar 1945: »Es ist zum verrückt werden. Was haben wir armen Luder bloß verbrochen, dass wir in einer so ›gro-
ßen‹ Zeit leben müssen?«. Gerda Zahn an Staats- und wirtschaftswissenschaftliche Fakultät, 2.2.1945, UA HD H-VI-852.
838 Ebd.
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deren Väter »im Weltkrieg an der Front für das Deutsche Reich oder seine Verbündeten 
gekämpft haben«, zur Promotion zugelassen werden sollten.839 
»Mischlinge« hingegen wurden zur Promotion ohne Einschränkungen zugelassen. 
Möglich war die Aufnahme allerdings nur bis zur Grenze des vom »Reichsgesetz gegen 
die Überfüllung der deutschen Schulen und Hochschulen« gesetzten »numerus relativus«. 
Auf dem im Universitätsarchiv Heidelberg vorliegenden Schreiben des MKU wurde diese 
Bestimmung durch die handschriftlich eingefügte Ergänzung dahingehend verschärft, 
dass der Zugang nicht nur allgemein vom Erfüllen des »numerus relativus« begrenzt wer-
de, sondern dass dieser »nur in Einzelfällen« genehmigt werden solle. Nicht immatrikulier-
te, »nichtarische« Promovenden besaßen keinen Anspruch auf Zulassung. Sie sollten nach 
dem Willen des badischen Kultusministeriums nur im Sonderfall zur Prüfung zugelassen 
werden, wenn »keine Bedenken gegen ihre politische und menschliche Haltung [...] ob-
walten« und die Verwehrung der Promotion eine »besonders unbillige Härte« darstellen 
würde.840 
Auf Rückfrage der Juristischen Fakultät wurde eine Übergangsregelung geschaffen, wo-
nach diejenigen »nichtarischen« Doktoranden, die immatrikuliert und bereits als Promo-
vend angenommen waren, aber den vom MKU gestellten Anforderungen nicht gerecht 
wurden, nach Prüfung ihrer »Haltung« zum Examen zugelassen wurden, allerdings unter 
der Voraussetzung, dass der Anteil »nichtarischer« Promotionen nicht einen Anteil von 5% 
aller während des betreffenden Semesters an der Fakultät abgenommenen Doktorprü-
fungen überstieg.841 Zwei Jahre, nachdem »nichtarischen« Professoren die Teilnahme an 
Doktorprüfungen verwehrt worden war, wurden auch die jüdischen Studenten von der 
Promotion ausgeschlossen:842 Zu Beginn des Sommersemesters 1937, am 15. April 1937, 
wurde der Erwerb des Doktortitels – ebenso wie dessen Erneuerung – für deutsche »Vollju-
den« durch den Reichserziehungsminister verboten. »Mischlinge« blieben hiervon weiter-
hin ausgenommen.843
Promotion von Horst-Krafft Robert, »Mischling I. Grades«, Juni 1944
Der schlesische »Mischling I. Grades« Horst-Krafft Robert hatte sich nach Abbruch eines 
Studiums der Zahnmedizin in Wien und Breslau zum 3. Trimester 1940 in Heidelberg für 
Betriebs- und Volkswirtschaftslehre eingeschrieben.844 Zum Ende des Wintersemesters 
1942/43 schloss er sein Studium mit der kaufmännischen Diplomprüfung ab und begann 
mit den Arbeiten zu seiner Dissertation über die »Ursachen der armenrechtlichen Bedürf-
tigkeit«. Doktorvater war Volkswirt Schuster, der Korreferent der Heidelberger Städtische 
Rechtsrat Ammann als Lehrberechtigter für Fürsorge- und Jugendwohlfahrtsrecht. Weder 
bei seiner Immatrikulation noch bei seiner Promotion scheinen Robert besondere Hinder-
839 MKU an Rektor, Zulassung nichtarischer Studierender zu akademischen Prüfungen, 13.11.1934. UA HD B-8104.
840 Ebd.
841 Dekan der Juristischen Fakultät an Rektor, 20.11.1934, u. MKU an Rektor, 4.12.1934. UA HD B-8104.
842 Siehe S. 105.
843 REM, Erwerb der Doktorwürde durch Juden deutscher Staatsangehörigkeit, 15.4.1937. UA HD B-8104. Zur Vorgeschich-
te des generellen Promotionsverbotes von jüdischen Studierenden vgl. Grüttner: Studenten. S. 219/220.
844 Siehe S. 541.
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nisse ob seiner Abstammung in den Weg gelegt worden zu sein.845 Auf dem von Robert 
handschriftlich ausgefüllten Meldebogen zum Doktor der Wirtschaftswissenschaften vom 
26.6.1944 findet sich hinter Punkt 6. »Nachweis der arischen Abstammung (auch der Ehe-
frau)« ein Häkchen. Unterschrieben wurde der Antragsbogen von Dekan Thoms.846 Weder 
im Lebenslauf noch in einem gesonderten »Ahnennachweis« wurde die »nichtarische« 
Abstammung des Vaters erwähnt. Widerstand kam von Seiten der Studentenführung: Im 
Spruchkammerverfahren gegen Schuster, in dem er als Entlastungszeuge auftrat, sagte 
 Robert aus, dass sein Doktorvater – »Prototyp des objektiven und daher streng kritischen 
Wissenschaftlers« – ihn gegen Angriffe der Studentenführung habe verteidigen müssen 
und dass er ihn darüber hinaus, wohl aus Mitteln der RAG, als Assistenten beschäftigt ha-
be.847 Seine schriftliche Arbeit vollendete Robert in großer Eile, da er im Juni 1944 zur »Or-
ganisation Todt« einberufen worden war.848 
In seinem Gutachten lobte Schuster die gründliche methodische Aufarbeitung des The-
mas »Armenpfleglinge« am Beispiel Heidelbergs im Rechnungsjahr 1939/40. So habe Robert 
»einwandfrei« belegt, dass ein Zusammenhang zwischen Armut und »Minderwertigkeit« 
bestehe. Auch die »besondere Hilfsbedürftigkeit der Frau« werde »sehr deutlich«.849 Aller-
dings, so Korreferent Ammann, sei deren Armut zumeist »kurzfristiger« als die der Männer: 
»Bei den unterstützten Männern spielt Asozialität als Ursache der Armut eine bedeutende 
Rolle.«850 Interessanterweise, so Ammann, widerlege Robert »mit zahlreichen Nachweisen 
für die Stadt Heidelberg«, dass die »vielfach vertretene Ansicht, dass die Hilfsbedürftigkeit 
in den Städten auf den Zuzug vom Lande zurückzuführen ist«.851 
Anscheinend war es Mitte des Jahres 1944 denkbar, als Doktorand gefahrlos das na-
tionalsozialistische Paradigma vom »Volk ohne Raum«, von den vom Landmangel in die 
Städte getriebenen Bauern, über Bord zu werfen, ein Beleg dafür, dass eigenständige Kritik 
an den Dogmen des Regimes, wie von Brinkmann und Schuster in der Raumforschung 
ebenfalls vorgelebt, in Grenzen möglich war.852 Die mündliche Doktorprüfung am 4. Juli 
1944 nahmen Schuster, Waffenschmidt und Thoms ab. Eine Benachteiligung aufgrund 
seiner Abstammung – die vor dem Hintergrund der in seinen Schriften dokumentierten 
antisemitischen Haltung bei Thoms’ denkbar gewesen wäre – spiegelt sich im Prüfungser-
gebnis und Protokoll nicht wider – der Betriebswirt erteilte eine bessere Note als Doktorva-
ter Schuster.853 Am 2. Oktober 1944 wurde Horst-Krafft Robert die Würde eines Doktors der 
Wirtschaftswissenschaften »magna cum laude« verliehen.854
845 Sowohl in der Studenten- wie der Promotionsakte Roberts finden sich außer dem obligatorischen Stempel zur Abstam-
mung keine weiteren Dokumente über eine besondere Prüfung seiner Zulassung. 
846 Promotion Dipl. Kaufmann Horst-Krafft Robert, 1944, UA HD H-VI-852.
847 Robert, Horst-Krafft, Eidesstattliche Erklärung, 18.7.1946, GLA KA 465a-59-3-2931. Für die Anstellung Roberts als Assis-
tent habe ich keine weiteren Belege im Universitätsarchiv Heidelberg oder im Generallandesarchiv Karlsruhe gefunden. 
Ob die Wahl für den Volkswirt Schuster als Referenten als ausdrückliche Entscheidung gegen den Nationalsozialisten 
Thoms oder im Zusammenhang mit dem gewählten Dissertationsthema zu werten ist, geht aus der Aussage des Dip-
lomkaufmanns Robert nicht hervor.
848 Antrag auf Befreiung von der Belegpflicht, 7.6.1944, Studentenakte Horst-Krafft Robert.
849 Schuster, Gutachten über die Dissertation von Dipl. Kfm. Horst-Krafft Robert, 3.7.1944, UA HD H-VI-852.
850 Ammann, Gutachten über die Dissertation von Dipl. Kfm. Horst-Krafft Robert, 2.7.1944, UA HD H-VI-852.
851 Ebd.
852 Vgl. die Ausführungen Schusters und Brinkmanns über die Raumplanung in Baden im Rahmen der RAG siehe S. 353.
853 Protokoll der mündlichen Prüfung, 4.7.1944, UA HD H-VI-852.
854 UA HD H-VI-852. Er sollte den Krieg überleben und wurde in den 70er Jahren Botschafter Deutschlands in Argentinien.
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Staatswissenschaftliche Ehrenpromotionen, 19364.3.2.10 
Gemäß der nationalsozialistischen Propaganda, die Ehrenpromotionen als großbürgerli-
chen Tand anfeindete, handhabte das REM die Verleihung von Ehrendoktortiteln restrik-
tiv.855 Im Zeitraum zwischen 1933 und 1945 erfolgten selten Verleihungen des Dr. honoris 
causa an deutsche Staatsbürger.856 Eine Ausnahme bildete die 550-Jahr-Feier der Universi-
tät Heidelberg:
»Der vorläufige Arbeitsausschuß für die Vorbereitung der 550.-Jahrfeier der Universität 
hält es trotz mancher Bedenken für notwendig, daß bei dem für den 30. Juni 1936 vor-
gesehenen Festakt in der Stadthalle nach der Festrede des Herrn Reichswissenschafts-
ministers Ehrenpromotionen durch die Dekane stattfinden, weil vor allem vom Ausland 
die Durchführung dieser Tradition erwartet wird.«857
Brinkmann begründete seine Vorschläge vor allem mit der politischen Außenwirkung 
der Ernennungen und weniger mit den wissenschaftlichen Errungenschaften der zu Eh-
renden: »Wenn die Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät Gelehrte des hervor-
ragendsten Ranges in weltbedeutenden Ländern zu ihren Doktoren macht, so müssen m. E. 
diese Ehrungen neben dem rein wissenschaftlichen auch einen sehr erwünschten politi-
schen Charakter haben.« 
Brinkmann schlug den australischen Wirtschaftswissenschaftler Douglas B. Copland858 
(*1894), der »Deutschlands Schicksal alle Zeit mit freundlichster Teilnahme begleitet« habe 
und »Führer unseres ganzen Faches in Australien« sei, den US-Amerikaner Frank H. Wright, 
Universität Chicago, der ein glänzender Wissenschaftler sei und zugleich den »von Demo-
kratie und Kapitalismus noch nicht versteiften ›Pionier der Westgrenze‹« verkörpere, und 
zuletzt den an der Universität Zagreb lehrenden Agrarwissenschaftler Ottó von Frangeš 
(*1870) vor.859 Für den wissenschaftlich kaum ausgewiesenen von Frangeš spräche, so argu-
mentierte Brinkmann, »daß er nicht Altserbe, sondern Kroate [sei]«. Die Verleihung »könn-
te m. E. die Wirksamkeit unserer Ehrung im Hinblick auf die intellektuelle Führerrolle und 
Deutschfreundlichkeit der Kroaten sowie auf die sich vollziehende Versöhnung der groß-
serbischen Nationalitätengegensätze nur erhöhen«. Während es dem Nationalökonomen 
mit dieser Argumentation gelang, Rektor Groh zu überzeugen, strich dieser die »übersee-
855 Hitler lehnte Ehrendoktorwürden für seine Person »grundsätzlich« ab. Das Dritte Reich. S. 248.
856 Ganz unterbunden hatte das REM die Verleihung der Ehrendoktortitel aber nicht. Nach einem Runderlass vom 
22.3.1938 galt, dass »für eine Übergangszeit von zwei Jahren grundsätzlich für jede Hochschule nur eine Ehrenpromo-
tion zugelassen« werde. Ausnahmen würden keine gemacht, die Hochschulen sollten sich auf die »dringlichste« Pro-
motion festlegen. REM an Rektor, 1.8.1938, UA HD H-VI-859. Weitere Erlässe in Deutsche Hochschulverwaltung II. S. 480-
490.
857 Rektor an Dekan, 21.9.1935, UA HD H-VI-859.
858 Copland soll den Anstoß zur Promotion und späteren Habilitation des Assistenten Brinkmanns und langjährigen NS-Ak-
tivisten, Albert Prinzing, über die »Wirtschaftslenkung. Das australische Beispiel« gegeben haben. Brinkmann an Dekan, 
1.6.1937, UA HD PA 5358, siehe S. 210.
859 Brinkmann an Dekan, 12.11.1935, UA HD H-VI-859. In einer ersten handschriftlichen Fassung fanden sich noch der 
italienische Philosoph und Politiker Giovanni Gentile (*1875) als »Mussolinis erster Kultusminister, der seine Staats- 
und Sozialphilosophie besonders an Hegel angeknüpft hat« und der schwedische Wirtschaftswissenschaftler Gunnar 
Myrdal (*1898) als »Verfasser des berühmten Buchs über die Rolle der Politik in der Doktrinbildung, von dem deutsche 
Nationalsozialisten wie G. Mackenroth – Kiel entscheidende Anregungen schöpften«. Brinkmann an Dekan, 10.10.1935, 
UA HD H-VI-859. In Wright sah Brinkmann auch einen Verbündeten in seinem Kampf gegen die Theorie und Grenznut-
zenschule: Der Amerikaner habe »gegenwärtig begonnen [...] die Grundlagen der liberalen österreichischen Produk-
tions- und Verteilungstheorie anzugreifen und umzubilden. Der gleichgerichteten nationalsozialistischen Kritik [sic!] ist 
so in ihm ein vollkommen unabhängiger aber höchst willkommener Bundesgenosse in einem Augenblicke erwachsen, 
da von den Emigranten der Londoner School of Economics her der österreichische Sozialliberalismus einer laut verkün-
deten Renaissance zustrebt.« Brinkmann an Dekan, 12.11.1935, UA HD H-VI-859.
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ischen Wirtschaftsmenschen und Wirt-
schaftsforscher« Wright und Copland, deren 
Werk laut Brinkmann sie als »subjektiv und 
objektiv dem deutschen Nationalsozialis-
mus« nahe stehend ausweise, aus der Lis-
te.860 
Die Fakultät ließ sich durch den Wider-
stand des Rektors nicht beirren und setzte 
im Januar 1936 Copland wieder auf die Lis-
te der durch eine staatswissenschaftliche 
Ehrendoktorwürde Auszuzeichnenden. An-
stelle von Wright enthielt die ans Rektorat 
übermittelte Liste nun einige von außen zur 
Ehrung vorgeschlagene Ausländer, so den 
Rektor der Universität Sofia, den Juristen L. 
Dikow (*1895), den die »Akademie für Deut-
sches Recht« als einen »Anhänger autoritärer 
Regierungsform« und »energischen Vertre-
ter deutsch-bulgarischer Annäherung« in 
die Diskussion eingebracht hatte. Weiterhin 
den deutsch-amerikanischen Industriellen 
Henry Janssen, den das Auswärtige Amt und 
das Reichswirtschaftsministerium als »her-
vorragenden Vertreter des Deutschtums in 
Amerika« »trotz gehässiger jüdischer Angrif-
fe« geehrt wissen wollte, und zuletzt den 
Wiener Ordinarius Heinrich Ritter von Srbik 
(*1878), der sich »um eine wahrhaft groß-
deutsche Geschichtsauffassung« bemühe 
und »sehr positiv zum neuen Deutschland« 
stehe. Wer den österreichischen Historiker 
vorgeschlagen hat, geht aus dem Schreiben 
nicht hervor, wahrscheinlich aber das »Reichsinstitut für Geschichte des neuen Deutsch-
land«, dessen Ehrenmitglied von Srbik bereits war. Zuletzt fand sich noch Wang Ching-Wei 
(汪精卫/汪精衛,*1883), der frühere Ministerpräsident der Republik China und Vertreter der 
Kuomingtang, auf der Liste der zu Ehrenden.861 Ching-Wei, Janssen, von Frangeš und von 
Srbik wurden letztlich im Rahmen der 550-Jahr-Feier ausgezeichnet. Allerdings wurden 
nach der letzten Eingabe noch Personen ergänzt, ohne dass hierüber ein Briefwechsel zwi-
schen der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät und dem Rektorat erhalten 
ist. Möglicherweise wurden diese auf Wunsch des Reichswirtschaftsministeriums, des Aus-
860 Brinkmann an Rektor Groh, 12.11.1935, UA HD H-VI-859. 1944 hatte Dekan Thoms kurzzeitig erwogen, wegen dessen 
Unterstützung bei der Neugründung des Instituts für Großraumwirtschaft und des Instituts für Betriebswirtschaft des 
Fremdenverkehrs dem Kriegshistoriker, amtierenden Rektor und Kultusminister Schmitthenner die Ehrendoktorwürde 
zu verleihen. Der Plan – ein doppelter Verstoß gegen universitäre Tradition und nationalsozialistische Prinzipien – wur-
de allerdings schnell ad acta gelegt. UA HD H-VI-859. 
861 Brinkmann an Rektor, 17.1.1936, UA HD B-1523/5.
Quelle 26 | Ehrenpromotionen 1936
»Ehrenpromotionen der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen 
Fakultät, 1936
S. Exzellenz Dr. •	 Bálint Hóman, königlich ungarischer Kultusminister, 
sie ehrt in ihm den Neugestalter der allgemeinen und wirtschaftli-
chen Geschichte Ungarns, den verständnisvollen Kenner der deut-
schen Wissenschaft und des deutschen Staates.
Dr. •	 Luiz Cabral Oliveira de Moncada, Professor der Wirtschaftsrech-
te an der Universität Coimbra, sie ehrt in ihm den verdienstvollen 
Gestalter der Methodenlehre und Geschichte des Rechts seines 
Landes, den hervorragenden Vertreter Portugals in internationaler 
wissenschaftlicher Organisation und Zusammenarbeit.
Henry K. Janssen, Reading, Pa., sie ehrt in ihm den deutschstäm-•	
migen Pionier, der in seiner zweiten Heimat durch eigene Kraft 
bedeutende Industrie begründen half, den hochsinnigen Freund 
Deutschlands, den Förderer unserer Hochschule.
S. Exzellenz Dr. Otto v. Frangeš, Senator, Professor der Agrarwissen-•	
schaften an der Universität Zagreb, sie ehrt in ihm den tatkräftigen 
Förderer des Bauernstandes Jugoslawiens in wissenschaftlicher 
Führung und Schulung, den Planer eines gesunden Gütertausches 
zwischen mittel- und osteuropäischen Erzeugungsgebieten.
S. Exzellenz Wang Ching-Wei, früherer Ministerpräsident der •	
Republik China, sie ehrt in ihm den Kämpfer für die soziale Neu-
gestaltung Chinas, den einsatzbereiten Patrioten, den boden-und 
volksverbundenen Staatsmann.
S. Exzellenz Dr. •	 Ramén S. Castillo, Justiz- und Unterrichtsminister 
der Republik Argentinien, sie ehrt in ihm den bedeutenden Rechts-
lehrer argentinischer Hochschulen, den angesehenen Richter, der 
als Staatsminister die Lebensgüter seines Volkes, insbesondere in 
Schule und Unterricht verantwortlich verwaltet.
Dr. phil. Heinrich Ritter v. Srbik, Professor der Geschichte an der •	
Universität Wien, sie ehrt in ihm den großen Darsteller österreichi-
scher Vergangenheit, den eindrucksvollen Lehrer, den Künder der 
deutschen Sendung seines Landes.
S. Exzellenz •	 Ismet Inönü, Ministerpräsident der Türkischen Republik, 
sie ehrt in ihm den großen Soldaten, den Mitbegründer der mo-
dernen Türkei, der in treuer Gefolgschaft seines Staatsoberhauptes 
einer beispiellosen kulturellen Erneuerung seines Volkes den Weg 
bahnte.«
Zwischen den Völkern. 550 Jahre Universität Heidelberg. In: Hochschule 
und Ausland 14 (1936) Heft Nr. 8. S. 755/56.
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wärtigen Amts oder durch Parteigliederungen noch kurz vor Vollzug der Ehrungen hinzu-
gefügt (Quelle »Ehrenpromotionen 1936«, vorhergehende Seite).862 
862 Die in der Zeitschrift »Hochschule und Ausland« veröffentlichte Liste deckt sich mit einer späteren Aufstellung der 
Fakultät. Dekan, Aktennotiz, Ausländische Ehrendoktoren der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät, 
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Prüfungsordnung für Studierende 5.1 
der Wirtschaftswissenschaften
5.1.1 »Ordnung der Diplomprüfungen 
für Betriebswirte und Volkswirte«, 
Sommersemester 1935
Das MKU erließ am 21. Dezember 1934 eine »Ordnung der Diplomprüfung für Betriebs-
wirte und Volkswirte« für Baden, um den neuen Verhältnissen nach der Auflösung der 
Handelshochschule Rechnung zu tragen.1 Sie löste zum Sommersemester 1935 die Prü-
fungsordnung der Mannheimer Handelshochschule ab.2 Ihre Veröffentlichung überschnitt 
sich zeitlich mit der den vom REM ebenfalls 1935 erlassenen »Richtlinien für das Studium 
der Wirtschaftswissenschaften« (siehe S. 252). Die beiden Prüfungsordnungen waren in 
weiten Passagen wortwörtlich identisch und besaßen die gleiche Zielformel: »Durch die 
Ablegung der Prüfung soll der Nachweis erbracht werden, dass sich der Bewerber durch 
sein Studium die zu einem selbständigen Urteil über volks- und betriebswirtschaftliche 
Zusammenhänge erforderlichen wissenschaftlichen Grundlagen sowie die Vertrautheit mit 
den Grundzügen des Rechts erworben hat.«3 Die Prüfungskommission setzte sich nahezu 
ausschließlich aus Hochschullehrern zusammen, sieht man von dem einem »Vertreter der 
Wirtschaftspraxis« ab. Als Vorsitzender der Prüfungskommission fungierte der Dekan der 
Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät.
Im Gegensatz zu den an der Handelshochschule Mannheim gültigen Zulassungsbe-
stimmungen wurde von den zukünftigen Studierenden an der Staats- und Wirtschaftswis-
senschaftlichen Fakultät eine »regelrechte Reifeprüfung« verlangt.4 Der zuvor gangbare 
Weg über die Obersekundareife, kaufmännische Praxis und »Sonderreifeprüfung« war für 
die Zulassung zum Studium an der Universität Heidelberg versperrt. Die Heidelberger Be-
triebswirte, die sicherlich großes Interesse an Praktikern aus der Wirtschaft gehabt hätten, 
so spekulierte der »Praktische Betriebswirt«, konnten sich wohl nicht gegen ihre Kollegen 
an der Universität durchsetzen.5 Mit dem Erlass des REM vom 29.7.1936 wurde diese Ver-
schärfung wieder rückgängig gemacht. Die »Sonderreifeprüfung« berechtigte nunmehr 
wieder zum Studium der Wirtschaftswissenschaften.6 Die an den Handelshochschulen und 
den wirtschaftswissenschaftlichen Fakultäten der Universitäten Köln und Frankfurt am 
Main bestehende Möglichkeit, auf Grund ausreichender Wirtschaftspraxis auch mit Ober-
1 Zur »Reform des kaufmännischen Studiengangs« und der Berufspolitik des Verbands Deutscher Diplom-Kaufleute vgl. 
Franz: Zwischen Markt und Profession. S. 111-179.
2 Eingliederung der ehemaligen Handelshochschule Mannheim in die Universität Heidelberg. In: Der Heidelberger 
 Student vom 12.12.1933, abgedruckt im Anhang S. 644.
3 Die Prüfungsordnung für Diplom-Volkswirte, Diplom-Kaufleute und Diplom-Kaufleute vom 24.3.1937 ist im Anhang 
abgedruckt. Siehe S. 673. 
4 Sonderreifeprüfung. S. 1428/1429.
5 Werder: »Diplom-Betriebswirt«. S. 1234.
6 Sonderreifeprüfung. S. 1428/1429. Durch einen Erlass des REM vom 8.7.1935 wurde Inhaberinnen eines Reifezeugnisses 
einer dreijährigen Frauenschule mit mehrjähriger Berufspraxis ab Ostern 1937 an das Recht »zum vollen Studium der 
Wirtschaftswissenschaften und zum Diplom-Handelslehrerstudium« eingeräumt. Die vage Formulierung des Erlasses 
lud zu Spekulationen ein, warum die Wirtschaftswissenschaften als einziges Fach an der Universität für die Absolventin-
nen neben den »Lehrerbildungsgängen« geöffnet werden sollten. Frauenschule. S. 205-209.
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sekundareife immatrikuliert zu werden, wurde den Bewerbern in Heidelberg weiterhin 
nicht eingeräumt.7 
Die Heidelberger Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät betrat hier insofern 
Neuland, als ihre Prüfungsordnungen die ersten für das Studium der Wirtschaftswissen-
schaften waren, die »die Ansichten der heutigen Zeit zu verarbeiten hatten« und durch 
die die von Reichsjustizkommissar Hans Frank geforderte »Bereinigung der chaotischen 
Zustände auf dem Gebiete der wirtschaftswissenschaftlichen Ausbildung, des wirtschafts-
wissenschaftlichen Vorlesungsbetriebes und der Frage seines Zusammenhanges mit der 
Rechtswissenschaft« praktisch umgesetzt werden sollten.8 Die Heidelberger Prüfungsord-
nung von 1934 sah im Gegensatz zur nationalen von 1937, die »alle aufgeworfenen Fra-
gen in ihren Bindungen an die rassischen, politischen und geschichtlichen Grundlagen des 
deutschen Volkes« erörtert und beurteilt wissen wollte, keine Gesinnungsprüfung vor.9 Ob 
die in der Zeitschrift »Volk im Werden« des zeitweiligen Heidelberger Rektors Krieck postu-
lierte Warnung, »Nationalsozialistische Gesinnung als Examensfrage« abzuprüfen, beher-
zigt wurde, ist auf der Grundlage des bearbeiteten Quellenmaterials nicht zu beurteilen.10 
Neben einer »Erklärung zur Abstammung« forderte die Heidelberger Prüfungsordnung ei-
nen Nachweis der »Bewährung im Arbeitsdienst«:
»Bei der Meldung zur Prüfung ist der Nachweis zu führen, daß der Bewerber mit Volks-
genossen aller Stände und Berufe in enger Gemeinschaft gelebt, die körperliche Arbeit 
kennen und achten gelernt, Selbstzucht und Einordnung geübt hat und sich körperlich 
gestählt hat.«
Diese Reverenz an »Deutschen Sozialismus« und antiintellektuelle Ressentiments fehlte 
in der späteren nationalen Verordnung. Diese verlangte allgemeiner einen »Lebenslauf, der 
insbesondere auch über die politische Betätigung Auskunft gibt.«11
Es wurde nun der akademische Grad eines Diplom-Betriebswirts anstatt des frühe-
ren Diplom-Kaufmanns verliehen. Das MKU hatte sich über die Wünsche des Verbandes 
Deutscher Diplom-Kaufleute hinweggesetzt, der sich im Vorfeld für eine Beibehaltung des 
eingeführten und »in breiten Kreisen« bekannten Titel des Diplom-Kaufmanns eingesetzt 
hatte.12 1937 sollte dieser Wechsel wieder rückgängig gemacht werden: Die reichsweit gül-
tige Prüfungsordnung sah wiederum den Diplom-Kaufmann vor.13
7 Die Obersekundareife entspricht heute der Klassenstufe 10/11 an Gymnasien. Anerkennung der Sonderreifeprüfung 
auch für Heidelberg. Und wie steht es mit München? In: Der praktische Betriebswirt 16 (1936). S. 1428.
8 Werder: »Diplom-Betriebswirt«. S. 1229 u. Frank: Wirtschaftslehre. S. 648.
9 Die Prüfungsordnung für Diplom-Volkswirte, Diplom-Kaufleute und Diplom-Kaufleute vom 24.3.1937 ist im Anhang 
abgedruckt. Siehe S. 673. 
10 »Ein Examen ist keine ehrliche Auseinandersetzung zweier Weltanschauungen von Mensch zu Mensch, es ist ein Ge-
spräch, bei dem der eine Partner davon abhängt, daß der andere seine Rede für gut befindet, um ihm das gestempelte 
Zeugnis auszuhändigen, um dessentwillen das ganze Schauspiel in Szene geht.« Gesinnung als Examensfrage. S. 191.
11 Aus der »Erklärung zur Abstammung« wurde 1937 der »Ariernachweis«. Zudem musste der Prüfungskandidat versi-
chern, dass er »nicht bei einem jüdischen Repetitor gehört« hatte. Siehe S. 673.
12 Während der Wechsel des Titels in der Verbandszeitschrift als »bedauerliche und nicht gerade begrüßenswerte Neu-
erung« bezeichnet wurde, zeigte man sich darüber erfreut, dass in der Heidelberger Prüfungsordnung zum ersten 
Mal ausdrücklich von einem »akademischen« Grad die Rede sei: »Bisher hat man schüchtern immer nur einfach von 
›Grad‹ gesprochen. Das ›akademische‹ fiel unter den Tisch oder blieb bestenfalls offen.« Werder: »Diplom-Betriebswirt«. 
S. 1230/31.
13 Siehe S. 256 u. S. 673. 
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5.1.2 »Richtlinien für das Studium der 
Wirtschaftswissenschaften«, 2. Mai 1935
»Die deutsche Wirtschaftswissenschaft muß nationalso-
zialistisch werden. Nationalsozialismus ist kein Lippenbe-
kenntnis, sondern eine Weltanschauung. Vergeßt niemals, 
daß es nicht auf abgegriffene Schlagworte, sondern auf 
den Inhalt ankommt! Wer im Herzen Nationalsozialist ist, 
redet nicht viel davon, sondern handelt danach.« »Richt-
linien für das Studium der Wirtschaftswissenschaften«, 
»Grundgedanken«, S. 1.
Die im Mai 1935 veröffentlichten »Richtlinien für das Studium der Wirtschaftswissenschaf-
ten« des REM mit den enthaltenen Studienplänen und -ratschlägen sind als ein Schritt auf 
dem Weg zu einer umfassenden wirtschaftswissenschaftlichen Studienreform anzusehen.14 
Das Kernstück einer solchen Reform, eine reichsweite Prüfungsordnung, ließ hingegen Jah-
re auf sich warten: Was auch, so ein Kommentar im »Praktischen Betriebswirt« 1936, eine 
gute Seite habe, »denn so [sei] eine überstürzte Reform der Prüfungsordnung, die eine 
Zeitlang drohte, vermieden worden«.15 Der Erlass folgte im Aufbau und teilweise wortwört-
lich den bereits zu einem früheren Zeitpunkt veröffentlichten »Richtlinien für das Studium 
der Rechtswissenschaft« vom 18. Januar 1935.16 Parallel zu den »Richtlinien« erschien in der 
Hanseatischen Verlagsanstalt in der von Carl Schmitt herausgegebenen Reihe »Der deut-
sche Staat der Gegenwart« eine Schrift mit dem Titel »Das Studium der Wirtschaftswissen-
schaft«. Das allen Studierenden der Volkswirtschafts- und Betriebswirtschaftslehre sowie 
des Handelslehramts empfohlene schmale Bändchen enthielt eine vom zuständigen Re-
ferenten im REM, dem Rechtshistoriker Karl August Eckhardt, verfasste Aufstellung der zu 
besuchenden Veranstaltungen.17 Ergänzt wurde die tabellarische Übersicht durch zwei län-
gere Artikel der Nationalökonomen Friedrich von Gottl-Ottlilienfeld und Erwin Wiske mann, 
die federführend in den Entwurf der »Richtlinien« eingebunden waren.18 Wiskemanns Bei-
trag war im antiintellektuellen Jargon der Zeit gehalten. Er sah sich aber zugleich veranlasst, 
wohl an die Adresse der »Konjunkturritter« vor der inflationären Verwendung des »Führer«-
Begriffs zu warnen:
»Wir wollen nicht Akademiker und vor allem nicht dogmatisch-professorale Oberaka-
demiker heranbilden, sondern Diener und Gestalter am Volk und seiner Wirtschaft 
und unter ihnen einen möglichst hohen Hundertsatz solcher, die einmal zu führenden 
Stellungen berufen und begabt sein werden. Wir wollen aber mit dem Wort ›Wirt-
14 Die vollständige Fassung der »Richtlinien für das Studium der Wirtschaftswissenschaften« findet sich im Anhang auf 
S. 669.
15 M.K.: Neue Wirtschaftswissenschaft. S. 1176.
16 Teil III, »Leitsätze für die Hochschulen«, ist wortwörtlich identisch mit den entsprechenden Passagen für die Jurastuden-
ten. Im Abschnitt IV, »Leitsätze für die Studenten«, werden die angehenden Wirtschaftswissenschaftler aufgefordert: 
»Studiert an der Hochschule und nicht beim Einpauker!« Eine Mahnung, die in viel stärkerem Maß die Studierenden des 
Rechts betraf. Werder: Neues kaufmännisches Studium. S. 600 u. Kofel: Juristisches Studium. S. 606/607.
17 Die Tabellen sind im Anhang abgedruckt. Siehe S. 671.
18 Gottl-Ottlilienfeld: Neuordnung u. Wiskemann: Neuordnung. Neben Wiskemann und Gottl-Ottlilienfeld waren auch 
Vorarbeiten der Reichsfachgruppe »Wirtschaftsrechtler« im BNSDJ unter Leitung von Dr. Otto Mönckmeier, Reichsgrup-
penwalter der Reichsfachgruppe, und Dr. Alfred Ringer, Lehrbeauftragter an der Universität Berlin, in die »Richtlinien« 
eingeflossen. Als Berater nannte Wiskemann den Berliner Nationalökonomen Jens Jessen, den Berliner Betriebswirt 
Nicklisch, die Ministerialräte Dr. Heinrich Hunke und Südhoff sowie den Syndikus der Industrie- und Handelskammer 
und Herausgeber des »Praktischen Betriebswirts«, Dipl.-Kfm. Herbert Lorenz. Wiskemann: Neuordnung. S. 35 u. 43.
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schaftsführer‹ bescheiden und zurückhaltend sein; denn es gibt nur einen Führer in 
Deutschland!«19
Die disziplinenübergreifende Konzeption der Staats- und Wirtschaftswissenschaftli-
chen Fakultät deckte sich mit den vom REM verkündeten »Richtlinien«. So sollte das Lehr-
programm nun mit der jüngeren Steinzeit beginnen und mit Wirtschaft und »Raum«, »Volk, 
Ständen und Staat« enden.20 Die vielen fachfremden Veranstaltungen entlasteten die ver-
gleichsweise dünne Personaldecke der Fakultät, die über den gesamten Zeitraum ihrer 
Existenz hinweg niemals über mehr als einen Lehrstuhl für Betriebswirtschaftslehre verfüg-
te, da sie nun die Lehrkapazitäten der benachbarten Fächer synergetisch nutzen konnte. 
Verstärkt wurde dieser Effekt zusätzlich durch die Maßgabe des Ministeriums, dass 
»alle Vorlesungen und Übungen in jenem Sinne einheitlich zu halten [sind], daß es 
gleichbleibt, ob sie nur den Juristen oder nur einer unserer Richtungen [sc. der Wirt-
schaftswissenschaftler] zugedacht sind, oder ob Gemeinschaft an ihnen besteht. Es 
gibt also keine juristischen Vorlesungen mehr ›für Volkswirte‹, auch keine wirtschaftli-
chen mehr für ›Juristen‹. Das erleichtert zugleich den Lehrbetrieb an den Hochschulen, 
sichert auch jeder Vorlesung ohne Abschwächung ihren fachlichen Gehalt, und vor 
allem führt es die Hörer verschiedener Berufsrichtungen geistig einander näher«.21
Auffallend ist der »Reichtum an juristischen Vorlesungen« (Tabelle »Wochenstunden«, 
nächste Seite), die Hans-Paul Höpfner als Reaktion auf den durch die »erheblich ausgewei-
teten Planungs-, Steuerungs- und Kontrollstellen« gesteigerten Bedarf des Staates nach 
»ökonomisch und juristisch ausgebildeten Fachkräften« erklärt.22 Mit der stärker juristisch 
ausgerichteten Ausbildung reklamierten die aus den Wirtschaftswissenschaften stammen-
den Gestalter der »Richtlinien« einen Teil der Stellen in der staatlichen und kommunalen 
Verwaltung für die Absolventen ihrer Fächer: »Der Strom von jungen Anwärtern auf solche 
Stellungen, der sich bisher einseitig in der Richtung des juristischen Studiums bewegt«, 
sollte sich nach dem Willen Gottl-Ottlilienfelds in Zukunft auch aus den wirtschaftswis-
senschaftlichen Instituten in Richtung Verwaltung ergießen.23 Die Unterschiede zwischen 
beiden Hauptrichtungen, Betriebswirtschafts- und Volkswirtschaftslehre waren trotz aller 
Beschwörungen der »Gemeinschaft« deutlich akzentuiert:
»In der ›betriebswirtschaftlichen Richtung handelt es sich ganz ausgesprochen um die 
Vorbildung für einen bestimmten Beruf, eben um jenen, den im Rahmen der Unterneh-
mung der akademisch gebildete Kaufmann zu erfüllen hat. Dagegen stellt es die ›volks-
wirtschaftliche‹ Richtung, angesichts der vielerlei Arbeitsgebiete, die vor ihr liegen, 
nicht auf einen bestimmten Beruf ab.«24
Im Gegensatz zur Betriebswirtschaftslehre, die »die praktische Ausbildung des akade-
misch gebildeten Kaufmanns ganz systematisch ausgebaut« habe, sei es um die Volks-
wirtschaftslehre bisher schlecht bestellt gewesen, so Gottl-Ottlilienfeld: Der Lehrbetrieb 
sei »chaotisch und lückenhaft« gewesen, habe an »unorganisch« eingezwängten Rechts-
19 Hervorhebung im Original gesperrt gedruckt. Wiskemann: Neuordnung. S. 45. 
20 Ebd. Die Vorlesungsverzeichnisse wurden ab dem Sommerhalbjahr 1936 analog in »Volk, Stände und Staat« gegliedert.
21 Gottl-Ottlilienfeld: Neuordnung. S. 29.
22 Ebd. S. 31. Höpfner: Universität Bonn. S. 250 u. Groß: »Umwandlung«. S. 150/151.
23 Gottl-Ottlilienfeld: Neuordnung. S. 31. 1940 forderte sein jüngerer Kollege Günter Schmölders das Ende des »Juristen-
monopols«: Der »Dienst an der Wirtschaftslenkung und wirtschaftspolitischen Führung« verlange nach der »Zulassung 
einer gleichwertigen wirtschafts- und sozialwissenschaftlichen Ausbildung«. Schmölders: Staat, Wirtschaft, Wissen-
schaft. S. 449. Tatsächlich waren die nachfolgenden Jahre vom Ringen zwischen Juristen und Wirtschaftswissenschaft-
lern um lukrative Posten, wie den des »Wirtschaftstreuhänders«, geprägt. Siehe S. 164.
24 Gottl-Ottlilienfeld: Neuordnung. S. 33.
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fächern gekrankt und jeglicher praktischer Ausbildung 
entbehrt.25 Mit den »Richtlinien« sei »5 Minuten vor 12« 
das Ruder herumgerissen worden, ergänzte der zweite 
Referent Wiskemann, um dem »geistigen Auflösungspro-
zess« und der »geistigen und organisatorischen Zerrissen-
heit« ein Ende zu bereiten: »Das Produkt dieser [früheren] 
Erziehung war der sozialwissenschaftlich ausgebildete 
Interessenvertreter und der mit der Tünche akademischer 
Theorien überstrichene Kaufmann.«26 
In den beiden ersten Semestern sollte der Student 
nach dem Willen des REM die »völkischen Grundlagen« 
der Wissenschaft und die »völkisch-sozialistische Richt-
linie« vorgezeichnet bekommen und »geschichtlich und 
politisch in die Sonderaufgaben seines Faches« einge-
führt werden.27 Die besonders empfohlene einstündige 
Vorlesung »Volk und Wirtschaft« sollte zeigen, so Eckhardt, 
»dass Wirtschaft nicht vom Markte oder von der Unter-
nehmung, sondern vom Volke her verstanden werden will, und wie sie, in Gestalt der Volks-
wirtschaft den deutschen Sozialismus zu verwirklichen hat.«28 Wirtschaftswissenschaftliche 
Wahlvorlesungen durften erst nach Abschluss des zweiten Semesters belegt werden. Hier 
erlebte in begrenztem Rahmen die von Hans Freyer 1933 entwickelte Idee eines »politi-
schen Semesters« ihre konkrete Umsetzung.29 Das dritte bis fünfte Semester waren dem 
eigentlichen Fachstudium zu widmen, während das sechste Semester bereits zur Prü-
fungsvorbereitung vorgesehen war. Planmäßige Vorlesungen sollten dann gegenüber den 
»Übungen für Vorgerückte, Arbeitsgemeinschaften, Konversatorien und Seminaren« in den 
Hintergrund treten. Im Vergleich zu den früheren Prüfungsordnungen fallen neben einigen 
veränderten Bezeichnungen auch inhaltliche Veränderungen ins Auge. Neu angeboten 
wurden unter anderem: Geschichte des Betriebslebens, Gebunde Wirtschaft, Betriebs- und 
Volksgemeinschaft. (Wirtschafts-) Geographie und Technik belasteten mit jeweils nur zwei 
wenig umfangreiche Veranstaltungen das Zeitbudget des Studenten vergleichsweise ge-
ring.30 Die Belastung der Studenten durch die mit einem oder zwei Sternchen versehenen 
»wichtigen« Veranstaltungen war so hoch angesetzt (Tabelle »Wochenstunden«, nebenste-
hend), dass das REM unter Punkt II »Aufbau des Studiums« eingestehen musste: »Eine aus-
reichende Durchdringung des Stoffes wird jedoch kaum ohne Hingabe weiterer Semester 
25 Ebd. S. 33/34.
26 Wiskemann: Neuordnung. S. 34/35.
27 Werder: Neues kaufmännisches Studium. S. 600. Der »Studienplan« ist im Anhang abgedruckt. Siehe S. 671. 
28 Eckhardt: Wirtschaftswissenschaften. S. 13.
29 Nach den Wirtschaftswissenschaften sollte das Studium weiterer geisteswissenschaftlicher Fächer sukzessive »gleichge-
schaltet« werden: »Das Ziel des Ministeriums«, so Wiskemann in seinem Referat, »geht mit Recht dahin, in diesen grund-
legenden Studienhalbjahren alle Geisteswissenschaften auf eine gemeinsame politisch-völkische Basis zu stellen.« Der 
Volkswirt wehrte sich gegen Eindruck, es handele sich hier um ein »bloßes politisches Propädeutikum« im Sinne z. B. 
Freyers, sondern es gehe darum, die »neue politisch-völkische Universalität des Denkens und Wollens von vornherein 
sichtbar« zu machen. Wiskemann: Neuordnung. S. 37/38. Vgl. Freyer: Politisches Semester u. Gottl-Ottlilienfeld: Neuord-
nung. S. 28/29. 
30 Werder: Bemerkungen. S. 716.
Gebiet SWS
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Tabelle 5 | Verteilung der Gesamtzahl der 
Wochenstunden nach Gebieten  
(Studiengang Diplom-Kaufmann)
SWS = Semesterwochenstunden, nicht miteingerechnet sind die im Studienplan 
selbst nicht genannten, in den »Leitsätzen für die Hochschule« jedoch erwähnten 
wirtschaftswissenschaftlichen Wahlvorlesungen, Übungen für Vorgerückte, Arbeits-
gemeinschaften, Konversatorien, Seminare.
Werder: Bemerkungen. S. 718/719.
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möglich sein. Es wird daher dringlichst empfohlen, dem Wirtschaftsstudium sieben oder 
acht Semester zu widmen.«31 
Die »Richtlinien« waren in einem jovial-kämpferischen Tonfall gehalten. Pflichtvorlesun-
gen und Belegzwang wurden abgeschafft: 
»Ihr sollt nicht Prüfungskenntnisse in euch anhäufen, sondern Wahrer und Gestalter der 
deutschen Wirtschaft werden! […] Belegt nur die Vorlesungen, die ihr wirklich hören 
wollt! [...] Laßt ruhig Hauptvorlesungen aus, die euch nicht anziehen, und hört dafür 
umso mehr Wahlvorlesungen auf Gebieten, die euch fesseln!«32
Die Studenten wurden in den »Grundgedanken« und »Leitsätzen« angewiesen, ihr Stu-
dium bevorzugt an den »Grenzlanduniversitäten« und – im Falle der Jurastudenten – an 
den als »politische Stoßtrupps« hervorgehobenen Fakultäten aufzunehmen. Indirekt wur-
de hier Professoren mit mangelnder Bereitschaft zur »Selbstgleichschaltung« mit Boykott 
gedroht:
»Im geistigen Ringen um neue Werte gibt es keinen besseren Kampfplatz als die Hoch-
schule. […] Der Neubau der Hochschulen kann nicht von heute auf morgen erfolgen. 
Bevorzugt daher die Hochschulen, in denen Persönlichkeiten wirken, die in Gesinnung 
und Leistung euch Führer und Lehrer im neuen Geiste sein können. Denkt an die 
Grenzhochschulen und lernt dort den politischen und wirtschaftlichen Kampf um den 
deutschen Volksboden kennen!« 
Wehrwirtschaftliche Übungen, November 19355.1.3 
Nachdem mit der Einführung der allgemeinen Wehrpflicht im März 1935 offen die Auf-
rüstung des Deutschen Reichs betrieben wurde, organisierte das REM die geistige 
Mobilmachung. In einem Rundschreiben vom 14. November 1935 an die wirtschaftswis-
senschaftlichen Fakultäten wurde die Aufnahme »Wehrwirtschaftliche Übungen« in den 
Studienplan befohlen:33 
»Was die Durchführung dieser Übungen betrifft, so wird z. B. aus den Erfahrungen 
früherer Kriege das Problem der Vorratsbildung und Magazinierung behandelt werden 
können, ebenso der Fragenkreis der Rohstoffbeschaffung, staatlicher Beeinflussung in 
Kriegszeiten, ferner ganz allgemein die Frage der Standortwahl und der Verkehrsge-
staltung unter modernen kriegswirtschaftlichen Gesichtspunkten usw. Fast alle Gebie-
te der Volkswirtschaft werden auf diese Weise wehrwirtschaftlich beleuchtet werden 
müssen. Insbesondere auch die Probleme der Landesplanung und Siedlung kann ohne 
den wehrwirtschaftlichen Gesichtspunkt nicht fruchtbar erörtert werden.«34
Tatsächlich waren sowohl Logistik wie auch Landesplanung von großer Bedeutung 
gerade in Baden, das alle großindustriellen Betriebe als mögliches Aufmarschgebiet der 
Franzosen mieden und das zugleich durch den Bau des »Westwalls« einen tiefgreifenden 
Einschnitt in die Infrastruktur erfuhr. Bei diesem Thema stießen die Verfasser des »Studien-
plans« allerdings an die Grenze ihres oben genannten Anspruchs, alle Themen möglichst 
praxisnah anzugehen:
»Das an die Landesverteidigung grenzende Gebiet ist mit voller Absicht in den Studien-
plan für Wirtschaftswissenschaft aufgenommen worden, obwohl Klarheit darüber be-
31 Eckhardt: Wirtschaftswissenschaften. S. 8. Der »Studienplan« ist im Anhang abgedruckt. Siehe S. 671.
32 Siehe Anhang, S. 669.
33 REM, Wehrwirtschaftliche Übungen im Studienplan für Wirtschaftswissenschaften, 14.11.1935, UA HD H-VI-530.
34 Ebd.
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stand, daß viele Fragen der Landesverteidigung unbedingter Geheimhaltung bedürfen. 
[…] Der Ertrag dieser Übungen soll weniger in einzelnen konkreten Erkenntnissen über 
kriegswirtschaftliche Tatbestände der Gegenwart bestehen, zumal der Gesichtspunkt 
der notwendigen Geheimhaltung derartige Untersuchungen in der Hochschule in 
weitem Umfange unmöglich macht, als vielmehr in der Erkenntnis, daß Volkswirtschaft 
im nationalsozialistischen Sinne im Ganzen wie im Einzelnen die Erfordernisse der 
Wehrhaftmachung mit einschließt.«
Ordnung der Diplomprüfung für 5.1.4 
Kaufleute und Volkswirte, 24.3.1937
Diplom-Volkswirt und Diplom-Kaufmann
Am 24. März 1937 erließ das REM die neue, reichseinheitliche Prüfungsordnung für Volks-
wirte, Kaufleute und Handelslehrer, die die Prüfungsordnungen der Länder aus dem Jahr 
1924 ablösen sollte.35 Nach einer Übergangsperiode trat sie zum 30. September 1938 end-
gültig in Kraft.36 Die in den dreizehn Jahren seit Verabschiedung der ersten Prüfungsord-
nung immer wieder erhobene Forderung nach Einführung eines »Diplom-Wirtschafters« 
durch Vereinigung der Volkswirtschafts- und Betriebswirtschaftslehre wurde aller national-
sozialistischen Propaganda zur »Überwindung der Zersplitterung« des Fächerkanons an 
den Hochschulen zum Trotz nicht verwirklicht.37 Es blieb bei der vormaligen Gliederung in 
Diplom-Volkswirt und Diplom-Kaufmann, wie im »Praktischen Betriebswirt« mit Genugtu-
ung und Erleichterung gelobt wurde:
»Die unbegründeten, umstürzlerischen Bestrebungen bestimmter Kreise, die am lieb-
sten den kaufmännischen Studiengang mehr oder weniger ganz beseitigt sehen woll-
ten, sind nicht zum Ziele gelangt. […] Der Grad ›Diplom-Kaufmann‹ und kein anderer 
wird denen, die diesen Studiengang mit Erfolg durchführen, auch in Zukunft verliehen. 
[…] Dem Ministerium für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung muß man Dank 
dafür wissen, daß es den Einwirkungen, die das kaufmännische Studium einreißen 
wollen, aber selbst nichts Besseres an seine Stelle setzen konnten, nicht erlegen ist.«38
Weiterhin wurde um den Charakter des Studiums gerungen – eine Frage, die auch bei 
der Aufl ösung der Handelshochschule eine Rolle gespielt hatte: Kaufmännische Fach-
schulung oder kaufmännische Allgemeinbildung?39 Die neue Studienordnung beschritt 
in dieser Frage einen Mittelweg. Entgegen vielfachen Widerspruchs blieb »Recht« eines 
der vier Pflichtfächer. Die Betriebswirtschaft stellte zwei Pflichtgebiete, die Volkswirtschaft 
eines. Neu eingeführt wurde die Betriebswirtschaftslehre als Wahlgebiet, die der Student 
ergänzend als fünftes Prüfungsgebiet wählen und so einen klaren Schwerpunkt auf die 
Fachschulung setzen konnte.40 Zugleich wurden durch diese Maßnahme die betriebswirt-
35 Werder: Kaufmännisches Studium. S. 528 u. ders.: Neue Ordnung. S. 437. Zum Vergleich der nationalen Prüfungs-
ordnung von 1937 mit der älteren Heidelberger Prüfungsordnung von 1934 hinsichtlich des Einflusses der national-
sozialistischen Ideologie siehe S. 250.
36 Das wirtschaftswissenschaftliche Studium wurde nicht allen, sondern nur bestimmten Hochschulen zugewiesen. Die 
Universität Heidelberg zählte zu den achtzehn Universitäten, nicht aber Bonn, Gießen, Greifswald, Marburg und Würz-
burg, an denen Diplomprüfungen für Volkswirte angeboten wurden. Ebenfalls waren alle Handelshochschulen und die 
Technische Hochschule München prüfungsberechtigt. Herder: Neue Ordnung. S. 437/438.
37 Schönpflug: Weg der Betriebswirtschaftslehre. S. 114/115.
38 Herder: Neue Ordnung. S. 444.
39 Siehe S. 615.
40 Im Gegensatz zu den Pflichtfächern wurde das Wahlfach nur mündlich und nicht mündlich und schriftlich geprüft. 
Werder: Kaufmännisches Studium. S. 531.
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schaftlichen Sondergebiete wie Organisationslehre, Reklamewirtschaftslehre, aber auch 
Genossenschaftswesen und Handwerkswirtschaft gestärkt. Durch die Wahl eines Gebie-
tes jenseits der Betriebswirtschaftslehre, zum Beispiel Wirtschaftsgeographie oder einer 
Fremdsprache, war aber auch die Chance zu einer breiteren Ausbildung gegeben.41
Diplomprüfung für Volkswirte
Bei der Diplomprüfung für Volkswirte bestand der grundlegende Unterschied zur alten 
Prüfungsordnung im Wegfall der Statistik als Prüfungsfach, was die Anzahl der geprüften 
Pflichtgebiete von sechs auf fünf verringerte. Statistik konnte für die freiwillige Ergänzungs-
prüfung gewählt werden, blieb aber jedem Studenten der Wirtschaftswissenschaft im 
Rahmen einer verbindlichen Klausurübung erhalten.42 Da alle fünf Prüfungsgebiete in der 
Diplomprüfung der Volkswirte festgelegt waren, genossen die angehenden Betriebswirte 
mit einem Wahlfach und vier festgelegten Prüfungsgebieten etwas mehr Spielraum bei 
der Ausrichtung ihres Studiums. Vergleicht man die alten mit den neuen Prüfungsordnun-
gen, so ist festzustellen, dass diejenige der Volkswirte stark an diejenige der Betriebswirte 
angepasst wurde, wobei vor allem auf einen stärkeren Praxisbezug Wert gelegt wurde. So 
musste der Prüfungskandidat nun mindestens ein halbes Jahr praktisch in der Wirtschaft 
gearbeitet haben, eine Klausurübung in »Betriebstechnik« nachweisen und sich einem »In-
stitutspraktikum der Hochschule« unterzogen haben. 
Wie schon in den »Richtlinien für das Studium der Wirtschaftswissenschaft« vom 2. Mai 
1935 blieben die Studenten auch hier frei in der Wahl der von ihnen besuchten Vorlesun-
gen, Seminare und Übungen. Es wurde kein Belegzwang eingeführt: »Nicht das Testierbuch, 
sondern die Leistung entscheidet in der Prüfung«.43 Sowohl von den Kaufleuten wie von 
den Volkswirten verlangte die neue Prüfungsordnung eine »genügende freie wissenschaft-
liche Arbeit«, während diese früher nur von den Betriebswirten gefordert worden war.44
Auflösung der Prüfungsämter und -ausschüsse
Im Zuge der Einführung der neuen Prüfungsordnung wurden auch die bisherigen Prüfungs-
ämter und –ausschüsse aufgelöst. Die Zusammensetzung des »Prüfungsamts« wurde um 
eine größere Gruppe von »Wirtschaftspraktikern« erweitert und bestand nun 
»aus 1. dem vom Minister für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung ernannten Vor-
sitzenden und mindestens einem, höchstens drei vom Vorsitzenden ernannten stellver-
tretenden Vorsitzenden, 2. aus den vom Vorsitzenden ernannten Fachvertretern, 3. aus 
sechs nach Anhören der zuständigen Bezirkswirtschaftskammer und des zuständigen 
Gauwirtschaftsberaters der NSDAP vom Vorsitzenden ernannten Praktikern«45
Bei Einführung der neuen Prüfungsordnung zum Wintersemester 1938/39 nannte das 
Vorlesungsverzeichnis für die Diplomprüfungsausschüsse für Volkswirte und Betriebswirte 
noch die alte Zusammensetzung mit dem Dekan als Vorsitzenden und sieben Fachvertre-
41 Ebd. S. 532.
42 Ebd. S. 533.
43 Ebd. S. 535.
44 Ebd. S. 534 u. 536.
45 Herder: Neue Ordnung. S. 438.
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tern zusammen mit einem »Vertreter der Wirtschaftspraxis«.46 Die Neubildung der Prü-
fungsausschüsse für Volkswirte, Betriebswirte und Handelslehrer wurde angekündigt.47 Im 
Vorlesungsverzeichnis zum 2. Trimester 1940 wurde dann die Zusammensetzung des Prü-
fungsamts für Kaufleute, Volkswirte und Handelslehrer gemäß der neuen Prüfungsordnung 
veröffentlicht.48 Neben dem Vorsitzenden, Dekan Thoms, seinem Stellvertreter Brinkmann 
und den Fachvertretern wurden allerdings nicht wie in der Prüfungsordnung festgelegt 
sechs, sondern nur vier Vertreter der Wirtschaft aufgeführt, u. a. der Gauwirtschaftsberater 
der NSDAP und der Gauobmann der DAF, Dr. Reinhold Roth.49
Eine weitere Neuerung im Vergleich zur alten Prüfungsordnung war die Einführung des 
»Institutspraktikums der Hochschule«, dem sich die Studenten unterziehen mussten.50 Die 
Studierenden sollten über die Mitarbeit an der Forschung Erfahrungen in der Anwendung 
von Forschungsmethoden gewinnen – und die Universitätseinrichtungen konnten sich 
über eine große Zahl an »billigen Helfershelfern« freuen. Der Inhalt des Institutspraktikums 
war in der Prüfungsordnung nicht näher bestimmt, auch nicht, welcher Disziplin das Insti-
tut angehören sollte, was im »Praktischen Betriebswirt« in Sorge um die »Verbildung« des 
angehenden Wirtschafters beanstandet wurde:
»Zu hoffen bleibt noch, daß nicht etwa die Arbeit des kaufmännischen Studenten in 
einem Hochschulinstitut sich auf Spezialitäten erstreckt und ihn von der Wirtschaft 
in ihrer Wirklichkeit entfernt, ihn mit einem Schleier der Lebensferne und der grauen 
Theorie behängt, was der Brauchbarkeit des Diplom-Kaufmanns in der Wirtschaftspra-
xis nur schaden könnte.«51
5.2 Betriebswirtschaftliches Seminar
Betriebswirtschaftslehre im 5.2.1 
Nationalsozialismus
Die Rahmenbedingungen der deutschen Wirtschaft und damit der Forschungs- und Lehr-
gegenstand der Betriebswirtschaftslehre waren nach 1933 tiefgreifenden Eingriffen durch 
das nationalsozialistische Regime ausgesetzt.52 »Die Welt des Unternehmers hat sich zwi-
46 Genannt werden die Professoren Sommerfeld, Brinkmann, Schuster, Ulmer, Bötticher, Waffenschmidt und Thoms. VVZ 
WS 1938/39. S. 30. Zumeist nahm der Gauwirtschaftsberater den Platz des Vertreters der Praxis ein. UA HD H-VI-871.
47 Der Prüfungsausschuss für Handelslehrer bestand im Wintersemester 1938/39 aus den Professoren Sommerfeld, Krieck, 
Brinkmann, Schuster, Ulmer, Bötticher, Thoms, den Lektoren Burkard, Mattis und Direktor Malteur. VVZ WS 1938/39. 
S. 30.
48 VVZ 2. Tri. 1940. S. 35 u. Protokoll der Fakultätssitzung vom 24.5.1939, UA HD H-VI-201. 
49 Zu Bösing und Roth hinzu kamen noch der Präsident der Industrie- und Handelskammer Mannheim, Heinrich Goebels, 
und Direktor Emil Schreck aus Heidelberg. Die Besetzung der Praktiker änderte sich bis Kriegsende nicht mehr. VVZ 2. 
Tri. 1940. S. 35. Reinhold Roth (*1900), promovierter Chemiker, Gauamtsleiter Mannheim und Leiter des »Kampfbundes 
für deutsche Kultur« in Mannheim, Kreisleiter (bis 1937) und Gauwirtschaftsberater der NSDAP, Gauobmann der DAF, 
MdR seit 1933. Der Großdeutsche Reichstag 1938. S. 368 u. 530; vgl. Lilla: Statisten. S. 527 u. Roth, Reinhold: So schaffen 
wir die Volksgemeinschaft. In: Der Heidelberger Student vom 22.5.1935.
50 Ebd. S. 440.
51 Ebd. Die Besprechung der neuen Prüfungsordnung trieb seltsame Blüten: So rief die häufige Verwendung des Begriffs 
»Kandidat« Kritik hervor: »War es nicht möglich, für dieses Fremdwort ein deutsches Wort zu finden?« Ebd. S. 440, 
Anm. 8.
52 Das nationalsozialistische Regime ersetzte die Preisbildung durch den freien Markt durch eine Folge von Verordnungen, 
die immer neue Ausdifferenzierungen nach sich zogen, so z. B. das »Gesetz über den vorläufigen Aufbau des Reichs-
nährstandes und Maßnahmen zur Markt- und Preisregulierung für landwirtschaftliche Produkte« (13.9.1933). Mit dem 
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schen 1933 und 1938 stark gewandelt«, so der »Praktische Betriebswirt« über den »gelenk-
ten Unternehmer«: 
»Über drei wirtschaftspolitische Etappen hinweg, die teils aufeinanderfolgten, teils 
sich gegenseitig durchdrangen, erfolgte die nationalsozialistische Umformung der 
Wirtschaftspolitik und die Neuausrichtung der deutschen Privatwirtschaft. Es sind 
dies Arbeitsbeschaffung, Aufrüstung, Vierjahresplan. Der Unternehmer steht heute 
auf anderem Fundament. Seine Arbeitsmethode hat sich verändert. Seine Risiken und 
typischen Berufssorgen sind andere geworden, wie sich seine Aufgaben gewandelt 
haben.«53
Mit dem »Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit«, kurz »Arbeitsordnungsgesetz« 
(AOG) vom 20. Januar 193454 war das »Führerprinzip« auch in der Wirtschaft eingeführt 
worden: »Im Betrieb arbeiten der Unternehmer als Führer des Betriebes, die Angestellten 
und Arbeiter als Gefolgschaft gemeinsam zur Förderung der Betriebszwecke und zum ge-
meinsamen Nutzen von Volk und Staat.«55 Der »Betriebsführer« genoss nach dem Willen 
der Nationalsozialisten fast unbeschränkte innerbetriebliche Machtbefugnisse.56 Bei der 
Aufstellung und Umsetzung der Betriebs- und Tarifordnung ebenso wie bei Kündigungen 
war der »Betriebsführer« an die Weisungen des »Treuhänders der Arbeit« zur Wahrung des 
Arbeitsfriedens gebunden.57 In der Praxis diente das AOG dazu, die Manager in ein »jeder-
zeit bereites Instrument« in den Händen des Regimes umzuformen, wie der Leipziger or-
dentliche Professor der Wirtschaftswissenschaft, Karl Bräuer58, in aller Klarheit schrieb, »um 
den aus den Grundsätzen politischer Willensbildung fließenden Wirtschaftswillen schnells-
tens bis zum Einzelbetrieb gelangen zu lassen«: »Die Einschaltung des Führerbetriebs in 
die deutsche Wirtschaft ist die Vorbedingung für eine zielbewusste Wirtschaftslenkung im 
Rahmen der politischen Führung.«59 Mit der Ablösung des »chaotischen« Arbeitskampfes 
durch die neue »Ordnung der nationalen Arbeit« wurde nach Ulrich Engelhardt
»das gesellschaftsferne und außerstaatlich wie vorpolitisch gedachte, aber politisch bri-
sante Konstrukt Volksgemeinschaft mit seiner Homogenisierungsparole ›Ein Volk, ein 
Reich, ein Führer‹ einfach auf die Arbeitswelt [übertragen]: Das virtuell gleichheitlich-
horizontale Interaktionsgeflecht von ›Unternehmer[n]‹ auf der einen und ›Angestellten 
und Arbeitern‹ auf der andern Seite wurde kurzerhand zu einem antiegalitär-vertikalen 
›Treue‹-Verhältnis zwischen ›Führer‹ und ›Gefolgschaft‹ stilisiert.«60
Jahr 1937 verschärfte sich die Preiskontrolle durch eine Reihe von einschneidenden Verordnungen und Erlassen zum 
betrieblichen Rechnungswesen durch den Reichs- und preußischen Wirtschaftsminister und den Reichskommissar 
für die Preisbildung: »Grundsätze für Buchhaltungsrichtlinien und Richtlinien zur Organisation der Buchführung« 
(11.11.1937), die »Richtlinien für die Preisbildung bei öffentlichen Aufträgen (RPÖ)« und »Verordnung über die Preis-
ermittlung auf Grund der Selbstkosten bei Leistungen für öffentliche Auftraggeber (LSÖ)« (beide 15.11.1938). Ergänzt 
und präzisiert wurden die Verordnungen durch eine Fülle von Mitteilungen und Runderlassen zu einzelnen Sachver-
halten. Alle Erlasse wurden 1940 in einem Sammelband »Buchführung und Kostenrechnung« mit beinahe 500 Seiten 
veröffentlicht. Die Herausgeber waren Johannes Fischer (Reichswirtschaftsministerium), Otto Hess (Reichskommissariat 
für die Preisbildung) und Georg Seebauer (Reichskuratorium für Wirtschaftlichkeit). Fischer/Hess/Seebauer: Buchfüh-
rung und Kostenrechnung. Vgl. Potthoff: Betriebswirtschaftslehre. S. 97.
53 Windschuh: Gelenkter Unternehmer. S. 546.
54 Das Gesetz trat am 1.5,1934 in Kraft. Am 14.7.1938 wurde die Geltung des AOG rückwirkend zum 10.7.1938 auf das 
»angeschlossene« Österreich ausgedehnt. Overesch et al.: Das Dritte Reich. S. 459.
55 AOG § 1.
56 Bührer: Wirtschaft. S. 112.
57 AOG § 38, siehe S. 266.
58 Karl Bräuer (*1881), Mitglied der NSDAP und der SS, Schulungsleiter für Rasse- und Siedlungswesen der SS in Leipzig.
59 Bräuer: Deutsche Wirtschaft. S. 83.
60 Engelhardt: Verordnete Volksgemeinschaft. S. 137. Zur Bewertung und Instrumentalisierung des AOK durch die Wis-
senschaftler an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät siehe S. 287 (Fleege-Althoff), S. 346 (Thoms) u. 
S. 394 (Waldkirch).
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 »Entwicklungslinien in der Quelle 27 | 
Betriebswirtschaftslehre in den dreißiger Jahren« nach 
Nicklisch, Juni 1936
Für die Verfolgung der Dinge kommen in Frage:
das Rechnungswesen,
die Arbeitsvorgänge in den Betrieben,
das Verhältnis zwischen Unternehmer und Betrieb,
das Verhältnis der Rentabilität zur Wirtschaftlichkeit,
die Klärung der Preisfragen,
die Ausweitung des Betriebsbegriffs,
die Einordnung des Kapitalsparens in die Wirtschaft,
die Entwicklung der Auffassung von dem, was Organisation sei, 
die Bedeutung der Technik für den Betrieb,
das Verhältnis des Betriebes zur Politik.
Nicklisch: Gegenwärtiger Stand. S. 618.
Mit den beiden »Vierjahresplänen« und dem 
Zweiten Weltkrieg beherrschten Staatsaufträge 
die Wirtschaft, wenngleich Privateigentum und 
unternehmerische Initiative in engen Grenzen bis 
Kriegsende unangetastet blieben. An die Stelle der 
freien Markwirtschaft mit dem Prinzip der größt-
möglichen Gewinnerzielung traten Vorschriften 
über den »angemessenen Preis«. Erich Potthoff 
charakterisierte das nationalsozialistische Wirt-
schaftssystem daher als eine »rüstungsorientierte 
und später kriegsbedingte Planwirtschaft«, die auf 
einem unternehmensorientiertes Gesetzes- und 
Erlasssystem aufbaute.61 Avraham Barkai sah das 
»hervortretende Kennzeichen nationalsozialisti-
scher Wirtschaftspolitik« in der »Wirtschaftslen-
kung ohne zentrale Planungsinstanz und unter 
Ausnutzung der profitorientierten Unternehmerinitiative«.62 Die staatliche Lenkung betraf 
nicht alle Wirtschaftsbereiche und -zweige in gleichem Maße, so existierten bis Kriegsende 
nicht unmittelbar politisch gesteuerte Reservate. Hierzu zählten Marketing, Verkauf und 
Lieferwesen, Materialwirtschaft und Lagerwesen in der Industrie ebenso wie das Versiche-
rungs- und Bankwesen sowie der Einzelhandel.63
»… im nationalsozialistischen Staat zu Hause«?5.2.2 
Die Bestimmung eines für die »Privatwirtschaftslehre« in Abgrenzung zur Nationalöko-
nomie »spezifischen Erkenntnisobjekts« führte Anfang des 20. Jahrhunderts zu hitzigen 
Debatten in den Wirtschaftswissenschaften.64 Angriffen von Seiten der Nationalökonomen 
und Vertreter der Historischen Schule, Lujo von Brentano (*1844) und Karl Wilhelm Bücher 
(*1847), die die »Privatwirtschaftslehre« als allein die Interessen der Unternehmer verfech-
tende und legitimierende »Profitlehre« und Pseudowissenschaft geißelten, begegneten 
die Betriebswirte Heinrich Nicklisch65 und teilweise Eugen Schmalenbach 1915/1919 mit 
der Begründung der an sittlichen Ideal-Normen anknüpfenden, so genannten »ethisch-
normativen« Betriebswirtschaftslehre.66 Gleichzeitig unterzog sich das Fach dessen, was 
die Disziplin heute als Relaunch der Marke »Privatwirtschaftslehre« bezeichnen würde: 
Aus der »Privatwirtschaftslehre«, der das Etikett der »Profitlehre« anhaftete, wurde die 
gesellschaftspolitisch neutral klingende »Betriebswirtschaftslehre«.67 Die Disziplin habe 
61 Potthoff: Betriebswirtschaftslehre. S. 107, vgl. Rößle: Betriebswirtschaftslehre. S. 78.
62 Barkai: Wirtschaftssystem. S. 221.
63 Potthoff: Betriebswirtschaftslehre. S. 101.
64 Schönpflug: Weg der Betriebswirtschaftslehre. S. 116.
65 Vgl. Nicklisch: Egoismus, Betriebswissenschaft, Handelshochschule.
66 Schneider: Theorie der Betriebswirtschaftslehre. S. 132-137 u. Seyffert: Betriebswirtschaftslehre. Sp. 952/953. Bezeich-
nenderweise wurden in die Beratergruppe, die die Reichsregierung nach 1918 in ihren Sozialisierungsbestrebungen 
zur Seite stehen sollte, keine Vertreter der Privatwirtschaftslehre eingeladen, weil diese als »Unternehmerwissenschaft« 
galt. Ebd. S. 136. Vgl. zu den von Fritz Schönpflug geprägten Begriffen Schönpflug: Weg der Betriebswirtschaftslehre u. 
Gmähle: Betriebswirtschaftslehre. S. 275, Anm. 1.
67 In seinen Erinnerungen schrieb der Hamburger ordentliche Professor der Wirtschaftswissenschaft, Curt Eisfeld, zu den 
Hintergründen: »Im Jahr 1919 geisterten Sozialisierungsgedanken durch die Öffentlichkeit [...] Es schien also Gefahr im 
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sich in diesen Jahren weg von der subjektiven Betrachtungsweise vom Standpunkt des 
Unternehmensleiters, so der Nicklisch-Schüler und Berner Professor Fritz Schönpflug im 
Jahr 1935, und hin zu einer objektiven Untersuchung des »Betriebes« und des »Prinzips der 
Wirtschaftlichkeit« entwickelt68: 
»In jedem Falle liegt der wirtschaftlichen Handlung eine Entscheidung, eine Überle-
gung zugrunde, die dadurch bedingt ist, daß Arbeit und Güter relativ knapp sind und 
die sich daher auf einen Vergleich zwischen Aufwand und Erfolg stützen muß, um zu 
einem schlüssigen Urteil über ihre Zweckmäßigkeit zu gelangen.«69
Zugleich müsse sich jedes wirtschaftliche Handeln, so Schönpflug weiter, an einem 
»Soll« orientieren, das der Wirtschaft von der Gemeinschaft gesetzt sei und das von der 
Wissenschaft in die Form praktischer Handlungsanweisungen gegossen werden müsse: 
»Eine subjektive Finalität der wirtschaftlichen Zwecksetzung ist daher nach be-
triebswirtschaftlicher Auffassung völlig irrelevant. Sie kann nicht anders als von der 
Voraussetzung ausgehen, daß der wirtschaftende Mensch im Bewußtsein des Zu-
sammenhangs handelt, der ihn als Glied mit der Wirtschaft und der Gemeinschaft 
überhaupt verknüpft. [...] Die Betriebswirtschaftslehre setzt an Stelle des Egoismus als 
Triebfeder des vernünftigen Handelns – im vollen Gegensatz zur nationalökonomi-
schen Theorie – das Gewissen als wertendes Wesen und ethisches Maß.«70
Die Mehrzahl der Hochschullehrer in der Zwischenkriegszeit lehnte jedoch ein derart 
weitgehendes gesellschaftlich-verpflichtendes Wissenschaftsziel ab und betonte dagegen 
die praktisch-gestaltende Ausrichtung der Disziplin auf der Basis des Sammelns von Erfah-
rungen.71 Hieraus resultierte ein Spannungsverhältnis innerhalb der Betriebswirtschafts-
lehre zwischen einer »empirisch-realistischen« und einer »ethisch-normativen« Strömung, 
die »den Menschen« zum »Grund und Ziel des Betriebes« erklärte.72 Bøje Larsen unterschei-
det in seim Aufsatz »German Organization and Leadership Theory« zwischen dem »mecha-
nistischen« und einem »organischen Paradigma« in der Betriebswirtschaftslehre der 20er 
und 30er Jahre:
»[The] idea [of the mechanistic paradigm, is] that certain clearly formulated or self-
evident goals (Zwecke) or tasks (Aufgaben) exist for every individual organization (Be-
trieb), and that these can be taken for granted. [...] Organization (Organisation) is now 
defined as the rules (Regelungen) whereby the goal or tasks are achieved. The purpose 
of the organizing activity and of organizational theory is envisaged as fulfilling the 
tasks as efficiently and harmoniously as possible. [...] The basis of the organic paradigm 
is the idea that people, human relations, social, psychological and „spiritual“ factors 
are all much more important to the understanding and manipulation of organizations 
than the ›formal‹ factors of the mechanistic paradigm. [...] The company community is 
compared to that of the family, to stress the need for loyalty and solidarity beyond the 
formal demands. [...] The second main idea in the organic paradigm is the leadership 
principle (Führerprinzip), which implies that one person and only one should make the 
Verzuge zu sein, dass die private Wirtschaft verschwinden oder mindestens in ihrem Bereich sehr eingeengt werden 
würde. Was sollte dann mit der Privatwirtschaftslehre werden, wenn ihr Objekt, die kaufmännische Unternehmung, 
nicht mehr bestand? ›Betriebe‹ aber, im Sinne technischer Einheiten, würde es auch in einer sozialisierten Wirtschaft 
geben. Um dem jungen und so vielversprechenden Fach das Leben zu retten, war es ratsam [...], einen ›Flaggenwechsel 
auf hoher See‹ vorzunehmen.« Zit. nach Hundt: Kritik. S. 244.
68 Fritz Schönpflug (*1900), vgl. Schneider: Theorie der Betriebswirtschaftslehre. S. 185. Schönpflug: Weg der Betriebs-
wirtschaftslehre. S. 117/118. Die aktuelle Definition des Wirtschaftlichkeitsprinzips nach Gutenberg lautet knapp: »Mit 
einem gegebenen Mitteleinsatz ein Maximum an Ertrag zu erzielen.« Famulla: Betriebswirtschaftslehre. S. 464.
69 Schönpflug: Weg der Betriebswirtschaftslehre. S. 118.
70 Ebd. S. 118/119.
71 Schneider: Theorie der Betriebswirtschaftslehre. S. 135/136.
72 Gmähle: Nationalsozialismus und Betriebswirtschaftslehre. S. 233. 
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decisions (the Betriebsführer). No majority decisions, no committees, no idle talk. In the 
company the owner should be Führer.«73
Die »Machtergreifung« der Nationalsozialisten feierte man im Lager der normativen Be-
triebswirte um Nicklisch als Chance, die Meinungshoheit zu erringen und ihre Konzepte zu 
verwirklichen:
 »In Dantes Komödie steht ein bitterernstes Wort: Mit guten Vorsätzen sei der Weg zur 
Hölle gepflastert. Nicklischs Werturteil, der Betriebswirtschaftler habe Handlungsemp-
fehlungen nach dem ›Gewissen‹ und im Interesse der Betriebsgemeinschaft zu geben, 
verführt ihn zu einem ›Aufruf an die Betriebswirtschaftler, dem Führer des neuen 
Deutschland all ihre Kräfte zur Verfügung zu stellen‹.«74
Mit Nicklisch besaß die Disziplin einen herausragenden Protagonisten, der in vielen Ver-
öffentlichungen nach 1933 zum Vorkämpfer nationalsozialistischen Gedankenguts wäh-
rend der »Systemzeit« stilisiert wurde75: 
»Nicklisch ist gewissermaßen der Ethiker unter den Betriebswirtschaftlern (als welcher 
er denn auch am leichtesten den Übergang zum Nationalsozialismus gefunden hat; 
eigentlich ist er schon immer ihr Repräsentant gewesen).«76 
Als die Betriebswirtschaftslehre 1933 in der Zeitschrift »Die Tat« als »liberalistisch bis in 
die Wurzeln« und den »totalen Aufgaben nicht gewachsen« angegriffen wurde, konterte 
der spätere Heidelberger Extraordinarius Sandig mit dem Hinweis auf Nicklischs »Kampf 
gegen harte Widerstände« vor der »Machtergreifung«. Dieser habe sich letztlich nur mit 
Unterstützung der nationalsozialistischen Studenten behaupten können: »Betriebswirt-
schaftslehre im Sinne der normativen Auffassung, die in Nicklisch ihren markantesten Ver-
treter hat, hat dem Denken der liberalistischen Epoche entgegengestanden, nicht dem der 
gegenwärtigen.«77 
Aber auch der stärker praxisorientierte Zweig der Betriebswirtschaftslehre glaubte sich 
durch ihre betont unpolitische Ausrichtung im Besitz eines Wettbewerbsvorteils gegen-
über der Volkswirtschaftslehre. Diesen galt es im »neuen Staat« in materielle Vorteile um-
zumünzen: 
»Die Betriebswirtschaftslehre ist eine verhältnismäßig junge Wissenschaft: bis jetzt ist 
sie nur stiefmütterlich vom Staate behandelt worden, der ihr nicht genügend Kräfte 
zugeführt hat. Es kommt jetzt gerade darauf an, diese Kräfte zu vermehren, damit die 
Betriebswirtschaftslehre ihren bisherigen Weg schneller und bereiter fortsetzen kann. 
Sie befindet sich nicht in einer Krise wie die Volkswirtschaftslehre, sie ist nicht wie diese 
stark weltanschaulich fundiert und zu politischen Folgerungen gekommen; ihre Lehren 
sind nicht anwendungsfeindlich wie die volkswirtschaftlichen, sondern wirklichkeitsna-
he. Es liegt für die Betriebswirtschaftslehre daher kein Grund vor, sich von ihrem bishe-
rigen Wege abzuwenden.«78
73 Larsen: Theory. S. 13 u. 15/16 [Vorabveröffentlichung].
74 Schneider: Betriebswirtschaftliche Theorie. S. 144/145 u. 153.
75 Nicklisch war vor Januar 1933 nicht als Propagandist der Nationalsozialisten in Erscheinung getreten. Noch 1932 
beklagte Nicklisch in seinem Vorwort zum 25jährigen Bestehen der Zeitschrift »Die Betriebswirtschaft«, deren Heraus-
geber er war, die schwierigen Zeiten und Aufgaben, vor die man von der Zeit gestellt worden sei, erwähnte aber die 
»Bewegung« Hitlers mit keinem Wort. Larsen: Theory. S. 20 [Vorabveröffentlichung].
76 Nimbach: Betriebswirtschaftliche Begriffe. S. 360.
77 Sandig: Entgegnung. S. 746.
78 Neugestaltung. S. 879.
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Die Diskussion um Abgrenzung gegen die 
Volkwirtschaftslehre wurde durch die »Machter-
greifung« aber keineswegs beendet, wenngleich 
der Betriebswirt Karl Rößle 1939 in der Festgabe 
der »Deutschen Wissenschaft« zum 50. Geburts-
tag Hitlers jubelte:
»Die deutsche Betriebswirtschaftslehre hat seit 
der Machtübernahme wie nie zuvor Gelegenheit 
gehabt, ihre Notwendigkeit und Leistungsfähig-
keit im Sinne des neuen Wirtschaftsaufbaus zu 
beweisen; mit diesem Zeitpunkt sind alle noch 
bestehenden Schranken gefallen, die sich ihrer 
Entfaltung und Anerkennung hemmend in den 
Weg gestellt hatten.«79 
Im Falle der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät musste sich das Prob-
lem der Standortbestimmung der Betriebswirtschaftslehre zwangsläufig verschärfen: Im 
Gegensatz zur Wirtschaftshochschule, wo sich alle weiteren Disziplinen um die »zentrale« 
Betriebswirtschaftslehre gruppierten, war diese an der Universität Heidelberg nur ein Fach 
unter vielen.80
Der ehemalige Mannheimer Ordinarius LeCoutre stimmte – wenn auch reichlich verspä-
tet – im Jahr 1943 in den Chor derer ein, die von einer gegenseitigen weltanschaulichen 
Entsprechung von Nationalsozialismus und Betriebswirtschaftslehre kündeten:
»Die Betriebswirtschaftslehre hat nachhaltig Schule gemacht; ihre Ideen sind auf 
fruchtbaren Boden gefallen, und sie ist in eine Zeit gestellt – wir dürfen es unumwun-
den als ihr großes Glück bezeichnen –, die sie mit ihren Erkenntnissen und Methoden 
braucht und ihr durch die eigene Aufgeschlossenheit und Denkrichtung den weiteren 
Weg ebnet.«81 
Dass die Betriebswirtschaftslehre den Übergang von der Demokratie zur Diktatur ohne 
fundamentale Änderung ihrer wissenschaftlichen Zielsetzung oder ihres Forschungsob-
jekts vollziehen konnte, führt Sönke Hundt auf den durch Schmalenbach eingeleiteten 
Paradigmenwechsel hin zur »Wirtschaftlichkeit« als Forschungsgegenstand der Disziplin zu-
rück: »Wir sehen [...] die Fabrik als Fabrik und nicht als Veranstaltung eines Unternehmers.«82 
Nicht Kapital und Kapitalgewinn, sondern die Idee der »Bedarfsdeckung« in der »Gemein-
wirtschaft«, die wirtschaftlich optimale Gütererzeugung stand nun im Mittelpunkt des Er-
kenntnisinteresses.83 Gleichzeitig hatte die isolierte Betrachtung der Betriebsleistung zur 
Folge, dass die äußeren Bedingungen aus dem Blickfeld gerieten und nunmehr ein vom 
jeweiligen politischen Umfeld unabhängiges, »systemindifferentes«84 Wissen über die wirt-
schaftliche Produktion von Gütern durch die Betriebswirtschaftslehre angeboten werden 
79 Rößle: Betriebswirtschaftslehre. S. 77.
80 Nicklisch: Gegenwärtiger Stand. S. 617.
81 LeCoutre: Praktische Bilanzforschung. S. 37.
82 Schmalenbach zit. nach Hundt: Theoriegeschichte der Betriebswirtschaftslehre. S. 49.
83 Ebd. S. 61-67.
84 »So wird beispielsweise davon auszugehen sein, dass in jedem Betrieb Elementarfaktoren zu einer produktiven Kombi-
nation zusammengefaßt werden, und dass diese Kombination nach dem Prinzip der Wirtschaftlichkeit vorgenommen 
wird. Insofern das der Fall ist, kann man von betrieblichen Tatbeständen sprechen, die vom Wirtschaftssystem unabhän-
gig, in diesem Sinne systemindifferent sind.« Gutenberg: Grundlagen der Betriebswirtschaftslehre. S. 9.




c) Revisions- und Treuhandwesen: Sieber
d) Werbewissenschaft: Lysinski





Thoms an Rektor, 20.9.1940, UA HD H-VI-060/2.
264
konnte. Sönke Hundt kommt in seiner Theoriegeschichte der Betriebswirtschaftslehre zu 
der provokanten Schlussfolgerung:
 »Von einer ›faschistischen‹ Betriebswirtschaftslehre [...] kann ja gerade nicht gespro-
chen werden. Wohl aber findet die betriebswirtschaftliche Theorie im Faschismus 
sozusagen zu ihrer eigenen Idealform in dem Sinne, als hier die institutionellen Bedin-
gungen für eine Aufhebung der Marktanarchie unter Beibehaltung der kapitalistischen 
Grundstruktur des Wirtschaftssystems am weitesten gediehen sind.«85
 Ohne die Rationalität des Produktionsablaufs »störende« Erscheinungsformen wie 
Streiks und soziale Unruhen, die der Nationalsozialismus unterdrückte, so Hundt,  konnte 
auf der theoretischen Ebene die Betriebswirtschaftslehre an Konzepten zur »freien Ent-
faltung der betrieblichen Rationalität (sprich Wirtschaftlichkeit)« und der »optimalen 
Er giebigkeit der Produktionsfaktoren« gefeilt und auf deren störungsfreie praktische Um-
setzung gehofft werden.86 Dieter Schneider widersprach der Schlussfolgerung Hundts: 
Die Preis regulierungsvorschriften mit Hilfe der LSÖ hätten zu einer »Demontage des Ge-
winnbegriffs« geführt: Aus Sicht des Unternehmers machte es nun Sinn, einerseits hohe 
Selbstkosten geltend zu machen, dass heißt, möglichst viele Gewinnbestandteile als kal-
kulatorische Wagnisse, Unternehmerlohn, Eigenkapitalverzinsung zu deklarieren, und 
andererseits sich um eine großzügige Ausgestaltung kalkulatorischer Abschreibungen zu 
bemühen, um sich diese letztlich vom Staat bezahlen zu lassen: »All das ruiniert doch ge-
rade das Wirtschaftlichkeitsstreben: Schlendrian wird automatisch belohnt, wenn er sich 
hinter Gemeinkosten verstecken lässt«.87
Heinrich Sommerfeld5.2.3 
Schwerpunkte der Forschung
Heinrich Sommerfeld war ein glänzender Mathematiker und sollte später an den Berech-
nungen der Schusstafeln der V-Waffen an der Ostsee beteiligt sein.88 In Friedenszeiten galt 
sein Interesse Fragen der Finanzierung, speziell der von ihm entwickelten »eudynamischen 
Bilanzlehre«, der Technik des Börsenhandels, den Fragen der Devisenwirtschaft und dem 
internationalen Zahlungsverkehr.89 Zu Nicklischs »Handwörterbuch der Betriebswirt-
schaftslehre« hatte Sommerfeld die Artikel zu »Börsen und Börsengeschäfte« und »Inte-
ressengemeinschaften« beigetragen.90 Er war Mitherausgeber der 1924 gegründeten, in 
85 Ebd. S. 89. Hundt benutzt den Begriff »Faschismus« für den deutschen »Nationalsozialismus«, bezieht sich hier auf 
die Betriebswirtschaftslehre 1933-1945. Eine Unterscheidung gemäß Payne: Faschismus u. Wippermann: Faschismus 
wäre sicherlich wünschenwert, allerdings dürfte der Kern der Aussage Hundts, dass ein autoritäres System mitnichten 
zwangsläufig die kapitalistische Grundstruktur der Unternehmen unterminiert, ja unter Umständen, ein betriebswirt-
schaftlich ideales Umfeld bereiten kann, von dieser Differenzierung unberührt bleiben.
86 Ebd. S. 93; Famulla: Betriebswirtschaftslehre. S. 466 u. Hundt: Kritik. S. 231-247. Die These Hundts blieb nicht ohne Wi-
derspruch, vgl. Schneider: Betriebswirtschaftliche Theorie. S. 144 u. ders.: Schmalenbach.
87 Schneider: Betriebswirtschaftliche Theorie. S. 144 mit Bezug auf ein Zitat von Hans Seischab.
88 Dürrhammer: Sommerfeld. S. 140.
89 LeCoutre: Bilanztheorien. Sp. 1064-1067 u. Pressestelle der Universität Heidelberg, Ruf Sommerfelds nach Breslau, 
13.4.1939, GLA KA 235-2538. »Eudynamische Bilanzlehre« nach Gablers Wirtschaftslexikon: »Gerichtet auf Erhaltung der 
im Betrieb investierten Betriebsenergie, d. h. nicht nur Erhaltung des Nominalkapitals und der güterlichen Substanz, 
sondern auch der Leistungsfähigkeit im Rahmen der volkswirtschaftlichen Entwicklung. Risiken sind in vollem Umfang 
zu berücksichtigen, Gewinne erst nach Eingang der Zahlung zu buchen, Halbfabrikate lediglich in Höhe der Materi-
alkosten zu bewerten. Kaufkraftänderungen des Geldes werden durch Rücklagenkonten (Substanzerhaltungskonto) 
berücksichtigt.«
90 Sommerfeld: Börsen u. ders.: Interessengemeinschaften.
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Wiesbaden publizierten »Zeitschrift für Betriebswirtschaft« und der in Stuttgart bis 1935 
herausgegebenen »Betriebswirtschaftlichen Abhandlungen«. 
Nach 1933 nahm die Zahl seiner Veröffentlichungen deutlich ab.91 Als Dekan und ein-
ziger Ordinarius für Betriebswirtschaftslehre dürften Verwaltung und Lehre an der sich 
im Aufbau befindlichen Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät sehr viel Zeit 
in Anspruch genommen haben. Ob allerdings die Vermutung Dürrhammers zutrifft, dass 
»die planwirtschaftlichen Wirtschaftsmaßnahmen seit 1936 Sommerfelds eigentliches For-
schungsgebiet der Markt- und Preisbeobachtung verkümmern lassen« habe, was der Be-
triebswirt als »schmerzlich empfunden« habe, ist fraglich.92 Als Experte für Preisgestaltung 
war Sommerfeld gerade in dieser Phase für das Regime von großem Interesse. So legte 
der Gauleiter von Schlesien, Josef Wagner, in seiner Funktion als »Preiskommissar« »unbe-
dingten Wert« auf seine Berufung nach Breslau im März 1939.93 Sommerfeld, Mitglied der 
»Arbeitsgemeinschaft für Planungswissenschaft«, hatte seinerzeit behauptet, er »verspüre« 
die »Verpflichtung, [...] dieser politischen Aufgabe nicht auszuweichen«.94
»Der Unternehmer als Treuhänder des Volksvermögens«
Sommerfeld hatte 1933 seine Monographie »Der Unternehmer als Treuhänder des Volks-
vermögens« veröffentlicht. Die Kernaussage lässt sich in zwei Sätze gefasst derart umrei-
ßen, dass a) der Besitz von privatem »Sondereigentum«, das auf eigene Rechnung und in 
Eigenregie durch den Unternehmer zu nutzen ist, die Garantie für die »größte Entfaltung« 
der Wirtschaft, darstelle, aber b) jede Form von Besitz zur »qualifizierten Erhaltung« dessel-
ben verpflichte, da dieser gemäß »deutschrechtlichem« Verständnis nur »treuhänderisch« 
überlassenen »Unterbesitz« am »Volksvermögen« darstelle:95 
»Eigentum wird lediglich als dem Volksganzen gehörend und dem einzelnen nur zu 
getreuen Händen mit der Aufgabe einer sinnvollen Verwendung zum Wohle des Gan-
zen übertragen verstanden werden können.«96 
Sommerfeld führte dies in einem einleitenden sozialhistorischen Exkurs zurück auf 
die »altgermanische Zeit«, in der jeder Besitz »sozialen Gedanken« unterworfen gewesen 
sei, während das römische Recht keine »Gebundenheit am Volksganzen« kenne.97 Unter 
»qualifizierter Erhaltung« verstand Sommerfeld die Verpflichtung, für das dem Unterneh-
mer übertragene »Menschen- und Sachkapital« durch vorausschauendes Wirtschaften die 
»Betriebssubstanz« zu erhalten und zu mehren und solcherart die Arbeitsplätze der ihm 
anvertrauten »Betriebsfamilie« zu schützen.98 Letztere musste sich im Gegenzug »völlig 
in den Dienst der Wertschaffung« stellen, was »wirtschaftliche Kräfte zerstörende« Streiks 
91 Seine bereits 1929 aufgenommene Artikelserie über Geld- und Währungsfragen, Wirtschaftsprüfung und Aktienrecht 
im »Unterrichtskurs für leitende Sparkassenbeamte«, der durch den Sparkassen und Giroverband in Mannheim heraus-
gegeben wurde, setzte Sommerfeld auch nach 1933 fort. Vgl. Wirtschaftswissenschaftliche Hochschullehrer. S. 755/756.
92 Dürrhammer: Sommerfeld. S. 140.
93 MKU, Aktennotiz, 17.3.1939, GLA KA 235-2538.
94 Ohne Name [Hagenbuch?] an Haus der Reichsplanung, Berlin, 26.4.1936, UA HD H-VI-669.
95 Sommerfeld: Treuhänder. S. 11/12 u. Nohl: Sommerfeld u. Nicklisch. S. 11.
96 Hohlfeld: Sozialistische Bilanzauffassung. S. 243.
97 Sommerfeld: Treuhänder. S. 7.
98 Nohl: Sommerfeld u. Nicklisch. S. 11. Sommerfeld bezeichnete die Schaffung und Erhaltung von Arbeitsplätzen als 
eines der »höchsten Ziele verantwortlicher Betriebsführung«. Sommerfeld: Treuhänder. S. 35.
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ausschloss.99 Die von den Nationalsozialisten eingeführten »Treuhänder der Arbeit« hät-
ten die Aufgabe, Streiks und Aussperrungen durch Kontrolle der Menschenführung in den 
Betrieben vorzugreifen.100 Das »liberalistisch-kapitalistische Erwerbsstreben« sollte zu »ge-
meinnützigem Handeln« gewandelt werden101: »Die in völliger Freiheit liegende Willkür 
würde sich zum Schaden der Allgemeinheit auswirken«.102 Der Garant dafür, dass »jedes 
privatwirtschaftliche Handeln vom Gemeinsinn geleitet sei«, sei der Staat: »Eigentum ver-
pflichtet, sein Gebrauch soll zugleich Dienst sein für das Gemeinbeste«, zitiert Sommer-
feld die Weimarer Reichsverfassung, diese »Gebundenheit des Eigentums« streiche auch 
das »Wirtschaftsprogramm des Dritten Reiches« heraus. Sommerfeld zitiert an dieser Stel-
le – als einziges Zitat im ganzen Text überhaupt – Adolf Hitler: »Das Volk lebt nicht für die 
Wirtschaft; und die Wirtschaft existiert nicht für das Kapital; sondern das Kapital dient der 
Wirtschaft und die Wirtschaft dem Volke.«103
Die »Freude am tatkräftigen Schaffen« dürfe aber nicht erstickt werden durch Soziali-
sierungen und Enteignung der Eigentümer, wie dies auf dem Weg der »kalten Sozialisie-
rung« über »Überbesteuerung« zu Zeiten der Weimarer Republik geschehen sei.104 Wie in 
Russland seien in der vergangenen »marxistischen Ära«, der die »Geburt des Dritten Rei-
ches« ein Ende gesetzt habe, öffentliche Unternehmungen wie »Pilze aus dem Erdboden 
geschossen«, die die durch »Übersteuerung der fleißigen Hand« entzogenen Mittel durch 
»verschwenderische Ausgaben vernichtet« hätten.105 
Ein brisantes Thema stellte der »Gewinn« dar, den der Unternehmer aus dem Einsatz 
des Kapitals erwirtschaftete. Der Generalverdacht gegenüber der Betriebswirtschaftslehre, 
sie sei nichts anderes als eine »Lehre von der Profitmacherei«, besaß im von sozialrevoluti-
onären Parolen so reichen »Revolutionsjahr« 1933 besondere Sprengkraft.106 Sommerfeld 
definierte den »Gewinn« hierauf schlicht aus der Welt: »So kennt die Unternehmung kein 
Gewinnstreben. Sie kennt nur Substanzerhaltung.«107 Neben den Kosten für den laufen-
den Betrieb und Kapitalrücklagen für Krisenzeiten108 seien auch die »Entschädigung für die 
leitende Arbeit im Unternehmen« und Zinsen auf das Eigenkapital als »Verzichtskosten« 
und »Risikoprämien« für den Unternehmer und eventuelle externe Kapitalgeber auf der 
Kostenseite zu verbuchen.109 Das »finanzielle Überergebnis der Unternehmung« fließe in 
99 Sommerfeld: Treuhänder. S. 14 u. 35.
100 Ebd. S. 14.
101 Ebd. S. 5.
102 Ebd. S. 11.
103 Ebd. S. 12. 
104 Ebd. S. 10.
105 »Der in Russland in derselben Richtung [sc. wie in Deutschland die Politiker Matthias Erzberger und Rudolf Hilferding] 
arbeitende Kommunismus [hat] das Sondereigentum völlig beseitigt und ein Gesamteigentum an dessen Stelle gesetzt 
mit der Wirkung, dass nunmehr jeder Anreiz zur Verstärkung der Arbeit am Boden aufhörte, weil kein Vorteil mehr für 
den Fleißigen winkte.« Sommerfeld: Treuhänder. S. 10.
106 Ebd. S. 15.
107 Ebd. S. 16.
108 Die Schaffung einer Volkswirtschaft ohne konjunkturelle Schwankungen, wie sie von vielen Wirtschaftswissenschaftlern 
im Nationalsozialismus angestrebt wurde, erscheint Sommerfeld als »einwandfrei« unrealistisch: »Wenn auch planvolles 
Wirtschaften die Auswirkungen von Konjunktur und Krise auf die Unternehmen etwas abschwächen kann, so wird 
doch eine starke Auswirkung immer bleiben.« Sommerfeld: Treuhänder. S. 29.
109 Ebd. S. 16/17.
267
die Forschung, mithin in einen »Fundus, aus dem der weitere Fortschritt der Menschheit 
finanziert« werde. 
Ob es Sommerfeld durch seine knappe Monographie gelungen war, den Verdacht, er 
vertrete »wirtschaftliche Grundsätze, die dem nationalsozialistischen Wirtschaftsdenken 
durchaus ins Gesicht schlagen«, wie es der Führer der Mannheimer Studentenschaft im Juli 
1933 formuliert hatte, auszuräumen, ist wenig wahrscheinlich.110 Bereits damals empfahl 
der Studentenführer misstrauisch, Sommerfelds Versuch, »seinen Grundsatz der Vorsicht 
und Sicherung des Unternehmens als nationalsozialistischen Grundsatz und als Verantwor-
tungsprinzip in der Wirtschaft zu stempeln«, mit »großer Vorsicht aufzunehmen«.111 
Martin Nohl, ein Doktorand Sommerfelds112, der 1935 dessen »betriebswirtschaftliche 
Grundeinstellung« mit derjenigen Nicklischs in seiner Arbeit verglichen hatte, formulierte 
Sommerfelds Theorie zum »Gewinn« zusammenfassend folgendermaßen: 
»›Gewinn‹ kann es – wie wir gesehen feststellten – bei organischer Auffassung für 
die Unternehmung theoretisch überhaupt nicht geben, sondern nur Wachstumssi-
cherungsbeiträge – diese sind auch unter dem Gesichtspunkt der Wehrhaftigkeit der 
nationalen Wirtschaft von Bedeutung! —, welche als Kostenersatz von den Abnehmern 
der Betriebsleistung an den Betrieb erstattet worden sind.«113 
Nohl, der ansonsten die 45 Seiten knappe Monographie seines Doktorvaters auf 15 Sei-
ten lediglich zusammenfasst, glaubt an einer Stelle, Sommerfeld korrigieren zu müssen. 
Dieser hatte von der Verwaltung von »Menschenkapital« geschrieben, was, trotz dessen 
Forderung an den Betriebsführer, diese Fürsorge sehr ernst und weit auszulegen, in den 
Augen des Studenten einer Verletzung des »Gedanken der Betriebsgemeinschaft«, zu der 
man »sich endlich durchgerungen habe«, nahekomme.114 In diesem Zusammenhang kriti-
sierte Nohl auch, dass gemäß der im Nationalsozialismus propagierten Auffassung neben 
dem Unternehmer auch der Arbeiter, sämtliche »Betriebsmenschen«, als »Verwalter von 
Volksvermögen« zu adressieren gewesen seien. Streiks seien daher nicht nur unter dem 
untergeordneten Aspekt des »Dienstes am Volksvermögen« abzulehnen, wie Sommerfeld 
formuliert habe, sondern vor allem als »Verrat, weil Organe ihre Gliedschaft verleugnen 
und gegeneinander aufstehen.« Sommerfelds Forschungsfeld konzentriere sich auf den 
einzelnen Betrieb. Die »psychologisch-physiologischen Grundlagen der Wirtschaft«, die für 
deren »Artung« doch so wichtig seien, vernachlässige der Theoretiker115: 
»Er nimmt die Dinge so, wie er sie sieht, und richtet den Blick vorzugsweise auf das 
Praktische und Nächstliegende, auf zeitgemäße Notwendigkeiten oder auf Dinge, die 
sich graphisch-rechnerisch erfassen lassen. Auf diese Weise hat er sich nie unmittel-
bar veranlaßt gesehen, den großen Zusammenhang der wirtschaftlichen Dinge, die 
Gesamtwirtschaft als solche, in den Bereich seiner Untersuchungen zu ziehen. […] Er 
110 Führer der Mannheimer Studentenschaft an MKU, 3.7.1933, GLA KA 235-30891.
111 Ebd. Auch die späteren Konflikte zwischen den jungen Nationalsozialisten Thoms und Ammelounx auf der einen Seite 
und Sommerfeld und Schuster auf der anderen Seite dürften kaum dazu beigetragen haben, dem Betriebswirt einen 
nationalsozialistischen Leumund zu verleihen. Vgl. Habilitation Ammelounx’ S. 186.
112 Nohl, Martin (*26.3.1911), Datum der Promotion am 10.9.1935. Nohl war ab dem 1.9.1934 als Schriftleiter i. A. beim 
Heidelberger Kampfblatt »Volksgemeinschaft« tätig. Sommerfeld beurteilte die Darstellung seiner »betriebswirtschaftli-
chen Grundhaltung« mit »sehr gut«. Sommerfeld, Gutachten, 11.6.1935, UA HD H-VI-852.
113 Nohl: Sommerfeld u. Nicklisch. S. 20.
114 Ebd. S. 13.
115 Ebd. S. 11.
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macht bei der Erörterung von Fragen, deren Lösung eine gesamtwirtschaftliche Schau 
erfordert, fast stets an den Grenzen der Unternehmung halt.«116
Sommerfeld dürfte letztlich zur Gruppe der von seinem Zeitgenossen Harms despek-
tierlich als »Accent-aigu–Nationalsozialisten« zu zählen sein, die aus Patriotismus allein 
»National-« betonen und denen »-sozialismus« fremd blieb.117 Das Aufbrühen der immer 
gleichen Propagandalosungen zu wissenschaftlich dünnen, aber absolute Regimetreue 
demonstrierenden Aufsätzen ist für das Betriebswirtschaftliche Seminar in viel höherem 
Maß bei Sommerfelds jüngeren Kollegen und Nachfolger als Dekan, Walter Thoms, zu be-
obachten.
Walter Thoms5.2.4 
»Zu einer systematischen und geschlossenen Darstellung 
der Betriebswirtschaft aus der nationalsozialistischen Welt-
anschauung heraus ist noch viel, sehr viel Arbeit zu leisten. 
Alle Versuche nach dieser Richtung, die vorliegen, sind z. T. 
mißlungen.« Thoms: Umbruch. S. 3.
Der Schwerpunkt der Forschung des vom Institutsdirektor als »frisch, lebendig, ungemein 
fleißig« beschriebenen Thoms lagen – beeinflusst von seinem Doktorvater LeCoutre – auf 
der »Organisation als betriebswirtschaftlichem Problem«.118 Als Assistent am Betriebs-
wirtschaftlichen Seminar der Mannheimer Handelshochschule hatte er maßgeblich an 
LeCoutres »Organisationslexikon« (Orlex) mitgearbeitet.119 Seine Beiträge zu Nicklischs 
»Handwörterbuch der Betriebswirtschaftslehre« geben einen guten Überblick über seine 
Forschungsfelder: Neben dem Artikel zur »Organisation« und »Verwaltung«, schrieb Thoms 
über »Betriebsvergleich«, »Menschenführung im Betriebe« und »Partei und Wirtschaft«.120 
Letztere drei Themen sollten sein Œuvre in den Jahren an der Staats- und Wirtschaftswis-
senschaftlichen Fakultät dominieren. Im Gegensatz zu den weiteren an der Staats- und 
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät lehrenden Professoren, Sommerfeld, Schuster und 
Brinkmann, bezieht sich Thoms in seinen Arbeiten nahezu ausschließlich auf Exponenten 
einer nationalsozialistischen Wissenschaftsauffassung, Ernst Krieck, Alfred Rosenberg, auf 
die Vordenker der NSDAP in Wirtschaftsfragen Bernhard Köhler und Gottfried Feder sowie 
den für seine antisemitischen Hetzschriften berüchtigten Göttinger Volkswirt Klaus Wil-
helm Rath.121
116 Ebd. S. 10.
117 Harms: Zeitenwende. S. 14/15.
118 Sommerfeld an Dekan, Würdigung Dr. Thoms, 18.12.1934, UA HD H-VI-552/1. Für Thoms war der »liberale« LeCoutre 
»eine Art von Papst« gewesen, auf den er »immer und immer wieder auf ihn Bezug genommen« und dessen Schriften 
er empfohlen habe. Z Hermann.
119 LeCoutre: Orlex.
120 Thoms: Organisation; Verwaltung; Betriebsvergleich; Menschenführung im Betriebe und Partei und Wirtschaft. Thoms 
Artikel zu »Partei und Wirtschaft« findet sich in voller Länge im Anhang, S. 679.
121 Vgl. S. 342.
269
»Wirtschaftstheorie im Dienste der Leistungssteigerung«5.2.4.1 
»Kaum einem anderen Zweig der deutschen Wissenschaft 
ist eine größere Aufgabe gestellt als der deutschen Wirt-
schaftswissenschaft. Mit dem Niederbrechen der jüdischen 
Denkpositionen in Theorie und Praxis der Wirtschaft räu-
men wir den hartnäckigsten Gegner unserer und aller Völ-
ker möglichen Leistungssteigerung aus dem Felde.« Thoms: 
Leistungssteigerung. S. 246.
Die »denkunmögliche« Leistungssteigerung der deutschen Wirtschaft nach 1933 sei allein 
dem Verdienst des »Führers« verdanken, so Thoms: Da Hitler ohne jede Unterstützung der 
Wissenschaft und ihrer »überkommenen Wirtschaftstheorien aller Art« die »Wirtschaft dem 
Verfall entrissen und zur Blüte gebracht« habe, hätten alle früheren Dogmen angesichts 
der »unermesslichen schöpferischen Formkraft« des Nationalsozialismus ihre Existenz-
berechtigung verloren, gleichgültig »ob scholastisch oder klassisch, ob Historismus oder 
Funktionalis mus, ob Arbeitswert- oder Grenznutzentheorie, ob angewandte oder reine 
Theorie«:122 
»Man sollte doch nun einmal gemerkt haben«, zitiert Thoms den Leiter der Kommis-
sion für Wirtschaftspolitik der NSDAP, Bernhard Köhler, »daß aus den angeblichen 
wirtschaftspolitischen Grundsätzen der Vergangenheit nichts, aber auch gar nichts als 
Vorbild für unsere Aufgabe und ihre Lösung dienen kann.«123 
Die »alte«, in zwei Strömungen zerfallene Wirtschaftswissenschaft hatte in den Augen 
Thoms’ zudem gegenüber der Herausforderung durch den Marxismus versagt: Die »indivi-
dualistische Schau« (»Geldfabrik, Gewinndenken, Gelddenken«) habe den Boden erst für 
den Marxismus bereitet und die »kollektivistische oder universalistische Schau« habe trotz 
mancher anerkennenswerter Theorie die »kapitalistische Ausdehnungswelle« zwar »brem-
sen«, aber nie die Vormachtstellung von Marxismus und Kapitalismus in Theorie und Praxis 
brechen können.124 
Da der Verzicht auf Theorie aber dem »Verzicht auf Wirklichkeits – und Lebenserkenntnis 
und damit auf die höchste Stufe der Weltsicht und der Menschenformung« gleichkäme125, 
war es an der Wissenschaft, aus der »erkenntnismäßigen Zusammenschau der Wirklich-
keit«, nicht aus »System oder Ideologie«, ein »Gesamtbild der Welt« zu schaffen, das dem 
»Lebensgesetz« der Deutschen, dem Nationalsozialismus, gerecht wird. Auf den Punkt ge-
bracht: Wenn die Politik erfolgreicher war als es die Rezepte der Wissenschaft waren, dann 
war es angeraten, dass die Wissenschaft die Tagespolitik kopiert126 – oder, wie es der öster-
reichische Philosoph Ernst Mally (*1879) in einem Aufsatz über das »Wesen und Dasein des 
122 Thoms: Leistungssteigerung. S. 246/247.
123 Bernhard Köhler: Die Eroberung der Wirtschaftspolitik. München 1937. Zit. nach Thoms: Leistungssteigerung. S. 242. 
124 Thoms: Nationalsozialistische Betriebswirtschaftslehre. S. 16/17.
125 Thoms bezieht sich hier auf Ernst Kriecks »Völkisch-politische Anthropologie« von 1937. Thoms: Leistungssteigerung. 
S. 242.
126 Was Nori Möding über Soziologie und Geschichte im Nationalsozialismus schreibt, ist auch auf Thoms’ Beschwörun-
gen einer nationalsozialistischen Betriebswirtschaftslehre anwendbar: »In der Realität, die sich transzendiert, muß 
man nichts mehr begründen. Das, wonach man sich sehnt, ereignet sich. Die ›völkische‹ Soziologie […] besteht auf 
ihrer Gegenrationalität, ja, sie muss darauf bestehen, sich nicht mehr rational und diskursiv ausweisen zu müssen. […] 
Das Ereignis beweist die Macht der Wirklichkeitskonstruktion: Ob etwas das ›richtige‹ sei, lasse sich an seiner Realisa-
tionsmacht ablesen. Alles wird auf diese Weise der gegenwärtigen Macht, dem herrschenden ›Willen‹, unterworfen. 
Geschichte wird zum Diener der beherrschten Gegenwart, gedeutet ausgehend von deren Notwendigkeiten« Möding: 
Domestizierte Masse. S. 145/146.
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deutschen Volkes« in Kriecks »Volk im Werden« ausgedrückt hatte: »Echtes Gebot ist auch 
hier nur, sich richtig zu entscheiden, nicht aber zu wissen, dass oder warum es richtig sei.«127 
Der Bruch mit der Theorie der Vergangenheit musste zwangsläufig kompromisslos sein, 
»aus der ganz einfachen Feststellung, dass es vor Adolf Hitler keinen Nationalsozialismus 
gab«.128 Thoms forderte, dass die Wissenschaft sich von »gedanklicher Spekulation, Kon-
struktion und Formenspielerei« abwende, um sich »im Dienste der Leistungssteigerung« 
zu »bewähren«.129 
Zudem plädierte der Heidelberger Betriebswirt für die »Einheit der Wissenschaft« und 
interdisziplinäre Zusammenarbeit – ein Grundgedanke, den er später im Rahmen des Insti-
tuts für Großraumwirtschaft zu institutionalisieren suchte130:
Die Wirtschaftswissenschaft steht nicht isoliert, sondern in der Einheit der Wissenschaft, 
die im Volkstum wurzelt. Hier stoßen alle Wirtschaftszweige zusammen im gemein-
samen Ausgangspunkt. Die Wirtschaftswissenschaft beschäftigt sich ›im Grunde‹ wie 
jede andere Wissenschaft mit den Grundwerten des Lebens: Volk, Rasse, Arbeit, Ehre, 
Boden, Staat, Wehrkraft.«131
Wider die »Überfremdung der Wirtschaftspraxis«5.2.4.2 
»Die rassische Grundsubstanz ist die Urkraft, die das Schick-
sal der Völker und Menschen bestimmt.« Thoms: Wirt-
schaftsdenken und Berufserziehung. S. 48.
»Rassische Grundsubstanz«
Gemeinsam mit dem Soziologen und späteren Extraordinarius am InSoSta, Andreas  Pfenning, 
war Thoms der einzige Hochschullehrer an der Staats- und Wirtschaftswissenschaft lichen 
Fakultät, der dem vulgärdarwinistischen, rassisch begründeten »Volksgemeinschaft«  Hitlers 
in seinen Veröffentlichungen ausführlich Platz einräumte:
»Der Rassegedanke bedeutet geisteswissenschaftlich eine Art kopernikanischer Wen-
dung, insofern als mit ihm die individualistische Grundtendenz der Emanzipation in 
ihr Gegenteil, die Konzentration, umgeschlagen ist. Im Rassegedanken ist ein betont 
antiindividualistisches Element enthalten, und seine gesellschaftliche Auswirkung ist 
nicht zufällig sozialistisch, das heißt das Gegenteil von Emanzipation: nämlich ›Konzen-
tration‹ aller Dinge (Göring).«132
Der »Herrenmensch« Hitlers zeichnete sich durch seine Opferbereitschaft und seine 
Fähig keit aus, unter Aufgabe seiner Eigeninteressen im »Kollektiv« zu verschmelzen, wor-
aus Thoms die besondere Eignung des Deutschen zur »Betriebsgemeinschaft« jenseits des 
individuellen Gewinnstrebens ableitete.133 
127 Zit. nach Möding: Domestizierte Masse. S. 146. Zu Mally vgl. Stanford Encyclopedia of Philosophy mit weiterführenden 
Links: http://plato.stanford.edu/entries/mally/ [6.6.2007].
128 Thoms: Leistungssteigerung. Ebd. S. 247 [Hervorhebung im Original gesperrt.].
129 Ebd. S. 242/243.
130 Siehe S. 443.
131 Thoms: Einheit der Wirtschaftswissenschaft. S. 238. »Nicht Trennen und Spalten, sondern Verbinden und Verknüpfen«, 
so Thoms in seiner »Nationalsozialistischen Betriebswirtschaftslehre«, »muß Aufgabe werden, wobei sinnvolle Unter-
scheidung und gliedhafte Teilung nur aus derselben einheitlichen Schau des Ganzen möglich sind.« Thoms: National-
sozialistische Betriebswirtschaftslehre. S. 12.
132 Pfenning: Nachteil und Nutzen. S. 125.
133 Ganz in diesem Sinn schrieb Hitler über den »Dienst an der Gemeinschaft«: »Dieser Aufopferungswille zum Einsatz der 
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Auch die Kehrseite des »Herrenmenschentums«, den radikalen Antisemitismus und die 
damit verbundenen (Welt-)Verschwörungstheorie rezipierte er in seinen Schriften: »Fluten-
de Massen rangen einst um Ehre und Gemeinschaft als Deutsche, bis sie abgewiesen und 
fremdrassigen Verführern in die Arme getrieben wurden.«134 Wo Hitler von der Zerstörung 
der »Grundlagen einer wahrhaft volksnützlichen Wirtschaft« durch »den Juden« und der 
daraus resultierenden inneren Entfremdung zwischen Arbeitgeber und –nehmer schrieb,135 
führte Thoms fort, dass die Zweifel, die gegenüber der Betriebswirtschaftslehre als Wissen-
schaft vielfach geäußert wurden, auf den »unmoralischen Beigeschmack« zurückzuführen 
seien, den »Wirtschaften« nach und nach durch »die Juden« erhalten habe:136 
»Wirtschaften galt und gilt noch heute vielfach als minderwertig. Der ›königliche Kauf-
mann‹ von einst wurde durch den jüdischen Händler verdrängt. Mit dem Eindringen 
der jüdischen Rasse in unser Volk hat sich die Ausbeutung in den Handlungsbereich 
und in den Begriffsinhalt ›Wirtschaft‹ eingeschlichen. Mit dieser Entwicklung ist das 
›Wirtschaften‹ zum entschiedensten und wichtigsten Gegner des deutschen Sozialis-
mus geworden. Diese völkische Lebensseite ist einer besonders starken Zerstörung 
durch artfremdes Blut und Denken zum Opfer gefallen. Wie gewaltig steigen da die 
Aufgaben empor, die der deutschen Wirtschaftswissenschaft gestellt werden!«137
Marxismus, Kapitalismus und jüdischer Materialismus
Wie bei Hitler sind für Thoms Kapitalismus und Marxismus als zwei Seiten derselben Me-
daille anzusehen, nämlich des aus der »jüdischen Rassenwurzel« gewachsenen »jüdischen 
Materialismus«138:
»Die Begründung eines neuen Verhältnisses von Arbeit und Wirtschaft bedeutet den 
Kampf gegen Verjudung und die Zerstörung des jüdisch-kapitalistischen Wirtschafts-
bildes. Hier geht es um einen Kampf der Rassen. Die Beseitigung der Abhängigkeit 
der Arbeit vom Kapital, die Befreiung der deutschen Arbeit von der jüdisch-kapitalisti-
schen Wirtschaft wurde zur geschichtlichen Aufgabe und politischen Tat. Der Kampf 
gegen den Kapitalismus bedeutet die Befreiung der Arbeit von Verachtung und 
Ausbeutung.«139
 Diesem galt es den »Deutschen Sozialismus« entgegenzustellen: »Der Jude will die ›li-
berale Ökonomik‹, das deutsche Volk will eine freie Wirtschaft.«140
Vom Kapitalismus, in dem die einzigen Bindungen diejenigen seien, die die »Mitglie-
der der internationalen Kapitalverwertungsgesellschaft« durch Verträge schufen, könnten 
letztlich nur Menschen profitieren, so Thoms, denen diese »formale«, »allein am Kapital 
ausgerichtete« Denkweise »artgemäss« sei: »Der internationale, nomadisierende Handels-
persönlichen Arbeit und, wenn nötig, des eigenen Lebens für andere, ist am stärksten beim Arier ausgebildet. Der Arier 
ist nicht in seinen geistigen Eigenschaften an sich am größten, sondern im Ausmaße der Bereitwilligkeit, alle Fähigkei-
ten in den Dienst der Gemeinschaft zu stellen. Der Selbsterhaltungstrieb hat bei ihm die edelste Form erreicht, indem er 
das eigene Ich dem Leben der Gesamtheit willig unterordnet und, wenn die Stunde es fordert, auch zum Opfer bringt.« 
Hitler: Mein Kampf I. S. 326/327. Vgl. Möding: Domestizierte Masse. S. 149.
134 Thoms: Umbruch. S. 7.
135 Hitler: Mein Kampf I. S. 344/345.
136 Thoms: Nationalsozialistische Betriebswirtschaftslehre. S. 13/14.
137 Ebd. S. 14. Vgl. auch Thoms: Leistungssteigerung. S. 250.
138 Thoms: Liberale Ökonomik. S. 38.
139 Thoms: Deutsche Arbeitswirtschaft. S. 18.
140 Thoms: Liberale Ökonomik. S. 39
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jude ist der Schöpfer und eifrigste Verteidiger des Kapitalismus’. Der Kapitalismus ist die 
Wirtschaftsform.«141
»Die kapitalistisch-marxistische M[enschenführung] kennt keine Bindung an Familie 
oder Berufsstand mit Oberhaupt und Gefolgschaft; sie ist etwas ganz anderes; sie ist im 
Grunde genommen die Negation von M[enschenführung]: Menschenausbeutung und 
Menschenverführung.«142 
Der »Jude David Ricardo« habe allein dem für »den Juden [...] typischen« Wirtschafts-
handlung – »Kapitalverwertung und Erzielung von Differenzgeschäften« – den theoreti-
schen Überbau gegeben, so dass von einem »jüdischem Kapitalismus« zu sprechen sei. Der 
Marxismus stehe auf demselben Fundament und könne daher keine Lösung zum Kapita-
lismus bieten:
»Der Jude Karl Marx brachte all das in ein System, was als notwendige Begleiterschei-
nung des Kapitalismus’ sich einstellen mußte: die so genannte ›soziale Frage‹. Sie ist der 
Schatten des Kapitalismus’, über den er nicht hinwegspringen kann. […] Marx bringt 
dieses Abfallprodukt des Kapitalismus’ und seinen wesentlichsten Bestandteil in ein 
System: 1. der Klassenkampf als natürliche Lebensordnung, 2. die Ausbeutung des 
Proletariats durch die Bourgeoisie.«143 
Marx’ Lehre belege zudem, so Thoms weiter, dass keineswegs »alles, was logisch ist, auch 
wahr« sei. So habe dieser seine Gesellschaftsordnung durchaus logisch vom Ausgangs-
punkt entwickelt, dass alles, was Menschenantlitz trage, gleich sei.144 Da aber diese Grund-
annahme unwahr sei, sei der »völkerzerfressende Marxismus« auf einer »Lüge« aufgebaut: 
»Gleichzeitig ist der Marxismus auch ein klassisches Beispiel für den Juden als raffinier-
ten Propagandist seiner ihm eigentümlichen Wirtschaftsschau [...]. Seine Spekulation 
geht dahin, daß der erste Satz meist überlesen wird, weil hier noch nichts Bedeutsames 
vermutet wird. Mit dem Anerkennen der Ausgangsbasis aber fällt die Entscheidung. 
Wird der Ausgangspunkt auch leichtfertigerweise übersehen, dann ist die Entschei-
dung über die ›Wahrheit‹ gefallen; denn nachher kommt nur noch Logik.«145
Im Mai 1939 konnte Thoms mit Genugtuung auf der Reichstagung der Fachschaft Be-
rufs- und Fachschulen im NS-Lehrerbund in Bayreuth verkünden, dass »wir den Juden 
vollständig aus der Wirtschaft ausgeschlossen haben«, woran er als Kreiswirtschaftsbera-
ter der NSDAP aktiv beteiligt war.146 Dennoch dürfe man nicht verkennen, so Thoms, dass 
»wir noch einen gewaltigen Berg von jüdischem Denkschutt abtragen müssen, und das es 
mitunter nicht ganz leicht ist, Gedankengänge, Vorstellungen und Begriffe als artfremd zu 
erkennen, um sie auszumerzen.«147 
141 Thoms: Kapitalismus. S. 29.
142 Thoms: Menschenführung. Sp. 963.
143 Thoms: Liberale Ökonomik. S. 37/38.
144 Thoms: Nationalsozialistische Betriebswirtschaftslehre. S. 18.
145 Thoms nimmt hier Bezug auf Bernhard Köhler. Thoms: Nationalsozialistische Betriebswirtschaftslehre. S. 18.
146 Thoms: Nationalsozialistisches Wirtschaftsdenken. S. 40. Vgl. S. 282.
147 Ebd. S. 40/41. »Ausmerzen«, etymologisch auf das im März anstehende Aussortieren minderwertiger Pflanzen und Tiere 
in der Landwirtschaft zurückzuführen, wurde über die im Gefolge der Rassenkunde zunehmend vulgärbiologisierte 
Sprache popularisiert und findet sich in unzähligen Veröffentlichungen, vor allem der letzten Kriegsjahre.
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Führerkult
Thoms zelebrierte den Führerkult in allen Facetten und in an der Fakultät beispielloser Em-
phase – auf das pikante Nebeneinander von Götzendienst und wundertätigem »Führer« 
sei hingewiesen: 
»Einem schlimmen Fatalismus war man verfallen. Man glaubte, helfen kann nur, wer 
Kapital hat. Das war im Grunde ein orientalischer Götzendienst, wie er ausgedehnter 
und intensiver gar nicht gedacht werden kann. Kein Glaube war mehr vorhanden an 
die Gestaltungskraft des deutschen Menschen, keine Anerkennung mehr der vorhan-
denen Grundwerte des deutschen Volkes. Blut und Boden waren vergessen; Arbeit und 
Brot waren verlorengegangen. Eine Welt war im Zusammenbruch. Der Führer allein 
brachte die Rettung, nicht durch Anleitung und Rezept, sondern allein durch den 
neuen Glauben an die Urkraft des Volkstums, und wir erlebten daraus Wunder, auch 
Wirtschaftswunder.«148
Durch die Partei und ihre Untergliederungen, wie die »Deutsche Arbeitsfront«, in der 
Thoms als Redner und als Leiter der Wirtschaftskammer tätig war, erzieht allein der »Führer« 
das Volk:
»Das Recht zur M[enschenführung] steht in Deutschland grundsätzlich nur der NSDAP 
zu als dem organischen Willensträger des deutschen Volkes und der nationalsozialisti-
schen Weltanschauung, in der das deutsche Lebensbild in Form und Ziel zum Ausdruck 
gebracht ist. Mit der Erziehung des schaffenden deutschen Menschen hat der Führer 
die Deutsche Arbeitsfront beauftragt.«149
»Lebensraum«
Auch der letzten Säule der nationalsozialistischen »Weltanschauung« huldigte Thoms: dem 
Imperialismus. Im Mai 1938 hielt der Betriebswirt auf einem »Schulungstag für Verwal-
tungsratsmitglieder und leitende Sparkassenbeamte« in Karlsruhe, den der Badische Spar-
kassen- und Giroverband organisiert hatte, einen Vortrag über »Sparen! Weg und Mittel 
zur Leistungssteigerung und Rationalisierung«.150 Dort warb er dafür, dass Sparen im Sinne 
der nationalsozialistischen Wirtschaftsauffassung bedeute, das Geld nicht »unproduktiv« 
auf dem eigenen Konto zu belassen, sondern der »Volksgemeinschaft« zur Investition zu 
überlassen:
»Die Vermögensbildung zeigt sich: 
1.) in den tatsächlichen Vorräten an Werkstoff und Brot, 
2.) in der Ausrüstung 
a) zum Wehren (Kanonen, Flugzeuge, Panzer usw.) 
b) zum Wohnen (Wohnungen, Brücken, Wege usw.) 
c) zum Arbeiten (Maschinen, Werkzeuge usw.)«151
Was sich auf den ersten Blick als schlechtes betriebswirtschaftliches Rechnen darstellt, 
da Thoms Investitionsgüter und die eigentlich unproduktiven Waffen zusammen betrach-
tet, erhält in Kombination mit Punkt 3 dann doch jenen speziellen Sinn, dass gemäß der 
»Lebensraum-im-Osten«-Doktrin auch Panzer zu den wertschöpfenden Investitionen ge-
zählt werden müssen: »3. im Ausbau des völkischen Siedlungsraumes.« Kein Aufsatz und 
148 Thoms: Nationalsozialistische Betriebswirtschaftslehre. S. 19.
149 Thoms: Menschenführung. Sp. 967.
150 Der Vortrag wurde erstmals 1939 in der Zeitschrift für Organisation veröffentlicht und nochmals 1943 in Thoms’ Sam-
melband »Wirtschaft und Betrieb«. Thoms: Sparen!
151 Ebd. S. 56.
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keine Rede von Thoms kamen ohne Angriff auf die konkurrierenden »Weltanschauungen« 
und ohne die Beschwörung des »Rechts auf Arbeit« aus, so auch der »Sparen!«-Appell an 
die Sparkassenangestellten: 
»Das kapitalistische Sparen war darauf abgestellt, mit Hilfe der immer größer werden-
den Macht des sich ständig anhäufenden Kapitals sich auf Kosten anderer zu berei-
chern. 
Das marxistische Sparen diente allein der Steigerung der Verbrauchsquote. 
Das nationalsozialistische Sparen dient dem Ausbau des völkischen Lebensraums und 
der Sicherung des ›Rechts auf Arbeit‹. Der Ausbau des Arbeitsraumes ist kein Investiti-
onsproblem, das von der Höhe der zu erzielenden Rente abhängig gemacht wird, son-
dern ist Grundvoraussetzung für ein lebenswilliges Volk.«152
Sollte das »Wehrvermögen« des Staates nicht genug Zufluss von privaten Sparkonten 
erhalten, so drohte Thoms, werde die Einführung des »Zwangssparens« unvermeidlich.153 
Als Hitler 1939 tatsächlich den Krieg vom Zaun brach und die ersparten Panzer gen Osten 
rollten, erklärte Thoms diesen als aufgezwungenen »Kampf gegen den Kapitalismus und 
damit die Fortsetzung der nationalsozialistischen Revolution«: »In diesem Kriege ist dem 
deutschen Volke die Führung zur sozialistischen Neuordnung des europäischen Raums 
aufgegeben worden. […] Dieser Krieg endet mit dem deutschen Sozialismus.«154
»Recht auf Arbeit«
Nahezu jeder Text Thoms’ begann mit einer Beschwörung der von den Nationalsozialis-
ten zum Kern ihrer Wirtschaftspropaganda getrommelten Losung vom »Recht auf Arbeit«: 
»Für den Nationalsozialismus ist Vollbeschäftigung die Voraussetzung für eine wahr- und 
wehrhafte Wirtschaft und echte Wirtschaftspolitik.«155 In den Zeiten der Vollbeschäftigung 
und nach Ausschaltung der Konjunktur werde Wohl und Wehe eines Unternehmens nicht 
mehr vom erzielten Gewinn, sondern von der Rekrutierung und dem Erhalt von »rassisch-
biologisch wertvoller Arbeitskraft« abhängen:
»Wir müssen mit der menschlichen Arbeitskraft wirklich haushalten; denn in einer so-
zialistischen Wirtschaft sind die Arbeitskräfte immer knapp und wertvoll.156 
Da das »Betriebsleben« den »markantesten Ausdruck des Volkslebens« darstelle, muss-
te es, so Thoms, »ganz besonders« von der »nationalsozialistischen Revolution« erfasst 
werden: »In den Betrieben arbeitet das Volk, das Volk, dem die Arbeit Ehre ist und Adel 
verleiht«.157 Schließlich zeichnen sich die Deutschen durch ein einzigartiges »rassisch be-
dingtes Arbeitsethos« aus158: 
»Der deutsche Betrieb zeigt hierin [sc. der Betriebsleistung] und in all seinen Er-
scheinungen eigenartige Züge gegenüber den Betrieben anderer Völker. Deutsches 
152 Ebd. S. 58.
153 Ebd. S. 59.
154 Thoms: Sozialpolitik im Kriege. S. 155. Zum Zusammenhang zwischen Rüstung und Einkommensentwicklung vgl. den 
hellsichtigen zeitgenössischen Aufsatz eines ehemaligen Mitglieds des InSoSta Lederer: Armament.
155 Thoms: Führung. S. 12.
156 Thoms: Rentabilität und Leistung. S. 64.
157 Thoms: Allgemeine Betriebswirtschaftslehre. S. 73.
158 Thoms: Führung. S. 20.
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Schöpfertum und deutscher Gliedschaftssinn entfalten sich hier. Persönlichkeit und 
Gemeinschaft haben im Betriebe ihren markantesten Bereich.«159 
Diejenigen »Volksgenossen«, denen es an »Gliedschaftssinn« mangelte, sollten vom 
Staat als der »Organisation der Erziehungsmittel im Dienste eines Ziels«160, bzw. der NSDAP 
als der »Trägerin des politischen Willens« des Volkes erzogen werden:
»1. Vom Klassenhaß zur Gemeinschaftswillen, 
2. von der Arbeitsverachtung zur Arbeitswertung, 
3. vom Egoismus zur Höchstleistung als Antriebskraft, 
4. vom Verbrauchsdenken zum Besitzdenken.«161
Dass die Einführung des »Führerprinzips« weniger der »Betriebsgemeinschaft« denn der 
Errichtung einer geschlossenen Befehlskette vom »Führer« bis in den Betrieb geschuldet 
war, fand bei Thoms höchstens am Rande Erwähnung. Er zelebrierte in endlos anmuten-
der Wiederholung die Beschwörungen der nationalsozialistischen Wirtschaftsgrößen über 
»Des Führers Wirtschaftspolitik«.162
Planung wider »Konjunkturen«
Da »Wirtschaft menschliches Handeln« sei, so Thoms, sei aktive Gestaltung anstatt abwar-
tenden Fatalismus‘ gefordert: 
»Die ›Konjunkturen‹ müssen keine notwendigen Bestandteile des Wirtschaftsverlaufs 
sein. Die Preise entstehen nicht unmittelbar mit den Gütern, sondern sind menschliche 
Satzungen. Aus solcher Erkenntnis ziehen wir auch unsere Folgerungen. So haben wir 
dann auch in der sozialistischen Wirtschaft keinen Kommissar zur Preisüberwachung, 
sondern zur Preisgestaltung; denn Preise sind Hilfsmittel zur Ordnung der völkischen 
Wirtschaft.«163
Nach Weltwirtschaftskrise und Hyperinflation dürfte Thoms’ Versprechen, dass der 
»Deutsche Sozialismus« in Zukunft derartige, die bürgerliche Existenz bedrohende Krisen 
unmöglich machen werde, auf den Veranstaltungen der DAF auf fruchtbaren Boden gefal-
len sein:
»Wurden von der alten Wirtschaftslehre sittliche Forderungen überhaupt aufgestellt, so 
doch nur als ohnmächtige Bitte an dieses Ungeheuer, Wirtschaft genannt, damit die-
ses die kleinen Menschen nicht zermalme und vernichte. Sie sollten Bremser sein. Die 
sozialistische Wirtschaftstheorie will der Wirtschaft keine Bremsen anlegen, sondern 
leitet aus dem Begriff Arbeit das System ihrer Begriffe ab und kommt damit dem tat-
sächlichen Leben auch nahe.«164 
»Entthronung der kapitalistischen Rentabilität«
In den letzten Kriegsjahren 1943 und 1944 konnte Thoms trotz strenger Papierkontigentie-
rung zwei Monographien veröffentlichen, was als Zeichen besonderen Wohlwollens von 
Seiten des Regimes interpretiert werden kann: »Allgemeine Betriebswirtschaftslehre« und 
die 2. Auflage des reißerisch gestalteten Buchs »Rentabilität und Leistung. Die Entthronung 
159 Thoms: Allgemeine Betriebswirtschaftslehre. S. 76.
160 Definition »Staat« durch den zeitweiligen Heidelberger Rektor Krieck, zit. nach Möding: Domestizierte Masse. S. 147.
161 Thoms: Allgemeine Betriebswirtschaftslehre. S. 25.
162 So der Titel eines Buches von Bernhard Köhler aus dem Jahr 1934.
163 Thoms: Nationalsozialistische Betriebswirtschaftslehre. S. 12.
164 Ebd. S. 18.
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der kapitalistischen Rentabilität« [Abbildung »Rentabilität und Leistung«, gegenüberlie-
gende Seite].165 Die Schrift hatte nach Prüfung durch die »Parteiamtliche Prüfungskommis-
sion zum Schutze des NS-Schrifttums« auch Eingang in die »NS-Bibliographie« gefunden.166 
In seinem nationalsozialistischen »Köhlerglauben« unerschüttert, sollte dies Thoms letzte 
Anstrengung vor Kriegsende darstellen, die Fachwelt ebenso wie die Praxis von der »Not-
wendigkeit des Neubaus der Wirtschaftsrechnung des Betriebes« zu überzeugen:
»Führer und Gefolgschaft, Ehre und Treue werden vergewaltigt vom Monopol der 
Rentabilitätsrechnung. Man kann sie nicht zu Rentabilitätsfaktoren umstempeln und 
in Geld ausdrücken. Sie passen nicht hinein in die Welt der Rentabilitätspsychose. Die 
nationalsozialistische Revolution aber hat Ehre und Treue, Führer und Gefolgschaft ge-
schaffen, die tief verwurzelt sind in dem Erlebnis der deutschen Volksgemeinschaft.«167
 Die Rentabilität »als das Prozentverhältnis von Gewinn zum Kapital«168 war nach Thoms 
eine überbetonte, künstliche, subjektive Größe bei der Bewertung der Betriebe, die keine 
bestimmenden Rückschlüsse auf die tatsächlich erzielte Leistung des Betriebs zuließ:
»Es ist ein großer Irrtum, wenn angenommen wird, daß das Rentabilitätsstreben jeder 
Wirtschaft inhärent ist. Der Wirtschaft in den Familien, in Schlachthöfen, Krankenhäu-
sern, in der Armee, in Vereinen und vielen anderen völkischen Lebensgemeinschaften 
ist das Rentabilitätsstreben nicht inhärent; es ist hier einfach unmöglich, weil die Vor-
aussetzungen zum Streben nach Rentabilität und ihrer Berechnung überhaupt nicht 
gegeben sind; aber in diesen Lebensgemeinschaften muß gewirtschaftet werden.«169
Die »kapitalistische, materialistische und internationale« Rentabilität stand nach Thoms 
für die Dominanz des »Kapitalverwertungsgedankens« im Kapitalismus, dessen Ende der 
Nationalsozialismus eingeläutet habe: »Das Volk lebt von der Arbeit und nicht von der 
Rentabilität«.170 Im Nationalsozialismus stünden daher die Arbeit und die für »das Volk« er-
brachten »Leistungen« im Vordergrund, nicht die Interessen der Kapitalgeber: 
»[Es geht nicht darum], in dem einen oder anderen Punkte der ›Bilanz‹ eine andere 
Meinung zu äußern oder eine Korrektur vorzuschlagen, sondern um einen Neubau der 
betrieblichen Übersichtsrechnung auf einem neuen geistigen und tatsächlichen Fun-
dament. Dieses Fundament liefert allein die nationalsozialistische Weltanschauung und 
die nach ihr geformte deutsche Lebensordnung aus der rassisch-völkischen Kraft und 
dem historisch-politischen Ziel.«171
Wie die von Thoms auf nahezu jeder Seite erhobene Forderung, die »Geldgrößen« 
zugunsten der Leistung der menschlichen Arbeitskraft und der »Betriebsgemeinschaft« 
zurücktreten zu lassen, konkret umzusetzen sei, bleibt auch durch deren beschwörend-
ermunternde Wiederholung bis Kriegsende diffus: 
165 Thoms: Rentabilität und Leistung u. ders.: Allgemeine Betriebswirtschaftslehre. Vgl. Raelmann: Arbeitswissenschaft. 
S. 168/169.
166 Thoms: Rentabilität und Leistung. S. 2. Von den sechs von Thoms im Zeitraum von 1934 bis 1941 veröffentlichten Mo-
nographien wurden vier in der NS-Bibliographie geführt. Lediglich seine Habilitationsschrift »Betriebsverwaltung« und 
»Kameralistische oder Kaufmännische Buchführung« hatten keine Empfehlung der »Parteiamtlichen Prüfungskommis-
sion« erhalten. Übersicht nach Verlagsanzeige, Thoms: Wirtschaft und Betrieb. S. 312.
167 Thoms: Grundlagen. S. 23.
168 Thoms: Rentabilität und Leistung. S. 78. Thoms stand mit seiner Forderung nach Abkehr von der »Rentabilität« in der 
Tradition der normativen Betriebswirtschaftslehre, wenngleich er im Gegensatz zu anderen »realwirtschaftlichen Be-
züge« vermissen ließ, so Jürgen Grieger in seiner Studie zu den »Orientierungsversuchen« der Betriebwirtschaftslehre 
zwischen »Wirtschaftlichkeit« und »Rentabilität«. Grieger: Rekonstruktion. S. 63-78; zu Thoms im Besonderen S. 72/73.
169 Thoms: Rentabilität und Leistung. S. 79.
170 Ebd. S. 108. Vgl. ebd. S. 64.
171 Ebd. S. 41.
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»Arbeit und Gemeinschaft bestimmen Einsatz 
und Ergebnis und damit ihre Größen: Kosten 
und Erlöse. Die Güte der Leistung – Einsatz und 
Ergebnis – wird nicht bestimmt durch Geldgrö-
ßen, sondern durch die Güte der Arbeitskraft und 
Arbeitsgemeinschaft.«172
Der Gewinn als alleiniger Maßstab für die Leis-
tung des Betriebes sollte ersetzt werden durch eine 
Aufstellung der »Erfolge« für das Volk, in der weitere 
Faktoren aufgeführt werden, die bei herkömmlicher 
Rechnungsart nur unter »Kosten« verbucht worden 
wären, z. B. Beiträge zur Krankenver sicherung der 
Arbeiter:
»Die Erfolge des Betriebes also liegen 
1. im Arbeitseinsatz; denn die Kosten sind 
a) das Einkommen für Führer und Gefolgschaft, 
b) die Einnahmen für Lieferanten, Gläubiger, Ver-
band und Staat, 
c) die Einrechnungen für den Betrieb selbst; 
2. im Arbeitsergebnis.«173
Das letzte Ziel Thoms’ lag in der Abkehr von der 
»Gewinnerzielung« auf Kosten der »Betriebsge-
meinschaft« und stand damit in der Tradition der 
normativen Schule der Betriebswirtschafts lehre: 
»Eine Ausbeutung der Betriebsmitglieder, eine 
Vernachlässigung der Betriebsgemeinschaft, eine 
Verwahrlosung der Betriebsapparatur wird in der 
sozialistischen Wirtschaft aber mit dem Untergang 
des Betriebes bestraft«.174
Widerspruch gegen Thoms5.2.4.3 
Thoms’ Einlassungen zum »Neubau« der Wirtschaftswissenschaften auf dem Fundament 
der nationalsozialistischen Weltanschauung wurden nicht nur hinter verschlossenen Tü-
ren wie z. B. bei der Habilitation seines Kameraden Ammelounx kritisiert, sondern auch 
öffentlich in Fachzeitschriften in bemerkenswert offenem Tonfall als bestenfalls schwär-
merisch, immer aber als nicht praktikabel angegriffen. Die Gefahr für die Rezensenten war 
nicht klein, da Thoms sich in seinen Arbeiten zumeist auf Zitate von Parteigrößen und auf 
»Führerworte« stützte. Allerdings war in der von Hitler in »Mein Kampf« entwickelten na-
tionalsozialistischen Weltanschauung eine Spannung zwischen den Polen »Volksgemein-
schaft« gegen sozialdarwinistisches Leistungsprinzip und »Auslese« angelegt, so dass 
weder Thoms, der »Betriebsgemeinschaft« und »Vierjahresplan« betonte, noch vor allem 
seine Gegner, die stärker auf die individuelle Leistung zurückgriffen, den aufgespannten 
Argumentationsrahmen verlassen mussten. Druck von Seiten der Partei brauchten Thoms’ 
172 Ebd. S. 37.
173 Ebd. S. 69.
174 Ebd. S. 118.
Abbildung 3 | »Thoms: Rentabilität und Leistung«
Thoms, Walter: Rentabilität und Leistung. Die Notwendigkeit des Neu-
baues der Wirtschaftsrechnung des Betriebes. Stuttgart 1940.
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Widersacher wohl ebenfalls nicht zu fürchten, da dieser im Dozentenbund oder anderen 
Gliederungen reichsweit kein höherrangiges Amt einnahm. So war Thoms trotz seiner ex-
ponierten Stellung als Vorkämpfer einer nationalsozialistischen Wissenschaftstheorie nie in 
die Reichsdozentenführung der NSDAP aufgenommen geworden.175
»Hirnverbrannt«, Alexander Hoffmann im 
Praktischen Betriebswirt, 1938 
Exemplarisch für die Angriffe gegen Thoms sei an dieser Stelle der Aufsatz aus der Feder 
Alexander Hoffmanns besprochen.176 Der 59jährige Leipziger Ordinarius für Betriebswirt-
schaftslehre setzte sich in einer Replik gegen Angriffe Thoms’ zur Wehr, der ihn – wenn-
gleich verdeckt – als Vertreter einer kapitalistischen Weltanschauung gebrandmarkt 
hatte. Die Aussage Hoffmanns, dass kein »weltanschauliches Apriori« im begrenzten For-
schungsbereich der Betriebswirtschaftslehre existieren könne und dass dem Menschen ein 
individuelles Erwerbsstreben innewohne, wertete Thoms als Häresie gegenüber dem Nati-
onalsozialismus.177 Hoffmann erklärte 1938 hingegen in aller Nüchternheit, dass Rentabili-
tät schlicht als ein Maßbegriff anzusehen sei, der Kapital und Gewinn in ein rechnerisches 
Verhältnis setze: 
»Das Wort ›Rentabilität‹ schließt also kein Werturteil wie ungerechtfertigtes ›Gewinn-
streben‹ ein, sondern bringt lediglich den einfachen Tatbestand zum Ausdruck, daß das 
Unternehmen die Grundbedingung seiner Existenz erfüllt, nämlich sein Kapital nicht 
zu verwirtschaften.«178 
In seinem 1934 erschienenen Buch über die »Betriebs-Verwaltung« habe Thoms ja 
selbst, so Hoffmann, genau dies geschrieben: »Gewinne müssen erzielt werden. Der Erlös 
für die Betriebsleitung muss größer sein als die Kosten des Leistungsprozesses. Der Erfolg 
muss ein positiver sein; der Betrieb muss rentabel arbeiten.«179 Hoffmann spielte das in das 
bei Habilitationen und Berufungsverhandlungen zu beobachtende Spiel eines braunen 
Götzenvergleichs, indem er mit dem Reichspressechef der NSDAP gegen die von Thoms 
angeführten Parteigrößen zu stechen sucht. Dietrich hatte in einer Rede vom 28. Januar 
1936 ausgeführt:
»Es muß einmal grundsätzlich mit dem Irrtum aufgeräumt werden, daß das private 
Erwerbsstreben mit der Respektierung des Gemeinwohls, das der Nationalsozialismus 
fordert, wirtschaftlich nicht vereinbar sei [...] Wir Nationalsozialisten sind nicht so hirn-
verbrannt, das gesunde persönliche Erfolgsstreben zu unterbinden und damit den 
stärksten Motor der menschlichen Wirtschaft abzudrosseln.«180
Hoffmann schalt Thoms naiv und verdächtigte ihn, den Unternehmer zu einem Ver-
waltungsbeamten wie in Sowjetrussland degradieren zu wollen. Sich die deutsche Wirt-
175 In der Reichsdozentenführung waren aus Heidelberg vertreten der ehemalige Rektor Krieck und der Verfassungs- und 
Verwaltungsrechtler Herbert Krüger. Der einzige Wirtschaftswissenschaftler im Gremium war Andreas Predöhl. Füh-
rungskreis der Reichsdozentenführung. Namhafte Professoren und Forscher berufen. In: Völkischer Beobachter (Münch-
ner Ausgabe) vom 8.7.1944.
176 Alexander Hoffmann (*1879). Die vom Reichsinstitut für angewandte Wissenschaft herausgegebene Übersicht über die 
wirtschaftswissenschaftlichen Hochschullehrer gibt über das Geburtsdatum hinaus keine weiteren Angaben zu Mit-
gliedschaften und Veröffentlichungen Hoffmanns.
177 Thoms: Nationalsozialistische Betriebswirtschaftslehre. S. 15/16.
178 Hoffmann: Betriebswirtschaftslehre. S. 328.
179 Thoms: Betriebsverwaltung. S. 84 u. Hoffmann: Betriebswirtschaftslehre. S. 324/325.
180 Ebd. S. 325.
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schaft als eine große Fabrik vorzustellen, sei we-
der originell noch wirklichkeitsnah: »Die deutsche 
Wirtschaft ist nicht ein Gebildemonismus (Lenin-
scher Kommunismus), sondern ein Gebildeplu-
ralismus, eine Vielheit und Vielgestaltigkeit von 
individuell betriebenen, wenn auch vom Staate 
gesteuerten Unternehmungen auf der Grund-
lage des Privateigentums und des persönlichen 
Erwerbsstrebens.«181 Nachdem Hoffmann mit den 
Thoms’schen Thesen zur Zurückstellung des Er-
werbsstrebens abgerechnet hatte, kam er auf den 
Kern von dessen betriebswirtschaftlicher Haltung, 
seiner Fixierung auf das »Recht auf Arbeit«. Mit Be-
zug auf etliche Zitate von Köhler – ausgerechnet 
Thoms’ Säulenheiligem – war es Hoffmann auch 
möglich, nachzuweisen, dass das »Recht auf Ar-
beit« keineswegs gegen die »Rentabilität« gerich-
tet sei, sondern von »übereinzelwirtschaftlicher, 
allgemeinpolitischer Natur« sei: 
»Das Recht auf Arbeit [kann] nicht das Ertrags-
prinzip ersetzen [...], an dem, solange Erwerbsun-
ternehmungen bestehen, die denknotwendigen, 
funktionalen Zusammenhänge der Betriebs-
wirtschaft innerhalb der sich aus dem politisch-
sozialen Gesamtzusammenhang ergebenden 
Grenzen ausgerichtet sind.182 
Hoffmann war erkennbar bemüht, sich kei-
ne politische Blöße zu geben. So folgte auf jeden 
Angriff auf Thoms’ durch Nachweis des individuellen, privatkapitalistischen Charakters 
der deutschen Wirtschaft, eine Beschwörung des Primats der Politik und des Führungsan-
spruchs der NSDAP. Kein Zweifel bestehe bei der Tatsache, dass der Unternehmer nunmehr 
eine »politische Person« sei, aber nicht allein durch seine Stellung im Betrieb sei er als eine 
solche gekennzeichnet, sondern durch die von der Volksgemeinschaft, ergo der Politik 
vorgegebenen Produktionsziele und Wirtschaftsgestalt.183 Ein Standort, die Betriebsgestal-
tung und die Preispolitik einer Unternehmung würden von Kostenoptimierung bestimmt 
und nicht vom »Recht auf Arbeit« als Auswahlkriterium: »Wie schade, dass Thoms nicht 
gezeigt oder wenigstens angedeutet hat, wie eine Betriebswirtschaftslehre mit dem Recht 
auf Arbeit als Auswahlprinzip aufzubauen wäre!«184
Hoffmann setzte seine fundamentale Kritik am Thoms’schen Gedankengebäude fort, in-
dem er sich über die bei Thoms absolut gesetzte Rolle der Arbeit ausließ. Thoms hatte be-
hauptet: »Nur durch Arbeit allein [wird] die Aufgabe [sc. des Unternehmens] gelöst [...]; das 
181 Ebd. S. 326.
182 Zit. nach Ebd. S. 326.
183 Ebd. 327/328.
184 Ebd. S. 326.
»Quelle 29 | Gutachten zu Thoms’«
»Thoms hat es aufgrund seines Ehrgeizes, der mit einem 
außerordentlichen Eifer gepaart ist, innerhalb der wirtschafts-
wissenschaftlichen Organisation überraschend weit gebracht. 
Er ist Vorsitzender der Gruppe Hochschullehrer innerhalb der 
deutschen Wirtschaftswissenschaftlichen Gesellschaft. Dane-
ben arbeitet er innerhalb der Partei als Kreiswirtschaftsberater 
Mannheim, als Leiter der Wirtschaftskammer usw. Außerdem 
gehört er der NSV., dem NSBDJ und dem NS-Dozentenbund als 
Mitglied an.
Alle seine Ämter konnten T[homs] nicht vor einer Flut von 
wissenschaftlichen Angriffen auf seine ›neue nationalsozialis-
tische Betriebswirtschaftslehre‹ schützen. Diese Angriffe sind 
Gegenstöße auf T[homs‘] Kritiken, welche die von den anderen 
Wissenschaftlern in den Vordergrund gestellte Rentabilität als 
Kriterium der Betriebsgestaltung vorwerfen. In früheren Schrif-
ten hat jedoch T[homs] die Rentabilität selbst in extremster 
Weise in den Vordergrund gestellt.
Anfang 1936 begannen dann plötzlich seine Reformversuche. 
Sein Ansatz blieb jedoch unfruchtbar, da er bis heute nur zu 
neuen nationalsozialistisch klingenden Benennungen, aber 
nicht zu einer neuen Aufgliederung der Bilanz kam. Sachliche 
Arbeit wird durch ein n.s. Bekenntnis ersetzt und im Stile einer 
Versammlungsrede vorgetragen. Dies führt zu einem geringen 
Lehrerfolg. Zusammenfassend muss Dr. T[homs] als politisch 
durchaus zuverlässig bezeichnet werden. Sein unfundierter 
Ansturm auf wissenschaftlichem Gebiet führte zu einem star-
ken Rückschlag, der den Nationalsozialismus selbst wieder 
trifft.«
Gutachten über Thoms ohne Verfasserangabe und ohne Datum, 
ca. 1937/38, da Thoms 1938 sein Amt als Kreiswirtschaftsberater 
aufgab. Kopie angefertigt anlässlich einer Überprüfung Thoms’ 
im Auftrage der Lagerspruchkammer des Interniertenlagers 
Ludwigsburg. Special Branch, Invest. Section an Spruchkammer 
Heidelberg, 10.10.1947, GLA KA 465a-59-54-480.
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Kapital nimmt immer nur eine Hilfestellung ein«.185 Hoffmann geht diese Unterordnung 
des Kapitals zu weit und – wieder einmal – an den Realitäten vorbei: 
»Für das Unternehmen ist nicht allein die Arbeit notwendig, sondern ein ebenso not-
wendiger Produktionsfaktor ist das Kapital. [...] Ist es doch die elementarste Tatsache, 
daß jemand zur Gründung und zum Betrieb eines Unternehmens über Geld verfügen 
muß! [...] Die neue Werteinstellung zum schaffenden Menschen und seiner Arbeit [be-
rührt] nicht die Tatsache, daß heute wie früher neben Arbeitseinsatz Kapitaleinsatz zum 
unternehmungsweisen Wirtschaften notwendig ist.«186 
Nicht strittig sei, dass er und viele andere keineswegs den Betrieb als reine »Geldfabrik« 
ansähen, zu oft sei bereits in der Vergangenheit auf die besondere Verantwortung des Be-
triebsführers für die Gemeinschaft hingewiesen worden. Thoms’ Forderung, die vor 1933 
geschriebenen, »gefährlichen« Bücher auszusortieren, weil das damalige Wirtschaftssys-
tem nicht mehr vorhanden sei und dessen Reste »ausgerottet« werden müssen,187 quittier-
te Hoffmann mit dem Hinweis darauf, dass ja auch Thoms’ 1931 abgeschlossenes, wiewohl 
erst 1934 veröffentlichtes Buch, ebenfalls unter dieses Verdikt fallen müsste: »Damals war 
[Thoms] nicht [...] von der Weltanschauung als Fundament seiner Fachwissenschaft [aus-
gegangen], und er teilt diesen Mangel mit den meisten anderen Veröffentlichungen, die er 
heute kurzerhand als liberalistisch abtun zu können glaubt.«188
Tatsächlich hätten sich die Rahmenbedingungen der Wirtschaft geändert, räumte Hoff-
mann ein, aber dennoch sei die Kontinuität des Wirtschaftssystems und vor allem zur öko-
nomischen Technik vor 1933 groß: 
»Ich bestreite aber, daß deshalb die ganze Betriebswirtschaftslehre umzuwerfen und 
umzuschreiben ist, da die Betriebswirtschaftslehre es im wesentlichen mit Mitteln zu 
tun hat und die wirtschaftlichen Formen in der gegenwärtigen Form trotz der neuen 
geistigen Haltung im großen und ganzen noch die alten sind.« 
Als Beleg hierfür führt Hoffmann die unverändert beibehaltene Form der Aktiengesell-
schaft an – nicht die Form sollte verändert werden, sondern die Halter der Aktien sollten 
in neuem nationalsozialistischem Geist geformt werden und – nach einer gewissen Zeit 
– im gewünschten Sinne agieren.189 Das nationalsozialistische Wirtschaftssystem umreißt 
Hoffmann mit Bezug auf den Beauftragten des Führers für Wirtschaftsfragen, den aus Hei-
delberg stammenden Staatssekretär zur besonderen Verwendung, Wilhelm Keppler, fol-
gendermaßen: 
»Eine vom Staate gesteuerte, individuell betriebene Wirtschaft auf der Grundlage des 
Privateigentums und des persönlichen Erwerbsstrebens, das indessen in der Rücksicht 
auf den Gemeinnutzen seine Grenzen findet; eine starke Hervorhebung und Berück-
sichtigung der schaffenden Persönlichkeit und ihre Befreiung von den hemmenden 
Schranken einer anonymen Mitregierung, aber auch eine starke Betonung ihrer 
Verantwortlichkeit.«190
185 Thoms: Nationalsozialistische Betriebswirtschaftslehre. S. 23.
186 Hoffmann: Betriebswirtschaftslehre. S. 326/327.
187 Ebd. S. 19. Thoms hatte als Hilfsreferenten des für die Mannheimer Stadtbücherei zuständigen Staatskommissars be-
reits die Chance erhalten, praktische Erfahrungen bei der »Säuberung« der Bücherbestände und deren anschließender 
Verbrennung zu sammeln. Siehe gegenüberliegende Seite.
188 Hoffmann: Betriebswirtschaftslehre. S. 328/329.
189 Ebd. S. 329.
190 Ebd. S. 330.
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Eine Replik Thoms’ ist nicht überliefert, aber die Diskussionen, die die »Heidelberger Ka-
meradschaft« führte, liefern einen weiteren Eindruck von der Streitkultur und dem Gegen-
wind, dem sich die jungen nationalsozialistischen Wirtschaftswissenschaftler ausgesetzt 
sahen (siehe S. 342).
Ämter und Aufgaben neben Forschung und Lehre5.2.4.4 
»Prof. Dr. Thoms [...] hat sich während der Naziherrschaft 
immer für die Belange der Partei und der Verherrlichung der 
Ideologie des Nazismus eingesetzt. Er stand stets in vorder-
ster Linie des politischen Kampfes und war als Gauredner 
werbend tätig.«191
Bücherverbrennung, März 1933
Die meisten Ämter in Partei und Staat vereinigte Thoms als der einzige »Alte Kämpfer« unter 
den Ordinarien der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät in seiner Person. Un-
mittelbar nach der »Machtergreifung« wurde der damalige Assistent an der Handels-Hoch-
schule zum Hilfsreferenten des Mannheimer »Staatskommissars für das Büchereiwesen« 
ernannt.192 Eine seiner ersten Amtshandlungen war die »Säuberung der Schlossbibliothek«, 
die 1932 mit der Bibliothek der Handelshochschule vereinigt worden war, von »Schriften 
undeutschen Geistes«. Vierundvierzig Bände wurden dem »allgemeinen Verbrennungsakt 
zugewiesen und mitvernichtet«, so der Bericht der kommissarischen Leiterin, Bibliothekarin 
Dipl. Kfm. Lilly K. Lichtenthaeler. Der Zugriff auf »marxistische und jüdische wissenschaftli-
che Literatur«, ebenso wie auf das »gesamte Schrifttum über Sowjet-Russland« wurde für 
den allgemeinen Leihverkehr gesperrt.193 
Notgemeinschaft der Deutschen Wissenschaft, 1935
Ab März 1935 hatte Thoms das Amt des »verwaltungstechnischen Verbindungsmannes 
für die Notarbeiten der Notgemeinschaft der Deutschen Wissenschaft« inne.194 Zu des-
sen Aufgaben zählte die Erstellung von Berichten zur »akademischen Erwerbslosigkeit« in 
den einzelnen Disziplinen der Universität Heidelberg, die Weiterleitung von Anträgen an 
die Notgemeinschaft und die Verteilung des von der Notgemeinschaft herausgegebenen 
»Deutschen Wissenschaftsdienstes«. Inwiefern Thoms darüber hinaus auch einzelne Anträ-
ge begutachtete, geht aus den vorliegenden Akten nicht hervor. Für einzelne Antragsteller 
setzte er sich jedenfalls in besonderem Maße ein. 
In seinem »Bericht über die akademische Erwerbslosigkeit an der Universität Heidel-
berg« vom 5. Juli 1935 zeichnete Thoms ein überwiegend positives Bild von der Lage 
der Absolventen der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät: Es existiere kei-
ne akademische Arbeitslosigkeit bei Betriebswirten, im Gegenteil: »Besonders von Seiten 
der wirtschaftlichen Gliederungen der Partei (Reichsnährstand und Arbeitsfront) [werden] 
191 Special Branch, Invest. Section, an Spruchkammer Heidelberg, 10.10.1947, GLA KA 465a-59-54-480.
192 Handelshochschule Mannheim, Bericht über das Studienjahr 1932/33, 7.1933, UA MA A 1 9/3.
193 Vgl. Hoffmann: Gleichschritt. S. 187.
194 Sein Vorgänger war der Privatdozent Otto Ranke vom Physiologischen Institut, der Ende März 1935 die Universität 
Heidelberg verließ. Rektor an Thoms, 4.2.1935, UA MA B 2 15/1. Zu Ranke vgl. Neumann: Physiologie.
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laufend Kandidaten angefordert, z. Zt. kann dieser Bedarf nicht einmal gedeckt werden.« 
Allein bei den Handelslehrern sei die Lage »schlecht«, da für die Pädagogen kaum Stellen 
vorhanden seien.195
Kreiswirtschaftsberater der NSDAP
Unmittelbar nach der »Machtergreifung« war Thoms zum »Kreiswirtschaftsberater« der 
NSDAP ernannt worden. Zu dessen Aufgaben zählten nach dem entsprechenden Artikel 
Thoms’ im »Handwörterbuch der Betriebslehre« die Beratung des Kreisleiters und des Gau-
Wirtschaftschaftsberaters, die »Überwachung aller grundsätzlichen wirtschaftswissen-
schaftlichen Verlautbarungen« und die »Erteilung von Anweisungen für die Behandlung 
wirtschaftlicher Fragen innerhalb der Partei«.196 Zugleich waren die Wirtschaftsberater Or-
gane der »Kommission für Wirtschaftspolitik« unter Bernhard Köhler. 
Thoms war hier – im Gegensatz zu den meisten der vom Katheder zu Rassenhass auf-
stachelnden Professoren – die Möglichkeit gegeben, aktiv tätig zu werden und die »Ent-
judung« der lokalen Wirtschaft unmittelbar voranzutreiben.197 So sammelte Thoms die 
Listen der »nichtarischen Betriebe«, die die in den NSDAP-Ortsgruppen angesiedelten 
Wirtschaftsberater erstellt hatten.198 Die »Volksjustiz« im Sommer 1934 – der Boykott jüdi-
scher Geschäfte – war in Mannheim derartig »entartet«, dass das Gestapa Berlin sich dazu 
veranlasst sah, beim Reichswirtschaftsminister darum zu bitten, »derartige Vorkommnisse 
unbedingt zu unterbinden«.199 Nach seinem Ausscheiden als Kreiswirtschaftsberater wur-
de Thoms im Juli 1937 zum stellvertretenden Mitglied des Sachverständigenbeirates des 
Reichstreuhänders der Arbeit für das Wirtschaftsgebiet Südwestdeutschland gemäß des 
Gesetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit vom 26. Juni 1934 ernannt.200 Nach einem Be-
richt der »Neuen Mannheimer Zeitung« schied Thoms aus seinem Amt erst im September 
1938 aus.201
Thoms’ Praxisnähe wurde in Berufungsverhandlungen wie zum Beispiel im Jahr 1938 
in Berlin durch den Reichsleiter des NSDDB herausgestellt – allerdings ohne, dass es seine 
Chancen entscheidend beflügelt hätte: 
195 Thoms, Bericht über die akademische Erwerbslosigkeit an der Universität Heidelberg vom 5.7.1935, UA MA B 2 15/1, 
S. 6/7.
196 Thoms: Partei und Wirtschaft. Sp. 1139/40. Wenige Monate vor seinem Rücktritt als »Kreiswirtschaftsberater« der NSDAP 
beantragte Thoms noch seine Freistellung für eine Weiterbildung auf der »Schulungsburg« Lobeda bei Jena: »Vom 
25. bis 31. Januar veranstaltet die Kommission für Wirtschaftspolitik der NSDAP für ihre Mitarbeiter, Gau- und Kreis-
wirtschaftsberater, einen großen Schulungslehrgang in München, auf dem u. a. Reichsleiter Rosenberg, die Gauleiter 
 Streicher und Wagner (Preiskommissar), Staatsrat Professor [Erich] Börger, der Generalsachverständige beim Beauftrag-
ten des Vierjahresplans [Wilhelm] Keppler und eine Anzahl anderer führender Persönlichkeiten von Partei und Staat 
sprechen.« Thoms an Rektor, 6.1.1937 u. Thoms an Dekan, 11.11.1937, UA HD PA 6080.
197 Fliedner: Judenverfolgung. S. 141-143.
198 GLA KA 465C/55.
199 Polizeifunkdienst, Gestapa Berlin an alle Stapostellen, 23.3.1934 u. RMdI an Bezirksämter, Polizeipräsidien u. -polizeidi-
rektionen, 23.1.1935, StA Mannheim D1/191.
200 Thoms an Dekan, 13.7.1937, UA HD PA 6080.
201 Neuer Kreiswirtschaftsberater. In: Neue Mannheimer Zeitung vom 17.9.1938. Sein Nachfolger wurde der Präsident der 
Industrie- und Handelskammer Mannheim, Heinrich Goebels. Für die Kategorisierung Thoms’ während der Entnazifizie-
rung sollte das Jahr des Austritts eine entscheidende Rolle spielen, da der Kreiswirtschaftsberater bis 1938 noch nicht 
zu den Amtsträgern der NSDAP zählte. Siehe S. 594.
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»In seinem Kampf um die Erneuerung des Faches kommt Th[oms] seine Lebensnähe 
außerordentlich zustatten. Er ist lange Zeit vor seiner akademischen Laufbahn in zahl-
reichen Betrieben gewesen und steht heute in der vordersten politischen Kampffront. 
Und diese Tatsache bewahrt ihn heute davor, den Umbruch der Betriebswirtschaftsleh-
re nur vom grünen Tisch aus zu betreiben.«202
Im Dienst der Deutschen Arbeitsfront
Neben und auch nach seinem Amt als Kreiswirtschaftsberater war Thoms für die NSDAP 
tätig und reiste als vielgefragter Parteiredner der DAF durch die Region und das Deutsche 
Reich: »Der Weg zur nationalsozialistischen Wirtschaft ist letzthin ein Erziehungsprozess, 
weil die Wirtschaft so ist, wie die Menschen, die sie gestalten und betreiben.«203 Zusammen 
mit seinem Kollegen Ammelounx gestaltete und überwachte Thoms unter anderem Vor-
tragsreihen der DAF in Mannheimer Betrieben.204 In den späten 30er Jahren und während 
des Kriegs war Thoms im ganzen Deutschen Reich als Redner gefragt. 1942 führte ihn seine 
Vortragstätigkeit nach Paris, wo er im Auftrag des Amts für Berufserziehung und Betriebs-
führung der DAF und der AO der NSDAP vor Betriebsführern über »Wehrwirtschaftliche 
Aufgaben des Betriebsführers« sprach.205
Als Büroleiter der Badener »Arbeitskammer« der DAF wertete er die Einsendungen im 
Rahmen der »Reichsberufswettkämpfe« in der Region aus, die von der DAF und der HJ ge-
meinsam veranstaltet wurden.206 Die »Reichsberufswettkämpfe« sollten in der »gelenkten« 
Wirtschaft für Wettbewerb zwischen den einzelnen gleichgeschalteten Betrieben als »kämp-
fenden, taktischen […] und dogmatischen Einheiten« erzeugen.207 Werktätige Jugend liche 
und Studenten waren aufgerufen, sich »freiwillig« zu einem »sportlichen Wettkampf« zu 
melden, »bei dem die gute Durchschnitts-, nicht Rekordleistung, auf beruflichem, weltan-
schaulichen und körperlichem Gebiete […] gesucht und belohnt wird«.208 
Weitere Ämter und Aufgaben
Zudem fungierte der Betriebswirt als Leiter des Heidelberger »Wirtschaftspraktikanten-
amts«, einer Außenstelle des Instituts für angewandte Wirtschaftswissenschaft in Berlin, 
und als Studienleiter an der Verwaltungsakademie Mannheim. Überregional trat der na-
tionalsozialistische Multifunktionär als Leiter der Reichshochschulgruppe der Deutschen 
Wirtschaftswissenschaftlichen Gesellschaft in Erscheinung.209 Obwohl er an vielen Reichs-
tagungen des NSDDB teilnahm, wurde Thoms trotz seiner Rolle als Vorkämpfer einer na-
tionalsozialistischen Wirtschaftswissenschaft vor Kriegsbeginn kein höheres Amt in der 
202 NSD.-Dozentenbund, Reichsamtsleiter Ministerialdirektor Schultze an REM, Staatsminister Wacker, 20.6.1938, BA Lich-
terfelde BDC PK Thoms, Dr. Walter, 16.8.99.
203 Thoms: Wirtschaft und Betrieb. S. 4.
204 DAF, Gauverwaltung Baden Kreiswaltung Mannheim Kreisberufswalter Wandres, Vortragsreihe »Nationalsozialistische 
Betriebsführung«, 3.6.1939, BA Lichterfelde BDC PK Ammelounx, Dr. Josef, 19.12.98.
205 REM an Rektor, 29.4.1942, UA HD PA 6080.
206 Vgl. Axmann: Reichsberufswettkampf. Der spätere Reichsjugendführer der HJ, Artur Axmann (*1913), war für die natio-
nale Ausrichtung des »Berufswettkampfes aller schaffenden Deutschen« durch die HJ verantwortlich. Reichsbürgerkun-
de. S. 201/202. Zur Beteiligung der Studierenden der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät siehe S. 486.
207 Definition »Betrieb« im Artikel »Arbeitsfront (Die deutsche Arbeitsfront, DAF.)« im Handwörterbuch der Betriebswirt-
schaft. Sp. 224.
208 Reichsbürgerkunde. S. 201/202.
209 Sommerfeld an Dekan, 14.12.1937, UA HD H-VI-622.
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Gau- oder Reichsführung des Dozentenbundes verliehen. 1940 wurde Thoms zum Beauf-
tragten des Reichsdozentenführers für Betriebswirtschaftslehre im Amt Wissenschaft er-
nannt. Welche Aufgaben sich mit diesem Amt verbanden, lässt sich aus den vorliegenden 
Akten nicht erschließen.210 Während des Kriegs sollte sich die außeruniversitäre Arbeitsbe-
lastung Thoms’ so weit steigern, dass beträchtlicher Unmut innerhalb der Fakultät aufkam 
und dem Dekan durch Rektor Schmitthenner die Vernachlässigung seiner Pflichten vorge-
worfen wurde.211
Eine besondere Episode am Rande stellt die Tätigkeit Thoms’ als Lobbyist dar.212 Im Zuge 
des Vierjahresplans setzte eine verstärkte Suche nach abbauwürdigen Rohstoffvorkommen 
im Deutschen Reich ein. Das Ziel des massiv aufrüstenden Regimes war eine möglichst 
weitgehende Autarkie bei strategischen Rohstoffen. Auch in Baden wurde nach bisher un-
erschlossenen Vorkommen gesucht. Thoms setzte sich hierbei beim Badischen Finanz- und 
Wirtschaftsministerium, Abteilung Salinen- und Bergbau, für die Würzburger Ölbergbau 
GmbH ein. Diese glaubte, im Rheingraben nahe Kirrlach ölführende Schichten erpendelt 
zu haben, und erhoffte sich weitere finanzielle Unterstützung vom Karlsruher Ministerium 
bei ihrem »nationalen Unternehmen«.
Curt Sandig5.2.5 
»Standpunkt der Betriebsgemeinschaft«
Der im Wintersemester 1937/38 zuerst in Vertretung Fleege-Althoffs, dann als planmäßiger 
Extraordinarius lehrende Curt Sandig war ein Schüler Nicklischs, von dem er 1929 promo-
viert worden war.213 Neben Warenhandel, Handwerk und Marktforschung stand bei Sandig 
wie bei Nicklisch die »Betriebsgemeinschaft« im Mittelpunkt seiner Forschungen und Ver-
öffentlichungen:
»Jeder Mensch sieht etwas in die Dinge hinein, selbst derjenige, der vorgibt nicht wer-
ten zu wollen. Bereits im Auswahlprinzip liegt eine Wertung. Wer die Rentabilität des 
Kapitals zur Richtschnur seiner wissenschaftlichen Arbeit nimmt, erhält ein isoliertes Er-
kenntnisobjekt, das gekennzeichnet ist durch seine Eignung zur Rentabilitätserzielung. 
Das Erkenntnisobjekt im nationalsozialistischen Sinne kann aber nur sein der in das 
Bedarfsgesamt seines Volkes hineingebundene und der Gemeinschaft verpflichtete 
Betrieb. [...] Auswahlprinzip ist dabei die Leistung für die Gemeinschaft des Volkes.«214
Im »Handwörterbuch der Betriebswirtschaftslehre« war er mit Artikeln zu »Arbeitslohn«, 
»betriebliche Methodenlehre«, »Risiko«, »Schiedsgerichte« und »Wettbewerb« vertreten.215 
210 Thoms an Rektor, 3.7.1940, UA HD PA 6080. Als ein Zeichen wachsenden Machtbewusstseins könnte gedeutet werden, 
dass Thoms in späteren Schreiben an den Rektor im Vorfeld von Vortragsreisen keinen Antrag auf Diensturlaub mehr 
stellte, sondern die Universitätsführung lediglich benachrichtigte, dass und wie lange er wegen einer »Partei-Dienstrei-
se« abwesend sein werde. Thoms an Rektorat, 2.10.1940 u. Thoms an Rektor, 4.1.1941, UA HD PA 6080.
211 Rektor an Dekan, 22.8.1942, UA HD B-7750.
212 Als Dank für seine Fürsprache und »sein liebenswürdiges Interesse« hatte der Heidelberger Betriebswirt bereits im 
November 1936 25 Anteilsscheine der Erdölindustriegesellschaft von der Firmenleitung übertragen bekommen. Öl-
bergbau G.m.b.H. Würzburg an Thoms, 16.11.1936; Ölbergbau G.m.b.H. Würzburg an Thoms, 15.1.1937 u. Ölbergbau 
G.m.b.H. Würzburg an Badisches Finanz- und Wirtschaftsministerium, Abteilung Salinen- und Bergbau, 6.4.1937, UA MA 
B 3/3 Nr. 5.
213 Siehe S. 144.
214 Sandig: Methodenlehre. Sp. 994/995.
215 Sandig: Arbeitslohn, Methodenlehre, Risiko, Schiedsgerichte, Wettbewerb.
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Bereits 1933 hatte er, wie bereits oben dargestellt, die Betriebswirtschaftslehre gegen An-
griffe der Zeitschrift »Die Tat« verteidigt: Das Erkenntnisobjekt der (normativen) Betriebs-
wirtschaftslehre sei die »Arbeit« und nicht der Gewinn.216
»Führerverantwortung«
Die Hoffnungen, die Sandig mit dem neuen Regime verband, werden in seinem 1934 in 
der Zeitschrift »Die deutsche Volkswirtschaft. Nationalsozialistischer Wirtschaftsdienst« 
erschienen Aufsatz »Die Wirtschaft braucht neue Formen!« deutlich.217 So forderte Sandig, 
dass das Management in persönliche Haftung für den Erfolg des Unternehmens genom-
men und auf diese Weise klare Verantwortlichkeiten geschaffen werden. Sandig teilte die 
Aufbruchsstimmung mit seinem Doktorvater Nicklisch: 
»Das Problem der Erneuerung der Unternehmensformen ist in allererster Linie ein 
wirtschaftlich-weltanschauliches Problem und erst in zweiter ein juristisches. Es gilt, 
die Formen zu finden, die den lebenskräftigen Wirtschaftsideen des Nationalsozia-
lismus eine dauernde Verwirklichung in der Praxis zum Wohle der Gesamtwirtschaft 
sichern.«218
Die neue Unternehmensform musste in den Augen Sandigs zwei Bedingungen erfül-
len, damit die »Wirtschaft als Ganzes blühen« könne. Zum einen musste sie »den schöp-
ferischen Kräften verantwortungsbewussten Unternehmertums Raum geben«, aber zum 
anderen sollte sie »dem einzelnen Wirtschafter Schranken setzen gegen Willkürakte zum 
Schaden seiner Mitarbeiterschaft, seiner Teilnehmer, seiner Gläubiger, seiner Marktpartner 
und schließlich der Volksgesamtheit«: 
»Die deutsche Wirtschaft besteht nicht nur aus Aktienpakten, sondern aus Menschen. 
In die Hände der Unternehmungen und der Unternehmungsleiter ist ein wertvolles 
Gut gegeben. Sie müssen es verantwortlich betreuen. Deshalb muß die Idee der Füh-
rerverantwortung zum Kern neuen Rechts der Wirtschaftsgesellschaften werden.«219
Während Sandig seine erste Forderung, die Handlungsfreiheit der Unternehmer weit-
gehend erfüllt sah, sollten neu geschaffene Unternehmensformen die »Flucht aus der Füh-
rerverantwortung« unmöglich machen.220 »Kränkelnde Unternehmen«, für die sich unter 
diesen Umständen kein »Vollhafter« mehr finden würde, sollten aufgegeben werden, um 
Platz für »mutigere Konkurrenten« zu schaffen.221 Hinsichtlich der Groß- und Größtunter-
nehmen sah Sandig Probleme bei der Hinüberführung in ein »System der Verantwortung«, 
aber: 
»Unternehmen, die so sind, daß kein Mensch sie ganz zu übersehen vermag, und daß 
kein ehrlicher Mann sich findet, der mit seinem Namen und Vermögen für sie eintre-
ten will, solche Unternehmungen sind nicht gesund, und es wird notwendig sein, sie 
umzubilden.«222
216 Sandig: Entgegnung. S. 746.
217 Sandig: Neue Formen!
218 Ebd. S. 878.
219 Ebd.
220 Ebd. S. 876.
221 Ebd. 877/878.
222 Ebd. S. 878.
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Wettbewerb
Das Misstrauen gegenüber den »Großen« kommt auch im Artikel Sandigs über »Wettbe-
werb« im Handwörterbuch der Betriebswirtschaftslehre zum Ausdruck.223 In der liberalis-
tischen Wirtschaft sei der »Schwächere« und »Kleinere« regelmäßig vom »Stärkeren« und 
»Größeren« mit unlauteren Mitteln aus dem Markt gedrängt worden.224 Diese »Gewaltkon-
kurrenz« habe mit dem Nationalsozialismus ihr Ende gefunden. Wettbewerb als solcher sei 
im Nationalsozialismus aber durchaus »gewollt«, allerdings müsse die Durchführung »an-
ständig, sauber, lauter, gesund« sein und die »zugrunde liegende Leistung muss im letzten 
Ende eine Leistung für die Gemeinschaft des Volkes sein, es darf sie nicht zerstören.« Nicht 
die Bedürfnisse des Einzelnen nach billigen, schnell gelieferten und bequemen Waren sei-
en entscheidend, sondern die Leistung für »die Gemeinschaft«.225
Fritz Fleege-Althoff, Edmund 5.2.6 
Lysinski und Eugen Sieber
5.2.6.1 Fritz Fleege-Althoff
Fritz Fleege-Althoff, der bis zum Ende des Wintersemesters 1936/37 an der Staats- und Wirt-
schaftswissenschaftlichen Fakultät forschte und lehrte, hatte auf Nachfrage der Herausge-
ber des Handbuchs »Die wirtschaftswissenschaftlichen Hochschullehrer« eine ansehnliche 
Reihe von Spezialgebieten angegeben:
»Theoretische Grundfragen; Arbeitsführung; Rechnungslehre, einschl. Bilanzlehre; Revi-
sion- und Treuhandwesen; Betriebliche Finanzwirtschaft (Finanzierung, Geld- und Kapi-
talverkehr, Bankwirtschaft); Warenhandelswirtschaft; Geschichte der Betriebswirtschaft 
und Betriebswirtschaftslehre.«226
 Fleege-Althoff, der nach dem Aufgehen der Handelshochschule zusammen mit Som-
merfeld das Gros der Lehrveranstaltungen zu tragen hatte, vertrat ab Sommersemester 
zusätzlich an der Universität Bonn, was sich zu einer »überdurchschnittlichen Arbeitsbe-
lastung« summierte.227 Zum Sommersemester 1937 wurde der Extraordinarius vom REM 
zur Vertretung Rößles nach Königsberg befohlen.228 Als »Oberscharführer« in der SA hatte 
er das Amt des »Siedlungsfachberaters im Stabe des Standartenführers« übertragen be-
kommen. In der »Arbeitsgemeinschaft für Planungswissenschaft« ist sein Name ebenfalls 
vermerkt, aber kein Untersuchungsgebiet.229 Im Sommersemester 1933 hatte er als »Be-
auftragter des Staatskommissars« die Rechnungsbücher der Mannheimer Städtischen 
Krankenanstalten überprüft.230 In seiner 1934 erschienen, knappen Monographie über die 
»Grundzüge der allgemeinen Betriebswirtschaftslehre« setzte Fleege-Althoff den Betrieb 
einem »organischen Lebewesen« gleich, das als »Bewirtschaftungsstelle des Volksgutes« 
223 Sandig: Wettbewerb.
224 Ebd. Sp. 2265.
225 Ebd.
226 Wirtschaftswissenschaftliche Hochschullehrer. S. 51.
227 Dekan an Handelshochschule Königsberg, 25.2.1937, UA HD PA 267.
228 REM an Fleege-Althoff, 30.3.1937, UA HD PA 3776.
229 Dekan an Haus der Reichsplanung, Berlin, 10.5.1935, UA HD H-VI-669.
230 Fleege-Althoff, Personalbogen, ohne Datum [ca. 1937], UA HD PA 3776.
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verstanden werden will.231 Zudem lobte er die Segnungen des AOK, das den »interessen-
politischen Gegensatz zwischen Herrschenden und Dienenden« zugunsten eines »Mitein-
anders und Füreinanders« aufgelöst habe.232 Weitere Konzessionen oder Affinitäten an bzw. 
zu nationalsozialistischen Gedankengut sind in der Arbeit nicht vorhanden. 
Peter Gmähle deutete die »Einstreuung« der »organischen« Attribute als »Beiwerk« mit 
denen einer »Art ideologischem Mindeststandard« Genüge getan werden sollte,233 wofür 
auch Fleege-Althoff ein Beispiel darstellen dürfte. Die Gutachter des »Beauftragten des 
Führers für die Überwachung der weltanschaulichen Erziehung« jedenfalls umschrieben 
seine Forschungsleistung und politische Haltung knapp mit »fleißiger und gewissenhafter 
Wissenschaftler, doch ohne bedeutendes Format. Politisch ist er einwandfrei«.234 In einem 
Gutachten vom Februar 1937 kam Dekan Bötticher zu einer gleichlautenden Einschät-
zung:
»Fleege-Althoff wird von den Mitgliedern meiner Fakultät ebenso wie von den Stu-
denten wegen seines geraden und offenen Charakters, wegen seines bescheidenen, 
aber ebenso entschlossenen und festen Auftretens und vor allen Dingen wegen seiner 
vorbildlichen Kameradschaft sehr geschätzt. Seine politische Haltung ist durchaus 
positiv und vor allen Dingen durch seinen Einsatz in der SA, der er als Scharführer und 
Referent für Siedlungswesen im Stab einer Standarte angehört, praktisch erwiesen. Ich 
selbst, der ich mit ihm der gleichen Formation angehöre, habe immer wieder feststel-
len können, wie sehr er auch dort von seinen Kameraden wegen seines herzlichen und 
schlichten Wesens geschätzt wird.«235 
Edmund Lysinski5.2.6.2 
Edmund Lysinski hatte nach der Auflösung der Mannheimer Handelshochschule nach eini-
gem Zögern auf Seiten des MKU an der Heidelberger Staats- und Wirtschaftswissenschaft-
liche Fakultät zunächst nur einen unvergüteten Lehrauftrag für Werbe- und Arbeitslehre 
erhalten.236 Um seinen Lebensunterhalt zu bestreiten, war Lysinski auf Stipendien angewie-
sen. Von April 1938 bis Ende März 1940 erhielt der nichtbeamtete, außerordentliche Pro-
fessor eine monatliche Beihilfe des REM. Obwohl von einem derart unterstützten Dozenten 
verlangt wurde, dass er »nach seiner charakterlichen Haltung die Gewähr dafür bietet, dass 
er jederzeit rückhaltlos für den nationalsozialistischen Staat eintritt« und »die nationalso-
zialistische Weltanschauung aktiv vertritt«237, sind Hinweise auf Regimenähe in Forschung 
und Lehre Lysinskis kaum zu finden. Zu Nicklischs »Handwörterbuch zur Betriebswirt-
schaftslehre« steuerte er einen Artikel über »Betriebspsychologie« bei. Als Schwerpunkte 
seiner Forschungen nannte Lysinski 1936 Arbeits- und Werbelehre und Wirtschaftspsycho-
logie.238 Auffallend bei der Betrachtung seiner Veröffentlichungsliste sind die Vielzahl an 
Artikeln und Aufsätzen in den zwanziger Jahren und deren geringe Anzahl nach 1933.239
231 Zit. nach Gmähle: Betriebswirtschaftslehre. S. 168.
232 Ebd. S. 221. Zum AOK siehe S. 259.
233 Zit. nach Gmähle: Betriebswirtschaftslehre. S. 169.
234 Der Beauftragte des Führers für die Überwachung der weltanschaulichen Erziehung, Gutachten über Fritz Fleege-
Althoff, Königsberg, 14.11.1942, BA NS 15/122 Bl. 11.
235 Dekan an Handelshochschule Königsberg, Rektor, 25.2.1937, UA HD PA 267.
236 MKU an Rektor, 14.4.1934, GLA KA 235-30891.
237 MKU an Dekan, 30.6.1937, UA HD H-VI-338.
238 Wirtschaftswissenschaftliche Hochschullehrer. S. 144.
239 Ebd. S. 567-570.
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Die von Lysinski 1927 an der »Psychotechnischen Abteilung« des Mannheimer Insti-
tuts für Psychologie und Pädagogik aufgenommenen Forschungen zur »Berufsauslese« 
und deren praktische Anwendung in Zusammenarbeit mit den Arbeitsämtern Mannheim 
und Heidelberg lagen an der Ruperto-Carola brach.240 Der Betriebswirt sollte neben Walter 
Waffenschmidt als einziger aktiver Hochschullehrer an der Staats- und Wirtschaftswissen-
schaftlichen Fakultät von der amerikanischen Militäradministration als »unconditionally 
accepted« eingestuft werden. 241
Eugen Sieber5.2.6.3 
Eugen Sieber war im Sommersemester 1939 nach Heidelberg versetzt worden, um den 
Lehrstuhl Sommerfelds nach dessen Ruf an die Universität Breslau zu vertreten.242 Als Fach-
gebiete hatte Sieber im Handbuch »Die wirtschaftswissenschaftlichen Hochschullehrer« 
Industriewirtschaft, soziale Betriebspolitik und Raumforschung angeben. 
An der Universität Leipzig, wo er bis zu seiner Berufung nach Heidelberg als Dozent 
tätig war, hatte er den Posten des Obmanns der Fachgruppe Wirtschaftswissenschaften 
in der Arbeitsgemeinschaft für Raumforschung, dem lokalen Ableger der Reichsarbeits-
gemeinschaft für Raumforschung, inne.243 Seit 1934 war er Leiter der Forschungsstelle für 
Mitteldeutsche Wirtschaft in Leipzig. Von Sieber, der erst 1938 der NSDAP beigetreten war, 
liegen im Gegensatz zu seinen engen Kollegen Thoms und Sandig keine Schriften vor, die 
auf eine besondere Affinität zur nationalsozialistischen Weltanschauung schließen lassen. 
Von Thoms wurde er nach seinem Eintreffen in Heidelberg als Redner der Fakultät zu den 
Themen »Nachkriegsaufgaben der deutschen Wirtschaft« und »Kampf dem Kriegsgewinn!« 
zum Einsatz beim »militärischen Vortragsdienst« vorgeschlagen.244 Im Rahmen des 1941 
gegründeten Instituts für Großraumwirtschaft schlug Sieber vor, sich mit Forschungen zur 
»Kapitallenkung als einem der wirksamsten Instrumente eines systematischen Wirtschafts-
aufbaues« einzubringen.245
Lehre am Betriebswirtschaftlichen Seminar5.2.7 
»Sachliche Arbeit wird durch ein n.s. Bekenntnis ersetzt und 
im Stile einer Versammlungsrede vorgetragen. Dies führt zu 
einem geringen Lehrerfolg.« Ohne Name, Gutachten über 
Thoms, [1937/38].246
Wie Klaus-Rainer Brintzinger schreibt, ermöglichte die vergleichsweise gute personel-
le Ausstattung mit habilitierten Wissenschaftlern und zahlreichen Lehrbeauftragten den 
Ordinarien und Extraordinarien der Betriebswirtschaftslehre in Heidelberg eine weitge-
240 Lysinski: Psychologie. S. 37.
241 Alfred Weber war 1945 der dritte im Bunde der Unbelasteten, hatte aber im Gegensatz zu Waffenschmidt und Lysinski 
während des Nationalsozialismus nicht gelehrt. Military Government Heidelberg, Earl L. Crum, an Rektor, 16.1.1946, 
UA HD B-3029/13. Siehe S. 578.
242 REM an Sieber, 12.5.1939, UA HD PA 283.
243 Zur Reichsarbeitsgemeinschaft für Raumforschung (RAG) siehe S. 353.
244 Thoms an Gaubeauftragter für das militärische Vortragswesen, Staatsminister Schmitthenner, 12.5.1941, UA HD 
H-VI-622. Vgl. die Fakultät im Krieg S. 567.
245 Sieber an Thoms, 7.9.1941, UA HD H-VI-668. Zur Rolle Siebers am Institut für Großraumwirtschaft siehe S. 440.
246 Gutachten über Thoms vollständig abgedruckt auf S. 279.
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hende Konzentration auf ihre Spezialgebiete.247 Der einzige übernommene Ordinarius für 
Betriebswirtschaftslehre, Heinrich Sommerfeld, hatte bereits vor der Angliederung der 
Handelshochschule als Honorarprofessor Vorlesungen zur Betriebswirtschaftslehre für an-
gehende Nationalökonomen in Heidelberg angeboten, so im Wintersemester 1933/34 über 
»Die betriebswirtschaftlichen Grundlagen handelsrechtlicher Normen« und »Die Devisen 
als Mittel internationaler Zahlungen«.248 Sommerfeld konzentrierte sich in den nachfol-
genden Semestern auf Fragen der Finanzierung und des internationalen Zahlungsverkehrs. 
Zudem bot er in jedem Semester ein Betriebswissenschaftliches Seminar und ein Seminar 
für Wirtschaftsprüfer an. In einigen Semestern verband Kreisjägermeister Sommerfeld sei-
ne Passion mit der Lehre und las zur »Deutschen Jagd« (WS 1935/36) und »Deutsche Jagd: 
Schuss und Waffe« (WS 1936/37).249 
Der Extraordinarius und spätere Ordinarius Thoms las vornehmlich über »Betriebsor-
ganisation«. Ab Sommersemester 1943 konzentrierte sich der Gründer des Instituts für 
Betriebswirtschaft des Fremdenverkehrs auf Veranstaltungen im Rahmen dieses Instituts. 
Auch zum zweiten neu gegründeten Institut, dem Institut für Großraumwirtschaft, wur-
de ab Sommersemester 1944 ein gleichnamiges Seminar angeboten, das vierzehntägig 
von den Betriebswirten Thoms und Sieber gemeinsam mit den Volkswirten Schuster und 
Jecht angeboten wurde.250 Extraordinarius Fleege-Althoff las vornehmlich zu Bilanzierung 
und Kapitalverkehr und hielt Seminare für Finanz- und Bankwirtschaft ab. Ammelounx 
bot – obwohl noch nicht habilitiert – bereits ab Sommersemester 1934 propädeutische 
Vorlesungen über Geschäftstechnik, kameralistisches Rechnungswesen und Arbeitsfüh-
rung an.251 Extraordinarius Sandigs Veranstaltungen hatten überwiegend Bilanzierung und 
Rechnungswesen bzw. Marktbeobachtung, Beschaffung und Absatz zum Inhalt. Extraordi-
narius Eugen Sieber lehrte vornehmlich Bankwirtschaft, Bilanzierung, Wirtschaftsprüfung 
und – 1943 hochaktuell – »Betriebliche Preispolitik in der gelenkten Wirtschaft«.252 Extra-
ordinarius Lysinski las zur »Werbewirkung«, »Personalauslese«, »Arbeitsbestgestaltung«, 
»Wirtschaftspsychologie« und »Arbeitsführung«. Im Wintersemester 1938/39 veranstaltete 
Lysinski zusammen mit dem Leiter des Instituts für Zeitungswissenschaft Adler ein gemein-
sames Seminar über »Die Anzeige«.253
Veranstaltungen, die bereits im Titel einen klaren Bezug zum Nationalsozialismus her-
stellen, finden sich vergleichsweise selten unter den betriebswirtschaftlichen Vorlesungen, 
Seminaren und Übungen. Im ersten Vorlesungsverzeichnis, das die früheren Institute der 
Handelshochschule miterfasste, war eine Übung »5a. Besprechungen über die national-
sozialistische Wirtschaftsauffassung« durch »N.N.« angekündigt. Nach der Neugliederung 
des »Studienplans« (siehe Anhang S. 671) bestand für die Betriebswirte keine Veranlassung 
mehr, für die »weltanschauliche Erziehung« Sorge zu tragen, da diese bereits in den durch 
die Philosophische Fakultät für die Anfangssemester angebotenen Veranstaltungen zu 
»Volk und Rasse« gewährleistet wurde. Auch die in den ersten Semestern nach der »Machter-
247 Brintzinger: Nationalökonomie. S. 227.
248 VVZ WS 1933/34.
249 VVZ WS 1935/36.
250 VVZ SoSe 1944.
251 Dekan an Rektor, 22.6.1935, UA HD H-VI-508/2.
252 Zur Berufung Siebers im Jahr 1939 siehe S. 150.
253 VVZ WS 1938/39.
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greifung« von vielen deutschen Universitäten vermehrt angebotenen »wehrwissenschaft-
lichen« Veranstaltungen wurden an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät 
allein von den Volkswirten angekündigt. Die Betriebswirte folgten dieser »Mode« nicht. 
Dass sich das Deutsche Reich seit September 1939 im Krieg befand, spiegelte sich in den 
Veranstaltungstiteln in den Trimestern 1940 zunächst nur in der Veranstaltung des Lehrbe-
auftragten Mehls wider, der über »Organisationsformen des Zeitungsverlags während der 
Kriegswirtschaft« las.254 Im dritten Trimester 1940 bot Sandig eine breit angelegte Vorle-
sung zum Thema »Der Betrieb in der Kriegswirtschaft« an.255 Zur Gemeinschaftsvorlesung 
über »Die Wirtschaft im Kriege«, die von Ende September bis Dezember 1940 angeboten 
wurde, trugen die meisten der hauptamtlichen Lehrkräfte an der Staats- und Wirtschafts-
wissenschaftlichen Fakultät einen einstündigen Vortrag bei (siehe S. 566). Verglichen mit 
den im normalen Turnus fortgeführten Veranstaltungen waren diejenigen mit Bezug zum 
Kriegsgeschehen verschwindend gering.
Anhand der Titel der Veranstaltungen Thoms’ lässt sich nur schwer auf den Anteil spe-
zifisch nationalsozialistischer Lehrinhalte schließen – dennoch ist es angesichts seiner Ver-
öffentlichungen sehr unwahrscheinlich, dass er nicht auch in der Lehre den »Deutschen 
Sozialismus« und das »Recht auf Arbeit« einforderte und Kapitalismus und Marxismus als 
nicht »artgerechte« Wirtschaftssysteme verdammte. Ob er seine Studenten damit sinnvoll 
auf ihr Berufsleben vorbereitete, ist zweifelhaft. So beklagte ein gewisser W. Marschner in 
einem Aufsatz in der Zeitschrift »Die Deutsche Volkswirtschaft« im Jahr 1934, dass ältere 
Betriebsleiter »unauffällige passive Resistenz« leisten, sich »hinter dem erst vom National-
sozialismus wiederhergestellten Bollwerk jeder Kultur, dem Privatbesitz, verschanz[en]« 
und die Anstellung junger Betriebswirte hinauszögern würden, da sie deren nationalso-
zialistisch-revolutionären Elan fürchteten: »Die jungen Nationalsozialisten [könnten] den 
Betrieb zerschlagen oder ihn in die Hände des Staates überführen«.256 
5.3 Institut für Sozial- und 
Staatswissenschaften (InSoSta)
Nationalökonomie zu Beginn der 5.3.1 
dreißiger Jahre: »Die große Antinomie«
Die Wirtschaftswissenschaften im deutschsprachigen Raum waren Ende der zwanziger Jah-
re geprägt von der »großen Antinomie« zwischen der sogenannten »Historischen Schule« 
der Nationalökonomie und den Verfechtern der neoklassischen Markttheorie in Nachfolge 
der liberalen, angelsächsischen Klassischen Ökonomie Adam Smiths (Tabelle »Strömungen«, 
254 VVZ 1. Tri. 1940.
255 VVZ 3. Tri. 1940.
256 Ob Marschners Forderung, durch einen raschen Generationenwechsel die Einführung des Nationalsozialismus in die 
Wirtschaft zu forcieren, die Bedenken der älteren Manager zu zerstreuen vermochte, ist fraglich. Nach Marschner war 
es »ein praktisch undurchführbares und auch unbilliges Verlangen, wenn man von denen, die in liberalistisch und 
bürgerlich-reaktionärem Denken alt geworden sind, eine Umstellung erwarten wollte, die den sofortigen, vollen Ein-
satz der jungen, idealistisch gesinnten und deshalb kämpferischen sowie schöpferischen Generation nur einigermaßen 
entbehrlich machen könnte.« Für die Übergangszeit empfahl er den Betriebsführern, einen »Beirat junger Menschen 
mit festfundierter nationalsozialistischer Weltanschauung« zu gründen, um eine neue Generation von Managern heran-
zuziehen. Marschner: Nachwuchsfrage. S. 686/687.
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nebenstehend).257 Die Historische Schule war Mit-
te des 19. Jahrhunderts in Deutschland begrün-
det worden. Zur jüngeren Richtung werden unter 
anderem Sombart, Bücher, von Brentano und vor 
allem Schmoller, der Lehrer des Heidelberger Or-
dinarius Carl Brinkmann, gezählt.258 Die Vertreter 
der Historischen Schule verneinten die Anwend-
barkeit der logisch-deduktiven Methode, die sie 
für zeit- und wirklichkeitsfern ablehnten, auf die 
Nationalökonomie und betonten die historische 
Einmaligkeit wirtschaftlicher Phänomene.259 Sie 
bemühten sich – rückblickend: vergebens –, öko-
nomische Gesetzmäßigkeiten empirisch-deduktiv 
aus einer »universalen Gesamtschau« des wirt-
schaftsgeschichtlichen Materials abzuleiten (»Wirtschaftsstufen«, »Gebilde«). Die (neo-)
klassische Richtung hingegen rückte modelltheoretische Analysen der Bestimmungsgrün-
de der Nachfrage und der Tauschverhältnisse, ausgehend vom »homo oeconomicus«, in 
den Vordergrund. Ziel der »reinen ökonomischen Lehre« müsse es sein, so Franz Oppen-
heimer 1911, die Wirtschaft »geradeso quantitativ gesetzmäßig [zu] erklären« wie die Bahn 
eines Geschosses oder die Bildung einer chemischen Verbindung«.260 Letztlich verlief die 
Frontlinie zwischen dem Ziel der Erkenntnis des konkret-individuellen auf der einen Seite 
und der des Generellen in einer »Welt der Erscheinungen« auf der anderen. Der wissen-
schaftliche Disput zwischen den Schulen erinnerte Zeitgenossen an »Kämpfe von Sekten, 
die mit der Erbitterung von Glaubenskämpfen« ausgetragen wurden.261 
»Missverständnisse, Schlagworte, Zerfahrenheit des Urteils, geringe Autorität nach au-
ßen wie in der Wissenschaft selbst sowie geringe Produktivität an Resultaten, in summa: 
eine ›chronische Krise‹«, so charakterisierte Claus-Dieter Krohn die akademische National-
ökonomie der Weimarer Republik mit Blick auf Schumpeter: Ihre Bedeutungslosigkeit habe 
»exzentrische Verstiegenheiten und Persönlichkeiten hervorgebracht, die es für den Beruf 
der Zeit und ihren eigenen hielten, die Theorie von Grund aus zu reformieren und dem 
Vorhandenen toto coelo ablehnend gegenüber zu stehen«.262 Der wenig produktive Dua-
lismus und die innerdisziplinären Auseinandersetzungen lähmten die Volkswirtschaftsleh-
re und trugen zu deren Versagen gegenüber den sich nach 1918 stellenden, drängenden 
Wirtschaftsproblemen, namentlich während der Hyperinflation 1923, der Weltwirtschafts-
krise 1929 und der Kartellbildung263: »Soweit mit der Spaltung von theoretischer und his-
257 Eucken: Grundlagen der Nationalökonomie. S. 25 u. Krohn: Wirtschaftswissenschaften. Sp. 904.
258 Vgl. zu Schmoller und der »Historischen Schule« sowie zur Diskussion um den Stellenwert der Historischen Schule 
Peukert: Schmoller Renaissance; Pearson: German Historical School? u. Caldwell: German Historical School.
259 »Das Leben, so etwa Dilthey, könne ›durch keine Formel logischer Leistungen repräsentiert werden‹. Die wissenschaft-
liche Methode könne nicht weniger irrational als das Leben selbst sein und das in wissenschaftlichem Nacherleben der 
Realität gewonnene Resultat können danach ebenso wenig wie das Leben selbst ›vor den Richterstuhl der Vernunft‹ 
gebracht werden.« Schuster: Praxisgeschichte. S. 112.
260 Zit. nach Janssen: Nationalökonomie. S. 26. Franz Oppenheimer (*1863), Berliner Soziologe, Wirtschaftswissenschaftler 
u. Zionist.
261 Eucken: Grundlagen der Nationalökonomie. S. 51.
262 Krohn: Wirtschaftstheorien. S. 14 u. S. 19.
263 Vgl. Krohn: Krise.
Tabelle 6 | »Strömungen der Nationalökonomie«, 1929
Fortentwickelte klassische Theorie Gestalttheorie [Hist. Schule]
Reine Ökonomie Politische Ökonomie
Marktwirtschaft Raum- oder Organwirtschaft
Gefüge Gebilde
Individualismus Universalismus




Janssen: Deutsche Volkswirtschaftslehre. S. 38 nach einem Aufsatz 
von Bernhard Harms aus dem Jahr 1928 [kursive Einträge = eige-
ne Ergänzungen].
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torischer Nationalökonomie Ernst gemacht wird«, beklagte sich 1947 der Nationalökonom 
Walter Eucken, »fallen die Probleme ungelöst zu Boden.«264 
Das Kräfteverhältnis zwischen den beiden Grundströmungen Klassik und Historismus 
hatte sich Mitte der zwanziger Jahre bereits stark zugunsten der klassisch orientierten Rich-
tung verschoben, die deutlich mehr Anhänger gewinnen konnte. Die große Depression 
1929 brachte aber die von ihr propagierte Laissez-faire-Politik in Misskredit, was zu einer 
neuen Blüte der beinahe abgeschriebenen Historischen Schule führte, die dem populären 
staatlichen Interventionismus schon immer grundsätzlich offen gegenübergestanden hat-
te.265 Die Auswirkungen der Weltwirtschaftskrise auf das intellektuelle Milieu der Zeit sind 
nicht zu überschätzen. Im Gegensatz zu den gefestigten Demokratien in den USA und Eng-
land, die mit vergleichbarer Härte getroffen wurden, geriet die Bewältigung des wirtschaft-
lichen Niedergangs in Deutschland zur »Nagelprobe« der jungen Weimarer Republik.266 Mit 
fortschreitender Krise war die Lösung mit allein wirtschaftlichen Mitteln, wie auch von den 
liberalen Wirtschaftswissenschaftlern gefordert, in immer weiteren Bevölkerungskreisen 
diskreditiert. Hypertropher Nationalismus, Flucht aus dem Weltmarkt, Hoffen auf Staatsin-
tervention sowie Plan und Ordnung waren die Ingredienzien, aus denen das neue Schlag-
wort der Zeit, die »Autarkie«, sich formte, zu deren wirkmächtigen Propagandisten unter 
den Intellektuellen der späten Weimarer Republik die Zeitschrift »Die TAT« zu zählen ist.267
Hauke Janssen hat in seiner Studie zu »Nationalökonomie und Nationalsozialismus« 
den Einfluss, den das Regime nach 1933 auf die Volkswirtschaftslehre hatte, untersucht 
und ist der Frage nachgegangen, inwiefern das nationalsozialistische Wirtschaftsdenken 
in der Tradition der deutschen Nationalökonomie stand und als Fortschreiten auf einem 
deutschen »Sonderweg« im Bereich der Wirtschaftswissenschaft anzusehen sei.268 Hier-
bei sei ein differenziertes Vorgehen notwendig, so warnt Janssen, waren doch »die dog-
mengeschichtlichen Bezugsrahmen [sc. des nationalsozialistischen Wirtschaftsdenkens] 
oft oberflächlich und im nachhinein konstruiert. Die Nationalsozialisten wollten sich eine 
große Vergangenheit geben und schreckten auch vor platter Geschichtsfälschung nicht 
zurück.«269 Janssen kommt zu dem überzeugenden Schluss, dass dogmengeschichtlich die 
»Machtergreifung« nicht als generelle Zeitenwende, sondern spezieller als »ein Bruch mit 
den klassisch-neoklassischen Traditionen« zu interpretieren sei:
»Die nationalsozialistische Wirtschaftslehre und die von ihr beeinflußte Nationalöko-
nomie der dreißiger Jahre als Vollendung oder ›logischen Höhepunkt‹ eines deutschen 
Sonderwegs zu deuten, hieße unserer Meinung nach nichts anderes, als in diesem 
Punkte der nationalsozialistischen Geschichtsklitterung auf den Leim zu gehen.«270 
»Eine Kontinuität der Nationalökonomie konnte es in Deutschland aber schon deshalb 
nicht geben, weil […] die deutsche Nationalökonomie nie existiert hat.«271
264 Eucken: Grundlagen der Nationalökonomie. S. 53.
265 Janssen: Nationalökonomie. S. 12/13.
266 Volkmann: Ökonomie und Expansion. S. 45.
267 Vgl. Sontheimer: Tatkreis; Fritsche: Politische Romantik und Gegenrevolution u. Volkmann: Ökonomie und Expansion. 
S. 45-73. Siehe S. 262.
268 Janssen: Nationalökonomie.
269 Ebd. S. 11.
270 Ebd. S. 19.
271 Ebd. S. 507. Hervorhebungen wie im Original. Vgl. Barkai: Wirtschaftssystem.
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 Die »vom Nationalsozialismus aufgeweckte Wirtschaftstheorie« (Brinkmann) leitete zu-
sammen mit dem Ansehensverlust der (Neo-) Klassik in Folge der Weltwirtschaftskrise eine 
begrenzte, bald von beiderseitiger Ernüchterung geprägte Wiedergeburt des Historismus 
ein, wobei nicht übersehen werden sollte, dass für Schmoller politische, kultur- und geistes-
geschichtliche Faktoren maßgeblich waren und Rasse und Vulgärdarwinismus keine Rolle 
spielten. Die Entlassungen in Folge der personellen Gleichschaltung an den Universitäten 
betrafen die Vertreter der Klassik und Neoklassik sehr viel stärker, in und aus Heidelberg 
wäre vor allen Dingen Jakob Marschak und zuvorderst sein Lehrer Emil Lederer zu nen-
nen.272 Ganze Schulen wie die österreichische Grenznutzenschule um Ludwig von Mises 
wurden ins Exil getrieben.273
Während die angelsächsische Wirtschaftswissenschaft von dem von Keynes durch 
sein Buch »General Theory« im Jahr 1936 eingeleiteten Paradigmenwechsel erfasst wurde, 
blieben die deutschen Wirtschaftswissenschaftler davon weitgehend abgeschottet. Die 
während des Nationalsozialismus veröffentlichten Arbeiten zu Arbeitsbeschaffung und 
Staatsinterventionismus als »deutschen Keynesianismus« zu bezeichnen, geht fehl, da das 
erklärte Ziel Keynes, die Rettung der Marktwirtschaft, in absolutem Widerspruch zum Ziel 
der Nationalsozialisten, dem Aufbau eines umfassenden Lenkungs- und Planungssystem 
einer Kriegswirtschaft, stand.274
5.3.2 Carl Brinkmann
Der Heidelberger Nationalökonom und nach der Vertreibung Webers alleinige Direk-
tor des InSoSta, Carl Brinkmann, veröffentlichte von allen Professoren und Dozenten an 
der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät die meisten Aufsätze und Mono-
graphien.275 Zugleich deckte er die größte Vielfalt an Themengebieten ab. Im knappen 
Artikel im Verzeichnis der »Wirtschaftswissenschaftlichen Hochschullehrer« über den 
Heidel berger Nationalökonomen, der niemals Mitglied der NSDAP wurde, werden als 
Fachgebiete »Wirtschaftsgeschichte, Wirtschaftstheorie, Agrar- und Handelspolitik, Staats- 
und Gesellschaftslehre angegeben.276 In einem Gutachten für seinen Schüler und Assisten-
ten Albert Prinzing im Februar 1938 schrieb Brinkmann über Stand und Ziele des »neuen 
Wirtschaftsdenkens«277:
»Die heute unleugbar ebenso theoretische wie wirtschaftspolitische und auf beiden 
Gebieten gleich schädliche Spannung zwischen individualistisch-unternehmerhaften 
und kollektivistisch-planwirtschaftlichen Spielarten des neuen Wirtschaftsdenkens 
kann nur überwunden werden, wenn es gelingt, das Berechtigte sowohl des Leistungs- 
und Wettbewerbsmoments als des politischen Lenkungsmoments im Gegensatz zur 
klassischen, atomistisch-mechanischen Auffassung der Märkte und der Verkehrswirt-
schaft auch wissenschaftlich neu zu begründen.« 
272 Siehe zu deren Entlassung S. 55.
273 Ebd. S. 13 u. Krohn: Wirtschaftswissenschaften. Sp. 913/914.
274 Janssen: Nationalökonomie. S. 262-272.
275 Im der ab 1933 von Hans Teschemacher herausgegebenen Zeitschrift »Finanzarchiv« veröffentlichte Brinkmann eine 
Vielzahl von Rezensionen zu deutsch-, englisch- und italienischsprachigen Werken. Hans Teschemacher (*1884), 1923 
ao. Prof. Münster, 1923 ord. Prof. Königsberg, 1929 ord. Prof. der Wirtschaftswissenschaft in Tübingen, Fachgebiete: 
Finanzwissenschaft u. Wirtschaftsgeschichte.
276 Wirtschaftswissenschaftliche Hochschullehrer. S. 29 u. S. 331-335.
277 Zu Prinzing siehe S. 209.
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Brinkmann erhoffte sich »Klärungen einmal unserer Wissenschaftsgeschichte, vor allem 
der Gründe für die Überwältigung deutscher Wirtschaftslehren durch die englische Klas-
sik, dann aber auch der dynamischen Möglichkeiten künftiger volksgemeinschaftlicher 
Wirtschaftstheorien.«278
Brinkmann hielt zumeist vorsichtige Distanz zur Tagespolitik. Bei seiner Rede zur Reichs-
gründungsfeier über »Wirtschaftsform und Lebensform« am 18. Januar 1932 »kapitulierte« 
der Nationalökonom schon in der Eingangspassage vor der Herausforderung, mögliche 
Antworten seiner Disziplin zu tagespolitischen Fragen zu präsentieren279: 
»Meine Wissenschaft steht vor den Kämpfen der heutigen Volks- und Weltwirtschaft im 
Großen beschämt: uneinig nach innen, hilflos nach außen, wie wohl die Heilkunde vor 
der Erscheinung einer neuen verheerenden Seuche. Und wer diese Hilflosigkeit nicht 
schweigend zugibt, gerät in die Gefahr, von entgegengesetzten Interessengruppen 
und gewaltigen Volksbewegungen, seien sie in der Macht oder außerhalb der Macht, 
verworfen oder, noch schlimmer, in Beschlag genommen zu werden.«280
Am Ende seiner abgehobenen, sich in Phrasen verlierenden Rede, in der ein Angriff ge-
gen das »grausame« »Diktat des Friedensschlusses« von Versailles und die »ungeheuerliche 
Konstruktion der Reparationen« nicht fehlte, floh Brinkmann vor der Verantwortung der 
Wissenschaft in die Beschwörung der »Gewissheit« in »Volk und Land«:
»Wissenschaft ist nicht die einzige Erkenntnisweise. Im Gegenteil haben wir niemals 
klarer empfunden als in dem augenblicklichen Erdbeben unseres ganzen Lebensrah-
mens, daß es im Tiefsten noch etwas anderes sein muß als wirtschaftliche und wissen-
schaftliche Vernünftigkeit, was über Leben und Sterben, Gesundheit und Krankheit von 
Menschen und Völkern entscheidet.«281
»Theoretische Bemerkungen zum nationalsozialistischen 5.3.2.1 
Wirtschaftsprogramm«, 1934
»Mut zum Werturteil«
Mit seinem vier Seiten kurzen, »Schmollers Jahrbuch« im Jahr 1934 einleitenden Aufsatz 
über die »Theoretischen Bemerkungen zum nationalsozialistischen Wirtschaftsprogramm« 
nahm sich Brinkmann für die nunmehr »in der Macht« stehende »gewaltige Volksbewe-
gung« selbst »in Beschlag«, sandte dem neuen Regime eine devote Ergebenheitsadresse 
und erbot sich, die »verstandesmäßige Auflösung einer bisher nur gefühlsmäßig zusam-
mengefassten Schlusskette« und »intuitiv« umgesetzten Wirtschaftspolitik der Öffentlich-
keit nahezubringen:
»[…] die Revolution hat wie ein Blitz sowohl die Lage der Wirtschaft und Gesellschaft 
wie die Verfahren ihrer Erforschung erhellt, und da ist es erforderlich, diese Helligkeit 
nicht ungenützt zu lassen, sondern der Intuition der ›politischen Soldaten‹ auch mit 
den technischen Mitteln unseres Fachdenkens und unserer Fachsprache gerecht zu 
werden.«282
278 Brinkmann an DFG, Berlin, 8.2.1938, UA HD PA 5358.
279 Engehausen: Reichsgründungsfeiern. S. 534.
280 Brinkmann: Wirtschaftsform und Lebensform. S. 3.
281 Ebd. S. 27.
282 Brinkmann: Theoretische Bemerkungen. S. 1.
295
Brinkmann fühlte – oder suggerierte – eine Interessenidentität der vom »Alpdruck der 
rationalen ›Zwangsläufigkeiten‹ in Wirtschaft und Gesellschaft« befreiten Wirtschafts-
wissenschaft mit dem Nationalsozialismus. Es sei an der Zeit, »überwissenschaftliche 
Zielvorstellungen bewusst und offen aufzustellen«, mithin mit der Vorgabe der vorausset-
zungslosen Wissenschaft zu brechen, um sodann an deren Umsetzung zu forschen: »Das 
und nichts anderes bedeutet zunächst der Durchbruch unserer Sozialerkenntnis zu den 
großen Tatsachen der Nation und der Rasse«.283 Der »Mut zum Werturteil« sei wiederherge-
stellt, frohlockte Brinkmann, die »Annahme des Automatismus«, die »rationalistische Ent-
blößung aller wahren Werte« beseitigt: »Schlecht ist jede in ›reiner‹ Wirtschaft sich selbst 
überlassene Konkurrenz.«284 Tastend versuchte Brinkmann die Umrisse der Wirtschafts-
politik der Diktatur hin zu einem »schaffenden Kapitalismus« zu umreißen und seine Emp-
fehlungen en passant einfließen zu lassen. Der »neue Wirtschaftsstaat« beanspruche etwas 
»Besseres und Höheres«, als das Privateigentum in Staatseigentum zu verwandeln. Das 
neue Regime werde den »erfindenden und wagenden Menschen« nicht durch eine »ab-
strakte Maschinerie« ersetzen und die Einzelunternehmung anerkennen, wenngleich unter 
»Führung« des Staats: 
»Bejaht wird die ständige höchste Aufsicht und Entscheidung des Staates über Eigen-
tum und Unternehmung des Einzelnen; verneint wird damit das Grundprinzip der 
›Wirtschaftsfreiheit‹, die automatische Konkurrenz.«285
»Bärenfelle der Vorfahren«
Im letzten Abschnitt beschwor Brinkmann die grundlegende »Erkenntnis« von »Blut und 
Boden«, als Fundament der »neuen Wirtschaftslehre, auch wenn sie sich den Vorwurf ge-
fallen lassen müsse, »dass ihr Autarkismus zu den Bärenfellen der Vorfahren zurückführe«. 
Eine andere Wahl stelle sich angesichts der langsam ins Bewusstsein dringenden »Erkennt-
nisse« der Rassenlehre aber nicht:
»Denn als einzige andere Wahl für den, der den Malthus‘schen Stillstand oder Rück-
gang der Volkskraft mit der Erkenntnis verneint oder mit dem Willen ablehnt, muß 
ehrlich der Kampf der Rassen und Nationen, sei es der gewaltsame Kampf oder der ge-
waltlose der Überwanderung, eingestanden werden. Aber die grausigen Tatsachen, die 
langsam über die Entartung der ›zivilisierten‹ und ›humanen‹ Gesellschaften bekannt 
werden, sind bereits am Werke, auch in diesen letzten Entscheidungen die positiven 
Werte des Schaffens und der Gesundheit über die negativen der Hinnahme und des 
Treibenlassens zu erheben.«286
Brinkmanns Beitrag war einer von vielen, mit denen die personell gleichgeschalteten 
Fachzeitschriften in den Jahren 1934 und 1935 ihre Bereitwilligkeit signalisieren wollten, 
sich dem im Oktober 1934 von Hans Frank als dem Präsidenten der »Akademie für Deut-
sches Recht« befohlenen Marsch zum »Frieden der Wissenschaft unter Ausrottung des lee-
ren, persönlichen und intellektualisierenden Theorienkrieges« anzuschließen und sich zur 
»Idee der Volkseinheit und Volksgeschlossenheit gegen die Atomisierung« zu bekennen.287 
283 Ebd. S. 1/2.
284 Ebd. S. 2/3.
285 Ebd. 
286 Ebd. S. 4.
287 Rede des Reichsjustizkommissars, Staatsministers und Präsidenten der Akademie für Deutsches Recht, Dr. Hans Frank, 
auf einer Tagung des Außenpolitischen Amtes der NSDAP und des Bundes Nationalsozialistischer Deutscher Juristen 
(BNSDJ) am 4.10.1934 an die im BNSDJ organisierten Wirtschaftswissenschaftler. Abgedruckt in Frank: Wirtschaftslehre. 
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Vergleichbare Beiträge zur Bekenntnis- und Besinnungsliteratur dominierten u. a. den Jahr-
gang 1935 der renommierten, bis 1933 von Georg Brodnitz herausgegebenen »Zeitschrift 
für die gesamte Staatswissenschaft«.288
5.3.2.2 Die vermeintliche Renaissance der Historischen Schule
»Götterdämmerung der klassischen und 
neoklassischen Nationalökonomie«
In den ersten Jahren nach der »Machtergreifung« sah Brinkmann Anlass, die »Götterdäm-
merung der klassischen und neoklassischen Nationalökonomie« zu feiern.289 Sein Aufsatz 
»Zum Methodenstreit unserer Zeitwende« in der Zeitschrift »Finanzarchiv«, der »Bühne des 
neu entflammten Werturteilsstreits«, aus dem Jahr 1935 war eine Replik auf den Tübinger 
Privatdozenten Hans Peter, der für eine allgemeine, rein theoretische Untersuchung des 
»Wirtschaftens« jenseits der »weltanschaulich bestimmten Ziele« plädiert hatte.290 Das 
Wieder aufleben des Methodenstreits um die Wertfreiheit der Wissenschaft gefährde, »was 
der große Anstoß von 1933 uns geben könnte«: 
»Der (meist irreführenden) Schwerfälligkeiten einer noch wenig bereinigten Fach-
sprache möglichst entkleidet, scheint mir der heutige Streit […] auf die Grundfrage 
hinauszulaufen, wieweit im Gesamt unserer Wissenschaft und auf ihren einzelnen 
Arbeitsgebieten der von den sog. Naturwissenschaften bezeichnete Anspruch des 
vorigen Jahrhunderts, eine grundsätzlich in Zeit und Raum einheitliche Welt mensch-
licher Wirtschaft mit einer grundsätzlich ebenso einheitlichen Erkenntnis zu verstehen, 
im Lichte sowohl des zusammengebrochenen Alten als des werdenden Neuen auf-
rechterhalten werden könne, wieweit dieser Anspruch der Anerkennung einer neuen 
Wirtschaftswelt und damit auch der Forderung neuer Erkenntnismittel für sie Platz zu 
machen habe.«291
Als »Vertreter heterodoxer Meinungen schon vor 1933« und »Mitarbeiter im Stabe des 
Stellvertreters des Führers« sah sich Brinkmann zu einer Stellungnahme verpflichtet:292 
»Nicht ob man so oder so erklärt, sondern ob man nur beobachtet oder auch gestaltet, das 
ist heute die Frage.«293 Eine Trennung von Wirtschaft und Gesellschaft und Staat war für 
den Vertreter der »Historischen Schule« nicht denkbar: »Jede Wirtschaftsform ist grund-
sätzlich nicht bloß im lebendigen Gewebe der Menschenwelt mit Außerwirtschaftlichem 
vermengt, sondern grundsätzlich von daher, d. h. von Staat und Gesellschaft aus, geordnet 
und gestaltet.«294 Wirtschaft gehorche nicht eigenen Gesetzen, sondern werde in Einklang 
mit der »jüngsten, durch den Nationalsozialismus aufgeweckten Wirtschaftstheorie, durch 
den Staat »gestaltet«: »Auch die strengste Staatswirtschaft, soviel muss zugegeben werden, 
enthält wesentliche Elemente einer wirtschaftlichen Selbsttätigkeit; dafür freilich auch die 
›freieste‹ Privatwirtschaft Elemente einer politischen Gestaltung.«295 Der Begriff »wirtschaft-
S. 641-650.
288 Janssen: Nationalökonomie. S. 157/158.
289 Brinkmann: Manoïlesco. S. 273.
290 Peter: Selbstbestimmung. S. 274 u. S. 312. Vgl. hierzu S. 350.
291 Brinkmann: Methodenstreit. S. 363/364.
292 Ebd. S. 363 u. 374.
293 Ebd. S. 366.
294 Ebd. S. 370.
295 Ebd. S. 372.
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licher Natur« zwinge der Wirtschaftswissenschaft theoretisch und praktisch »ein selbst viel-
fach undurchdachtes und überholtes Muster ›naturwissenschaftlicher‹ Erkenntnis« auf. Die 
international behandelte »Hauptfrage nach Automatismus oder Gestaltung« habe bisher 
nur durch John Maynard Keyes »die gebührende Würdigung« erfahren.296 Die Wirtschafts-
lehre müsse, so Brinkmann im Rückgriff auf Klaus-Wilhelm Rath, von »vermeintlich ›objekti-
ver Betrachtung‹ entschlossen zu ›Mittäterschaft und Verantwortlichkeit‹ fortschreiten und 
dürfe nicht darauf warten, dass ihr die »Verantwortung« zur »Überwindung alter, äußer-
lich erfolgloser und innerlich unwahrer Ordnungen« durch »vollzogene Tatsachen noch so 
großen Maßstabes abgenommen« werde.297 Allerdings dürfe man nicht dem »Ungeist aller 
Nichts-als-Revolutionäre« verfallen, »die diese Überwindung zu einer Leistung der ›Dinge‹ 
oder ›Verhältnisse‹ selber machen.
Die Veröffentlichung der Übersetzung des Werks »Théorie du protectionnisme et 
l’échange international« aus der Feder des »rumänischen Lists« und Vordenkers der »Groß-
raumwirtschaft« Mihail Manoïlesco aus dem Jahr 1929,298 lieferte für Brinkmann 1937 den 
Anlass, die »wahre Revision der Außenhandelstheorie« zu deklamieren.299 Wenngleich der 
Heidelberger Nationalökonom zur Auffassung gelangt war, dass Manoïlesco in seinem 
Ansinnen, die Vorteile des staatlichen Protektionismus für die agrarischen südosteuropä-
ischen Staaten aus der »reinen Theorie« abzuleiten, im »unfruchtbaren« »Fahrwasser der 
marxistischen Ausbeutungslehre« segle und letztendlich gescheitert sei, so hinderte ihn 
dies nicht daran, dennoch Genugtuung über die internationale wissenschaftliche Bekräfti-
gung der vom ihm seit vielen Jahren propagierten Autarkiepolitik zu empfinden:300 
»Moralisten mögen es von entgegengesetzten Standpunkten traurig finden, daß auch 
hier und jetzt erst Wirklichkeit verändert und Marktlagen umgewälzt werden mußten, 
ehe die von allem Anfang an auch in der Theorie selber vorhandenen Bedenken ge-
gen die Allgemeingültigkeit des Theorems der komparativen Kosten an die breitere 
Öffentlichkeit vorgedrungen sind. Der nüchterne und bescheidene Forscher aber wird 
sich eher freuen, daß die schöpferische Realität auch auf diesem Felde die theoretische 
Untersuchung nur bereichert und erleichtert hat, ohne (und statt) sie überflüssig zu 
machen.«301 
Kurze Renaissance der »Historischen Schule«
Die Freude Brinkmanns über die Renaissance der »Historischen Schule« sollte sich als 
verfrüht erweisen. Das nationalsozialistische Regime stand vor der Aufgabe, die gro-
ßen Rüstungsanstrengungen zu organisieren und hatte folglich einen großen Bedarf 
an theoretisch geschulten, mit modernen Methoden arbeitenden Ökonomen.302 Gottl-
296 Ebd. S. 371.
297 Ebd. S. 364.
298 Funke: Umsiedlung. S. 97/98. Manoïlesco, Fürsprecher des »Neuen Europa« unter deutscher Führung (Hunke), veröffent-
lichte im Jahr 1942 einen knappen Aufsatz »Zur Theorie der Bildung von Großräumen« in der Zeitschrift »Die Deutsche 
Volkswirtschaft«. In seinem Text feierte er Deutschland als »riesiges Vitalitätsszentrum« Europas, das im Begriff stehe, 
eine neue Ära zu begründen, so wie seinerzeit Frankreich und England nach der Einigung ihrer Nation die Welt domi-
niert hätten. Manoïlesco: Großräume. S. 1040/41 u. Hunke: Weltbild.
299 Manoïlesco, Mihail: Die nationalen Produktivkräfte und der Außenhandel. Theorie des internationalen Warenaustau-
sches. Berlin 1937. Brinkmann: Manoïlesco.
300 Brinkmann: Manoïlesco. S. 283 u. 285. Vgl. Janssen: Nationalökonomie. S. 176/177.
301 Ebd. S. 273. 1938 erklärte Brinkmann anlässlich einer Rede in Paris, in der er für die neue Außenhandelspolitik Deutsch-
lands warb, dass die »Figur der komparativen Kosten« »heute weniger widerlegt als für das Verständnis der Weltwirt-
schaft unwesentlich geworden« sei. Brinkmann: Rhythmus. S. 119.
302 Janssen: Nationalökonomie. S. 145.
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Ottlilienfelds manieristisch formulierte, unzugängliche und praxisferne Elogen auf 
Gebilde und Volk konnten den Technokraten wie Hjalmar Schacht oder Albert Speer 
keine Hilfestellung für die Organisation der nationalen Volkswirtschaft geben, und so 
sank der Stern der »Historischen Schule« angesichts der Erfordernisse des Vier-Jahres- 
Plans und der damit verbundenen Aufrüstung bald wieder. Schmollers Gestalt stehe, so 
Brinkmann in seiner 1937 veröffentlichten Biographie des Doyens der »Historischen Schu-
le«, wiederum »in einem tiefen Schatten, und kein Urteil scheint gehässig und scharf genug 
sein zu können«.303 
»Wille zum Werturteil«, 1939
Im Jahr 1939 schrieb Brinkmann quasi als Epilog auf den neu entfachten Methodenstreit 
Mitte der dreißiger Jahre eine gleichnamige Rezension über die 1938 veröffentlichte Mo-
nographie »Das Problem der sozialökonomischen Synthese« des Stockholmer Nationalöko-
nomen Johan Åkerman.304 Brinkmanns Klage, dass in Deutschland vielfach die Meinung 
geäußert werde, dass die Nationalökonomie sich als eine »Art deduktiver Denktechnik zur 
Beherrschung ›gegebener‹ Erscheinungen oder ›geplanter‹ Wirkungen« betreiben lasse, 
zeigt, wie wenig Widerhall der von Brinkmann geforderte »Wille zum Werturteil« in seinen 
Augen gefunden hatte:
»Diese im Grunde tief materialistische Meinung vergißt, […] daß vielleicht die größte 
geistige Gefahr des zwanzigsten Jahrhunderts die ist, im allgemeinen Protest gegen 
›liberales‹ Denken seine ärgste und entarteste Form, die technische Zerspaltung des 
Geistes, harmlos zu übernehmen und womöglich gar zu überbieten. […] Heute würde 
es Erstarrung und Tod bedeuten, wenn die so sehr berechtigte Forderung nach welt-
anschaulicher Besinnung aller Kulturwissenschaften keine bessere Erfüllung fände, als 
daß die überlieferten Formelsysteme der Klassik einem einfachen Nebeneinander von 
weltanschaulicher Deklamation und betriebsingenieurmäßiger Rechenkunst Platz 
machten.«305
Trotz »aller leider im Augenblick noch wachsender politischen Entfremdung« sei es 
bemerkenswert, dass »gerade aus den germanischen Nachbarländern der Angelsachsen 
und Skandinaviens eine unaufhaltsame Strömung der Gegenwehr gegen die Selbstver-
ständlichkeit der bisher beherrschenden neuklassischen Formen des Wirtschaftsdenkens 
kommt«.306 Als Zeugen für seine Einschätzung nennt Brinkmann unter anderem den 
Engländer Keynes, die Amerikaner Frank Knight und Talcott Parsons, die Schweden Karl 
 Gunnar Myrdal (*1898) und Bertil Ohlin (*1899) und Åkerman. Letzterer habe es in seinem 
von »nordischem Eigenwillen getragenen Buch« verstanden, die »Unausweichlichkeit so-
wohl unserer heutigen Ausrichtung auf überwirtschaftliche Lebensziele und Lebenswerte 
wie auch die Eigengesetzlichkeit des ihrer Verwirklichung dienenden wirtschaftlichen Le-
bensbereichs« treffsicher auszudrücken.307 Brinkmann feiert Åkermans »Willen zum theo-
303 Brinkmann: Schmoller. S. 31. Sein Kollege Wendt lobte das Buch in einer Besprechung im »Rundbrief der Heidelberger 
Kameradschaft junger Wirtschaftswissenschaftler«: »In weiten Kreisen selbst der so genannten Fachwelt herrscht über 
eine ganze Reihe von hervorragenden Geistern, die uns gerade in der Gegenwart vieles zu geben hätten – [...] für 
Schmoller bringt jetzt hoffentlich Brinkmanns Buch die Meinung der Fachwelt in Ordnung – eine Unklarheit, die einem 
Tränen entpressen könnte.« Rundbrief Nr. 4, 2. Jg. (1937) S. 12, UA HD H-VI-944.
304 Åkerman, Johan: Das Problem der sozialökonomischen Synthese (Skrifter utg. av Vetenskaps-Societeten i Lund 21). 
Lund 1938 u. Brinkmann: Synthese.
305 Ebd. S. 435.
306 Ebd. S. 436.
307 Ebd. S. 437.
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retischen Verstehen und praktischen Mitgestalten 
der jüngsten, planwirtschaftlichen Epoche der 
modernen Völker« und seine Schlussfolgerung, 
dass hinter dem »zentralen, machtvollkommenen 
Willen in den politischen, ökonomischen und so-
zialen Prozessen« hin zu einer »neuen historisch 
voraussetzungslosen Gesellschaft« immer »Nor-
men« stünden, die »wiederum Funktionen der 
ewig lebendigen, immer aufs neue eingreifenden 
Vergangenheit« seien.308
»Erfolgreiche Politik der 
Wirtschaftslenkung«, 1944
Unbeirrt verkündete Brinkmann 1944 wohl in ei-
ner Rede in Italien, dass die Erkenntnis der »Wert-
bezogenheit aller Gemeinschaft« keineswegs 
auf die »beiden Länder und Völker beschränkt 
[geblieben sei], die heute an der Spitze der sog. 
autoritären Staats- und Wirtschaftsgestaltung 
marschieren«.309 Den homo oeconomicus der 
(Neo-)Klassik und des Liberalismus erklärte Brinkmann zur Fiktion: Mag rationales Denken 
die Mittelwahl des Menschen stark beeinflussen, »im Bereiche der Zielsetzung dagegen ist 
nichts charakter istischer für ihn als jene völlig irrationale, wenn nicht irrationale Bestim-
mung durch Instinkt und Gewohnheit, die Paretos ›action nonlogic‹ meinte, und die auch 
bei Max Webers Wertrationalität eine größere Rolle spielte«. Im Anschluss an seine Philip-
pika gegen die Klassik warf Brinkmann einen Blick in die Zukunft und umriss drei große 
Forschungsfelder, die für eine »erfolgreiche Politik der Wirtschaftslenkung« und für den 
»Zukunftsbau [des] bewussten Zusammengreifens von Wirtschaftstheorie und Marktord-
nung« zu beackern notwendig seien: Die Analyse des Verhaltens von Unternehmern, die 
Festlegung eines nationalen und staatlichen »Versorgungsziels« und die Entwicklung einer 
neuen Theorie der »Marktformen« (Quelle »Wirtschaftslenkung«, nebenstehend).
Auslandskunde5.3.2.3 
»Erziehung und Demokratie in Amerika«, 1927
Brinkmann verteidigte in seinem Bericht über eine Amerikareise die »junge« Nation der 
Amerikaner, jene »kindlichen Zivilisationsbarbaren«, denen die »Begierde nach differen-
zierterem und nervöserem Lebensgefühl« abgehe, aber gleichwohl der »Dienst« an der 
»notwendigen Selbsterhaltung der Gemeinschaft« einen »Zug von Aristokratie und Alter« 
verleihe, gegen die in Europa vorherrschenden »abschätzigen Werturteile«: »Vielleicht sind 
308 Ebd. S. 443.
309 Der Aufsatz in den »Jahrbüchern für Nationalökonomie und Statistik« beruht auf einem Vortragsmanuskript. Ob der 
Vortrag jemals gehalten wurde, ist den Akten nicht zu entnehmen. Brinkmann: Erneuerung. S. 105/106.
Quelle 30 | »Wirtschaftslenkung«
»Erstens wird die heute besonders in der skandinavischen 
Wissenschaft schon fruchtbar begonnene Gemeinschaftsarbeit 
der Betriebswirtschaftslehre und der Volkswirtschaftslehre 
uns in den Stand setzen, das wirkliche Verhalten der bisher 
in unserer Wirtschaftsordnung noch immer maßgeblichsten 
Einzelkraft, des Unternehmers, in der ganzen Mannigfaltigkeit 
seiner Betriebsgrößen und seiner sachlicher Arbeitsgebiete, 
Landwirtschaft, Industrie, Kredit, Handel und Verkehr, induktiv 
zu studieren und neuen Deduktionen zugänglich zu machen. 
Zweitens wird vom Haushaltspunkt des Wirtschaftskreislaufs 
aus die Vielheit der Wege und Verfahren moderner Handels-
statistik, Verbrauchs- und Bedarfsforschung zwar nicht ›die‹ 
Nachfrage (denn eine solche übt auch jedes Unternehmen 
aus), aber das Versorgungsziel der wirtschaftenden Staats- und 
Volksgemeinschaft qualitativ und quantitativ, statisch und 
dynamisch näher zu bestimmen haben. Dann erst wird drit-
tens eine neue Theorie der ›Marktformen‹ zunächst nicht wie 
bisher Kombination und Variation abstrakter Einzelmerkmale 
einzelner Größen, sondern empirisch vorhandenen Ordnun-
gen der Märkte in ihrer sachlichen, räumlichen und zeitlichen 
Erstreckung, vom hochorganisierten Augenblicksmarkt der 
Auktionen und Börsen bis zu den nur abstrakt einheitlichen 
Märkten der Natur-, Arbeits- und Kapitalleistungen sich zuwen-
den können.«
Brinkmann: Erneuerung. S. 112 u. 120.
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wir Deutschen das einzige europäische Volk, das wieder hochkommen wird, weil wir den 
amerikanischen Zug zum Wesentlichen zu lernen anfangen.«310 
Gemäß dem Wort, dass man im Fremden das lobt, was man zuhause vermisst, geriet 
Brinkmanns Länderkunde in vielen Strecken zu einer Abrechnung mit allem, was dem Na-
tionalökonomen im eigenen Land missfiel. Er lobte die amerikanischen Universitäten, die, 
wiewohl von geringerer wissenschaftlicherer Reife, dem alten Universitätsgedanken treu 
geblieben, nicht zu »Dissertationsfabriken« wie die deutschen Universitäten verkommen 
und auch nicht der Konkurrenz durch gegen ihre Bestimmung nach höheren Weihen stre-
bende Fachhochschulen ausgesetzt seien311 – möglicherweise ein Seitenhieb auch auf die 
benachbarte Mannheimer Handelshochschule: 
»Der Wettbewerb der alten europäischen Universität mit den Fachhochschulen hat ja 
aus dem Grunde nicht überall heilsam gewirkt, daß namentlich jede dieser Fachhoch-
schulen allmählich den Drang zeigte, sich zu etwas der alten Universitas Ähnlichem 
auszuwachsen, und während sonst Technische und Handelshochschulen [...] die Uni-
versität von mancher ihr nicht zugehörigen Arbeit und von manchem ihr nicht zuge-
hörigen Menschenmaterial entlasten konnte, stellt sich heraus, daß gerade von dem 
Mittelpunkt her, vom dem sich das Ganze des modernen Lebens am ehesten wissen-
schaftlich begreifen läßt, nämlich von den Staats- und Sozialwissenschaften her, die 
Fachhochschulen der Universität immer mehr geistigen Boden abgewinnen oder doch 
wenigstens abzugewinnen streben.«312
Dem durch eine »unbestimmte Furcht« angetriebenen »Ku-Klux-Klan« attestierte Brink-
mann eine Verwandtschaft zum europäischen Faschismus und den »völkischen Bewegun-
gen«:
»Es geht [...] um den auf kein bestimmtes Ziel gelenkten Ausdruck der unbestimmten 
Furcht, die den Hinterwald, die Provinz, die Kleinstadt und das Dorf vor der neuen Wirt-
schafts- und Staatsentwicklung der Union überhaupt ergriffen hat. In nicht zufälliger 
Übereinstimmung mit den faschistischen und völkischen Propaganden Europas sind 
naheliegende Angriffsobjekte namentlich das Judentum und der Katholizismus, in der 
Tat die beiden vornehmsten Rüstkammern, aus denen heute die gegebene Lage des 
Kapitalismus und Parlamentarismus geistige Bejahung und Sinndeutung erfahren.«313
Seine Charakterisierung des Judentums als »Rüstkammer« des Kapitalismus schränkte 
der Heidelberger Nationalökonom sogleich wieder ein, indem er die »europäische Vorstel-
lung« vom Einfluss der Juden in den Vereinigten Staaten als übertrieben verwarf – und 
damit zugleich ein hauptsächliches Ingrediens der antisemitischen Paranoia von der »jüdi-
schen Weltverschwörung«:
»[Es] muß einmal gesagt werden, wie außerordentlich stark in Amerika selbst die Rolle 
des Judentums hinter geläufigen europäischen Vorstellungen zurückbleibt. Werner 
Sombarts berühmte Verjudungsprophezeiungen werden sicher je länger je weniger 
in Erfüllung gehen. Sei es das zahlenmäßige Verhältnis zur Riesennation, sei es das 
immer noch starke Übergewicht nichtkapitalistischer Schichten im Gesellschaftskörper 
oder endlich doch vielleicht auch die Stärke des politisch maßgeblichen Rassendurch-
schnitts: jedes europäische Land scheint heute tiefer von jüdischen Persönlichkeiten 
und Leistungen geprägt als Amerika. [...] Wenn das jüdische Element der europäischen 
310 Brinkmann: Amerika. S. 11 u. 30. Zur Beschwörung der »jungen« deutschen Nation vgl. Jansen: Professoren und Politik. 
S. 283-285.
311 Ebd. S. 68.
312 Ebd. S. 51.
313 Ebd. S. 114/115.
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Wirtschaft letztlich durch den Frühkapitalismus hindurch eine Erbschaft des Mittelal-
ters ist, so ist Amerika hier eben wieder das mittelalterfreie Land.«314
»Weltpolitik und Weltwirtschaft der neuesten Zeit«, 1936
»Die beherrschenden Züge der weltpolitischen und welt-
wirtschaftlichen Lage liegen ganz anderswo. Sie liegen in 
einer zwischen ›Kapitalismus‹ und ›Kommunismus‹ als den 
›gesetzmäßigen‹ Entwicklungsstufen triumphierend mitten 
hindurch schreitenden dritten Lösung.«315
1936 veröffentlichte Brinkmann seine 1921 erstmals aufgelegte Monographie über »Welt-
politik und Weltwirtschaft« in überarbeiteter Form.316 In seinem Vorwort verteidigte er sich 
präventiv gegen den »in anderen Fällen oft gehörten, wenn nicht begründeten Verdacht 
der ›Gleichschaltung‹«: Bereits in der ersten Ausgabe habe der »Primat der Politik über die 
Wissenschaft« den Ausgangspunkt seiner »weder materialistisch noch ideologischen« Un-
tersuchung dargestellt. Der weiterhin bestehende Mangel an einer das »Gebiet einer in vol-
ler geschichtlicher Tiefe gesehenen ›political science‹ von Weltpolitik und Weltwirtschaft« 
erschöpfenden Darstellung habe ihn zur erweiterten Neuauflage gedrängt, zumal das neue 
Schlusskapitel den Versuch unternehme, »zu zeigen, was gerade ein Deutscher an der Epo-
che der ›Liquidation‹ des Weltkriegs auch den anderen Völkern zu sagen« habe.317
Wenig überraschend geriet die Monographie Brinkmanns zu einem Plädoyer gegen die 
»naturwissenschaftlich-mathematische« Denkweise und für die »schicksalhafte Betrach-
tung« der Weltwirtschaft mittels der historischen Methode und zu einer Abrechnung mit 
»Freihandel« und englischem Imperialismus.318 Keineswegs bedeute der von England ver-
körperte Liberalismus eine Abkehr vom Willen der weltpolitischen Machtpolitik, so Brink-
mann. So seien es englisches Kapital und die britische Seekriegsführung gewesen, die die 
Befreiungsbewegungen Lateinamerikas zum Sieg geführt hätten, ohne dass die englische 
parlamentarische Demokratie die Kraft besessen hätte, dort ein politisches System nach 
seinem Vorbild zu schaffen: 
»Der Mangel tieferen Kulturbodens in einer dünnen, stufenweise in die farbigen Un-
terworfenen- und Arbeitsrassen übergehenden Kolonialbevölkerung stellte der neuen 
Freiheit nur einen einzigen politischen Führertypus zur Verfügung, über den des advo-
katorischen, sozial wurzellosen und an den demokratischen Idealen der Alten Welt rein 
formal erzogenen Caudillo.«319 
Brinkmann spannte einen historischen Bogen vom Beginn des 19. Jahrhunderts bis in 
seine Zeit, wobei er die Auswirkungen vom postnapoleonischen Nachkriegswettbewerb, 
Freihandel und Imperialismus auf die verschiedenen Kontinente untersucht. Das erste Drit-
tel des 20. Jahrhunderts führte in den Augen Brinkmanns nicht nur den »Einsturz deutscher 
Macht« herbei, sondern brachte auch die »wirtschaftliche und politische Lebensform« der 
314 Ebd. S. 118/119. Brinkmann nimmt hier Bezug auf Sombarts 1911 erschienene Monographie über »Die Juden und das 
Wirtschaftsleben«.
315 Ebd. S. 93.
316 Brinkmann: Weltpolitik und Weltwirtschaft.
317 Ebd. Vorwort vom August 1936.
318 Brinkmann: Weltpolitik und Weltwirtschaft. S. 14.
319 Ebd. S. 34. Bemerkenswert ist Brinkmanns Einlassung zum Genie politischer Führer am Beispiel Bismarcks: »Die meisten 
von den angeblich rettenden oder teuflischen Einfällen auch des größten Staatsmanns sind innere Wachstumstriebe 
der politischen Organismen selbst, der er bestenfalls zu unterstützen und zu lenken weiß.« Ebd. S. 75.
302
siegreichen Gegner zu Fall, »die nicht vollkommen genug zu übernehmen« den Deutschen 
damals vorgeworfen worden sei. Deutschland als das frühere europäische Zentrum dro-
he nun in »großartiger Ironisierung eben der liebsten Träume des neunzehnten Jahrhun-
derts« zwischen Süden und Osten »förmlich auseinander gerissen« zu werden: »Natur des 
besonderen Menschen und des besonderen Bodens, ihr Recht verlangend in einer neuen 
Erkenntnis der (biologischen und geschichtlichen) Rasse und der Eigenständigkeit bisher 
ganz einseitig gesehener Raummöglichkeiten«.320 Der »politische Wille« sei zu den Hochzei-
ten des kapitalistischen Wirtschaftssystems englischer Provenienz ausgeschaltet gewesen 
und so habe die »Unerbittlichkeit des Wirtschaftsvorgangs, Verelendung und Kapitalkon-
zentration« jene »materialistische und pessimistische Form des Sozialismus« hervorbringen 
können, die bis zum Nationalsozialismus das »Denken und Parteileben Europas« geprägt 
habe.321
 Während Brinkmann in den vorhergehenden Kapiteln nur an einigen wenigen Stellen 
den »nationalen Kampf« gegen den Einfluss der »jüdischen Hochfinanz«, jüdische Kaffee-
großhändler und »merkantilistisches Hofjudentum« erwähnt hatte, ohne deren Einfluss als 
wesentlich herauszustellen, ist das 1936 angehängte Kapitel über die »Götter dämmerung 
des Imperialismus« deutlich stärker mit Rassismen und Referenzen an die »Blut und Boden«-
Ideologie durchzogen: 
»Während das Bewußtsein von Rasse und Volkstum bisher vorwiegend im Abwehr-
kampf mit den furchtbaren Gefahren beschäftigt sein muß, die das wahllose Rassenge-
misch der europäisch-amerikanischen Kulturstaaten besonders im Zusammenhang mit 
Bevölkerungsstillstand und unterschiedlicher Lebenserhaltung und Lebensfortpflan-
zung der ›Humanität‹ gebracht hat, ist im sozialen Gefüge bereits eine positive Neuge-
staltung unterwegs, die in den europäischen wie den überseeischen Bauernländern ihr 
Leben gerade aus den besten vom Liberalismus preisgegebenen, vom Kommunismus 
bewußt zerstörten Formen des Wirtschafts- und Volkslebens, dem bedarfsdecken-
den Bodenbau und der sippen- und familienhaften Arbeitsgemeinschaft zu ziehen 
verspricht.«322
Als Beispiele des neuen »Bodenbewusstseins« führte Brinkmann unter anderem Roo-
sevelts New Deal, die Emanzipation Kanadas und Australiens gegenüber dem englischen 
Mutterland und das neuerwachsene Misstrauen der Iren und Afrikaner gegenüber »eng-
lischem Gold- und Diamantenkapitalismus« wie der englischen »›Humanität‹ in der Be-
günstigung der Farbigen und Schwarzen«.323 Trotz der sich durch die »Entartung des 
europäisch- indianisch-negroiden Rassengemischs« wie im »stark vernegerten Brasilien« 
äußerst schwieriger gestaltenden Lage Lateinamerikas werde auch dort der Versuch un-
ternommen, sich gegen die Interessen des Erdölkapitalismus, die katholische Kirche und 
koloniale Abhängigkeit durch eine Entwicklung der Binnenmärkte zur Wehr zur setzen: 
»Gelingt sie nicht, so klopft dort und in ganz Lateinamerika, in der Zwickmühle zwischen 
alter agrarer und neuer industrieller Proletarisierung der Völker, der Bolschewismus bereits 
vernehmbar genug an die Tore.«324 
320 Ebd. S. 93/94.
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Staatlich-koloniale Ausdehnung und grenzenlose Wirtschaftsgestaltung im Innern 
erlaubten es Mussolinis Italien »bis jetzt«, die »zwei gefährlichen Klippen des nationalen 
Führerstaats«, zum einen der Anspruch der »geistlichen Weltmacht des Katholizismus« und 
zum anderen die »im Mittelpunkt des altrömischen Reichs von jeher sehr starke Rassen-
mischung« diplomatisch zu umschiffen: 
»Der Lateranvertrag (1929) hat durch die Scheinsouveränität der Vatikanstadt die 
›römische Frage‹ gelöst und die Rassentoleranz, einladende cäsarische Gebärde, hilft 
wenigstens den Teil der internationalen jüdischen Hochfinanz zu gewinnen, der nicht 
dogmatisch im Fahrwasser der ›Demokratie‹ segelt.«325
Zugleich unterscheide sich die italienische Diktatur ebenso wie die deutsche von der 
anderer Länder auch dadurch, dass sie es nicht nötig habe, ihr Heil in einer engen Bindung 
zum Offzierkorps zu suchen, »um nicht dem Ansturm der linken und rechten ›Intelligenzen‹ 
zu unterliegen«: »Erst seit Mussolini und Hitler erschaffen sich Diktaturen eine eigene nati-
onale Intelligenz.«326
In seinem Schlusswort warb Brinkmann für eine Abkehr vom Imperialismus und dem 
»System des Treibenlassens der Wirtschaftskräfte« hin zu einer »souveränen und vereinbar-
ten Lenkung« im Innern wie im Äußern, wie sie der Nationalsozialismus beginne umzuset-
zen: 
»Das Versprechen und die ersten Erfüllungen des nationalen Sozialismus lassen um-
gekehrt eine Welt erhoffen, deren Politik durch keine (kapitalistischen oder kommuni-
stischen) ›Internationalen‹ getrübt, eine internationale Raumordnung der Volks- und 
Bodenkräfte um so friedlicher anbahnen wird, je gebändigter im Innern der Natio-
nalwirtschaften Kapital und Arbeit zur internationalen Zusammenarbeit antreten 
müssen.«327
»Meines Volkes und meinen Freunden in England«, 1940
Die zweite Auflage von Brinkmanns erstmals 1924 erschienener Monographie »England 
seit 1815. Politik, Volk, Wirtschaft«, gewidmet »Meines Volkes und meinen Freunden in Eng-
land«, zeichnete sich durch eine nüchtern-sachliche Sprache aus und geriet trotz des Veröf-
fentlichungsdatums nicht zu einer Propagandaschrift gegen die »Plutokratie« jenseits des 
Kanals. Im Gegenteil: In seinem Vorwort von 1924 beschrieb der ehemalige Rhodes-Stipen-
diat und Referent im Auswärtigen Amt das Ziel seiner Darstellung dahingehend, dass er die 
deutschen Leser in der Gesamtschau von Staat und Wirtschaft über England und dessen 
Empire unterrichten wolle: 
»Die Geschichte des neueren Englands ist von der seines Weltreichs untrennbar […] 
in dem innerlichen und schwierigen Verstande, der die großbritannische Insel als den 
fast geheimnisvollen Kräftemittelpunkt in dem ungeheuersten Gebilde des modernen 
Imperialismus faßt, im stetigen tausendfachen Blutaustausch zwischen einer Herren-
rasse, die nicht nur ausbeutet, sondern auch organisiert, und einem Herrschaftsgebiet, 
dessen unendliche kulturelle Mischung jene zwar nicht haben brechen können, aber 
doch überall in ihrer eigenen Wesenheit umwandeln helfen.«328
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»Der wirtschaftliche Liberalismus als System 
der britischen Weltanschauung«, 1940
1940 veröffentlichte Brinkmann ein schmales Bändchen über den »wirtschaftlichen 
Liberalis mus als System der britischen Weltanschauung«. Der Bruch, den die Entstehung 
der kapitalistischen Wirtschaftsordnung für das englische Volk dargestellt habe, sei in sei-
ner »Schroffheit« ohne Beispiel unter den abendländischen Völkern: »Noch einmal hatte 
die breite Lebenslust der Bauern- und Schiffernation in der Elisabethanischen Renaissance 
den künstlerisch nie wieder erreichten Gipfel des ›merry old England‹ gefunden«, um dann 
durch das »Puritanertum mit seiner geheimen und doch gerade desto wirksameren Unter-
jochung des Menschen durch die Wirtschaft« und durch die »Calvinistische Prädestinations-
lehre« unterworfen zu werden: 
»Wir glauben heute ziemlich gut zu übersehen, warum es im Zuge der abendländi-
schen Geisteslehre zu etwas für jede natürliche Weltansicht so Grausigem überhaupt 
kommen konnte: Es war der Einbruch modernen wissenschaftlichen Denkens, der hier 
nicht nur wie später die Außenwerke des menschlichen Weltverständnisses, sondern 
zugleich seinen innersten Kern, sein Verhältnis zum Göttlichen, gleichsam unvorberei-
tet traf.«329
In der Prädestinationslehre mit ihrer »unheimlichen Wahrscheinlichkeitsrechnung« in 
der Beziehung des Einzelnen zu seinem Gott seien die »beiden Kainszeichen des modernen 
abendländischen Geistes« zu sehen, so Brinkmann, mithin »die aus einer Einbeziehung in 
äußerlich, deterministisch verstandene ›Naturgesetze‹ mit Notwendigkeit folgende totale 
Unfreiheit und Vereinzelung des als Atom gedachten ›Individuums‹«.330 Allein die »verhält-
nismäßige Beständigkeit der germanischen Gemeinschaftsgrundlagen, die in Haus und 
Familie, Landschaft und Männerbünden Englands bis auf die Gegenwart durchscheinen«, 
habe für einige Zeit verhindern können, dass die vom Puritanismus angestrebte »Verwirt-
schaftlichung allen Lebens« schon früher das Denken und Empfinden der englischen »Füh-
rerschichten« unterminierte.331 Das englische Volk habe solcherart verführt die Staatslehre 
seines »einzigen politischen Denkers von allererstem Rang«, Thomas Hobbes, »mit seiner 
naturwissenschaftlichen Konstruktion des großen Staats-Leviathans, der die uneinigen 
und bösen Einzelwillen zu ihrem Heile in den Rachen seiner gesetzlichen Ordnung ver-
schlingt«, »verschmäht«:332 
»Während die Franzosen ihre Revolution auf (wie immer missverstandene und perver-
tierte) Gemeinschaftsideale stützten, genügte es den utilaristischen Engländern, aus 
ihrer ökonomisierten ›Demokratie‹ die letzten Reste verinnerlichter Gemeinschaft zu 
entfernen. […] Aus dem Postulat der Freiheit von überflüssiger und schädlicher Politik, 
die bei [Adam] Smith auf dem ›moral sentiment‹ der Gerechtigkeit gründete, ist das 
Postulat von Freiheit von Politik überhaupt geworden, das nun erst dem Spiel der Wirt-
schaftskräfte die schrankenlose Bahn eröffnet, selbst da, wo sie mächtiger und unge-
rechter als der Staat selbst werden.«333
Der englische Liberalismus hatte in den Augen Brinkmanns gleichzeitig die Kinderstube 
seines schnell wachsenden »kleinen Bruders«, des Marxismus, bereitet: »Mitten im liberalen 
Benthamistischen England entstanden die Werke des großen Ausländers und Fremdstäm-
329 Brinkmann: Wirtschaftlicher Liberalismus. S. 7/8.
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migen [sc. Karl Marx], die als eigentliche Folgerung aus dem utilitaristisch-ökonomistischen 
Gesellschaftssystem den proletarischen Sozialismus ableiteten.«334 Weil der »selbstgerech-
te englische Utilitarismus diese letzte Konsequenz einem fremden Denken [sc. Karl Marx] 
überließ«, sei es ihm vor sich selbst gelungen, »auch in Zukunft sein eignes Geschöpf zu 
verleugnen und den Marxismus lediglich als Geißel fremder Völker zu verwenden.« 
Die von England propagierten Werte von Freihandel und »peace and goodwill among 
nations« deutete Brinkmann als ein Instrument, um »politische ›Störungen‹ und ›Hem-
mungen‹ zu beseitigen und um das Interesse des Kaufmanns als Einkäufer in den billigs-
ten und Verkäufer in den teuersten Märkten zum Bürgen allseitiger Harmonie zu machen«, 
so dass England als Besitzer der größten Goldvorräte im Rahmen der »internationalen Ar-
beitsteilung« zum alleinigen Profiteur des Systems aufsteigen konnte. Es sei das Verdienst 
des Deutschen Friedrich List gewesen, »in diesem vorgeblich individualistischen und welt-
bürgerlichen Denken des Manchestertums den Pferdefuß englischer Weltmarktpolitik 
aufzudecken«.335 Mittels der Propagierung des »Liberalismus des Eigennutzes, diese Erb-
sünde seit den Puritanern«, und des sich daraus ableitenden schrankenlosen, freien Welt-
handels hätten die Engländer es verstanden, die Welt zu beherrschen.336
Auch wenn der Zeitpunkt der Veröffentlichung vom Bedarf an Kriegspropaganda be-
stimmt war, so stammten die mit langen Zitaten belegten Angriffe gegen England entweder 
aus der Feder englischer Autoren oder aus dem vornazistischen Arsenal der »Historischen 
Schule«. Brinkmann lieferte weder weitergehende Ausführungen zu einem »völkischen« 
Gegenmodell noch suchte er seine Argumentation durch ras sistische Ausfälle, wie zum Bei-
spiel gegen das Finanzjudentum, was im Jargon der Zeit und analog zur Argumentation 
vieler Kollegen zu erwarten gewesen wäre, zu untermauern.
»Deutschlands koloniales Lebensrecht«, 
Kolonialwissenschaftliche Vortragsreihe 1940/41
Kurz nach der Entfesselung des Zweiten Weltkriegs lieferte Brinkmann eine Rechtfertigung 
deutschen Kolonialstrebens vor dem Hintergrund der Geschichte der deutschen National-
ökonomie. Sein 1943 in der »Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft« publizierter 
Aufsatz »Wandlungen des deutschen Wirtschaftsdenkens über Kolonialpolitik und Kolo-
nisation« entstammte der »Kolonialwissenschaftlichen Vortragsreihe« an der Universität 
Heidel berg im Wintersemester 1940/41.337 Der Nationalökonom wollte die rein »materielle« 
Betrachtung der Kolonialwirtschaft durch die Staatsrechtler, Geographen und Geologen 
um die »mehr geistige« Behandlung des »Kolonialproblems« in der deutschen Wirtschafts-
lehre ergänzen, »denn [dieses Thema] zeigt an einem geradezu kritischen Punkte das tragi-
sche deutsche Schicksal des 19. Jahrhunderts, das darin bestand, dass die Welt des Sozialen 
und Wirtschaftlichen fast immer nur in der Brechung liberaler und nationaler Gedanken 
gesehen werden konnte«. 
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Während der »englische Gegner« in »ruhiger Selbstverständlichkeit«, so Brinkmann in 
Bezug auf unter anderem Adam Smith, John Stuart Mill und Alfred Marshall, die koloniale 
Wirtschaftstätigkeit als Beitrag zur nationalen Sicherheit, als »Erzeugerin von ›hopefulness, 
freedom and change‹« betrachtet hätte, hätten sich im Deutschland des 19. Jahrhunderts 
die Fürsprecher einer aktiven Expansionspolitik und ihre Gegner, die Fortschritt durch 
freien Marktzugang und Welthandel erhofften, in heillosem Streit gegenüber gestanden 
– eine »nationale Front des Denkens und Handels« habe nicht existiert.338 Erst 1885, mit 
der Neuausgabe der Monographie »Kolonien, Kolonialpolitik und Auswanderung« von Wil-
helm Roscher (*1817), einem Hauptvertreter der älteren Schule der »Historischen Schu-
le«, sei unter dem Einfluss der Bismarckschen Staatswirtschaft ein »sehr neuer Geist« in 
die Nationalökonomie erkennbar, »dessen Äußerungen aber gerade in ihrem unserer Zeit 
verwandten Klange merken lassen, wie lange Jahrzehnte seine Forderungen noch uner-
füllt bleiben sollten.«339 Auswanderung und Kolonisation, zitiert Brinkmann das Vorwort 
der »Deutschen Aufgaben in der Gegenwart« von Robert Jannasch (*1845), sind nicht als 
Anzeichen von »Marasmus« des Staats zu deuten, sondern im Gegenteil, als wegen »ihres 
kolonisatorischen und zivilisatorischen Kostenaufwandes von ›geradezu ungezählten Mil-
liarden‹ ein Beweis für die stärkste Initiative der Kulturvölker seit den ›Tagen der Revoluti-
on‹.« Im Deutschen Kaiserreich hätten die Weltfremdheit der Bürokratie, die Praxisferne des 
Bildungssystems und der »kurzsichtige Interessenkampf der politischen und wirtschaftli-
chen Parteien« jede Expansion nach außen verhindert.
»Ringen um unsere deutsche Weltstellung«, 1881 und 1941
Das leidenschaftlichste Plädoyer für die »Synthese nationaler Gemeinschaft«, so Brinkmann, 
stamme vom so »unverdientermaßen« vergessenen »seherischen« Theosophen Wilhelm 
Hübbe-Schleiden (*1848). Seitenlang übernimmt der Heidelberger Nationalökonom Text-
passagen aus dessen Buch »Deutsche Kolonisation« aus dem Jahr 1881 als beispielhaften 
»zentralen Angriff auf die wirtschaftstheoretische Position des Liberalismus«. Es sei eine 
»schwärmerische Phantasie«, »kindliche Vorstellung« und die »Quintessenz aller wirtschaft-
lichen Übel und Mängel, an denen die schwachwillige Periode unserer Rasse [...] gelitten 
hat«, an eine »selbsttätige Harmonie aller egoistischen Interessen« zu glauben, so zitiert 
Brinkmann Hübbe-Leiden: Der durch das Erlebnis der Kriege Bismarcks geprägten neuen 
Generation sei es aufgegeben, mit dem »theoretischen Grübeln« zu brechen und »mit gä-
rendem Tatendrang« und »Titanenwillen« in den »Wettstreit mit anderen Nationen« durch 
die »extensive Entwicklung der eigenen Nationalität« einzugreifen. Keine der Weltmächte 
sei gegenwärtig bereit, ihre Kolonialpolitik aufzugeben, sie hätten nur das frühere Koloni-
alsystem der einseitigen Ausbeutung der Kolonialstaaten zugunsten nominell eigenständi-
ger »nationalpolitischer Stützpunkte« modifiziert. Ein Verzicht Deutschlands auf eine aktive 
Kolonialpolitik mit dem Hinweis auf den »Anachronismus« von Kolonien sei darum falsch, 
338 Ebd. S. 507-509. Die Fachschaft »Wirtschaftswissenschaftler« hatte bereits 1938 beim »3. Reichsleistungskampf der 
deutschen Studenten« unter dem Oberthema »Nationalsozialistischen Wirtschaftsgestaltung« einen – möglicherweise 
von Brinkmann angeregten – Beitrag mit dem Titel »Die koloniale Rohstoffversorgung Deutschlands unter besonderer 
Berücksichtigung der alten deutschen Kolonien und die Rohstoffversorgung Englands im Wirtschaftsgefüge des briti-
schen Weltreiches« eingereicht. Kubach: Rechenschaftsbericht 1937/38. S. 38/39.
339 Brinkmann: Kolonialpolitik und Kolonisation. S. 511. Roscher, Wilhelm u. Jannasch, Robert: Kolonien, Kolonialpolitik und 
Auswanderung. 3., verb., verm. und z. T. ganz neu bearb. Auflage von Roschers Kolonien. Berlin 1885.
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schließt Hübbe-Leiden. Seine Argumente sah Brinkmann 1941 im »heutigen Ringen um 
unsere deutsche Weltstellung« bestätigt.340 
Die Forderung, im Rahmen einer quasi aufgeklärten Kolonialpolitik und der Aufteilung 
der Welt in Einflusssphären »nationalpolitische Stützpunkte« zu schaffen, durchzogen auch 
viele der Reden und Veröffentlichungen rund um das von Brinkmann zu dieser Zeit mit 
projektierte Institut für Großraumwirtschaft.341
5.3.2.4 Raumforschung: Siedlungsaufgaben in Baden, 1931-1933
Neben der Wirtschaftsgeschichte und –theorie, der Staats- und Gesellschaftslehre stellte 
die Raumforschung bereits vor 1933 und vor Einbindung des InSoSta in die Reichsarbeits-
gemeinschaft für Raumforschung im Januar 1936 einen der Forschungsschwerpunkte am 
Lehrstuhl Brinkmanns dar.342 Die sehr kleine Nutzfläche der durch die Realteilung zerstü-
ckelten Güter in Baden machte den effektiven Einsatz von Maschinen in der Landwirtschaft 
wie in Frankreich und beginnend in Italien unmöglich. Die Zusammenlegung der kleinen 
Parzellen zu größeren, maschinell bestellbaren Flächen stellte ein Strukturproblem dar, das 
älter, sachlich begründet und weniger ideologiegeladen war als die durch die national-
sozialistische Propaganda hochgepeitschte Einführung der »Erbhöfe« zur »rassischen Wie-
dergeburt« rückblickend suggeriert.343 
In den vom Reichsministerium für Ernährung und Landwirtschaft publizierten »Berich-
ten über die Landwirtschaft« veröffentlichte Brinkmann Ende des Jahres 1933 eine knappe 
Studie über »Siedlungsaufgaben in Baden« und Umfang und Chancen der »West-Ost-Sied-
lung« und der innerbadischen Siedlung.344 Von 1931 bis August 1933 hatte die badische 
Zweigstelle der Reichsstelle für Siedlerberatung 101 badische Familie auf 89 Siedlerstellen 
im Osten, vornehmlich in Schlesien, angesiedelt.345 Probleme sah Brinkmann vor allem in 
der mangelnden Vorabinformation über die in Aussicht genommenen Siedlerstellen im Os-
ten und der in Berlin »vorherrschenden Meinung […], man könne Siedler fertig vorfinanziert 
zu jederzeitigem Abruf nach dem Osten bereithalten«.346 Während die »West-Ost-Siedlung« 
sich eines »großen allgemeindeutschen Interesses« erfreue, stoße die – eigentlich nahe-
liegendere – badische Binnenkolonisation trotz vorhandener günstiger Möglichkeiten auf 
große Schwierigkeiten finanzieller und rechtlicher Natur.347 Mit entsprechender geldlicher 
Ausstattung und fortschreitender Melioration von Ödland und durch Zusammenfassung 
340 Brinkmann: Kolonialpolitik und Kolonisation. 514-516.
341 So z. B. bei der Arbeitstagung des Instituts für Großraumforschung über »Probleme des Großraums Europa« am 
19.12.1942. Siehe S. 450.
342 Zur RAG und dem InSoSta siehe S. 353.
343 Der »Reichserbhof« sollte den »erbtüchtigen und charakterlich einwandfreien« Bauern den »Schutz der Bodenfreiheit« 
geben und dem Deutschen Reich die »Gewähr der rassischen Gesundheit des Bauerntums, dessen Kraft allen Ständen 
des deutschen Volkes zur Wiedererstarkung helfen wird« liefern. Götz von Chelius, »Grundgedanken des Reichserbhof-
gesetzes« In: Der Heidelberger Student vom 12.12.1933 u. Roloff: Mitarbeit der Wissenschaft. S. 537. Vgl. Benz/Graml/
Weiß: Enzyklopädie des Nationalsozialismus. S. 448.
344 Der Text erschien als Sonderdruck, die ursprüngliche Ausgabe wurde vom Deutschen Forschungsinstitut für Agrar- und 
Siedlungswesen, Abt. Heidelberg, veröffentlicht. Brinkmann: Siedlungsaufgaben.
345 In Bezug zur allgemeinen Landflucht gesetzt, war die Zahl der West-Ost-Siedler verschwindend gering, 470 Personen 
von etwa 24.000-28.000 Bauern, die die badischen Landwirtschaft im Zeitraum von zwei Jahren verließen. Brinkmann: 
Siedlungsaufgaben. S. 5.
346 Ebd. S. 6.
347 Ebd. S. 12-14.
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von durch Realteilung zersplitterten Ackerflächen könnten, so Brinkmann, Scharen von In-
dustriearbeitern, Arbeitslosen und weichenden Bauernkinder in Baden selbst angesiedelt 
werden.348 Die Forschungen Brinkmanns zur Umsiedlung von Bauern in den Osten sollten 
mit den Eroberungen in den ersten Kriegsjahren eine neue Dimension erhalten – über die 
RAG wurden nun große Geldsummen für die Bestandsaufnahme in Baden bereitgestellt 
(siehe S. 353).
Großraumwirtschaft5.3.2.5 
Wie seine Kollegen Schuster und Thoms so äußerte sich auch Brinkmann zur »wirtschaft-
lichen Gestaltung des europäischen Großraums«. Der Nationalökonom sah in Napoleons 
Großreich den ersten großen Versuch der Moderne im »sehr berechtigten Angriff« ge-
gen die »Weltherrschaft des englischen Industriesystems« eine West- und Osteuropa zu-
sammenschließende Kontinentalwirtschaft zu begründen.349 Nach dem »Scheitern des 
Napoleonischen Experiments« eroberte die liberale »Ideologie der selbsttätigen Weltwirt-
schaftsharmonie« Europa. Diese brachte durch die »Entfesselung der unternehmerischen 
Einzelkräfte« vor allem in den agrarisch geprägten Ländern, deren »bodenwirtschaftlicher 
Unterbau« gemäß Brinkmanns Säulenheiligen, dem schwäbischen Nationalökonomen 
Friedrich List, durch den Staat hätte geschützt werden sollen, für die Bauern »absoluten 
Rückschritt«. Ihren Höhepunkt hatte die »Verkennung nationalwirtschaftlicher Boden-
grundlagen« in den östlichen »Nachfolgestaaten«, die »ihr Bauerntum für naturwidrige 
Industrieexperimente« ausbeuteten und in der »bolschewistischen Revolution«, »deren 
Staatsindustrialisierung auf dem Rücken des Bauerntums« ausgetragen wurde:
»Erst der nationale Wideraufstieg der beiden spät geeinten Staatsvölker des abendlän-
dischen Mittelalters [sc. Italien und Deutschlands], vor allem erst die politische Umwäl-
zung einer hochkapitalistischen Volkswirtschaft im Nationalsozialismus ist der Beginn 
eines grundsätzlich neuen Zeitalters nationaler und zwischenvölkischer Wirtschaft.«350
Da man im Ausland durch die militärischen Erfolge des Deutschen Reichs geblendet sei, 
bestehe die Gefahr, so Brinkmann, dass dort die über strategische Zwänge hinausgehen-
den, sich aus der »Natur der gesamteuropäischen Wirtschaft« ableitenden Begründungen 
für eine »neue Ordnung unter deutscher Führung« übersehen würden. Im Gegensatz zum 
»Internationalismus 1789 und 1917« bereite der »nationalsozialistische Grundsatz nationa-
ler Wirtschaftsgestaltung, der auf der »sozialen Umgestaltung der kapitalistischen Kultur« 
beruhe, den Boden für eine »weltwirtschaftliche Raumbildung«. 
Nicht als »napoleonisches Machtstreben« oder bloße Nachahmung des britischen Em-
pire, als ein »Kranz von Agrar- und Rohstoffproduktionen rund um einen deutschen Nichts-
als-Industrie-Kern«, dürfe man sich den »euroafrikanischen Großraum« vorstellen, sondern 
als eine – Brinkmann zitiert an dieser Stelle den in Heidelberg ansässigen Schriftleiter der 
Zeitschrift für Geopolitik, Klaus Vowinckel, – »Vielzahl von größeren und kleineren Staa-
ten und Kolonialgebieten, von denen jedes das Höchstmaß von eigenlebiger Wirtschaft 
zeigt, das in seinem Raum denkbar ist«.351 Das Deutsche Reich wolle »trotz höchster Indus-
348 Ebd. S. 13.
349 Brinkmann: Großraum. S. 29.
350 Ebd. S. 30.
351 Ebd. Vgl. Schusters Vision zum Großraum, S. 331.
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trialisierung auch ein Bauernland« bleiben.352 Die künftige Weltwirtschaft sah Brinkmann 
»nunmehr offen« dominiert vom europäischen, russisch-eurasiatischen, japanisch-ostasia-
tischen und amerika-reichsbritischen Großraum.
Widersprüche und Kompensation5.3.2.6 
»Wir haben in diesen Jahren auch Carl Brinkmann dabei 
gehabt und sollten seiner gedenken als einer in ganz an-
derer Weise universalhistorischen Persönlichkeit, weder der 
Theorie noch der Soziologie fremd, von einer unendlichen 
Sensitivität des Lernens, beinahe in sich abgeschlossen, für 
sich sprechend sehr eigentümlich, daß er nie zu Menschen 
direkt sprach, wenn er vortrug, sondern sozusagen zur Welt 
sprach, die in seinem Kopf sich herstellte.« Bergstraesser 
über Brinkmann im Jahr 1962.353
Die mit dem InSoSta im speziellen und der Volkswirtschaftslehre im allgemeinen befassten 
Wissenschaftler sind ebenso wie bereits Brinkmanns Zeitgenossen in ihrer Einschätzung der 
Stellung, die der Heidelberger Nationalökonom zum Nationalsozialismus einnahm, unter-
schiedlicher Auffassung.354 Zu widersprüchlich sind die einzelnen Aufsätze. Der Soziologe 
Leopold von Wiese charakterisierte im Rahmen eines Interviews mit dem Amerikaner Earle 
Edward Eubank im Sommer 1934 Brinkmann erregt und wütend als »sehr taktlose[n] und 
inkompetenten« »Parteimann«, der am InSoSta »große gedankliche Konfusion« angerich-
tet habe.355 Von Wieses Darstellung wurde von Otthein Rammstedt, Klaus-Dieter Krohn und 
Werner Krause übernommen.356 Reinhard Blomert charakterisiert Brinkmann in seiner Dar-
stellung zur Geschichte des InSoSta als opportunistischen »Konvertiten«, dessen vormals 
vergleichsweise liberale, wenngleich aristokratisch geprägten antikapitalistischen Utopien 
nachhängende Geisteshaltung im Laufe der Jahre einem ausgeprägten Freund-Feind-Den-
ken gewichen sei, obwohl er kritische Distanz zum Nationalsozialismus bewahrt habe.357 
Welche Rolle hierbei dessen seit 1925 bestehende Brieffreundschaft mit dem Juristen Carl 
Schmitt spielte, ist auf Grundlage der vorliegenden Quellen nicht zu entscheiden: »Was 
Brinkmann letztlich Carl Schmitt, oder umgekehrt Carl Schmitt Brinkmann, verdankte, ist 
nicht klar. Brinkmann scheint relativ isoliert gewesen zu sein, und Schmitt vermittelte ihm 
das Gefühl eines ähnlich denkenden Gesprächspartners. In jedem Fall scheint er Schmitts 
größere Nähe zur Macht geschätzt zu haben.«358
352 Brinkmann: Großraum. S. 31.
353 Zit. nach Blomert: Intellektuelle. S. 26.
354 Janssen: Nationalökonomie. S. 172-174.
355 Während der Reise des amerikanischen Soziologen Eubank durch Europa stellte dieser in allen seinen Interviews mit 
den neun herausragenden Soziologen Deutschlands (Freyer, Oppenheimer, Sombart, Spann, Tönnies, Vierkandt, Voe-
gelin, A. Weber, von Wiese) zuletzt die Frage nach deren Einschätzung, wer in ihren Augen unter die einflußreichsten 
Soziologen im Gestern und Heute zu zählen sei. Während sein Bruder Max zusammen mit Ferdinand Tönnies und Hans 
Simmel sehr häufig genannt wurden, mochte keiner der Befragten Alfred Weber für einen einflußreichen Soziologen 
halten. Sein früherer Kollege Brinkmann wurde ebenfalls nur von Tönnies als potentiell »wichtig« erwähnt. Käsler: So-
ziologische Abenteuer. S. 34, S. 162 u. S. 164.
356 Rammstedt: Deutsche Soziologie. S. 92; Krohn: Wirtschaftstheorien. S. 181 u. Krause: Wirtschaftstheorie. S. 181.
357 Blomert: Intellektuelle. S. 27 u. 114. 
358 Ebd. S. 402/403, Anm. 60.
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Dirk Käsler hingegen zählt Brinkmann zusammen mit Alfred Weber zu den Vertretern der 
»inneren Emigration«.359 Als Beleg für seine »innere Distanz« zum Nationalsozialismus und 
als klassisches Beispiel für die »Tarnung der Gegenwartskritik im Gewande der Geschichts-
schreibung« – hier: an der nationalsozialistischen Preispolitik – deutet Hauke Janssen in 
seiner Monographie über »Nationalökonomie und Nationalsozialismus« eine Passage über 
den Codex Juris Civilis aus Brinkmanns 1939 erschienenem Aufsatz über den »Gerechten 
Preis« 360: 
»Die Gesetzgebung des Codex atmet wie so viele Gesetze der späteren Kaiserzeit jenen 
Geist barsten Despotismus, der es liebt, sich mit dem verblichenen Mantel der Men-
schenfreundlichkeit, der Billigkeit und Milde gegen die Bedrückten und Verschuldeten 
aufzuputzen, und dabei in seiner Erbärmlichkeit doch weder die Fähigkeit noch die 
Neigung dazu hat, wirklich große Ziele zu verfolgen. Nur einer solchen Zeit konnten 
auch die von Diokletian eingeführten willkürlichen Preistaxen ihre Entstehung verdan-
ken.« 361
Auch die in seinem Nachruf auf Werner Sombart aus dem Jahr 1941 en passant gemach-
te Bemerkung, dass Sombarts Bemühen um eine »tiefere Ratio« gerade »in einer Zeit zu-
nehmend verbilligter Irrationalismen und Mystizismen« nicht dem Vergessen anheim fallen 
sollte, läßt aufhorchen.362 
Seine früheren Schüler, Doktoranden und Assistenten schildern Brinkmann – kaum 
überraschend – in durchweg günstigem Licht. Der spätere Landrat Paul Herrmann be-
schrieb seinen Doktorvater als einen vorsichtig agierenden Professor, der im persönlichen 
Umgang zwar durchaus kritisch das Tagesgeschehen kommentierte, aber keinesfalls eine 
»offen oppositionelle Rede« führte und sich mittels einer Gruppe »unpolitischer Menschen« 
»abgeschirmt« habe.363 Brinkmann sei getrieben worden, so Herrmann, durch die Frage 
nach einem »gebändigten Kapitalismus«, habe in diesem Zusammenhang semesterlang 
über den italienischen Soziologen und Volkswirtschaftler Vilfredo Pareto (*1848) geforscht 
und gelehrt: »Ganz unpolitische Gedankengänge, aber doch hochaktuell, wenn man sieht, 
wie damals überall der Versuch gemacht wurde, eine Art von neuer Gerechtigkeit zu ver-
wirklichen, eine nichtsozialistische Gerechtigkeit zu verwirklichen.«364 Sein letzter Assistent 
359 Käsler: S. 528/529.
360 Vgl. die ausführliche Darstellung in: Janssen: Deutsche Volkswirtschaftslehre. S. 172-175. Vgl. Muller: Enttäuschung und 
Zweideutigkeit. S. 306/307; grundlegend: Strauss: Persecution.
361 Brinkmann: Geschichtliche Wandlungen. S. 419. Janssen zitiert unterstützend den Münchner Kollegen Brinkmanns 
Otto von Zwiedineck-Südenhorst, der 1938, diesmal am Beispiel der Herrschaft orientalischer Despoten, die Politik des 
Preisstopps ebenfalls kritisierte: »Meine […] Vorlesung hatte ich begonnen mit einer Kennzeichnung des vor mehr als 
vier Jahrtausenden bestehenden Großkönigtums, das die Beherrschung von Menschenmassen auf Mißachtung und 
Verachtung des Einzelmenschen aufgebaut hatte. Selbst wenn […] von einem sumerischen Gesetzgeber […] gegen 
den Zinswucher […] eingeschritten wurde und Höchstpreise festgesetzt wurden, so geschah das nicht etwa aus Mit-
gefühl mit den durch Zins- und Preiswucher Getroffenen, sondern […] um des autoritären Interesses, um des Staates 
willen.« Zwiedineck-Südenhorst, Otto von: Von den Grundlagen der sozialen Bewegung und vom Schicksal der deut-
schen National ökonomie. Abschiedsvorlesung bei Ausscheiden aus der Lehrpflicht, gehalten am 24. Februar 1938. o. O. 
1938. S. 25, zit. nach Janssen: Nationalökonomie. S. 174. Zum »gerechten Preis« aus Sicht der Nationalsozialisten vgl. u. a. 
Hohlfeld: Politischer Preis.
362 Brinkmann: Sombart. S. 12. Ein paar Seiten zuvor löckte Brinkmann wider den Stachel der »heute überbetonten ho-
rizontalen Dimension« der »Gemeinschaftsarbeit« gegenüber der auf »Zucht und Kameradschaft der Tradition in der 
Zeit«. Ebd. S. 3.
363 Z Herrmann. Paul Herrmann (*1913, Ludwigshafen) hatte im Oktober 1938 seine Prüfung zum Diplom-Volkswirt ab-
gelegt. Seine im Sommer 1939 eingereichte Doktorarbeit zur »Untersuchungen zur agraren Struktur Mittelbadens 
(Lkr. Rastatt und Bühl), Vorschläge zu einer Neuordnung der Boden- und Besitzverhältnisse« war von den Referenten 
Brinkmann und Schuster mit der Note »ausgezeichnet« bewertet worden. Nach kriegsbedingten Verzögerungen war 
Herrmann im Juli 1942 promoviert worden. UA HD H-VI-851/Herrmann.
364 Z Herrmann.
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vor seinem Weggang nach Berlin, Claudio Montaner, erinnerte sich 1954, dass Brinkmann 
»im innersten Grunde einsam geblieben« sei.365
Einen möglichen Schlüssel zu seinem widersprüchlichen Verhalten im National-
sozialismus lieferte sein Doktorand und Assistent, der spätere Wirtschaftsminister im Ka-
binett Kiesinger, Karl Schiller (*1911), im Interview mit Janssen. Brinkmann hatte aus erster 
Ehe mit einer Jüdin einen Sohn, der in der Schweiz lebte. »Das war damals die Tragik seines 
Lebens«, so Schiller, »den Jungen musste er verstecken, und nach meiner Ansicht kam da-
her seine Gespaltenheit. Er wollte ständig kompensieren.«366 
Brinkmann blieb bis zu seinem Weggang 1942 ordentliches Mitglied der philosophisch-
historischen Klasse der Heidelberger Akademie der Wissenschaften und veröffentlichte 
seine Monographie über die »Erzeugung landwirtschaftlicher Güter« in deren Schriftenrei-
he. Im »Heidelberger Student« wurde wiederholt gegen die von »Judenstämmlingen und 
Juden knechten« in der »Systemzeit« »restlos verseuchte«, einem »krassen Liberalismus« 
verschworene Heidelberger Akademie gehetzt und eine »durchgreifende und erfrischende 
Säuberung« gefordert: 
»1933, man hätte nach allem, was angeführt wurde, erwarten können, daß dieser Hau-
fe [sic!] sich möglichst geräuschlos und möglichst schnell in alle Winde verteilt hätte [...] 
Aber leider war der Geist bereits so schwach, daß es nicht mehr zur geringsten Gleich-
schaltung aus den eigenen Reihen hinaus reichte!«367 
Angesichts des Ruchs, eine »Quelle der Reaktion« zu sein, und der »Mitgliedschaft eini-
ger […] als politisch unzuverlässig bekannter Persönlichkeiten« ist es nicht überraschend, 
dass die Akademie unter der argwöhnischen Beobachtung des SD stand:
»Bei den Akademien der Wissenschaften handelt es sich um Gebilde, die vom natio-
nalsozialistischen Geist auch im zehnten Jahr nach der Machtergreifung noch keinen 
Hauch verspürt haben. Die meisten Mitglieder der Akademien [...] sind politisch völlig 
indifferent und in einem Alter, daß von Ihnen in politischer Hinsicht auch nicht das 
Geringste mehr erwartet werden kann. […] Wer einmal eine Sitzung [...] mitgemacht 
hat, der hat das Gefühl, daß der Nationalsozialismus spurlos an den meisten Mitglie-
dern vorübergegangen ist, und daß es sich bei unserer Weltanschauung um eine Sache 
handelt, die man, weil doch nur vorübergehend, gar nicht erst zu berücksichtigen 
braucht.«368
In den Akten nicht zu überlesen ist die tief empfundene Rivalität zum Leiter des Insti-
tuts für Volkswirtschaftslehre und Statistik, Schuster, mit dem Brinkmann viele Forschungs-
365 Montaner: Brinkmann. S. 211.
366 Interview von Hauke Janssen mit Karl Schiller am 14.7.1989, zit. nach: Janssen: Nationalökonomie. S. 175 Anm. 2. Unter 
Kollegen scheint die Ehe mit einer Jüdin bekannt gewesen zu sein, zumindest schreibt Thoms 1948 in seiner Recht-
fertigungsschrift unter »Meine Einstellung zu anderen Rassen«, dass er Brinkmann, dem »manche Schwierigkeiten« 
gemacht worden wären, immer »verteidigt« habe. Thoms, Vorläufige Verteidigung, ohne Datum [vor Mai 1948], GLA KA 
465a-59-54-480. Seinem Doktoranden Herrmann hingegen war weder seine erste Ehe mit einer Jüdin noch sein Sohn 
bekannt. Z Herrmann.
367 Die Heidelberger Akademie der Wissenschaften. Eine wissenschaftliche Organisation, an der die Zeit vorüber ging. In: 
Der Heidelberger Student vom 16.11.1936. Vgl. zur Heidelberger Akademie der Wissenschaften und dem Nationalsozia-
lismus Wennemuth: Akademie der Wissenschaften. S. 343-542. Abgesehen von Brinkmann war kein Wissenschaftler an 
der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät Mitglied der Heidelberger Akademie. Zu Alfred Weber und der 
Heidelberger Akademie siehe ebd. S. 193/194.
368 Wesch, Lage an den deutschen wissenschaftlichen Akademien, UA HD REP 38/12, 1.10.1943. Trotz aller Anfeindungen 
wurde die Heidelberger Akademie der Wissenschaften nicht aufgelöst. Dass der SD-Berichterstatter noch im Oktober 
1942 die Notwendigkeit zur Unterwanderung der Akademie durch treue Nationalsozialisten sieht, kann als Hinweis 
gewertet werden, dass dies aus der Sicht des Regimes zuvor noch nicht in ausreichendem Maß geschehen war.
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gebiete teilte, und der sich parallel zur schrittweisen Ausschaltung Bergstraessers zum 
Hauptkonkurrenten um Einfluss und Gelder entwickelte. Bergstraessers Engagement und 
Überzeugungskraft hatten nach 1933 die weitere Unterstützung durch die Rockefeller-
Stiftung für das Forschungsprojekt am InSoSta zum »wirtschaftlichen Schicksal Europas« 
ge sichert. Während der zuständige Gutachter auf ein Verbleiben Bergstraessers für eine bes-
sere Zukunft hoffte, mißtraute er dem Direktor des InSoSta zutiefst: »I do not trust him [sc. 
Brinkmann]. Nor, I suspect, do the Baden Nazis who’s favour he is trying to cultivate.«369 
Der ehemalige Mannheimer Professor Schuster sammelte Titel, Ämter und Lob in und 
aus den Reihen der Parteidienststellen der NSDAP. Er dürfte den Nicht-Pg. Brinkmann im 
Wettkampf um Mittel und Einfluss unter gewissen Zugzwang gesetzt und diesen zu tiefen 
Verneigungen vor dem Regime getrieben haben. Nach dem Auslaufen der zumeist noch 
von Weber und Bergstraesser eingeworbenen Drittmittelprojekte, vor allem aus den Töp-
fen der Rockefeller-Stiftung, stand der Direktor des InSoSta hier in wachsendem Maß in 
direkter Konkurrenz zum zweiten volkswirtschaftlichen Institut Schusters. Vergleicht man 
die Anpassungsstrategien Brinkmanns und Schusters, so steht der Heidelberger Volkswirt 
für anfangs das Regime freudig begrüßende Veröffentlichungen bei gleichzeitiger Absti-
nenz gegenüber der Mitgliedschaft in den Parteigliederungen, während der Mannheimer 
den entgegengesetzten Weg einschlug und kaum publizistisch für die Rechtmäßigkeit der 
autoritären Wirtschaftspolitik der Nationalsozialisten eintrat, dafür aber in deren Parteiglie-
derungen.370 
Walter Waffenschmidt5.3.3 
Der als einer der »Wegbereiter der Grenznutzentheorie« und der Mathematisierung der 
Volkswirtschaftslehre371 gerühmte Extraordinarius Walter Waffenschmidt las – über raschend 
vor dem Hintergrund der vielstimmigen nationalsozialistischen Polemik gegen »reine The-
orie« und Mathematisierung in der Volkswirtschaft372 – anscheinend unbehelligt von An-
feindungen unverändert zur »theoretischen Wirtschaftsmechanik«, »Ökonometrie« und 
»Technik und Wirtschaft«. Bei den Berufungsverhandlungen um die Nachfolge Brinkmanns 
setzte Dekan Thoms auf besonderes Drängen des Dozentenbundsführers Schmidhuber 
Waffenschmidt sogar auf die Berufungsliste.373 Seine Stellung als Gewerberat im Arbeits-
ministerium und das Fehlen akademischer Ambitionen ließen den gebürtigen Basler den 
Anpassungsdruck an der Universität wohl weniger stark empfinden, so trat er als einziger 
neben Brinkmann nicht der NSDAP bei.374 Während des Nationalsozialismus veröffentlichte 
Waffenschmidt nur wenige Aufsätze. Im 1938 veröffentlichten Handbuch »Die wirtschafts-
wissenschaftlichen Hochschullehrer« wurde Waffenschmidt nicht genannt.
369 Memorandum vom 7.7.1933, zit. nach Blomert: Intellektuelle. S. 114.
370 Vgl. Schuster und Forschung S. 321.
371 Brandt: Entwicklungslinien. S. 297/298 u. 374-376 u. Brandt: Waffenschmidt.
372 Vgl. Waffenschmidt und Nachfolge Brinkmanns S. 127. 
373 Dekan an Rektor, 28.7.1942, UA HD H-VI-551. Für die von Karl Brandt in der Festschrift zu Waffenschmidts 70. Geburts-
tag gemachte Aussage, dass dessen nicht zu Zugeständnissen gegenüber den Nationalsozialisten bereite Haltung 
mit dem »Ausscheiden aus dem Staatsdienst« quittiert worden sei, findet sich in den Akten zur Fakultät in Heidelberg, 
Karlsruhe und Berlin kein Hinweis. Waffenschmidt lehrte bis Kriegsende an der Universität Heidelberg. Brandt: Waffen-
schmidt. S. 31.
374 Waffenschmidt an Military Government of Germany, 8.5.1945, UA HD B-3029/10 u. Brintzinger: Nationalökonomie. 
S. 156-158 u. 167.
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5.3.4 Arnold Bergstraesser
Der Nationalökonom und Inhaber der Gothein-Gedächtnis-Professur für Auslandskunde 
Arnold Bergstraesser zählte zur nationalkonservativen, der bündischen Jugend naheste-
henden Gruppe jüngerer Hochschullehrer.375 »Bergstraessers politische und organisatori-
sche Regsamkeit schien ihn mehr zum Jugendführer und Politiker als zum Forscher und 
Denker zu bestimmen«, so Marianne Weber (*1870) in ihren Memoiren: »Wir sprachen ihm 
nach dem Umbruch bedeutende politische Funktionen im neuen Staat zu, aber es kam an-
ders. Ein bis dahin unbekannter Webfehler im Lebensgeflecht seiner Vorfahren verhinderte 
seinen Aufstieg und trieb ihn schließlich nach drüben [sc. in die USA].«376 Vor der Entlas-
sung aufgrund seiner »nichtarischen« Herkunft schützte ihn bis 1935 sein Status als »Front-
kämpfer«. Bergstraesser war während seines Einsatzes an der Westfront schwer verwundet 
worden und hatte ein Auge verloren.377 Übereinstimmend werden von den Zeitzeugen 
Bergstraessers Charisma und sein Einfluss auf die Studenten berichtet, so auch seine Dok-
torandin Schütz-Sevin: »Er hatte etwas Strahlendes und Mitreißendes und einen großen 
Einfluss auf junge Menschen, die ihm zum Teil rückhaltlos ergeben waren. […] Es ging viel 
böses Gerede um, wie er die Jugend betöre; aber das waren kleine Geister.«378
Bergstraesser reiste im Oktober 1933 auf Einladung des Royal Institute of International 
Affairs nach England und im März 1934 nach Paris – die einzigen Reisen eines Mitglieds 
der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät ins westlich-demokratische Aus-
land überhaupt. Mißtrauen und Feindseligkeit sowohl von Seiten der Nationalsozialisten, 
die Propaganda gegen Hitler-Deutschland fürchteten, wie auch von Seiten der Emigranten, 
die Propaganda für Hitler-Deutschland beklagten, ließen diese Reisen zu einem politischen 
Spießrutenlauf geraten. Als der nunmehr als »Nichtarier« in Heidelberg beurlaubte Berg-
straesser im März 1935 einen Vortrag in Oxford halten wollte, wurde ihm vom MKU beschie-
den, dass sein Pass aufgrund der Weisung des »Politischen Polizeikommandeurs« in Berlin 
gesperrt worden sei.379
375 Die umfassendste Studie zu Bergstraessers »intellektueller Konfiguration«, seinen Schriften und seiner Biographie 
stammt von Horst Schmitt. Vgl. Schmitt: Politikwissenschaft. S. 40-73. Ergänzend zum politischen und intellektuellen 
Umfeld Bergstraessers an der Ruperto-Carola siehe Jansen: Professoren und Politik. Weiterhin vgl. zu Bergstraessers 
Position und Rolle im InSoSta Blomert: Intellektuelle, v. a. S. 134-138 u. 301-328.
376 Weber: Erinnerungen. S. 200. Die weitergehende Interpretation von Webers Aussage wird in der Forschung diskutiert. 
Carsten Klingemann konstatierte, dass das Zitat belege, dass der Kreis um Marianne Weber »nach der Machtübernahme 
[...] auf die politischen Einflussmöglichkeiten seines Mitglieds Bergstraesser« gesetzt habe, während Günther Roth in 
seiner Biographie der Familie Weber schreibt, dass Zitat und Kontext diese Interpretation nicht zuliessen. Klingemann: 
Soziologie. S. 133 u. Roth: Familiengeschichte. S. 610, Anm. 122.
377 Bergstraesser, Standesliste, 15.11.1928, UA HD PA 3276.
378 Schütz-Sevin: Nacht über Heidelberg. S. 90. Marianne Weber schrieb gleichlautend mit Bezug auf Bergstraessers Ent-
lassung: »Auch gegen Bergstraesser ist von einem seiner früheren Schüler [...] die Kampagne eröffnet [...]. Die jüdische 
Großmutter, die er hat, scheint in diesem Fall wie öfter nur Vorwand zu sein, um einen Lehrer, der geistigen Einfluss auf 
seine Schüler hat, loszuwerden.« Brief Marianne Webers an Eduard Baumgarten vom 3.6.1933, zit. nach Roth: Familien-
geschichte. S. 609, Anm. 121.
379 MKU an Rektor, 19.3.1935, UA HD PA 260. Zuvor war Bergstraesser vom Veranstalter, des Deutschen Club zu Oxford, inst-
ruiert worden, diesmal über ein »rein wissenschaftliches Thema zu reden«, da die »Stellung des Deutschtums in Oxford« 
»schwierig« sei. Deutscher Club zu Oxford, Präs. J. C. von Ruperti, an Bergstraesser, 18.1.1935, UA HD PA 260.
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»Der ganze Mensch«
In seiner 1932 deutschen Auslandsstudenten bei ihrem Abschied mit auf den Weg gegebe-
nen Rede über die »Geistigen Grundlagen des deutschen Nationalbewusstseins in der ge-
genwärtigen Krise« beschwor Bergstraesser die »heroische Verfeinerung der [deutschen] 
Seele im Minnedienst und Rittertum« und »Prägung der deutschen Seele und des deut-
schen Menschen aus seinem eigenen Blute heraus«.380 Der dem Deutschen innewohnen-
de »revolutionäre Charakter« und dessen »formfeindliche Wildheit« sei in der Reformation 
exemplarisch zu Tage getreten.381 Zugleich warnte Bergstraesser aber auch vor den Gefah-
ren der Propaganda mit ihren allzu kurzsichtigen, den Blick auf die Realität verstellenden 
Weltanschauungen: 
»Es gab neben Napoleon keinen größeren Feind des Ideologischen als Goethe, keinen 
verachtungsvolleren Gegner des bloßen Meinens und des heute so viel verbreiteten 
bequemen Glaubens an leicht prägbare Formeln, mit denen man die Rätsel von Welt 
und Leben zu erklären und zu bewältigen meint. Die Formel ist der Feind des Bildens 
und ist der Feind auch jeden gestaltenden Ergreifens der Wirklichkeit.«382
Wie Christian Jansen in seiner Monographie zu »Professoren und Politik« formulierte, hat-
te die Sehnsucht nach einem nach englischem und französischem Vorbild geistig geeinten 
und souveränen Deutschland Bergstraesser wie viele seiner Kollegen den »Mittelweg nach 
rechts« beschreiten lassen.383 Sven Papke zählte Bergstraesser zum Kreis der proto-, prae- 
beziehungsweise profaschistischen Soziologen, die auf der »Suche nach der heilen Welt« 
einen starken Mann herbeisehen.384 Als »Der TAT« und deren ebenso elitär-mystischen wie 
inbrünstigen Beschwörungen der mannigfaltigen Krise nahestehender ehemaliger Front-
kämpfer verfiel Bergstraesser Ende der Weimarer Republik der »Versuchung«, in der »deut-
schen Revolution« einen »ebenso kühnen wie reichen Lohn versprechenden Weg« bereitet 
zu sehen385:
»Alle echte Formung geistiger Kräfte beginnt mit der Verehrung. Die Ehrfurcht vor 
dem Großen und die Liebe zum Schönen leiten uns den sicheren Weg. Sie führt uns 
zu echten Fragen und macht uns fähig zur Antwort aus dem Glauben. Sie verhindert 
uns an der zersetzenden Analyse um des bloßen Fragens willen und an dem blinden 
Verlangen nach wissenschaftlichen Beweisen dort, wo das Leben mutiges Bekennen 
fordert.«386
Theodor Eschenburg, Bergstraesser in herzlicher Abneigung verbunden, fasste dessen 
damalige politische Haltung mit den Worten zusammen: »Demokratie ist zu Ende, und hat 
sich nicht bewährt. Deshalb muss ein autoritäres System geschaffen werden.«387 Im Füh-
rerstaat werde, so hoffte Bergstraesser, die durch die »Moderne« hervorgerufene »Zeris-
senheit« überwunden. Die pluralistische, individualistische Weimarer Demokratie werde 
ersetzt durch eine ständisch verfasste, »organische« Herrschaft:
380 Bergstraesser: Deutsches Nationalbewusstsein. S. 15.
381 Ebd. S. 16.
382 Ebd. S. 19.
383 Jansen: Professoren und Politik. S. 229-297, zu Bergstraesser v. a. S. 67 u. 268, u. Schmitt: Politikwissenschaft. S. 68/69.
384 Papke: Weltferne Wissenschaft. S. 215.
385 Bergstraesser: Nation u. Wirtschaft. S. 44 u. Stern: Versuchung. S. 197-201. Zu Bergstraesser und seinen Kontakten zur 
»TAT« siehe Blomert: Intellektuelle. S. 301-310.
386 Bergstraesser, Arnold: Staat und Erziehung. In: Der Heidelberger Student vom 27.7.1933 [diese Ausgabe ist online nicht 
verfügbar].
387 Blomert: Intellektuelle. S. 306.
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»National-Socialism wants to establish a real unity between State and society. […] The 
main idea is not to allow the existence of any sphere apart from the State. On the other 
hand, the State is no longer conceived as a mere controlling institution, but as a living 
body, an ›organic‹ unit. […] Being together, without regarding class origin, income and 
education: that is what is creating national unity.«388
Die neue, autoritäre Staatsform, getragen durch die untere Mittelklasse und die Bauern, 
passe am besten zum deutschen Volk, konstatierte Bergstraesser in England: »The average 
German wants to hear the word of his chief and to obey him.«389 Der 1930 beschwore-
ne »starke Staatswille«, »der das Fühlen und die Einsicht des deutschen Volkes hinter sich 
habe«,390 sollte die Deutschen die »Peitsche von Versailles« vergessen machen und das 
Deutsche Reich wieder zu einem gleichberechtigen Akteur der europäischen Staatenge-
meinschaft aufsteigen lassen:391
»I have high hopes that the destiny of the German people, as at other times in history, 
will finally serve not Germany alone, but the whole of Europe as a community of civi-
lised [sic!] nations with old and common traditions.«392
Bergstraesser fühlte sich 1933 an die »ragende Höhe des Gemeinschaftserlebnisses von 
1914« erinnert.393 Das »bisher private gesellschaftliche Leben« erhalte durch die »Machter-
greifung« eine »neue staatliche Würde«394: »Die Verantwortung vor der Gemeinschaft des 
Volkes gibt ihrer Formung den überindividuellen Sinn: Von menschlicher Artung, wissen-
schaftlicher Leistung und künstlerischer Gestaltung wird durch die Beziehung zum Staat 
erst das Höchste gefordert.«395
Der Hochschullehrer als Erzieher der künftigen Elite war aufgerufen, so Bergstraesser 
emphatisch im Juli 1933, seinen Beitrag zur »Erziehung zum Staat und durch den Staat im 
geistigen Werk und in der politischen Gestaltung« zu leisten:
»Kein Land der Erde ist so bewegt von innerer Leidenschaft um die höhere Gestaltung 
der Zukunft. Keinem ist soviel Möglichkeit und aus prophetischem Munde soviel 
Hoffnung gegeben. Die unerhörten Lebensjahre innerster Frische und gespanntester 
Bildungsfähigkeit im Kampfe um diese Zukunft zu nützen, ist Sache des jungen Men-
schen, gleichgültig, welches Maß an Kräften ihm die Natur mitgegeben hat. Daran 
helfend mitzuwirken ist Sache des Lehrenden, der nur dann das Notwendige zu tun 
vermag, wenn er selbst als mit zu Erziehender in diesen Kampfe freudig eintritt.«396
»Nation und Wirtschaft«, 1933
Bergstraesser stellte sich hinter die Forderung nach dem Primat des Staats über die Wirt-
schaft und gegen den Kapitalismus – allerdings warnte er zugleich vor staatlicher Plan-
wirtschaft: »Die liberale Wirtschaftsverfassung ist mit dem Grundcharakter der modernen 
388 Bergstraesser: Economic Policy. S. 29/30.
389 Ebd. S. 27. Vgl. Bergstraesser: Deutsches Nationalbewußtsein. S. 9.
390 Bergstraesser 1931 in einem Aufsatz zu »Frankreich und die deutschen Wahlen«. Zit. nach Schmitt: Politikwissenschaft. 
S. 67.
391 Bergstraesser: Macht u. Idee. S. 525.
392 Bergstraesser: Economic Policy. S. 41.
393 Bergstraesser: Erlebnis. S. 147.
394 Bergstraesser: Nation u. Wirtschaft. S. 40.




Gesellschaft und dem Geist nationaler Gemeinschaft nicht vereinbar. Die staatssozialisti-
sche beraubt das Gemeinwesen der Freiheit selbstverantwortlicher wirtschaftlicher Ent-
scheidung. Zwischen diesen beiden Gefahren den richtigen Weg zu gehen, ist die Aufgabe 
der Gegenwart.«397 Der Wirtschaft müsse »ein mit dem Gesamtinteresse zu vereinbaren-
des Maximum an freiem Eigenleben« zugestanden werden.398 In einem Vortrag im Okto-
ber 1933 auf Einladung des »Royal Institute of International Affairs« pries Bergstraesser das 
neue Regime und warb um Verständnis für die neue Wirtschaftspolitik:
»The future of Germany will not be determined by any forcasting of social change, but 
by the will of the Leader, who acts according to the necessities imposed on him by the 
conditions of Germany and by its national character.«399
Die Rassenpolitik der Nationalsozialisten streifte Bergstraesser nur, als er über das 
»Reichserbhofgesetz«, die Beschränkung auf »Arier« und den »Glauben« an die enor-
me Bedeutung des Bauern für die »future of the race and the State« sprach.400 Wer Berg-
straessers Rede in England als einen Versuch liest, sich dem nationalsozialistischen Regime 
zu empfehlen und seine im Juli 1933 bekannt gegebene »nichtarische« Herkunft zu 
kompensieren,401 läuft Gefahr, die Quelle überzuinterpretieren. Auf scharf formulierte Vor-
würfe aus dem Publikum hin, der Nationalökonom habe die Lage in Deutschland idealisiert, 
»Konzentrations lager« und »racial hostility« unterschlagen, distanzierte sich Bergstraesser 
von seinen eigenen Aussagen dahingehend, dass er lediglich die Motive der deutschen 
Bevölkerung für deren Hinwendung zum Nationalsozialimus referiert habe.402 Allerdings 
sei auch er seit langen Jahren der Überzeugung gewesen, dass allein eine Diktatur »order 
and confidence« in Deutschland wiederherstellen würde. Die anti-jüdischen Maßnahmen 
gegen Großunternehmen der ersten Monate seien eingestellt worden – möglicherweise 
hoffte Berg straesser wie viele andere auf eine »Normalisierung« nach den revolutionären 
ersten Monaten der »Machtergreifung«. Ob Bergstraesser, wenn sein Ziel gewesen wäre, 
sich den Nationalsozialisten anzudienen, an dieser Stelle die Chance zu einem klaren Be-
kenntnis zu Hitler nicht genutzt hätte, macht hinsichtlich klarer Interpretationen ebenso 
vorsichtig wie die in Teilen gewunden-gestanzten, distanziert wirkenden Formulierungen 
in der Rede.403
Auslandskunde
Ein »neutraler« Rezensent aus Genf zu Bergstraessers »Sinn und Grenzen der Verständigung 
zwischen Nationen« aus dem Jahr 1930 schrieb 1933, den ihm unbekannten Verfasser zeich-
ne ein »fremdes und besonders für französisches Wesen wenn auch nicht sympathisches, so 
397 Bergstraesser: Nation und Wirtschaft. S. 30.
398 Ebd. S. 40.
399 Bergstraesser: Nation und Wirtschaft. S. 32.
400 Ebd. S. 33/34.
401 Blomert hält dies für unwahrscheinlich, Bergstraesser habe sich keiner Illusion über sein Schicksal hingegeben. Blomert: 
Intellektuelle. S. 113.
402 Bergstraesser: Economic Policy. S. 2
403 Ein kleines Indiz der Distanzierung mögen zudem die Anführungszeichen um »arisch« im Druck der Rede zu werten 
sein. Ebd. S. 34. Hierin unterschied sich Bergstraesser vom ebenfalls als »Nichtarier« angefeindeten Göttinger Professor 
für Handels- und Versicherungsrecht Julius von Gierke (*1875), der sich in einer vergleichbaren Position befand. Dessen 
Anbiederung ans Regime ging bis zur Selbstverleugnung – so empfahl er im Vorwort seiner fünften Handelsrechtslehr-
buch seinen Schülern und Doktoranden, die Arbeiten von jüdischen Wissenschaftlern nicht mehr zu zitieren: Sie seien, 
so Gierke, nicht befugt, an der Erneuerung der Rechtswissenschaft mitzuwirken. Szabó: Vertreibung. S. 147-149.
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doch wirkliches Interesse«, das »von der blinden Leidenschaft der extremen Nationalisten 
frei« zu sein schien, aus.404 Die Warnung des als gemäßigt anzusehenden Bergstraesser vor 
der »Gefahr der Entkräftung des politischen Willens« durch übermäßige Verständigungs-
bereitschaft hingegen nahm der »sonderbar enttäuschte« Rezensent als Beleg dafür, dass 
das Hoffen auf eine Demokratiedividende in Deutschland sich zunehmend als »trügerisch« 
erweise.405 Die deutsche Jugend werde von Hochschullehrern wie Bergstraesser »verhetzt 
gegen die Juden, gegen Polen, gegen Frankreich, gegen alles innerhalb und außerhalb 
Deutschlands, das nicht ihre eigenen Wünsche und Bestrebungen teilt«.406 Der deutsch-
jüdische Wirtschaftswissenschaftler Arthur Prinz407, hatte sich 1930 in seiner Rezension hin-
gegen erfreut gezeigt, dass sein Altersgenosse Bergstraesser die Grenzen der deutschen 
Außenpolitik nach Westen begründet habe, warnte aber vor dessen übersteigertem Natio-
nalstaatsdenken.408
Der Besuch Bergstraessers in Paris im März 1934 wurde von einem Artikel in der Exilan-
tenzeitschrift »Pariser Tageblatt« kommentiert.409 Bergstraesser, der als ehemaliger Schü-
ler Webers immer weiter nach rechts »gerutscht« sei, so der Vorwurf, habe es verstanden, 
durch die parteiische Untersuchung des »Falls Gumbel«, Begünstigung von Parteigängern 
aus den vom ihm verwalteten Fonds und gefällige Publikationen der drohenden Entlas-
sung zu entgehen. Aufgabe des jungen Professors in Paris sei es, die »allzu zackig auftreten-
den Nazistudenten« als Mentor zu betreuen und gleichzeitig in intellektuellen Kreisen für 
Verständnis für Hitler-Deutschland zu werben. Die Vorwürfe sollten auch in Bergstraessers 
späterem Exil in den USA nicht verstummen.410 Die New Yorker »Aufbau« wiederholte und 
ergänzte bereits in Paris publizierten Anschuldigungen anlässlich der Verhaftung Bergstra-
essers als Einwanderer aus einer »Enemy nation« nach dem Kriegseintritt der USA im Januar 
1942.411
Sein letzter vor seiner Ausreise veröffentlichter Aufsatz »Pandora. Mensch und Staat im 
Wirken Goethes« kann, so Horst Schmitt, als Zeugnis der Entfremdung des zum 1. Oktober 
1936 entlassenen Bergstraesser gelesen werden: 
»Das Gemeinwesen aufbauen auf dem System pflichtbewußten Gehorchens ist freilich 
das Fundament jedes Gedeihens, aber sofern es beim Fundament bleibt, zugleich eine 
Gefahr für den möglichen, von der Natur gewollten Reichtum. Sparta war nicht das 
ganze Hellas.412
404 Rappart: Bergstraesser. S. 134.
405 Ebd. S. 134 in Bezug auf Bergstraesser: Sinn u. Grenzen. S. 89-91. 1933 schrieb Bergstraesser: »Democracy in Germany 
has not produced that social and political unity which is necessary in order to overcome a crisis like the world crisis of 
1929 and the following years.«. Bergstraesser: Economic Policy. S. 26.
406 Rappart: Bergstraesser. S. 135/136.
407 Arthur Max Prinz (*1898 Guatemala Stadt), 1926-1933 PrivDoz HU Berlin, 1939 Emigration nach Palästina.
408 Prinz: Bergstraesser. S. 175.
409 Nazi-Professor treibt sich in Paris herum. Die Wandlungen des Arnold Bergstraesser. In: Pariser Tageblatt vom 11.3.1934.
410 Scheer, Maximilian: Bergstraesser. In: Aufbau vom 27.3.1942. Siehe S. 54.
411 Auch Bergstraesser verhaftet. In: Aufbau vom 9.1.1942.
412 Bergstraesser: Pandora. S. 102 u. Schmitt: Politikwissenschaft. S. 72/73.
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Albert Prinzing5.3.5 
Der programmatische Aufsatz Albert Prinzings zu »Volk und Wirtschaft« von Brinkmanns 
langjährigem Mitarbeiter und ordentlichem Assistenten am InSoSta in Kriecks Zeitschrift 
»Volk und Werden« ist gleichzeitig die einzige wissenschaftliche – wenn man dies für »Volk 
und Werden« so stehen lassen möchte – Veröffentlichung des jungen Funktionärs des 
 NSDStB.413 Sein Aufsatz zeigt Parallelen zum ständisch-elitären Denken Brinkmanns. In viel 
höherem Maße offenbart sich allerdings der Einfluss Kriecks, der eine rassistische Erzie-
hung und Formung zum »Volk« propagierte. Prinzing schrieb in einem Gesuch um ein DFG-
Stipendium 1938, er habe in seinen Schriften den Versuch unternommen, »ausgehend von 
der Krieckschen Anthropologie, das Menschenbild und damit den der überkommenen 
nationalökonomischen Theorie zugrundeliegenden weltanschaulichen Gehalt herauszuar-
beiten, um damit eine tragfähige Grundlage der Kritik zu legen«. 
Seinen Beitrag zum »Neuaufbau einer nationalökonomischen Theorie« wollte Prinzing 
weiter ausarbeiten, um »vom nationalsozialistischen Menschenbilde aus zu einer neu-
en Durchleuchtung der wirtschaftlichen Probleme der Entwicklung des Marktes und der 
Marktordnung, des Preises und des Zinses zu kommen«.414 Sowohl Brinkmann wie Krieck 
unterstützten ihren Schüler Prinzing beim Einwerben von Stipendien maßgeblich.415
Mit seiner Kritik an der durch Marxisten wie durch liberale Ökonomen vertretenen »rei-
nen Theorie« reihte sich Prinzing in die Reihen der Kritiker der klassischen und neoklas-
sischen Nationalökonomie ein. Zwischen Staats- und Wirtschaftsführung sei es zu einem 
»verhängnisvollen Gegeneinander« gekommen, so Prinzing, da der nationale Staat seine 
Eigenständigkeit gegenüber der autonomen Wirtschaft zu erlangen, bzw. zu bewahren 
versuchte, während entgegengesetzt »die Wirtschaft« »die Erfüllung im Aufgehen in der 
Weltwirtschaft« sah.416 Die Ausrichtung von Staat und Wirtschaft auf ein Ziel sieht  Prinzing 
als Teil der »großen geschichtlichen Aufgabe« des Nationalsozialismus, die »Einheit sämt-
licher Lebenszusammenhänge wiederherzustellen«: »Staat und Wirtschaft nur in dienen-
der Gliedschaft zum Volke.«417 Dem »Volk« – verkörpert durch Führer und Partei – werden 
Staat und Wirtschaft in einer ständischen Ordnung als Werkzeug zur Hand gegeben: Der 
»Wirtschaftsapparat [ist] nur Mittel zum Zweck der Erhaltung des Lebens des Volkes«, seine 
Ordnung muss dynamisch dem jeweiligen Zweck angepasst werden:
»Wer entscheidet nun, welche Ordnung der Wirtschaft dem Volke frommt und welche 
ihm widerspricht? Das entscheidet einzig und allein der politische Willensträger des 
Volkes, also die Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei. Sie stellt die großen Zie-
le des Volkes heraus und setzt damit der Wirtschaft gleichzeitig ihre Aufgabe. Sie leitet 
ihren Auftrag her aus ihrer Stellung als rassische Auslese des Volkes, die berechtigt und 
berufen ist, die Führung zu übernehmen. Sie kann zur Verwirklichung der Ordnung der 
Wirtschaft als Mittel den Staatsapparat oder die Stände heranziehen. Was sie wählt, ist 
eine Frage der Zweckmäßigkeit, die einzig und allein nach der Brauchbarkeit des jewei-
ligen Mittels entschieden wird.«418
413 Prinzing: Volk und Wirtschaft.
414 Prinzing an DFG, Berlin, ohne Datum, [ca. 11.4.1938], UA HD PA 5358.
415 Prinzing/Brinkmann an Rektor, 18.11.1937.
416 Prinzing: Volk und Wirtschaft. S. 385.
417 Ebd. S. 386.
418 Ebd. S. 387.
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»Die Art und Weise, wie ein Volk wirtschaftet, [sei] abhängig [...] von der rassischen 
Struktur dieses Volkes, vom Raum und von der geschichtlichen Entwicklung«, postulierte 
 Prinzing, und es sei dem Nationalsozialismus aufgegeben, sowohl den durch »Degenera-
tion« in Folge von »Rassenmischung« bedrohten »rassischen Aufbau« zu reformieren als 
auch die »elastischen« »Grenzen des Raumes« durch Gestaltungskraft« und den »Erfin-
dungsgeist der Rasse« auszudehnen: 
»Während also die Wirtschaftsordnung wandelbar in der Geschichte ist, ist die Zuord-
nung der Wirtschaft zu den übrigen Lebensformen solange unwandelbar, als das Volk 
in seinem rassischen Bestand erhalten bleibt. Denn bei der Zuordnung der Wirtschaft 
zum Lebensganzen handelt es sich um eine letzte Entscheidung und darum ist sie 
rassisch bedingt. Aus diesem Grunde liegt das Problem der Zuordnung der Wirtschaft 
auf einer Ebene, in der nicht die Wissenschaft, sondern die Weltanschauung entschei-
det und deshalb kann dieses Problem niemals mit wissenschaftlichen Mitteln gelöst 
werden.«
Von der eigenen Disziplin forderte Prinzing die Mitarbeit an den Zielen des neuen Re-
gimes ein. Die »Vorstellung von der Harmonie der Einzelinteressen« zählte der junge Wis-
senschaftler zu den überkommenen »Ordnungsprinzipien alter Prägung«: »Weil wir den 
Eigennutz nicht einfach leugnen, durften wir auch sein Instrument, das Privateigentum, 
nicht abschaffen.« Das »kapitalistische Raubtier in den Menschen« musste allerdings ge-
mäß der nationalsozialistischen Devise »Gemeinnutz vor Eigennutz« durch »Menschen-
formung« unter Regie der NSDAP »ausgerottet« werden, »um einen unbändigen Willen 
der Nation zu formen.«419 Die »Einheitsorganisation der deutschen Arbeitsfront« müsse 
die »Klassenkampforganisationen« ersetzen, den »Glauben vom naturnotwendigen Ge-
gensatz zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern« beseitigen und jedem Arbeiter das 
»Recht auf Arbeit« garantieren.420 Besondere Bedeutung hinsichtlich der Ausrichtung des 
Heidelberger volkswirtschaftlichen Lehrstuhls auf die Raumplanung kam der letzten For-
derung Prinzings zu:
»Nachdem aber die Dauerkrise, in der das deutsche Bauerntum seit Jahrzehnten lag, 
die Gefahr heraufbeschworen hatte, daß der rassisch minderwertige Teil der Nachkom-
menschaft, der dumme Bauer, auf dem Hofe blieb und der rassisch wertvolle in die 
Stadt abwanderte und damit in die Gefahrenzone der schwindenen Kinderfreudigkeit 
kam, mußte hier sofort eingegriffen werden, damit der Blutquell des deutschen Volkes 
nicht versiegte und nicht der Degeneration unterlag.«421
Prinzing unterstrich, dass die nationalsozialistische Marktordnung keineswegs als eine 
Planwirtschaft durch Preisbindung und Erzeugerkontrolle anzusehen sei, sondern im 
Zeichen der Wiederherstellung der deutschen »Rasse« durch die Sicherung des »rassisch 
wertvollen Teils der Landbevölkerung« stehe: »[Dessen] Erhaltung ist aber notwendig zur 
Existenzsicherung des Bauerntums. Nur ein rassisch gesundes Bauerntum wahrt den Be-
stand, die Lebensfähigkeit und die rassisch bedingte Leistungsfähigkeit des deutschen Vol-
kes.«
419 Ebd. S. 388 u. Prinzing, Albert: Sozialismus in der Wirtschaft. In: Der Heidelberger Student vom 15.12.1934. Zu Prinzings 
Habilitation siehe S. 209.
420 Prinzing: Volk und Wirtschaft. S. 388/389.
421 Ebd. S. 389.
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Lehre am Institut für Sozial- und 5.3.6 
Staatswissenschaften
Die Titel der Veranstaltungen am Institut für Sozial- und Staatswissenschaften lassen 
keine weitergehende Bewertung der Inhalte der Lehre am Institut zu. Brinkmann bot Vorle-
sungen und Seminare zur Volkswirtschafts- und Gesellschaftslehre an. Wie sein Doktorand 
Paul Herrmann im Interview mehrfach unterstrich, enthielt sich Brinkmann in seinen Ver-
anstaltungen wie auch bei Treffen in privatem Kreis jeden Kommentars zur Tagespolitik.422 
Mit Übungen wie »Der Nationalsozialistische Finanzstaat« und »Rassenkunde und Gesell-
schaftslehre« zeigte Brinkmann aber im Sommersemester 1934 die Bereitschaft, mindes-
tens oberflächlich auf das neue Regime einzugehen. Nach 1934 finden sich – abgesehen 
von schwächeren Reverenzen wie »Staat, Nation, Volkstum« (SoSe 1935), »Volk und Wirt-
schaft« (WS 1937/38) – nur noch neutrale Titel wie »Geldtheorie« (WS 1934/35), »Geschich-
te der Wirtschaft« (SoSe 1936), »(Theoretische) Volkswirtschaftslehre« (WS 1934/35) und 
Veranstaltungen zur »Landwirtschafts-« und »Volkswirtschaftspolitik« sowie zu »Fremden 
Volkswirtschaften«. Zudem bot Brinkmann Kurse an der badischen Verwaltungsakademie 
in Heidelberg und Mannheim sowie im Trimester 1941 in Straßburg an.423
Bergstraesser bot bis zu seiner Vertreibung Vorlesungen und Übungen zur »Praktischen 
Volkswirtschaftslehre« an, die sehr gut besucht waren.424 Hinzu kamen auslandskundliche 
Veranstaltungen: Während vor 1933 Bergstraessers Übungen zur »Wirtschaftlichen Ent-
wicklung des Britischen Weltreichs« (WS 1926/27) und »Staat und Wirtschaft Frankreichs« 
(SoSe 1927 und WS 1927/28) mit jeweils 2 bis 3 Teilnehmern sehr schwach besucht worden 
waren, zogen seine Vorlesungen »Hauptfragen der Weltpolitik«, die er sowohl im Sommer-
semester 1932 wie auch 1934 anbot, sowie »Das Diktat von Versailles, seine Hintergründe 
und Auswirkungen« (SoSe 1934) große Hörerzahlen an (112/128 Hörer). Letztere Vorlesung 
zeigt eine Ausrichtung an der politischen Konjunktur. Übungen und Vorlesungen zu Eng-
land und Frankreich bot Bergstraesser nach 1933 nicht mehr an.
Waffenschmidt bot gleichbleibend Veranstaltungen zu »Technik und Wirtschaft«, »The-
oretischer Wirtschaftsmechanik« und »Gewerbepolitik« sowie ein »Volkswirtschaftliches 
Seminar« an. Die »durchaus positive politische Haltung«, aufgrund derer Prinzing 1937 ge-
gen den Widerstand von Schuster habilitiert wurde, lässt sich an den Veranstaltungstiteln 
nicht ablesen. Er bot im Wintersemester 1938/39 neben Schusters Assistent Rittig lediglich 
ein »volkswirtschaftliches Kolloquium« für die Studierenden des Dolmetscher-Instituts an. 
Gleiches gilt auch für Pfenning, der zu »Staats- und Sozialwissenschaften und National-
ökonomie« lehrte. Die Titel seiner Lehrveranstaltungen weisen nicht auf eine der national-
sozialistischen Ideologie verpflichteten Lehre hin. Dennoch ist mit Blick auf seine Schriften 
zu mutmaßen, dass er seine Vorlesungen zur »Landwirtschaftspolitik« (WS 1939/40) und 
»Sozialpolitik« (2. Trimester 1940) entsprechend als Plattform zur Propaganda nationalso-
zialistischer Herrschaft nutzte. 1940 bot Pfenning zusätzlich eine Übung zur »Kriegswirt-
schaft« an.425
422 Z Herrmann.
423 Brinkmann an Rektor, 24.1.1941, UA HD H-VI-612.
424 Bergstraesser an Rektor, 31.1.1935, UA HD PA 260.
425 Vgl. zu Pfenning S. 195.
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5.4 Institut für Volkswirtschaftslehre 
und Statistik
Ernst Schuster 5.4.1 
Gegnerschaft zur Gottl-Schule und Politikberatung5.4.1.1 
Schuster, der es 1928 als »gefährliche Spielerei, die der Wissenschaft und der Wirtschaft« 
schade, bezeichnet hatte, wenn Wirtschaftstheoretiker sich als Reformer oder Revolutio-
näre aufspielten, stand der Schule Gottl-Ottlilienfelds naturgemäß kritisch gegenüber. Die 
Aufgabe der Volkswirtschaftslehre, so Schuster weiter, sei es nicht, eigene Wertvorstellun-
gen zu formulieren, sondern ihre Einschätzung zur Machbarkeit abzugeben und Hilfe bei 
der Umsetzung der durch die »politische Grund- und Gesamthaltung« vorgegebenen Ge-
staltungsziele zu leisten.426 Der Volkswirt, der seine ersten wissenschaftlichen Erfahrungen 
1916 bis 1922 am Kieler Institut für Seeverkehr und Weltwirtschaft gesammelt hatte, stand 
in der Tradition des Instituts, dessen Leitgedanken sein damaliger Lehrer, Institutsleiter 
Bernhard Harms, 1917 folgendermaßen umschrieben hatte: 
»Hierbei ist es [sc. das Institut für Seeverkehr und Weltwirtschaft] sich treu geblieben, 
denn nicht auf die Beeinflussung bestimmter wirtschafts- oder kriegspolitischer Bestre-
bungen kam es ihm an, sondern lediglich auf die Vermittlung jener Kenntnisse, welche 
allein den Praktikern in Politik und Wirtschaft die Gewähr planmäßigen Handelns zu 
bieten vermögen. Auf die Feststellung von Tatsachen und Tatsachenverbindungen, 
auf Analyse und Kausalforschung hat die Arbeit des Instituts sich auch während der 
Kriegszeit beschränkt, alles andere denen überlassend, die dazu berufen sind. Wenn 
hier vom Standpunkt landläufiger Auffassung ein Stück Entsagung liegt, so ist die 
Kieler Kriegs-Arbeitsgemeinschaft […] anderer Meinung: jeder einzelne von uns ist 
überzeugt, daß er mit solcher Methode dem Wesen wissenschaftlicher Forschung am 
nächsten kommt.«427 
»Kriegswichtige Forschungen«
Für Schuster müssen die Jahre nach 1939 wie ein Déjà-vu aus seiner Zeit als Hilfs assistent 
am »Königlichen Institut für Seeverkehr und Weltwirtschaft« an der Universität Kiel er-
schienen sein. Damals hatte der Volkswirt im Rahmen der Kriegsarbeitsgemeinschaft ei-
nen Überblick über die Wirtschaftsstruktur des Kriegsgegners England ausgearbeitet. Die 
Mittelmächte waren von der neuen Qualität des Krieges, dem Wirtschaftskrieg, die mit der 
englischen Kriegserklärung einherging, vollkommen überrascht worden, wie Harms, in sei-
nem Vorwort beklagte: 
»Die Mittelmächte standen mit einem Schlage vor der Tatsache, daß sie einen Krieg 
führen mußten, der ihren Auffassungen vom Wesen des Krieges widersprach, daß es 
nicht auf eine bloße Messung der militärischen Waffen ankam, sondern daß nunmehr 
ein Gegner auf den Plan getreten war, der die ganze Fülle seiner wirtschaftlichen Kraft 
gegen Deutschland und seine Verbündeten auszuspielen die Absicht hatte. Jene weni-
426 Schuster: Wirtschaftstheorie. S. 31/32.
427 Institut für Seeverkehr und Weltwirtschaft: Wirtschaftskrieg. S. IX/X.
322
gen Armeekorps, die England zunächst auf den Kriegsschauplatz werfen konnte, spiel-
ten demgegenüber einstweilen keine nennenswerte Rolle.«428
Die Aufgabe des von Schuster zusammen mit Hans Wehberg (*1885), dem späteren 
Professor für Völkerrecht und Pazifismus am Genfer Institut de hautes études internatio-
nales, erarbeiteten Handbuchs, das vom mit der Lösung kriegswirtschaftlicher Probleme 
betrauten Institut für Seeverkehr und Weltwirtschaft herausgegeben wurde, war es, den 
Praktikern in Politik und Wirtschaft die notwendigen Grundkenntnisse zur Restaurierung 
der Außenhandelsbeziehungen zu vermitteln: 
»Welche Hindernisse der künftigen Pflege weltwirtschaftlicher Beziehungen Deutsch-
lands im Wege stehen, welcher Art im einzelnen das fein ersonnene System ist, das die 
Gegner im Wirtschaftskriege aufgebaut haben, dies zu wissen, ist unerlässliche Voraus-
setzung für die richtige Urteilsfindung in der Auseinandersetzung mit den Gegnern, für 
planmäßiges Handeln und Fordern im Streit um die Kriegsziele und für die praktische 
Arbeit des Kaufmanns nach dem Kriege.«429 
Wirtschaftspolitik und Ordnungswille – Schuster 5.4.1.2 
und die Grundlagen der Wirtschaftswissenschaft
»Robinsonwirtschaft«, 1936
»Robinson und seine so genannte Wirtschaftsführung ist 
ebenso wenig eine Brücke zum Verständnis unserer Wirt-
schaftsordnung, wie das Leben des einzelnen Menschen 
eine Brücke zum Verständnis der Volksgemeinschaft ist.«430 
Schuster veröffentlichte 1936 in der renommierten »Zeitschrift für die gesamte Staats-
wissenschaft« einen programmatischen Aufsatz über seine Sicht der Grundlagen und Er-
kenntnisziele in der Wirtschaftswissenschaft: »Der Ordnungswille als Bestimmungsgrund 
des wirtschaftlichen Verhaltens«. Die »materialistischen Theorien« wie »Grenznutzen- und 
Arbeitswerttheorie« arbeiteten in seinen Augen mit einer »allzu simplen Auffassung vom 
Sinn der Wirtschaft«: 
»In der Arbeitswerttheorie erschöpft sich die Auffassung vom Sinn der Wirtschaft in 
dem primitiven Satz: Der Mensch muß arbeiten, um zu leben. Die Grenznutzentheorie 
glaubt gewissermaßen, den Sinn der Wirtschaft in dem Satz fassen zu können: Der 
Mensch muß seine Bedürfnisse befriedigen. Diese Sätze sind nicht falsch, aber weder 
›Arbeiten-Müssen‹ noch das ›Bedürfnisse-Befriedigen-Müssen‹ reicht aus, um die Rege-
lung des wirtschaftlichen Verhaltens der Menschen zu erklären und den Sinn der Volks-
wirtschaft erklären zu können.«431
Die »materialistischen Theorien«, beseelt vom Gedanken des »Automatismus«, dass 
Menschen mechanisch auf Veränderungen im Sachbereich reagiert, boten nach Schuster 
keinen Erklärungsansatz für drei sehr wichtige wirtschaftliche Phänomene:
»Erstens die Veränderung des ökonomischen Verhaltens, ohne daß Veränderungen im 
Sachverhalt vorausgegangen zu sein brauchen. Es ist das Problem: Was ist abhängig, 
was ist unabhängig veränderlich in der Wirtschaft? Zweitens Erklärung dessen, was 
eigentlich zwischen dem Eintreten von Veränderungen im Sachverhalt und dem Eintre-
428 Ebd. S. VI.
429 Ebd. S. IX.
430 Schuster: Ordnungswille. S. 266.
431 Ebd. S. 248.
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ten eines einheitlichen Verhaltens der Menschen auf diese Veränderungen liegt. Es ist 
das Problem, ob es nur eine Zeitspanne ist, die dazwischen liegt. Drittens bereitet die 
Erklärung der Entwicklung der materialistischen Theorie Schwierigkeiten. Hier ist es die 
Frage, ob Entwicklung ein mechanischer oder spontaner Vorgang ist.«432 
So viel die Konjunkturtheorie zur Erklärung der Krise innerhalb eines Konjunkturzyklus 
beitragen könne, so wenig tauge sie zur Begründung des Wiederaufstiegs, »weil das me-
chanisch-materialistisch nicht geht«: »Die Regeln der Wirtschaft [sind] von vornherein den 
Gesetzen der Naturwissenschaft […] viel weniger verwandt als solche Regeln, die wir als 
Sitte, Recht usw. bezeichnen.«433 Im Gegensatz zu den radikalen jüngeren Dozenten an der 
Fakultät, namentlich Wendt und Thoms, stellte Schuster den praktischen Wert des »Funkti-
onalismus« und der »volkswirtschaftlichen Rechenoperationen« aber deutlich heraus434: 
»Es ist völlig abwegig, dieser Theorie der Inbeziehungsetzung der Größen einen 
Vorwurf daraus machen zu wollen, daß sie mit mathematisch-physikalischen Vorstel-
lungen in einem Gebiet, nämlich dem des menschlichen Zusammenlebens, arbeite, 
das doch mit ›Natur‹ und ›Naturwissenschaften‹ nichts zu tun habe. […] Die Volkswirt-
schaftslehre kann nichts dafür, daß die Menschen ihr Zusammenleben durch Größen 
wie Preise ordnen. Sie findet diese Materialisierung des Zusammenlebens vor; hier hat 
sie nichts anderes zu tun, als den Größenbildungsprinzipien, die die Menschen hier 
anwenden, und an die sie sich halten werden – denn es ist wohl kaum anzunehmen, 
daß die Preise und das Geld bald abgeschafft werden —, in richtiger Weise auf die Spur 
zu kommen.«435 
Schuster plädierte für die Anwendung mathematischer Methoden in der Volkswirt-
schaftslehre. Die Grenzen der Anwendung der Mathematik zog er in einem Gutachten über 
seinen Kollegen Waffenschmidt aus dem Jahr 1941: 
»Gegen diese Richtung [sc. die auf von Stackelberg zurückgehende ›mathematische 
Linie‹] mag manches einzuwenden sein, aber es geht nicht an, sie restlos abzulehnen. 
Es würde dies auch hochschulpolitisch unklug sein, denn es ist ja nicht so, daß die 
mathematische Richtung in jedem Fall aus weltanschaulichen Gründen abzulehnen 
wäre. Nur dann wird man sich gegen sie stellen, wenn der Wirtschaft damit mehr an 
Rationalität unterstellt wird, als in ihr enthalten ist, und mit der mathematischen Form 
eine Rückkehr zur Naturgesetzlichkeit angestrebt wird.«436
»Ordnungswille«
Allerdings sei die mathematisch durchleuchtbare Inbeziehungsetzung von Größen nur 
eine Quelle der Orientierung, aus der sich das wirtschaftliche Verhalten des Menschen 
speise. Als dessen Grunddominante erkannte Schuster den sich aus dem »Lebenswillen« 
ableitenden »Ordnungswillen«437:
432 Ebd. S. 249/250.
433 Schuster: Ordnungswille. S. 253 u. 245. Die noch junge Konjunkturtheorie hatte sich in den 20er Jahren des 20. Jahr-
hunderts endgültig als wissenschaftliche Disziplin innerhalb der Wirtschaftswissenschaften etabliert. 1926 hatte Nikolaj 
Dmitrijewitsch Kondratieff (*1892) seine bahnbrechenden Untersuchungen zum Verlauf von Konjunkturzyklen veröf-
fentlicht.
434 Ebd. S. 264. Vgl. Wendt gegen Vleugels S. 348.
435 Schuster: Ordnungswille. S. 257.
436 Schuster, Gutachten, 25.7.1941, UA HD H-VI-632.
437 Ebd. S. 272.
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»Der Lebenswille muß seine Lebensziele bestimmt, muß dem Leben Sinn gegeben 
haben, dann kommt er zur Ordnung des Austauschverhältnisses, weil zum sinnvollen 
Leben Ordnung gehört.«438
»Der Ordnungswille bestimmt das Verhalten, indem er sich an zwei Bildern gewisser-
maßen orientiert, einmal an dem Bild der gegebenen Wirklichkeit und dann an einem 
aus der Wirklichkeit entwickelten Wunschbild.«439
Nicht aus dem Zusammenstoß verschiedener Interessen und dem notgedrungenen 
Rücksichtnehmen zwischen Produzent und Konsument á la Adam Smith entstehen Ord-
nung und Regeln, sondern »wenn die Erkenntnis des Rücksichtnehmens bei allen um-
schlägt in die Kenntnis, dass man sich erst einmal darüber einig werden muss, was man will, 
bevor man sein Verhalten ordnen kann«: 
»Die Vernunft als das einsichtige Vermögen, sein Verhalten zu regeln, erwirbt der 
Mensch nicht dadurch, daß er mit dem Kopf gegen die Wand rennt; darum kann 
es in einer Wirtschaftsordnung freie Konkurrenz als unabhängiges Bestimmen des 
wirtschaftlichen Verhaltens nicht geben, und es hat diese freie Konkurrenz auch nie 
gegeben.«440
Die Aufgabe der Wirtschaftswissenschaft lokalisierte Schuster in der Bestimmung der 
»Qualitätsvarianten« des »Ordnungswillens«.441 Das Wunschbild des »Ordnungswillens« ist 
hierbei als unveränderlich anzusehen, allein die »Intensität des Wollens« und die zu be-
schreitenden Wege variieren. Mit Schumpeter und Zwiedineck-Südenhorst sei bereits der 
»Wille« als Faktor in die Konjunkturforschung eingeflossen, so Schuster, verstärkt durch die 
neue Erkenntnis von den »völkischen Willensdominanten«:442
»Man gewinnt die Erkenntnis, daß Gemeinschaftswille, verbunden mit Kameradschaft, 
Bekenntnis zum Staat und Aktivität, anders entscheidet über die Möglichkeiten als […] 
der dominierende intellektualisierte Massenwille.«443
 Schuster unterschied vier »Willensdominanten«, die den Weg wie die Größe der Wirt-
schaft eines Volkes prägen (siehe Tabelle »Willensdominanten«). In der »völkischen Lebens-
ordnung« sah der Volkswirt ein Widerlager zur »Masse«:
»Es dürfte wohl richtig sein, […] daß in einer aktiven völkischen Gesamtheit die primi-
tiven Willensäußerungen von geringer Bedeutung sind, daß umgekehrt bei schwächer 
werdendem Aktivismus der völkischen Gesamtheit die anderen Willensäußerungen 
eine überwiegende Rolle bekommen, daß Tradition zwar die Willensäußerungen der 
primitiven Masse wie der intellektualisierten Masse aufhalten kann, daß aber die Ent-
scheidungen dann aber immer unbestimmter werden.«444
Mit der Niederschrift der »berüchtigten papiernen Synthese«, dass die »Wirtschaft ihren 
Gehalt aus dem Volkscharakter erhalte«, sei es aber, so Schuster, nicht getan: Eine »Wis-
senschaft von Volk und Wirtschaft« müsse erklären, »wie bei Veränderungen der Volkscha-
rakter agiert bzw. reagiert hat.« Die »Qualitätsdominanten« des »Ordnungswillens« eines 
Volkes kategorisierte Schuster nach vier Varianten: Intensität, Vermögen, Wirksamkeit und 
438 Ebd. S. 262.
439 Ebd. S. 271.
440 Ebd. S. 267.
441 Ebd. S. 273/274.
442 Schuster führt hier als Beispiel die Frage an, ob »der Ausdruck mangelnden völkischen Willens – nämlich die Bevölke-
rungsverringerung – den launischen Konsumenten dominieren läßt« oder umgekehrt, »die Bevölkerungsvermehrung 
als Ausdruck positiven völkischen Wollens das Brauchtum im Konsum erhält«. Ebd. S. 275.
443 Ebd.
444 Ebd. S. 276.
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(Volks-) Charakter (siehe Tabelle 
»Qualitätsdominanten«). Bei der 
Isolierung des Beitrags speziell 
»rassischen Verhaltens« zum Volk-
scharakter warnte Schuster vor 
schnellen, weil zwangsläufig ober-
flächlichen Fest stel lungen.445 Nach 
der Ausarbeitung einer Systematik 
der »Qualitätsvarianten« sei es der 
Wissenschaft aufgegeben, so der 
Volkswirt, eine »Theorie der Domi-
nanten« zu entwickeln, »d. h. ein 
begründetes System der Wirkungs-
weisen der Willensdominanten, 
in dem die verschiedenen Aussa-
gen über die Wirkungsweisen auf 
eine Grundaussage zurückgeführt 
werden«:446 »Der Ordnungswil-
le reagiert nicht nur, sondern er 
agiert.«447 Eine Grunderkenntnis 
des Systems stand für Schuster be-
reits fest: »Der Ordnungswille wirkt 
sich im Bestimmen der Größen 
größendifferenzierend aus.«448 In 
welchem Maß die Willenshaltung 
auf die exakt zu bestimmende Re-
aktion des Menschen auf Verände-
rungen der Wirtschaft, zum Beispiel 
Preiserhöhungen, differenzierend einwirke, hingegen, so seine Schlussfolgerung, sei zu-
künftiger Forschung vorbehalten. Exakte Ergebnisse seien nur begrenzt zu erwarten, da es 
nicht möglich sei, »rechenhafte Formeln für das Verhalten der Menschen in der Wirtschaft« 
aufzustellen. Keineswegs sei dies aber gleichbedeutend mit der Aussage, dass wirtschaft-
liche Verhalten keinen Regeln folge.
Konjunktur, »gelenkte Wirtschaft« und Volkswirtschaft 
als »politische Disziplin«, 1943
Schuster kritisierte vielfach, zuletzt in einem Aufsatz über die »Lehrbuchfrage« aus dem 
Jahr 1943, dass es nicht statthaft sei, dass in Folge der aus der  »ausgesprochenen und be-
wussten Kritik des Kapitalismus« entwickelten »modernen Wirtschaftspolitik« zugleich die 
»Konjunktur« »wegdekretiert« werde.449 Es gehe nicht an, dass die »Konjunktur« nur noch 
445 Ebd. S. 278/279.
446 Ebd. S. 279.
447 Ebd. 270.
448 Ebd. S. 279.
449 Schuster: Lehrbuchfrage. Anlass zu Schusters Betrachtungen zur Lehrbuchfrage war die Veröffentlichung der dritten 
Auflage von Adolf Webers »Kurzgefasste Volkswirtschaftslehre« und »Kurzgefasste Volkswirtschaftspolitik« (Berlin 1942). 
»Willensdominanten«Tabelle 7 | 
»Willensdominanten« und Kategorien der 
Willensäußerung nach Schuster
Art der Willensäußerung ist charakterisiert und wird angetrieben durch
Äußerungen eines primitiven Massenwillens Angst, Panik, Illusionismus, Bequemlichkeit
Willensäußerungen einer intellektualisierten Masse Betriebsamkeit, Geltungsbedürfnis und Laune
Willensäußerungen eines 
traditionsgebundenen Volkes Gewöhnung und Brauchtum
Willensäußerungen einer aktiven völkischen Ganzheit Kampfwille
Kategorien der Willensäußerung
Aktivismus – Passivismus 
Führung – Nachahmung 
Disziplin – Panik 
Kameradschaft – Egoismus
»Qualitätsdominanten«Tabelle 8 | 
»Qualitätsdominanten« des »Ordnungswillens« nach Schuster
Intensität
Welche Entscheidungen lenken den Ordnungswillen bei der Auswahl, wenn 
er zu einer festen oder verschwommenen Vorstellung von Lebensordnung 
oder zu einer weiten oder engen Vorstellung kommt. Das Enge oder 
Weite der Orientierung bezeichnet die mehr oder minder egozentrische 
Interpretation des Ordnungswillens, der immer zu einer Vorstellung des 
Ganzen kommt, aber sie auch als auf das Ich bezogen deuten kann.
Vermögen Qualität des Ordnungswillens (Angst oder Heroismus, Intelligenz)
Wirksamkeit Art der Lenkung (Nachahmung oder Führung oder Gewohnheit)
(Volks-) Charakter
Komplex aus Intensität, Vermögen und Wirksamkeit, mehr 
als die Summe der Einzelvarianten; v. a. Zusammenhang 
zwischen Rasse und wirtschaftlichem Verhalten
Schuster: Ordnungswille. S. 276-279.
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unter dem Etikett »Unzulänglichkeiten der freien Verkehrswirtschaft« in den Lehrbüchern 
auftauche und abgehandelt werde: 
»Es steht fest, daß es auch in der gelenkten Wirtschaft Anpassungsaufgaben der Ent-
wicklungsveränderungen gibt, die wir anders lösen als die alte Konjunkturtheorie, die 
aber daßelbe Phänomen darstellen, das diesen Konjunkturtheorien den Anlass zu ih-
ren Lehren gab.«450
Die Volkswirtschaftslehre sei eine »politische Disziplin« geworden, die sich am neuen 
Charakter der deutschen Volkswirtschaftspolitik orientiere. Deren herausstechendes Merk-
mal sei zum einen die große Rolle, die dem Staat zukomme, zum anderen die »Arbeit an 
der Wirtschaftsgesinnung«, die Erziehung zu einem wichtigen wirtschaftspolitischen Ins-
trument werden lasse.451 Eine Lehrbuch zur »Volkswirtschaftspolitik« müsse folglich nicht 
nach Agrarpolitik, Handelspolitik, Verkehrspolitik etc. gegliedert sein, sondern nach »politi-
schen Kategorien«: »Gerechtigkeit, Gemeinschaft, Autarkie, Autonomie, Vollbeschäftigung, 
Stabilität usw.«452 
Weitere Forschungsgebiete5.4.1.3 
In seinem Bericht über die Forschungsschwerpunkte am Institut für Volkswirtschaftslehre 
und Statistik gab Schuster im September 1940 neben Wirtschaftsordnung und Wirtschafts-
struktur auch Geld und Kredit sowie Sozialpolitik an.453
Wirtschaftsordnungsfragen und Wirtschaftsstruktur
Im Bereich der »Wirtschaftsordnung« beschäftigten Schuster speziell »Probleme der wirt-
schaftlichen Massenpsychologie«. Hinsichtlich der »Wirtschaftsstruktur« interessierte er sich 
vor allem für »Organisationsprobleme der Wirtschaft, Kartelle, Absatzorganisation, Indus-
trieaufbau, Standortsfragen«.454 Ein besonderes Gewicht innerhalb dieses Aufgabenkom-
plexes kam der Raumforschung zu. Deren lokale Ausrichtung lag auf dem saarpfälzischen 
Raum.455 Die Hoffnung Schusters, dass sich auch die im Januar 1933 neu eingesetzten kom-
munalen Verwaltungen die in der Mannheimer Abteilung für Marktforschung entwickelten 
»siedlungspolitischen Vorschläge« zu Eigen machen würden, sollte sich erfüllen.456 Der in 
der Abteilung aufgebaute Erfahrungsschatz ermöglichte dem Institut die erfolgreiche Be-
werbung um die Aufnahme in die »Reichsarbeitsgemeinschaft für Raumforschung« und 
den bruchlosen Übergang in der Forschungsausrichtung.
Mit Währungsgestaltung, Bankenorganisation, Staats-, Kredit- und Finanzierungsfragen 
beackerten Schuster und seine Mitarbeiter ein Forschungsfeld, das im Dritten Reich an-
gesichts einer exzessiven Ausgabenpolitik für Aufrüstung und Arbeitsbeschaffung ebenso 
aktuell wie brisant war. Das Thema war kein spezifisch deutsches, sondern stand in Folge 
Siehe auch die Habilitationen an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät S. 180.
450 Schuster: Lehrbuchfrage. S. 8.
451 Ebd. S. 8/9.
452 Ebd. S. 9.
453 Schuster an Dekan, 30.9.1940, UA HD H-VI-630.
454 Ebd.
455 Siehe Reichsarbeitsgemeinschaft für Raumforschung S. 363.
456 Handelshochschule Mannheim, Bericht über das Studienjahr 1932/33, Juli 1933, UA MA A 1 9/3, Bd. 1, S. 14.
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der Weltwirtschaftskrise auf der Agenda der Nationalökonomen in den USA ebenso wie in 
Europa.
Forschungen zur Sozialpolitik in Zusammenarbeit mit der Deutschen Arbeitsfront be-
saßen zusammen mit der Raumforschung in den Augen Schusters das größte Expansi-
onspotential.457 Schuster veröffentlichte mehrere Aufsätze in den »Monatsheften für N.S. 
Sozialpolitik«, unter anderem über »Die soziale Aufgabe der Freizeitgestaltung« (1936) und 
über »Sozialpolitik und Volkswirtschaftspolitik« (1937). Diese wurden nach 1945 als Zeichen 
besonderer Regimenähe gesehen.458 Schuster widersprach dieser Interpretation und wies 
darauf hin, dass die von Franz Mende, dem Leiter des Sozialamtes der DAF, herausgegebe-
nen »Monatshefte« kein »Parteiorgan« und mithin die »einzige sozialpolitische Zeitschrift, 
die in Deutschland noch existierte«, gewesen seien.459 Tatsächlich enthielt sich Schuster in 
diesen Aufsätzen jedem direkten Bezug auf den rassischen Volksbegriff, beschwor aber die 
Erziehungsaufgabe der Politik zum »Volk«: 
»Ziel aller Politik […] ist die Gestaltung des Volkes als wirkliches Volk, als eine Ge-
meinschaft des Volkes als wirkliches Volk, als eine Gemeinschaft mit Lebens- und 
Selbsterhaltungswillen, als eine freie, selbständige, wachsende und sich gestaltende 
Einheit.«460
Wären alle Menschen und die von ihnen geschaffenen Einrichtungen vollkommen und 
von einer »einheitlichen politischen Grundhaltung« erfüllt, dann würde es, so Schuster, 
keinen Gegensatz zwischen Volkswirtschaftpolitik und Sozialpolitik geben.461 Da die Men-
schen aber fehlbar seien und zu »Neid, Missgunst, Selbstsucht, Geltungsbedürfnis« neigen, 
entstünden Gegensätze, wie der zwischen »Kapital« und »Arbeit«, die »nicht in der Natur 
der sozialen Ordnung« begründet seien:
»An sich besteht kein Gegensatz, weil die Trennung von anordnender und ausfüh-
render Funktion etwas so Natürliches ist wie die Gliederung des menschlichen Or-
ganismus, wo es ja nur in der Fabel zu einem Gegensatz zwischen Kopf und Magen 
kommt.«462 
Schuster sieht in der Fürsorge, die »edlem Mitgefühl« entspringe, und dem wiewohl 
unverzichtbaren Arbeiterschutz keine konstituierenden Bestandteile einer künftigen »So-
zialpolitik«. Deren Aufgabe es sei, das »Volk als Volk« zu gestalten:
»Die Sozialpolitik setzt […] Normen und wacht über die Verwirklichung dieser Normen 
und damit über die Einheit des lebendigen Volkes in seiner Spezialisierung, seinen 
Einsatz nach der Leistungsfähigkeit und seiner Beteiligung nach der Leistung.«463 
Die Problemstellung sei trotz der seit 1933 eingetretenen »grundsätzlichen Änderun-
gen« die gleiche geblieben, allerdings werde das Problem erst jetzt »richtig gesehen«. Spe-
zialisierung, rationeller Einsatz der Arbeitskraft und Leistungsgedanke seien Bestandteil der 
457 Schuster an Dekan, 30.9.1940, UA HD H-VI-630.
458 Siehe S. 584.
459 Schuster an Rektor, 19.10.1945, UA HD PA 5819.
460 Schuster: Sozialpolitik. S. 26.
461 Ebd. S. 25/26.
462 Ebd. S. 26.
463 Ebd. S. 29.
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unabänderlichen zweckmäßigen Ordnung im Leben des Volkes.464 Aber dem Menschen, 
dem Volk, dürfe die Chance zur Entwicklung nicht genommen werden:
»Völkisches Leben erlischt in einer Organisation, in der z. B. die Spezialisierung dahin 
geführt hat, daß die Volksgenossen keinen Beruf haben, sondern nur noch Spezialtätig-
keiten ausüben, in denen sie jederzeit durch andere ersetzt werden können, ohne daß 
diese die Fähigkeit erlernt zu haben brauchen. Hier wird das Tun des Menschen bezie-
hungslos und das Leben sinnlos.«465
Die »Deutsche Arbeitsfront« als »alle Schaffenden umfassende Organisation« sei auf-
gerufen, die Umsetzung der drei Ziele der Sozialpolitik zu überwachen. Konkret bestehe 
deren Aufgabe darin, 
»1. die in ihren Berufen und Tätigkeiten spezialisierten Volksgenossen in völkisch rich-
tiger Weise wieder zusammenzuführen; 2. beim Einsatz nach der Leistungsfähigkeit 
den Volksgenossen vor einseitiger Lebensführung zu bewahren; 3. bei der Beteiligung 
an den Leistungen der völkischen Gesamtheit für Teilnahme an allen Leistungen nach 
einem Maßstab des Lebens, nicht nach Schema F zu sorgen.«466
Sieht man von der Betonung des »Volkes« ab, so zeigt sich Schuster hier mit seinen Forde-
rungen als Teil einer größeren Bewegung in der zeitgenössischen Wirtschaftswissenschaft. 
In Reaktion auf den Fordismus, Gewinnmaximierung, Rationalisierung sowie Standardisie-
rung, wurde international der Ruf nach einer stärkeren Berücksichtigung der Leistungsfä-
higkeit, Weiterbildung und Motivation des Menschen laut, der von den USA ausgehend 
nach Kriegsende unter dem Schlagwort »Human Capital« und »Human Ressources« seinen 
Siegeszug durch die Wirtschaftswissenschaften antreten sollte. 
»Totale Gesellschaft«
Beim Heidelberger Volkswirt hatte die Empfehlung, in den Schaffenden zu investieren, al-
lerdings einen totalitären Unterton, der sich in Punkt 2.) seines Forderungskatalogs zeig-
te. In seinem ein Jahr zuvor, 1936, veröffentlichten Aufsatz über »Die soziale Aufgabe der 
Freizeitgestaltung« drängt sich dieser deutlicher in den Vordergrund, wenn Schuster kon-
statiert, dass der einzelne Mensch auch die »Ausnützung der Freizeit sinnvoll und verant-
wortlich gegenüber der Gemeinschaft durchzuführen hat«: »Der arbeitende Mensch muss 
die Freizeit richtig verwenden, sie muss von Sinn und Zweck erfüllt sein. Die Ausnützung 
der Freizeit steht daher nicht im freien Belieben des Einzelnen.«467 Der Mensch habe die 
Pflicht, sich um seine »totale« Gesundheit zu sorgen:
»Haltung und Kraft wachsen aber nur aus einer Weltanschauung in einem gesunden 
Körper. […] Für uns ist die Bestimmung von Sinn und Zweck der Freizeitgestaltung 
also notwendig gebunden an eine Führung durch eine Weltanschauung und zwar eine 
gemeinschaftliche Weltanschauung.«468
Ausgehend von diesem Gedanken erklärt Schuster die Zuständigkeit der Politik und der 
»Bewegung« für die Freizeitgestaltung des »totalen Menschen«:
464 Ebd. S. 28.
465 Ebd. S. 28/29.
466 Ebd. S. 29.
467 Schuster: Freizeitgestaltung. S. 418.
468 Ebd. S. 419.
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»Wenn es so ist, liegt die Initiative der Freizeitgestaltung einzig und allein bei der 
Stelle, die die totale Führung des Menschen und des Volkes beanspruchen kann, das 
heißt, bei der politischen Führung. Eine private Organisation kann nicht in diesem 
totalen Sinne – und nur total ist die Freizeitgestaltung sinnvoll – die Freizeitgestaltung 
übernehmen.«469
Nicht Behörden, nicht Vereine, sondern die »einheitliche politische Bewegung« habe 
den Auftrag, ausgehend vom »Begriff der Volksgemeinschaft«, demjenigen »Vorstellungs-
gebäude«, in dem »die Gegenüberstellung von öffentlich und privat keinen Sinn mehr hat«, 
die »totale Führung« (und Überwachung) zu übernehmen:
»Aufgabe dieser Organisation ist erstens die Weckung des Bewußtseins, was echte Er-
holung, was sinnvolle Freizeitgestaltung ist, zweitens, Schaffung der Voraussetzungen 
und Einrichtungen für die Erholung und Freizeitgestaltung, drittens, Verhinderung aller 
einseitigen Gestaltungsversuche – oder positiv ausgedrückt – Zusammenfassung aller 
brauchbaren Gestaltungsmöglichkeiten, soweit sie sich vor dem letzten Zweck und 
Sinn der Erholungs- und Freizeitgestaltung, d. h. vor unserer Weltanschauung rechtfer-
tigen lassen.«470
Der knapp zwei Seiten umfassende Text sticht in der Begriffswahl Schusters aus seinen 
weiteren Veröffentlichungen heraus. Er verwendet in einer für ihn unüblichen Häufung 
zeitgeistige Begriffe wie »total«, »Volksgemeinschaft«, »Weltanschauung« und »Führung«, 
die den Aufsatz zusammen mit dem völligen Fehlen konkreter Gestaltungsvorschläge in 
die Nähe zur nationalsozialistischen Bekenntnisliteratur rücken. Andererseits nennt der 
Heidelberger im gesamten Text weder Nationalsozialismus noch die DAF beim Namen.471
»Wehrgeist in der Volkswirtschaft«, 19405.4.1.4 
»Wehrgeist ist das Wort, in dem wir den Willen zur Ordnung, 
die Entscheidungsbereitschaft, die Einsicht in die Schick-
salsgemeinschaft, die Tugenden des Mutes, der Klugheit, 
der Klarheit, des Stolzes zusammenfassen können.« Schu-
ster: Wehrgeist. S. 14.
Obwohl Schusters politischer Leumund nicht der beste war, wurde er vom Rektor auser-
koren, im Rahmen der »Kriegsvorträge der Universität Heidelberg« am 30. Januar 1940 bei 
der Immatrikulationsfeier zu sprechen.472 Die Wahl Schmitthenners war auf den Volkswirt 
gefallen, weil dieser bereits in den ersten Kriegstagen eingezogen worden war und so auch 
zu den ersten im »grauen Rock des Feldsoldaten« von der Front heimkehrenden Ordinarien 
zählte.473 Neben Schuster sprachen Schmitthenner, der in den ersten Monaten des Kriegs 
ein Infanterieregiment am »Westwall« geführt hatte, und Gaustudentenführer Richard 
Scherberger, der in den Worten des Rektors, »mit dem Spaten in der Hand mit unseren 
Männern dort draußen arbeitet«. Während Schmitthenner voller Pathos den »frischen Lor-
beer des polnischen Sieges«, die »Dankbarkeit« gegenüber der NSDAP, der man »schlecht-
hin alles verdanke« und die Verteidigung des Reichs »auf Leben und Tod« beschwor, fiel 
469 Ebd. S. 420.
470 Ebd. S. 419.
471 Vor dem Hintergrund der argumentativen Volten um den Begriff »Parasit«, die Schuster in der Auseinandersetzung mit 
seinem Doktoranden Rohr schlug, wirkt der Text wie eine flott dahingeschriebene, aus Versatzstücken der nationalsozi-
alistischen Propaganda komponierte Luftnummer. Siehe zum Disziplinarverfahren gegen Hochschulassessor Theo Rohr 
S. 511.
472 Schuster: Wehrgeist.
473 Schmitthenner: Immatrikulation. S. 16/17.
330
»Quelle 31 | Gutachten über Schuster«
»Der Verfasser hat zunächst – entsprechend seiner Art – die theoreti-
sche Sonde angelegt und damit die Problematik der Großraumthese 
gezeigt. Sie spitzt sich für ihn in der Frage nach der optimalen Größe 
einer Volkswirtschaft zu. Wo diese etwa für Deutschland liegt – und hier 
steht nur die politische Seite der Frage zur Diskussion – ist von Schuster 
nicht entschieden worden. Er verwahrt sich ausdrücklich dagegen, 
daß ›eine voreingenommene Stellungnahme (den Großraumbegriff) 
völlig falsch als einseitiges Ausdehnungsverlangen sieht.‹ (S. 276) Der 
Aufsatz lässt es also grundsätzlich offen, ob nicht für Deutschland auch 
bei einem kleineren Raum als 1941 die optimale Größe gegeben ist! Es 
liegt somit keine Verherrlichung nationalsozialistischer Imperialismen 
vor, wenn man nicht schon die Beschäftigung mit dem Gegenstand als 
solchem für eine indirekte Unterstützung dieser Ideologie hält. Gegen 
diese Feststellung spricht auch nicht der Schlusssatz in diesem Aufsatz, 
in dem die Frage der Führung im Großraum als eine ›politische Ent-
scheidung‹ hingestellt wird. Andererseits ist es freilich nicht schwierig, 
als Ansicht des Verfassers die Vorrangsstellung Deutschlands schon 
auf Grund seiner Größe usw. herauszulesen. Aber auch wenn man die 
Ausführungen so interpretiert, befindet sich Schuster in derselben 
Stellung wie Prof. C[laude] W[illiam] Guillebaud – Cambridge, der etwa 
zur gleichen Zeit im Economic Journal die These vertrat, daß auf dem 
Kontinent aus einer Reihe von Gründen bei übernationaler Planung 
Deutschland ein ausschlaggebendes Gewicht zukomme.«
Gutachten zu Schusters »Über die neuen Grundlagen der weltwirtschaft-
lichen Zusammenarbeit« von Friedrich Hoffmann vom 8.1.1946, GLA KA 
465a-59-3-2931 [Hervorhebungen wie im Original]. Zu Hoffmann siehe 
Anm. 19, S. 113.
Schusters Rede über den »Wehrgeist in der 
Volkswirtschaft« erwartungsgemäß nüchter-
ner aus. Davon, dass das »Germanentum […] 
wieder auf die Straße seiner Weltgeltung und 
seiner Weltmission zurückgefunden habe«, 
und vom »Feuer des heiligen Verteidigungs-
krieges«, wie Major Schmitthenner jubelte, 
war beim Gefreiten Schuster nicht die Rede. 
Aber auch der Veteran des Ersten Weltkriegs 
konnte sich dem berauschenden Eindruck 
des erfolgreichen Feldzugs gegen Polen 
nicht völlig entziehen und feierte am Ende 
seines Vortrags den siegreichen »Führer«: 
»Wir haben das Glück, in einer Zeit zu 
leben, in der ein Führer dem deutschen 
Volke klare Ziele gegeben hat. Diesen Zie-
len dienen alle unsere Zusammenschlüsse, 
alle unsere Zusammenarbeit. Bringen wir 
in diese Organisation das hinein, ohne das 
keine Organisation wirkungsvoll sein kann, 
die Fähigkeiten, die menschliche Größe 
ausmachen, die Fähigkeiten, die wir die 
soldatischen nennen!
Das sind wir dem Führer schuldig, daß sind 
wir auch unseren Kameraden an der Front schuldig. Denn wenn sie nach den wirt-
schaftlichen Vorgängen in der Heimat fragen, so wollen sie wissen, ob ihr Geist auch in 
der Volkswirtschaft ist.«474
Der Krieg berge für die Menschen »große Herausforderungen«, so Schuster in seiner 
Rede. Der private Konsum müsse zugunsten der Rüstung eingeschränkt, die »Spar quote« 
erhöht und die Arbeiter auf eine Verlagerung ihres angestammten Arbeitsplatzes ein-
gestimmt werden: »Nur die Preise und die Einzeleinkommen bleiben verhältnismäßig 
unverändert, weil wir es so wollen.«475 Alle »ordnende Planung«, »zweckentsprechende Or-
ganisation« sei aber vergebens, wenn nicht der »auf Einsicht in die Schicksalsgemeinschaft 
beruhende Wille zur Ordnung«, das »Vermögen, sich für das der Gattung Siegbringende 
entscheiden zu können«, geweckt werde und die Heimatfront sich dessen besinne, »was 
die Alten virtus« oder Schuster »Wehrgeist« nannte:
»Diese Tugenden aber sind die Tugenden des Soldaten. Sie zu fordern, heißt nicht, Un-
mögliches zu fordern. Denn, daß sie da sind, weiß jeder, der die Ehre hatte, den grauen 
Rock zu tragen. Niemand darf hier den Einwand machen, die Organisation des Heeres 
und die der Volkswirtschaft seien doch sehr verschieden und die Volkswirtschaft brau-
che ihre eigenen Tugenden. […] In beiden Fällen handelt es sich um den Zusammen-
schluß von Menschen, darum: durch diesen Zusammenschluß den Sieg des Ganzen 
sicherzustellen.«476
474 Schuster: Wehrgeist. S. 14/15. Schuster stand mit seiner Begeisterung nach dem »Anschluss« Österreichs 1938 und den 
ersten Erfolgen im Krieg nicht allein, selbst der Berliner Historiker Hermann Oncken (*1869), den die Nationalsozialisten 
1935 aus politischen Gründen zwangspensioniert hatten, stimmte 1940 in den allgemeinen Jubel ein und »zögerte 
nicht, die nationalsozialistische Eroberungspolitik öffentlich zu rechtfertigen«. Grüttner: Unter dem Hakenkreuz. 
S. 88/89 mit weiteren Beispielen. 
475 Schuster: Wehrgeist. S. 4/5.
476 Ebd. S. 13.
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Die »anwesenden Parteiführer waren« zur Freude Rektor Schmitthenners von Schusters 
»Ausführungen in hohem Maße gefesselt«.477 Nach 1945 erklärte Schuster seine Haltung 
ungeachtet allen Anfeindungen durch das Regime damit, dass sich für ihn als patriotischen 
Deutschen in Kriegszeiten keine Alternative denkbar gewesen sei: »Right or wrong, my 
country. Ich sah klar das Verhängnis, aber hielt es für richtig, trotzdem zu meinem Lande zu 
stehen und die Auseinandersetzung auf die Zeit nach dem Kriege zu verschieben.«478
5.4.1.5 »Unabhängigkeit vom Zufall«, Großraumwirtschaft, 1941
1941, dem Jahre der größten Erfolge der Wehrmacht, veröffentlichte Schuster zwei Beiträge 
zu den »neuen Grundlagen der weltwirtschaftlichen Zusammenarbeit« und zur »Industrie-
politik im Großraum«.479 Letzterer Aufsatz war die gedruckte Fassung eines Vortrags, den 
Schuster auf einer Tagung des »Vereins deutscher Wirtschaftswissenschaftler« gehalten, die 
vom 9. bis 11. November 1941 in Weimar stattfand. Die Expansion der »autoritären Staaten« 
Italien und Deutschland sei kurzfristig als Reaktion auf die »groben Fehler« im Versailler 
Friedensschluss zu sehen, langfristig aber eine bereits seit längerem verfolgte Korrektur 
der Mängel der Hochzeit der liberalen Wirtschaftspolitik im 19. Jahrhundert.480 Das Kern-
ziel dieser Politik bestehe darin, durch Ausschaltung möglichst vieler »unberechenbarer 
Funktionen«, z. B. die Substitution von importierten Naturrohstoffen durch synthetische 
Ersatzstoffe, die Volkswirtschaft berechenbarer zu machen.481
Grundlagen des europäischen Großraums
Schuster sah die Grundlagen des europäischen Großraums, der durch die »Rückgliederung 
ehemals deutscher Gebiete« und die »Besetzung« geschaffen wurde, auf drei Säulen ru-
hend: Erstens im »europäischen Bewusstsein«, der »Erkenntnis, dass dieser Kontinent in 
seiner Eigenheit der Welt notwendig ist und nur, wenn er einheitlich seine Art wahrt, in der 
Welt bestehen kann«; zweitens der »Erfahrung«, »dass das Führung-Gefolgschaftsverhältnis 
[sich] als das vitale und darum machtvolle Prinzip aller menschlichen Vereinigung erweist«; 
und drittens, dass das »erfolgreiche Wirtschaften von einem Raum bestimmter Größe ab-
hängig ist«, wobei Schuster sich nicht auf eine genaue Größenbestimmung festlegte:482
»Die Volkswirtschaft so klein zu machen, daß alles wirtschaftliche Geschehen be-
herrscht werden kann, und so groß zu machen, daß mit den gegebenen Daten des 
Lebensstandards der arbeitenden Bevölkerung und des notwendigen Umfangs einer 
zur Versorgung ausreichenden eigenen Landwirtschaft wirtschaftliche Entwicklung 
möglich ist, ist das Problem der optimalen Größe, und die Lösung dieses Problems ist 
der Großraum.«483
Nicht die vom Ausland betonten politischen Gründe seien für die Konstituierung des 
Großraums letztendlich ausschlaggebend, sondern wirtschaftliche: 
477 Rektor an Schuster, 5.2.1940, UA HD B-2102.
478 Schuster, Bericht – Politischer Standpunkt, 19.10.1945, UA HD PA 5819.
479 Schuster: Neue Grundlagen u. ders.: Industriepolitik.
480 Schuster: Neue Grundlagen. S. 256/257.
481 Ebd. S. 261-264.
482 Schuster: Industriepolitik. S. 136/137.
483 Schuster: Neue Grundlagen. S. 278.
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»Um jederzeit variieren, aber auch stabilisieren zu können, um einer gegebenen Bevöl-
kerung einen ausreichenden Lebensstandard zu gewährleisten, um eine ausreichende 
Landwirtschaft zu erhalten – dazu muß eine Volkswirtschaft einen ausreichend großen 
und hinreichend festen Raum sicher zur Verfügung haben.«484
Schuster nimmt hier den Argumentationsfaden wieder auf, der bereits vor 1933 unter 
anderem von Ferdinand Fried und Giselher Wirsing in der »TAT« ähnlich formuliert worden 
war.485 Die Abschwächung, bzw. Ausschaltung konjunkturellen Abschwungs, eben den 
»Kampf um die Unabhängigkeit vom Zufall« durch die Pufferwirkung eines großen Bin-
nenmarkts unter einheitlicher Führung, ergo: deutscher Führung, zu garantieren.486 Nicht 
die »Maximierung des Ertrages«, wie in der »leichtsinnigen« liberalen Wirtschaftsepoche 
des 19. Jahrhunderts, sondern die Sicherung des Lebensstandards der Bevölkerung und 
die Sicher ung der Grundversorgung mit Nahrungsmitteln und Rohstoffen stehe im Mittel-
punkt der Wirtschaftspolitik Italiens und Deutschlands.487 Die Arbeitsteilung stoße sowohl 
auf der Ebene des internationalen Handels wie auf der Ebene der nationalen Wirtschaft 
an ihre Grenzen: »Zwei Partner, die sich ergänzen wollen, [dürfen] nicht ganz spezialisiert 
werden […], um ihre Lebensfähigkeit nicht zu verlieren.«488
Vor einer kritiklosen Übertragung der Verhältnisse in den Vereinigten Staaten, dem briti-
schen Empire und Russland warnte Schuster mit Verweis auf die »Individualität und Einzig-
artigkeit« des europäischen Großraums, vielmehr solle man sich bei dessen Gestaltung am 
»Deutschen Zollverein« als einem vergleichsweise losen, primär wirtschaftlichen Verbund, 
orientieren:
»Es dürfte feststehen, daß in dem europäischen Großraum nicht an eine Assimilierung, 
nicht an ein Verschwinden der politischen Teilglieder, nicht an eine Beseitigung der 
völkischen und kulturellen Eigenart der Teile gedacht wird und gedacht werden kann, 
sondern das sein Sinn ist, allen Teil-Volkswirtschaften des Großraumes durch Zusam-
menschluß, d. h. Zusammenarbeit in einer vollendeten Gesamtwirtschaft restlose Ver-
wirklichung ihrer Eigenheit auf dem Niveau des Ganzen zu geben.«489
Schusters Plädoyer für eine wirtschaftliche Einigung Europas unter Beibehaltung des 
politischen und kulturellen Selbstbestimmungsrechts der Völker im Osten ist ebenso be-
merkenswert wie es in Widerspruch zur tatsächlichen Politik der deutschen Besatzer z. B. im 
»Generalgouvernement« Hans Franks stand.
Zentralisierung und Agglomeration im Großraum
Von großer Bedeutung für Schuster waren die Marktordnung und Fragen der künftigen 
räumlichen Verteilung der Industrie im Großraum. Er widersprach der Vorstellung, dass die 
Bildung des Großraums zwangsläufig mit Zentralisierung und Agglomeration – hier schlug 
484 Schuster: Industriepolitik. S. 137.
485 Vgl. Sontheimer: Tat-Kreis.
486 Schuster: Neue Grundlagen. S. 257. Sein Kollege vom Hamburger Instituts für Weltwirtschaft, Andreas Predöhl, warb mit 
einer vergleichbaren Argumentation für die Steigerung der »Autarkiebegabung« durch Schaffung eines »Großraums«, 
der konjunkturelle Schwankungen ausgleichen werde. Dieckmann: Wirtschaftsforschung. S. 159/160.
487 Ebd. S. 254. Sein Assistent Wendt formulierte diesen Gedanken in einer Rezension 1938 viel weitgehender: »Die Ent-
scheidungen, die getroffen werden, um die völkische Existenz zu sichern und die Entfaltung der Kräfte zu fördern, brau-
chen sich nicht nach den Rechnungsgrößen zu richten, die aus der kapitalistischen Marktwirtschaft und ihren internati-
onalen Verflechtungen überkommen sind.« Wendt: Deutsche Volkswirtschaft. S. 87.
488 Ebd. S. 255.
489 Schuster: Industriepolitik. S. 138.
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der Volkswirt eine Brücke zu seinen lokalen Studien – einhergehe. Nicht nur spreche die 
Vielzahl der Volksgemeinschaften, die nicht von ihrem angestammten Boden verpflanzt 
werden sollten, sondern auch die neue Kalkulation bei der Ansiedlung von Industrie ge-
gen diese Annahme und für eine Dezentralisierung. Nicht allein die billigsten Produktions-
kosten seien nunmehr entscheidend, sondern auch die durch Agglomeration kumulierend 
steigenden indirekten Kosten für die Gesellschaft.490 Auch die Behauptung, dass dem »Pri-
mat der Politik« grundsätzlich eine »Zentralisierungstendenz« inne wohne, bestritt Schus-
ter, das Gegenteil sei der Fall: 
»In Deutschland beobachten wir eine wirtschaftliche Initiative bei den politischen 
Führern der einzelnen Gaue, die jetzt durch den Krieg zwar etwas gedrosselt, von einer 
erstaunlichen und erfrischenden Unbekümmertheit gegenüber der betriebswirtschaft-
lichen Standortpolitik ist.«491
Zwischen betriebswirtschaftlichem Kostendenken und der politischen Forderung nach 
einer Industrieausrüstung aller Räume, so lautete die zentrale Forderung Schusters, müs-
se ein Mittelweg gefunden werden, »die dem einzelnen Raum wie dem Gesamtraum auf 
allen Lebensgebieten gesunde Struktur und Entwicklung gewährt«.492 Das Ziel der In-
dustriepolitik sah der Volkswirt in der »maximalen Selbstversorgung mit wirtschaftlichen 
Gütern bei höchstem Lebensstandard der Bevölkerung und voller Beschäftigung aller 
Arbeitsfähigen.«493 Für kleinere Staaten biete der Zusammenschluss Zugewinne durch die 
Erschließung neuer Absatzmärkte ohne störende Ländergrenzen. »Autarkie« bedeute für 
den europäischen Großraum nicht die Abkehr von jeglichem Außenhandel. Den Export 
von Industrieprodukten wollte Schuster nach Kriegsende wieder aufnehmen. Allerdings, 
so der von ihm nicht explizit ausgeführte Umkehrschluss, sollte der Weltmarkt von den im 
Großraum geschürften und geförderten Rohstoffen ausgeschlossen werden. Größe und 
Gewicht des Großraumes werde die Handelsbeziehungen nach außen »fester und siche-
rer« machen. Da in der Folgezeit der internationale Handel Rohstoffe und Güter nicht mehr 
primär über die Preisdifferenzen befeuert werde, seien die wichtigsten Handelsgüter der 
Zukunft diejenigen, in die »am meisten Geist investiert« werde.
Organisation und Führung des Großraumes
Wie die Organisation und Führung des Großraumes letztendlich beschaffen sein werde, 
könne zum gegenwärtigen Zeitpunkt, also im Jahr 1941, noch nicht abgesehen werden, er-
klärte Schuster: Sicher sei jedoch, dass diese auf dem deutschen Führungsgrundsatz beru-
hen werde, was bedeute, dass »die wirtschaftlich-führende Macht die Führung hat« und die 
»Bindungen« auf »der Treue und der gegenseitigen Verantwortung« beruhen würden.494 
Über die Art der Organisation entscheide allein das, was man mit ihr erreichen wolle, und 
deren Ausgestaltung sei nicht mit Theorie allein zu meistern:
490 Schuster: Industriepolitik. S. 141/142.
491 Ebd. S. 142.
492 Ebd. S. 143.
493 Ebd. S. 145.
494 Ebd. S. 146.
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»Unsere Denklogik allein [reicht nicht aus], um das Leben zu meistern, sondern dazu 
[ist] die Tat eines künstlerischen Menschen notwendig […], der das, was Logik nicht 
koordinieren kann, in eine Einheit bringt«.495
Was wie eine Hommage an den sich selbst zum »Künstler« stilisierenden Hitler klingt, 
wird gefolgt von einer Kritik an den »verschiedenen bestehenden Führungseinrichtungen 
und Gruppierungsarten«. So sei es notwendig, der fortschreitenden Vergrößerung der Kon-
zerne – hier dachte wohl Schuster auch an die gigantischen Hermann-Göring-Werke – Ein-
halt zu gebieten und dafür Sorge zu tragen, dass ausländischen Werke nicht ausnahmslos 
von deutschen Konzernen geschluckt werden.496
Staat und Wissenschaft
Die Planung für den Großraum habe ein »soziologisches Problem« zu lösen, »nämlich die 
Menschen zur Ausführung des Plans zu bringen«.497 Hier empfahl Schuster die erprobte 
»deutsche Methode«, sich auf wenige, dominierende Aufgaben zu konzentrieren. Die Wis-
senschaft werde ihren Beitrag zur »Lösung der großen Aufgabe, die [ihr] mit dem kontinen-
taleuropäischen Großraum« gestellt sei, liefern: 
»Die Wirtschaftspolitik braucht grundsätzliche Erkenntnisse über den Gesamtzusam-
menhang und aus der Gesamtanschauung abgeleitete Kriterien der Zweckmäßigkeit. 
Für die Wirtschaftsplanung im Großraum sind diese Ergebnisse der Wissenschaft das 
analytische Schema, um festzustellen, ob alles Wesentliche im Plane enthalten ist, und 
ein kritisches Instrument, um die Zielsetzung und Mittelverwendung sorgfältig zu 
entscheiden.«498
Dem Staat kam im Gegenzug die Aufgabe zu, die langfristige Finanzierung der notwen-
digen Grundlagenforschung hin zur Ausschaltung des »Zufalls« zu garantieren:
»Denn ohne den Staat kommt kein System in die Bemühungen, ohne ihn werden 
mangels finanzieller Mittel auf manchen Gebieten keine Vorbereitungen getroffen und 
ohne ihn gibt es keine Grundlagenforschung, d. h. keine Pflege der ›unpraktischen‹ 
Wissenschaften, auf die jede angewandte Wissenschaft doch erst aufbaut.«499
Indem Schuster sich für Grundlagenforschung und gegen die direkte Politikberatung 
im Vorfeld aussprach, schloss sich der Kreis zu den Empfehlungen seines früheren Lehrers 
Harms aus dem Jahr 1917, der gleiches im vorigen Kriege empfohlen hatte (siehe Zitat 
S. 321). Zugleich spricht aus dem Text auch großes Vertrauen in den »Plan«, indem die Wis-
senschaft mit ihren Erkenntnissen die Steuerung der Rohstoffallokation, die Informations-
gewinnung über den Markt in Teilen ersetzt und mit ihren Ergebnissen die »Unterstellung 
der Wirtschaft unter die Führung durch den Staat« erst ermöglicht.500
495 Ebd. S. 147.
496 Ebd. S. 151/152.
497 Ebd. S. 153 u. Schuster: Neue Grundlagen. S. 262.
498 Schuster: Industriepolitik. S. 154.
499 Schuster: Neue Grundlagen. S. 262.
500 Ebd. S. 262/263.
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Legitimierung und Propagierung der 
nationalsozialistischen Eroberungen?
Alfred Weber griff Schuster nach 1945 aufgrund dieser Aufsätze scharf an und klagte ihn 
der Legitimierung und Propagierung der nationalsozialistischen Eroberungspolitik an.501 
Martin Dibelius, renommierter Professor für Theologie, nahm daraufhin seinen Kollegen 
aus der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät in Schutz: 
»Es fällt auch dem Laien auf, wie eindeutig sich Schuster dabei gegen imperialistische 
Tendenzen wendet [...] Er tritt nur für eine einheitliche Führung des als Großraum be-
zeichneten Gebietes ein, aber für eine Erhaltung des nationalen und kulturellen Eigen-
lebens der Glieder.«502
Schuster folgte in seinen Schriften an keiner Stelle dem rechtsintellektuellen Trend zur 
»Biologisierung des ökonomischen Denkens«, wie bei Thoms exemplarisch und bei Schus-
ters Assistenten Wendt in Ansätzen zu beobachten ist.503 Die prägende Referenz erfahrung 
des Weltkriegsteilnehmers lag in der Gemeinschaftserfahrung an der Front, die sich mit ei-
nem ungeläuterten Glauben an die technische Machbarkeit und die Segnungen der (Raum-)
Planung verband. »Planung« als eine der »Signalvokabeln der wissenschaftlich-technischen 
Zivilisation« ist »weder räumlich noch zeitlich oder gar ideologisch zuzuordnen«, so Dirk van 
Laak504, aber der Durchdringungsgrad und die Chance, die Pläne zu realisieren, sei niemals 
höher gewesen als in der Sowjetunion und im nationalsozialistischen Deutschland.505 Wie 
seine Ausführungen zur Freizeitgestaltung beweisen, zeigte Schuster wenig Hemmungen, 
das Eindringen der Politik bis in die letzten Reservate des Privatlebens zu propagieren.506
5.4.1.6 Ämter und Aufgaben neben Forschung und Lehre
Wie seine Kollegen Thoms und Brinkmann war Schuster Studienleiter an einer Verwaltungs-
akademie, in seinem Fall der Verwaltungsakademie Saar-Pfalz (Saarbrücken, Ludwigshafen, 
Kaiserslautern, Speyer).507 Zugleich engagierte sich der Volkswirt bei der DAF, wobei nach 
Aussagen von vielen Zeugen im Spruchkammerverfahren eine große Diskrepanz zwischen 
seiner tatsächlichen Einbeziehung und den dem Dekan und Rektor gemeldeten Ämtern 
bestand.508 So besuchte Schuster im Dezember 1935 auf Wunsch der Reichsleitung der 
DAF eine Arbeitstagung der DAF-Sozialämter, um sich »aktiv« in die »Weitergestaltung 
des sozialpolitischen Geschehens« einzubringen.509 Als offizieller Delegierter der DAF trat 
Schuster bei einem internationalem Kongress zur Freizeitgestaltung in Hamburg vom 23.-
501 Siehe S. 584.
502 Martin Dibelius, Eidesstattliche Versicherung vom 26.10.1945, GLA KA 465a-59-3-2931.
503 Laak: Planung. S. 79.
504 Ebd. S. 67.
505 Einer der führenden nationalsozialistischen Raumplaner, Friedrich Bülow, wies in seinem programmatischen Aufsatz zur 
Raumordnung auch auf die parallel laufenden amerikanischen Großprojekte Franklin Delano Roosevelts im Rahmen 
des »New Deal« hin. Bülow: Raumordnung. S. 308. 
506 Siehe S. 328.
507 Schuster an Dekan, 27.11.1935, UA HD PA 641. Brinkmann unterrichtete an der badischen Verwaltungsakademie in 
Heidelberg und Mannheim und übernahm im Januar 1941 volkswirtschaftliche Vorlesungen an der neu gegründeten 
Verwaltungsakademie Straßburg. Brinkmann an Rektor, 24.1.1941, UA HD H-VI-612.
508 Siehe S. 586.
509 Schuster an Rektor, 9.12.1935, UA HD PA 5819.
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31.7.1936 auf.510 Eineinhalb Jahre später besuchte der Volkswirt als Mitglied der deutschen 
Delegation der DAF den dreiwöchigen, internationalen Kongress »Kraft durch Freude« in 
Rom, Neapel und Mailand, wo er zwei Referate hielt. Eingeladen zur Italienfahrt mit der 
»Wilhelm Gustloff« hatte ihn Reichsorganisationsleiter Ley über das »Internationale Zent-
ralbüro Freude und Arbeit«.511 Dem Aufruf des Zentralbüros des Amts für technische Wis-
senschaften, »Sonderreferat Verschleißfrage«, in der DAF, eine Aufstellung zu »Verschleiß 
und Verschleißabwehr« zu übermitteln, verweigerte sich Schuster allerdings wie sein Kolle-
ge Brinkmann.512 Beide sahen es nicht als ihre Aufgabe an, Literaturlisten für die Abteilung 
Fritz Todts zu erstellen. Das beigelegte Schema zum deutschen Güterbedarf, so Schuster, 
sei »höchst primitiv«. 
Seine im Jahr 1936 gemeldete Ernennung zum »Mitarbeiter im Stabe des Gauwirt-
schaftsberaters für Baden« zog keine weitergehende Zuarbeit für die Gauleitung Baden 
nach sich, will man Schusters Aussagen im Spruchkammerverfahren Glauben schenken, 
sondern diente der Camouflage gegenüber der Universitätsleitung und Parteidienststel-
len.513 In seiner Funktion als Obmann der RAG wurde Schuster im November 1937 durch 
Gauleiter Bürckel in die Fachausschüsse für Landes- und Volkskunde und in den für Land-
wirtschaft in der reorganisierten Landesplanungsgemeinschaft Saarpfalz berufen.514 Kurz 
vor Kriegsbeginn, im Juni 1939, besuchte Schuster eine Tagung der Wehrwirtschaftlichen 
Forschungsstelle des Reichswirtschaftsministeriums in Berlin.515 Auf dem Programm stan-
den unter anderen Fragen der »Wehrwirtschaftlichen Organisation«, der »Industriestatistik« 
und »Hochschulfragen«. Im Krieg blieb Schuster als Experte gefragt. Im Juli 1943 wurde er 
zu einer Besprechung des OKW Abteilung Inland nach Berlin gerufen.516 Leider liegen keine 
Informationen zu den Beteiligten oder dem Inhalt dieser Besprechung vor.
Siegfried Wendt5.4.2 
»Wendt ist ein Hochschullehrer, der ernsthaft am Neuauf-
bau der nationalsozialistischen Wirtschaftslehre mitarbei-
tet. Dazu wird er befähigt durch seine innere Haltung und 
sein wirtschaftswissenschaftliches Können.« Walter Thoms, 
Gutachten über Siegfried Wendt, 28.10.1936, BA Lichter-
felde W/P W 425 A-113.
Die Forschungsschwerpunkte des ordentlichen Assistenten Schusters und ab April 1937 
nichtbeamteten außerordentlichen Professors, Siegfried Wendt, konzentrierten sich nach 
eigener Angabe auf »Konjunkturproblem, Lohnproblem und damit zusammenhängende 
sozialpolitische Fragen; Währungsprobleme«.517 Wendt trat wie sein Lehrer Schuster unmit-
510 Schuster an Rektor, 17.7.1936, UA HD PA 5819.
511 Dekan an Rektor, 10.2.1938, UA HD H-VI-049.
512 Zentralbüro des Amts für techn. Wissenschaften, Sonderreferat Verschleißfrage DAF an Rektor, 16.12.1940,  
UA HD H-VI-028.
513 Rektor an Dekan, 7.4.1936, UA HD PA 641. Es finden sich in den Akten keine Belege dafür, dass Schusters in irgendeiner-
weise für die Gauleitung tätig wurde. Siehe S. 587.
514 Landesplanungsgemeinschaft Saarpfalz an Rektor, 8.11.1937, UA HD PA 5819.
515 Die Tagung fand ausgerechnet in den Räumen des Deutsch-Polnischen Instituts, Kurfürstenstraße, Berlin statt. Schuster 
an Rektor, 10.6.1939, UA HD PA 5819.
516 Schuster an Dekan, 13.7.1943, UA HD PA 5819.
517 Wirtschaftswissenschaftliche Hochschullehrer. S. 268.
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telbar nach der »Machtergreifung« in die NSDAP ein und veröffentlichte in der Folgezeit 
eine Reihe von Aufsätzen zum Themen wie den »Deutschen Sozialismus« und der »Über-
windung des Kapitalismus«.518 Die Ziele seiner Forschung umriss Wendt 1938 – kurze Zeit 
vor seinem Weggang aus Heidelberg – in einem Aufsatz im »Volksspiegel. Zeitschrift für 
pädagogische Volkstumsforschung und Volkstumsgestaltung« über »Die deutsche Volks-
wirtschaftslehre als geschichtlich-politische Aufgabe«:
1) Die »Ausschaltung« des »Wirtschaftsbilds« »eines entwurzelten Fremdvolkes«, das 
»Wirtschaft [als] nichts anderes [sehe], als einen Verwertungsprozess mobilen Kapitals 
und [als] bloße Marktvorgänge« und somit den »lebendigen Menschen auf seine bloße 
›Verwertbarkeit‹« reduziere;
2) die »große Auseinandersetzung mit dem Angelsachsentum«, der »imperialistischen« 
»klassischen Ökonomie« mit dem ihr innewohnenden »Trugbild der sogenannten Welt-
wirtschaft«;
3) die »Überprüfung der politischen Entscheidungen der eigenen Lebensgeschichte 
auf ihre geistige Substanz« und die Ausbildung eines »Willens zur gemeinschaftsdie-
nenden Volkswirtschaft«519
Wie im Betriebswirtschaftlichen Seminar verlief auch im Volkswirtschaftlichen Institut 
die Trennlinie zwischen aktiver Mitarbeit und Lippenbekenntnissen zum Nationalsozia-
lismus entlang der Generationengrenze. Ab 1933 machte der »ganz, ganz harte Nazi«520 
Wendt durch programmatische Aufsätze über den »Wandel der Erkenntnisgrundlagen 
der theoretischen Volkswirtschaftslehre«, »Die Überwindung des Kapitalismus durch den 
deutschen Sozialismus« und »Lebendige Wissenschaft« auf sich aufmerksam.521 Dass sei-
ne Aufsätze anfänglich vornehmlich in den »christlich-sozialen Monatsheften«, bzw. in der 
Zeitschrift »Wort und Tat« des Berliner Wichern-Verlags erschienen, dürfte für Wendt keinen 
Widerspruch dargestellt haben, galt für ihn doch im Rückgriff auf Reinhold Bethke »positi-
ves Christentum« als »antijüdische[s] Prinzip«.522 
Zusammen mit dem Betriebswirt Thoms war Wendt eines der führenden Mitglieder der 
»Kameradschaft junger Wirtschaftswissenschaftler« und lieferte sich in deren Namen ab 
1936 ein wissenschaftliches Scharmützel mit dem Bonner Volkswirt Wilhelm Vleugels über 
Zukunft und Grundlagen der Volkswirtschaftslehre.523 Als das in Düsseldorf beheimatete 
Deutsche Institut für Nationalsozialistische Technische Arbeitsforschung und –schulung, 
kurz: DINTA, im April 1935 bei Rektor Groh mit dem Angebot vorstellig wurde, einen jünge-
ren nationalsozialistischen Dozenten oder Assistenten zu einer dreimonatigen Ausbildung 
an die DINTA zu entsenden,524 um diesen zu befähigen, über die DINTA an der Universität 
518 Mitglied der NSDAP seit April 1933, Nr. 2.557.425. Im November 1933 und im Mai 1935 meldete sich Wendt zum »SA-
Dienst«. Wendt, Personalbogen, ohne Datum [ca. 1934], UA HD PA 6308. Wendt: Deutscher Sozialismus u. ders.: Über-
windung.
519 Wendt: Deutsche Volkswirtschaft. S. 88. Der »Volksspiegel« wurde von der »Reichswaltung des NS.-Lehrerbundes« im 
»Deutschen Volksverlag«, München, herausgegeben.
520 So das rückblickende Urteil des damaligen Doktoranden Brinkmanns, Paul Hermann, wobei die Schärfe der Formulie-
rung zu einem – geringeren Teil – der Konkurrenz zwischen den Lehrstühlen Schuster und Brinkmann bei dieser Ein-
schätzung geschuldet sein könnte. Z Hermann.
521 Wendt: Erkenntnisgrundlagen; ders: Überwindung u. ders.: Grenznutzentheorie oder Volkswirtschaftslehre?
522 Wendt: Lebendige Wissenschaft S. 527. Wendt zitiert hier aus Bethke, Reinhold: Lebendige Wissenschaft. Über den Sinn 
der weltanschaulichen Begründung und die Fragekraft der Jugend. Tübingen 1937.
523 Siehe S. 348. Dort findet sich auch eine ausführliche Besprechung der in diesem Zusammenhang von Wendt veröffent-
lichten Aufsätze. Vgl. Wendt: Grenznutzentheorie oder Volkswirtschaftslehre? u. ders.: Volkswirtschaftslehre. 
524 »Selbstverständlich«, so das Anschreiben der DINTA, sollte dieser Mann »nach unserem Herzen sein [und] fähig [sein], 
sich wirklich für dieses Gedankengut einzusetzen«. DINTA an Rektor, 26.4.1935, UA HD H-VI-506/1. Zur 1925 als Deut-
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lesen zu lassen, erklärte Schuster in einem galligen Antwortschreiben, dass mit Blick auf 
unter anderem Wendt kein Bedarf an Weiterbildung bestehe: 
»Ich glaube, wir kommen ohne DINTA aus, da wir über eine ganze Reihe qualifizierter 
Persönlichkeiten verfügen, die sich mit den genannten Fragen länger beschäftigen als 
die DINTA. […] Ich selbst befasse mich mit Massenführung etc. Alle Dinge werden be-
reits gepflegt, allerdings unter etwas anderem Namen.«525
Neben seinem »Kampf gegen die ›reine‹ Theorie«, den Wendt auch neben seinen Auf-
gaben an der Universität auf dem vom Amt für Wissenschaft des NSDDB und der Fach-
schaft veranstalteten »Wissenschaftslager der Volkswirte« in Rittmarshausen im Juli 1937 
propagierte und der im Kapitel über die Heidelberger Kameradschaft behandelt wird, do-
minierten Geld- und Währungsfragen und vor allem Rezensionen seine vergleichsweise 
spärlichen Veröffentlichungen.526 Wendt hatte wegen der geringen Zahl an Dozenten an 
der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät und der daraus resultierenden Be-
lastung durch die Lehre wenig Gelegenheit, sich der Forschung zu widmen.
Das »Wirken biologischer Kräfte«
1935 schrieb Wendt für die »Wort und Tat. Zeitschrift für evangelische Wahrheit und kirchli-
che Verantwortung« eine Sammelrezension zu den aktuellen Veröffentlichungen zum zeit-
weilig vom Nationalsozialismus okkupierten Schlagwort vom »Deutschen Sozialismus«.527 
Die rezensierten Bücher stammten aus der Feder des Gründers der »Altsozialistischen 
Partei« und ehemaligen Reichskommissars August Winnig (*1878), des Berliner National-
ökonomen Werner Sombart und des Kieler Ordinarius für Staatsrecht Ernst Rudolf Huber 
(*1903).528 Wendt referierte Winnigs sozialromantische Thesen zur mystisch-biologischen 
Prägung der Geschichte durch das »Wirken biologischer Kräfte«: »Der Ursprung dieser bio-
logischen Mächtigkeit einer Nation bleibt ewig geheimnisvoll. Genug, dass wir um ihre 
Wirkung wissen.«529 Winnig schilderte den Ausbruch des deutschen Arbeiters, der »biolo-
gischen Kraftreserve des Volkes«, heraus aus der »kühlen, entgötterten Welt« des Kapitalis-
mus und der Besetzung durch »fremde Soldaten« hin zum Nationalsozialismus: 
»Der Staat wäre vom Untermenschen verschlungen worden, hätte nicht Adolf Hitler 
mit der Sache der Nation zugleich die Sache des Arbeiters ergriffen und in seiner Bewe-
gung zum Siege geführt.«530 
Rezensent Wendt zeigte sich begeistert: »Selten ist auf 46 Seiten so Entscheidendes ge-
sagt worden, wie in dieser kleinen Schrift August Winnigs.« Er stellte diesen auf eine Stufe 
sches Institut für Arbeitsschulung gegründeten DINTA im Nationalsozialismus vgl. Raelmann: Arbeitswissenschaft. 
S. 39-41.
525 Schuster an Dekan, 9.5.1935, UA HD H-VI-506/1. Sein Kollege aus der Betriebswirtschaftslehre Thoms wusste eben-
falls keinen Kandidaten vorzuschlagen, bot aber mit Verweis auf seine Verdienste als Parteiredner der NSDAP er-
satzweise an, eine Vortragsreihe über »Menschenführung im Betriebe« zu veranstalten. Thoms an Dekan, 14.5.1935, 
UA HD H-VI-506/1.
526 Im Bericht über das u. a. vom Göttinger Volkswirt und »Kameraden« Rath geleitete »Wissenschaftslager der Volkswirte« 
im »Heidelberger Student« wurde kundgetan: »Pg. Dr. Wendt zog die Folgerungen für den Kampf gegen die ›reine‹ The-
orie; ein Thema, dessen Zusammenhang mit dem Judentum durch Gauamtsleiter Pg. Dr. Rekopf besonders beleuchtet 
wurde.« Partei und Wissenschaft in einer Front, Der Heidelberger Student vom 3.6.1937. 
527 Wendt: Deutscher Sozialismus.
528 Winnig, August: Der Arbeiter im Dritten Reich. Berlin 1934; Sombart, Werner: Deutscher Sozialismus. Berlin 1934 u. 
Huber, Ernst Rudolf: Die Gestalt des deutschen Sozialismus. Hamburg 1934.
529 Wendt: Deutscher Sozialismus. S. 306.
530 Zit. nach: Ebd. S. 307.
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mit einem der populärsten und auflagenstärksten sozialwissenschaftlichen Autoren der 
Zeit, dem Berliner Nationalökonomen Sombart, dessen Verteufelung des »ökonomischen 
Zeitalters« mit seinem »sündigen« und »sinnlosen Jagen und Hasten« nach allein materiel-
len Werten gleichermaßen der lebhaften Zustimmung des Heidelberger Volkswirts teilhaf-
tig wird. Dennoch überzeugte Wendt der »Deutsche Sozialismus« nach Lesart Sombarts 
nicht vollkommen: 
»Nicht so glücklich wie in den historischen Abschnitten seines Werkes ist Sombart in 
den aufbauenden. Daß eine Fülle von wertvollen Gedanken in diesen Abschnitten zu 
finden ist, wer wollte es leugnen! Und doch bleibt der den neuen Werten des National-
sozialismus zugewandte Leser irgendwie unbefriedigt.«531
Zum einen sehe der Geheimrat »die Arbeit« nicht als »Dienstleistung an der Gemein-
schaft«, zum anderen versuche er, den »Sozialismus«, was kaum möglich, und das »Wesen 
des Deutschtums«, was nicht möglich sei, konkret-nüchtern zu ergründen: »Warum belas-
tet [Sombart] sein Buch […] mit der empirischen Prüfung und Sonderung überkommener 
Begriffe?«532 Die »leidenschaftliche Sehnsucht des deutschen Menschen« nach der »bluts-
mäßig verbundenen Volksgemeinschaft« »durch eine Leistung des Intellekts, durch Nach-
denken fassen zu wollen«, so Wendt in einem weiteren Aufsatz 1935, sei »ein Versuch mit 
untauglichen Mitteln«.533 Auch die von Sombart geforderte agrarromantische »stationäre 
Wirtschaft«, die die »dynamische Wirtschaft des Kapitalismus« zum Besten des Menschen 
ablösen solle, fand nicht die Zustimmung Wendts, der sich zwar für eine »Zähmung« des 
»Fortschrittswillens« ausspricht, aber dennoch eine »dynamische Wirtschaft« erhalten 
möchte – auch wenn diese »sehr viel schwieriger« zu »ordnen« sei als die »stationäre« Wirt-
schaft.534 Analog zum ambivalenten Urteil des »Alten Kämpfers« unter den deutschen Na-
tionalökonomen und späteren Widerstandskämpfers Jens Jessen, der in Sombarts Buch 
»sehr viel Licht, aber auch viel Schatten« zu erblicken glaubte535, resümierte Wendt verhal-
ten: 
»Seine Auffassung von Volk dringt nicht in die Tiefen des metaphysischen Erlebnisses, 
welches das Geschehen in Deutschland gegenwärtig und in Zukunft bestimmt. […] 
Werner Sombart bemüht sich in seinem Buche den geistigen Grundkräften des deut-
schen Sozialismus nachzuspüren. Wir konnten ihm nicht überall hin folgen.«536
Ernst Rudolf Huber537 als »Führer zur Erkenntnis der konkreten Gestalt des deutschen 
Sozialismus« und einer »arteigenen deutschen Gemeinwirtschaft« hingegen konnte sich 
des uneingeschränkten Lobes Wendts sicher sein:
»Die Wirtschaft ist im Zeitalter des Hochkapitalismus Trägerin wirklicher, aber vom 
Staat unabhängiger Macht geworden. Ein Staat kann aber nur existieren, wenn er allein 
in seinem Gebiet Herrschaftsgewalt ausübt. […] Der Staat ist mehr als ein Gliederbau 
von Ständen, er ist Herrschaftswille ureigenster Prägung.«538
531 Wendt: Deutscher Sozialismus. S. 308. Zu Sombart und seiner Rezeption im Nationalsozialismus vgl. Janssen: Deutsche 
Volkswirtschaftslehre. S. 62-66 u. Kruse: Volkswirtschaftslehre. S. 106-111.
532 Ebd. S. 308/309.
533 Wendt: Überwindung des Kapitalismus. S. 80-83.
534 Wendt: Deutscher Sozialismus. S. 310.
535 Zit. nach Janssen: Deutsche Volkswirtschaftslehre. S. 65.
536 Wendt: Deutscher Sozialismus. S. 310.
537 Ernst Rudolf Huber (*1903), 1931 PrivDoz Univ. Bonn, 1941 ord. Prof. des Öffentlichen Rechts Univ. Straßburg.
538 Wendt: Deutscher Sozialismus. S. 311/312.
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Sollte im Gegensatz zum bolschewistischen Staat das Recht auf Eigentum als eine »Ur-
form des menschlichen Lebens« erhalten bleiben, folgerte Wendt, so mache die Entwick-
lung von Technik und Ordnungsgefüge dennoch die Übernahme von »Schlüsselstellungen« 
in der Wirtschaft, wie Energie, Rüstung und Kreditwesen, in die staatliche Hand unumgäng-
lich. Zumindest müsse per Gesetz Vorsorge getroffen werden, »dass der Führungswille des 
Staates jederzeit zum Durchbruch kommen kann«.539
»Völkische Bedarfsdeckungswirtschaft«
Im »Volksspiegel« veröffentlichte Wendt im Sommer 1936 einen Aufsatz zur »Rück-
eroberung« des von den »Verteidigern der kapitalistischen Wirtschaft« ebenso wie von 
Anhängern der »stationären Wirtschaft« vereinnahmten Begriffs der »völkischen Bedarfs-
deckungswirtschaft«. Weder sei diese gleichzusetzen mit der »Erwerbswirtschaft« nach 
dem Motto »Erwerben, Verdienen könne ja nur der, der Leistungen anbietet, die vorhan-
denen Bedürfnissen entsprechen«, noch mit der auf mittelalterlichen Vorstellungen auf-
bauenden, nicht-dynamischen, primär agrarischen Wirtschaftsordnung Sombartscher 
Prägung.540 Im Gegensatz zur »kapitalistischen Erwerbswirtschaft« steuere die Erziehung 
durch die »großen ständischen Körperschaften« in der »Bedarfsdeckungswirtschaft« die 
Menschen hin zu einer Orientierung ihres Konsumverhaltens an den »höchsten politischen 
Werten der Nation«, wie z. B. der »Wille zur nationalen Unabhängigkeit« zu Rüstung und 
Wehrerziehung zwinge. Die »urteilslose Käuferschicht« des Kapitalismus, die »in vielen Fäl-
len […] das Opfer der gerissenen Reklame gewinnsüchtiger Geschäftsmänner« gewesen 
sei, müsse dazu erzogen werden, »echte und unechte, wertvolle und wertlose Bedürfnisse« 
anhand des Maßstabs »Lebenswillen der Nation« zu unterscheiden541:
»Wer sein Geld für sinnlose Dinge und fade Genüsse ausgibt, gelangt nie zu der inne-
ren Ausgeglichenheit, die die Voraussetzung für alle bedeutenden Leistungen ist, er 
schwächt seine Kraft und macht sich so zu einem nutzlosen Gliede der Gemeinschaft. 
[…] Unter der mangelnden Zucht bei der Konsumwahl leiden also Wille und körperli-
che Kraft des einzelnen ebenso wie die geistige Geschlossenheit des Volkskörpers.«542
Wenn sich der Konsum erst einmal durch »Brauchtum und Sitte verstetigt« habe, pro-
gnostizierte der Volkswirt, dann trete zwangsläufig auch eine »gewisse Stetigkeit des 
Bedarfes« ein, der die »krisenhaften Auswirkungen des dauernden Bedarfswechsels« ban-
ne.543 Gleichzeitig sei es die Aufgabe des Staates, dafür Sorge zu tragen, dass alle Men-
schen die »Fähigkeit haben, den als wertvoll bezeichneten Bedarf insoweit zu decken, als 
er Notwendig keiten der Lebensführung betrifft«. Wie bei der Ausarbeitung und Feinab-
stimmung eines »Eisenbahnfahrplans« komme der politischen Führung das Recht zu, auf 
»alle wirtschaftlichen Größen, Löhne, Zinsen und Preise« Einfluss zu nehmen.544 Die »Ren-
tabilität« – an dieser Stelle wird man an die Forderungen Thoms’ erinnert – sei untauglich 
als »Maßstab für die Beurteilung richtiger Verteilung der wirtschaftlichen Kräfte«. Wendt 
führte nachfolgend mehrere Argumente an:
539 Ebd. S. 313.
540 Wendt: Bedarfsdeckungswirtschaft. S. 11/12.
541 Ebd. S. 12.
542 Ebd. S. 13.
543 Ebd. S. 14.
544 Ebd. S. 15/16.
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»a) Ethische Überlegungen: Die Rentabilität kann auf einem sinnlosen oder gar unsittli-
chen Bedarfsstreben beruhen […]. b) Sozialpolitische Gründe: Es ist möglich, daß Ren-
tabilität erzielt wird auf Grund einer ungenügenden Entschädigung der menschlichen 
Leistungen. […]. c) Wirtschaftsorganisatorische Überlegungen: Rentabilität kann erzielt 
werden auf Grund monopolistischer Marktbeherrschung. Sie ist dann nicht mehr Aus-
druck einer echten wirtschaftlichen Leistung, sondern Ergebnis einer zwangsmäßigen 
Bindung der Käufer an den Verkäufer.«545
Nachdem Wendt die »Bedarfsdeckungswirtschaft« gegen die Kapitalisten abgegrenzt 
glaubte, wandte er sich gegen deren Gleichsetzung mit »Stillstand« und »stationärer Wirt-
schaft«. Ebenso wie der »Einzelantrieb« in der »individualistischen Gesellschaft« sei auch 
der »gemeinschaftliche Wille« in einer »Volksgemeinschaft mit wirklicher Führung und ein-
heitlicher Lebensform« in der Lage, die Entwicklung voranzutreiben.546
5.4.3 Lehre am Institut für 
Volkswirtschaftslehre und Statistik
Institutsleiter Schuster las überwiegend zu Volkswirtschaftstheorie, Dogmengeschichte, 
Marktforschung, Finanz- und Sozialpolitik. Seit Wintersemester 1933/34 bot er zudem ein 
allgemeines volkswirtschaftliches, ein Seminar zur Marktforschung und ein einstündiges 
»politisches Seminar« an, das sich mit »Arbeitsbeschaffungsproblemen« (1933/34), den 
»Wirtschaftsformen des Auslandes« (1934) und »Problemen der Massenbeeinflussung« 
(1935) beschäftigte.547 Im Sommersemester 1936 wurde das »politische Seminar« nicht 
mehr angeboten.548 Im Krieg las Schuster zum »Deutschen Wirtschaftsleben« (Trimester 
1941), weitergehende Konzessionen an die veränderten Umstände sind aus den Titeln 
der Ankündigungen nicht zu entnehmen. Der überwiegende Teil der Vorlesungen, Übun-
gen und Seminare wurde unverändert im demselben Turnus angeboten. Sein ehemaliger 
Schüler Artur Vetter, der nach eigener Aussage im Sommersemester 1942 von der Gesta-
po festgenommen und zu drei Jahren Zuchthaus »wg. Beleidigung Hitlers usw.« verurteilt 
worden war, berichtete im Juli 1946 beim Spruchkammerverfahren gegen Schuster über 
dessen Unterricht:
»Ich war sehr hellhörig für jedes Wort, das für und vor allem gegen den Nat. Soz. gesagt 
wurde. Prof. Schuster trug uns sehr oft ein Thema vor, das gerade aktuell war, dies zwar 
so, daß nur der, der hellhörig genug war und den guten Willen hatte, zu verstehen, 
verstand, daß ihm in recht deutlicher Form die Fehler des Regimes aufgezeigt wurden. 
Mitunter ging das soweit, daß ich tatsächlich erstaunt war, Prof. Schuster in der näch-
ster Vorlesung noch auf freiem Fuß zu sehen.«549
Dr. Gustav Scherer ergänzte das Bild: Schuster habe »offene Konflikte mit der ›amtlichen 
Auffassung‹ nach Möglichkeit vermieden«, andererseits aber »keinen Zweifel über seine 
in vielen Punkten abweichende Meinung aufkommen lassen«.550 Er habe »Keynes, Schum-
545 Ebd. S. 17/18. Wendts viertes Argument griff das unter b) genannte wieder auf und unterstrich, dass Rentabilität auch 
Ausdruck eines Zurückbleibens der Lohnquote sein könne.
546 Wendt: Bedarfsdeckungswirtschaft. S. 19/20.
547 Für das Wintersemester 1934/35, 1935/36 ist kein Thema zum »politischen Seminar« genannt.
548 VVZ SoSe 1936.
549 Artur Vetter, Ettlingen, Baden, Eidesstattliche Erklärung, 15.7.1946, GLA KA 465a-59-3-2931.
550 Scherer gab an, vom Frühjahr 1942 bis Frühjahr 1945 bei Schuster studiert zu haben, vor 1933 Mitglied des Reichsban-
ners Schwarz-Rot-Gold, Mitglied der Demokratischen Partei, niemals aber NSDAP-Mitglied gewesen zu sein. Anhand 
von Aufzeichnungen war es Scherer möglich, den Inhalt der Vorlesungen und Seminare im WS 1944/45 zu rekonstruie-
ren, die sich u. a. mit der Nachkriegskonjunktur, volkswirtschaftlicher Planung, Rangordnung der volkswirtschaftlichen 
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peter, Cassel, Wicksell, Hayek, Böhler, ja auch Marx, Rodbertus« empfohlen, hingegen die 
»Schriftchen« des offiziellen NSDAP-Wirtschaftstheoretikers Bernhard Köhler niemals er-
wähnt, geschweige denn empfohlen.551 Die in den Disziplinarakten im Detail überliefer-
te Auseinandersetzung mit dem »Alten Kämpfer« Rohr und weitere Aussagen ehemaliger 
Studenten unterstützten die Darstellung von Scherer und Vetter.552 In den ersten Jahren, so 
ein weiterer Student, Helmut Wühler, habe der SD eigens einen Mann (»Pohl oder Puhl«) 
zur Überwachung der Vorlesungen und Seminare Schusters abgestellt. Die Überwachung 
habe im Frühjahr 1938 mit der »mit der Relegierung Pohls von der Universität nach [einer] 
versuchten Examensschiebung« geendet.553
Aus den Titeln der von seinem Assistenten Wendt angebotenen Lehrveranstaltungen 
lässt sich wenig mehr als eine Orientierung am Tagesgeschehen herauslesen: »Die Neu-
ordnung der deutschen Sozialverfassung« (1933/34), »Die Maßnahmen zum Umbau der 
deutschen Volkswirtschaft« (1934) und »Die deutsche Arbeitsfront und ihre Aufgaben« 
(1934/35).
5.5 Die Heidelberger »Kameradschaft 
junger Wirtschaftswissenschaftler«
»Da wir uns in den letzten Semestern immer wieder die 
Aufgabe gestellt haben, aus der nationalsozialistischen 
Weltanschauung heraus zu einer einheitlichen Wirtschafts-
wissenschaft zu gelangen, kann es nicht ausbleiben, daß 
wir uns mit denjenigen auseinandersetzen müssen, die eine 
Führung in der Wirtschaftswissenschaft inne haben oder 
beanspruchen.« Thoms an Storm, 28.5.1937, UA MA B 2 
15/1.554
»Heidelberger Kameraden« und auswärtige Aktivisten
Das Ziel des kleinen Kreises von betriebswirtschaftlichen Nachwuchswissenschaftlern, 
die sich 1936 zur »Heidelberger Kameradschaft« zusammengeschlossen hatten, war die 
»Herausarbeitung eines einheitlichen Bildes deutscher Wirtschaft«, das auf einem »ge-
meinsamen weltanschaulichen Fundament stehe« und »auf ein völkisch-politisches Ziel« 
ausgerichtet sei.555 Die Zugangskontrolle zur »Kameradschaft« und wohl auch deren Lei-
Aufgaben nach dem Kriege, der Zukunftsbedeutung des Außenhandels, der internationalen Marktordnung und dem 
Abbau der Staatsverschuldung beschäftigt hätten. Dr. Gustav Scherer, Flein/Kr. Heilbronn, Eidesstattliche Erklärung, 
30.7.1946, GLA KA 465a-59-3-2931.
551 Gerne und häufig hätte Schuster auch seine Unterschrift geleistet, die zum Ausleihen der auf dem NS-Index stehenden 
Bücher in der Universitätsbibliothek und den Seminaren berechtigte, darunter Werke von Carl Gustav Cassel (*1866) 
u. Johann Gustaf Knut Wicksell (*1851), schwedische Ökonomen u. Hauptvertreter der klassischen Nationalökonomie 
bzw. der Grenznutzenschule; Friedrich August von Hayek (*1899), Volkswirtschaftler und Sozialphilosoph, ab 1938 im 
britischen Exil, Vertreter des Neoliberalismus; Eugen Böhler (*1893), Basler Nationalökonom u. Konjunkturtheoretiker u. 
Johann Karl Rodbertus (*1805), Begründer des wissenschaftlichen Sozialismus in Deutschland.
552 Siehe S. 511.
553 Helmut Wühler, Kirrlach/Baden, Eidesstattliche Erklärung, 23.8.1946, GLA KA 465a-59-3-2931.
554 Ernst Storm (*1894), 1.4.1933 ord. Prof. für Bergwirtschaft und Volkswirtschaftslehre TH Berlin, Mitglied der NSDAP seit 
1932. Storm war 1937 zum Leiter der Reichshochschulgruppe der Deutschen Wirtschaftswissenschaftlichen Gesell-
schaft ernannt worden. Sein Stellvertreter und Leiter der örtlichen Hochschulgruppe war Thoms.
555 Ziegler, Kurt, Institut für Agrarwesen und Agrarpolitik an der Landwirtschaftlichen Hochschule Hohenheim an Thoms, 
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tung oblag Thoms.556 Als konkretes Forschungsprojekt nannte dieser Anfang 1937 die Aus-
arbeitung einer »völkischen Wertordnung und Preisgestaltung«.557 Obwohl der NSDDB als 
»Stoßtrupp« der »Bewegung« »für die Durchdringung des gesamten Lebens der Hochschu-
len mit nationalsozialistischem Geist verantwortlich« sein sollte, wird diese »Kampftruppe« 
in keinem Beitrag der »Kameradschaft« erwähnt.558 Kontakt bestand über den Chef des 
Wirtschaftspolitischen Referates, Faßbender, zur Reichsjugendführung der NSDAP in Berlin, 
den Thoms im November 1937 zur intensiveren Zusammenarbeit aufforderte: »Die Gegen-
front ist nicht dumm und nicht klein.«559
»Rundbriefe der Kameradschaft«
Die kaum mehr als zehn Mitglieder der »Kameradschaft« rekrutierten sich zum größten Teil 
aus den Reihen der Assistenten und wissenschaftlichen Mitarbeiter am Betriebswirtschaftli-
chen Seminar und den volkswirtschaftlichen Instituten in Heidelberg. Die Lehrstuhl inhaber 
nahmen nicht an den Treffen der Kameradschaft im Betriebswirtschaftlichen Institut teil 
und finden sich auch nicht unter den Empfängern der »Rundbriefe«.560 Der erste »Rund-
brief der Heidelberger Kameradschaft junger Wirtschaftswissenschaftler zur Mitarbeit an 
der Schaffung einer nationalsozialistischen Wirtschaftslehre« erschien im Oktober 1936.561 
Zusammengestellt und herausgegeben wurden die Beiträge von Thoms.562 Die hektogra-
phierten Blattsammlungen wurden in Kleinstauflage an einen begrenzten, kleinen Zirkel 
von »Kameraden« verteilt.563 
Auf der knapp über 20 Personen umfassenden Verteilerliste aus dem Jahr 1936 finden 
sich neben den Heidelberger Mitgliedern unter anderen noch der Göttinger Antisemit und 
Vorkämpfer einer nationalsozialistischen Wirtschaftswissenschaft, Klaus Wilhelm Rath, der 
Frankfurter Dozent Reinhold Henzler und der Heidelberger Dozentenbundsführer Schmid-
huber.564 Die Heidelberger Lehrstuhlinhaber wurden wohl zu denjenigen gezählt, die auf 
dem status quo beharrend sich der »Neugestaltung« der Wirtschaftswissenschaft ver-
schlossen und alle Vorstöße der jungen Nationalsozialisten kritisierten, was von diesen als 
»menschlich hart und bitter« beklagt wurde.565 Den von den jungen nationalsozialistischen 
Wissenschaftlern als Generationenkonflikt empfundenen Paradigmenstreit offen auszutra-
gen, fühlte man sich in der Kameradschaft noch zu schwach, weswegen die Rundbriefe 
20.10.1936, UA MA B 2 15/1. Ammelounx, Josef: Unser Wirtschaftsbild. In: Rundbrief der Heidelberger Kameradschaft 
junger Wirtschaftswissenschaftler, Nr. 3, 2. Jg. (1937) S. 2/3, UA HD H-VI-944.
556 So wandte sich im Oktober 1936 der kurz zuvor zum Professor berufene Kurt Ziegler vom Institut für Agrarwesen und 
Agrarpolitik an der Landwirtschaftlichen Hochschule Hohenheim an Thoms mit der Bitte, als »Gleichdenkender« in die 
»Kameradschaft« aufgenommen zu werden. Ziegler, Kurt, Institut für Agrarwesen und Agrarpolitik an der Landwirt-
schaftlichen Hochschule Hohenheim, an Thoms, 20.10.1936, UA MA B 2 15/1.
557 Rundbrief der Heidelberger Kameradschaft junger Wirtschaftswissenschaftler Nr. 1, 2. Jg. (1937), S. 1, UA HD H-VI-994.
558 Schemm, Reichsleiter des NS-Lehrerbundes, an Rektor, 1.12.1934, UA HD H-VI-330.
559 Thoms an Chef des Wirtschaftspolitischen Referates der Reichsjugendführung der NSDAP Berlin, Faßbender, 10.11.1937, 
UA MA B 2 15/1.
560 Thoms an Rath, 16.10.1936, UA MA B 2 15/1. 
561 Im Universitätsarchiv Heidelberg und Mannheim finden sich lediglich vier Ausgaben des 2. Jahrgangs [1937], UA HD 
H-VI-944.
562 Rundbrief der Heidelberger Kameradschaft junger Wirtschaftswissenschaftler, Nr. 1, 2. Jg. (1937). UA HD H-VI-944.
563 Thoms an Storm, 28.5.1937, UA MA B 2 15/1.
564 Mitglieder- und Verteilerliste der Heidelberger Kameradschaft, ohne Datum, wohl 1936, UA MA B 2 15/1.
565 Thoms an Storm, 28.5.1937, UA MA B 2 15/1.
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nur »streng vertraulich« verteilt wurden.566 Die 
»ganze Radikalität« sollte vorerst auf den Rahmen 
der Arbeitsgemeinschaft »begrenzt« bleiben.567
Die »Rundbriefe« bestanden im wesentlichen 
aus von den Mitgliedern verfassten Denkschrif-
ten und Arbeitsberichten, in denen Rechenschaft 
über Veröffentlichungen und Reden abgelegt 
wurde. Im umfänglichen Besprechungsteil wur-
den die Versuche von Kollegen karikiert, die nach 
Ansicht der »Kameraden« alten Wein in neue, 
nunmehr braune Schläuche gossen. Man ge-
rierte sich als Gralshüter der »Weltanschauung« 
(vgl. Zitat Thoms Anfang nächstes Kapitel) und 
warnte vor dem »Einschmuggeln« und »Vermen-
gen« von »alten« Begriffen der »Robinsonökono-
mie« und »neuen« Schlagworten des »völkischen 
Sozialismus«.568 Über die Veröffentlichungen sollte 
eine Verbindung zu den »auswärtigen Aktivisten«, 
die »gemeinsam an einer nationalsozialistischen 
Wirtschaftslehre« arbeiteten, hergestellt werden und ein Netzwerk der aufstrebenden 
nationalsozialistischen Jungwissenschaftler als Gegengewicht zu den etablierten, behar-
renden und zumeist älteren Vertretern der Wissenschaft geknüpft werden.569 »Man kann 
in dieser Welt des Unter-Wasser-Schießens und Gegenseitig-Torpedierens nichts anderes 
tun«, schrieb »Kamerad« Otto Reuther aus dem Berliner Institut der Wirtschaftsprüfer, »als 
sich kameradschaftlich zu stützen«.570
Das Werben Thoms’ um weitere »Kameraden« und um deren Mitarbeit blieb trotz drän-
gender Bitten zumeist ohne Erfolg.571 Auch wenn der einen Lehrauftrag an der Ruperto-
Carola wahrnehmende Reinhold Henzler im Frühling 1937 glaubte, »dass sich nun langsam 
doch eine Front junger Betriebswirtschafter herausbildet«, so scheint die Arbeitsgemein-
schaft vor allem eine lokale Angelegenheit gewesen zu sein.572 Wie lange die »Kamerad-
schaft« noch bestand, ist den Akten nicht zu entnehmen. Mit dem Weggang der neben 
566 Thoms an Schmidhuber, Führer der Heidelberger Dozentenschaft, 28.5.1937, UA MA B 2 15/1.
567 Thoms an Storm, 28.5.1937, UA MA B 2 15/1. 
568 So erklärte Rittig den Versuch Ernst Wagemanns, die nunmehr in »Mißklang« geratene Konjunkturtheorie als wirtschaft-
liche »Raumzeitforschung« wieder aufstehen zu lassen zur nutzlosen »Umtaufe« – ohne allerdings einen konstruktiven 
Gegenvorschlag präsentieren zu können. Ähnlich haderte Wendt mit einem, wie er einleitend befand, »auffallend 
schwachen« Artikel des Soziologen Alfred Vierkandt (*1867) über »Den labilen Charakter der modernen bürgerlich-
kapitalistischen Gesellschaft«: Dem emeritierten Berliner Professor fehle jedes Verständnis für die »besondere Willens-
haltung«, die aus »den arteigenen Antrieben wirklicher Gemeinschaften« erklärt werden könne. Rundbrief der Heidel-
berger Kameradschaft junger Wirtschaftswissenschaftler Nr. 1, 2. Jg. (1937), S. 5 u. 8, UA HD H-VI-994.
569 Thoms an Schmidhuber, Führer der Heidelberger Dozentenschaft, 28.5.1937, UA MA B 2 15/1.
570 Reuther an Thoms, 26.9.1936, UA MA B 2 15/1.
571 In den Akten des Mannheimer Universitätsarchivs finden sich etliche Bittschreiben, in denen Thoms die Abonnenten 
des »Rundbriefs« auffordert, eigene Rezensionen und Arbeitsberichte einzubringen (»Du darfst unter keinen Umstän-
den absagen. Wie wollen wir voran kommen, wenn wir nicht gemeinsam etwas aufbauen können.« Thoms an Hohlfeld, 
8.2.1937, UA MA B 2 15/1), und ebenso viele höfliche, aber bestimmte Absagen wegen Arbeitsüberlastung. 
572 Henzler an Thoms, 30.3.1937, UA MA B 2 15/1.
»Quelle 32 | Unser Wirtschaftsbild«
»Wir [sc. die ›Heidelberger Kameradschaft junger Wirtschafts-
wissenschaftler‹] verfolgen die folgenden Ziele:
Die feste weltanschauliche Verankerung unseres Wirtschafts-
bildes als Voraussetzung und erstes Erfordernis vor jeder Erör-
terung über das Bild selbst.
Die Abkehr von der bloßen Wortdefinition, die Suche nach der 
dem wirklichen Leben entsprechenden Ausdrucksform der 
deutschen Wirtschaft.
Die Eingliederung der Wirtschaftsschau in die völkische Ge-
samtschau.
Die Kennzeichnung von Übergang und Grenze des Wirtschafts-
gebietes gegebenüber den Nachbar- und Ferngebieten ohne 
Zerstörung des Totalbildes.
Die Abkehr von jeglicher Originalitätssucht, die Einigung auf 
einen gemeinschaftlichen Begriff. Die Zurückdrängung ver-
schiedener Ausdrucksformen, sofern die der Gemeinschafts-
arbeit hinderlich wären, jedoch unter Aufrechterhaltung der 
persönlichen Note der Einzelnen.«
Ammelounx, Josef: Unser Wirtschaftsbild. In: Rundbrief der Heidel-
berger Kameradschaft junger Wirtschaftswissenschaftler, Nr. 3, 2. 
Jg. (1937) S. 2/3, UA HD H-VI-944. 
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Thoms aktivsten Mitglieder Wendt, Ammelounx und Rittig haben die gemeinsamen Arbeits-
treffen anscheinend ein Ende gefunden.
»Kampfgemeinschaft«
Neben der »weltanschaulichen Verankerung« der Wirtschaftswissenschaft hatte sich die 
Heidelberger »Kameradschaft« auch der engen Zusammenarbeit mit den Studenten ver-
schrieben: »In dem Kampfe um die Wahrheit, den die Wissenschaft immer zu führen beru-
fen war, standen Dozenten und Studenten als wirkliche Kameraden Schulter an Schulter.«573 
Trotz der »allgegenwärtigen« Beschwörung der »Kameradschaft« war es nach Wendt um 
diese an der Universität nicht gut bestellt: Der Professoren seien »doktrinär«, die Studenten 
»schülerhafter Enge« verfallen. Innerhalb der Seminare im universitären Raum sah Wendt 
keine Chance zum zwanglosen, lebendigen Austausch über die Hierarchien hinweg. Einen 
Ausweg biete das »Lager«. Da dieses aber zwangsläufig nur von kurzer Dauer sei, wollten 
die »Kameraden« nun die Fachschaft auffordern, »offene Abende« zum Austausch einzu-
richten. Nicht »Betrieb« und hektischer Aktionismus, der vielfach doch nur im »Leerlauf« 
ende, sondern »vertrauensvolle« und »ruhige« Zusammenarbeit sei zu leisten: 
»Unser Arbeitskreis [sc. die Heidelberger Kameradschaft] ist heute so gefestigt, daß er 
nach außen zu wirken beginnen kann. Das erste Wirkungsfeld, das uns aufgegeben ist, 
ist unsere Studentenschaft. Versuchen wir, zu ihr die gleiche Kameradschaft zu gewin-
nen, die uns bindet.«574
Ob es bei einer bloßen Absichtserklärung blieb, ist rückblickend nur schwer zu entschei-
den. Die Liste der Empfänger des »Rundbriefs« umfasste jedenfalls einige Studierende, und 
die Unterstützung der Heidelberger Fachschaften bei den »Reichsleistungskämpfen« vor 
allem durch Thoms erscheint überdurchschnittlich.575
»Aufspaltung des Betriebsganzen« – Thoms contra Rößle, Juni 1937
»Wir Heidelberger Wirtschaftswissenschaftler sehen im 
Betrieb eine Leistungseinheit und Leistungsgemeinschaft 
und wachen eifersüchtig darüber, daß nicht von neuem 
die Aufspaltung der Einheit von Betrieb in der Betriebswirt-
schaftslehre vorgenommen wird. Wir kennen diese unheil-
volle Spaltung zu genau und ihre furchtbaren Ergebnisse, 
um zu wissen, daß man nicht brutal genug sein kann in der 
Abwehr solcher Versuche.« Thoms, Walter: Der Angriff auf 
die Einheit des Betriebes.576
Im Juni 1937 fand sich die »Kameradschaft« stark genug, Thoms’ in den »Rundbriefen« 
veröffentlichten Angriffe gegen die »übliche Unterscheidung zwischen Betrieb und Un-
ternehmung« und die nach seiner Auffassung damit einhergehende »Aufspaltung des 
573 Wendt, Siegfried: Kameradschaft als Grundlage der Zusammenarbeit zwischen Dozenten und Studenten. In: Rundbrief 
der Heidelberger Kameradschaft junger Wirtschaftswissenschaftler, Nr. 1, 2. Jg. (1937) S. 3/4, UA HD H-VI-944. Siehe zu 
den Fachschaften an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät S. 491.
574 Ebd. S. 4.
575 Siehe S. 486.
576 In: Rundbrief der Heidelberger Kameradschaft junger Wirtschaftswissenschaftler, Nr. 3, 2. Jg. (1937) S. 4, UA HD H-VI-944.
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Betriebsganzen« an den Ordinarius für Betriebswirtschaftslehre, Karl Rößle, nach Bonn zu 
senden.577 
Rößle möge die »vertraulichen« und nicht öffentlichen Besprechungen nicht als per-
sönlichen Angriff verstehen, so Thoms in seinem Anschreiben: »Es geht um die Sache und 
alle Schärfe der Formulierung ist nur zu verstehen aus der radikalen Ablehnung Ihrer Auf-
fassung, die Sie mit so vielen anderen gemeinsam haben.« Von einem offenen Schlagab-
tausch in den Fachorganen, wie ihn sich Volkswirt und »Kamerad« Wendt mit dem Bonner 
Ordinarius Vleugels lieferte, war Thoms zurückgeschreckt. Die Chance, Rößle als Fürspre-
cher für Ammelounx, der sich im Sommer zu habilitieren hoffte und auf Suche nach einer 
Anstellung war, zu gewinnen, wie der Bonner Ordinarius noch im April 1937 angeboten 
hatte, dürfte durch die Attacken Thoms’ und Ammelounx’ Nachlegen »Rössle und Vleugels 
(Eine Parallele)« kaum größer geworden sein.578 Anscheinend fühlte sich der gerade zum 
außerordentlichen Professor avancierte Thoms stark genug, den »Kameraden« auch ohne 
Protektion eines Ordinarius an einer norddeutschen Universität unterzubringen.579 
Thoms warf Rößle stellvertretend für alle Betriebswirte, die das »Gesetz zur Ordnung der 
nationalen Arbeit«, kurz: AOG, in den Augen des selbsternannten nationalsozialistischen 
Vordenkers missinterpretiert hatten, vor, die »Einheit des Betriebes«, »eine unabdingbare 
Forderung« des Nationalsozialismus, »glatt abzulehnen«. Rößle habe sich in Gegensatz zu 
der vom Regime propagierten »Weltanschauung« gestellt.580 Die nationalsozialistischen 
»Errungenschaften« würden durch dessen nicht nur formal-analytisch vollzogene, sondern 
auch für die Praxis als notwendig behauptete Unterscheidung von Kapital/»Unternehmung« 
und »Betriebsgemeinschaft« negiert, was den Bonner Ordinarius in den Augen Thoms’ 
zum »Reaktionär« stempelte.581 Die Feststellung Rößles, dass die Unternehmung für ihr in-
vestiertes Kapital vom »Objekt« Betriebsgemeinschaft Leistungen erwarte, die über den 
»Selbstkostenpreis« hinausgingen, interpretiert Thoms als »liberalistische« »Ausbeutung« 
der »Betriebsgemeinschaft« durch die »Kapitalgemeinschaft«, mithin nichts anderes als 
»Kapitalismus in der reinsten Form« und in schärfstem Gegensatz zur »geistigen Wurzel« 
des AOG: 
»Im Betriebe arbeiten der Unternehmer als Führer des Betriebes, die Angestellten und 
Arbeiter als Gefolgschaft zusammen zur Förderung der Betriebsgemeinschaft und zum 
gemeinen Nutzen von Volk und Staat«.582 
577 Thoms an Rößle, 1.6.1937, UA MA B 2 15/1.
578 Ammelounx: Rössle und Vleugels. Der Beitrag Ammelounx’ bringt keine weiteren Argumente neben denen der unten 
genannten der Hauptkontrahenten. Vleugels und eingeschränkt Rössle bezeichnet Ammelounx als Anhänger einer 
»lebens fremden« und als »Tarninstrument der kapitalistischen Machthaber« fungierenden »reinen Theorie«. Beiden 
»Antisozialisten« warf er den »Mißbrauch nationalsozialistischer Gedanken« vor: »Die am Gemeinschaftsideal ›ausge-
richtete› Volkswirtschaftslehre von V[leugels] ist nicht die Lehre unserer Gemeinschaftswirtschaft. Sozialismus nach 
V[leugels] ist nicht Nationalsozialismus, sondern dem Marxismus ähnlich.« Ebd. S. 22. 
579 Thoms erklärte auf das Angebot Rößles, Ammelounx für eine Stelle in Vorschlag zu bringen, auch er sei »von anderer 
Seite« aufgefordert worden, Vorschläge zur Übernahme einer betriebswirtschaftlichen Vorlesung an einer norddeut-
schen Universität einzureichen. Wer der jeweilige Ansprechpartner war, ließen beide nicht erkennen. Rößle an Thoms, 
5.4.1937 u. Thoms an Rößle, 12.4.1937, UA MA B 2 15/1.
580 Rundbrief der Heidelberger Kameradschaft junger Wirtschaftswissenschaftler, Nr. 3, 2. Jg. (1937) S. 4/5 u. Nr. 4, 2. Jg. 
(1937) S. 1-4, UA HD H-VI-944. Zum AOK siehe S. 259.
581 Ebd. S. 1/2.
582 AOG § 1, zit. nach: Ebd. S. 3.
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Nicht die Kapitalgeber wie bei Rößle, sondern das den »Volkswillen« verkörpernde »na-
tionalsozialistische Wollen« steuerte in Thoms’ Welt die Wirtschaft zugunsten des »Volks« 
und machte eine gesonderte »Sozialpolitik« überflüssig.583 Der »liberalistische Irrwahn«, 
dass bei »freier Pflege des Eigennutzes aller der höchste Grad des Gemeinnutzens gewähr-
leistet« sei, werde durch den Nationalsozialismus »entlarvt«, so Ammelounx in einem Auf-
satz im »Rundbrief«: »Leistungswille« und »Arbeitspflicht« hätten das Erwerbsstreben als 
Triebkraft im »Volksganzen« abgelöst.584 Die in den »gebräuchlichen Übersichten« mit ihrer 
Trennung zwischen Kapital und Arbeit fehlenden »Lasten für das Volksganze«, wie »Zer-
störungslasten«, »Leistungsstreik«, »Arbeitsweigerung« und »Arbeitslosigkeit«, würden erst 
beim »Bild des Betriebes im völkischen Sinne« erfasst.585 
Rößle, der Thoms aus seiner Zeit in Mannheim persönlich kannte, nahm in einem an den 
Heidelberger Betriebswirt persönlich gerichteten Schreiben zu dessen Vorwürfen Stellung: 
Er sei »tief erschrocken« und »schmerzlich getroffen« über die Art und Weise, wie die in 
seinen Augen ungerechtfertigten, weil auf einer selektiven und zudem falsch verstande-
nen Literaturauswahl beruhenden, »ungeheuerlichen« Vorwürfe artikuliert worden seien, 
ohne dass er die Chance erhalten habe, sich in einer mündlichen Diskussion in Heidelberg 
zu verteidigen.586 Mitnichten, so der Bonner Ordinarius, rede er einer »Spaltung der Be-
triebsgemeinschaft« das Wort. Die getrennte Schau von »Unternehmung« und »Betrieb« 
sei notwendig, um das Phänomen »Betriebswirtschaft« zu analysieren. Im Zentrum seiner 
Betrachtungen stehe aber nicht erst seit der »Nationalen Revolution« der Industriebetrieb 
als eine Arbeitsgemeinschaft: 
»Ich bin stets dabei, wenn um die Vertiefung unseres Faches gekämpft wird, aber ich 
nehme für mich, wie jeder andere auch, in Anspruch, mit meinen wissenschaftlichen 
Arbeiten und durch meine kameradschaftliche Zusammenarbeit mit der Praxis und 
meinen Berufskameraden und meinen Studenten einen bescheidenen Beitrag zum 
Ausbau des Dritten Reiches zu liefern.«
Thoms antwortete umgehend: »Wenn wir uns aber restlos dem Wiederaufbau unseres 
völkischen Lebens verpflichtet haben, dann müssen wir Wissenschaftler in erster Linie un-
sere Gedanken restlos zu Ende denken und überschauen in ihren letzten Auswirkungen.«587 
Dies hätten Rößle und viele andere nicht getan. Er, Thoms, habe diese Aufgabe übernom-
men und sei zu dem Schluss gekommen, dass die Gegenüberstellung von Kapital- und 
Betriebsgemeinschaft eine »irrtümliche« Interpretation des AOG darstellte. Keineswegs 
wolle er Rößle das Recht absprechen, sich für den »Ausbau der Dritten Reichs« einzusetzen, 
allerdings hätte der Bonner Ordinarius bisher ja nie den Kontakt zu den »Kameraden« in 
Heidelberg gesucht und »nicht den leisesten Wunsch verspürt, sich mit einem von uns zu 
unterhalten«. Mit der unterschwelligen Drohung, dass er eine »öffentliche Auseinander-
setzung« nur deshalb gemieden habe, weil er von der Auffassung ausgegangen sei, dass 
Rößle zur »jungen Generation der Betriebswirte« zu zählen sei, »die bestrebt [ist], zu einer 
gemeinsamen Haltung zusammenzukommen«, endete das Schreiben Thoms’: »Die Irrtü-
583 Ebd. S. 4.
584 Ammelounx, Josef: Völkisches Wirtschaftsbild vom deutschen Betrieb. In: Rundbrief der Heidelberger Kameradschaft 
junger Wirtschaftswissenschaftler, Nr. 1, 2. Jg. (1937) S. 2-4, UA HD H-VI-944.
585 Ebd. S. 3.
586 Rößle an Thoms, 18.6.1937, UA MA B 2 15/1.
587 Thoms an Rößle, 22.6.1937, UA MA B 2 15/1.
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mer der Vergangenheit und die Fragen der Zukunft in unserem Fachgebiet werden wir mit 
oder gegeneinander lösen müssen.«
»Grenznutzentheorie oder Volkswirtschaftslehre«, 
Wendt contra Vleugels, Frühling 1937
Zur gleichen Zeit focht ein weiteres Mitglied der »Kameradschaft« seinen Feldzug für die 
Durchsetzung dessen, was die Heidelberger Kameradschaft unter nationalsozialistischer 
Wirtschaftstheorie verstanden wissen wollte.588 Ende 1936 war Wendt von Hans Tesche-
macher gebeten worden, eine Rezension zu Wilhelm Vleugels 1936 erschienenem Buch 
über »Die Volkswirtschaftslehre als politische Ökonomik und die formale Wirtschaftstheo-
rie« für das »Finanzarchiv« zu schreiben.589 Wendt sandte dem Bonner Volkswirt vorab ein 
Manuskript seiner zur »grundsätzlichen«, fünfzig Seiten umfassenden »Auseinanderset-
zung« mit der »überlieferten Theorie« geratenen Rezension.590 Der Heidelberger versuchte 
nichts weniger als nachzuweisen, dass »von dem der klassischen Ökonomie ebenso wie 
der Grenznutzenschule zugrunde liegenden Ausgangspunkt niemals die Volkswirtschaft 
als geschichtlich gegebene Ordnung der Daseinsfürsorge eines Volkes verstanden werden 
könnte.«591 
In einer Neuauflage des Werturteilsstreits in der Nationalökonomie klagte Wendt Vleu-
gels und mit ihm Hans Peter592, Dozent für Wirtschaftswissenschaft an der Universität Tü-
bingen, an, durch ihr Postulat der »Wert-« bzw. »Weltanschauungsfreiheit« der Theorie593 
die »höchst realen Herrschaftsansprüche« einer durch den Nationalsozialismus »überwun-
denen Gesellschafts- und Denkordnung« restaurieren zu wollen.594 Mitnichten sei die »rei-
ne Theorie« und mit ihr die »Grenznutzenschule«, die von »Einzelkräften« ausgehe, welche 
vom »Dämon der Eigensucht« getrieben würden, »wertfrei« und »objektiv«: »Wir wehren 
uns dagegen, dass man eine Theorie, die von einem Weltbilde ausgeht, in der sich die Le-
bensanschauung anderer Zeiten und andersgearteter Menschen niederschlägt, als ›farb-
los‹, als ›objektiv‹ und ›wertfrei‹ bezeichnet.«595 »Wir«, darunter verstand Wendt die »Jugend 
unserer Wissenschaft«, konkret in diesem Fall wohl vor allem seinen Göttinger »Kamera-
den« Rath, der in den Folgemonaten und –jahren und in verschiedenen Fachzeitschriften 
eine Fehde gegen Peter austrug (siehe Rath gegen Peters S. 350). Wendt postulierte eine 
von der »Ganzheit« »völkischen Lebens« ausgehende Volkswirtschaft, keine »politisierte 
588 Wendt: Versuch. 
589 Vleugels: Volkswirtschaftslehre. S. 5.
590 In gekürzter Form veröffentlicht in: Wendt: Grenznutzentheorie oder Volkswirtschaftslehre?
591 Vleugels: Volkswirtschaftslehre. S. 5.
592 Hans Peter (*1898); 1925-1927 Lehrauftrag für Soziologie an der Handels-Hochschule Nürnberg, ab 1928 Dozent für 
Wirtschaftswissenschaften Univ. Tübingen, 1938 Verlust der Dozentenstelle,1942 apl. Professur Univ. Tübingen. 
593 So zitiert Wendt Vleugels: »Wer da glaubt, die berechtigte Forderung der Anwendung reiner Theorie in der politischen 
Wissenschaft dahingehend auslegen zu dürfen, dass auch die formale Theorie von vornherein politisiert werden dürfe, 
stellt sich ein Faulbett an einen höchst unpassenden Ort.« Wendt: Grenznutzentheorie oder Volkswirtschaftslehre? 
S. 255 u. Vleugels: Volkswirtschaftslehre.
594 Wendt: Grenznutzentheorie oder Volkswirtschaftslehre? S. 255
595 Ebd. S. 256. Wendt bezieht sich in seinem Aufsatz mehrmals auf Schuster: Ordnungswille und zitiert in den Fußnoten 
ganze Absätze, u. a. das Plädoyer Schusters gegen die »Primitivierung des menschlichen Lebens« durch Grenznut-
zen- und Arbeitswerttheorie: »Robinson und seine Wirtschaftsführung ist ebenso wenig eine Brücke zum Verständnis 
unserer Wirtschaftsordnung, wie das Leben eines einzelnen Menschen eine Brücke zum Verständnis einer Volksgemein-
schaft.« Schuster: Ordnungswille. S. 248/249 u. 266.
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Theorie«, »die vor Unbequemlichkeiten die Augen schließt und sich in Wunschbilder ver-
flüchtigt, wenn es darum geht, die Wirklichkeit zu begreifen«: 
»Es ist der Lebenskreis des Volkes, der biologisch und geistig dem Einzelnen das Dasein 
erst ermöglicht. Als Einzelner ist der Mensch – sofern er eben Mensch und das heißt 
geistig-sittliche Persönlichkeit ist – überhaupt nicht denkbar. Er lebt in der Gemein-
schaft und durch sie.«596
Allein, wie diese »völkische Volkswirtschaft« konkret auszugestalten sei, wird aus dem 
nachfolgenden Exkurs nicht deutlich – oder, wie es Peter-Heinz Seraphim in einem Gutach-
ten über Wendt aus dem März 1937 formulierte: Viel Kritik, wenig Konstruktives.597 
Wendt ließ diese Korrespondenz in den »Rundbriefen« »vertraulich« veröffentlichen.598 
Vleugels wehrte die ungerechtfertigten Angriffe auf seine wissenschaftliche Überzeugung 
und den »Nutzen einer geläuterten Grenznutzentheorie« mit derselben »vollen Härte« und 
»freimütigen Rücksichtslosigkeit« ab, die ihm Wendt seinerseits zugemutet habe:599 Die auf 
ihn »abgefeuerten Geschosse [seien] nicht hoch genug gezielt, um [ihn] wirklich zu treffen«, 
schließlich hätte er selbst in »Leistung, Schwächen und tatsächlicher Bedeutung der deut-
schen Nutzwertlehre« die Theorie einen kritischen Prüfung unterzogen. Allerdings habe er 
nicht, wie Wendt, einfach überholte Positionen Gottls vom Anfang des Jahrhunderts wie-
derholt, sondern die Weiterentwicklung jenseits der »Mißbräuche der Mises-Schule«, d.h. 
der Grenznutzenschule, miteinbezogen.600 Wendts Belehrungen über die weltanschauli-
che Fundierung der Volkswirtschaftslehre erreichten ihn nach Reinhold Bethkes »schöner 
Abhandlung« zu spät: »Und wenn ich diese Belehrung von Ihnen erfahren hätte, meine 
stürmische Dankbarkeit wäre Ihnen sicher.«601 Persönlich verbat sich Vleugels, dass sich 
Wendt ihm gegenüber als Personifikation des »Deutschen Geistes« geriere: 
»Schon vor meinem Eintritt in die akademische Laufbahn habe ich gegen das jüdisch-
marxistische und manchesterliche Gesindel in meinen Publikationen die Front bezo-
gen und die entsprechenden Beschimpfungen durch die Gewerkschaftspresse und die 
kapitalistischen Syndici, die dann nach meiner Habilitation mich damit verdächtigten, 
daß ich mit meinen maßvoll sozialethischen Forderungen ›Unruhe in die Betriebe‹ 
trüge! […] Ich habe dann mit einem Teile meiner Königsberger Fakultätskollegen den 
Kampf gegen die weitere Verjudung unserer Fächer […] geführt.«602
Nach Vleugels war die Betrachtung aller Wirtschaftsstile einschließlich der »fremd-
völkischen« unerlässlich. Die Nutzwertlehre mit ihren verschiedenen idealtypischen 
Modellen sah er als »unverzichtbare Vorarbeit« für eine anschauliche Theorie. Die »österrei-
chische Theorie« sei wegen ihres »unmaterialistischen Charakters« auch von Schmoller in 
seinen Grundriss der Nationalökonomie aufgenommen worden – ein Charakteristikum, das 
Wendt in seiner »verflucht wenig imponierenden« Argumentation »ad absurdum« führe. 
Für Schmoller werde jetzt »hoffentlich« das kommende Buch Brinkmanns die »verhängnis-
596 Ebd. S. 262/263. Wendt beruft sich in seinen Aussagen auf Krieck und Johann Gottlieb Fichte.
597 Seraphim an Oberregierungsrat Kasper, REM, 16.3.1937, BA Lichterfelde W/P W 425 A-113.
598 Wendt hatte den Entwurf seiner Rezension Vleugels zu einer Stellungnahme zugesandt. Hieraus entwickelte sich ein 
persönlicher Briefwechsel. Wendt: Versuch. S. 5. 
599 Die Briefe Vleugels sind in Wendt: Versuch abgedruckt. Hier: Brief von Vleugels vom 19. u. 22.4.1937.
600 Wendt: Versuch. S. 8.
601 Ebd. S. 9. Vleugels gibt keine genaueren Hinweise, bezieht sich wohl auf Bethke, Reinhold: Lebendige Wissenschaft. 
Über den Sinn der weltanschaulichen Begründung und die Fragekraft der Jugend. Tübingen 1937. Wendt hatte dieses 
Werk ebenfalls positiv besprochen, Wendt: Lebendige Wissenschaft.
602 Wendt: Versuch. S. 10/11.
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vollen Verwischungen und falschen lehrgeschichtlichen Zuordnungen« geraderichten.603 
Zu Unrecht seien in der scharfen Diskussion die Leistungen des österreichischen National-
ökonomen Friedrich Freiherr von Wieser (*1851) in der Fachwelt in Vergessenheit geraten. 
Dieser habe sich als »einziger Nationalökonom« in der Nachkriegszeit auch literarisch für 
den »Antisemitismus« und einen »großen Führer« jenseits der »Parteibeschränktheit« ein-
gesetzt.604 Vleugels schloss mit der Aufforderung, ihm doch den Namen des »Kreises« jun-
ger Wirtschaftswissenschaftler zu nennen, auf den Wendt sich kryptisch als Repräsentanten 
der »jungen Generation« bezöge. Der Volkswirt bot an, sich dem Dialog mit diesem »Kreis« 
zu stellen:605 »Träfe mich sachlich Ihre Deutung, so wäre eine politische Diffamierung ein 
durch geistige Unzulänglichkeit verdientes Schicksal! Aber sie haut ganz daneben.«606
In weiteren Briefen versicherten sich Vleugels und Wendt ihrer »achtungsvollen Gegner-
schaft« und der Übereinstimmung »in der letzten Zielsetzung«.607 Keineswegs aber dürfe 
die Diskussion zu einem »Scheingefecht« verkommen, bei dem es darum gehe, sich auf 
Kosten des anderen zu »produzieren«. Vleugels fürchtete, dass dies »Wasser auf die Müh-
len derer leiten würde, die das Geschehen in Deutschland ironisch glossieren und nicht 
begriffen [hätten], wie verflucht ernst es uns ist mit unserem Glauben an die Berufenheit 
des gegenwärtigen Deutschland, die Grundlage für eine positive Neugestaltung unserer 
ganzen Sozialordnung zu legen«. Das »Alte« einschließlich der Abstraktionen und formalen 
Regeln der Wirtschaftslogik als »Individualismus« und in »viel zu weitgehenden Verdikten« 
zu verwerfen, sei »bloße Selbsttäuschung«, da unterschätzt werde, was »positiver Instinkt« 
daraus schaffen könne.608
Klaus Wilhelm Rath gegen Hans Peter
Während der Heidelberger Wendt seine Angriffe auf Vleugels konzentrierte, hatte sich der 
Göttinger Rath, wie Wendt Mitglied der Heidelberger »Kameradschaft«, zur gleichen Zeit 
auf den Tübinger Privatdozenten und Theoretiker Hans Peter eingeschossen.609 Die Argu-
mentation beider »Kameraden« bewegte sich entlang der gleichen Frontlinie, allerdings 
603 Ebd. S. 12. Siehe S. 296.
604 Wendt: Versuch. S. 12. Vleugels bezieht sich auf Wieser, Friedrich: Das Gesetz der Macht. Wien 1926.
605 Wendt: Versuch. S. 14.
606 Ebd. S. 15.
607 Ebd. S. 18.
608 Ebd. S. 19.
609 Peter hatte 1937 ein Buch mit dem Titel »Grundprobleme der theoretischen Nationalökonomie III. Automatischer 
Prozess und gestaltete Volkswirtschaft« veröffentlicht. Gemäß ihrem Untertitel hatte der Privatdozent in seiner Schrift 
dargelegt, dass sich die wirtschaftspolitische Gestaltung der »Weltanschauung« zu folgen habe, aber die »automati-
schen Prozesse«, »z. B. die Kreislaufbedingungen der Volkswirtschaft, die Preisgesetze und noch vieles andere völlig un-
verändert geblieben« seien. Die Nationalökonomie könne daher weder »Mysterien zum Verkauf feil bieten« und noch 
»Patentlösungen« zur »mechanischen Anwendung« liefern. Peter: Grundprobleme. Vorwort. S. IV/V. Bereits 1935 hatte 
Peter in einem Beitrag im »Finanzarchiv« zwischen den nationalsozialistischen Verfechtern einer an »Weltanschauung« 
und »Werturteile« gebundenen Nationalökonomie und den »Theoretikern« eine Brücke zu schlagen versucht, indem er 
der Aufbruchsstimmung und dem »Primat des Politischen« huldigte, gleichzeitig aber feststellte: »Wenn einerseits die 
Wirtschaftswissenschaften als politische Wissenschaft angesehen werden, die also Werturteile umschließt, und wenn 
andererseits der Theoretiker auch der Volkswirtschaft die Wertfreiheit der Theorie behauptet, so beziehen sich die 
beiden scheinbar einander widersprechenden Urteile auf ganz verschiedene Gegenstände. Das erste Urteil bezieht sich 
auf die Nationalökonomie als Ganzes, das zweite auf eine Teildisziplin, die reine Theorie. [...] Reine Theorie ist dabei das 
System der ›Gesetze‹, der allgemeingültigen Verknüpfungen der Erscheinungen einer Gesellschaftswirtschaft.« Peter: 
Selbstbestimmung. S. 274. Vgl. Kruse: Volkswirtschaftslehre. S. 127-132.
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griff Rath stärker auf antisemitische, rassistische Ressentiments zurück.610 Der Widerstand, 
den Peter gegen die Attacken Raths leistete, ist bemerkenswert und rechtfertigt einen 
knappen Exkurs. 
Der vom Heidelberger »Kameraden« Wendt in einer Rezension 1936 noch durchaus po-
sitiv besprochene Tübinger Privatdozent Peters bot vordergründig ein einfacheres Ziel als 
der etablierte Vleugels, verteidigte sich aber mit spitzer Feder und äußerte schonungslos 
Kritik am tumben Antisemitismus in der Nationalökonomie Rath’scher Prägung.611 Er be-
wies mit seiner Replik in Form eines »Offenen Briefes« Mut, ließ sich sein in spöttischem Ton 
vorgebrachter Konter doch ohne allzu große Phantasie ebenso gegen die Elaborate des 
»Führers« und seiner Satrapen wenden. So erklärte Peter es für unsinnig, an »geistige Fra-
gen mit biologischen Vorurteilen heranzugehen«, gleichzeitig die Fähigkeiten »der« Juden 
maßlos zu überschätzen und die so gewonnenen »Ergebnisse« als verquast formulierten, 
unverständlichen Wortwust zu präsentieren (»Hier versagt meine Kunst; ich vermag diesen 
Satz nicht ins Deutsche zu übersetzen.«).612 Rath, so der Volkswirt, instrumentalisiere den 
vom Regime propagierten Antisemitismus in Ermangelung überzeugender wissenschaft-
licher Argumente:
»Indem Sie sich unter dem Kampfruf gegen das Judentum gegen deutsche Wissen-
schaftler wenden, bringen Sie sich um die ganze Wirkung Ihres Angriffes. Sie treffen 
die Juden gar nicht. Es hat sich in aller Deutlichkeit gezeigt, daß Ihr eigentlicher Gegner 
deutsche Theoretiker sind – Ihre eigenen Volksgenossen! Der Kampf gegen das Juden-
tum in den Wirtschaftswissenschaften ist Ihnen eine Gelegenheit zu dem Versuch, Ihre 
Lage in einer internen deutschen wissenschaftlichen Auseinandersetzung zu verbes-
sern. Damit haben Sie die Kampflinie verschoben und der Sache, der Sie doch dienen 
wollen, einen schlechten Dienst erwiesen.«
Peter sollte für seinen Widerstand gegen eine Politisierung der volkswirtschaftlichen 
Theorie büßen: Er wurde für seinen Widerstand vom REM abgestraft. 1935 und 1938 ver-
weigerte es ihm eine Professur. 1938 verlor er zudem seinen Lehrauftrag. Erst 1942 erhielt 
Peter, der zu den Wegbereitern der modernen Kreislaufanalyse und mathematischen Wirt-
schaftstheorie zählt, eine außerplanmäßige Professur in Tübingen.613
»Gesicht der katholischen Wirtschaftsethik«, 1937
Auch die sich um Eucken scharende »Freiburger Schule«, die sich weigerte, Interven-
tionismus und »starken« Staat wissenschaftlich zu legitimieren, wurde von Wendt ange-
griffen.614 In den Freiburger Veröffentlichungen zu »Lohnproblemen und Wirtschaftsethik« 
zeige sich, so der norddeutsche Protestant Wendt, nicht nur, in welche »Sackgasse« die 
»Freiburger Schule« führe, sondern auch, wie die »katholischen Wirtschaftsethik« sich mit 
610 Hans Peter, Offener Brief, Herrn Professor Dr. Klaus Wilhelm Rath, Göttingen, ohne Datum, BDC PK Rath, Klaus Wilhelm 
10.05.02. 
611 1936 hatte Wendt die theoretischen Schriften Peters im »Finanzarchiv« rezensiert und abschließend erklärt, diese 
würden eine »aufmerksame Würdigung« verdienen, ungeachtet der Tatsache, dass »der Verfasser sich über die letzten 
Grundlagen des deutschen Denkens in der Volkswirtschaftslehre noch nicht klar geworden« sei, und durch Peters »An-
nahme« eines »natürlichen Ablaufs« der Wirtschaft zur »unmöglichen Lehre von der inhaltlichen Eigengesetzlichkeit der 
Wirtschaft beitrage«. Wendt: Neue Grundlegung? S. 740.
612 BDC PK Rath, Klaus Wilhelm 10.05.02
613 Janssen: Nationalökonomie und Nationalsozialismus. S. 159 u. 567.
614 Zur Freiburger Schule u. a. Janssen: Nationalökonomie.
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der »modernen Theorie« decke.615 Letztere nehme ihren Ausgang im »individuellen Eigen-
nutz«, der in einer »idealen Wirtschaft« im Handel zwischen dem Anbieter von Arbeitskraft 
und dem Unternehmer für wirtschaftliches »Gedeihen« sorgte. Wendt ignorierte, obwohl er 
die Verfasser wortwörtlich zitierte, deren Einschränkung, dass die Beobachtung sich auf ein 
Modell, ein Ideal beziehe, und deklarierte dieses wohlfeil als weltfremd: Letztlich bestimm-
ten volkswirtschaftlich »übliche, also letztlich politisch begründete Gepflogenheiten« den 
Lohn.616 Der in der »modernen Theorie« vertretene Liberalismus und die katholische Kir-
che gehen, so Wendt, Hand in Hand bei der Schaffung einer »atomisierten Menschheit«. 
Beide propagierten die Fiktion des einzelnen Individuums, welches sich überstaatlich und 
»übervölkisch« organisiere. Wie der Liberalismus als Rechtfertigung der Kapitalisten zur 
Herrschaft über die Völker diene, so sei auch das Bekenntnis der katholischen Kirche nichts 
anderes als ein Mittel zum Machterhalt:
»Die katholische Kirche ist nicht mehr wie im frühen Mittelalter die Lebensform des 
germanischen Abendlandes, sondern eine von der konkreten geschichtlichen Wirklich-
keiten entfernte politische Macht, die sich am besten in einer atomisierten Menschheit 
behaupten kann. So wird das scheinbar Paradoxe zur Tatsache. Die Kirche findet sich 
mit den Kräften zusammen, die, geschichtlich gesehen, mit dazu beigetragen haben, 
die mittelalterliche Lebensordnung zu zerstören. Sie findet sich mit Ihnen zusammen, 
weil sie den neuen politischen Lebenswirklichkeiten, den Völkern und ihrem arteige-
nen Lebenswillen, verständnislos gegenübersteht.«617
Die Freiburger Schule postuliere, so Wendt, dass der Unternehmer die Pflicht habe, sei-
nen Betrieb konkurrenzfähig zu halten, und dass diesem Ziel die Zahlung des Lohnes un-
tergeordnet sei, auch wenn dies den Geboten der Sittlichkeit widerspreche. Wenn man sich 
in dieser Argumentation auf die katholische Wirtschaftsethik berufen könne, so zeige dies 
nicht weniger als »wieweit die Kirche […] den Mächten der Auflösung, des Individualismus 
verfallen« sei. Sein Angriff auf die katholische Kirche wollte der Volkswirt allerdings nicht 
als Angriff auf die christliche Religion verstanden wissen: »Gemeint ist […] hier immer die 
katholische Kirche als irdische, menschliche Einrichtung, aber nicht die Botschaft Christi als 
göttliche Offenbarung.«618
615 Wendt, Siegfried: Das Gesicht der katholischen Wirtschaftsethik. In: Rundbrief der Heidelberger Kameradschaft junger 
Wirtschaftswissenschaftler, Nr. 2, 2. Jg. (1937) S. 2-4, UA HD H-VI-944.
616 Ebd. S. 2.
617 Ebd. S. 3.




5.6.1 Vom »Zentralinstitut für Volksforschung 
und Planung« zur »Arbeitsgemeinschaft 
zur Planungswissenschaft«
»Zentralinstitut für Volksforschung 5.6.1.1 
und Planung«, Februar 1935
Neuorientierung des InSoSta
Im Februar 1935 wandte sich der Heidelberger Oberbürgermeister Dr. Carl Neinhaus (*1888) 
mit einem von seinem Referenten Dr. Ludwig Neundörfer ausgearbeiteten Vorschlag an 
Rektor Groh.619 Das von Brinkmann geführte InSoSta sollte nach dem als Stadt- und Sozi-
alplaner angestellten Neundörfer in ein »Zentralinstitut für Volksforschung und Planung« 
umgewandelt werden und sich fortan der Raumforschung, Raumplanung und Politikbera-
tung zuwenden: 
»Der Durchbruch des Nationalsozialismus hat Deutschland in die vorderste Reihe der 
Gestalter der neuen Wirtschaftsform gestellt. Damit sind auch die Wirtschaftswissen-
schaften vor neue Aufgaben gestellt. Mehr wie andere Wissenschaften sind sie unmit-
telbar mit dem wirtschaftlichen Geschehen verbunden, sie können nicht aus allgemein 
und jederzeit gültigen Sätzen deduzieren, sie sind Vorkämpfer und Deuter.«620
Die Heidelberger Universität empfahl sich nach Neundörfer für eine derartige Neugrün-
dung in besonderem Maße. Zum einen biete die Umgebung Heidelbergs im Umkreis von 
100 km ein Arbeitsfeld zur Erforschung »sämtlicher für den Westen und Südwesten des 
Reiches typischen Strukturverhältnisse«. Zum anderen gehöre Heidelberg zur Avantgarde 
der »Stadtneuordnung« und genieße darum die besondere Aufmerksamkeit des »Reichs-
siedlungskommissars und des Siedlungsbeauftragten im Stabe des Stellvertreters des Füh-
rers«:
»Als erste unter den deutschen Städten hat Heidelberg auf Grund tiefgreifender Struk-
turuntersuchungen einen Wirtschaftsplan aufgestellt und die Neuordnung seiner 
Gemarkung in Angriff genommen, mit dem Ziel, vom Menschen und vom Boden her 
die Stadtwirtschaft neu zu gestalten. Diese Arbeit hat an den maßgebenden Stellen 
stärkste Beachtung gefunden. […] Der Vorsprung Heidelbergs vor anderen Städten ist 
ein Grund, daß die für die Planung verantwortlichen Reichsstellen daran denken, das 
für die Ausbildung von Planern maßgebliche Institut nach Heidelberg zu verlegen.«621
619 Zu Ludwig Neundörfer (*1901), der, nach einer steilen Karriere im Nationalsozialismus, im Nachkriegsdeutschland zu 
einer der einflussreichsten Personen der sozialwissenschaftlichen Politikberatung zählte, vgl. Klingemann: Soziographi-
sches Institut u. Gutberger: Volk, Raum und Sozialstruktur. S. 508-510. Zur Tätigkeit Neundörfers in Heidelberg vgl. Mai: 
»Rasse und Raum«. S. 103-107.  Zu Neinhaus vgl. Ferdinand: Neinhaus.
620 Neinhaus an Rektor, 21.2.1935, UA HD H-VI-669. Die Denkschrift ist in voller Länge im Anhang abgedruckt siehe S. 682.
621 Ebd. Im März 1936 hatte Neinhaus Dekan Bötticher den »Wirtschaftsplan der Stadt« Heidelberg übersandt und sich in 
die Brust geworfen: »Als erste unter den deutschen Städten erfolgt die Erklärung der Stadt Heidelberg zum Wohnsied-
lungsgebiet auf Grund einer umfassenden Planung.«. Bötticher bedankte sich für die »vorbildlichen, auf dem Heimat-
boden der Landschaft erwachsenen Arbeiten«. Neinhaus an Dekan, 16.3.1935 u. Dekan an Neinhaus, 20.3.1935, UA HD 
H-VI-669. Vgl. Neundörfer: Heidelberg u. Wirtschaftsplanung. 
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»Heidelberg – Umbau einer Stadt«
Neundörfer und Neinhaus hatten für Heidelberg nichts weniger als den »grundlegenden 
Neuaufbau der Stadt« als Grundlage einer »richtigen Volksgemeinschaft« geplant. »Heidel-
berg – Umbau einer Stadt« war der Titel von Neundörfers Habilitationsschrift, in der er die 
Raumordnungspläne für die Neckarstadt dokumentierte.622 Durch das Aufbrechen der in 
der Siedlungsstruktur Stein gewordenen gesellschaftlichen Schichtung sollte eine »gesun-
de soziale Mischung« geformt, die »Verbindung des Arbeiters mit dem Boden« wiederherge-
stellt und letztendlich das »politisch überaus wertvolle Bewusstsein der gleichberechtigten 
Volksgenossen« gestärkt werden.623
Neundörfer schlug neben der Entwicklung eines Studienplans für Planer und der Er-
weiterung der Bibliothek die Schaffung einer Dozentur für Volksforschung und Planung 
vor, deren Inhaber gleichzeitig der wissenschaftliche Leiter einer in Bildung begriffenen 
nordbadischen Arbeitsgemeinschaft für Landesplanung werden sollte:
»Vornehmste Aufgabe dieses Dozenten wird sein, die theoretische Ausbildung durch 
Praktika zu ergänzen, die Studenten in unmittelbare Berührung mit den Wirtschaftsein-
heiten (Haushalte, Gemeinden usw.) zu bringen und ihnen in der Bewältigung kleiner 
Planungsaufgaben die Größe der volkswirtschaftlichen Probleme [zum Bewußtsein] zu 
bringen.«624
Neundörfer, der im Nationalsozialismus schnell Karriere machen sollte, hatte frühzei-
tig erkannt, welchen hohen Stellenwert die »Planung«, die im 20. Jahrhundert zu einer 
»Schlüsselkategorie des Politischen« und »Attraktionsmoment für die unterschiedlichsten 
Segmente der Gesellschaft« werden sollte, gerade auch im Nationalsozialismus einnehmen 
würde.625 Die ab 1933 anlaufenden Bestrebungen zielten auf das paradox anmutende Ziel 
der Schaffung einer »organischen Gesellschaft durch Planung« ab. Die zentral geplante, au-
toritär gesteuerte »deutsche Aufartung und Verwirklichung des Ordnungsgedankens« er-
fordere, so der Obmann der späteren Reichsarbeitsgemeinschaft für Raumplanung (RAG), 
Konrad Meyer, neben universell geschultem »Führernachwuchs für das künftige Siedlungs-
wesen« auch die »Erforschung der Wirtschaftstatbestände«.626 Viele Ziele der national-
sozialistischen Wissenschaftspolitik, wie Interdisziplinarität, Bindung an die »Landschaft«, 
Politikberatung etc. ließen sich in der neuen Disziplin »Raumplanung« exemplarisch ver-
wirklichen627: 
»Der Auftrag, den die deutsche Wissenschaft mit der Raumforschung erhielt, ist allein 
aus der Idee des Nationalsozialismus geboren; er erschloss in seiner politischen Ziel-
gerichtetheit und Betrachtungsweise Neuland. Galt es doch, unter Überwindung eines 
einseitigen Fachprinzips den nationalsozialistischen Gedanken der Gemeinschaft und 
Zusammengehörigkeit sowie die in dieser Idee wurzelnden Grundsätze der Ordnung 
und Führung im wissenschaftlichen Bereich wirksam werden zu lassen und damit die 
622 Neundörfer: Heidelberg, vgl. ders.: Heidelberg, Vermächtnis u. Aufgabe.
623 Neinhaus im Vorwort zu Neundörfer: Heidelberg. S. 5.
624 Neinhaus an Rektor, 21.2.1935, UA HD H-VI-669.
625 »Planung« zählt nach Laak zu den »Signalvokabeln der wissenschaftlich-technischen Zivilisation, zu denjenigen Begrif-
fen, die sich – aller Widerstände gegen die Idee der Planung zum Trotz – weder räumlich noch zeitlich oder gar ideolo-
gisch eindeutig zuordnen lassen«. Laak: Planung. S. 67.
626 Meyer: Raumordnung. S. 98. Staatssekretär Gottfried Feder, Reichskommissar für das Siedlungswesen, Berlin, an Deut-
sche Universitäten, Technische Hochschulen und Akademien, 23.10.1934, UA HD H-VI-049. Zu den gesetzlichen Grund-
lagen der Raumplanung/-ordnung bis Ende 1936 vgl. Meyer: Raumordnung.
627 Vgl. Rössler: Institutionalisierung u. Grüttner: Wissenschaft.
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Aufgabe in den Mittelpunkt des Hochschuldenkens zu rücken. In diesem Ansatz der 
Wissenschaft ist uns jedenfalls eins gelungen [...] die Forschung zu den Quellen unseres 
nationalen Lebens hinzulenken: zu Volk und Lebensraum, zu Blut und Boden.«628
»Arbeitsgemeinschaft zur 5.6.1.2 
Planungswissenschaft«, März 1935
Wilhelm Ludowici, Leiter des Amtes für das Siedlungswesen und Beauftragter im Stab des 
Stellvertreters des Führers, begrüßte die Denkschrift Neundörfers und Neinhaus‘ grund-
sätzlich, hielt aber die Verankerung der Raumforschung in einem Institut für »zu eng und 
sachlich nicht richtig«.629 Wohl um die Zügel nicht aus der Hand zu geben, rief er statt des-
sen 1935 die interdisziplinär angelegte, reichsweite »Arbeitsgemeinschaft zur Planungs-
wissenschaft« ins Leben.630 Zur »Überwindung des für die Reichs- und Landesplanung 
unzulänglichen Spezialistentums« sei es notwendig, so Ludowici, dass man die »vorhan-
denen wissenschaftlichen Einrichtungen der Fakultäten und Fachabteilungen, die für die 
Vorbereitung und Durchführung der Planung von Bedeutung sind, arbeitsgemeinschaft-
lich« zusammenfasse. Diese interdisziplinäre Forschung sollte von einem ordentlichen Pro-
fessor samt Personal geleitet werden. Seinen Parteigenossen in Heidelberg, Assistent Hans 
Hagenbuch, ernannte Ludowici im März 1935 zum Beauftragten für die planungswissen-
schaftliche Arbeit im Gebiet Süd631:
»Aufgabe der planungswissenschaftlichen Arbeit ist es, Forschung und Lehre an 
den deutschen Hochschulen fruchtbar in die neuen Gestaltungsaufgaben des deut-
schen Raums einzubeziehen und die Kräfte der Hochschule und der Studentenschaft 
für die Arbeiten des deutschen Siedlungswerkes und der Reichsplanung praktisch 
einzusetzen.«632
Die Heidelberger Dependance der »Arbeitsgemeinschaft für Siedlung und Wirt-
schaftsplanung« erhielt ihre Büros im Obergeschoß des Buhlschen Hauses, das vom 
Zeitungswissen schaftlichen Institut geräumt worden war.633 Die Unterbringung in den Räu-
men der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät begründete Dekan Bötticher 
damit, dass die Planungsaufgaben »dem Wesen der Sache nach« vor allem von Angehöri-
gen seiner Fakultät in Angriff genommen würden. Zwei Ziele verfolge die Arbeitsgemein-
schaft, so Bötticher: Zum einen diene sie der Politikberatung, indem sie »wissenschaftliche 
Planungsarbeiten« übernehme, die durch die für »Baden vorgesehene öffentlich-rechtliche 
Verwaltungsstelle für Planung und Siedlung« verteilt würden. Zum anderen bilde sie Stu-
dierende auf dem Gebiet der Raumplanung aus, da diesem Berufsfeld »vorgebildete Kräfte 
vollkommen fehlten«.
628 Meyer: Volk und Lebensraum. Vorwort.
629 J. Wilhelm Ludowici (*1896) war zugleich Leiter des Heimstättenamtes der DAF, Stellvertreter des Reichskommissars für 
das Siedlungswesen und Präsident der Akademie für Landesforschung und Reichsplanung. Vgl. Buchheim: Akademie 
für Landesforschung und Reichsplanung.
630 Leiter des Amtes für das Siedlungswesen und Beauftragter im Stab des Stellvertreters des Führers, Ludowici an Nein-
haus, Oberbürgermeister Heidelberg, 26.3.1935, UA HD H-VI-669. Neundörfer konnte seine Pläne später an der Universi-
tät Frankfurt am Main in die Realität umsetzen. Dort gründete er das »Institut zur Erforschung des deutschen Volksauf-
baus«.
631 Das »Gebiet Süd« umfasste die Hochschulen Freiburg, Heidelberg, Tübingen, Karlsruhe, Darmstadt, Würzburg, Erlangen, 
Nürnberg und München. Bereits im April 1935 trat Hagenbuch seine erste »Inspektionsreise« an, um anschließend an 
einem Schulungslager für die Beauftragten des stellvertretenden Siedlungskommissars in Rittmarshausen bei Göttin-
gen teilzunehmen. Hagenbuch an Rektor, 17.4.1935, UA HD PA 4044.
632 Hagenbuch an Führer der Universität, 8.3.1935, UA HD B-7756/1.
633 Dekan an Rektor, 9.5.1935, UA HD H-VI-669.
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An konkreten Forschungen der Arbeitsgemeinschaft beteiligt waren neben Schuster 
(siehe unten) und den wohl nur nominellen Mitgliedern, die keine Angaben zu laufenden 
Forschungen gemacht hatten, Dozenten aus den verschiedensten Disziplinen: Der Nati-
onalökonom Brinkmann (»Untersuchungen auf landwirtschaftlichem Gebiete, Siedlungs-
fragen und neuerliche Allmendverwertung«), der Volkskundler Fehrle (»Volkskunde mit 
speziellen Untersuchungen der oberrheinischen Landschaft, Siedlungsformenuntersu-
chungen usw.«), der Botaniker Seybold (»Lagerform über Wachstumsverhältnisse usw. in 
der engeren Landschaft«) und der Mediziner Lehmann (»Erbbiologische Untersuchungen 
in einigen Gemeinden der Landschaft«).634 »Im Interesse einer lebendigen Verbindung der 
Wissenschaft mit der politischen Aufbauarbeit« verpflichtete der Siedlungsbeauftragte der 
NSDAP über das REM die Universitäten, dass ihm über die in sein Arbeitsgebiet fallenden 
Doktor- und Diplomarbeiten an den Hochschulen laufend berichtet werden solle.635
Gründung der Reichsarbeitsgemeinschaft 5.6.2 
für Raumforschung
Ablösung der »Arbeitsgemeinschaft zur Planungswissenschaft«
Ohne jemals Ergebnisse vorgelegt zu haben, wurde die »Arbeitsgemeinschaft zur 
Planungs wissenschaft« zur Jahreswende 1935/36 durch die »Reichsarbeitsgemeinschaft 
für Raumforschung« (RAG), eine gemeinsame Gründung des Reichserziehungsministers 
und der »Reichsstelle für Raumordnung« (RfR), abgelöst.636 Ziel der Neugründung war es, 
eine »planvolle Zusammenfassung und Ausrichtung aller wissenschaftlichen Kräfte für 
die Raum forschung herbeizuführen«.637 Am 27. Januar 1936 lud das REM zusammen mit 
Hanns Kerrl638, Reichsminister ohne Geschäftsbereich, der die Leitung der »führerunmit-
telbaren« RfR übertragen bekommen hatte, zu einer Tagung nach Berlin mit dem Ziel der 
»Zusammenfassung und Ausrichtung […] aller wissenschaftlichen Kräfte auf dem Gebie-
te der Raumordnung« und der Festlegung der »Grundlinien der künftigen Arbeit« ein.639 
634 Dekan an Haus der Reichsplanung, Berlin, Arbeitsgemeinschaft für Planungswissenschaft, Mitglieder & Organisation, 
10.5.1935, UA HD H-VI-669. Vgl. Buchheim: Akademie für Landesforschung und Reichsplanung u. Fischer: Organisation 
der Raumordnung. August Seybold (*1901), seit 1934 ord. Prof. für Botanik Univ. Heidelberg. Zur Berufung des Sympa-
thisanten der NSDAP an die Universität Heidelberg siehe Deichmann: Botanik und Zoologie. S. 1206/07. Der aufgeführ-
te »Mediziner Lehmann« konnte keinem Dozenten an der Universität zugeordnet werden. Weder findet sich ein »Leh-
mann« in den entsprechenden »Studentenführern«, noch in der entsprechenden Literatur zur Medizinischen Fakultät, 
der der hier genannten Person entspräche.
635 REM an Rektor, 19.9.1935, UA HD B-7756/2. Die Heidelberger Theologen wollten anscheinend – in einem eher unglück-
lich anmutenden Versuch – rege Beteiligung am »politischen Aufbau« signalisieren und meldeten im Januar 1936 
unter anderen nachfolgende Promotionen: Wolfgang Bayer: Die Memoiren des Statthalters Nehemia, 27.4.1935; Horst 
Quiring: Luther und die Mystik, 26.6.1935 und Wilbur M. Franklin: Die Kollekte des Paulus, 21.09.1935. Es erscheint 
zweifelhaft, ob die Beiträge im »Siedlungsbeauftragten des Führers« den richtigen Adressaten gefunden haben. In den 
nachfolgenden Berichten meldeten die Theologen »Fehlanzeige«. Das Ende der Einsendepflicht für alle Fakultäten kam 
bereits im Juni 1936: Der Obmann der Reichsarbeitsgemeinschaft forderte von nun die Übersichten über die Dissertati-
onen direkt bei den lokalen Dienststellen an. REM, Rundschreiben, 18.6.1936, UA HD B-7756/2. 
636 Vgl. Buchheim: Akademie für Landesforschung und Reichsplanung« u. Fischer: Organisation der Raumordnung.
637 Satzung der Reichsarbeitsgemeinschaft für Raumforschung, 16.12.1935, UA HD B-7756/1. Siehe S. 685.
638 Hans Kerrl (*1887), 1933/34 preußischer Justizminister, ab 1935 Reichskirchenminister. Die Zuordnung zum Geschäfts-
bereich des »schwachen« Reichskirchenministers Kerrl sollte sich nach Rolf-Dieter Müller in der Folgezeit zum größten 
Problem der RfR entwickeln, die »im Gestrüpp der bürokratischen Machtkämpfe kaum Durchschlagskraft entwickeln 
konnte«. Müller: Hitlers Ostkrieg. S. 84. Nach seinem Tod übernahm der Staatssekretär im Reichsministerium für die 
kirchlichen Angelegenheiten und sein Stellvertreter bei der RfR, Dr. iur. Hermann Muhs (*1894), 1942 die Leitung der 
RfR. Ankündigung auf Titelseite, Raumordnung und Raumforschung 6 (1942). S. 35.
639 REM an Rektoren, 18.1.1936, UA HD B-7756/1.
357
Welcher Stellenwert der neuen »Reichsar-
beitsgemeinschaft« in der Reichshauptstadt 
zugemessen wurde, musste Rektor Groh 
erfahren, dessen Ankündigung, Dekan Böt-
ticher nach Berlin zu entsenden, im REM für 
Verstimmung sorgte: »Erlass W2A62 ord-
nete Möglichkeit der Stellvertretung nicht 
an. Persönliches Erscheinen der Rektoren 
Dienstpflicht.«640 
Obmann der RAG wurde der bereits 1931 
der NSDAP und SS beigetretene Direktor 
des Berliner »Instituts für Agrarwesen und 
Agrarpolitik« Konrad Meyer.641 In seinem Be-
richt über die Berliner Tagung beschwor er 
die Bedeutung der »Selbstverwaltung und 
Selbstführung der RAG«, »die Gewähr für die 
Freiheit der wissenschaftlichen Arbeit bei 
engster Zusammenarbeit mit den verschiedenen Behörden und Parteistellen« böte.642
 Die 43 Hochschularbeitsgemeinschaften der RAG bildeten zusammen mit der direkt 
Hitler unterstellten RfR nach dem zutreffenden Urteil Carsten Klingemanns einen »einzigar-
tigen wissenschaftlich-politischen Forschungsverbund zum Zweck der Politikberatung«.643 
Die von Exilanten herausgegebene »Zeitschrift für freie deutsche Forschung« berichtete in 
ihrer Jahreschronik 1939 verspätet von der Gründung der RAG und deren Ziel, einen »totalen 
Raumordnungsplan« zu erstellen: Mit der Raumforschung sei der deutschen Wissenschaft 
nun ein Feld geboten, »auf dem sie ihre nationalsozialistische Ausrichtung beweisen« kön-
ne.644 Die Ausbildung von Raumplanern, die ja auch von Neundörfer mehrmals werbend 
angeführt worden war, wurde von Seiten der Wirtschaftswissenschaftler auch deshalb so 
engagiert propagiert, weil sie in ihr einen Hebel sahen, das oftmals beklagte »Juristen-
monopol« bei der Besetzung von Verwaltungsposten im Staatsdienst zu brechen.645
Leitung der Heidelberger Dependance der RAG
Schuster war von Rektor Groh bzw. Dekan Bötticher nicht über die Gründung der Reichs-
arbeitsgemeinschaft für Raumforschung und die konstituierende Tagung im Januar 1936 
informiert worden. Der Volkswirt, der für sich in Anspruch nahm, bereits seit langen Jah-
ren Raumforschung zu betreiben, musste, wie er vorwurfsvoll an den Rektor schrieb, aus 
640 Rektor an REM, 20.1.1936 u. REM an Rektor, Telegramm, 23.1.1936, UA HD B-7756/1.
641 Zu Konrad Meyer (*1901) vgl. Gutberger: Volk, Raum und Sozialstruktur. S. 511/512 u. die Online-Ausstellung der DFG 
mit zahlreichen Quellen »Wissenschaft – Planung – Vertreibung. Der Generalplan Ost der Nationalsozialisten«, http://
www.dfg.de/aktuelles_presse/ausstellungen_veranstaltungen/generalplan-ost/wissenschaft_8.html [12.6.2007].
642 RAG, Obmann Meyer, an Rektor, 13.2.1935, UA HD B-7756/1.
643 Klingemann: Reichssoziologie und Nachkriegssoziologie. S. 73. Die Angaben der Anzahl der Hochschularbeitsgemein-
schaften variiert in der Literatur zwischen 40 und über 50. Konrad Meyer selbst nannte für Ende 1936 die Zahl von 43 
Hochschularbeitsgemeinschaften. Meyer: Raumordnung. S. 109. 
644 Zeitschrift für freie deutsche Forschung 2 (1939). S. 119; Zugriff über Deutsche Nationalbibliothek, Exilpresse digital, 
http://deposit.ddb.de/online/exil/exil.htm [18.6.2007].
645 Vgl. Schmölders: Staat, Wirtschaft, Wissenschaft. S. 449.
»Örtliche Arbeitsgemeinschaften«Quelle 33 | 
»1. Zur Zusammenfassung und einheitlichen Ausrichtung aller sich mit 
Raumforschung und Landesplanung befassenden wissenschaftlichen 
Kräfte und Einrichtungen der mir unterstellten Hochschulen wird an 
den Hochschulen eine örtliche Arbeitsgemeinschaft gebildet. Sie um-
fasst unabhängig von Fakultätsgrenzen Dozenten und Studenten; sie 
ist künftig die Trägerin sämtlicher mit Raumforschung und -Planung 
befassten wissenschaftlichen Untersuchungen.
2. Die Leitung der Arbeitsgemeinschaft liegt in der Hand eines geeig-
neten Dozenten, der auf Vorschlag des Rektors [...] von dem von mir 
bestellten kommissarischen Obmann der Reichsarbeitsgemeinschaft 
für Raumforschung, Professor Dr. Konrad Meyer, ernannt wird.
3. Den Arbeitsgemeinschaften an den Hochschulen erwachsen die Auf-
gaben aus der sie umgebenden Landschaft. Diese enge Verflechtung 
der Hochschule mit ihrem Raume legt dem Rektor [...] die Pflicht auf, 
sich der Arbeitsgemeinschaft im besonderen Maße anzunehmen und 
sie jederzeit zu fördern: Ich behalte mir daher vor, mir zu gegebener 
Zeit durch den Rektor [...] berichten zu lassen.«
REM, Reichsarbeitsgemeinschaft für Raumforschung – Ergänzungen zum 
Forschungsauftrag/Organisation, 15.2.1936, UA HD B-7756/1.
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der Presse von der Gründung der RAG und 
der Tagung in Berlin erfahren.646 Dass dies 
aus Nachlässigkeit geschah, ist angesichts der 
sich anschließenden Querelen um Schusters 
politische Zuverlässigkeit und die Leitung der 
Heidelberger Dependenz der RAG und des-
sen ausgewiesener Erfahrung auf dem For-
schungsfeld unwahrscheinlich.
Schuster fühlte sich übergangen und 
schrieb seinerseits an Reichsminister Kerrl, um 
sicherzustellen, dass dieser »Kenntnis [...] über 
die bisher von meinem Institut geleistete Ar-
beit auf dem Gebiete der Planungswissen-
schaft« erhielt. Groh bat er um Unterstützung, 
um auf den fahrenden Zug aufzuspringen, ja, 
sich an dessen Spitze zu setzen: 
»Ich arbeite seit 6 Jahren auf dem Gebiete 
der Planung, habe es aber geflissentlich 
vermieden, mit dieser Arbeit für mich ir-
gendwelche Reklame zu machen. Ich sehe 
heute ein, daß das nicht richtig gewesen 
ist, weil jetzt als Planungswissenschaftler 
Leute auftreten, die bisher nichts mit diesen 
Dingen zu tun gehabt haben. Mein Institut 
und damit die Universität Heidelberg kann 
die Priorität für sich in Anspruch nehmen 
[...] Ich wäre Ihnen daher sehr dankbar, 
wenn Sie, verehrte Magnifizenz, mich un-
terstützen würden und meinem Institut das 
äußere Relief geben würden, damit es die 
Anerkennung findet, die es, wie ich glaube, 
beanspruchen kann.«
Schuster und sein Institut hatten bereits 
vor der Auflösung der Handelshochschule in 
Lehre und Forschung an Fragen der »Markt-
forschung und Planung« gearbeitet: Auch 
nach dem Wechsel an die Universität Heidelberg wurden kartographische Aufnahmen 
der Region und Untersuchungen zur Raumstruktur Pfalz-Badens durchgeführt. Schuster 
wies insbesondere auf eine »für ein wissenschaftliches Institut vielleicht einzigartige Un-
tersuchung« hin: »Eine Fragebogenerhebung über die soziale Lage der Tabakarbeiter in 
Baden als eine Untersuchung über die soziale Struktur einer aufs [sic] Land ausgesiedelten 
Industrie«.647 Neben den Forschungen zur aktuellen Raumstruktur arbeite man im Schus-
terschen Institut auch an historischen Themen wie Erkundung der ursprünglichen Sied-
lungsstruktur des saar-pfälzischen und badischen Gebietes.
646 Schuster an Rektor, 29.1.1936, UA HD B-7756/1.
647 Ebd. Die Notgemeinschaft der Deutschen Wissenschaft unterstützte ab Juli 1934 Forschungen Schusters zur Raum-
planung auf dem Bühl und am Bodensee (»Notarbeit 172«). Untersucht werden sollten mit fünf Arbeitskräften die 
»Organisation und Absatzmöglichkeiten Badens und der Pfalz« sowie die »Lage der Tabakarbeiter im Treuhänderbezirk 
Südwest«. Notgemeinschaft der Deutschen Wissenschaft an Schuster, 25.7.1934, UA MA B 2 15/1.
Abbildung 4 | »Organisation der Reichsarbeitsgemeinschaft für 
Raumforschung 1942«
Ziegler: Gemeinschaftsaufgabe. S. 37
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In Bezug auf die in den Statuten der RAG so eindrücklich und wiederholt geforderte 
allseitige Fühlungnahme konnte Schuster bereits auf ein enggeknüpftes Netzwerk mit 
privaten, staatlichen und Parteidienstellen verweisen: Alle Untersuchungen erfolgten in 
Zusammenarbeit mit der Landesbauernschaft, den Bezirkswirtschaftskammern und den 
amtlichen Planungsstätten in Speyer und Saarbrücken. Sehr enger Kontakt, so unterstrich 
Schuster, bestehe auch zur DAF und zum Agrarpolitischen Amt der NSDAP. In der Studen-
tenschaft anerkannte man Schusters Verdienste auf diesem Feld durchaus, wenngleich 
man dessen politischer »Haltung« misstraute. In seinem Gutachten zur Übernahme der 
Mannheimer Dozenten hatte der Leiter der Mannheimer Studentenschaft geschrieben: 
»Was jeden zur Anerkennung zwingt, ist seine [sc. Schusters] Entwicklung der Volks-
wirtschaftslehre aus philosophischer Basis heraus, er erstrebt aber auch darüber hinaus 
eine Wirtschaftswissenschaft, die mit den wirtschaftlichen Tatsachen als Grundvor-
aussetzungen jeder Volkswirtschaftslehre rechnet und dem Studierenden ihre Bedeu-
tung als Handwerkszeug des Volkswirts immer wieder nahe legt (s. sein Institut für 
Marktforschung).«648
Institutionalisierung der RAG am Institut für 
Volkswirtschaftslehre und Statistik
Schuster konnte sich mit seinem Hinweis auf die bereits in Mannheim gegründete »Abtei-
lung für Marktforschung und Planung« durchsetzen. Die Heidelberger Abteilung der RAG 
wurde an seinem Institut für Volkswirtschaftslehre und Statistik eingerichtet. Allerdings 
hatte Rektor Groh gegen Schuster als lokalen Leiter der RAG politische Bedenken und woll-
te die Verantwortung auf das REM abwälzen:
»Sachlich erscheint mir hierfür Prof. Dr. Schuster am besten geeignet. Gegen seine 
Person kann ich aber erhebliche Bedenken nicht unterdrücken. Ich beabsichtige, ihn 
dem Herrn Minister als Leiter der Arbeitsgemeinschaft vorzuschlagen, auf meine schon 
mehrfach gegen Professor Dr. Schuster geltend gemachten Bedenken hinzuweisen 
und die Entscheidung sowie Verantwortung dann dem Ministerium zu überlassen.«649
 Der Führer der Studentenschaft, Ernst Kreuzer, teilte seine Sorge: Das Amt sei »poli-
tisch so einflussreich und bedeutsam«, dass er »lieber einen Mann aus unserem engeren 
Kreise« auf dem Posten sähe.650 Ersatzweise vorgeschlagen wurde Hagenbuch, der vor der 
Ernennung zum Leiter der Heidelberger Dozentenschaft stand und der Leiter der personell 
starken Marktforschungsabteilung sowohl in Mannheim als auch in Heidelberg gewesen 
war.651
Groh löste das Dilemma zwischen sachlich oder politisch optimaler Besetzung in ideal-
typisch nationalsozialistischer Manier: Er stellte Schuster als wissenschaftlichem Leiter den 
strammen Parteigenossen Hagenbuch zur Seite und übertrug diesem die organisatorische 
(politische) Führung.652 Im Kleinen zeigte sich hier mithin die von Ernst Fraenkel analysierte 
Dichotomie zwischen der weiterhin bestehenden, erfahrenen, sachkundigen Staatsbüro-
648 Führer der Mannheimer Studentenschaft an MKU, 3.7.1933, GLA KA 235-30891.
649 Rektor an Führer der Studentenschaft, Kreuzer, 25.3.1936, UA HD B-7756/1. 
650 Führer der Studentenschaft an Rektor, 26.3.1936, UA HD B-7756/1. Faksimile abgedruckt im Anhang S. 686.
651 Schuster an Rektor, 29.1.1936, UA HD B-7756/1. Finanziert von der Notgemeinschaft der deutschen Wirtschaft konnte 
Schuster bis zu acht Hilfsarbeiter für seine Forschungen einsetzen. Hagenbuch an Rektor, 22.12.1935, UA HD B-7756/1. 
652 Rektor an MKU, 1.4.1936, UA HD B-7756/1.
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kratie und den bei- oder übergeordne-
ten Parteidienststellen als Exekutivorgane 
des nationalsozialistischen Maßnahmen-
staats.653
Den Direktor des Historischen Seminars, 
Günther Franz (*1902), der sich am Rek-
tor vorbei selbst in Berlin für den Posten 
empfohlen hatte, lehnte Groh ab. Obwohl 
ebenfalls Mitglied der lokalen Arbeits-
gemeinschaft, sei Franz nicht der richtige 
für diesen Posten: 
»Ich bin der Auffassung, daß als Führer 
der Arbeitsgemeinschaft ein Fachvertre-
ter der Staats- und Wirtschaftswissen-
schaftlichen Fakultät, in deren Bereich 
schon seither die Fragen der Raumfor-
schung, der Planung, der Marktforschung 
usw. behandelt werden, im Interesse 
der Sache tätig sein muß. Der Vertreter 
der Geschichtswissenschaft gehört zwar 
auch im Bereich der Landeskunde usw. zu 
der Arbeitsgemeinschaft, repräsentiert aber nicht mit seinem Fach deren eigentliche 
Kernaufgaben.«654
Als Hagenbuch bald darauf aus Krankheitsgründen für längere Zeit ausfiel, übernahm 
Schuster die alleinige Leitung.655 In seiner Funktion als Obmann der RAG wurde Schuster 
im November 1937 durch Gauleiter Bürckel in die Fachausschüsse für Landes- und Volks-
kunde und in den für Landwirtschaft in der reorganisierten Landesplanungsgemeinschaft 
Saarpfalz berufen.656 Die Landesplanungsgemeinschaften sollten vor Ort die praktische 
Umsetzung der Ergebnisse der Reichsplanungsgemeinschaft besorgen und in »Gemein-
schaftsarbeit« die »Pläne für die zweckmäßige Gestaltung des deutschen Raumes« formu-
lieren (Abb. »Organisation der RAG«, S. 358).657 Schuster reiste in der Folgezeit mehrmals zu 
Tagungen der RAG nach Berlin.658
Assistenten mit Sondervertrag der Heidelberger RAG
Die Mittel der RAG ermöglichten Schuster nun eine weitgehend unabhängige Personal-
politik: Seine Assistenten mit Sondervertrag ließ Schuster trotz vielfacher Proteste zumeist 
erst ex post vom Dozentenbund begutachten.659 Unter seinen Assistenten befanden sich 
653 Vgl. Fraenkel: Dual State.
654 Angesichts des in der Satzung klar festgelegten Prozedere zur Ernennung der lokalen Leiters der RAG wurde Groh von 
der telefonischen Mitteilung, dass Franz als Vertrauensmann in Berlin vorgeschlagen worden sei, überrascht. Der Rektor 
wies darauf hin, dass er als Doppelspitze Hagenbuch/Schuster über den Dienstweg in Berlin vorgeschlagen habe, 
woran er festhalte werde. Rektor, Aktennotiz, 8.4.1936, UA HD B-7756/1. Vgl. zu Franz Wolgast: Geschichte. S. 495/96 u. 
507-509.
655 Dekan an Rektor, 10.7.1935, UA HD PA 269.
656 Landesplanungsgemeinschaft Saarpfalz an Rektor, 8.11.1937, UA HD PA 5819.
657 Fischer: Organisation der Raumordnung. S. 226.
658 Rektor an Schuster, 3.12.1937, UA HD PA 641.
659 GLA KA 235-3279.
Quelle 34 | »Antrag auf Unabkömmlichkeit«
»Ich bitte ergebenst für den Genannten bis zum 1. Juli des Jahres eine 
Freistellung erwirken zu wollen, da er im Auftrag und gemäß den Richt-
linien der Reichsstelle für Raumordnung im Rahmen ihres kriegswich-
tigen Forschungsprogramms mit der Untersuchung über die Aussied-
lungsmöglichkeiten aus dem Klein- und Zwergbauerntum sowie der 
Siedlerreserve an nachgeborenen Bauernsöhnen und Landarbeitern 
Nordbadens befasst ist.
Seiner Arbeit kommt infolge der Dringlichkeit der Siedlungsaufgaben 
im Osten – laut einem Schreiben der Reichsarbeitsgemeinschaft für 
Raumforschung [...] ›erhöhte kriegswichtige Bedeutung zu‹, da von 
der Fertigstellung der Untersuchungen, die programmgemäß zum 
1. Juli des Jahres erfolgen wird, ›die unbedingt erforderliche lücken-
lose Durchführung der gesamten die Um- und Ansiedlungsfragen im 
ehemaligen Polen betreffenden Forschungsvorhaben im Interesse 
einer gleichmäßigen und einheitlichen Erfassung des Gesamtraumes 
abhängt‹ (laut Schreiben der Reichsarbeitsgemeinschaft für Raumfor-
schung).
i.V. Dr K[laus] Heinrich«
Antrag auf Unabkömmlichkeit Dr. Max Ernst Graf zu Solms-Rödelheim, 
geb. 16.05.1910, Straßburg, 13.4.1940, UA HD B-6681/2. Zitiertes Schrei-
ben der Reichsarbeitsgemeinschaft für Raumforschung vom 20.01.1940, 
Berlin-Dahlem, Dr. B./At. 413/40, an Solms-Roedelheim ist dem Schreiben 
beigeheftet.
361
trotz – oder möglicherweise wegen – Schusters 
gespanntem Verhältnis zu seinen Parteigenossen 
einige ausgewiesene Nationalsozialisten. So zum 
Beispiel der österreichische NSDStB-Hochschul-
gruppenführer, SA-Sturmführer und promovierte 
Diplomlandwirt Hans Bach, der im Herbst 1934 – 
wohl im Zuge des misslungenen Putschversuchs 
der NSDAP – ausgebürgert und als Raumforscher 
in Heidelberg eingestellt worden war. Sein öster-
reichischer Landsmann, der »gottgläubige« Rudolf 
Krank, den Schuster im April 1938 eingestellt hatte, 
war ebenfalls seit 1931 im österreichischen NSDStB 
und der SA aktiv gewesen und zu neunmonatiger 
Haft verurteilt worden: »Erst gegen Ende 1934 
erhielt ich vom Konzentrationslager Wöllersdorf 
Urlaub, der mir Gelegenheit gab, ins Reich zu flüch-
ten. Sofort trat ich der Österreichischen Legion bei, 
von der ich dann im Feber 1935 zum Studium nach 
Heidelberg einberufen wurde.«660 Im Juni 1937 
nahm der bisher im SD der SS beschäftigte Dok-
torand Schusters Lorenz Harth seine Tätigkeit für 
die RAG auf.661 Zugleich stellte sich Schuster aber 
schützend vor seine Sekretärin Irmgard Göhring, 
die im Februar 1942 vom NSDAP -Gaupersonalamt 
wegen ihrer »Haltung« angegriffen und mit Entlas-
sung nach Kriegsende bedroht worden war:
»Die Volksgenossin Irmgard Göhring […] unterliegt tiefgreifenden weltanschaulichen 
Bindungen, die ein überzeugendes Bekenntnis zu den Bestrebungen der nationalsozia-
listischen Staatsführung in Frage stellen. Bei dieser Haltung ist die Angefragte für eine 
Verwendung im öffentlichen Dienst nicht geeignet. […] Ihre Dauerverwendung oder 
eine anderweitige maßgebliche Förderung muß ich jedoch grundsätzlich ablehnen.«662 
Im InSoSta fingen die Gelder der RAG einen Teil der finanziellen Ausfälle auf, die durch 
den Wegfall der Unterstützung durch die Rockefeller-Stiftung verursacht worden waren.663 
Unter anderen promovierte Max Ernst Graf zu Solms-Rödelheim 1939 mit Unterstützung 
der RAG mit einer Studie über Landflucht in Nordbaden (Quelle »Antrag auf Unabkömm-
lichkeit«, gegenüberliegende Seite).664 Nach Ablauf seiner uk.-Stellung arbeitete Solms-
660 Schuster an MKU, 29.4.1938, GLA KA 235-3279. Das »Anhaltelager« Wöllersdorf war eines der vom österreichischen Vize-
kanzler Emil Feh (*1886) im September 1933 eingerichteten Internierungslager zur »Anhaltung sicherheitsgefährlicher 
Personen« – oder, aus Sicht der deutschen Nationalsozialisten, ein »traurige Berühmtheit« besitzendes Konzentrations-
lager, in die die Sicherheitsdirektoren »jeden der Betätigung für den Nationalsozialismus verdächtigen Volksgenossen 
auf unbestimmte Zeit [...] verschwinden« lassen konnten, um ihn dort »seelisch wie körperlich zu quälen«. Das Groß-
deutsche Reich. S. 185.
661 Schuster an MKU, 23.7.1936, GLA KA 235-3279. Zu Harth siehe S. 363.
662 NSDAP, Leiter des Gaupersonalamtes, an MKU, 12.2.1942, GLA KA 235-3279. Die eidesstattliche Erklärung Göhrings im 
Spruchkammerverfahren, dass Schuster sich seinerzeit »sehr scharf« für ihre Einstellung eingesetzt habe, die wegen 
ihrer »kirchlicher Bindung« verhindert werden sollte, wird durch das Schreiben bestätigt. Göhring, Eidesstattliche Erklä-
rung, 16.10.1946, GLA KA 465a-59-3-2931.
663 Brinkmann an Rektor, 22.6.1937, UA HD B-6681/1.
664 Max Ernst Graf zu Solms-Rödelheim (*1910) schied zum 1.10.1939 aus der RAG aus und wurde Assistent am InSoSta. 
»RAG Forschungsbereich Heidelberg«Quelle 35 | 
Raum und Volk
Wecker, Ein Beitrag zum Verständnis des Problems der •	
Landflucht in Baden
Raum und Wirtschaft, allgemein
Solms-Roedelheim, Die Einflusszonen der Stadt Pforzheim, •	
eine wirtschafts-strukturelle Untersuchung
Land und Forstwirtschaft
Coy, Untersuchung über die Schaffung der notwendigen •	
Grundlagen zur Neuordnung der Allemendverhältnisse 
in Baden unter besonderer Berücksichtigung der Dörfer 
Liedolsheim und Rußheim
Krank, Der nichtbäuerliche Grundbesitz in Mittelbaden•	
Schuster, Anbau, Ernte und Absatz und Verwertung von •	
Obst- und Gemüse im Gau Saarpfalz, Vorschläge und Maß-
nahmen zur besseren Einschaltung von pfälzischem Obst 
und Gemüse in den deutschen Markt
Gewerbliche Wirtschaft
Schuster, Die Schuhindustrie von Pirmasens•	
Schuster, Regionale Preis- und Lohndifferenzierung in •	
Deutschland und Europa
Schuster, Untersuchungen von Ballungsgebieten (Häu-•	
fung von Industrieunternehmen der gl. Branche an einem 
Ort oder einem kleineren Bezirk im Gau Baden und Gau 
Westmark)
Forschungsaufträge der RAG, 1936-1944, Finanzen, BA R 164/354 
[eigene Zusammenstellung].
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Rödelheim von April 1941 bis Februar 1942 bei dem »Generalbevollmächtigten für das 
volks- und reichsfeindliche Vermögen« in Straßburg und nahm Betriebsprüfungen in den 
besetzten Gebieten vor.665 Die »kriegswichtige« Suche nach potentiellen Siedlerfamilien im 
Auftrag des Reichsführers-SS Heinrich Himmler schützte in der Folgezeit Mitarbeiter Brink-
manns und Schusters vor der Einberufung an die Front:
»Die Untersuchungen über die Umsiedlungsmöglichkeiten sind als kriegswichtig 
anerkannt, und die Reichsarbeitsgemeinschaft für Raumforschung ist sowohl von der 
Reichsstelle für Raumordnung wie auch vom Reichsführer SS. Himmler beauftragt, alle 
Untersuchungen, die Grundlagen für die Umsiedlung vom Westen nach dem Osten 
ergeben, beschleunigt zu Ende zu führen.«666 
Noch die im Dezember 1944 aufgestellte Liste der durch die »Institute der Wehrfor-
schungsgemeinschaft« gebundenen Personen führte zwölf durch die RAG finanzierte stu-
dentische Hilfskräfte auf, darunter neun Frauen und drei Männer.667
Forschung in der RAG5.6.3 
Die Forschung der RAG war auf zwei Ebenen organisiert: Die reichsweiten Untersuchungen 
der unter der direkten Kontrolle der RfR tätigen Arbeitsgemeinschaften wurden ergänzt 
durch Arbeitsgemeinschaften, die sich Forschungen »mehr lokaler Natur und räumlich be-
grenzter Bedeutung« widmeten und sich von den »Anforderungen der Landesplanungsge-
meinschaften« sowie den »Notwendigkeiten der praktischen Planungsarbeit« leiten lassen 
sollten.668 
Die in Heidelberg am InSoSta und am Seminar für Volkswirtschaftslehre erarbeiteten 
Studien sind der zweiten Gruppe zuzuordnen. Den Schwerpunkt Brinkmanns und seiner 
Schüler bildeten Studien zur Agrar- und Siedlungssoziologie Badens (Siedlungsgenese, Be-
sitzverhältnisse, Wüstung, Erzeugung und Verbrauch landwirtschaftlicher Produkte, Land-
flucht und Aussiedlungsmöglichkeiten). Zudem lieferte das InSoSta dem Reichsnährstand 
und der RAG Bestandsaufnahmen und Gutachten zur Landflucht infolge der Errichtung 
des »Westwalls«.669 Die Errichtung des »Westwalls« hatte in Baden noch vor Kriegsausbruch 
große Verwerfungen in der Siedlungsstruktur ausgelöst: Neben den notwendigen Umsied-
lungen entlang der Bunkerlinie war es vor allem der immense Bedarf an Arbeitern, der zu 
großflächiger Landflucht führte.670 In Schusters Institut für Volkswirtschaftslehre und Sta-
Brinkmann an MKU, 28.9.1939, UA HD B-6681/2. Eine Kurzfassung seiner Ergebnisse über »Die Einflußzonen der Stadt 
Pforzheim, eine wirtschafts-strukturelle Untersuchung« und seiner Dissertation über »Die Einflüsse der Industrialisie-
rung auf 14 Landgemeinden bei Karlsruhe« veröffentlichte Solms-Rödelheim 1939 in der Zeitschrift »Berichte über 
Landwirtschaft«. Solms-Rödelheim: Notwendigkeit. Vgl. zu von Solms-Rödelheim und seinem Onkel, dem Soziologen 
Max Graf zu Solms (*1893), Klingemann: Graf zu Solms. S. 162/163. 
665 Graf zu Solms-Rödelheim, Fragebogen der Militärregierung, 20.2.1946, UA HD B-3029/9. Mit dem Dipl. Kaufmann Fritz 
Naus, studentische wissenschaftliche Hilfskraft am Betriebswirtschaftlichen Seminar, trat am 20.2.1941 ein weiterer 
Mitarbeiter an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät am 20.2.1941 seinen Dienst beim Generalbevoll-
mächtigten für das Volks- und Reichsfeindliche Vermögen in Straßburg an. Dekan an MKU, 27.2.1941, UA HD H-VI-622.
666 Schuster an Rektor, 15.2.1940, UA HD B-6692/3 u. Heinrich an Rektor, 13.4.1940, UA HD B-6681/2.
667 Thoms an Rektor, 30.12.1944, UA HD B-6693/1. Die Fakultätssekretärin Luise Ritsert gab beim Spruchkammerverfahren 
gegen Schuster an, dass dieser »durch fingierte Hilfsarbeiterstellen Doktoranden vor dem Einzug zum Rüstungseinsatz 
geschützt« habe. Ritsert, Eidesstattliche Erklärung, 15.10.1946, GLA KA 465a-59-3-2931.
668 Meyer: Raumordnung. S. 109.
669 Roloff: Mitarbeit der Wissenschaft. S. 536/37. Das InSoSta beteiligte sich an Studien im Rahmen des Westwalls. 
Z Herrmann.
670 Zum »Westwall« als »erster Vollzugsmöglichkeit der Agrarstrukturreform im ›Altreich‹« vgl. Mai: »Rasse und Raum«. 
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tistik wurden sowohl Arbeiten zu landwirtschaftlichen als auch industriellen Problemen 
angefertigt, wobei neben Baden auch der benachbarte »Saarpfalzgau« einen Forschungs-
schwerpunkt darstellte. Die Beiträge Schusters zeichnen sich durch vollkommene Nüch-
ternheit bar jeder Nationalsozialismen wie »Volk und Lebensraum« oder »Blut und Boden« 
aus.671 
5.6.3.1 Forschungen am Institut für 
Volkswirtschaftslehre und Statistik
»Untersuchungen zur Wirtschaftsstruktur«
In der Tradition des Heidelberger Nationalökonomen Eberhard Gothein untersuchte 
Schuster im Auftrag der RAG die Ursachen der »monoindustriellen« Wirtschaftsstruktur 
der Schuhindustriestadt Pirmasens im »Notstandsgebiet« Saarpfalz. Die Saarpfalz stellte 
zusammen mit Lothringen das mit Abstand größte unter den ländlichen »Neuordnungs-
gebieten« dar.672 Unter Führung des politisch einflussreichen, sozial- und siedlungs politisch 
engagierten »roten Gauleiters« Bürckel, in dessen Verwaltungsrat Schuster saß, stand die 
»Neuordnung« der Saarpfalz nicht unter dem Vorzeichen der rassischen Hierarchisierung 
und Herausbildung eines bäuerlichen »Blutsadels« wie vom Reichsnährstand unter Darré 
verfolgt, sondern suchte durch eine ländliche Verwurzelung des Arbeiters und eine bäu-
erlich-industrielle Verzahnung die nationalsozialistische »Volksgemeinschaft« zu verwirk-
lichen.673 
Verspätet durch den Kriegsausbruch veröffentlichte Schuster die Ergebnisse der Stu-
dien 1940 zusammen mit seinem Assistenten Gisbert Rittig und den mit Mitteln der RAG 
bezahlten Hilfskräften Waldemar Fehringer, Lorenz Harth und Alfred Giegold in der seminar-
eigenen Reihe »Untersuchungen zur Wirtschaftsstruktur«.674 Die im Frühjahr 1939 abge-
schlossenen Forschungen und Empfehlungen der Heidelberger Wirtschaftswissenschaftler 
zur »wirtschaftlichen Umstrukturierung von Pirmasens, das heißt Beseitigung der einseiti-
gen Abhängigkeit von der Schuhindustrie«, waren an die Regierung der Saarpfalz gerichtet 
als deren wissenschaftlicher Sachverständiger Schuster nebenamtlich fungierte.675
Die Empfehlung der Heidelberger Arbeitsgruppe lautete, »nicht durch Veränderung 
der industriellen Struktur, d.h. die Mischung der Industrie, sondern durch Veränderung 
der Wirtschaftszone, durch Ausweiten der Wirtschaftsgrenze des monoindustriellen 
Agglomerations gebietes« die Gesundung der Wirtschaftsstruktur herbeizuführen.676 Paral-
S. 93-101.
671 Zum Verhältnis Blut-und-Boden-Mystik und Agrarsoziologie vgl. Klingemann: Nationalsozialistischer Irrationalismus, 
hier: S. 314/315.
672 Mai: »Rasse und Raum«. S. 223-287.
673 Ebd. S. 223-225.
674 Schuster et al.: Monoindustrielle Agglomeration. Der erste Band der Reihe »Untersuchungen zur Wirtschaftsstruktur« 
wurde 1938 publiziert, der zehnte und letzte Band 1940. In der Reihe wurden zumeist Dissertationen zur Raumfor-
schung aus Schusters Seminar veröffentlicht, so z. B. 1939 die Arbeit von Wilhelm Buser über »Straßenverkehr und 
Straßenverbindungen zwischen Saarland und Rhein«. Siehe Quelle »Untersuchungen zur Wirtschaftsstruktur«, neben-
stehend.
675 Siehe S. 335.
676 Schuster: Monoindustrielle Agglomeration. S. 27.
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lel zu dem durch die RAG mit beinahe 7.000 RM fi-
nanziell unterstützten Survey in der Saarpfalz liefen 
noch weitere Raumforschungsprojekte unter Lei-
tung Schusters: Während man an der TH Karlsruhe 
über die »Beziehungen zwischen Rasse und Woh-
nung in der großen Agglomeration« sinnierte, kar-
tierten die Heidelberger Hilfskräfte die »nutzbaren 
Lagerstätten (Steine und Erden) in der Rheinpfalz« 
und stellten Tabellen zur Gemeindegröße und zu 
den »Zentralen Orten« in der Region auf.677
»Saarpfalz« und Landflucht
Im gleichen Zusammenhang veröffentlichte 
Schuster 1941 die Ergebnisse der langjährigen Un-
tersuchungen seines Assistenten Rittig über die 
»Saarpfalz« im unter anderem vom Leiter der RAG 
Konrad Meyer herausgegebenen Sammelband 
»Die ländliche Arbeitsverfassung im Westen und 
Süden des Reiches«, dessen Kernthema die »Land-
fluchtfrage« darstellte.678 Die »Saarpfalz« war kein 
einheitliches Verwaltungsgebiet und stellte die Heidelberger Raumforscher vor große 
Probleme bei der Datengewinnung. Das Gebiet war nach dem Ersten Weltkrieg, der die 
Pfalz bis zur Wiedergewinnung der Saar zu einem Grenzgebiet gemacht hatte, einem tief-
greifenden Strukturwandel unterworfen worden, was es zu einem vielschichtigen Unter-
suchungsfeld geraten ließ.679 Kleine und mittlere landwirtschaftliche Betriebe dominierten 
die Wirtschaftsstruktur, so war die »Landfluchtfrage« gerade in der »Saarpfalz« besonders 
virulent. Allerdings, so Schuster – und Brinkmann in gleichem Zusammenhang für Baden 
unisono680 –, sei der Zusammenhang zwischen Arbeitskräftebedarf in der Landwirtschaft 
und Landflucht keineswegs »leicht erfassbar«. Eine deutliche Absage an den simplifizieren-
den Mythos vom »Volk ohne Raum«.681 Um diesen Zusammenhang näher zu bestimmen, 
untersuchten Schuster und sein Team den »Aufbau und Rückgang der landwirtschaftlichen 
Arbeitskräfte« nach den verschiedenen Landbezirken. Das Ergebnis der Untersuchung 
war, dass die Landflucht differenziert als eine »Flucht aus der Landwirtschaft« und als eine 
»Flucht vom Lande« zu betrachten sei:682 Je kleiner der Ort und je höher der Anteil der 
landwirtschaftlichen Betriebe, desto mehr Menschen folgten der Sogwirkung der stärker 
mit Industrie durchsetzten Gegenden. Allerdings wanderte in größerem Maße der nicht-
landwirtschaftliche Teil der Bevölkerung ab.683 Um eine »allgemeine Entvölkerung« zu ver-
677 Forschungsaufträge der RAG, 1936-1939, Finanzen, BA R 164/351. Zur späteren Rolle der »Zentralen Orte« in der 
Raumplanung vgl. Christaller, Walter: Grundgedanken zum Siedlungs- und Verwaltungsaufbau im Osten. In: Neues 
Bauerntum 32 (1940). S. 305-312.
678 Schuster: Saarpfalz.
679 Ebd. S. 232.
680 Siehe S. 366.
681 Schuster: Saarpfalz. S. 233.
682 Ebd. S. 241.
683 Ebd. S. 245.
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Schriftenreihe hrsg. von Prof. Dr. Ernst Schuster
Heft 1: Dr. Waldemar Fehringer: Die landwirtschaftlichen, sozi-
alen und volklichen Veränderungen im unteren Murgtal durch 
die Ansiedlung und Ausdehnung der papiererzeugenden 
Industrie. Ein Beitrag zur Raumforschung.
Heft 2: Dr. Rudolf Krank: Der nichtbäuerliche Grundbesitz in 
Mittelbaden. Mit einer Einleitung des Herausgebers.
Heft 3: Dr. Wilhelm Buser: Der Straßenverkehr und die Stra-
ßenverbindungen zwischen Saarland und Rhein. Frühere und 
zukünftige Gestaltung.
Heft 4: Dr. Otto Reeh: Eiererzeugung und Eierverbrauch auf 
dem Lande, auf Grund einer Erhebung in sechs Dörfern. Ein 
Beitrag zur ländlichen Lebenshaltung.
Heft 5: Dr. Franz Düren: Das Problem der Differenzierung der 
Lebenshaltungskosten-Indexziffern.
Heft 6: Dr. Kurt Pauli: Der Arbeiterbauer im Saarland.
Heft 7: Dr. Max Brunner: Wirtschaftsform und Ertragsbildung. 
Kritik der volkswirtschaftlichen Ertragsbildung in der liberalisti-
schen Marktwirtschaft.
Heft 8: Dr. Heinz Drechsel: Die landwirtschaftlichen Eigentums-
verhältnisse in der Landstadt Sinsheim a. d. E.
Heft 9: Prof. Dr. Ernst Schuster: Monoindustrielle Agglomerati-
on. Die Schuhindustriestadt Pirmasens. [1940]
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hindern, rief Schuster dazu auf, die Notstandsgebiete im Rahmen umfassender Planung 
besonders zu betreuen. Für Agrarromantik – »Bauer und Scholle« oder »Blut und Boden« 
– war in Schusters nüchterner Analyse kein Platz. Die »Neuordnungsarbeiten« in Baden und 
der Saarpfalz, zu denen die Forschungen des Heidelberger Ablegers der RAG beitrugen, 
waren im Sommer 1944 weitgehend abgeschlossen. In der Zeitschrift »Neues Bauerntum« 
wurden die Gaue unter dem Status »geschlossene Bestandsaufnahme und Wunschbilder« 
geführt (siehe Karte stand der »Neuordnungsarbeiten«, S. 367).
Forschungen am InSoSta5.6.3.2 
»Es ist die Verpflichtung der Wissenschaft, für Führer und 
Volk mit allen Mitteln des Wissens eine scharfe Waffe zu 
schaffen für den Kampf um die Ordnung des Lebensraumes 
– um diesen Lebensraum unseres Volkes im Dienste der völ-
kischen Lebensordnung zu gestalten.« Paul Ritterbusch, 
13. April 1940.684
»Ordnung und Gestaltung des Deutschen Ostens«, Herbst 1939
Als die RAG im Herbst 1939 ihr »kriegswichtiges Forschungsprogramm« zur »wissenschaft-
lichen Vorbereitung und Unterbauung der großen politischen Aufgaben im Ostraum« 
veröffentlichte, konnte sie zur Hauptfrage II, »Untersuchungen über die Möglichkeiten 
der Stärkung und Festigung des deutschen Volkstums und der Bildung neuen deutschen 
Volksbodens im deutschen Ostraum«, auf erste »beispielhafte und richtungsgebende« Vor-
arbeiten der badischen Arbeitsgemeinschaften« verweisen:685 Die durch Zusammenlegung 
von »Zwerg- und Kleinbauernhöfen« zu »Erbhöfen« (»Umlegung«) heimatlos gewordenen 
Familien sollten, soweit »erbtüchtig und charakterlich einwandfrei«, im Osten angesiedelt 
werden, ebenso »nachgeborene Bauernsöhne«.686 Neben der Rücksiedlung von »Volks-
deutschen« aus dem Ausland, sollten im Rahmen der »modernen, zentral gelenkten Völ-
kerwanderung« 60.000 bäuerliche Familien aus Baden und 50.000 aus dem benachbarten 
Württemberg umgesiedelt werden.687 
Gesundung der bäuerlichen Verhältnisse und 
Siedlerreserve in Nordbaden, 1940
Die schnellen Landgewinne durch die Eroberungen der »Wehrmacht« nach dem Überfall 
auf Polen weckten viele Phantasien bei den Raumplanern im Deutschen Reich. Auch der in 
Tilsit, Ostpreußen, geborene Brinkmann nahm zu den Chancen und Risiken der nunmehr 
in weit größerem Maßstab denkbaren »West-Ost-Siedlung« als »Entlastung der Bevölke-
684 Hektogr. Protokoll über die Arbeitstagung der RAG, Berlin, 12./13.4.1940, BA R 4901-14084.
685 Roloff: S. 535-537. Zur Raumforschung am InSoSta siehe S. 307.
686 Roloff: S. 535-537. Wer nicht als »erbtüchtig und charakterlich einwandfrei« einkategorisiert und damit nicht die 
 Vo raus setzungen für den »Neubauernschein« erfüllte, war als Bauer im Osten wie in Baden »unerwünscht«: »Den Fami-
lien müsse nahegelegt werden, so Roloff, ihren landwirtschaftlichen Besitz aufzugeben und sich neuen Berufen zuzu-
wenden.« Eine interessante Überlegung – gemäß der nationalsozialistischen Propaganda sollte man davon ausgehen, 
dass in der Rücksiedlung der in der Stadt »entarteten« Menschen auf das Land die Lösung liegt, nicht in der Vertreibung 
vom Land.
687 Insgesamt ging man in der RAG von 400.000 umzusiedelnden Familien aus dem Reichsgebiet aus. Roloff:. Ebd. S. 537 u. 
Funke: Umsiedlung. S. 98. Zum »Kampf um den deutschen Menschen« und die sich widerstrebenden Konzepte von SS 
und Reichsnährstand siehe Mai: »Rasse und Raum«. S. 112-154.
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rungs- und Besitzverhältnisse des Westens und Auffüllung der dünnbesiedelten Räume 
an der Slavengrenze« in der Zeitschrift der Reichsarbeitsgemeinschaft für Raumforschung 
»Raumordnung und Raumforschung« Stellung: 
»Eine Ideallösung wäre immer dadurch gekennzeichnet, daß der Siedlerbedarf des 
Ostens zum Hebel einer Sanierung von westlichen Notstandsgebieten gemacht wird, 
erst in zweiter Linie wäre in Kauf zu nehmen, daß die Aussiedlungsaktion auch in län-
geren Zeiträumen befriedigend eingespielte Wirtschaftsstrukturen störte und etwa 
auf der einen Seite weniger geeignete Siedlerkräfte lieferte, auf der anderen fühlbare 
und nicht leicht zu schließende Lücken in Landbau und Bevölkerungsschichtung des 
Westens risse.«688
Brinkmann verfiel nicht der euphorischen Aufbruchsstimmung, welche die meisten Mit-
glieder der RAG angesichts der Aufgaben und der Aussicht auf tatsächliche, ungehemm-
te Durch- und Umsetzung ihrer Planungen empfanden.689 Im Gegensatz zur RAG, die »so 
schnell als möglich« Ergebnisse zur »Siedlerreserve« erhalten wollte, unterstrich Brinkmann 
die vielen Probleme im Setzen und Entwickeln von »Maßstäben und Methoden der Erfas-
sung der möglichen Aussiedler«: Auch wenn »Nordbaden« als »klassische Region der An-
passungsschwierigkeiten zwischen Boden und Bevölkerungsentwicklung« anzusprechen 
sei, so besitze Baden dessen ungeachtet einen »großen und immer wachsenden ungedeck-
ten Landarbeitsbedarf«. Bevor man durch eine übereilte Aussiedlungsaktion – und zwang-
hafte Suche nach potentiellen Siedlern – überkommene Wirtschaftsstrukturen zerstöre, 
seien Maßstäbe für das zu erarbeiten, »was als ›wünschenswerter‹ Besatz mit Arbeitskräf-
ten oder Menschen mehr oder weniger ausgesprochen der Feststellung der Aussiedlungs-
möglichkeiten den Weg zu weisen hat«. Möglicherweise böte die »Maschinisierung« nach 
Aufhebung »der bei Beginn der Arbeitsschlacht befolgten Politik des Arbeiterschutzes 
und Maschinenverbots« die »Freimachung beträchtlicher Arbeiterzahlen«.690 Angesichts 
der »Schwierigkeiten repräsentativer Aussiedlungsstatistik« plädierte Brinkmann für eine 
sorgfältige, den »Besonderheiten jeder einzelnen Struktur sich annähernden Erhebung« 
der möglichen Siedler.
Bei der Arbeitstagung der RAG in Berlin am 13./14. April 1940 wurde – angesichts der 
Bedeutung, die der Doktrin vom »Volk ohne Raum« in der nationalsozialistischen Weltan-
schauung beigemessen wurde – von einigen Mitgliedern der Reichsarbeitsgruppe eine 
erstaunlich freie Rede geführt.691 Wie ein verstärktes Echo auf Brinkmanns vorsichtig geäu-
ßerte Bedenken, wirkte der Beitrag zur »Menschenfrage« des Göttinger Ordinarius für land-
wirtschaftliche Betriebslehre Wilhelm Seedorf, der seinen Finger auf die – ganz abgesehen 
von der technischen Umsetzung – wunde Stelle des ganzen Siedlungsprojekts drückte:
»Es kommt darauf an, daß ein gesundes deutsches Volk geschaffen wird, [...] Vorraus-
setzung für die Kolonisation überhaupt. Wir wissen gar nicht, was ein gesundes Volk 
eigentlich ist, wir wissen es nicht im einzelnen und nicht im ganzen. Wir wissen nicht 
688 Brinkmann: Gesundung. S. 185.
689 In den meisten Referaten, die auf der Arbeitstagung der RAG in Berlin am 12./13. April 1940 gehalten wurden, war 
diese Aufbruchsstimmung deutlich spürbar. Hektogr. Protokoll über die Arbeitstagung der RAG, Berlin, 12./13.4.1940, 
BA R 4901-14084.
690 Ebd. S. 186.
691 Während die meisten Beiträge sich wie selbstverständlich auf eine Ansiedlung von Bauern im »Osten« bezogen, plä-
dierte der im Sommersemester 1942 in Heidelberg vertretende Privatdozent Heinz Sauermann (siehe S. 125) für die 
Etablierung von Industrie und Landwirtschaft, um die »Wanderung« »auf natürliche Weise nach Osten« zu »lenken« und 
dadurch die Ballungsräume im Westen zu dezentralisieren. Der Attraktivität der Scholle allein schien Sauermann kein 
ausreichendes Motivationspotential für »Siedler« zuzurechnen. Sauermann: Verlagerung nach Osten. S. 195/196.
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einmal, wieviel Landvolk vorhanden sein 
muß, um das deutsche Volk gesund zu 
erhalten. […] Solange uns die Menschen 
von dem alten deutschen Kulturgut da-
vonlaufen, haben wir keine Aussicht, sie 
nach dem Osten zu bringen.«692
In seinem ein Jahr später, 1941, ebenfalls 
für die RAG erstellten Forschungsbericht 
zur Landfluchtfrage in Baden erwähnte 
Brinkmann »Siedlerreserve« und »West-
Ost-Siedlung« mit keiner Silbe mehr.693 
Weniger die »Bodenverwurzelung 
des Industriemenschen«, sondern die 
»Auflockerung oder gar Zersetzung 
des Bauerntums durch eine Mischung 
mit industriellen Elementen« in Person 
des »Arbeiterbauerntums« war dem Hei-
delberger Volkswirt in Baden ein Dorn im 
Auge. Sein Ziel war eine klare Scheidung 
von Land und Stadt und damit einherge-
hend die »Befestigung und Ausdehnung 
eigentlicher Bauernwirtschaft«.694 
Das kritische Hinterfragen der »Völkerwanderung« war nicht ohne Risiko, da es mit 
der von Obmann Meyer 1935 beschworenen »Freiheit der wissenschaftlichen Arbeit« 
spätestens in Kriegszeiten nicht sehr weit her war.695 So mussten die Mitglieder der RAG 
an der Handelshochschule und Universität Königsberg unter Leitung unter anderem des 
Wirtschaftswissenschaftlers Weippert erfahren, dass die Forschungsarbeiten für die RAG 
nicht nur einen reichen Mittel- und Postensegen einbrachten, sondern bei politisch nicht 
genehmen Ergebnissen die SS auf den Plan rufen konnte: Sie hatten den 1939 von der 
RAG erteilten Forschungsauftrag »Besiedlung der neuen Ostgebiete« abgeschlossen und 
die Ergebnisse im Rahmen einer umfangreichen Denkschrift an SS, SA, RAD sowie diver-
se Ministerien versandt.696 Meyer, nunmehr Leiter des Hauptamtes »Planung und Boden« 
im Stab des Reichsführers SS, hielt die Ergebnisse der Gruppe bezüglich der Größe und 
Tragfähigkeit der Höfe für nicht statthaft und ließ alle Restexemplare kurzerhand durch die 
Gestapo beschlagnahmen.697
692 Hektogr. Protokoll über die Arbeitstagung der RAG, Berlin, 12./13.4.1940, BA R 4901-14084 Bl. 38/39. Sein Hohenheimer 
Kollege Paul Hesse (*1893), Ordinarius für Agrarpolitik, sah die »Aussiedlungsmöglichkeiten« aus Baden und Württem-
berg als »Ventil für die Bereinigung der Verhältnisse« hingegen viel positiver: »Der Gedanke der Gewinnung von Neu-
siedlern für den Osten in Verbindung mit der Gesundung der Freiteilungsgebiete ist in Württemberg und Baden warm 
aufgenommen worden. Hier haben sich Verhältnisse entwickelt, die unhaltbar sind. [...] Heute haben wir keine Stelle in 
Württemberg und Baden, die nicht den Gedanken der Gesundung der Besitzverteilung begrüßt. […] Die Verhältnisse 
in Baden und Württemberg sind so schlecht, dass der Wille nach dem Osten zu gehen größer ist, als man ursprünglich 
annahm.« Ebd. Bl. 16/17 u. 20.
693 Brinkmann: Baden.
694 Ebd. S. 246/247 u. S. 254.
695 Siehe S. 357.
696 Lang, Scheu u. Weippert an REM, 20.5.1941, BA R 4901-14084.
697 REM, Aktennotiz, 24.10.1941, BA R 4901-14084.
»Abbildung 5 | Stand der 
Neuordnungsarbeiten im Sommer 1944« 
Neues Bauerntum 36 (1944). S. 209/210, abgedruckt in Mai: Rasse u. Raum [modifi-
ziert, Legende vergrößert].
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Weitere Forschungsprojekte, 1942 bis 19455.6.3.3 
Mit Fortdauer des Kriegs traten neben Studien zur Agrarstruktur und der Suche nach poten-
tiellen Aussiedlern Forschungsprojekte zur Gestaltung der künftigen »Großraumwirtschaft« 
und der Wirtschaftsstruktur der besetzten europäischen Länder. Für das Rechnungsjahr 
1942/43 erhielt Schuster 6.000 RM zur Durchführung von »Untersuchungen über den 
Massen einsatz von Arbeitskräften« bewilligt. Ergebnisse aus diesem Projekt liegen keine 
vor. Zusätzlich liefen »vorbereitende Untersuchungen« zu »1. Standortproblemen im Groß-
raum; 2. Wirtschaftsstruktur Frankreichs; 3. Preisgefälle im Großraum« an, die mit 1.440 RM 
unterstützt wurden.698 1943 nahm das mit 5.800 RM finanzierte Programm »Regionale Preis- 
und Lohndifferenz« seinen Anfang, das sich im Vergleich zu anderen Forschungsanträgen 
der RAG vergleichsweise sachlich und wenig ideologisch aufgeladen ausnahm.699
Als im Oktober 1944 in Berlin über die neuen Forschungsprojekte der RAG für 1944/1945 
entschieden wurde, war Schusters Institut nur noch mit einer Untersuchung zu »Westeuro-
pa und seiner Eingliederung in den europäischen Raum« beteiligt.700 Mit einem bei der RAG 
beantragten Etat in Höhe von 2.400 RM nahm sich das Heidelberger Projekt im Vergleich zu 
anderen sehr bescheiden aus. Die mit den höchsten Summen geförderten Forschungspro-
jekte waren: a) Höfler, [Otto (*1901),] München, »Untersuchungen über die Machtstellung 
der Juden in der Weltwirtschaft«, 33.000 RM, b) Grünberg, [Hans Bernhard von,] »Wirt-
schaft und Raum im Süden Osteuropas, Ukraine-Atlas«, 40.000 RM und c) Hesse, [Paul,] 
Hohenheim, »Donau-Karpathenraum«, mit 15.000 RM. Insgesamt wurden 196.975 RM an 
Forschungsgeldern zugeteilt. Als ein Berliner Mitarbeiter der RAG im Juni 1945 eine Liste 
derjenigen Forschungsprojekte zusammenstellte, die – wie er euphemistisch formulierte 
– »auch bei Berücksichtigung der neu geschaffenen Verhältnisse durchzuführen wären«, 
ordnete er Schusters Surveys zu Ballungsgebieten und zur »Preis- und Lohndifferenzierung 
in Deutschland und Europa« unter die fortsetzungswürdigen und politisch vertretbaren 
ein.701
698 Forschungsprogramm der RAG 1942/43, ohne Datum [1942], BA R 164/352. 
699 So forschte der Rußlandspezialist und Geograph Wladimir von Poletika (*1888), Universität Berlin, 1943/44 im Auftrag 
der SS zur Fragestellung »Der Einfluß der nicht-russischen (asiatischen) Volksstämme auf die politische und geistige 
Entwicklung Rußlands, vorwiegend in den letzten Jahrzehnten und seine Auswirkungen auf die Widerstandskraft der 
Sowjetunion in diesem Kriege«. Als Ziele der Untersuchung gab von Poletika an: »Das ›unsichtbare‹ Vordringen der 
Asiaten in den letzten Jahrzehnten im Gegensatz zu den Mongoleninvasionen des Mittelalters; die Auswirkungen die-
ses Vordringens auf das politische und soziale Gefüge des Landes, auf die Zusammensetzung der Führerschicht und die 
Mittel der Massenbeherrschung, sowie auf die gesamte geistige Entwicklung des bolschewistischen Rußlands«. Neben 
dem »Quellenstudium« sollten Erkenntnisse durch die »systematische Verhörung von Kriegsgefangenen, deren Aussa-
gen gerade für die Erkenntnis des bolschewistischen Menschentypus von entscheidender Bedeutung sind,« gewonnen 
werden. Gesamtforschungsprogramm der RAG 1943/44, BA R 164/352. Zu von Poletika vgl. Fahlbusch: Ethnopolitische 
Berater. S. 184-186.
700 RAG Forschungsprogramm 1944/45, 5.10.1944, BA R 4901-14084. 
701 RAG-Forschung nach Kriegsende, fortzuführende Forschungen, Aktennotiz, 25.6.1945, BA R 164/352.
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5.7 Institut für Zeitungswesen
»Bewährung«5.7.1 
»Vom ersten Tage des neuen Reiches [gab] die junge Mann-
schaft, die von der neuen und tiefen Volksverpflichtung der 
Zeitungswissenschaft sich ergreifen ließ [...], dem Institut 
durch Haltung und Arbeit ein völlig anderes Gesicht.« Adler, 
Pressestelle: Institut für Zeitungswesen. S. 55.
»Undeutsche« und »bolschewistische« Gesinnung
Der Druck auf die Hochschullehrer, sich im neuen Regime zu »bewähren«, speiste sich im 
1927 gegründeten Institut für Zeitungswesen aus mehreren Quellen. Generell war das In-
stitut belastet durch die Hypothek vermeintlich »undeutscher« und »bolschewistischer« 
Gesinnung, die es aus der Zeit Hans von Eckardts geerbt hatte. Die Disziplin der Zeitungs-
wissenschaft selbst war eine sehr junge Disziplin: Sie hatte ihren Platz im Fächerkanon 
noch nicht gefunden und ihr »Bürgerrecht« im universitären Gefüge noch nicht gesichert, 
so Albrecht Ackermann.702 Sowohl der Leiter des Instituts, der frühere Redakteur Hans Her-
mann Adler, auch der Verleger und Institutsgründer Waldkirch waren vor 1933 Mitglied 
einer Freimaurerloge gewesen, was beide zum potentiellen Ziel von Hetzkampagnen 
der (studentischen) »Kampfpresse« machte und ihnen den politisch opportunen Eintritt 
in die  NSDAP verwehrte.703 Zuletzt war Waldkirch als Verleger in Ludwigshafen Angriffen 
der national sozialistischen Lokalzeitungen ausgesetzt, die ihm vorwarfen, aus »Profitgier« 
zu lange zugelassen zu haben, dass »jüdische Volksschädlinge« in seinen Zeitungen für 
ihre Kaufhäuser warben. Waldkirch setzte dem seine Verdienste als Koordinator der deut-
schen Propagandaanstrengungen im Ersten Weltkrieg entgegen, was ihm zumindest die 
Anerkennung des »Heidelberger Student« einbrachte (Quelle »Lehren aus der Kriegszeit«, 
S. 371).
»Indirekter, vielfach wirksamer Zuleitungsweg«
In Reaktion auf die Angriffe der nationalsozialistischen Studentenführung und der Pres-
sestelle der NSDAP wurden der hauptamtliche Lehrbeauftragte am Zeitungswissenschaft-
lichen Institut, Adler, und Brinkmann als Leiter des InSoSta nach der Beurlaubung Alfred 
Webers mit der Abfassung eines Berichts zum »Neuaufbau« des Instituts für Zeitungswesen 
beauftragt.704 Waldkirch war – obwohl einer der Gründer des Instituts – bei der Abfassung 
augenscheinlich übergangen worden. Er reichte Ende Mai in Eigeninitiative ein Papier mit 
seinen Zukunftsvisionen beim MKU ein und veröffentlichte Anfang 1934 einen program-
matischen Aufsatz im Fachorgan »Zeitungswissenschaft« (siehe S. 372).705 
702 Ackermann: Institut für Zeitungswesen.
703 Siehe zur Logenmitgliedschaft S. 115 (Adler) u. S. 118 (Waldkirch).
704 Adler u. Brinkmann, Richtlinien und Vorschläge für einen Neuaufbau des Instituts für Zeitungswesen an der Universität 
Heidelberg, 30.4.1933, GLA KA 235-3278 (2).
705 Waldkirch an MKU, Fehrle, 10.5.1933, GLA KA 235-3278 (2) u. Waldkirch: Zeitungswissenschaft.
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Adler und Brinkmann sprachen sich für die Erhaltung des Charakters des Instituts als 
Einrichtung wissenschaftlicher Forschung und Lehre aus. Die praktisch-pädagogischen 
Aufgaben des Instituts für Zeitungswesen sollten in zwei Richtungen ausgebaut werden:
»a) [Das Institut] soll Hörern aller Fakultäten, die in ihrem künftigen Berufe in besonde-
rem Maße mit der Presse zu arbeiten haben, Gelegenheit geben, während ihrer haupt-
fachlichen Ausbildung sich mit den Problemen, der Organisation und der Arbeitsweise 
der Zeitung vertraut machen.
b) Es soll den Studierenden, die sich dem verlegerischen oder journalistischen Berufe 
widmen wollen, neben der wissenschaftlichen Grundlage eine ausreichende Einfüh-
rung in alle praktischen Fragen des Zeitungswesens bieten, ohne die Absicht oder den 
Anreiz, eine Journalistenakademie zu sein.«706
Adler und Brinkmann wollten die bereits vor 1933 im Verwaltungsrat des Instituts für 
Zeitungswesen ausgehandelte Ausrichtung von Forschung und Lehre, die einen Kompro-
miss darstellte zwischen der Position der Verleger, die einen starken Praxisbezug forderten, 
und der der Redakteure, die sich für wissenschaftliche Forschung jenseits des »konkreten 
Lebens« einsetzten, weitestgehend beibehalten.707 Die Angst der Institutsleitung, in den 
Augen der Finanziers zur reinen »Journalistenakademie« zu »degenerieren«, war ebenfalls 
keineswegs neu, sondern lässt sich mit Regelmäßigkeit auch in früheren Semesterberich-
ten nachweisen. Es sei die Pflicht der Lehrenden, so Adler und Brinkmann weiter, sich nicht 
von »etwaigen Einflüssen privatwirtschaftlicher Interessen«, d. h. der das Institut finanziell 
tragenden Verlegerverbände, beeinflussen zu lassen: »Das Institut hat die Aufgabe, den 
Gedanken der Ganzheit der Zeitung als Produkt geistiger, wirtschaftlicher und technischer 
Kräfte wissenschaftlich zu begründen und zu festigen.«708 
Der geographische Schwerpunkt der Forschung sollte nach dem Willen von Adler und 
Brinkmann nicht mehr auf Osteuropa liegen – wo der Forschungsschwerpunkt von Eckardts 
gelegen hatte —, sondern auf dem »westlichen und südlichen Lebensraum der Nation«: »In 
viel stärkerem Maße als bisher« sollte zugleich die »grenz- und auslandsdeutsche Presse« 
als Gegenstand der Forschung miteinbezogen werden, was wiederum dem persönlichen 
Interesse des Schlesiers Adler entsprach. Beflissen boten die Hochschullehrer dem neuen 
Regime die Dienste des Instituts für Zeitungswesen an. Im Rahmen der »Selbstindienst-
nahme« sollte das Institut als Multiplikator und Transmissionsriemen der staatlichen Pro-
paganda dienen. Zugleichen könne es helfen, die Wirkung der Propaganda auf das Volk zu 
evaluieren und zu optimieren: 
»Das Institut stellt seine Forschungsmittel und seine Organisation in den Dienst der 
staatspolitisch-pädagogischen Arbeit des nationalen Staates. Es könnte im Besonderen 
der Staatsregierung kostspielige Sondereinrichtungen ersparen helfen und von ihr in 
Anspruch genommen werden:  
als eine Beobachtungsstation für die Reaktion der öffentlichen Meinung auf alle Maß-
nahmen der staatlichen und kommunalen Verwaltungen,  
als indirekter, daher vielfach wirksamerer Zuleitungsweg zur Presse für alle Absichten 
staatspolitischer Propaganda und Volksaufklärung.«709
706 Adler u. Brinkmann, Richtlinien und Vorschläge für einen Neuaufbau des Instituts für Zeitungswesen an der Universität 
Heidelberg, 30.4.1933, GLA KA 235-3278 (2). S. 1.
707 Ackermann: Institut für Zeitungswesen. S. 161.
708 Adler u. Brinkmann, Richtlinien und Vorschläge für einen Neuaufbau des Instituts für Zeitungswesen an der Universität 
Heidelberg, 30.4.1933, GLA KA 235-3278 (2). S. 2.
709 Ebd.
371
Adler und Brinkmann offerierten lapidar nichts 
weniger, als die unverdächtige Position des Insti-
tuts als Trojanisches Pferd zu missbrauchen, um 
in womöglich kritische und misstrauische Redak-
tionen Propagandamaterial einzuschleusen. Zur 
Erfüllung dieser neuen Aufgaben wurde eine Er-
höhung der Sachmittel eingefordert. Vor allem die 
institutseigene Bibliothek sei unter von Eckardt 
»völlig vernachlässigt« worden.
Hinsichtlich der Forschungsmethoden sollte 
die als einseitig empfundene Orientierung an der 
Soziologie aufgegeben und der Kontakt vor allem 
zu den staats- und wirtschaftswissenschaftlichen 
Disziplinen, der Geschichte, Volks- und Stammes-
kunde und der Germanistik gesucht werden. Die 
renommierte, durch Wissenschaftler anderer Fä-
cher getragene Vortragsreihe, die in früheren Se-
mestern unter Teilnahme bekannter Professoren 
veranstaltet worden war,710 erachteten Adler und 
Brinkmann als in dieser Form »unzweckmäßig«, 
weil von nur »vorübergehender Wirkung«. Statt 
dessen empfahlen sie, Dozenten der Nachbarwissenschaften zur Übernahme laufender 
Vorlesungen zu gewinnen.711
»Einbau der Zeitungen in den Staat«, Mai 1933
Waldkirch wollte sich das Heft nicht kampflos aus der Hand nehmen lassen und hatte sich 
seinerseits Ende Mai 1933 an den Referenten für Hochschulfragen im MKU, Fehrle, gewandt. 
Keineswegs wollte sich der 63 Jahre alte Verleger auf das Altenteil abschieben lassen: Er 
sei fest entschlossen, seine »volle Kraft nochmals zum Einsatz zu bringen.«712 Der Verleger 
brachte seine Genugtuung darüber zum Ausdruck, dass die nationalsozialistischen Forde-
rungen auf einer Linie mit den bei der Institutsgründung festgelegten »leitenden Gedan-
ken« lägen: »Echte deutsche Gesinnung, Zurückstellen persönlicher Interessen hinter das 
Gesamtwohl, […] Zurückstellung aller Partei-Interessen [!]«. Seine Forschungsergebnisse 
könnten daher ohne Änderungen bei dem »Einbau der Zeitungen in den Staat« berück-
sichtigt und umgesetzt werden, um so mehr, »als durch die nationale Revolution manche 
710 Im Bericht des Instituts für Zeitungswesen über das Sommersemester 1931 werden insgesamt 66 Vorträge im Zeit-
raum von der Institutsgründung 1927 bis inklusive Wintersemester 1930/31 aufgeführt, u. a. für das Sommersemester 
1927: Carl Brinkmann, Die Presse im Dienste der Außenpolitik; Martin Dibelius, Die kulturelle Beeinflussung durch die 
Zeitung; Emil Dovifat, Das Werden der modernen Tageszeitung; Willy Hellpach, Elementaranalyse der öffentlichen 
Meinung; Emil Lederer, Das Zeitungswesen in der kapitalistischen Epoche; Hjalmar Schacht, Reichsbankpräsident, Wirt-
schaft und Presse; Zintgraff, Regierungsrat, Ziel und Wesen der Auslandspropaganda; für das Wintersemester 1927/28: 
Ernst Robert Curtius u. Hans v. Eckardt, Merkmale der französischen Presse; Hajo Holborn, Die Zeitung als historisch-
politische Quelle; für das Wintersemester 1928/29: K. Freiherr Rüdt v. Collenberg, Die Wirtschaftsform des Fascismus; im 
Sommersemester 1929: Walther Heide, Amtliche Pressepolitik; Josef Schofer, Päpstlicher Hausprälat, Presse und Weltan-
schauung u. Marie Baum, Die Frauenfrage als Gegenstand der Presse. GLA KA 235-3278 (2). 
711 Adler u. Brinkmann, Richtlinien und Vorschläge für einen Neuaufbau des Instituts für Zeitungswesen an der Universität 
Heidelberg, 30.4.1933, GLA KA 235-3278 (2). S. 3/4.
712 Waldkirch an MKU, Fehrle, Denkschrift, 10.5.1933, GLA KA 235-30030.
Quelle 37 | »Lehren aus der Kriegszeit«
»Der Redner, der während der Kriegsjahre ungeheuer vieles auf 
dem Gebiete der Propaganda durch die Presse geleistet hat, 
ging von den Erfahrungen aus, die die beiden ersten Kriegsjah-
re gebracht hatten und schilderte den großen Fehler der Ver-
säumung der Mobilmachung der deutschen Presse. Nicht die 
geringste Vorarbeit war geleistet worden, um nach [...] Beginn 
des Weltkriegs, nach Kabelzerstörung und der Abgeschlossen-
heit nach außen eine wirksame Abwehr der feindlichen Hetz- 
und Greuelpropaganda organisieren zu können. Unsicher und 
auf sogenannte ›neutrale Blätter‹ angewiesen, brachte die 
deutsche Presse sogar geschickt übertünchte Berichte und 
Artikel, die großen Schaden im Volke anrichteten. […] Erst mit 
den Propagandaschriften für die fünfte Kriegsanleihe begann 
in Deutschland eine organisierte Stimmungspropaganda. […] 
Geheimrat Waldkirch hat sowohl zu diesem ersten Zusammen-
schluss und zu dieser ersten Einheitlichkeit Großes geschaffen 
als auch in den späteren Jahren bis zu Kriegsende durch Schrif-
ten an der Erhaltung und Festigung des Siegeswillens gearbei-
tet. Er zog aus dem Versagen des geistigen Abwehrkampfes 
im Weltkrieg die Folgerung, daß die deutsche Presse im neuen 
nationalen Staate dafür um so mehr Träger des nationalen 
Wollens sein müße.« 
Fink, Carl: Lehren aus der Kriegszeit für die publizistische Arbeit 
[über einen Vortrag Waldkirchs im Zeitungswissenschaftlichen 
Institut vom 17. Juli 1933]. In: Der Heidelberger Student vom 
27.7.1933 [Diese Ausgabe ist leider nicht als Digitalisat verfügbar.].
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Hemmnisse, die früher die Ausgestaltung des Zeitschriftenwesens erschwert haben, besei-
tigt sind.«
In seinem Anfang 1934 veröffentlichten programmatischen Aufsatz »Auf dem Wege 
zur Zeitungswissenschaft« attestierte Waldkirch seiner Disziplin, dass man aufgrund der 
Vielgestalt der Forschungsansätze und der Orientierung am tagespublizistischen Schaffen 
von einer »einheitlichen« Zeitungswissenschaft noch nicht sprechen könne.713 Aufgrund 
der »universalen Bedeutung«, den Wechselwirkungen mit so vielen Disziplinen, riet Wald-
kirch, das Forschungsfeld so exakt wie möglich abzustecken, um in überschaubarer Zeit 
greifbare Ergebnisse liefern zu können. Der Zeitungswissenschaft sei es aufgetragen, die 
»Bewährung der deutschen Zeitungen« im Kampf um die »geistige Einigung des Volkes 
im nationalen Geist« wissenschaftlich zu flankieren und beratend zu unterstützen.714 Wie 
Adler und Brinkmann definierte Waldkirch die Hauptaufgabe des Instituts dahingehend, 
die »Gesetze der Beeinflussung und Formung der öffentlichen Meinung durch die Zeitung 
festzustellen«, um dieses dann dem Regime anzudienen:
»Die Totalidee des publizistischen Schaffens besteht […] in der positiven Einstellung 
zu ihrer staatspolitischen Verpflichtung. Eine zentrale Einstellung der Zeitung auf die 
staatspolitischen Notwendigkeiten, die politische Pädagogik und die staatsbürgerliche 
Erziehung, sind erforderlich, damit gleichermaßen eine politische Zeiterkenntnis und 
eine politische Ideenlehre durch die deutsche Zeitung vermittelt werden kann.«715
Der Grad an Selbstmobilisierung war bei Waldkirch nicht so weitgehend wie bei Adler 
und Brinkmann, möglicherweise verspürte der ältere und finanziell unabhängige Verleger 
einen geringeren Anpassungsdruck.
In Folge des »Neubaus der deutschen Universität«, so der Verleger, müsse das Verhältnis 
zwischen Hochschule und Staat, Wissenschaft und Praxis, »sehr viel enger« werden. Für die 
Zeitungswissenschaft bedeute dies, dass man sich in den »Dienst« einer »positiven verant-
wortungsbewussten Zusammenarbeit der politischen Organe mit den Tageszeitungen« zu 
stellen habe – die »Gleichschaltung« der Presse unter der Regie des Goebbels’schen Propa-
gandaapparats sollte wissenschaftlich begleitet werden. Geweckt worden sei das Interesse 
zum Verhältnis von Politik und Presse aber nicht erst durch die »Machtergreifung«, schließ-
lich habe das Institut bereits vor 1933 am Aufbau einer Broschürensammlung zum Thema 
»Krieg und Umsturz« und einem Archiv zu »Parteipolitik: Programme und Propaganda« ge-
arbeitet.716 Zwei Jahre später veröffentlichte Waldkirch seine Gedanken zur »Begründung 
eines neuen Staats- und Volksbewusstseins« in der mehrbändigen Monographie »Die zei-
tungspolitische Aufgabe« (siehe S. 387).
Zeitungs- oder Publizistikwissenschaft? 
Allen Bemühungen, gleichsam »über Nacht« Film- und Rundfunkkunde in das Lehr- und 
Forschungsangebot zu integrieren, erteilte Adler im Mai 1936 eine klare Abfuhr: Nach dem 
»Zusammenbruch der liberalen Pressefreiheitsideologie«, so schrieb der Institutsleiter in 
713 Waldkirch: Zeitungswissenschaft. S. 29.
714 Ebd. S. 30.
715 Ebd. S. 31.
716 Bericht über die Lehrtätigkeit und Aufbau der Sammlungen im Sommersemester 1929 und Wintersemester 1929/30, 
GLA KA 235-3278 (2). S. 7.
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seinem Bericht über die Entwicklung des Instituts von 1933 bis 1938, hätten einige Institu-
te die Zeitungswissenschaft im engeren Sinne als »unergiebig« angesehen und durch den 
Anschluss der anderen »Ausdrucksformen der politischen Führung« ihre Existenzberechti-
gung untermauern wollen:
»Die Erweiterung der Disziplin, dort wo sie nicht auf das organisch zugehörige sich 
beschränkte, sondern beim Filmschnitt und bei den akustisch-ästhetischen Rundfunk-
problemen endete, war eine Flucht vor und von der Zeitung in Gebiete, auf denen sich 
müheloser Erfolge holen ließen.«717 
 Abgesehen von wenigen »mühelosen Erfolgen« sei allerdings »dilettiert« worden. Das 
Heidelberger Institut habe sich der Anziehungskraft der hochmodernen Medien entzogen 
und die »gewaltsame Umfangserweiterung« der Disziplin zur Publizistikwissenschaft nie-
mals mitgetragen.718 Dafür sei die Institutsleitung als »blind folgende, feige Knechte des 
Subventionskapitals«, will heißen: der das Institut finanziell tragenden Zeitungsverbände, 
angegriffen worden, wogegen Adler sich scharf verwahrte: Niemals hätten die Geldgeber 
des Instituts in das Selbstbestimmungsrecht der Universität eingegriffen. Allerdings fühle 
man sich in der Tat verpflichtet, vor allem dasjenige Gebiet zu behandeln, zu dessen Erfor-
schung sowohl das Personal wie auch die Berufspraxis vorhanden seien, eben die Zeitung. 
Rundfunk und Film unterlägen anderen Arbeits- und Wirkungsgesetzen und was »ihren 
Einsatz bestimmt und führt, – die politisch-propagandistische Idee und Wirkungsabsicht 
– [sei] nur durch etwas völlig Neues, vielleicht in der Form einer politischen Fakultät der 
völkisch-politischen Lebensordnung dienenden Funktionen in eine höhere wissenschaftli-
che Einheit zu bringen«. Die Zeitungswissenschaft besitze noch so viele Betätigungsfelder, 
die zuvorderst ihrer Erforschungen bedürften, unter anderen nennt Adler die propagan-
distisch-psychologischen Gesetze graphischer Gestaltung, die Verlagswirtschaftsführung, 
die Werbepsychologie, die Wirkungsforschung durch Leseranalyse und »regionale Feststel-
lung des Beeinflussungsgrades der Bevölkerung« und zuletzt seinen persönlichen Arbeits-
schwerpunkt, die »volkstumspolitisch lebenswichtige« deutsche Auslandspresse. 
Adler suchte in diesem Fall den Schulterschluss mit dem Vorsitzenden des Deutschen 
Zeitungswissenschaftlichen Verbandes, Heide, der »eine Erweiterung der Zeitungs-
wissenschaft auf Film und Funk ablehnte und nur eine kameradschaftliche Zusammenar-
beit in den gemeinsamen Fragen, die sich beim Rundfunk auf die Abteilung ›Zeitgeschehen‹ 
beschränkte, anstrebte.719 Der Rückhalt des vergleichsweise großen Heidelberger Instituts 
und der der Schüler Adlers – Ackermann nennt neben anderen Franz Alfred Six und Wolf-
gang Hollmann – stärkte die offizielle Position des DZV im Richtungsstreit um Zeitungs- 
oder Publizistikwissenschaft.720 
Position der Fachschaft: »Führer ausbilden«
Die Studierenden am Institut scheinen die Überzeugung Adlers und Heides nicht zur 
Gänze akzeptiert zu haben, so bot die Fachschaft der Zeitungswissenschaftler »Arbeits-
717 Bericht über die organisatorische, wissenschaftliche und wirtschaftliche Entwicklung des Instituts, der Lehre und des 
Studiums, 20.6.1938, UA HD H-VI-640, S. 8.
718 Im Juni 1934 hatten sich die im DZV vereinigten Institutsleiter darauf verständigt, sich künftig auf die zeitungswissen-
schaftlichen Kernfelder zu konzentrieren. Ebd.
719 Adler an Herbert Engler, [ohne Datum], UA HD REP 13/177. 
720 Ackermann: Institut für Zeitungswesen. S. 170/171.
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gemeinschaften« zum »Rundfunk« (mit »Gemein-
schaftsempfang«) an.721 Sehr zum Missfallen Heides, 
der sich auf einer Sitzung des Verwaltungsrates im 
Juni 1938 beschwerte, dass »gerade von Heidelberg 
immer wieder Störungsversuche und Beunruhigun-
gen ausgehen, wie u. a. zwei Denkschriften hiesiger 
Studierender bzw. Absolventen beweisen«.722 »In-
halt und Form dieser Denkschriften« seien »kritisch«, 
so der Geheimrat, da »beide nach verschiedenen 
Seiten die Zeitungswissenschaft umgestalten und 
ihrer wahren Aufgabe entfremden wollen«. Er leh-
ne weiterhin »alle unorganischen Erweiterungsbe-
strebungen der Disziplin« entschieden ab.
Nicht nur hinsichtlich der Forschungs- und 
Lehrinhalte sind Differenzen zwischen den Stu-
dierenden und der Institutsleitung zu erkennen, 
sondern auch hinsichtlich der generellen Funktion 
des Instituts für Zeitungswissenschaft. Während 
Adler, Brinkmann und Waldkirch für die Etablie-
rung der Zeitungswissenschaft als selbstständiges 
Fach kämpften, forderten die Studierenden ein 
stark praxisorientiertes Zusatzstudium in Ergän-
zung zu den arrivierten Fächern Jura, Geschichte, 
Volkswirtschaftslehre etc. Die nationalsozialistische 
Fachschaft sprach sich 1934 dafür aus, die Lehre 
weg vom »Wissen um die Zeitung« hin zu einem 
»Schriftleiter-Führer«-Aufbaustudiengang zur »Aktualisierung« des in anderen Fächern ge-
lernten Stoffs »im Sinne der Volksaufklärung« auszurichten:
»In der verflossenen liberalistischen Zeit hat sich die aus kleinlichen und egoistischen 
Gründen aufgestellte Forderung, daß das Studium der Zeitungswissenschaft nicht der 
Schulung des journalistischen Nachwuchses dienen sollte, durchsetzen können. Heu-
te, wo wir wieder die eigentliche Aufgabe der Universität erkannt haben, die von der 
deutschen Nation gebrauchten Führer auszubilden, muß man auch vom Studium der 
Zeitungswissenschaft verlangen, daß es darauf hinausläuft, Journalisten auszubilden, 
wie sie die deutsche Presse braucht.«723
Wenn die Dozenten in ihren Vorlesungen und Übungen weiterhin vornehmlich zu 
allgemeinen Fragen der zeitungswissenschaftlichen Theorie lehren und zu wenig praxis-
nahe, interdisziplinäre Journalistenausbildung anböten, so drohte der Fachschaftsvertreter, 
werde die Fachschaft »diese Lücke füllen« und die Beziehung zu den »propagandistisch 
relevanten« Einzeldisziplinen herstellen. Zugleich sah sich die Fachschaft auch bei der Ver-
721 So u. a. im Wintersemester 1934/35. Siehe Arbeitspläne der Fachschaften an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftli-
chen Fakultät, Anhang S. 703.
722 Institut für Zeitungswissenschaft, Protokoll über die Sitzung des Verwaltungsrates, 20.6.1938, UA HD B-6683/3. Die von 
Heide angesprochenen Denkschriften lagen mir leider nicht vor. Der »Heidelberger Student« berichtete über keine 
derartigen Initiativen.
723 Die Fachschaften berichten. In: Der Heidelberger Student vom 24.1.1934.
Quelle 38 | »Finanzkommission und Verwaltungsrat«
A. Finanzkommission zur Absegnung des Haushaltsplans
»1. Minister, bzw. dessen Vertreter als Vorsitzender,
2. der jeweilige Rektor der Universität Heidelberg,
3. der jeweilige Dekan der Staats- und Wirtschaftswissenschaft-
lichen Fakultät,
4. der Stellvertreter des Leiters des Reichsverbandes der deut-
schen Zeitungsverleger, Rechtsanwalt Rolf Rienhardt, Berlin [...],
5. der Verlagsdirektor des Führer-Verlags Emil Munz, Karlsruhe«
B. Verwaltungsrat
»1. Minister, bzw. dessen Vertreter als Vorsitzender,
2. für die Universität Heidelberg: Der jeweilige Rektor, der 
jeweilige Dekan der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen 
Fakultät, Professor Dr. Carl Brinkmann, Professor Dr. Ernst 
Krieck.
3. für das Reichsministerium für Volksaufklärung und Propa-
ganda und zugleich Vorsitzender des deutschen Zeitungswis-
senschaftlichen Verbandes Geh. Rat Professor Walther Heide, 
Berlin [...],
4. für den Reichsverband der deutschen Zeitungsverleger J.K. 
von Zweck, Verleger des Anhalter Kurier, Bernburg; Rechts-
anwalt Rolf Rienhardt, Berlin [...], Verlagsdirektor Emil Munz, 
Führer-Verlag Karlsruhe,
5. für den Reichsverband der deutschen Presse: Der Leiter, 
SA-Gruppenführer Hauptmann a. D. Wilhelm Weiß, Berlin [...], 
der Leiter des Landesverbandes Baden, Pressereferent Adolf 
Schmid, Karlsruhe [...]
6. für die deutsche Studentenschaft: Der Kreisführer Süd-
deutschlands Dr. Gustav Adolf Scheel
7. Geh. Kom. Rat Dr. Waldkirch, Heidelberg«
MKU an Rektor, 5.4.1934, UA HD B-6683/3.
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knüpfung von Theorie und Praxis in der Pflicht, hier wollte man es nicht auf der »weltan-
schaulichen« Erziehung durch das Institut beruhen lassen: 
»Gerade das muß ein wichtiges Ziel der zeitungswissenschaftlichen Fachschaftsarbeit 
sein, den jungen Zeitungswissenschaftlern den Geist der alten nationalsozialistischen 
Redakteure und Kampfblätter nahe zu bringen, denn dieser Geist muß lebendig weiter 
bestehen, wenn die nationalsozialistische Weltanschauung in der Presse nicht verwäs-
sert und verbürgerlicht werden soll.«724
Tatsächlich organisierte die Fachschaft Lehrveranstaltungen mit externen Praktikern, vor 
allem Redakteuren von nationalsozialistischen »Kampfzeitungen«, was die Institutsleitung 
durch Vergabe von Lehraufträgen unterstützte. Allerdings fanden diese mit dem allgemei-
nen Niedergang der studentischen »Gegenuniversität« ihr Ende.725
»Neuaufbau«5.7.2 
»Nach der Ausgliederung der politisch-ökonomischen Diszi-
plinen aus der Philosophischen Fakultät und Gründung der 
neuen Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät 
gewann das Fach und das Institut erst seine in der Heidel-
berger Universitätsorganisation sinngemäße Einordnung 
und Wirkungsmöglichkeit.« Adler, Pressestelle: Institut für 
Zeitungswesen. S. 55.
Umbenennung des Instituts und Umzug, April 1935
Das vormalige »Institut für Zeitungswesen« wurde im April 1935 in »Institut für Zeitungs-
wissenschaft« umbenannt.726 Auf einer Tagung im Juni des Vorjahres hatte der Präsident 
des neugegründeten Zeitungswissenschaftlichen Verbandes, Geheimrat Heide, die ein-
heitliche Bezeichnung »Institut für Zeitungswissenschaft« für alle mit dem Sujet befassten 
Institute gefordert, um den »Wissenschaftscharakter des Faches auch im Namen der Insti-
tute zu betonen«.727 Die versammelten Institutsleiter hatten dem Antrag zugestimmt. Adler 
hatte im März 1935 den Antrag auf Namensänderung gestellt und ohne weitere Schwierig-
keiten die Erlaubnis des MKU erhalten.728
Im April 1935 bezog das Institut für Zeitungswissenschaft zudem neue Räumlichkei-
ten in der Grabengasse 14.729 Der Auszug aus dem Haus Buhl, Hauptstraße 234, versinn-
bildlichte in den Augen Adlers den Abschluss der Abnablung vom einst übermächtigen, 
im gegenüberliegenden Palais Weimar beheimateten InSoSta Alfred Webers. Der Umzug 
stand auch für das Ende des interdisziplinären Milieus zwischen Zeitungswissenschaft und 
Soziologie. Vorbei seien die Zeiten, so der Institutsleiter, da das Institut unselbständig an 
724 Bericht über eine Exkursion zum Karlsruher Hakenkreuzbanner (»Anschauliches Bild von dem Wesen und Wirken eines 
alten nationalsozialistischen Blattes«). Ebd.
725 Zum Ende der studentischen Fachschaften siehe S. 501.
726 MKU an Rektor, 1.4.1935, UA HD B-6683/3.
727 Adler an MKU, 23.3.1935, UA HD H-VI-640; vgl. Bohrmann: Grenzüberschreitung? S. 108. Zu den verbandspolitischen 
Machtkämpfen zwischen Heide, dem Leiter des Berliner Deutschen Instituts für Zeitungskunde, Dovifat, und dem 
Leipziger Zeitungswissenschaftler Münster siehe Anm. 156, S. 67. Vgl. Hachmeister: Gegnerforscher. S. 94/95 u. Szyszka: 
Zeitungswissenschaft. S. 167-169.
728 MKU an Rektor, 1.4.1935, UA HD B-6683/3.
729 Siehe Stadtplan 1936 im Anhang S. 706.
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der Peripherie der Universitätsorganisation angesiedelt gewesen und von einem Wissen-
schaftler, Hans von Eckardt, vertreten worden sei, der »selbst die Eigenberechtigung einer 
Zeitungswissenschaft in Zweifel« gezogen habe.730 Tatsächlich dürften den Ausschlag für 
den bereits im Frühling 1933 geplanten Umzug aber finanzielle Vorteile gegeben haben, 
da die Mietkosten für das stattliche Haus Buhl sehr hoch waren und die zukünftige Haus-
gemeinschaft mit der Akademischen Lesehalle zudem Synergien in Hinblick auf die bisher 
parallel laufenden Zeitungsanschaffungen versprach.731
Auflösung des Verwaltungsrats, April 1935
Das 1927 eingerichtete Kuratorium und der zugehörige Arbeitsausschuss wurden im April 
1935 zeitgleich mit der Umbenennung und dem Umzug des Instituts aufgelöst.732 Gemäß 
der in der nationalsozialistischen Universitätsverfassung festgeschriebenen Einführung 
des »Führerprinzips« auf allen Verwaltungsebenen unterstrich der badische Kultusminister, 
dass der »Leiter des Instituts zunächst dem Rektor und damit mir unterstellt ist und von 
dritter Seite keinerlei Weisung entgegenzunehmen hat.« 
Die Auflösung des Kuratoriums kam einer beinahe vollständigen Entmachtung der 
Geldgeber bezüglich der Ausrichtung des Instituts in Forschung und Lehre gleich. Die von 
Adler ausgearbeitete Verfassung und Organisationsstruktur sah lediglich die Einrichtung 
einer »Finanzkommission« zur Genehmigung des jährlich zu erstellenden Haushaltsplans 
vor, wie dies eine schon im Februar 1933 zwischen dem VDZ und dem MKU abgeschlosse-
ne Vereinbarung vorgesehen hatte.733 Die Verleger waren im Gegensatz zu den Vertretern 
der Redakteure in der Finanzkommission vertreten. Auch im neuen »Verwaltungsrat« besa-
ßen sie ein zahlenmäßiges Übergewicht gegenüber den Schriftleitern (Quelle »Finanzkom-
mission und Verwaltungsrat«, S. 374). Da der Institutsleiter und die ihm übergeordneten 
Stellen die vormals verfassunggebenden Kompetenzen des Kuratoriums übernommen 
hatten, musste sich der Verwaltungsrat auf begutachtende und repräsentative Aufgaben 
beschränken.
Der von Adler beklagte »periphere« »Sondercharakter« der zeitungswissenschaftlichen 
Institute, die, obwohl reichlich alimentiert und durch das persönliche Engagement von Ge-
lehrten etabliert, von den Universitäten niemals integriert worden seien, war für Heidel-
berg durch Abschaffung der »überorganisierten Verwaltungsformen mit Doppelgesicht, 
die sie den anderen Instituten und den zuständigen Fakultäten eher entfremden mussten, 
als verbinden konnten« überwunden.734
730 Bericht über die organisatorische, wissenschaftliche und wirtschaftliche Entwicklung des Instituts für Zeitungswissen-
schaft an der Universität Heidelberg in den Haushaltsjahren 1933/34, 1934/35, 1935/36, 18.5.1936, UA HD H-VI-640, S. 1.
731 Adler u. Brinkmann, Richtlinien und Vorschläge für einen Neuaufbau des Instituts für Zeitungswesen an der Universität 
Heidelberg, 30.4.1933, GLA KA 235-3278 (2). S. 4.
732 MKU an Rektor, 5.4.1934, UA HD B-6683/3.
733 Ebd. u. Vereinbarung zwischen der badischen Unterrichtsverwaltung u. dem VDZ, 18.2.1933, UA HD 6683/3.
734 Adler: Zeitungsinstitute. S. 13.
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Eingliederung in die Staats- und 
Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät
Der tradierte Platz der Zeitungswissenschaft im 
Universitätsganzen lag in der Philosophischen 
Fakultät. Im Deutschen Reich bildete das Heidel-
berger Institut für Zeitungswissenschaften inso-
fern eine Besonderheit, als es im Mai 1934 der 
Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät 
zugeordnet wurde. Da die Väter der Zeitungswis-
senschaft aus der Nationalökonomie, der Sozio-
logie und der Geschichtswissenschaft kämen, so 
Adler, sei die Philosophische Fakultät tatsächlich 
als deren angestammte Heimat anzusehen.735 In 
Heidelberg aber, so erklärte der Institutsleiter in 
seinem programmatischen Aufsatz über »Fakultät 
und Zeitungswissenschaft«, sei die Eingliederung 
des Instituts in die Staats- und Wirtschaftswissen-
schaftliche Fakultät nicht nur eine Frage der blo-
ßen »Unterbringung« gewesen, sondern vielmehr 
sei das Institut von der politisch-ökonomischen Fa-
kultät »geradezu beansprucht« worden, weil auf die Disziplin beim »sinnvollen Aufbau« 
nicht verzichtet werden könne:
»[Die Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät] betrachtet und behandelt die 
Zeitungswissenschaft […] als eine selbständige Disziplin, der durch das Wesen und die 
Bestimmung ihrer Gegenstände – der publizistischen Mittel der Volksführung im natio-
nalsozialistischen Staate – der Platz bei den Staatswissenschaften zugewiesen ist.«
Den Verdacht, dass sein Institut allein zur Vergrößerung der sehr kleinen Staats- und 
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät benutzt worden sei, wies Adler weit von sich. Der 
»junge Wissenschaftszweig« sah seine »politische Aufgabe und staatliche Ausrichtung im 
Dritten Reich« »gefordert«. Dieser müsse sich nicht mehr als Bittsteller am Tisch der etab-
lierten Wissenschaften fühlen (Quelle »Wissenschaftsorganisation«, nebenstehend).
Tatsächlich, so Adler, werde die Zugehörigkeit zur einen oder anderen Fakultät »im neu-
en Staat« an Bedeutung verlieren, da dieser die »Überbrückung der Fakultätsgrenzen« zur 
»Gegenwartsaufgabe der Universität« gemacht habe.736 Bis dahin fühlte man sich als junge 
Disziplin an der jungen Fakultät bestens aufgestellt: »Wir schätzen es aber in Heidelberg als 
glückliche Fügung, dass durch diese Regelung nicht nur für die Studierenden der Zeitungs-
wissenschaft die denkbar breiteste Basis gegeben wurde, sondern unsere Disziplin hier be-
rufen wurde, am Aufbau einer Fakultät wesentlich mitzuarbeiten.«
Der »Verein der deutschen Zeitungsverleger«, der ab 1936 als »Reichsverband der deut-
schen Verleger« (RVZV) firmierte, interpretierte den Anspruch des Regimes an die Zeitungs-
wissenschaft hingegen gegensätzlich und protestierte – vergeblich – bei Adler gegen das 
735 Adler nannte als Stammväter der Zeitungswissenschaft für die Nationalökonomie den Leipziger Karl Bücher (*1847), für 
die Soziologie den Heidelberger Max Weber und für die Geschichtswissenschaft Martin Spahn (*1875).
736 Bötticher: Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät. S. 8.
Quelle 39 | »Wissenschaftsorganisation«
»Die alte Universität, überall um ihren neuen Sinn in der natio-
nalsozialistischen Lebensordnung ringend, hat diese Legitima-
tion anerkannt; sie hat in diesen zwei Jahren auch alles getan, 
die neue Disziplin in ihrem wissenschaftlichen und pädagogi-
schen Organismus zweckmäßig einzubauen. […] War, wie in 
Heidelberg, die wissenschaftliche Beschäftigung mit der Zei-
tung bisher innerhalb dieser Gruppe [sc. der politisch-ökono-
mischen] gewachsen, so war es sinnvoll und zweckmäßig, das 
Fach nicht aus diesem organischen Zusammenhang zu reißen, 
ungeachtet der Erscheinung, daß man es anderenwärts bei der 
philosophischen Fakultät belassen hat, obwohl eine eigene 
Fakultät für die Fächer der politischen Ökonomie besteht. Das 
Heidelberger Beispiel ist aber noch aus einem anderen Grunde 
wichtig und bezeichnend. Hier ging es nicht darum, daß neue 
Fach eben ›unterzubringen‹; hier ging es um eine entschiede-
ne Forderung der neuen Fakultät. Und es ist meines Wissens in 
Deutschland der erste Fall, daß die Zeitungswissenschaft für 
eine Wissenschaftsorganisation geradezu beansprucht wurde 
mit der Begründung, es könne beim Aufbau der Fakultät auf 
keinen Fall auf sie verzichtet werden, wenn dieser Aufbau 
sinnvoll und vollständig sein solle.« 
Bötticher: Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät. 
S. 2/3.
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Ausscheiden des Instituts aus der Philosophischen Fakultät: Im Nationalsozialismus sei die 
Aufgabe der Zeitung schließlich eine kulturelle und keine wirtschaftliche.737 
Wechsel in die Philosophische Fakultät, April 1940
Im April 1940 wechselte das Institut für Zeitungswissenschaft dann tatsächlich zurück in 
die Philosophische Fakultät, allerdings ohne die Mitgliedschaft in der Staats- und Wirt-
schaftswissenschaftlichen Fakultät aufzugeben. Nähere Hintergründe zu diesem Schritt 
sind in den Akten nicht zu finden. Im Zuge der Bleibeverhandlungen, die sich an den Ruf 
Adlers nach Wien anschlossen, wurde ein planmäßiges Extraordinariat von der Universität 
Freiburg an die Philosophische und nicht an die Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche 
Fakultät transferiert, um Adler noch im Krieg mit einer Professur auszustatten.738 
In den im April 1941 an das Reichswirtschaftsministerium gesandten Plänen zur Expan-
sion der Heidelberger Universität mit dem Ziel, sich gegen die durch die Reichsuniversität 
Straßburg entstehende Konkurrenz zu behaupten, wurde von der Philosophischen Fakultät 
die dauerhafte Einrichtung eines etatmäßigen Extraordinariats für Zeitungswissenschaft 
gefordert und nicht von der Staats- und Wirtschaftlichen.739 Bis Kriegsende sollte es aber 
wegen der Haushaltsstoppverordnung bei der im April 1940 getroffenen Interimslösung 
bleiben. In einem der skurrilen Briefe, in denen sich der Badische Minister des Kultus und 
Unterricht, Schmitthenner, selbst in seiner Rolle als Rektor der Universität Heidelberg be-
stätigt, von seinem Bericht Kenntnis genommen zu haben, gab das MKU im Oktober 1944 
die Einwilligung zur »Eingliederung des Instituts für Zeitungswissenschaft und des Dolmet-
scher-Instituts in die Philosophische Fakultät unbeschadet ihrer weiteren Zugehörigkeit zu 
der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät Heidelberg«.740 Konkreter Anlass 
der neuerlichen Bestätigung war ein Erlass des REM im Rahmen des »totalen Kriegseinsat-
zes« vom 14. September 1944, in dem verfügt wurde, dass die Zeitungswissenschaft und 
das Dolmetscher- und Übersetzerwesen zu den Fächern der Philosophischen Fakultät zu 
zählen seien.741 Aufsicht und Verwaltung verblieben aber bei der Staats- und Wirtschafts-
wissenschaftlichen Fakultät. Deren Dekan blieb der übergeordnete »Führer« des Instituts 
für Zeitungswissenschaft.742
»Propagandazelle« im Universitätsganzen
Im Herbst 1933 wurde die Pressestelle der Universität gegründet. Deren Führung über-
nahm Adler als Leiter des Instituts für Zeitungswissenschaft, in dessen Räumlichkeiten die 
Pressestelle auch untergebracht war: 
»Neben seinen Hauptaufgaben auf dem engeren Gebiete der Zeitungswissenschaft, 
insbesondere der südwestdeutschen Zeitungskunde, besorgt [das Institut für Zeitungs-
wesen] die propagandistischen Maßnahmen der gesamten Universität und erfährt aus 
737 RVZV an Adler, 28.7.1934, GLA KA 235-30030.
738 Siehe S. 122. MKU an REM, 19.3.1940, GLA KA 466-20606.
739 MKU an Reichswirtschaftsministerium, April 1941, UA HD B-1005/2.
740 MKU an Rektor, 14.10.1944, UA HD B-6695/6.
741 REM an MKU, 14.9.1944, UA HD B-6695/6.
742 MKU an Rektor, 14.10.1944, UA HD B-6695/6.
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dieser zentralen Stellung wiederum Anregung und praktische Betätigungsmöglichkeit 
seiner Mitglieder.«743 
Der »Wille zur unbeschränkten Öffentlichkeit und unmittelbaren Volksverbundenheit«, 
den der Nationalsozialismus von der Universität fordere, so der Institutsleiter in einem Arti-
kel im »Heidelberger Student«, lasse das Institut in eine Schlüsselposition zur Kommunika-
tion der Universität mit dem »Volksganzen« treten: 
»In einer Nachrichtenzentrale kann sich der Sinn im Universitätsganzen nicht erschöp-
fen. Er ist vielmehr im Sinne einer Zelle jener Großorganisation von Volksaufklärung 
und Propaganda, die ihre Spitze in der genialen Schöpfung von Dr. Goebbels gefunden 
hat [...] Die Universität erhält dadurch auf dem Wege über das Zeitungsinstitut und 
über den Leiter der Landesstelle für Volksaufklärung und Propaganda eine Verbindung 
zu den publizistischen Zentralkräften der Staatsführung, eine lediglich innere Verbin-
dung, die mit Instanzen nichts zu tun hat.«744
Die Übertragung der Leitung der »Akademischen Lesehalle« und der 1933 gegründe-
ten »Ausland-Abteilung« im Mai 1934 feierte der nun vier Universitätseinrichtungen in 
Personalunion führende Adler demgemäß als Schaffung einer »einheitlichen Organisation 
aller Presse- und Propaganda-Einrichtungen der Universität«.745 Die in der Alten Univer-
sität, Grabengasse 1, untergebrachte Ausland-Abteilung betreute neben der Auslands-
wissenschaft über die Auslandsstelle auch den akademischen Austauschdienst und die 
Ausländer betreuung im Rahmen des Deutschen Akademischen Austauschdiensts.746 Hinzu 
kamen die Planung und Durchführung der renommierten Heidelberger Ferienkurse und 
der 550-Jahr-Feier der Universität 1936.747 
Die Konzentration der »Propaganda-Einrichtungen« war in der Realität noch stärker, 
da die Redakteure des »Heidelberger Student« sich zumeist ebenfalls aus den Reihen der 
Mitglieder des Instituts für Zeitungswissenschaft rekrutierten. So war Six zugleich Chef-
redakteur des »Heidelberger Studenten« und Assistent am Institut. Die enge personelle 
Verzahnung zwischen dem Institut und den Universitätsorganen bot konkrete Vorteile, so 
konnten die Studierenden bereits während des Studiums innerhalb der Universität erste 
Erfahrungen in der Öffentlichkeitsarbeit sammeln und der Institutsleiter zusammen mit 
seinen Schülern die gelehrte Theorie von den »publizistischen Führungsmitteln« in der 
Praxis erproben. Eine Gelegenheit hierzu bot die 1936 anstehende 550-Jahrfeier der Ru-
perto-Carola, an deren Planung und Umsetzung Adler maßgebend beteiligt war.748 Zum 
Wintersemester 1935 gesellte sich die Geschäftsleitung des aus Mannheim nach Heidel-
berg übergesiedelten Dolmetscher-Instituts zu Adlers vielfältigen Verwaltungsaufgaben.749 
Die Studierenden des Dolmetscher-Instituts besuchten in der Folgezeit in großer Zahl die 
Veranstaltungen des Instituts für Zeitungswissenschaft.
743 Pressestelle: Institut für Zeitungswesen. S. 55/56.
744 Adler, Hans Hermann: Die Zeitungsinstitute im Universitätsganzen. In: Der Heidelberger Student vom 16.2.1934.
745 Bericht über die organisatorische, wissenschaftliche und wirtschaftliche Entwicklung des Instituts für Zeitungswissen-
schaft an der Universität Heidelberg in den Haushaltsjahren 1933/34, 1934/35, 1935/36, 18.5.1936, UA HD H-VI-640, 
S. 2/3.
746 Moritz: Außenbeziehungen. S. 152.
747 Die Universität, ihre Einrichtungen und Personalien, WS 1935/36. In: Studentenführer 1935/36. S. 45. Der Geschäfts-
führer der Auslandsabteilung war 1936 Dipl. Ing. Fritz Stader. Zur 550-Jahr-Feier vgl. Lurz: 550-Jahrfeier u. Engehausen: 
Akademische Feiern. S. 130-139.
748 MKU, Aktenvermerk, 29.2.1936, GLA KA 466-20606 u. GLA KA 235-3296.
749 MKU an Rektor, 5.10.1935, GLA KA 466-20606.
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Promotion zum Dr. rer. pol. und Dr. rer. oec.
Als Zeichen der neuen Wertschätzung, die der Zeitungswissenschaft im Nationalsozialismus 
entgegengebracht werde, interpretierte Adler die Tatsache, dass die Zeitungswissenschaft 
seit Oktober 1933 als Hauptfach für Diplomprüfung und Promotion in der Staats- und Wirt-
schaftswissenschaftlichen Fakultät gewählt werden konnte.750 Neben Berlin, Leipzig und 
München war Heidelberg nun eine von vier Hochschulen, an denen Zeitungswissenschaft 
mit »sichtbarem Abschluss« studiert werden konnte und damit an Konkurrenzfähigkeit im 
Wettbewerb um Studierende gewann.751 In der Philosophischen Fakultät konnte die Zei-
tungswissenschaft als Prüfungsinhalt in der Doktorprüfung gewählt werden.752 Dass diese 
nur als »Nebenthema« wählbar war, sah Adler als eine Prüfungsformalität an, und wollte 
dies nicht als Aussage über den »Rang« der Zeitungswissenschaft verstanden wissen. Auch 
die Wahl eines zeitungswissenschaftlichen Themas für die Dissertation war in der Philoso-
phischen Fakultät möglich, so es dem Hauptfach »nahe stünde«.753 Ab dem Wintersemester 
1941/42 genehmigte das REM die Wahl der Zeitungswissenschaft als Haupt- und Neben-
fach in der Doktorprüfung in der Philosophischen Fakultät.754
Die Heidelberger Zeitungswissenschaftliche 5.7.3 
Vereinigung
Gründung der Zeitungswissenschaftlichen 
Vereinigung, Februar 1934
Auf Initiative des Präsidenten des Deutschen Zeitungswissenschaftlichen Verbandes,  Heide, 
hin sollten Ende 1933 an allen Universitäten mit zeitungswissenschaftlichen Instituten so 
genannte »Zeitungswissenschaftliche Vereinigungen« gegründet werden. Deren studenti-
schen, berufsständischen und akademischen Förderer sollten wiederum Mitglieder des in 
Berlin ansässigen Dachverbandes werden – »einer wie ein privater Herrenclub geführten 
skurrilen Wissenschaftsorganisation« (Lutz Hachmeister).755 Aus der Heidelberger Perspekti-
ve kann diese Charakterisierung nicht beurteilt werden, aber Assistent Six sah anscheinend 
keine besondere Eile, dem an ihn gerichteten Ansinnen Heides nachzukommen.756 Nach 
wütenden Drohungen des Geheimrats, an der Heidelberger Studentenführung vorbei 
durch einen persönlichen Abgesandten die Gründung selbst vorzunehmen, beauftragte 
Six den Leiter der Fachschaft Zeitungswissenschaftler, stud. phil. Rudolf Tipke, mit der Or-
ganisation der Gründungsformalitäten.757 Die Vereinigung sollte das Institut und die Fach-
schaft bei der Ausbildung des »verantwortungsbewussten journalistischen Nachwuchses« 
ergänzen: 
750 Adler: Zeitungswissenschaft und Fakultät. S. 6/7
751 Die anderen Institute hätten, so der nicht genannte Verfasser einer Denkschrift, die bisher »schwache Stellung des Hei-
delberger Instituts« erkannt und sie »durch zielbewusste Propaganda« genutzt, um Studenten abzuwerben. Zeitungs-
wissenschaft als Promotionsfach: Die Verhältnisse an anderen Universitäten, 3.10.1933, UA HD REP 13/57.
752 MKU an Rektor, 22.12.1933, UA HD REP 13/57.
753 Adler: Zeitungswissenschaft und Fakultät. S. 7.
754 MKU an Rektor, 22.8.1941, UA HD REP 13/57.
755 Hachmeister: Gegnerforscher. S. 64.
756 Ebd. S. 64/65.
757 Der Heidelberger Student. Sonderausgabe zur Gründung der Zeitungswissenschaftlichen Vereinigung vom 16.2.1934.
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»Wenn die Fachschaft ihre Hauptaufgabe darin sieht, den Zeitungswissenschaftler zum 
politischen Soldaten zu erziehen und sein Studium im Sinne des Nationalsozialismus 
auszurichten, und wenn der Lehrkörper den Studenten wissenschaftlich ausbilden soll, 
so will die Vereinigung den späteren Journalisten schon früh in die praktischen Fragen 
des Zeitungsfachs einführen.«758 
Am 17. Februar 1934 wurde die Gründung der Zeitungswissenschaftlichen Vereinigung 
Heidelberg im Deutschen Zeitungswissenschaftlichen Verband feierlich begangen: An den 
Eröffnungsvortrag Adlers über »Entwicklung und Aufgaben der Zeitungswissenschaft« 
schloss sich ein Festakt in der Aula der Alten Universität an.759 Die Festrede über »Die Presse 
im neuen Staat« hielt Ministerialrat Dr. Kurt Jahnke, Leiter der Presseabteilung im Propa-
gandaministerium. Den Abschluss bildete ein »geselliges Beisammensein mit Damen und 
Tanz« im Hotel »Europäischer Hof«.
»Gehirne der Masse zersetzende Wiederholung«
Als Schriftleiter des »Heidelberger Student« feierte Six das Ereignis zusammen mit der Aner-
kennung der Zeitungswissenschaft als Haupt-/Promotionsfach760 in einer Sondernummer: 
»Hier, wo vor fast 40 Jahren zum ersten Male an einer deutschen Hochschule von Adolf 
Koch die Journalistik in den Kreis wissenschaftlicher Betrachtung und Übung gezogen 
wurde, wo dann 1927 aus vertrauensvollem Zusammenarbeiten zwischen Berufsver-
bänden und Universität das Institut für Zeitungswesen entstand, hat nun durch Ent-
schluss des Badischen Unterrichtsministers die junge Disziplin ihre Anerkennung unter 
den Hochschulfächern als Prüfungsfach gefunden.«761
 Dass »seltsamerweise« der jüdische Historiker und Privatdozent Adolf Koch als einer 
der Stammväter der Zeitungswissenschaft auf dem Titelblatt des ansonsten vehement 
antisemitisch auftretenden »Heidelberger Student« angeführt wird, erklärt Six’ Biograph 
Lutz Hachmeister damit, dass in diesem Fall »wissenschaftshistorische Legitimation noch 
vor rassekundlicher Schärfe« gestanden habe – oder profaner (und wahrscheinlicher): Es 
sich »um bloße Vergesslichkeit« handle.762 Den mehrseitigen Leitartikel »Presse und Pro-
paganda. Struktur und Entwicklung der nationalsozialistischen Kampfpresse« schrieb Six 
in seiner Funktion als Hauptamtsleiter für Werbung und Aufklärung der Studentenschaft 
und Assistent am Institut für Zeitungswissenschaft in Personalunion. Ergänzt wurde dieser 
Artikel durch einem Aufsatz Six’ über das »Politische Plakat« – ein Spin-off aus seiner kur-
ze Zeit später bei Bergstraesser abgegebenen Dissertation über »Die politische Propagan-
da des Nationalsozialismus«.763 Six berichtete über die »Kampfzeitung«, den »Agitator der 
Straße«: 
»Es lag der [sc. nationalsozialistischen Presse] nichts daran, die objektive Wahrheit fest-
zustellen oder über die Einzelheiten des Tages zu berichten, sondern sie wollte in fana-
tischer Unduldsamkeit die Ideen des Nationalsozialismus publizistisch verbreiten und 
758 Ebd. S. 16.
759 Ebd. S. 15.
760 Ebd. S. 12.
761 Ebd. S. 1.
762 Zu Adolf Koch (* 1855) Historiker und Zeitungswissenschaftler, den Anfängen der Zeitungswissenschaft und seinem 
Konflikt mit Marianne und Max Weber, der einen interessanten Einblick in das Heidelberger Gelehrtenmilieu am Anfang 
des 20. Jahrhunderts gibt, vgl. Obst: Professorenprozess u. Hachmeister: Gegnerforscher. S. 61.
763 Six, Franz Alfred: Presse und Propaganda. Struktur und Entwicklung der nationalsozialistischen Presse u. Das politische 
Plakat. Beide in: Der Heidelberger Student vom 16.2.1934. Zur Promotion Six’ durch Bergstraesser siehe S. 220. 
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vertiefen. Die Weltanschauung mußte in der Tendenz der Zeitung verankert sein und 
die Kampfmethoden den allgemeinen der Bewegung angepaßt werden.«764
Das alles beherrschende Ziel im »Kampf um die deutsche Seele« bestand, so Six, im 
Eintrommeln des durch Goebbels in die Welt gesetzten »großen Schlagworts der national-
sozialistischen Presseoffensive«: »›Glaubt ihnen nicht, die Journaille lügt! [...] Sie sind 
Juden!‹«765
»Die Aufgaben des Wirtschaftsteils im neuen Staat«
Unter der Großüberschrift »Neugestaltung der Presse« war neben Wehrwissenschaftler 
Schmitthenner, der sich zu »Wehrpolitik und Presse« äußerte, auch die Volkswirtschaft in 
Person Brinkmanns mit einem zweispaltigen Artikel über »Die Aufgaben des Wirtschafts-
teils im neuen Staat« vertreten.766 Major a. D. Schmitthenner beklagte die Mitschuld der 
Presse an der »Zerrissenheit« des Volkes vor 1933, habe diese doch durch »wehrpoliti-
sche Vernachlässigung«, »Halbpazifismus« und allgemein die »zivilistische Entartung« die 
Nieder lage im Weltkrieg und den nachfolgenden Verlust aller »soldatischen Elemente aus 
dem Ethos des Staates« zu verantworten. 1934 hingegen herrsche zwischen »Wehrpolitik 
und Presse« »volle Harmonie«: 
»Die Presse ist in ihrer einen wehrpolitischen Aufgabe die demütige Macht geworden 
des Reiches, die demütige Verkünderin der amtlichen Reichswehrpolitik. Zugleich aber 
ist sie in ihrer anderen Aufgabe die stolze Erzieherin unseres Volkes geworden zu der 
edlen Wehrhaftigkeit der Landesverteidigung.« 
Analog zu Schmitthenner, wenngleich mit weniger blechern klingendem Pathos, ver-
kündete auch Brinkmann das Ende des »Zeitalters der ›Pressefreiheit‹ und ›öffentlichen 
Meinung‹« und die Erziehungsaufgabe der Presse im »neuen Staat«: 
»Die nationalsozialistische Verwandlung der Tagespresse aus einem Schauplatz zweifel-
hafter ›Diskussion‹ in ein Werkzeug bewußten und verantwortlichen Dienstes an Volk 
und Staat hätte sich, scheint mir, im sog. Wirtschaftsteil unserer Zeitungen ganz be-
sonders auszuwirken. Alle altüberlieferten Teile des ›Handelsblatts‹, Kurse, Geschäfts-
berichte, Branchenbetrachtungen und wirtschaftspolitische Aufsätze müßten auf dem 
Grunde einer neuen Wirtschaftsanschauung zu einer neuen Lebendigkeit und Einheit 
erweckt werden.«
Für einen Volkswirt aus heutiger Sicht seltsam anmutend wirkt die nostalgische Klage 
Brinkmanns über die Informationsflut des Börsenteils – was sich wohl aus der Gegnerschaft 
Brinkmanns zur Theorie und Grenznutzenschule erklären lässt (siehe S. 293): 
764 Six, Franz Alfred: Presse und Propaganda. Struktur und Entwicklung der nationalsozialistischen Presse. In: Der Heidel-
berger Student vom 16.2.1934.
765 Ebd. S. 2. Vollständiges Zitat, siehe S. 221.
766 Brinkmann, Carl: Die Aufgabe des Wirtschaftsteils im neuen Staat. In: Der Heidelberger Student vom 16.2.1934. Weitere 
Beträge zur Sondernummer entstammten u. a. der Feder des Dekans der Philosophischen Fakultät und Professors 
der vergleichenden Sprachwissenschaft, Güntert (»Presse und Stil«), der gegen die »Verjudung« hetzte, die »nicht nur 
volksfremdes, ja widervölkisches Fühlen, Denken und Werten« eingeschleppt und damit den »gesunden Instinkt für das 
Echte und Artgemäße zersetzt« habe, sondern auch durch »sprachstörendes Gift« den »Stil« verdorben hätte (S. 6), und 
dem Theaterreferenten der »Volksgemeinschaft«, Hans Herbert Reeder. Dieser warnte vor den »heimlichen Einwirkun-
gen« der »Staatsfeinde«, »liberalistischer Kulturzersetzung« und der »unbekümmerten Primitivität der Kulturreaktion«, 
der durch die »freiwillige Unterordnung unter die Idee [sc. des Nationalsozialismus]« entgegengewirkt werden müsse 
(S. 6). Helmut Hammer [!], »Kulturschriftleiter« beim »Führer«, schrieb über »das nationalsozialistische Feuilleton«, des-
sen Aufgabe es sei, dem Einfluss »des Juden« entgegenzutreten – zum einen durch den »Angriff«, zum anderen »durch 
die vorbeugende Immunisierung der Massen« gegen »zersetzenden, sinnlosen Individualismus mit seiner Devise l‘art 
pour l‘art« und den »unfruchtbaren Kollektivismus« (S. 6/7). 
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»Die Kurszettel der Waren- und Wertpapiermärkte, noch im Frühkapitalismus als ›Preis-
kurante‹ vielbedeutende und übersehbare Zeichen konkreten menschlichen Handels, 
waren als mechanische Fortschreibungen der modernen Börsen zu toten Zahlenmas-
sen geworden, die ein übermenschliches Geschick verhängte und die nur noch stellen-
weise das Auge von Einzelinteressen anzogen, aber vom Gesamtbeobachter so gut wie 
vom ›Laien‹ überschlagen zu werden pflegte.«
Preisspiegel und Preismaße hätten dem Leser suggeriert, dass es um eine »Meteoro-
logie des menschlich unbeeinflussbaren Wirtschaftswetters« gehe, und so solcherart das 
»Grundübel des mechanistischen Glaubens an die Eigenständigkeit und Unantastbarkeit 
gegebener wirtschaftlicher ›Entwicklungen‹ bestärkt. Wenn »Aktivität« propagiert worden 
sei, dann »entweder den wirtschaftlichen Großmächten in Industrie, Handel, Finanz und 
marxistischen Organisationen (in der Landwirtschaft höchstens noch dem Grundbesitz) 
zuliebe oder in der gehässigen Abwehr aller staatlich und volklich gestaltenden Gedanken, 
die jene Selbstherrlichkeit der Wirtschaft antasteten.« 
Diese durch die »nationale Revolution« »entwurzelten« Überlieferungen sollten in »ge-
schulter und geduldiger Arbeit« durch die neue Lehre vom »Primat der Politik« ersetzt wer-
den. Aber – kaum ein Text von Brinkmann kam ohne eine subtil eingeflochtene Warnung 
vor radikalem Überschwang aus: 
»Schon gibt es Wirtschaftslehrer an deutschen Hochschulen, die mit nicht leichtzuneh-
menden Begründungen die Erkenntnis der Wirtschaftsabläufe so ganz der staatlichen 
Zielsetzung unterordnen wollen, daß sie der Wirtschaftserkenntnis als solcher die 
Beschäftigung mit Erkenntnis von Staat, Volk und Gesellschaft untersagen möchten. 
Auch wer fürchtet, daß man durch einen solchen Radikalismus aus der Scylla des 
›Nachtwächterstaates‹ in die Charybdis einer ›Nachtwächterwirtschaft‹ stürzen könnte, 
wird doch den Ausgangspunkt der Kursänderung immer wieder bejahen und betonen 
müssen: Von nun ab haben nicht mehr Volk und Staat das Verhängnis der Wirtschaft 
›hinzunehmen‹, sondern hat die Wirtschaft Mittel zur Verwirklichung von Volk und 
Staat zu sein.«
Für die Berichterstattung im Wirtschaftsteil bedeute dies, dass nunmehr das über-
wölbende Ziel des »ständischen Gesellschaftsaufbaues im Auge« zu behalten sei. Bei der 
Behandlung der großen allgemeinen Probleme der Weltwirtschaft sollte nicht mehr der 
»Dogmatismus« bestimmter »Theorien des Freihandels oder des Protektionismus« bestim-
mend sein, sondern vielmehr die »Gestaltung und Entwicklung des Volkstums in seinen 
weltlichen und geistigen Kräften«. Brinkmann griff hier ein Motiv seines Hauptreferats vom 
7. Deutschen Soziologentag 1930 zum Thema »Presse und öffentliche Meinung« auf, in 
dem er den »modernen Sachlichkeits-Fanatismus« der Großpresse beklagte, die sich darauf 
beschränke, Nachrichten zu übermitteln, ohne an geistig-sittlichen Werten orientierende 
Führung zu bieten.767
»Nationale Propaganda im Kriege«
Auf einer reich illustrierten Seite »Nationale Propaganda im Kriege« schlug Waldkirch einen 
Bogen von der Propagandaarbeit während des Ersten Weltkrieges hin zur Presse im Nati-
onalsozialismus (Abb. »Nationale Propaganda«, nächste Seite).768 Waldkirch, der als »maß-
gebender Leiter der deutschen Werbearbeit der Zeitungen in der Kriegszeit« von Six um 
767 Brinkmann: Presse und öffentliche Meinung. S. 21.
768 Waldkirch, Wilhelm: Nationale Propaganda im Kriege. Die Werbearbeit für die deutschen Zeitungen als Parallele zur 
heutigen Staatspropaganda. In: Der Heidelberger Student vom 16.2.1934.
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einen Beitrag gebeten worden war, stellte 
dem »Versagen der deutschen Zeitungen im 
Kriege« die »positive publizistische Arbeit«, 
die »alle national gesinnten Zeitungen« ge-
liefert hätten, entgegen. Der Regierungsrat 
a. D. schilderte das Handwerk der Propagan-
da – Symbole, Kernworte, Mahnworte. Nicht 
nur handwerklich, auch inhaltlich fühlte sich 
Waldkirch in die Kriegszeit zurückversetzt, 
seien doch die damalig verbreiteten Definiti-
onen von »Staat« und »lebendiger Staatsge-
sinnung« eng verwandt mit den »heutigen 
Gedanken der ›Volksgemeinschaft‹ und des 
›Gemeinwohls‹«, und schlug damit eine Brü-
cke vom »August 1914« zur »nationalen Revo-
lution« 1933.769 Zur rassistischen Propaganda, 




Den Abschluss der Sondernummer zur Grün-
dung der Zeitungswissenschaftlichen Verei-
nigung in Heidelberg bildete ein Artikel des 
Institutsleiters Adler über die Stellung der 
»Zeitungsinstitute im Universitätsganzen« in 
Vergangenheit und Gegenwart.770 Obwohl 
reichlich alimentiert und durch das persön-
liche Engagement von Gelehrten etabliert, 
seien die zeitungswissenschaftlichen Institu-
te von den Universitäten niemals integriert 
worden und hätten so einen »peripheren Sondercharakter« entwickelt. Einen Ausweg aus 
dem »vielgespaltenen Spezialistentum« der »alten« Universität zur »Einheit« ergab sich 
nach Adler erst nach 1933: »Diese Einheit war ja nur möglich unter einem bedingungslos 
anzuerkennenden Lebensgesetz, wie es erst der Nationalsozialismus uns gegeben hat.« Der 
»Wille zur unbeschränkten Öffentlichkeit und unmittelbaren Volksverbundenheit«, den der 
Nationalsozialismus von der Universität fordere, so Adler, lässt das Institut in eine Schlüs-
selposition in der Kommunikation der Universität mit dem »Volksganzen« treten. Das Ziel 
der zeitungswissenschaftlichen Forschung und Lehre müsse daher in einer interdisziplinär 
angelegten Untersuchung der »Presse und der anderen Führungsmittel« liegen. 
769 Zum Mythos »August 1914« siehe Verhey: »Geist von 1914«.
770 Adler, Hans Hermann: Die Zeitungsinstitute im Universitätsganzen. In: Der Heidelberger Student vom 16.2.1934.
Abbildung 6 | »Nationale Propaganda«
Waldkirch, Wilhelm: Nationale Propaganda im Kriege. Die Werbearbeit für die 
deutschen Zeitungen als Parallele zur heutigen Staatspropaganda. In: Der Hei-
delberger Student vom 16.2.1934.
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Semestertagung des DZV, Mai 1935
Vom 17. bis 19. Mai 1935 fand in Heidelberg die Semestertagung des Deutschen Zeitungs-
wissenschaftlichen Verbandes statt.771 Heide lobte in seinem Grußwort die staatliche An-
erkennung im »Schriftleitergesetz« und die Einigung auf einen reichsweiten Studienplan 
und drohte zugleich, die Vereinheitlichung der Zeitungswissenschaft auch gegen die Son-
derwünsche Einzelner voranzutreiben. Adler eröffnete die Tagung mit dem hier bereits 
ausführlich behandelten Vortrag über »Zeitungswissenschaft und Fakultät« und feierte das 
neugewonnene universitäre »Bürgerrecht« der jungen Disziplin.772 Die Aufbruchstimmung 
in der Frühphase des Nationalsozialismus hatte der Zeitungswissenschaft in seinen Augen 
die institutionelle Verankerung in der Universität beschert – nun war es an den Instituten, 
dies durch Politikberatung und Ausbildung zu rechtfertigen: 
»Die Zeit, die die gesamte überkommene Hochschule vor die Berechtigungsfrage ge-
stellt und sie ganz neu und eindeutig zu beantworten zwang, hatte nicht Raum für De-
batten über die Bewertung des jungen Zweiges [sc. der Zeitungswissenschaft] mit den 
Maßstäben der alten Rangordnung der Wissenschaften; sie ging rasch hinweg über 
Voreingenommenheiten und Widerstand, über Abhängigkeiten und Unterordnungen. 
Der nationalsozialistische Staat als Gesetzgeber setzte die Zeitungswissenschaft vor-
aus, als er die Durchführung des Schriftleitergesetzes regelte. Also war sie nicht mehr 
geduldet, sondern gefordert. Aus zwei Wurzeln kam ihre innere Legitimation: aus der 
entscheidenden Rangerhöhung und Bestimmungserneuerung ihres Gegenstandes 
und aus der neuen Ethik des ihr zugeordneten Berufes.«773
Zur Aufgabe der Zeitungswissenschaft in der Propaganda des Nationalsozialismus nahm 
Adler keine Stellung, dies blieb stud. phil. Karl Rau, dem Leiter der Zeitungswissenschaft-
lichen Vereinigung in Heidelberg, überlassen.774 
»Die Forderung des Nationalsozialismus«
Karl Rau, Leiter der Pressestelle des Heidelberger NSDStB, leitete den schmalen Sam-
melband mit einen Abriss der Geschichte des Kampfes der kleinen, aber entschlossenen 
nationalsozialistischen »Kampfpresse« gegen den »riesenhaften jüdisch-freimaurerisch-
kapitalistischen Presseapparat« ein.775 Der »Sieg« der »Parteipresse« und deren nunmehri-
gen Führungsanspruch habe die »innere Struktur« der Zeitungswissenschaft wie bei keiner 
anderen Wissenschaft verändert:
»Der politische Wirrwarr der letzten Jahre und mit ihm schritthaltend die Überspitzung 
der systematischen Zeitungshetze verfehlten natürlich ihre Wirkung auch an einer 
Stelle nicht, deren Arbeit darin bestand, die zukünftigen Träger der öffentlichen Mei-
nung wissenschaftlich und weltanschaulich auf ihren Beruf vorzubereiten. […] Die NS.-
Revolution kam und damit ein Versiegen jener volksvergiftenden Quellen. Von einer 
771 Einzelne Beiträge zur Tagung wurden in einem dünnen Heft publiziert: Zeitungswissenschaftliche Vereinigung Heidel-
berg e.V. (Hrsg.): Beiträge zur nationalsozialistischen Zeitungswissenschaft. Sonderheft des Deutschen Zeitungswissen-
schaftlichen Verbandes zu seiner Semestertagung vom 17.-19. Mai 1935 in Heidelberg, bearbeitet von Karl Rau. Heidel-
berg 1935. Ein Exemplar befindet sich in UA HD B-6683/3.
772 Adler: Zeitungswissenschaft und Fakultät.
773 Ebd. S. 5.
774 Rau: Nationalsozialistische Forderung.
775 Karl Rau (*1913) war nach seiner Promotion über »Der Wehrgedanke in Deutschland nach dem Weltkriege von 1918-
1921. Untersucht an der Weimarer Verfassung, den politischen Parteiprogrammen und der großen Parteipresse« (Gut-
achter Adler/Schmitthenner) 1937-39 Hauptschriftleiter des Studentenpressedienstes in München u. hauptamtlicher 
Mitarbeiter des SD-Hauptamts im Rang eines SS-Obersturmführers (SS Nr. 156.500). Vgl. Geist der Zeit 15 (1937). S. 324 
u. Lerchenmueller: Geschichtswissenschaft. S. 107.
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wildzersplitterten Parteienpresse vollzog sich unter Abstoßung alles Undeutschen die 
Umformung zu einer einheitlich geleiteten Staats-Presse. Unter diesen Umständen hat 
auch das junge Studium der Zeitungswissenschaft neuen Inhalt bekommen.«776 
Die Aufgabe der Zeitungswissenschaft sei die Ausbildung von »jungen, gutdurchge-
bildeten Kräften, die von den Schlacken der überwundenen Zeit längst frei sind«.777 Von 
den früheren »Homeren der Demokratie« sei nichts zu erwarten als »hohles«, »phrasen-« 
und »lügenhaftes« »Geschwätz« – nicht die nationalsozialistische Pressearbeit mache die 
Zeitung »uniform«, sondern die »weltanschauliche Unzulänglichkeit und innere Leere der 
gleichgeschalteten Schriftleiter der bürgerlichen Presse.«778 Deshalb müsse man, so Rau, 
sich in Geduld üben, bis diese Generation »die Feder für immer beiseite gelegt habe« und 
eine neue Generation von Schriftleitern gemäß den nationalsozialistischen Forderungen 
»Weltanschauung – Wissen – praktisches Können« erzogen sei.779 Die »junge« Zeitungswis-
senschaft sah der nationalsozialistische Student in diesem Generationenkonflikt wohlge-
rüstet:
»[Die Zeitungswissenschaft] ist auch eine Disziplin, die kraft ihrer stofflichen Grund-
lagen, ihrer lebendigen Bindung zum politischen Geschehen und nicht zuletzt ihrer 
großen geistespolitischen Aufgaben ihrer Vertreter eine ungeheure Dynamik besitzt, 
die letzten Endes zur Vollendung im Sinne einer wahrhaft echten nationalsozialisti-
schen Wissenschaft drängt. Am Beispiel der Zeitungswissenschaft erweist sich klar, 
daß alle Wissenschaft abzulehnen ist, wenn ihr nicht ein völkischer, politischer Zweck 
innewohnt.«780
Weitere Beiträge zum Sammelband stammten unter anderen von Staatsminister 
Schmitthenner, der über »Wehrhafte Erziehung und Presse« sinnierte, und dem Leiter der 
Auslandsabteilung, Honorarprofessor Alfred Zintgraff. Da der Krieg »heute und in Zukunft 
ein totaler Krieg [sei], der das ganze Volk in seinen Strudel reiße«, so Schmitthenner, müs-
se das Kriegsheer von der »seelischen Kraft des ganzen Volkes getragen« werden, dessen 
»Wehrhaftmachung« die Hauptaufgabe der gleichgeschalteten Presse darstelle.781 Auch 
Zintgraff, der über »Deutsche Presse und Außenpolitik« schrieb, stimmte in das Loblied 
auf die »Gleichschaltung« ein: Allzu leicht werde die »öffentliche Meinung« durch falsche 
Interpretationen von Seiten der aus- und inländischen Presse beeinflusst, die dann einer 
langfristig »gesunden und aufrichtigen Außenpolitik« im Wege stehe. Dank des »unbeug-
samen Willens des Führers zu unbedingter Klarheit und Offenheit« habe sich die deutsche 
Presse im »totalitären Staat« bereits dem »Idealzustand« »verantwortlichen« Pressehan-
delns genähert, da sie sich nun in Selbstzensur jeder Nachricht enthalte, die »der antideut-
schen Hetzpropaganda oder […] feindlichen Politikern bequeme Handhaben oder Waffen« 
gegen Deutschland liefern könnten.782 Von Wilhelm Waldkirch, einem der Begründer des 
In stituts, findet sich kein Beitrag im Bändchen – möglicherweise eine Folge des Macht-
kampfes zwischen Adler und dem Ludwigshafener Verleger.
776 Ebd. S. 13.
777 Ebd. S. 12.
778 Ebd. S. 10.
779 Ebd. S. 14.
780 Ebd.
781 Alle Aufsätze in Zeitungswiss. Vereinigung: Beiträge.
782 Zintgraff: Presse und Außenpolitik. S. 29. Das gleiche Legitimation für die »Gleichschaltung« der deutschen Presse 
ausführlich bei Waldkirch siehe S. 390.
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5.7.4 Wilhelm Waldkirchs 
»Zeitungspolitische Aufgabe«
Zeitungswissenschaft im Totalen Staat5.7.4.1 
»Waldkirch baut die Zeitung ein in die Totalität des Staa-
tes.« Hermann Kindt, Die deutsche Zeitung und der Staat, 
S. 52.
1935 veröffentlichte Wilhelm Waldkirch im eigenen Ludwigshafener Verlag, »Waldkirch-
druck«, sein dreibändiges, über 1.000 Seiten umfassendes, programmatisches Werk »Die 
zeitungspolitische Aufgabe. Das Zeitungsproblem in kritischer Darstellung.« Ergänzt wur-
de das Werk durch eine sich an eine breitere Öffentlichkeit richtende 1936 erschienene 
Monographie mit dem Titel »Weltpresse und Weltkrise – Die Zeitung zwischen Krieg und 
Frieden«.783 Die »zeitungspolitische Aufgabe« war in großen Teilen bereits vor 1933 voll-
endet gewesen. Waldkirch erklärte die Verschiebung des Drucktermins in einem Brief an 
Hochschulreferent Fehrle im Mai 1933 damit, dass er die »neuen Verhältnisse« noch be-
rücksichtigen wolle.784
»Das Werden der Zeitung«, »Die Zeitung als 
Kulturmacht« und »Vom Wirken der Zeitung«
Band 1 der »Zeitungspolitischen Aufgabe« behandelte das »Werden der Zeitung«: Ohne 
die Darstellung der historischen Grundvoraussetzungen seien, so Waldkirch, die »Gesetze 
der Neuwerdung der Zeitung« als der »gesteigerten Auswertung der wahrhaft positiven 
Kräfte, die bisher schon in der Zeitung lebendig waren«, nicht zu verstehen.785 Das Leitmo-
tiv des dritten Bandes der »Zeitungspolitischen Aufgabe«, »Die Zeitung als Kulturmacht«, 
stellte auf die persönlichen Erfahrungen des Regierungsrats a. D. ab: »Der Krieg, der unser 
Schicksal war, muß für den neuen Aufstieg unser Lehrmeister sein.«786 Waldkirch, der die 
Propaganda an der Heimatfornt im Ersten Weltkrieg koordiniert hatte, warnte eindringlich: 
Niemals dürfe sich das als Trauma erfahrene Ende des Ersten Weltkriegs, das Zusammen-
brechen der »Heimatfront« und die »Hetzpropaganda« der Gegner wiederholen.787 Die Zei-
tung sollte als »Mittel zur Selbsterziehung des Volkes« – Waldkirch zitiert hier einleitend 
Adolf Hitler – auf die »staatspolitischen Erfordernisse«, die »bedingungslose Anerkennung 
der Staatsführung und die restlose Förderung ihrer Pläne« ausgerichtet werden.788 
Gerade die Forschungen des Heidelberger Zeitungswissenschaftlichen Instituts zum 
»Wirken der Zeitung«, so der Titel des zweiten Bandes, sollten das Handwerkszeug liefern, 
um ein möglichst hohes Maß an »staatserhaltender« und »staatsfördernder« »Wirkung« auf 
den »Willen des Volkes« durch die Presse zu erzielen.789 Der Nutzen der Zeitungswissen-
schaft konnte nach Waldkirch gar nicht hoch genug veranschlagt werden:
783 Waldkirch: Weltpresse. S. 2.
784 Waldkirch an MKU, 10.5.1933, GLA KA 235/30030.
785 Waldkirch: Werden der Zeitung. S. 19.
786 Ebd. S. 19.
787 Siehe S. 383.
788 Ebd. S. 9/10.
789 Waldkirch: Wirken der Zeitung. S. 7-12 u. Waldkirch: Propaganda.
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»Die [Zeitungs-] Wissenschaft, die auf so vielen 
Gebieten zum Segen der Menschheit wirkt, sieht 
sich hier [sc. bei der Bereinigung des politischen 
Lebens und der Beseitigung tendenziöser Jour-
nalistik] auf ein Gebiet gestellt, das geradezu den 
Frieden der Welt umschließt.«790
Publizistischer »Dolchstoß«
Die Niederlage des Deutschen Reichs, für die Wald-
kirch das »Versagen der deutschen Zeitungen im 
Kriege« wesentlich mitverantwortlich machte, und 
die von ihm persönlich in Ludwigshafen erlebte 
nachfolgende Besetzung durch die französischen 
Truppen hatten den nunmehr Sechzigjährigen 
geprägt.791 In seinen Erinnerungen an den »Kampf 
um die Freiheit der Presse« gegen die Besatzer aus dem Jahr 1930 rühmt Waldkirch das 
»einheitliche Zusammengehen der Zeitungen« und die erstmalige Überwindung der 
Parteiengegensätze zwischen Redakteuren und Verlegern in verschworenen, geheimen 
»Arbeitsgemeinschaften«.792 Kaum einer unter den Rezensenten versäumte es, darauf hin-
zuweisen, dass das »Kriegserlebnis« Waldkirchs sich wie ein roter Faden durch das Buch 
zog und dass der Verleger einen Gutteil seiner Motivation aus diesem zog.793 »Mit Recht«, 
so der Zeitungswissenschaftler Karl d’Ester, »weist der durch seine lange Zeitungsarbeit in 
der hart umkämpften Westmark in der Abwehr außenpolitischer Angriffe erfahrene Ver-
leger darauf hin, wie durch die ständige Verhetzung einer gewissen deutsch-feindlichen 
Presse die von Deutschland angestrebte friedliche Verständigung der Völker immer wieder 
gestört wird.«794 
Waldkirch bereicherte die »Dolchstoßlegende« von dem »im Felde unbesiegten« Deut-
schen Kaiserreich um eine pressezentrierte Variante: »Nicht durch die Waffen, sondern 
durch die menschenunwürdige Anwendung propagandistischer Mittel wurde Deutsch-
land überwunden.«795 Der Krieg war von den Siegermächten nicht »in fairer Weise« geführt 
worden, so klagte der Verleger: Während auf dem Schlachtfeld »ritterlich« gekämpft wor-
den sei – sehe man vom »Einsatz farbiger Truppen« einmal ab —, so sei der auch vom geg-
nerischen Militär »ehrenhaft« gefochtene Krieg, von »verantwortungslosen Staatsmännern, 
intrigierenden Diplomaten und fanatisierten Journalisten« »erniedrigt und menschenun-
würdig« gemacht.796 Die »teuflisch-großartige« »Hetze« der »Ententepresse« und des »mos-
kowitischen Neu-Rußlands« habe schon vor Ausbruch des Krieges jede Hoffnung auf eine 
Verständigung zunichte gemacht. Die »manchmal fast unbegreifliche Gutmütigkeit und 
Friedensliebe der deutschen Politik« habe diesem »Treiben« nichts entgegenzusetzen ge-
790 Waldkirch: Weltpresse. S. 209.
791 Waldkirch: Propaganda.
792 Waldkirch: Kampf. S. 14. Waldkirch war als Vorsitzender des Vereins pfälzischer Zeitungsverleger nach eigener Aussage 
mehrmals Ziel von barschen Verhören durch die französischen Militäradministration. Seine Zeitung wurde 1919 für 
einige Tage verboten.
793 Kind: Deutsche Zeitung. S. 52 u. Dovifat: Bücherschau. S. 45.
794 d‘Ester: Zeitungspolitische Aufgabe. Zu d‘Ester siehe Anm. 156, S. 67.
795 Waldkirch zitiert hier Hermann Wanderschreck: Weltkrieg und Propaganda. Berlin 1936. S. 160.
796 Waldkirch: Weltpresse. S. 154.
»Quelle 40 | Geistig-ethische Wiedergeburt«
»Im neuen deutschen Staat sind alle Zeitungen zu verant-
wortlichen Trägern friedlichen Aufbauwillens bestimmt. Im 
Geist der moralischen Ertüchtigung und Leistung müssen sie 
gemeinsam publizistisch wirken am Wiederaufbau Deutsch-
lands und der Völkerverständigung. Sie sollen Quellen des 
Volkstums erschließen, um daraus die Kräfte und Energien der 
geistig-ethischen Wiedergeburt zu schöpfen. So soll das in der 
nationalsozialistischen Bewegung wirkende Gesetz lebensbe-
jahenden Aufbaues, und zwar Lebensbejahung im Sinne der 
Achtung und Anerkennung fremden Lebens und Volkstums, 
verwirklicht werden. Die deutschen Zeitungen müssen sich 
als unentbehrliche Faktoren des Friedens, d. h. der kulturellen 
Entwicklung bewähren. Auf dieser Linie erkennen wir die 
Bedeutung der Zeitung als Kulturmacht.«
Waldkirch, Kulturmacht, Vorwort, S. 11.
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habt.797 In einem »skrupellosen Verleumdungsfeld-
zug« habe die englische und französische Presse 
im Rahmen einer »demoralisierende Brutalpolitik« 
die Front gegen die Mittelmächte geschlossen und 
die Kriegsmoral im Deutschen Reich hinterrücks 
zersetzt. Ein früher Verhandlungsfriede sei durch 
die von der Feindpresse hervorgerufene »Psychose 
der rücksichtslosen Vernichtung der Mittelmächte« 
verhindert und so das »Schicksal des Weltkriegs« 
entschieden worden:798
»Die Presse wurde im Weltkrieg mißbraucht, wie 
es selbst der Kriegszustand niemals rechtfertigen 
läßt. Wohl wird der Propaganda [...] stets eine 
gewisse Beweglichkeit auf Kosten des Wahrheits-
strebens zugebilligt werden müssen; ja, sie wird 
unter Umständen lügen müssen, wenn es um Sein oder Nichtsein des Volkes geht. [...] 
Es kann aber niemals im Interesse des Volkes gelegen sein, wenn die Zeitungen sich 
grundsätzlich an der Wahrheit versündigen und mit unlauteren Mitteln die Ehre des 
Gegners herabsetzen.«799 
»Bewusste und zielsichere Staatspropaganda«
Die deutsche Presse sollte sich in den Dienst der »Revision von Versailles« stellen. Nach 
innen, so Waldkirchs antipluralistische Vision, sollten die Zeitungen der Nation im Rah-
men einer Neuauflage des von ihm bereits im Ersten Weltkrieg mitorganisierten »Burgfrie-
dens« geeint werden. Vom »Dritten Reich« erhoffte er sich die Wiederkehr der »Werte von 
1914«: Die »lebendige Staatsgesinnung« von damals sei nichts anderes als die »Volksge-
meinschaft« von heute, schrieb er 1934 im »Heidelberger Student«.800 So eröffne sich im 
»Dritten Reich« die Möglichkeit, die damals zu spät im Kriegsverlauf von Verlegern und 
oberster Heeresleitung eingeleiteten »Werbemaßarbeiten« zur »Befestigung und Stärkung 
der geistigen Widerstandskraft im Volk« im Rahmen der nationalsozialistischen Propagan-
da zu neuem Leben zu erwecken.801 Unter autoritärer Führung des Verlegers und in »Selbst-
zensur« sollte die Tagespresse die »pädagogische Aufgabe« übernehmen, »das Volk« über 
die aus dem »Führertum«, der angenommenen natürlichen Interessenidentität zwischen 
»Führer« und »Volk«, getroffenen Maßnahmen zu informieren und letztlich für eine harmo-
nische »Heimat front« – »Volkwerdung« – Sorge zu tragen: 
797 Ebd. S. 158. Waldkirch bezieht sich in weiten Passagen auf Ernst Müller-Meiningen: Diplomatie und Weltkrieg. Berlin 
1917.
798 Als einen der Kronzeugen für die in seinen Augen unlautere Kriegsführung der französischen Presse führte Waldkirch 
den Pariser Chefredakteur d‘Ormesson (wahrscheinlich: Wladimir Comte de Ormesson (*1888), veröffentlicht in Über-
setzung Berlin 1925) und sein »Hinter den Kulissen des französischen Journalismus« an: »Wenn man die Lüge in ein 
wissenschaftliches System bringt, so recht dick aufträgt und mit Aufwand großer Arbeitskraft und ausreichender Geld-
mittel in die ganze Welt hinausposaunt als lautere Wahrheit, so kann man ganze Völker auf längere Zeit beschwindeln 
und sie für Belange, die ihnen unendlich fern liegen, zur Schlachtbank treiben. Das sahen wir während des letzten 
Krieges zur Genüge und werden es auch in kommenden sehen, an denen es die gültige Vorsehung nicht fehlen lassen 
wird, um das Übervölkerungsproblem auf ihre, allerdings reichlich dilettantische Weise zu lösen.« Waldkirch: Weltpresse. 
S. 167/168, vgl. auch S. 202/203.
799 Waldkirch: Weltpresse. S. 173/174.
800 Waldkirch, Wilhelm: Nationale Propaganda im Kriege. Die Werbearbeit für die deutschen Zeitungen als Parallele zur 
heutigen Staatspropaganda. In: Der Heidelberger Student vom 16.2.1934. Siehe S. 384.
801 Waldkirch: Werden der Zeitung. S. 10.
Quelle 41 | »Bekenntnis Hitlers zum Friedensgedanken«
»Was tut denn eigentlich Deutschland, das den Weltzeitungen 
Berechtigung gäbe zu dauernder Hetze und Verleumdung? 
Deutschland hat die ihm vorenthaltene Freiheit wieder errun-
gen, die jedes Volk für sich beansprucht; es verteidigt seine 
nationale Ehre, es hat sich die für seinen Schutz notwendige 
Rüstung zu einem Zeitpunkt gegeben, als alle anderen Völker 
aufrüsteten. Endlich gibt es sich zu seiner Selbsterhaltung 
Gesetze wirtschaftlicher, politischer, geistiger und erbbiologi-
scher Natur. Mit seiner revolutionären Idee des Volkstums lehnt 
aber das neue Deutschland alle macht- und gewaltpolitischen 
Methoden ab und weist neue Wege zu internationaler Zusam-
menarbeit. [...] Mit neuen politischen Grundsätzen bekennt 
sich Hitler zum Friedensgedanken, ja er sieht seine staatsmän-
nische Mission geradezu darin, Europa den Frieden zu bringen 
und vor allem Frankreich mit Deutschland zu versöhnen.«
Waldkirch: Weltpresse. S. 181/182.
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»Die in Blut und Boden wirkenden Gemeinschafts-
elemente müssen mit allen publizistischen Mitteln 
gestärkt und gepflegt werden; sie müssen aus der 
Enge alltäglicher und materieller Interessen in die 
Weite nationalpolitischer Orientierung geführt 
werden, um sie in entscheidender Weise an der 
Gestaltung der Nation mitwirken zu lassen.«802
Kritik musste ausgeblendet werden, schon al-
lein, um »den Gegnern [kein] erwünschtes Material 
zum Nachteil Deutschlands« zu liefern. Der Her-
ausgeber sollte sich zusammen mit der Redaktion, 
den »Schriftleitern«, in »Selbstzensur« üben: In den 
Augen Waldkirchs bedeutete dies, alle zu »Psycho-
sen« im Volk führenden »Übertreibungen« zu un-
terbinden und rein »sachlich« mit möglichst hoher 
wissenschaftlicher Präzision zu berichten.803 »Ihre 
kritische Funktion« durfte die »totale« Zeitung 
Waldkirchs nicht in »destruktiver Art« mißbrauchen: 
»Das Recht zur Kritik«, schließt der Verleger mit ei-
nem »Führerzitat«, »muss eine Pflicht zur Wahrheit 
sein. Niemals darf Kritik Selbstzweck sein.«804 Die 
»Pressefreiheit« als höchstes Gut sollte abgelöst 
werden durch die »Aufgabe zeitungspolitischen 
Handelns«:
»Wie der Journalist bisher erfüllt war von seiner 
Freiheit, so muß der Publizist der Zukunft beseelt 
sein von der der Zeitung wesentlich gestellten Aufgabe. Die Tragik der politischen Krise 
ist die Tragik der Pressefreiheit. Seitdem die Presse die öffentliche Meinung beherrscht, 
seitdem die öffentliche Meinung der tragende Faktor alles Politischen ist, seitdem 
schließlich die Politik das Schicksal der Völker bedeutet – seitdem endlich die Politik 
selbst den Zug ins Tragische und Fatalistische aufweist – seitdem muß in der Tat von 
einer historischen Bedeutung des Problems der Pressefreiheit gesprochen werden, von 
dessen umfassender Lösung Sein oder Nichtsein der Kulturvölker abhängt.«805
Nach außen sollte sich die inländische Presse in den Dienst der Revision von »Versailles« 
stellen, was die ausländische Presse angesichts der berechtigten Forderung Deutschlands 
nach Gleichberechtigung nicht verweigern könne, »wenn sie sich nicht mitschuldig ma-
chen wolle an der weiteren Irreführung der Völker.«806 Jede publizistische Tätigkeit von 
»Brunnenvergiftern«, nach Waldkirch zumeist Emigranten und kommunistische Blätter, die 
»Deutschland als Urheber neuer Kriegsgefahren« verunglimpften, müsse von der jeweili-
gen ausländischen Regierung oder Verlagsführung unterbunden werden: »Unter all diesen 
802 Ebd. S. 156.
803 Ebd. S. 80.
804 Ebd. S. 127. Als Beispiele für »Unsicherheitsfaktoren« und »unglaubliche Entgleisungen« der »Tagespublizistik« führte 
Waldkirch die Veröffentlichung des Kommentars eines Volkswirts an, der geschrieben hatte, dass die Deutschland nach 
1918 auferlegten Reparationen »leicht« zu zahlen seien, und allgemeiner die Relativierung der Härte des deutschen 
Schicksal nach 1918 mit dem Hinweis auf das schlimmere Schicksal Polens im vergangenen Jahrhundert sowie das 
Hinterfragen des tatsächlichen Heeresetats an. Waldkirch: Werden der Zeitung. S. 124/125.
805 Waldkirch: Weltpresse. S. 145.
806 Ebd. S. 197/198.
Quelle 42 | »Eindämmung des übermäßigen Einflusses von 
Juden«
»Der Parteienstaat von Weimar öffnete 1918 jüdischer Betäti-
gung alle Tore weit. Da dieser Scheinstaat jüdischer Machen-
schaften, besonders den durch die marxistische Parteien, seine 
Entstehung und seine Gestalt verdankte, geschah nichts zur 
Eindämmung übermäßigen Einflusses von Juden, im Gegen-
teil, die Regierungen der auf die Revolte vom November 1918 
folgenden Zeit ließen über die Ostgrenze ungezählte Tausende 
von östlichen Juden einströmen, die bald das ganze öffentli-
che Leben überfluteten, in die Ämter eindrangen und Schlüs-
selstellungen der deutschen Wirtschaft an sich rissen. 
Der jüdische Wille, dem deutschen Volk den Wiederaufstieg zu 
verwehren, äußerte sich am deutlichsten auf zwei Gebieten: 
in dem Kampf des J[uden] gegen alles Positive und gegen 
den Wehrgedanken, wobei die Hetze gegen die Reichswehr 
die tollsten Blüten trieb. Jede Denunziation an das Ausland 
bis zum offenen Landesverrat galt als erlaubt und ebenso 
die Niederziehung aller völkischen Werte, die Beschimpfung 
der deutschen Vergangenheit, der Ansturm auf gegen das 
deutsche Strafrecht (§218 StGB.), die ›psychologische‹ Recht-
fertigung jedes Verbrechens, die Anbetung einer falschen 
Humanität zu ungunsten des wirklichen Lebensrechtes, ferner 
entsittlichte Darstellungen und Anzeigen. Würdelose Ver-
herrlichung des Ausländischen vereinigte sich mit dem Verrat 
der echten Volkswerte; jede gesetzliche Maßnahme gegen 
die überhandnehmende Schmutz- und Schundliteratur und 
gegen die Sittenlosigkeit im Anzeigenteil wurde wütend oder 
höhnisch angegriffen.«
März, Josef: Judentum und Presse. In: Handbuch der Zeitungswis-
senschaft. Sp. 2009.
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antideutschen Fronten müssen wir dem Pazifismus besondere Beachtung schenken, da er, 
als Friedensengel getarnt, selbst gefährliche Verhetzung betreibt.«807
Die Naivität des Führers
Sein Werk »Weltpresse und Weltkrise« hatte Waldkirch »all jenen [...], die in ernster Sorge 
um die Zukunft Europas ehrlich und aufrichtig für eine wahre Völkerbefriedung ringen«, 
gewidmet.808 Auf wen die Widmung zielte, daran lässt Waldkirch in seiner Monographie 
keinen Zweifel, wenn er an die Weltpresse appelliert, die »Missgunst« gegenüber Deutsch-
land abzulegen und anzuerkennen, dass »der Staat durch den Führer vom sicheren Un-
tergang gerettet wurde« (Quelle »Bekenntnis Hitlers«, S. 389)809 Obwohl kurz nach dem 
Einmarsch in die Rheinlande niedergeschrieben, übernimmt Waldkirch hier überschwäng-
lich das von der Propagandamaschinerie Goebbels beschworene Bild vom »friedliebenden« 
National sozialismus mit seinem ebenso »friedliebenden« »Führer« in der Zeit militärischer 
Schwäche und vorolympischer Zeit. Zahlreiche weitere Einlassungen belegen Waldkirchs 
Bemühen, seinen eigenen Forderungen nachzukommen, sich in den Dienst der Staatspro-
paganda zu stellen und für Deutschlands Regime zu werben: 
»Für die ausländischen Zeitungen [ergibt sich] die moralische und politische Verpflich-
tung, ernster nach den positiven Grundlagen des Nationalsozialismus zu forschen, um 
die geistige und gesetzliche Legitimation des neuen Deutschlands zu verstehen und 
den Friedensappell des Führers richtig zu würdigen.«810 
Wenn der Verleger schrieb, dass »jene politische Naivität überwunden werden muss, 
die auf dem bedenklichen Irrtum beruht, als könne man wirklich auf Kosten anderer Völ-
ker dauernd eigene Vorteile erringen und festhalten«, so hatte er entweder Hitlers »Mein 
Kampf« nicht gelesen oder wie viele andere als überkommenes Relikt der »Kampfzeit« in-
terpretiert: 
»Ein stärkeres Geschlecht wird die Schwachen verjagen, da der Drang zum Leben in 
seiner letzten Form alle lächerlichen Fesseln einer sogenannten Humanität der einzel-
nen immer wieder zerbrechen wird, um an seine Stelle die Humanität der Natur treten 
zu lassen, die die Schwäche vernichtet, um der Stärke den Platz zu schenken. Wer also 
dem deutschen Volke das Dasein sichern will auf dem Wege einer Selbstbeschränkung 
seiner Vermehrung, raubt ihm damit die Zukunft.«811 
Waldkirch plädierte für eine Aussöhnung der Völker in Europa – deren Ausgestaltung 
stellte sich in den Augen des Verlegers allerdings recht einseitig dar: Um die »unseligen 
Spannungen« zwischen Deutschland und Frankreich, die aus der »unseligen Versailler Po-
litik« resultierten und in einer »nochmaligen Kriegskatastrophe« und mit dem »sicheren 
Untergang der europäischen Kultur« enden könnten, müssten die Siegermächte die »unan-
tastbaren Rechts- und Lebensansprüche« Deutschlands anerkennen. Ganz in der Logik der 
Appeasement-Politik spricht er davon, dass die Beteiligten an Versailles »politisch schwer 
getäuscht« und zum »Mittel« für das durch »Ehrgeiz einzelner Staatsmänner« befeuerte 
»Hegemonialstreben Frankreichs« geworden seien.812 Aufgabe der »Weltzeitungen« war 
807 Ebd. S. 213/214. 
808 Ebd. S. 2.
809 Ebd. S. 181.
810 Waldkirch: Kulturmacht. S. 18.
811 Hitler: Mein Kampf I. S. 145.
812 Waldkirch: Kulturmacht. S. 27.
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es, so Waldkirch, dem »Dilettantismus« abzuschwören und »in weiser Voraussicht [...] Über-
spannungen und Gefahren im zwischenstaatlichen Leben frühzeitig zu verhindern«: Wür-
den die Zeitungen der Welt »objektiv« und besonnen über die Außenpolitik berichten, 
anstatt aus Gewinnstreben oder persönlichem Hass Öl ins Feuer zu gießen, so könnten die 
Staatsmänner weitblickender und kompromissbereiter agieren.813
»Widersinnige imperialistische Bestrebungen« 
Wichtig bei der Bewertung Waldkirchs ist auch, was der Verleger nicht geschrieben hat: Er 
redete weder Imperialismus noch nationalem Chauvinismus das Wort – wenngleich in völ-
liger Verkennung der Ziele nationalsozialistischer Politik und »Weltanschauung«.814 
Im Gegensatz zu vielen Zeitungswissenschaftlern der Zeit (Quelle »Eindämmung über-
mäßigen Einflusses von Juden«, S. 390) enthält sich der von der nationalsozialistischen 
»Kampfpresse« geschmähte Waldkirch jeder antisemitischen und rassistischen Polemik 
zur Presse der »Systemzeit«.815 Nur sehr vereinzelt lassen sich Bezüge zur »Judenfrage« in 
den vier Büchern finden: Zum einen lobte Waldkirch, dass im »neuen Deutschland« »kei-
ne volksfremden Elemente [...] fürderhin die öffentliche Meinung irreführen und betrügen 
[können]; denn nur Deutsche und deutschbewusste Menschen dürfen für das Wohl und 
Wehe der Gesamtheit der Zeitung und durch sie tätig sein«.816 Er verteidigte die »Arisierun-
gen« der Nationalsozialisten als Maßnahme gegen potentiellen Verrat und verwahrte sich 
gegen die in seinen Augen ungerechtfertigten ausländischen Proteste:
»Die Bestimmung, daß an deutschen Zeitungen nur deutsche Schriftleiter und Verleger 
wirken können, mag man im Ausland als eine Einschränkung der Freiheit betrach-
ten. In Wirklichkeit kann aber nur in solcher Regelung die Gewähr liegen, daß keine 
artfremden Stimmungen durch die Presse in die Völker geleitet werden. In vielen 
Weltzeitungen sind Schriftleiter verschiedener Nationalitäten tätig, wobei stets frag-
würdig sein wird, wie weit die wahren Interessen der Völker wahrgenommen werden. 
Daß in den deutschen Zeitungen keine Nichtarier tätig sein dürfen, entspricht dem 
neuen Volksempfinden und dem deutschen Nationalbewußtsein. Die ausländischen 
Zeitungen werden die geistige Umstellung der deutschen Presse als innerdeutsche 
Angelegenheit betrachten müssen und es bleibt ihnen überlassen, wie sie ihre Presse-
verhältnisse ordnen.«817
813 Ebd. S. 28.
814 »Von einem doktrinären Imperialismus der deutschen Politik, wie er uns so gerne angedichtet wird, kann [...] keine Rede 
sein. Solche Einstellung verbietet sich gerade deshalb, weil aus dem weltanschaulichen Prinzip, aus der inneren Gesetz-
mäßigkeit der nationalsozialistischen Bewegung heraus imperialistische Bestrebungen sich als widersinnig erweisen.« 
Ebd. S. 163/164.
815 Die drei Bände zur »Zeitungspolitischen Aufgabe« enthalten leider kein Register, aber nach meinen Recherchen taucht 
in keinem der Bände das Wort »Jude« oder vergleichbar auf. Vgl. auch die Angriffe der nationalsozialistischen »Kampf-
presse« auf Waldkirch S. 120 u. S. 396.
816 Waldkirch: Weltpresse. S. 127.
817 Waldkirch: Weltpresse. S. 128. In den Worten Goebbels’: »Man stelle sich einmal vor, dass in diesen kritischen Situatio-
nen [sc. der ›Röhm-Putch‹, der Tod Hindenburgs, die Ermordung Dollfuß’] noch die sogenannte Pressefreiheit der libera-
len Demokratie vorhanden gewesen wäre! Man stelle sich einmal vor, ein paar wildfremde, asoziale, jüdische Literaten 
hätten nun mit spitzer Feder diese Dinge ins Volk hineingetragen. [...] Deutschland würde wahrscheinlich heute ein 
chaotisches Trümmerfeld sein.« Goebbels, Joseph: Rede vom 18.11.1934, Reichspressetag des Reichsverbandes der 
Deutschen Presse in Berlin, Heiber: Goebbels Reden I. S. 184.
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Der Verleger als Führer5.7.4.2 
»Schriftleitergesetz«, Oktober 1933
Ein weiterer Anlass zum Verfassen des voluminösen Werkes neben dem Kriegserlebnis und 
»Versailles« lag in der Biographie und Position Waldkirchs begründet. Der Ludwigshafener 
Verleger fürchtete um die schleichende Erosion der Macht des Verlegers und Herausgebers 
im Rahmen der Neuordnung der Pressegesetzgebung durch die Nationalsozialisten. Das 
neue Regime, in vorderster Linie Goebbels als »Minister für Propaganda und Volksaufklä-
rung« und Otto Dietrich als Pressechef der NSDAP und Vizepräsident der Reichsschrifttums-
kammer, zielte darauf, die Redakteure, nunmehr »Schriftleiter«, im Wechselspiel zwischen 
Schmeicheln und Drohen ideologisch auf Linie zu bringen: »So monoform wir sein wollen 
in den Grundsätzen«, hofierten Goebbels und Dietrich den »echten Journalisten« wegen 
deren künftig staatstragenden Mission, »so polyform wollen wir in den Nuancen sein [...]. 
Als freie Männer wollen wir uns ans Werk machen. Große Aufgaben hat uns die Geschichte 
anvertraut.«818 
Das am 4. Oktober 1933 veröffentlichte »Schriftleitergesetz« strich die politische Un-
abhängigkeit der Redakteure gegenüber der Verlagsleitung heraus.819 Ohne dass die Be-
sitzverhältnisse geändert werden mussten, wurden die Redakteure in Anlehnung an die 
vormodernen Zünfte als »Berufsstand« zusammengefasst und ihnen gruppenspezifische 
Pflichten auferlegt. Die Überwachung erfolgte durch die Landesverbände und das Propa-
gandaministerium. Bei »Verletzung« seiner »Pflichten« wurde der Redakteur von der »Be-
rufsliste der Schriftleiter« gestrichen, was einem Berufsverbot entsprach. Die »Schriftleiter« 
waren Goebbels direkt unterstellt. Weder könne ein »Schriftleiter« vom Verleger entlassen 
werden, so der Propagandaminister, weil er eine »positive Staatspolitik in seinem Blatt ver-
treten habe«, noch aus wirtschaftlichen Gründen dazu gezwungen werden, »etwas Un-
wahres« zu schreiben:820 
»Der Schriftleiter ist in der geistigen Meinungsäußerung seinem Brotgeber gegenüber 
frei. Verantwortlich ist er nur gegenüber dem Staat. Der Staat wacht darüber, ob er 
seine Verpflichtungen im nationalen Interesse erfüllt oder nicht. Und der Verleger hat 
nicht die Möglichkeit ihn zu entlassen, wenn er dem Staat gedient hat.«821 
Goebbels behielt sich also in Zukunft vor, am Verleger vorbei in deren Geschäftsführung 
einzugreifen, was die Loyalitäten und Machtkonstellationen zu dessen Ungunsten ver-
schob: »Ich [sc. Goebbels] bin durchaus nicht der Meinung, dass der Schriftleiter sich vom 
Verleger allmählich unterbuttern lassen soll.«822 Diesem Umstand entgegenzuwirken und 
die Kontrolle des Verlegers zu restaurieren, stellte wohl das primäre Ziel der Schriften Wald-
kirchs dar. In den Augen Emil Dovifats, eines der Begründer der Zeitungswissenschaft und 
Herausgeber der »Zeitungswissenschaft«, übertrieb es Waldkirch mit seinem Anliegen:
818 Rede Goebbels bei einem »Empfangsabend der Provinzpresse«, zit. bei Waldkirch ohne Quellenangabe, Waldkirch: 
Werden der Zeitung. S. 201.
819 »Schriftleitergesetz« vom 4.10.1933, RGBl. 1933 I. S. 713, u. a. in Auszügen abgedruckt in: Deutsche Geschichte 9. 
S. 215-221. Zu den konkreten Auswirkungen und zur praktischen Ausgestaltung des »Schriftleitergesetzes« vgl. Boveri: 
Wir lügen alle.
820 Waldkirch: Werden der Zeitung. S. 209.
821 Rede Goebbels’ vor der deutschen Presse am 4.10.1933, zit. nach: Waldkirch: Werden der Zeitung. S. 209.
822 Goebbels, Joseph: Rede vom 18.11.1934, Reichspressetag des Reichsverbandes der Deutschen Presse in Berlin, Heiber: 
Goebbels Reden I. S. 191.
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»Gelegentlich stört ein deutlich werdendes Bedenken, der Verleger könne angesichts 
der starken, gesetzlich begründeten und staatlich gestützten Stellung des Schriftleiters 
in seinen eigenen Aufgaben bedrängt oder gar abgedrängt werden«.823 
Gleichzeitig tangierte Waldkirch mit seinem Plädoyer für eine einflussreiche Stellung 
der Eigentümer(-vertreter) gegenüber den Redakteuren den seit der Gründungszeit des In-
stituts für Zeitungswissenschaften schwelenden Streit um den programmatischen Einfluss 
auf die wissenschaftliche und institutionelle Ausrichtung des Instituts. 
»Organische Einheitlichkeit« und »Totalität«
Die Stellung des Verlegers wurde im »Schriftleitergesetz« nicht definiert, was Waldkirch 
den Anlass gab, dessen Kontroll- und Machtstellung auch und gerade bei der inhaltlichen 
Ausrichtung der Zeitung in seinem Sinne zu interpretieren.824 Als Beleg für die Hierarchie 
im Verlagswesen führte er das zeitweilige Verbot der »Grünen Post« im April 1934 an. Die 
Verlagsleitung hatte zwei Goebbels politisch nicht genehme »Hauptschriftleiter« einge-
setzt. In der Begründung des Verbots stand, dass die »Verlage durch zweckbewusste Perso-
nalpolitik die Verpflichtung haben, für die Gesamthaltung ihrer Verlagserzeugnisse in ihrer 
Arbeit für den nationalsozialistischen Aufbau Sorge zu tragen.«825 Waldkirch interpretierte 
den Vorfall derart, dass es die Aufgabe des Verlegers sei, die »geistige Grundhaltung seiner 
Zeitung« zu bestimmen.826 Der Verleger stehe über den Fachredakteuren und ordne deren 
Gedanken in den Gesamtzusammenhang einer »inneren Haltung«.827 
Als letztes Argument führt Waldkirch das »Gesetz über die Neuordnung der nationalen 
Arbeit« an: So trage der Verleger und Besitzer der Zeitung als »Führer seiner Gefolgschaft« 
nicht nur in kaufmännischer Hinsicht der »Gemeinschaft des Volkes gegenüber« Verant-
wortung, sondern er müsse vielmehr »in allen Dingen richtunggebend, vorbildlich und 
führend der Belegschaft vorangehen.«828 »Organische Einheitlichkeit« und »Totalität« – ein 
von Waldkirch inflationär gebrauchter Begriff – garantiere nicht der einzelne »Schriftleiter«, 
sondern nur ein unter dem und durch den Verleger geeinter Verlag. Zustimmung Goebbels‘ 
konnte er für seine Thesen kaum erwarten, hatte sich dieser doch schon Jahre zuvor dezi-
diert gegen eine derartige Interpretation des »Schriftleitergesetzes« ausgesprochen und 
gedroht: 
»Ich bin auch nicht der Meinung, daß der Verleger nun das Recht hat, die für ihn unan-
genehmen Leitsätze des Schriftleitergesetzes dadurch zu inhibieren, daß er nun selbst 
Hauptschriftleiter wird, um nun in seiner Person beide Ämter zu vereinigen [...] Ich wür-
de schon in der richtigen Weise hier einzuschreiten wissen, wenn der deutsche Verle-
gerstand versuchte, auf diese Weise das Schriftleitergesetz ad absurdum zu führen.«829
823 Dovifat: Bücherschau. S. 45. 
824 Waldkirch: Werden der Zeitung. S. 207/208. In der Tat war das Gesetz umstritten. In seiner Rede auf dem Reichspresse-
tag des Reichsverbandes der Deutschen Presse in Berlin am 18.11.1934 sprach Goebbels von »Schwierigkeiten«, die 
sich zwischen Redakteuren und Verlegern wegen der neuen, aufgewerteten Position der Schriftleiter ergeben hätten. 
Heiber: Goebbels Reden I. S. 192.
825 Zit. nach Waldkirch: Werden der Zeitung. S. 207.
826 Ebd. S. 209.
827 Waldkirch: Werden der Zeitung. S. 216 u. Kind: Deutsche Zeitung. S. 53.
828 Zit. nach Waldkirch: Werden der Zeitung. S. 287. Zum AOK siehe S. 259.
829 Goebbels, Joseph: Rede vom 18.11.1934, Reichspressetag des Reichsverbandes der Deutschen Presse in Berlin, abge-
druckt in Heiber: Goebbels Reden I. S. 192/193.
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Inwieweit seine partielle Opposition gegenüber Goebbels‘ Politik der Entmachtung der 
Verleger durch direkten Zugriff auf die Redakteure einen oder den Anstoß zu seiner Ent-
lassung und Enteignung gegeben hat, ist aufgrund der Aktenlage und der vorliegenden 
Zeitungsartikel nicht zu entscheiden. Man überinterpretiert die Intentionen Waldkirchs 
sicherlich nicht, wenn man ihm unterstellt, dass er versuchte, durch ein Plädoyer für die 
»Selbstzensur« der »Zensur« von außen zuvorzukommen und durch »Selbstgleichschal-
tung« eine begrenzte Eigenständigkeit zu bewahren: 
»Die neue Staatsführung erhebt den Totalitätsanspruch der politischen Führung [...]. 
Die Notwendigkeit dieser Bestimmung wird jeder verantwortungsbewußte Zeitungs-
mann anerkennen, weil die frühere Auffassung der journalistischen Arbeit die Zeitung 
diskreditierte und der überspitzte parteipolitische Meinungsstreit der Zeitungen die 
staatliche und politische Entwicklung gefährdet hat. Um die Wiederkehr solcher Aus-
wüchse zu verhüten, wird ein weitblickender Verleger gegen den Aufsichtsanspruch 
des Staates nichts einzuwenden haben; er kann höchstens bedauern, daß die Zeitun-
gen früher nicht disziplinierter gewesen sind.«830 
Maßnahmen des Staates, die in seinen Augen die Selbstständigkeit der Verlage bewahr-
ten, lobte Waldkirch ausdrücklich.831 In den Veröffentlichungen Waldkirchs von 1935/36 
wird, wie in vielen anderen Wissenschaftszweigen zu beobachten, das Bemühen deutlich, 
dem Regime die Nützlichkeit der eigenen Disziplin für die Praxis nahezubringen. Ebenso 
charakteristisch ist der Versuch, individuelle Ziele, hier: die Bewahrung des Einflusses des 
Verlegers, mit denen des Staates, hier: effiziente nationalsozialistische Propaganda unter 
der Führung eben durch den Verleger, zu verknüpfen.
»Unverdauliche Wälzer« oder Standardwerk? 5.7.4.3 
Rezensionen und Reaktionen
Die Rezensionen zu Waldkirchs »Die Zeitungspolitische Aufgabe« in den Fachzeitschriften 
fielen weitgehend positiv aus. Hermann Kindt lobte in der »Deutschen Presse« den ersten 
Band als »ein Werk, das künftig an erster Stelle genannt werden wird, wenn der junge Zei-
tungsmann eine Beziehung zwischen Zeitungswissenschaft und Praxis, zwischen Verleger 
und Schriftleiter sucht.«832 Ebenso wohlwollend äußerte sich d’Ester über die vorgelegte 
»Synthese von praktischer Erfahrung und wissenschaftlicher Erkenntnis«.833 
Deutlich kritischer fiel die Besprechung von Emil Dovifat in der »Zeitungswissenschaft« 
aus. Er bemängelte nicht nur allgemein die Einseitigkeit der Verlegerperspektive, sondern 
im speziellen die in diesem Zusammenhang häufig durchschimmernden Entmachtungs-
ängste Waldkirchs, die den ansonsten »bemerkenswert ruhig« argumentierenden Verfasser 
zu ungerechtfertigten Angriffen auf die Rolle der Redakteure vor 1933 verleitet hätten: 
Als »Schriftleiter« hätten von jeher »Leute gearbeitet, die ehrlich und in höchster 
Verantwortung ihren Mann standen. Wenn es Blätter gab, die, oft mit einem aus dem 
Osten bezogenen Mitarbeiterstab, in krassester und niedrigster Sensation machten, so 
waren oft keine deutschen Journalisten die Ursache, sondern Leute, die diese Bezeich-
nung nicht hätten tragen dürfen, aber von Verlegern berufen waren, denen die Zeitung 
nur ein Mittel rücksichtslosen Gelderwerbs war. Verleger also und erst in zweiter Linie 
830 Waldkirch: Werden der Zeitung. S. 290/291.
831 Waldkirch: Kulturmacht. S. 180.
832 Kindt: Deutsche Zeitung. S. 53.
833 d’Ester: Zeitungspolitische Aufgabe. S. 30.
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›Journalisten‹ waren die Väter der das Ansehen der deutschen Presse schwer schädi-
genden Erscheinungen.«834
Ungleich harscher war das Verdikt in der lokalen Konkurrenzpresse Waldkirchs. Die 
national sozialistische »Rheinfront« ließ sich über die drei »unverdaulichen Wälzer« des Lud-
wigshafener Verlegers aus – ohne dass in der Artikelfolge auf den Inhalt der Bücher näher 
eingegangen worden wäre:835 
»Es geht nicht an, geschäftliche Erfahrungen als wissenschaftliche Forschung auszuge-
ben, auch wenn man mit eigener und fremder Hilfe darüber drei unverdauliche Wälzer 
geschrieben hat. [...] Überraschen muß lediglich, daß man in Heidelberg darüber noch 
nichts vernommen hat und daß es möglich ist, daß ein Dozent immer noch auf die Mei-
nungsbildung des journalistischen Nachwuchses einwirken kann, dessen Bücher von 
den höchsten zuständigen Stellen, die mit der Überwachung des deutschen Schrift-
tums beauftragt sind, eindeutig abgelehnt wurden.«836
Wie das »Kampfblatt« triumphierend mitteilte, hätten die »Dienststelle zur Schrifttums-
pflege bei dem Beauftragten des Führers für die gesamte geistige und weltanschauliche 
Erziehung der NSDAP« und die »Reichsstelle zur Förderung des deutschen Schrifttums« 
Waldkirchs »Zeitungspolitische Aufgabe« als »nicht förderungswürdig« eingestuft837:
»Man kann diese Entscheidung nur zu gut verstehen. Wenn ein Verleger sich nicht 
gescheut hat, noch im Jahre 1934 und 1935 in seiner Zeitung den jüdischen Schädlin-
gen des deutschen Volkes Gelegenheit zu geben, ihre Ware auf Kosten des ehrlichen 
deutschen Einzelhändlers in großen Inseratenplakaten zu preisen, dann kann man 
nicht jetzt, weil die ›Konjunktur‹ es verlangt, Bücher verfertigen, in denen man so tut, 
als wäre man ›schon immer‹ nationalsozialistisch gewesen.«838
Zwischen der in den »Zeitungspolitischen Aufgabe« so wortreich postulierten Theorie 
und der verlegerischen Praxis Waldkirchs bestehe ein »schreiender Gegensatz«, da dieser 
die »ganze Zeitungsarbeit unter rein geschäftlichen Gesichtspunkten beurteilen [würde] 
und nach Motiven, die persönlichem Ehrgeiz und krankhaftem Geltungsbedürfnis ent-
sprangen«. 
Glaubt man allerdings der werbenden Buchanzeige auf der letzten Druckseite von 
»Weltpresse und Weltkrise« für die »Zeitungspolitische Aufgabe«, so lobte das Parteiorgan 
der NSDAP, der »Völkische Beobachter«, das Werk Waldkirchs: »Wir finden und sehen in W. 
Waldkirchs Buch die zeitungspolitische Aufgabe als staatspolitische Verpflichtung in ihrer 
ganzen Tragweite erfasst und als Synthese von langjähriger praktischer Erfahrung sowie 
834 »Der aus dem Osten bezogene Mitarbeiterstab« dürfte als Anspielung auf Ostjuden zu interpretieren sein. Dovifat 
spricht vom »zurückhaltenden und sehr vorsichtigen Ton«, der Waldkirchs Werk präge. Ob dies als Lob auszulegen ist, 
ist angesichts des Nachsatzes zweifelhaft: »Das sonst so kampffreudige und lebensfrische Gebiet der Zeitung hat in 
dieser Beziehung keinen Einfluss ausgeübt.« Zuletzt äußerte der Zeitungswissenschaftler noch Kritik daran, dass über 
eingestreute Zitate der »führenden Männer des nationalsozialistischen Deutschland« hinaus, wenige im Text genannt 
würden, »die gleich ihm schon seit Jahren für die höhere und strenge Verantwortung der Presse in seinem Sinne einge-
treten sind«. Dovifat: Bücherschau. S. 46.
835 Vgl. S. 118.
836 System Waldkirch. In: NSZ Rheinpfalz vom 10.11.1937, abgelegt in UA HD PA 6221.
837 Einen Einblick in die Kategorisierung der Verlage (marxistische Verlage, Konjunktur-Verlage, Sektiererische V., reak-
tionäre V., bündische V., weltanschauliche V., konfessionelle V., schöngeistige V., jüdische u. nationalsozialistische V.) 
hinsichtlich ihrer Stellung zum Nationalsozialismus durch den SD gibt das online verfügbare, namens des Reichsführers 
SS im März 1937 durch das Berliner RSHA publizierte »Leitheft Verlagswesen«. http://www.polunbi.de/bibliothek/1937-
leitheft.html [8.10.2004]. Berlin: Sicherheitshauptamt, 1937.
838 Nicht zu fördern. In: NSZ Rheinpfalz vom 5.11.1937, abgelegt in UA HD PA 6221.
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wissenschaftlicher Erkenntnis fruchtbar gemacht, zunächst für die Fachwelt, aber weiter-
hin auch für die Allgemeinheit der Nation.«839
»Hasspolitik als Element der Zerstörung«, 19415.7.4.4 
»Und wiederum wurde unter Englands Führung und Judas 
Einfluss das Schicksal herausgefordert, um das deutsche 
Volk endgültig zu vernichten.« Waldkirch: Hasspolitik. 
S. 27/28.
Zu Weihnachten 1941 sandte der aus der Universität vertriebene Waldkirch sein neuestes 
Werk »Hasspolitik als Element der Zerstörung« an Rektor Schmitthenner.840 Der Zeitungs-
wissenschaftler sah sich durch den Krieg bestätigt – nicht ohne beträchtliches Selbstbe-
wusstsein erklärte er im Begleitschreiben zu seinem jüngsten Werk:
»Ich glaube damit einen beachtlichen Beitrag zur Entlarvung der diabolischen Aufwüh-
lungstaktik der Feindpropaganda geliefert zu haben, der durch seine Darstellungen in 
weiteren Kreisen nicht nur Verständnis verbreitet für den Freiheitskampf des deutschen 
Volkes, sondern auch für die Neugestaltung des europäischen Bereichs. [...] Die presse-
politischen Schlußfolgerungen des letzten Kapitels, ›Vergiftung der Welt und Entgif-
tung Europas‹, bringen wesentliche Fortschritte zur endgültigen Lösung des Problems 
durch die Feststellung der Hauptursachen, die die Entwicklung der Weltpresse mehr 
zum Fluche als zum Segen der Menschheit führte.«841
Waldkirch sah in der aus »krassem Egoismus« betriebenen »voreiligen« Garantie der 
Westmächte für Polen den Auslöser für den Weltkrieg. Der eigentliche Hintergrund des 
Konflikts, so analysierte der Verleger, aber, liege im »Problem der Völkervergiftung durch 
Politik und Presse« (Quelle »Churchillismus«, nächste Seite).
Waldkirch blieb sich in seiner Weltsicht treu, den »friedliebenden deutschen Führer« traf 
an dieser »unglücklichen« Entwicklung keine Schuld: 
»Deutschland wollte den Frieden Europas, die anderen steuerten dem Kriege zu. Die 
den Krieg wollten, haben ihn jetzt, aber auch der Krieg hat sie in seinen Klauen und ein 
anderer als sie sich ihn vorgestellt hatten, einer, der den Verrat an München [sc. dem 
Münchner Abkommen vom 29.9.1938] jetzt selber an ihnen rächt.«842
Nicht die Hybris Hitlers, sondern die von Juden gesteuerte Gräuelpropaganda der aus-
ländischen Presse und die von unverantwortlichen Scharfmachern unter den westlichen 
Regierungschefs gesteigerte Massenpsychose unter der Bevölkerung der großen Demo-
kratien hätten den Krieg ausgelöst und entfacht. Waldkirch zitierte zahllose Beispiele für 
deutschfeindliche Attacken in englischen und französischen Blättern – nicht ohne auf die 
Besitzstruktur der Verlage und die vielen Juden unter den Schriftleitern und Verlegern hin-
zuweisen.843 Der Tenor der Schrift war derselbe wie 1936, einige der plastischeren Beispiele 
für die »Hetzpropaganda« gegen Deutschland aus dem Ersten Weltkrieg, wie der Einsatz 
von französischen Opernkulissenmalern zur Fabrikation von Beweisbildern für deutsche 
839 Völkischer Beobachter ohne Datum, zit. nach Waldkirch: Weltpresse. S. 231.
840 Waldkirch: Hasspolitik.
841 Waldkirch an Rektor, 24.12.1941, UA HD PA 6221.
842 Ebd. S. 73.
843 Ebd. S. 24-26.
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»Gräueltaten« im Pariser »Maison de la Presse«, 
wiederholt Waldkirch wortwörtlich.844 Unterbro-
chen wurde die Aufzählung der Beispiele für »hem-
mungslose Hetze« gegen Deutschland und dessen 
»vermeintlichen« Imperialismus allein durch Zita-
te ausländischer Staatsleute, Wissenschaftler oder 
Journalisten, die entweder für eine Weiterführung 
der Chamberlainschen Appeasementpolitik auch 
nach München eintraten oder die Propaganda der 
eigenen Tagespresse als übertrieben und die Mas-
sen aufputschend verurteilten. 
Die Kriegsereignisse referierenden Passagen in 
Waldkirchs Werk klingen wie die Mitschriften der 
nationalsozialistischen »Wochenschau«. So habe 
allein der entscheidende Einsatz der »Wehrmacht« 
Dänemark und das neutralen Norwegen vor den 
»Fangarmen« der westlichen »Plutokratien«, der 
»Vergewaltigung« durch England gerettet.845 Euphorisch zeichnete Waldkirch die »gewal-
tigen, beispiellosen Erfolge der deutsche Wehrmacht im Kampfe gegen den Bolschewis-
mus« nach und rasselt rhetorisch mit »schnellen Verbänden der Waffen-SS« gen Moskau zur 
»Rettung Europas« vor den »Bolschewistenhorden«. Über weite Passagen verlor Waldkirch 
in der Siegeseuphorie sein eigentliches Erkenntnisziel aus den Augen, nämlich die Unter-
suchung der den Krieg vorausgehenden bzw. begleitenden Veröffentlichungen in der Ta-
gespresse. 
Das 1936 noch vereinzelt eingestreute, seltsam aufgesetzt wirkende Lob für den »Führer« 
weicht Ende 1941 am Gipfelpunkt nationalsozialistischer militärischer Erfolge triumphie-
renden, hymnischen Elogen auf den im Volksmund treffend »Gröfaz« getauften (»Größter 
Feldherr aller Zeiten«) Hitler:
»Die Feinde Deutschlands haben den Führer Adolf Hitler, wie überall, auch auf politi-
schem Gebiete unterschätzt. Er ist nicht nur der größte Staatsmann und Feldherr, er 
ist auch der große konstruktive Geist, der nicht nur an die deutschen, sondern auch 
an die europäischen und die übrigen Weltprobleme mit Verantwortungsbewußtsein 
herantritt und sie zusammen mit allen aufbauwilligen Kräften in seine schöpferische 
Gestaltung einbezieht.«846
»Ausbreitung jüdischen Zersetzungsgeistes«
Im Gegensatz zu seinen früheren Werken zeichnete sich Waldkirchs im Krieg geschriebene 
Monographie durch zahlreiche stereotype Ausfälle gegen das »internationale Judentum« 
aus. Entweder zeigte die nationalsozialistische, antisemitische Propaganda beim älteren 
Geheimrat Wirkung oder der Verleger sah nach dem Rückzug aus dem Geschäft keine Not-
wendigkeit mehr, auf seine jüdischen Anzeigenkunden Rücksicht zu nehmen. Jedenfalls 
übernahm Waldkirch selbst die grobgestricktesten antisemitischen Parolen Goebbels’:
844 Ebd. S. 113.
845 Ebd. S. 206-212.
846 Ebd. S. 280.
Quelle 43 | »Churchillismus«
»Die Methoden der Isolierung und Einkreisung Deutschlands 
mit der heuchlerischen Motivierung, die kleinen Nationen 
schützen zu wollen und das deutsche Volk von Kaiserismus, 
Militarismus und Hitlerismus zu befreien, hatten in ihren Wie-
derholungen aller Welt das Haupt-Ziel der englischen Macht-
politik enthüllt. Die ›Friedenspolitik‹ der Entente hat vier Jahr-
zehnte lang Europa friedlos gehalten und zweimal schwerste 
Kriegszeiten über die Völker hereinbrechen lassen. Bernard 
Shaw machte den Vorschlag, den Churchillismus auszurotten. 
Dieser Begriff umfaßt all das, was die Aufrichtigkeit englischer 
Diplomatie anzweifelt, wie jesuitischer Puritanismus, arrogante 
Überheblichkeit und politische Zweideutigkeit. Churchillismus 
ist aber auch kennzeichnend für diplomatische Taktik, Völker 
gegeneinander auszuspielen, Rivalität durch Lügen und Ver-
leumdung zu entfachen, mit Aushungerungsmaßnahmen gan-
ze Völker zu vernichten, durch das Secret Service Verbrechen 
ausführen zu lassen und durch Zersetzungspropaganda und 
schmählichen Missbrauch der Presse kriegerische Entscheidun-
gen zu erzwingen.«
Waldkirch: Haßpolitik. S. 14/15.
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»Daß das internationale Verbrechertum nicht vor den schändlichsten Anschlägen 
zurückschreckte, um bewußt auf den Ausbruch eines neuen Krieges gegen die Deut-
schen hinzuarbeiten, das zeigte die Ermordung des deutschen Gesandtschaftsrates 
Ernst von Rath in Paris durch den polnischen Juden Grünspahn. Das Judentum, das das 
Erwachen der anderen Völker fürchtete, versuchte durch diesen Mord die Ansätze einer 
deutsch-französischen Verständigung zu sabotieren.«847
Beschwor Waldkirch 1936 auf nahezu jeder Seite die »Totalität«, so prägte ab 1941 seine 
Schriften die ausdauernd wiederholte Anklage irrationaler »dunkler Mächte«, die er wahl-
weise als »dämonisch«, »diabolisch« und »teuflisch« charakterisierte: 
»Die Weltgefahr der jüdischen Völkervergiftung kann nicht drastischer nachgewiesen 
werden, als durch öffentliche Brandmarkung solcher pathologischer Haßausbrüche 
[sc. die ›Hetzartikel‹ gegen Deutschland in der jüdischen amerikanischen Presse], die in 
den weitesten Kreisen die letzten Zweifel ausräumen, wo die tieferen Ursachen unserer 
tragischen Zeitverhältnisse zu suchen sind. Die jüdischen Glaubensgenossen müssen 
sich bei ihren fanatischen Notabeln bedanken für die erfolgreiche Förderung des An-
tisemitismus. [...] In allen Ländern erkennen Millionen von Menschen die Weltgefahr, 
die sie alle bedroht, wenn dieser diabolischen Verwüstung des Völkerlebens kein Ziel 
[wohl: Ende] gesetzt wird.«848
Die »Niederlage« der Westmächte und die »Niederwerfung« Sowjetrußlands sei auch ein 
Verdienst der »genialen nationalsozialistischen Propagandaleitung«, so Waldkirch voreilig, 
die aus dem allein durch »verächtliche und gefährliche Kampfmittel« errungenen Sieg der 
Entente im Ersten Weltkrieg gelernt habe.849 Im Rückgriff auf die biologisierenden Meta-
phern der nationalsozialistischen Hasspropaganda verkündete der Verleger, dass Goebbels 
die von ihm bereits im ersten Weltkrieg und 1936 so vehement vertretene Konzentration 
der »Führungsmittel« Presse, Funk und Film erfolgreich durchgesetzt und zu einer »geis-
tigen Waffe« geformt habe – alles weitere »im Lebenskampf des deutschen Volke« fiel der 
»Wehrmacht« zu:
»Der Träger dieses völkerverderbenden Bazillus ist der jüdisch-journalistische Zerset-
zungsgeist, den die Entente unter englischer Führung im Weltkrieg [sc. 1914-1918] 
zum unmoralischen Kampfmittel entwickelt hat [...]. Es war gleichsam ein Gebot der 
öffentlichen Hygiene, im Zeitalter der Aufklärung, der propagandistischen Verwüstung 
des Völkerlebens, der Millionen, wie bei einer Epidemie in leiblicher und seelischer Not 
verfallen, endlich Schranken zu setzen zur Gesundung des politischen Lebens und 
zur Wahrung der Zivilisation. Die seelische Vergiftung der Völker durch die Weltpresse 
in Verbindung mit den agitatorischen Zuchtlosigkeiten hätten zum Untergang des 
Abendlandes geführt, wenn der Sieg der deutschen Waffen diese unerträglich gewor-
dene Verleumdungs-Atmosphäre nicht rasch und gründlich bereinigt hätte.«850 
Die sich neuerlich abzeichnende Niederlage des Deutschen Reichs aller »totalen Propa-
ganda« zum Trotz hat der Verleger a. D. nicht mehr erlebt – ein halbes Jahr nach Erscheinen 
der »Hasspolitik« starb Wilhelm Waldkirch am 31. August 1942. 
847 Ebd. S. 137.
848 Ebd. S. 329.
849 Ebd. S. 347-350. Waldkirchs Ausführungen spiegelten die in der offizielle Propaganda vertretenen Begründungen wie-
der. So war im Goebbels’schen Pressetext zur 1939 erlassenen »Verordnung über außerordentliche Rundfunkmaßnah-
men«, die das Abhören ausländischer Rundfunksender verbot, ebenfalls von den »Lehren aus 1918« zu lesen: »In einer 
Zeit, in der sich das deutsche Volk einmütig hinter seinen Führer stellt, gilt in Deutschland auch nur eines: Das Wort des 
Führers. Im Weltkrieg arbeiteten die Gegner Deutschlands mit der gemeinen Waffe der Hetze, mit dem Gift der Lüge 
und mit der aufrührerischen Provokation – mit Methoden, die zum 9. November 1918 führten. In der deutschen Presse 
erschienen – selbst noch im Jahre 1918 – die Reden feindlicher Staatsmänner ohne Zensur und ohne Kommentar. […] 
Man machte sich darüber Gedanken, als es bereits zu spät war.« Völkischer Beobachter vom 3.9.1939; vgl. Gellately: 
Hingeschaut und weggesehen. S. 256-259.
850 Ebd. S. 349/350.
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Hans Hermann Adler – Forschung 5.7.5 
und Publikationen
Zeit für wissenschaftliche Publikationen verblieb dem mit vielfältigen Verwaltungsämtern 
belasteten Adler, der neben der Leitung des Instituts für Zeitungswesen zeitweilig ehren-
amtlich noch diejenige des Dolmetscher-Instituts, der akademischen Lesehalle, der Presse-
stelle und des Auslandsamts der Universität inne hatte, kaum. Dass hinter der geringen Zahl 
an Publikationen eine bewusste Verweigerung gegenüber dem Regime, wie von einigen 
Zeugen im Spruchkammerverfahren zur Entlastung Adlers angedeutet, stehe, hielt der frü-
here Dekan Bötticher 1946 rückblickend für unwahrscheinlich: Adler sei durch seine vielen 
Ämter schlicht überlastet gewesen.851 Zum im »Handbuch der Zeitungswissenschaft« aus-
führlich abgehandelten Thema »Die Juden in der Presse« wurden am Heidelberger Institut 
für Zeitungswissenschaft »keinerlei Arbeiten« angefertigt, wie dem Berliner »Institut zum 
Studium der Judenfrage« im Mai 1937 mitgeteilt wurde.852 »Einschlägiges Material« über 
die jüdische Presse wurde in Heidelberg ebenfalls nicht dezidiert gesammelt.853
»Volksdeutsche Fragen«
Durch seine Biographie begründet, lag der Schwerpunkt der wenigen Veröffentlichungen 
des Schlesiers in der Presse des Auslandsdeutschtums und der Berichterstattung über das 
Auslandsdeutschtum. Adler stand in Kontakt zum »Deutschen Ausland-Institut«, behei-
matet im »Haus des Deutschtums« in der »Stadt der Auslandsdeutschen« Stuttgart.854 Das 
Institut hatte sich nach seiner »Gleichschaltung« die »binnen- und auslandsdeutsche Pro-
paganda« und »Volksforschung« im Sinne des Nationalsozialismus auf die Fahnen geschrie-
ben (oder besser auf das Segel, Abb. »Deutsches Ausland-Institut«, S. 402).855 
Das Institut für Zeitungswissenschaft war als Institution Mitglied des »Ausland-
Instituts«.856 Nach Kriegsende leugnete Adler jede nähere Beziehung zum nunmehr po-
litisch schlecht beleumundeten »Ausland-Institut«, in dessen »Wissenschaftlichem Rat« 
er nur »Ehrenmitglied« gewesen sein wollte.857 Adler wurde aber in allen Ausgaben des 
Institutsorgans »Auslandsdeutsche Volksforschung« als »Mitwirkender« aufgeführt. Er ver-
öffentlichte in der Vierteljahreszeitschrift einen Vortrag über »Volksdeutsche Fragen in der 
reichsdeutschen Presse«, den er als Vertreter der »Arbeitsgemeinschaft deutscher Zeitun-
gen und Zeitschriften« im Rahmen der Jahrestagung des »Ausland-Institut« 1938 gehalten 
hatte.858
Die bedrängte Lage der Auslandsdeutschen in der Tschechoslowakei, Italien und Polen 
sei in der Weimarer Republik in der Presse vernachlässigt worden, klagte Adler: Hieraus re-
851 Bötticher, Eduard, ord. Prof. der Rechte, Universität Hamburg, Eidesstattliche Erklärung, 11.8.1947, GLA KA 
465a-59-1-13522a.
852 Institut für Zeitungswissenschaft an das Institut zum Studium der Judenfrage, 21.5.1937, UA HD REP 13/178.
853 Institut für Zeitungswissenschaft an Lothar Decker, Berlin, 30.9.1938, UA HD REP 13/177.
854 In Ritter: Ausland-Institut wird Adler nicht erwähnt.
855 Ritter: Ausland-Institut. S. 62-135.
856 Deutsches Ausland-Institut Stuttgart, Mitgliedskarte 1937, UA HD REP 13/177.
857 Siehe S. 605.
858 Adler: Volksdeutsche Fragen.
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sultierte eine Gleichgültigkeit, ja eine »beleidigende Unwissenheit« in der reichsdeutschen 
Bevölkerung: 
»Die große liberale Presse kümmerte sich zwar in ziemlichem Umfange um Volkstums-
fragen außerhalb des Reiches, aber ihre Quellen flossen vielfach dort, wo Rassenmi-
schung und pazifistische Ideologie die Darstellung in einem Sinne beeinträchtigten, 
der die Kampffronten des Volkstums eher schwächen als verstärken und der die bin-
nendeutsche Aufklärung oft mehr hemmen als fördern konnte.«859
Der »Parteienstaat« habe keine »einheitliche Idee der Nation und ihrer geschichtlichen 
Aufgabe« gehabt:
»In einem System in dem der eingewanderte Fremdrassige als Staatsbürger dieselben 
Rechte genoß, während der Außendeutsche eben als Ausländer gestempelt wurde und 
als solcher auch betrachtet und behandelt wurde, konnte von volksdeutschem Denken 
gar keine Rede sein.«860
»Binnendeutsche Erziehung«
Die Zeitungen sollten dieses »staatlich begrenzte Denken« beim »Volksgenossen« überwin-
den helfen, um bei diesem die durch die Friedensverträge »abgetrennten Volksgruppen« 
stärker ins Bewusstsein zu rücken. »Assimilationsbegriffe« wie »Deutsch-Ungar« müssten 
aus dem Wortschatz »ausgemerzt« werden und durch die »allein richtige Bezeichnung 
»ungarischer Deutscher« etc. ersetzt werden: »Es gibt kein siebenbürgisches Brudervolk, 
es gibt nur deutsche Brüder in Siebenbürgen.«861 Die im »Fremdstaat« kämpfenden Deut-
schen sollten durch die Reichspresse in ihrem »Glauben an die unauflösliche Gemeinschaft 
aller, die deutschen Blutes sind« bestärkt werden. Keinesfalls sollten diese zum »Almosen-
empfänger« gestempelt werden, schließlich sei der Volksdeutsche ein »unter erschwerten 
Bedingungen Mitschaffender an deutschem Geist und Kultur in der Welt«.862 
Erst die »Machtergreifung« habe, so Adler, eine »völlige Umgestaltung«, eine »einheitli-
chere und umfangreichere Berichterstattung« gebracht. Die nationalsozialistische Weltan-
schauung fordere das »Denken in der blutgleichen Gesamtheit«, und auch die Staatsführung 
setze sich »aktiv« bei den »Fremdstaaten« für die Volksdeutschen ein. Das »Schriftleiterge-
setz« und die zwei Jahre später von Goebbels’ Reichspropagandaministerium erlassenen 
»Richtlinien für die Gesamthaltung der deutsche Presse« hätten zum ersten Male »von der 
staatlichen Führung aus die Beschäftigung mit volksdeutschen Fragen den Zeitungen aus-
drücklich zur Pflicht gemacht.« Adler forderte die Erfüllung von drei Aufgaben durch die 
deutsche Presse: »[1.] Die binnendeutsche Erziehung, [2.] die kameradschaftliche seelische 
Unterstützung der kämpfenden Volksgruppen und [3.] die politisch orientierte Beeinflus-
sung der Weltöffentlichkeit.«863 Bei letzterer sei allerdings die Grenze »freier und selbsttäti-
ger Eigenarbeit« erreicht, da dieses politisch sensible Gebiet allein in den Aufgabenbereich 
der Staatsführung gehöre.864 
859 Ebd. S. 11.
860 Ebd. S. 4.
861 Ebd. S. 4/5.
862 Ebd. S. 6.
863 Ebd. S. 3.




Zum Handbuch der Zeitungswissenschaft, 
das nach dem Willen der Hausgeber einen 
großen Beitrag zur Kanonisierung der Diszip-
lin leisten sollte, trug der unter »Mitwirkende« 
unter anderem zusammen mit Six aufgeführ-
te Adler lediglich einen Aufsatz zu »Heimat-
zeitungen« bei.865 Die Heimatzeitungen seien 
vielgestaltig und das sie einigende Band der 
Widerstand gegen das Vordringen der Groß-
stadtpresse. Der Begriff »Heimat« sei durch 
die lange Tradition der Einzelstaatlichkeit in 
Deutschland zu einem bloßen Synonym für 
einen Verwaltungsbereich geworden und 
durch den Marxismus mit seiner »mechanis-
tischen Gleichsetzung von wechselndem Ar-
beitsplatz und Heimat« weiter »entwurzelt« worden.866 Allein in den Grenzgebieten, »wo 
die Heimat täglich neu zu erkämpfen ist«, so der Schlesier Adler, sei sie als »Schicksalsraum« 
wahrgenommen worden. 
Sein Kollege Hans A. Münster habe die »volksbiologische Auffassung des Heimat-
begriffes« in die Zeitungswissenschaft eingebracht und die Funktion der Heimatzei-
tung dadurch bestimmt, dass diese »die Gemeinschaft von Blut und Boden dauernd im 
Leser kreis lebendig zu halten« habe.867 Tatsächlich könnten nur diejenigen Zeitungen als 
»Heimat zeitungen« bezeichnet werden, die eine »schicksalsmäßige Verbundenheit« zum 
»Volkraum« aufwiesen. Der Nationalsozialismus unterstütze diese »unerlässliche Funktion« 
durch die Dezentralisation des Pressewesens – eine Beobachtung, für die eine sehr selekti-
ve Wahrnehmung des Goebbels‘schen Ministeriums von Nöten war.868
Lehre am Institut für Zeitungswissenschaft5.7.6 
Entsprechend der Bedeutung, die das nationalsozialistische Regime dem »Führungsmittel« 
Presse zumaß, war der Inhalt der zeitungswissenschaftlichen Lehrveranstaltungen durch 
das Berliner Propagandaministerium im Mai 1935 weitgehend reglementiert und über Jah-
re hinaus in den »Richtlinien für das Studium der Zeitungswissenschaft« festgelegt wor-
den.869 »Der deutsche Redakteur«, so Adolf Dreßler, stellvertretender Reichspressechef der 
NSDAP und früher politischer Weggefährte Hitlers, »soll in Zukunft in seiner redaktionellen 
und geistigen Tätigkeit frei und nur noch seinem deutsche Gewissen und seinem Volk ver-
antwortlich sein«. Die Vorbildung der Journalisten müsse dafür sorgen, dass der Schriftleiter 
865 Adler: Heimatzeitungen. Das Handbuch der Zeitungswissenschaft, dessen erste Lieferung 1940 erfolgte, blieb unvollen-
det. Mit Lieferung 7 im Jahr 1943 brach es ab.
866 Ebd. Sp. 1663.
867 Ebd. Sp. 1664/1665.
868 Ebd. S. 1665/1666.
869 Siehe Anhang S. 693.
»Abbildung 7 | Deutsches Ausland-Institut«
Mitgliedskarte des Instituts für Zeitungswesen, Staats- und Wirtschaftswissen-
schaftliche Fakultät, UA HD REP 13/178.
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die ihm gewährte »geistige Freiheit« nicht miss-
brauche: »Das Charakterliche und Weltanschauli-
che wird dabei [sc. im Studium] mehr als bisher im 
Vordergrund stehen müssen.«870
Ausgehend von einer einführenden Vorlesung 
über die »publizistischen Führungsmittel« sollten 
die Studenten mit den praktischen, wirtschaft-
lichen und juristischen Aspekten des Zeitungs-
wesens und dessen Geschichte vertraut gemacht 
werden. Ein gesamtes Semester nahmen die 
Lehreinheiten »Politischer Einsatz und öffentliche 
Wirkung (Zeitungslehre II)« und »Das Zeitungs-
wesen im Ausland« ein.871 Die Ankündigung zu-
sätzlicher Wahlvorlesungen und Seminare wurde 
den Instituten freigestellt. 
Bereits vor der Verkündung der Richtlini-
en hatten die Dozenten und Lehrbeauftragten 
des Instituts sich auf die »neuen Aufgaben« der 
Zeitungswissenschaft eingestellt: Adler bot im 
Sommersemester 1934 eine Übung »Kulturelle 
Propaganda« an, Waldkirch las im Wintersemester 
1934/35 über »Die Zeitung im neuen Staat«, flan-
kiert von einer Veranstaltung des Pressechefs der badischen Landesregierung, Fritz  Moraller, 
»Die Propaganda des Nationalsozialismus«. Im Sommersemester 1938 lehrte Waldkirch 
über »Die Auswirkungen zersetzender Journalistik im politischen Leben«, im darauffolgen-
den Semester prophetisch über »Die Presse zwischen Krieg und Frieden«.
Hans Hermann Adler und Wilhelm Waldkirch5.7.6.1 
Will man den gleichlautenden Aussagen im Spruchkammerverfahren gegen Adler im Jahr 
1947 Glauben schenken, dann enthielt sich der Leiter des Instituts für Zeitungswissenschaft 
der Kommentierung des tagesaktuellen Geschehens so weit als möglich und hielt mit sei-
ner politischen Überzeugung hinter dem Berg.872 Seine Doktorandin Freia von Wühlsch er-
klärte: 
»Professoren wie Prof. Adler haben uns praktisch mit einer solchen Geisteshaltung – die 
von Vorsicht und Klugheit bestimmt war – mehr geholfen, als solche, die im KZ saßen, 
es tun konnten. Es war stets ein stillschweigendes Übereinkommen: der Nationalsozia-
lismus existierte für uns nicht.«873 
870 »Es wird künftig nicht mehr möglich sein, dass jeder, der sich selbst dafür berufen hält, besonders nicht ein Fremd-
stämmiger, die Feder ergreift und als Journalist auf das deutsche Volk losgelassen wird.« Dreßler: Zeitungswissenschaft. 
S. 203/204.
871 Unter den »publizistischen Führungsmitteln« subsumierte das REM neben der Zeitung auch Zeitschriften, Rundfunk, 
Film, Plakate, Rede, Theater [!]. REM, i. A. Bachér, Richtlinien zum Studium der Zeitungswissenschaft, 17.5.1935, UA HD 
B-6683/3.
872 Siehe S. 605.
873 Dr. Freia von Wuehlsch, Doktorandin, 15.6.1947, GLA KA 465a-59-1-13522a.
Quelle 44 | »Vorlesungs-Cyclus«
»Die Struktur der Zeitungen und ihr Aufgabenbereich•	
Die geschichtliche Entwicklung des Zeitungswesens•	
Die technischen Einrichtungen des Zeitungsbetriebes•	
Der organisatorische Aufbau•	
Die wirtschaftlichen Grundlagen eines Zeitungsunterneh-•	
mens
Die kaufmännischen Fragen im Zeitungsbetrieb•	
Die Funktion der Betriebsleitung, Expedition und Ver-•	
triebsabteilung
Die Redaktion im Dienste der Zeitung•	
Anzeigenwesen•	
Die Aufgaben des Verlegers•	
Die Berufsorganisationen•	
Zusammenarbeit von Verlag und Redaktion, Gemein-•	
schaftsarbeit
Von den Typen der Presse•	
Das Zeitungswesen und seine Lieferungsindustrie•	
Die Zeitungen im Kriege und in der Nachkriegszeit•	
Von der Verantwortung in der Zeitung•	
Unabhängigkeit und Freiheit der Presse•	
Gegenwartsaufgaben der Zeitungen«•	
Waldkirch, undatiert, Vorlesungs-Cyclus, wohl 1933, UA HD REP 
13/70.
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Der der NS-Studentenschaft wegen seiner früheren Mitgliedschaft in einer Freimaurer-
loge874 suspekte Adler habe »niemals in Richtung der nationalsozialistischen Pressepolitik« 
gelehrt und deutlich zu verstehen gegeben, dass ihm viel an einer freien Stellungnahme 
gegenüber der »Schablonenberichterstattung« lag, so eine weitere Schülerin, Marie-Cécile 
Schulte Strathaus: »Als offener Gegner der Presse- und Propagandapolitik des Dritten Rei-
ches konnte sich Professor Adler bei der ständigen Überwachung vor allen Dingen seines 
Faches natürlich nicht erklären.«875 Tatsächlich suchte sich Adler nie durch eine Mitglied-
schaft in einer Gliederung wie der SA, die ihm auch als ehemaligem Freimaurer offen ge-
standen hätte, besondere Regimeverbundenheit zu demonstrieren.
Von seinem Kollegen im Institut, Verleger Waldkirch, ist eine Aufstellung zu seinem Lehr-
programm erhalten (Quelle »Vorlesungs-Cyclus«, vorhergehende Seite). Ansonsten liegt für 
Waldkirch die Vermutung nahe, dass seine mannigfaltigen Veröffentlichungen den Inhalt 
seiner Lehrveranstaltungen widerspiegeln. 
Verhältnis zur Praxis
Die Verbindung zwischen Praxis und Wissenschaft wurde – neben den aus der Praxis 
stammenden Lehrbeauftragten – über Lehrausflüge mit Besichtigungen in die nähere 
Umgebung gepflegt, wobei das Deutsche Ausland-Institut in Stuttgart mehrfach Ziel von 
Exkursionen war.876 
Der Eigeninitiative des Instituts bei der Verbreiterung des Austauschs von Praxis und 
Wissenschaft und der Erschließung neuer Wirkungsfelder, zum Beispiel der Weiterbildung 
von Redakteuren, waren allerdings enge Grenzen gesetzt. Ein von Adler geplantes inter-
disziplinäres Lager am Institut für Zeitungswesen, das Künstler, Redakteure und Wissen-
schaftler zur Diskussion der »neuen Forderungen und Probleme« der Kunstwissenschaft, 
Zeitungswissenschaft und schaffenden Kunst zusammenbringen sollte, wurde durch das 
Reichspropagandaministerium untersagt.877 In Berlin wollte man die Zügel nicht aus der 
Hand geben: Die Erziehung der deutschen Presse, so die Begründung aus Berlin, sei al-
leinige Angelegenheit des »Reichsverbandes der Deutschen Presse«.878 Nicht einmal der 
Hinweis, dass der Reichsverband über seine regionale Korporation, den Landesverband der 
badischen Presse, »absolut« führend beteiligt sei, konnte das Propagandaministerium um-
stimmen. Adler berichtete resigniert dem Verwaltungsrat, er habe die »Erfahrung« machen 
müssen, dass die Zentralstellen in Berlin jeder auch vorübergehenden Abtretung ihrer Auf-
gaben abgeneigt« seien.879 In den Akten finden sich nur wenige weitere konkrete Belege 
für ein direktes Einwirken des Propagandaministeriums auf das Institut für Zeitungswissen-
874 Siehe Freimaurer und das negative Gutachten der Gaustudentenführung S. 115.
875 Dr. Marie-Cécile Schulte Strathaus, ehemalige Schülerin u. Doktorandin 1938-1942, 22.6.1942, GLA KA 465a-59-1-
13522a.
876 Bericht über die organisatorische, wissenschaftliche und wirtschaftliche Entwicklung des Instituts, der Lehre und des 
Studiums, 20.6.1938, UA HD H-VI-640, S. 7.
877 Ebd. S. 7. Außer dem Bericht Adlers finden sich in den Akten des Instituts keine Hinweise auf den Vorgang.
878 Der »Reichsverband der Deutschen Presse« wurde 1933 als Körperschaft des öffentlichen Rechts gegründet und dem 
Propagandaministerium Goebbels unterstellt. Alle »arischen« Schriftleiter waren automatisch Mitglied des »Reichsver-
bandes«. Das Dritte Reich 1933. S. 334.
879 Institut für Zeitungswissenschaft an der Universität Heidelberg, Bericht über die organisatorische, wissenschaftliche 
und wirtschaftliche Entwicklung des Instituts, der Lehre und des Studiums, erstattet in der Sitzung des Verwaltungs-
rates am 20. Juni 1938 von Institutsleiter Dr. Hans Hermann Adler, UA HD H-VI-640, S. 7.
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schaft. Die Reaktion Adlers auf einen Vorfall im April 1938 lässt darauf schließen, dass diese 
in der Tat selten waren. In nämlichem Fall hatte sich das Reichsministerium für Volksauf-
klärung und Propaganda direkt an das Institut für Zeitungswissenschaft gewandt und sich 
über die Drucklegung einer Dissertation beschwert: 
»Eine Reihe von Vorfällen gibt mir Veranlassung, ausdrücklich darauf hinzuweisen, daß 
Dissertationen über das frühere Verhalten heute noch bestehender Zeitungen unter 
keinen Umständen zugelassen werden können, sofern ihre Drucklegung beabsichtigt 
ist. Es geht nicht an, mit großen Kosten und vieler Mühe sanierte und aufrechterhalte-
ne Organe nachträglich durch Veröffentlichung gedruckter Schriften erneut zu diffa-
mieren und damit diese Organe und die Arbeitsplätze der Gefolgschaft der Betriebe zu 
gefährden.«880
Adler war nicht gewillt, diesen Eingriff in die Hochschulautonomie widerspruchslos zu ak-
zeptieren, und protestierte beim Dekan.881 Als Leiter des Instituts für Zeitungswissenschaft 
sei er wohl zur Berücksichtigung amtlicher Wünsche des Reichspropaganda ministeriums 
verpflichtet, »soweit sie sich auf Fragen der Pressepraxis« bezögen, aber: 
»Dissertationen jedoch sind als Teil des Promotionsverfahrens ausschließlich Angele-
genheit der Fakultät und ich glaube nicht befugt zu sein, in künftigen Fällen etwa vor-
her die Zustimmung einer mir nicht unmittelbar vorgesetzten Dienststelle einzuholen.« 
Den im Schreiben nicht genannten, konkreten Anlass des Einspruchs des Propaganda-
ministeriums vermutete Adler in einer Dissertation über die Kunstkritik im Berliner Tageblatt 
bis 1933, die er zusammen mit dem Heidelberger Kunsthistoriker Hubert Schrade betreu-
te.882 Das bisherige Vorgehen sei solcherart gewesen, dass bei Arbeiten, bei denen vor der 
Veröffentlichung Bedenken gegen die Drucklegung aufkämen, was bei auslandsdeutschen 
Untersuchungen immer häufiger der Fall sei, die Referenten dies in ihren Gutachten ver-
merkten. Zuständig sei dann nicht das Propagandaministerium, sondern allein das REM. 
Von letzterem sei durch den Dekan auf dem Dienstweg ein Dispens von der Drucklegungs-
pflicht zu erwirken. Das von Adler nicht erwähnte Propagandaministerium schien es bei 
seiner einmaligen Beschwerde belassen zu haben. Ob eine offizielle Protestnote an das 
REM bzw. das Propagandaministerium durch die Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche 
Fakultät versandt wurde, ist aus den Akten nicht ersichtlich.
Ausweitung des Lehrangebots nach 5.7.6.2 
dem »Endsieg«, September 1940
Die im September 1940 an den Rektor abgesandten Wünsche für das »Friedensprogramm« 
der Universität dokumentieren die Planungen des Instituts für Zeitungswissenschaft zur 
Ausweitung des Lehrangebots nach dem »Endsieg«:
 »Ziel der Institutsleitung ist, die an der Universität Heidelberg bestehenden Möglich-
keiten zweckmäßiger Studienkombinationen systematisch auszubauen, vor allem auch 
die Verbindung mit dem Dolmetscher-Institut zur Heranbildung sprachkundiger und 
880 Reichsminister für Volksaufklärung und Propaganda an Institut für Zeitungswissenschaft, 26.4.1938, UA HD B-6683/3.
881 Adler an Dekan, 23.5.1938, UA HD H-VI-647. Bötticher wiederum leitete das Schreiben dem Rektor zur grundsätzlichen 
Entscheidung weiter. Handschriftlicher Vermerk auf Aktenblatt vom 27.5.1938.
882 Hubert Schrade (*1900), ord. Prof. für Kunstgeschichte Univ. Heidelberg, regimetreuer Propagandist des National-
sozialismus in der bildenden Kunst, vgl. Kirchner: Kunstgeschichte. S. 518-524. 
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gleichzeitig zeitungskundlich geschulter Auslandskorrespondenten sowie eines be-
triebswirtschaftlich geschulten Verlegernachwuchses.«883
Neben den beiden genannten Ausbildungssträngen sollte die Vorschulung von zu-
künftigen Journalisten eine dritte Säule der Lehre bilden. Während die Ausbildung von 
Auslandskorrespondenten und Verlegern in enger Zusammenarbeit mit dem Dolmet-
scher-Institut und den wirtschaftswissenschaftlichen Instituten innerhalb der Staats- und 
Wirtschafts wissenschaftlichen Fakultät geleistet werden sollte, lag der Schwerpunkt der 
Journalistenausbildung in der Philosophischen Fakultät, wofür deren Dekan im Gegenzug 




Das in der Villa Reiss beheimatete »Institut zur sprach- und wirtschaftswissenschaftlichen 
Ausbildung von Dolmetschern« an der Handelshochschule Mannheim war 1931 vom 
Mannheimer Ordinarius für Romanistik, Charles Glauser, und dem Privatdozenten Curt 
 Sigmar Gutkind884 mit Blick auf den Bedarf an Konferenzdolmetschern beim Völkerbund 
und der zunehmend globalisierten Wirtschaft gegründet worden885:
»Die fortschreitende Entwicklung und der enge Zusammenhang der Verhältnisse der 
Weltwirtschaft sowie die neue, geistige Einstellung der Völker lösen heute in stärke-
rem Maße als früher die Notwendigkeit aus, Sprachen zu studieren und fremde Völker 
kennen zu lernen. Schon in früheren Zeiten verdankte der deutsche Kaufmann seine 
bevorzugte Stellung auf dem Weltmarkte vor allem der Beherrschung fremder Spra-
chen. In gegenwärtiger Zeit treten Kenntnis von fremden Völkern und Weltverständnis 
noch mehr in den Vordergrund. Die Handels-Hochschule betrachtet es daher als eine 
ihrer Hauptaufgaben, die Sprachen in ihrem Zusammenhang mit der geistigen und 
wirtschaftlichen Weltbewegung ausgiebig zu pflegen.«886
Die Etablierung des Dolmetscher-Instituts war nicht ohne Reibungen mit den bestehen-
den Instituten vonstatten gegangen. So hatte Schuster im Juni 1932 die Bibliothek seines 
Seminars für nicht an der Handelshochschule immatrikulierte Studenten gesperrt, eine 
Maßnahme, die allein die Studenten des Dolmetscher-Instituts treffen musste.887 Zwischen 
883 Adler an Rektor, 19.9.1940, UA HD H-VI-060/2.
884 Zu Glauser u. Gutkind siehe Anm. 34, S. 96.
885 Adler an REM, 9.6.1936, BA R 4901-13931 u. Adler: Heidelberg.
886 Richtlinien für das Studium der Sprachen an der Handels-Hochschule Mannheim. Herausgegeben von Dr. Ch. Glauser, 
ord. Prof. für französische Sprache und Literatur, mit Prof. Dr. Streibich und Direktor Boß, nebenamtliche Dozenten für 
Englisch, Anton Burkard, Lektor für romanische Sprachen, [gedruckte Broschüre ohne Datum], UA HD PA 293
887 Schuster, Aushang, 17.6.1932, UA HD H-VI-129/1. Ein Teil der Studenten des Dolmetscher-Instituts, die nicht an der 
Handelshochschule immatrikuliert und nunmehr von der Benutzung ausgeschlossen waren, protestierten in einem 
von über 40 Personen unterschriebenen Schreiben an Rektor Tuckermann als dem Direktor des Dolmetscher-Instituts 
und baten diesen, ihnen den Zugang wieder zu ermöglichen. Schuster reagierte auf das Schreiben, so stellt es sich im 
Rückblick dar, vollkommen unangemessen in zwei mehrseitigen, scharf formulierten Briefen an den Tuckermann. Er 
verdächtigte den Abteilungsleiter der französischen Abteilung und Privatdozenten für romanische Philologie, Gut-
kind, hinter dem »seine Rechte und Würde als ordentlicher Professor verletzenden Schreiben« zu stehen. Er fühle sich 
übergangen, da nicht der Rektor, sondern er der Adressat der Petition sein müsste – die Tatsache verkennend, dass 
Tuckermann sehr wohl als Direktor des Dolmetscher-Instituts der natürliche Ansprechpartner war. Aller Nichtigkeit 
des Anlasses zum Trotz drohte Schuster nicht nur mit seinem Rechtsanwalt wegen »Beleidigung« und »Provokation«, 
sondern setzte eine Untersuchungskommission unter Leitung Professor Selz durch. Auch wenn das Verhör der Studie-
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den Gründervätern des Instituts Gutkind und Glauser war es zu so schweren Zerwürfnis-
sen gekommen, dass Glauser nur noch über den Rektor als den Direktor des Dolmetscher-
Instituts mit Gutkind kommunizierte.888 Im Mai 1932 sah sich Rektor Tuckermann dazu 
veranlasst, Gutkind zu ermahnen, dieser möge »dafür Sorge […] tragen, dass im Dolmet-
scher-Institut ein ruhigerer Ton einzieht [...] und das auch sonst Sitten beobachtet werden, 
wie sie von Hochschulstudierenden allgemein vorausgesetzt werden müssen.«889
Inhaltliche und institutionelle Neuausrichtung5.8.2 
Dolmetscher im »neuen Deutschland«
Nach der Übernahme des Dolmetscher-Instituts herrschte in Heidelberg wie auch bei den 
weiteren Mannheimer Instituten Ratlosigkeit ob deren institutioneller Integration in die 
bestehenden Strukturen. Die Heidelberger und die ehemals Mannheimer Studentenschaft 
waren in ihrer Haltung zum »Schicksal des Dolmetscher-Institut« uneins. Während in ei-
ner Eingabe an den Rektor anlässlich der Neuberufungen auf den Lehrstuhl für Betriebs-
wirtschaftslehre das Ende des »zum Weiterbestehen nicht geeigneten« Instituts gefordert 
wurde, plädierte Hagenbuch, der spätere Geschäftsführer des Dolmetscher-Instituts, Funk-
tionär des Mannheimer NSDStB und Assistent Schusters, gegenüber dem Rektor, für einen 
Neuanfang mit stärker »propagandistischer« Ausrichtung: 
»Es wäre notwendig, sich möglichst bald einmal über das Schicksal des Dolmetscher-
Instituts zu unterhalten, da es in seiner jetzigen Gestalt nicht zum Weiterbestehen 
geeignet erscheint, andererseits durch eine Einbeziehung in eine zu schaffende 
wirtschaftlich-politisch-propagandistische Einheit, die im InSoSta und Zeitungswissen-
schaftlichen Institut zu schaffen wäre, das Dolmetscher-Institut einer wertvolleren und 
umfassenderen Aufgabe zugeführt werden könnte.«890
Der »Führer« der Heidelberger »Junglehrerschaft« Schlüter hielt die Schwerpunkte der 
gelehrten Sprachen für falsch gelegt: »Vor allem erscheinen uns die romanischen Sprachen 
gegenüber den germanischen stark bevorzugt.«891 Das MKU griff erst im November 1934 in 
die laufende Diskussion ein. In einem Schreiben an den Rektor wurden drei Aufgabenfelder 
für das Dolmetscher-Institut benannt:
a) Ausbildung der benachbarten Fächer der Fakultät; 
b) Ausbildung der zur Vertretung des »neuen Deutschlands« im Ausland bestimmten 
Nichtakademiker (Kaufleute, Techniker usw.); 
c) »Der neue Unterrichtszweig soll, ausgehend von der Sprachkenntnis, im Gegensatz 
zu den Aufgaben des Auslandsinstituts aber in enger Fühlung mit diesem – zur Wehr-
haftmachung auf auslandskundlichem und außenpolitischem Gebiet dienen.«892
renden einvernehmlich ergab, dass Gutkind die Studenten ermahnt habe, dass Schreiben sehr höflich zu verfassen, sich 
aber ansonsten jeder Wertung enthalten hatte, sah sich der Senat auf Drängen Schusters genötigt, eine offizielle Rüge 
des Senats gegen Gutkind auszusprechen, weil er die gegen den »akademischen Brauch verstoßende« Sammeleingabe 
nicht verhindert habe. Die ganze Affäre zog sich bis in den Herbst 1932 hin.
888 Glauser erklärte im Mai 1932, jeden »persönlichen und dienstlichen Verkehr« mit Gutkind »abgebrochen« zu haben. 
Glauser an Tuckermann, 9.5.1932, UA HD H-VI-129/1.
889 Handelshochschule Mannheim, Rektor, an Glauser, 9.5.1932, UA HD H-VI-129/1.
890 Hagenbuch an Rektor, 9.3.1934, UA HD H-VI-680.
891 Führer der Junglehrerschaft der Universität Heidelberg an MKU, 5.10.1934, GLA KA 235-29821.
892 MKU an Rektor, 3.11.1934, GLA KA 235-3279.
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1936 konnte Institutsleiter Adler mit Genugtuung von einer steigenden Zahl an Aus-
landsstudenten, vor allem Amerikanern und Engländern, berichten, die nach Heidelberg 
kämen, um den »deutschen Geistesarbeiter und Nationalsozialisten am Werke« zu se-
hen.893 Dass die jungen Ausländer trotz der »hasserfüllten Leitartikel« beschlossen hätten, 
in Heidel berg zu studieren, schrieb der Leiter der Auslandsabteilung und des Dolmetscher-
Instituts auch dem Wirken der von ihm geführten Einrichtungen zu:
»Seit 1934 hat sich der Rektor in der Auslandsabteilung der Universität ein eigenes 
Organ geschaffen, dem neben dem Austauschdienst auch die Veranstaltung der Som-
merkurse, die Betreuung der hier studierenden Ausländer und die Zusammenfassung 
und Förderung der Auslandswissenschaft obliegt. In enger Zusammenarbeit mit dem 
– in Deutschland einzigartigen – Dolmetscherinstitut besorgt die Abteilung alle das 
Verhältnis und den Verkehr zwischen der Universität und dem Auslande betreffenden 
Aufgaben.«894
»Unbeirrbar dem fremden Volke gegenüberstehen«
Ein immer wiederkehrendes Element in der Ausbildung der Dolmetscher und Übersetzer 
von Seiten sowohl der Institutsleitung wie auch der Studentenführung lag in der »Abhär-
tung« gegenüber den »fremden Ideen«, mit denen diese in ihrem späteren Beruf tagtäglich 
konfrontiert würden: 
»Dieser Ausbildung zum Beruf, die nur ein Können vermittelt, steht die Erziehung des 
Menschen zum Dolmetscher im Sinne der nationalsozialistischen Weltanschauung 
gegenüber. Diese Erziehung ist politisch. Sie ist auf die Vervollkommnung der Persön-
lichkeit zum Dienst in und an der Volksgemeinschaft gerichtet. Der Dolmetscher und 
Übersetzer muß sicher und unbeirrbar dem fremden Volke gegenüberstehen. Er ist 
Treuhänder zweier Nationen, aber er muß politische Entschiedenheit besitzen. Der 
unpolitische Dolmetscher hat aufgehört zu bestehen. Die Akrobaten der Sprache und 
der Weltanschauung sind heute unmöglich.«895
»Die Gefahr liegt manchmal nahe, beim Studium fremder Nationen die Verbindung zur 
eigenen zu verlieren«, so der promovierte Lektor für Romanistik und Fachschaftsleiter der 
Dolmetscher, Gustav A. Jekel, deshalb sei es den Dolmetschern insbesondere aufgegeben, 
sich unbedingt zum Nationalsozialismus zu bekennen.896 Im Fachschaftslager auf dem Dils-
berg 1935 wurde den angehenden Dolmetscherinnen durch die Studentenführer Prinzing, 
Hagenbuch und Jekel denn auch »bewusstes Deutschsein« eingeimpft, die als »kulturelle 
Aktiva in Eurasien und Amerika« vorgestellten Auslandsdeutschen gepriesen und der »Wil-
le« beschworen, »als Stoßtrupp auch im Dolmetscher-Institut den alten Geist bannen zu 
helfen und mitzubauen am Neuen«.897 In einem Beitrag »Zur Auslandskunde« erklärte Jekel, 
der Übersetzer und Dolmetscher im Nationalsozialismus sei im Gegensatz zur »Systemzeit« 
keine der »voraussetzungslosen Objektivität« verschriebene »mechanische Übersetzungs-
893 Adler: Heidelberg und Ausland. S. 404/405.
894 Ebd. S. 406.
895 Adler: Erziehung. S. 5. Der vollständige Text der Rede Adlers auf der Reichstagung der Reichsfachschaft für das Dolmet-
scherwesen in der Deutschen Rechtsfront am 24.1.1937 in Berlin ist im Anhang ab  S. 694 abgedruckt.
896 O.K.: Zwei Dolmetscher-Lager, Schönau und Gaiberg. In: Der Heidelberger Student vom 12.6.1936. Jekel, der vom 
Wintersemester 1934/35 bis zum Wintersemester 1937/38 am Dolmetscher-Institut unterrichtete, konnte sich zudem 
mit dem Titel eines »Verbindungsreferenten zur NSKK.-Standarte Heidelberg« in der Badischen Gaustudentenführung 
schmücken.
897 Aus Studentenschaft und Fachschaft, Mitteilungen des Dolmetscher-Instituts der Universität Heidelberg, Dezember 
1935, UA HD H-VI-689/1.
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maschine«, sondern habe sich durch eine »feste Verwurzelung und rückhaltlose Zugehö-
rigkeit zum und im eigenen Volk« auszuzeichnen.898
Die Bemühungen um die nationalsozialistische »Haltung« der Studentinnen waren nach 
dem Zeugnis Barbara Schütz-Sevins erfolgreich, wenngleich die Gründe hierfür weniger in 
den Reden der Studentenführer für Deutschtum und gegen »liberalistische Wurzellosig-
keit« lagen: 
»Die Dolmetscherinnen hatten alle gegenüber den Studentinnen einen Minderwer-
tigkeitskomplex, da sie eben nur drei Semester auf der Schule waren, die lose der 
Universität angegliedert war. Unsere Führerinnen [sc. im ANSt] haben sich sehr weitge-
hend aus den Dolmetscherinnen rekrutiert. Einer der Gründe war wohl auch, daß die 
Dolmetscherinnen meist wirkliche N.S. waren. Durch die ›Glorreiche Revolution‹ waren 
ihnen allen nämlich Anstellungen gesichert. Man konnte nicht genug Fremdsprachen-
könner bekommen für den Grenzdienst und das Kontrollieren von Briefen.«899
Für die Vorbehalte des akademischen Umfelds mag die Charakterisierung seiner Stu-
dentinnen durch den ehemaligen Leiter des Dolmetscher-Instituts, des Romanisten Mönch, 
stehen: Das Institut wurde von »einigen hundert hübschen, jungen Mädchen besucht, die 
vorerst keine andere Berufsvorstellung hatten, als nach ihrem Abschluss gute Sekretärin-
nenstellen zu bekleiden«.900
Sprachausbildung und neue Prüfungsordnung5.8.3 
Sprachen und Lektoren5.8.3.1 
Das Dolmetscher-Institut in der Plöck Nr. 50901 wuchs sowohl hinsichtlich der Zahl der zu-
meist weiblichen Studierenden als auch hinsichtlich des Lehrpersonals schnell und war mit 
Kriegsbeginn das zahlenmäßig am besten besuchte nichtmedizinische Institut der Univer-
sität.902 Die Studentinnen kamen zumeist aus »bemittelten Familien«. Der Anteil der von der 
Honorarpflicht befreiten Studentinnen lag deutlich unter dem Universitätsdurchschnitt.903 
Eine Besonderheit gegenüber den übrigen Instituten und Seminaren der Heidelberger 
Universität war die Möglichkeit, nach dem Nachweis besonderer Befähigung auch ohne 
Reifezeugnis ein Studium am Dolmetscher-Institut aufzunehmen, was zu einer vergleichs-
weise hohen Anzahl an Zulassungsanträgen von »Nichtariern« führte.904 
Während im Winterhalbjahr 1934/35 lediglich drei Lektoren und Sprachlehrbeauftragte 
(Assistenten) 84 Studenten in Englisch und Französisch im Hauptfach sowie Spanisch, Ita-
898 Jekel, Zur Auslandskunde, Mitteilungen des Dolmetscher-Instituts der Universität Heidelberg, Januar 1936, UA HD 
H-VI-689/2. Vgl. gleichlautend auch Lindenmeyer: Studentin. S. 29.
899 Schütz-Sevin: Nacht über Heidelberg. S. 121. Zur Tätigkeit der Dolmetscherinnen bei der Überwachung der Kommuni-
kation im Deutschen Reich siehe S. 464.
900 Mönch: Aus meinem Leben. S. 77/78.
901 Das Dolmetscher-Institut hatte nach der Verlegung nach Heidelberg Räumlichkeiten im Seminarienhaus in der 
Augustiner gasse 15 bezogen (siehe Stadtplan S. 706). Am 29.10.1937 wurde das ehemalige Anwesen der Heidelberger 
Museumsgesellschaft in der Plöck 50 bezogen. Im ersten Kriegsjahr war die englische Abteilung in die Klingenteich-
straße 21 ausgelagert worden. Burkard an Dekan, 30.7.1941, UA HD B-6695/5.
902 Der Anteil der männlichen Studenten an den am Dolmetscher-Institut Studierenden betrug zwischen 1934 und 1945 
nie mehr als 15%. 
903 Dolmetscher-Institut an Dekan, 7.2.1938, UA HD B-6695/5.
904 Siehe S. 527.
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lienisch und Russisch im Nebenfach unterrichteten, waren im Sommersemester 1943 643 
Studenten im Dolmetscher-Institut eingeschrieben. Die nunmehr knapp 30 Lektoren und 
Assistenten boten zusätzliche Kurse in Niederländisch, Rumänisch, Japanisch, Portugie-
sisch, Bulgarisch, Polnisch und Schwedisch an.905 Italienisch und Spanisch konnten ab 1937 
bzw. 1938 als Hauptfach gewählt werden.906 Mit Beginn der Kampfhandlungen verließen 
im September 1939 die meisten der englischen und französischen Lektoren und Assisten-
ten Heidelberg, während die nicht unmitelbar aus Frankreich und England stammenden 
fremdsprachigen Lehrer zumeist an der Universität verblieben.907 Die erste Vorlesung des 
japanischen Lektors, Dr. Tomozane Iwakura aus Tokio, im Mai 1941 wurde von den national-
sozialistischen Zeitungen gefeiert908:
»Die Heidelberger Universität hat eine historische Stunde erlebt, mitten im Kampf der 
Waffen hat sie begonnen, die Waffen des Geistes zu schmieden, um zwei große Natio-
nen auch auf kulturellem Gebiet zum Kennen- und Verstehenlernen zu bringen.«909
Der von Glauser und Gutkind verfolgte interdisziplinäre, über die Vermittlung von 
Sprachkenntnissen hinausgehende Ansatz, »Sprachen in ihrem Zusammenhang mit der 
geistigen und wirtschaftlichen Weltbewegung« zu unterrichten, wurde in Heidelberg wei-
ter verfolgt.910 Die Professoren und Dozenten der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen 
Fakultät ebenso wie die des Juristischen Seminars unterrichteten ergänzend in Landes-
kunde, vor allem Frankreichs und Englands, so z. B. Brinkmann im Sommerhalbjahr 1935 
über »Wirtschaftsaufbau und Wirtschaftspolitik der angelsächsischen Welt«.911 Im Winter-
semester 1935/36 kooperierte das Dolmetscher-Institut mit dem Institut für Rohstoff- und 
Warenkunde für eine praxisnahe Ausbildung der zukünftigen Dolmetscher.912
905 Bei der Anmeldung zur Prüfung im Herbst 1944 waren Französisch bzw. Italienisch die am meisten nachgefragten Spra-
chen (66 bzw. 53 von insgesamt 196 Prüfungsmeldungen), gefolgt von Englisch (40) und Spanisch (32). Niederländisch 
(1), Schwedisch (2) und Russisch (2) wurden kaum belegt. UA HD H-VI-909. Prof. Dr. Milléquant leitete 1940 die franzö-
sische, Prof. Dr. von Bubnoff die russische, Dr. Greifelt die englische und Lektor Burkard die italienische und spanische 
Abteilung. Thoms: Dolmetscher-Institut. S. 146/147.
906 Dekan an MKU, 7.12.1940, UA HD PA 3450. Den Ausbau der spanischen Sektion des Dolmetscher-Instituts begründete 
Mönch mit dem bevorstehenden Deutsch-Spanischen Kulturabkommen (abgeschlossen am 24.1.1939): Über die 
persönlichen Beziehungen Lektor Burkards zur nationalspanischen Partei- und Regierungskreisen sei es gelungen, so 
Mönch, über dessen ehemaligen Mitarbeiter und zum Staatsrat in der Franco-Administration avancierten Martinez 
de Bedoya den jungen Rechtsanwalt Salvador de Vincente als Lektor zu gewinnen. Mönch an MKU, 27.6.1939, UA HD 
H-VI-682/1.
907 Fennel, C.-W.: Die Schule der Dolmetscher. In: Neue Mannheimer Zeitung vom 23.10.1939.
908 Die generell geringe Bezahlung der Lektoren veranlasste das Auswärtige Amt, sich aus »kulturpolitischen Gründen« für 
eine deutliche Gehaltserhöhung für Iwakura einzusetzen: Der 1905 in Tokio geborene Iwakura sei der Enkel des Fürs-
ten Iwakura Tomoyoshi (1825-1883) und aus ältestem höfischen Hochadel. Seine Familie stehe dem Kaiserhaus nahe 
und genieße hohe Geltung im Volk, sei daher politisch höchst einflussreich und habe den ersten Botschafter Japans in 
Amerika und Europa gestellt. Allerdings sei sie nur »mittel begütert«. Das MKU erfüllte den Wunsch unverzüglich und 
stockte die Bezüge des fürstlichen Lektors auf 400 RM monatlich auf. Auswärtiges Amt an REM, 11.3.1942 u. MKU an 
REM, 26.3.1942, BA R 4901-13442.
909 Japanisch an der Heidelberger Universität. 1. Vorlesung des japanischen Lektors Dr. Iwakura, Kore wa? Sore wa pan. In: 
Der Führer vom 15.5.1941. Das Medienecho war groß: Die Heidelberger »Volksgemeinschaft« berichtete am14.5.1941 
und die Straßburger »Neuesten Nachrichten« am 16.5.1941.
910 Siehe oben S. 406.
911 Der Direktor des Dolmetscher-Instituts von 1938 bis 1945, der Romanist Mönch, gab in seinen Memoiren die Idee, seine 
Kollegen »zwecks Hebung des geistigen Niveaus einer Übersetzer- und Dolmetscher-Ausbildung gemeinverständliche 
Vorträge und Übungen [zu] halten, soweit diese ein landeskundliches Interesse beanspruchen« als die seinige aus, was 
angesichts des Lehrangebots vor 1938 ein ungerechtfertigtes Selbstlob darstellt. Dass Mönch keine »abschlägige Ant-
wort« von seinen Kollegen erhalten habe, führte der Romanist »nicht zum wenigsten« darauf zurück, dass »die Herren 
sich nicht ungern vor einem sicher garantierten, charmanten Hörerinnenkreis entspannen« wollten. Mönch: Aus mei-
nem Leben. S. 78. 
912 Aus der Berufspraxis: Dolmetscher-Ausbildung in Zusammenarbeit mit dem Institut für Rohstoff- und Warenkunde 
an der Universität Heidelberg, Mitteilungen des Dolmetscher-Instituts der Universität Heidelberg Nr. 2, Januar 1936, 
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»Mitteilungen des Dolmetscher-Instituts der 
Universität Heidelberg«, Dezember 1935
Mit den im Dezember 1935 erstmals erschienenen  »Mitteilungen des Dolmetscher-Insti-
tuts der Universität Heidelberg« unternahm Direktor Adler den Versuch, ein Forum für den 
Erfahrungsaustausch zwischen Studierenden und den im Berufsleben stehenden Alumni 
zu etablieren.913 Entgegen den Geleitworten des Dekans und Adlers, in denen sie »Gemein-
schaftsarbeit« und »Gesinnung und Haltung« (»Die Pflege dieser Gesinnung, die in unserem 
Reich nur nationalsozialistisch sein kann, wird in diesen Blättern zu fördern und zu befes-
tigen sein.«) beschworen, enthielten die allermeisten Artikel sachliche Informationen zum 
Berufsbild, praxisbezogene Hinweise zur Ausbildung und Tabellen zur Gebührenordnung 
für Dolmetscher.914 Bereits in der ersten Ausgabe führte Reichsfachschaftsleiter O. Monien 
unter den wichtigen zukünftigen Aufgaben des Übersetzers die »Prüfung fremdländischer 
Unterlagen« und die »Bekämpfung der Greuellügen« in der »deutschfeindlichen Lügenpro-
paganda« an, die im kommenden Krieg dann eine große Bedeutung für das Dolmetscher-
Institut spielen sollten.915
Ab Dezember 1937 erschienen die »Rundbriefe« der im gleichen Jahr gegründeten »Ka-
meradschaft ehemaliger Studierender des Dolmetscher-Instituts der Universität Heidel-
berg« als hektographiertes Heft. Durch die »Rundbriefe« sollte der Kontakt zwischen 
Studierenden und Ehemaligen gepflegt werden:
»Wir wollen kein Verein im üblichen Sinne sein, sondern eine sozialistische Gemein-
schaft, in der sich der Einzelne seinem Volke gegenüber verpflichtet weiß. Der Begriff 
›D.I.‹ [sc. Dolmetscher-Institut] bedeutet Leistung und Verpflichtung zugleich.«916
Ähnlich wie in den Mitteilungen des Instituts, die nach Überlieferungslage mit dem Er-
scheinen der »Rundbriefe« eingestellt worden waren, sollten über die »Rundbriefe« haupt-
sächlich Ratschläge und Stellungnahmen von ehemaligen Absolventen zu notwendigen 
Fähigkeiten und lässlichen Qualifikationen, zu Gehalt und Berufsleben, offenen Stellen und 
Bücherempfehlungen vermittelt werden. Dem ersten »Rundbrief« war eine Liste der Absol-
venten und möglichen Ansprechpartner beigeheftet.
UA HD H-VI-689/1.
913 Adler, Zum Geleit!, Mitteilungen des Dolmetscher-Instituts der Universität Heidelberg Nr. 1, Dezember 1935, UA HD 
H-VI-689/1.
914 Eine Aufstellung unter dem Titel »Aus der Berufspraxis: Wo sind die Absolventen des Dolmetscher-Instituts berufstätig?« 
schlüsselte die möglichen Beschäftigungsfelder eines Abschlusssemesters quantitativ auf: 17 ehemalige Studierende 
fanden in Wirtschaft und Industrie ein Auskommen, fünf in der Justiz, elf in Ministerien und diplomatischem Dienst 
(davon je eine bei Staatspolizei und Gestapo), drei bei Presse und Funk und sieben in sonstigen Anstellungen vom 
Olympia-Komitee bis zum DAAD. Mitteilungen des Dolmetscher-Instituts der Universität Heidelberg Nr. 2, Januar 1936, 
UA HD H-VI-689/1.
915 Monien, Bedeutung und Tätigkeit des Dolmetschers und Übersetzers, Mitteilungen des Dolmetscher-Instituts der Uni-
versität Heidelberg Nr. 1, Dezember 1935, UA HD H-VI-689/1. Siehe Forschungsamt der Luftwaffe S. 464)
916 Kameradschaft ehemaliger Studierender des Dolmetscher-Instituts der Universität Heidelberg, Rundbrief, Dezember 
1937, UA HD B-6695/5. Die Erstausgabe der Rundbriefe leiteten die Ehemaligen mit einem zur Mitarbeit mahnenden 
»Führerwort« ein: »Die Gesinnung jedes Nationalsozialisten beweist sich zuerst in seiner Bereitwilligkeit, in seinem Fleiß 
und Können zur Leistung der ihm von der Volksgemeinschaft übertragenen Arbeit. Wer seine Pflicht hier nicht erfüllt, 
soll sich nicht einer Gesinnung rühmen, gegen die er selbst in Wahrheit versündigt.«
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Neue Prüfungsordnung5.8.3.2 
Die Bezeichnung »Dolmetscher« oder »Übersetzer« war Mitte der 30er Jahre keine staat-
lich geschützte Berufsbezeichnung mit einem vorgeschriebenen Abschluss. In den darauf-
folgenden Jahren unternahmen die Vertreter der jungen universitären Disziplin über die 
Reichsfachschaft zahlreiche Vorstöße, um das Betätigungsfeld staatlich zu reglementieren 
und damit für ihre Absolventen zu monopolisieren: »Winkeldolmetscher« sollten aus dem 
Markt gedrängt werden, die Angebote »zwielichtiger Sprachschulen« aus Zeitungen und 
Zeitschriften verbannt werden.917 Zugleich sollte, in den Worten des späteren Direktors des 
Dolmetscher-Instituts, Mönch, der Status der Dolmetscher-Institute durch »geistige Auf-
wertung« der praktischen Ausbildung dem einer »besseren Klippschule« enthoben wer-
den.918
Es bot sich an, argumentativ Gleichschritt zu den »Forderungen« der national-
sozialistischen Propaganda zu halten und diese zur Beförderung der eigenen Interessen 
einzusetzen. Da der nationalsozialistische Staat »in allen Auslanddingen« »gewissenhaf-
teste Orientierung unter schwerster Verantwortung« verlange, so Adler im Februar 1936, 
könne er nicht auf sorgfältig ausgebildete Auslandskorrespondenten verzichten: »Er [sc. 
der nationalsozialistische Staat] kann seine außenpolitischen Maßnahmen und Entschei-
dungen, von denen unser Leben innerhalb der Völker abhängt, nicht kommentieren lassen 
von Dilettanten.«919 Durch das Schriftleitergesetz sei das »Ende der individualistischen Be-
liebigkeit« erreicht, in der »jedermann« Auslandskorrespondent werden konnte. Sondern 
nur noch, so mochte der Leser hinzufügen, der im Institut für Zeitungswissenschaft und 
im Dolmetscher-Institut zweigleisig ausgebildete Journalist – womit Adler schließlich bei-
de von ihm geführten Seminare dem Staat andiente. Das Dolmetscher-Institut beließ es 
nicht bei werbenden Worten, sondern arbeitete aktiv am Aufbau eines unterstützenden 
Netzwerks zu Parteidienststellen und staatlichen Institutionen. So reiste Geschäftsführer 
Hagenbuch im März 1936 nach Berlin, um dort im Rahmen einer Tagung mit Repräsentan-
ten des Sprachendienstes des Auswärtigen Amts, des DAAD, der DAF und der Auslands-
organisation der NSDAP Kontakte zu pflegen und auszubauen.920
Im Juni 1936 legte Adler dem REM den Entwurf einer »Prüfungsordnung für ›akade-
misch geprüfte Übersetzer‹ und ›Diplom-Dolmetscher‹« in Angleichung an die von der 
Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät angebotenen wirtschaftswissenschaft-
lichen Diplom-Studiengänge vor.921 Das MKU hatte den Entwurf Adlers bereits »einstweilen 
genehmigt«.922 Mit seiner Eingabe trat der Direktor des Heidelberger Dolmetscher-Instituts 
eine Lawine von Eingaben zur zukünftigen reichsweiten Prüfungsordnung für Dolmetscher 
und Übersetzer los. Trotz der Intervention des Propagandaministeriums im März 1941 zog 
sich die Diskussion um eine reichsweit einheitliche Prüfungsordnung bis 1944 hin.
917 Werden die Begriffe »Dolmetscher« und »Übersetzer« geschützt?, Mitteilungen des Dolmetscher-Instituts der Universi-
tät Heidelberg, Mitteilungen des Dolmetscher-Instituts der Universität Heidelberg, Januar 1936, UA HD H-VI-689/1.
918 Mönch: Aus meinem Leben. S. 78 [»Klippschule«, norddt. abwertend für Elementarschule].
919 Adler, Fremdsprachen und Auslandskunde in der Zeitungspraxis, Mitteilungen des Dolmetscher-Instituts der Universität 
Heidelberg, Februar 1936, UA HD H-VI-689/3.
920 Hagenbuch an Rektor, 24.3.1936, UA HD PA 4044.
921 Adler, Begründung zum Entwurf einer Prüfungsordnung für »akademisch geprüfte Übersetzer« und »Diplom-Dolmet-
scher«, 9.6.1936, BA R 4901-13931.
922 MKU an REM, 9.6.1936, BA R 4901-13931.
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Die alte Prüfungsordnung hielt Adler hinsichtlich der geforderten Mindestsemesterzahl 
und der Zugangskriterien für mangelhaft, wobei er sich vor allem an der fehlenden »Be-
rechtigung zur Führung einer Berufsbezeichnung« für seine Absolventen stieß. Beibehalten 
wollte Adler die Ausnahmeregelung, dass neben Abiturienten auch geeignete Bewerber 
ohne Abitur nach dem Nachweis ausgezeichneter Sprachbegabung zugelassen werden 
konnten.923 Das Studium zweier Sprachen sollte obligatorisch, das Examen stärker praxis-
orientiert (Wirtschafts-, Rechts- und Auslandskunde) werden.924 Nach vier absolvierten Se-
mestern konnte sich der Student zur »Fachprüfung für akademisch geprüfte Übersetzer« 
anmelden, nach deren Bestehen ihm der Aufbaustudiengang zum »Diplom-Dolmetscher« 
mit einem Abschluss analog zu den Wirtschaftswissenschaften offenstand: 
»Für Bewerber, die sich in der Fachprüfung für Übersetzer besonders ausgezeichnet 
haben und ihre Ausbildung am Dolmetscher-Institut in einem weiteren mindestens 
zweisemestrigen Studiengang vertiefen wollen, ist eine zweite Prüfung vorgesehen, 
die – den in der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät für Diplom-Volks-
923 Ebd. S. 3/4. Studierende mit kleiner Matrikel mussten eine erweiterte Aufnahmeprüfung ablegen und vom Rektor eine 
besondere Ausnahmegenehmigung erwirken. Im Sommersemester 1937 wurde nur einem »verschwindend kleinen 
Prozentsatz«, zwei Studentinnen, auf diesem Weg das Universitätsstudium ermöglicht. Adler an Rektor, 4.7.1938, UA HD 
B-6695/5.
924 Ebd. S. 3.
»Lehrplan des Dolmetscher-Instituts«Tabelle 9 | 
Ergänzung zum Vorlesungsverzeichnis der Universität Heidelberg in Weiterführung der Lehraufgaben der übernommenen 
Handelshochschule Mannheim, Heidelberg 1933.
414
wirte und Diplom-Kaufleute eingerichteten Prüfung entsprechend – den Charakter 
einer Diplomprüfung hat.«925
Während die Dolmetscher-Institute sich geschlossen gegen die nichtakademische Kon-
kurrenz wehrten, wurde innerhalb der Disziplin mit harten Bandagen um Studenten und 
Mittel gekämpft. Im Ausbau des Berliner Orientalistischen Seminars zur Auslandhochschu-
le, an der ebenfalls ein Dolmetscher-Studiengang anboten wurde, sah Adler eine Konkur-
renz zum Heidelberger Dolmetscher-Institut, zumal dort mit einem Diplom und sogar einer 
Promotion abgeschlossen werden konnte: »Abwanderung nach Berlin droht.«926 Es sei eine 
»Lebensfrage für das Dolmetscher-Institut […] auch nach außen hin die Gleichrangigkeit 
wenigstens bis zur Diplom-Prüfung zu wahren«, so Adler, zumal das angebotene Lehr niveau 
durch die institutionelle Einbindung des Heidelberger Instituts höher einzuschätzen sei: 
»Sachlich ist dies um so mehr gerechtfertigt, als das Orientalische Seminar keine derart 
intensive Dolmetscher- und Übersetzerausbildung, wie sie das Dolmetscher-Institut 
in einer einzigartigen Pionierarbeit herausgebildet hat, aufweisen kann, und auch die 
im Dolmetscher-Institut gepflegte Auslandskunde dort kaum gleichwertig vertreten 
wird.« 
In Berlin nahm man den Fehdehandschuh auf:
»Das Mannheimer Institut ist erst 1930 begründet worden, hatte weder Erfahrung noch 
Tradition, und so kam dazu, daß es ursprünglich als eine Art Anhängsel des Völkerbun-
des gedacht war, für den es die Konferenz-Dolmetscher vorbereiten sollte. Die Irrwege, 
die das Dolmetscher-Institut in den ersten Jahren seines Bestehens gegangen ist, ha-
ben nicht dazu beigetragen, ihm einen guten Ruf zu begründen.«927
Das Schreiben der Auslandhochschule liefert ein Beispiel für die Verquickung von »welt-
anschaulicher Polemik« und sachlichen Argumenten im innerdisziplinären Disput. Im März 
1937 erklärte Anton Palme (*1871), Professor am Berliner Seminar für orientalische Spra-
chen, dass die rein technischen Anforderungen, die an die Studierenden am Heidelberger 
Institut gestellt würden, die Verleihung eines akademischen Titels nicht rechtfertigt. Die 
»wenig praktische Kenntnis« der Heidelberger Verfasser der Prüfungsordnung zeige sich 
bereits darin, dass diese in ihrem Lehrplan nicht zwischen der Ausbildung zum Militär-, 
Gerichts- und technischen Dolmetschern differenziert, obwohl diese sich in ihren Ausbil-
dungszielen unterschieden:
»Es ist bedauerlich, daß die Verfasser des Entwurfs den Mut gefunden haben, ihren 
in den Grundlagen nicht ausreichend durchdachten Entwurf dem Herrn Minister mit 
der Bitte um Bestätigung vorzulegen. Daß der Geist der Systemzeit, dessen Kind das 
Dolmetscher-Institut ist, dort noch nicht ganz erloschen ist, ergibt sich aus der herab-
lassenden Bemerkung über das Seminar für Orientalische Sprachen [siehe oben], die 
nicht ausschließlich auf Unwissenheit, sondern auch auf hemmungslosem Reklamebe-
dürfnis beruhen.«928
Im September 1937 lieferte der Reichsfachschaftsleiter der Reichsfachschaft für das 
Dolmetschen in der Deutschen Rechtsfront sein Gutachten zur Heidelberger Prüfungs-
925 Ebd. S. 4.
926 Ebd. S. 5.
927 Auslandhochschule Berlin an REM, Stellungnahme zur Begründung einer Prüfungsordnung für Diplom-Dolmetschers, 
27.3.1937, BA R 4901-13931.
928 Ebd. Im Akademischen Auskunftsamt der Universität Berlin fand man hingegen nur lobende Worte für das Heidelberger 
Institut: »Die Art des Unterrichts am Dolmetscher-Institut in Heidelberg ist hier bekannt; es besteht kein Zweifel, dass 
sie ausgezeichnet ist; an keinem deutschen Institut wird ähnliches geboten, auch nicht am Orientalischen Institut in 
Berlin.« Akademisches Auskunftsamt an der Universität Berlin an REM, 25.6.1936, BA R 4901-13931.
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ordnung beim REM ab.929 Eine staatliche Regelung sei angesichts der fehlenden Klarheit 
über das Berufsbild und der Konkurrenz durch private Anbieter notwendig. Der Bedarf 
an Absolventen sei groß, die Gefahr, dass die Einführung des Diplom-Dolmetschers einen 
übertriebenen Zustrom auslösen würde, hingegen klein: »Die Frage, ob wir einen Stand 
von hauptberuflich tätigen Dolmetschern und Übersetzern brauchen, muss daher schon 
heute nachdrücklichst bejaht werden.« Den »großen Mangel an fachlich und sprachlich 
hinreichend durchgebildeten Kräften« illustrierte Monien mit einem antisemitischen Aus-
fall: »So haben wir noch in jüngster Zeit die Einstellung von zwei ausländischen Juden auf 
einem Kongress hinnehmen müssen, da wir den Bedarf an Dolmetschern nicht zu decken 
vermochten. Ein wahrhaft unwürdiger Zustand!« Die Deckung der Nachfrage werde mit 
wachsender Isolation Deutschlands immer schwieriger: »Die Möglichkeit, heute auf eigene 
Kosten Sprachkenntnisse im Ausland zu erwerben, ist bedeutend geringer geworden«.930 
Nach dem positiven Gutachten der Reichsfachschaft setzte das REM die neue Prüfungs-
ordnung des Dolmetscher-Instituts am 9. November 1937 in Kraft.931
Bis zum Jahr 1939 war zum Mißfallen des Propagandaministerium immer noch keine 
reichsweite Regelung des Dolmetscher- und Übersetzungswesens im REM ausgehandelt 
worden.932 Im März 1941 beklagte sich Goebbels’ Ministerium, dass aufgrund der »unge-
heuren Bedeutung« der Angelegenheit während des Kriegs eine »Auslese [sc. der Dolmet-
scher und Übersetzer] nach fachlichen und politischen Gesichtspunkten« zu treffen sei und 
diese dann zum Beispiel für »Propaganda-Kompanien« der Wehrmacht zur Verfügung zu 
stellen seien. Da während des Kriegs die meisten Dolmetscher in der Wehrmacht, während 
des Friedens aber im Propagandaministerium gebraucht würden, erklärten Goebbels‘ Be-
amte, dass auch die Aufsicht über die Reichsfachschaft für das Dolmetschen in ihrem Haus 
liegen müsse.933
5.8.3.3 Interne Diskussion um die Zukunft 
des Dolmetscher-Instituts
»Solange also, nachdem die richtige Sachlage klar erkannt 
worden ist, nicht von oben her beschlossen wird, entweder 
es den Lehrenden zu ermöglichen, die Arbeiten nach neuen 
Gesichtspunkten aufzubauen, oder das ganze Unterneh-
men aufzugeben, solange wird das Dolmetscher-Institut für 
die ganze Universität eine Schande bleiben.« Stopp, Denk-
schrift, ohne Datum [ca. März 1938], UA HD H-VI-680.
Die zahlreichen Lehrkräfte am Dolmetscher-Institut scheinen in der Diskussion über die 
angebotenen Abschlüsse, die pädagogische Ausgestaltung der Ausbildung und die per-
sönlichen Kompetenzen in mehrere Fraktionen zerfallen zu sein. Geschäftsführer Hagen-
buch sah sich im Juli 1937 gezwungen, energisch Rückendeckung für Direktor Adler, der 
anscheinend nicht in der Lage war, Ausgleich zwischen den Lagern zu schaffen, einzufor-
929 Reichsfachschaft für das Dolmetschen in der Deutschen Rechtsfront, Reichsfachschaftsleiter, an Dolmetscher-Institut 
Heidelberg, 11.9.1937, BA R 4901-13931.
930 »Der vorhandene Stamm von Dolmetschern und Übersetzern, der über hinreichende, im Ausland erworbene Kenntnis-
se oder Erfahrungen verfügt, ist überaltert und muss allmählich ausfallen.« Ebd.
931 REM an MKU, 9.11.1937, BA R 4901-13931.
932 Reichsministerium für Volksaufklärung und Propaganda an REM, 28.3.1941, BA R 4901-13931.
933 Ebd.
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dern: »Eines steht fester denn je: Unser Dr. Adler muss durchhalten!«934 Während die jünge-
ren Lehrkräfte sich für eine Reform der Lehre stark machten, beharrten die älteren auf einer 
Beibehaltung des status quo. 
Eine im März 1938 durch den Lektor für Anglistik, John Stopp, eingereichte Denkschrift 
zeichnet ein möglicherweise überzeichnetes, aber dennoch hochinteressantes Bild von 
den Zuständen und Befindlichkeiten am Dolmetscher-Institut.935 Konkrete Konsequenzen 
scheint der Protest weder in positiver Hinsicht in Form einer Verbesserung der Situation 
der Lehrenden und der Lehrqualität noch in negativer Hinsicht in Form persönlicher Kon-
sequenzen für ihren Autor gehabt zu haben. 
Etliche »Grundfehler in der Ausrichtung und in der Organisation des Studiums am Dol-
metscher-Institut« könnten dazu führen, warnte der Engländer, dass »in einigen Semestern 
die Ausbildung am Dolmetscher-Institut als Universitätsausbildung völlig diskreditiert« 
wäre. Die »Ausbildung der Studenten« charakterisierte er als »primitiv und alles andere als 
dem Universitätsstandard entsprechend«.936 Auch wenn mit Adler das »Chaos in geschäftli-
chen Dingen« durch die Einrichtung eines »einigermaßen reibungslos arbeitenden Verwal-
tungsapparats« ein Ende gefunden habe, seien viele Probleme weiterhin ungelöst, so der 
Ansturm an Studierenden, deren Überlastung und das Fehlen jeder Koordination unter den 
Lehrenden über »Zweck und Ausrichtung der Arbeit«:
»Die Lehrenden sind überarbeitet und verbraucht.«1. 
»Die Studierenden sind überarbeitet, ihre Energie wird verzettelt, ihre 2. 
Leistungen sind mittelmäßig.«
»Der Unterricht ist schulmäßig und schlecht, die Atmosphäre die eines 3. 
Mädchenpensionats.«
»Soweit von einer Ausrichtung der Arbeit die Rede sein kann, ist sie 4. 
zum größten Teil auf die Erfordernisse der kaufmännischen Berufe 
eingeschränkt.«
Hagenbuch habe die neue Prüfungsordnung, so Stopp, »ohne jede Mitarbeit von Seiten 
der Sprachlehrenden und in völliger Unkenntnis der mit dem Sprachunterricht verbunde-
nen Schwierigkeiten aufgestellt«. Die obligatorischen Sachfächer seien zum Teil durchaus 
berechtigt, wie die Auslandskunde und die Volkswirtschaftslehre; Recht hingegen könne 
der Studierende sich aber nicht ohne »eingehendes Studium« aneignen. Dessen Kenntnis 
sei zudem für den späteren Beruf zumeist »vollkommen belanglos«. Das »wissenschaft-
liche Studium« dieser Fächer sei am Dolmetscher-Institut »unmöglich« und verkomme so 
zur »reinen Examensquälerei«. Zusammen mit den Belastungen durch die mehr technisch- 
handwerkliche Ausbildung in Kurzschrift und Schreibmaschine, die Stunden in kaufmän-
nischem Briefverkehr, Geschäftstechnik und die obligatorische Nebensprache, ergebe sich 
ein Wochenstundenpensum von 30 bis 35 Stunden, da der Großteil der Studentinnen zur 
Optimierung ihrer Berufsaussichten eine weitere Nebensprache belege.937
934 Hagenbuch an Dekan, 23.7.1937, UA HD H-VI-680.
935 Stopp, Denkschrift, März 1938, UA HD H-VI-680.
936 Der spätere Direktor Mönch sah dies nur wenig anders. Er schrieb rückblickend in seinen Memoiren, dass er eines seiner 
vordringlichen Ziele für das Dolmetscher-Institut in dessen »geistigen Aufwertung« gesehen habe. Mönch: Aus mei-
nem Leben. S. 78.
937 Stopp, Denkschrift, März 1938, UA HD H-VI-680. S. 6.
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Die schlechte Bezahlung der Assistenten von monatlich 120 RM für zwölf Wochenstun-
den lasse lediglich die Einstellung »junger Leute, meistens mit sehr wenig Erfahrung im 
Sprachunterricht, oft auch ohne jegliche philologische oder vollakademische sprachliche 
Vorbildung« zu: 
»Auf diesen Zustand reagieren [sc. die Lektoren] in einer von zwei Weisen: Entweder 
sie nehmen die Arbeit auf die leichte Achsel, strengen sich nicht im mindesten an, und 
drücken so den ganzen Ton und das ganze Niveau des Unterrichts am Institut […]. 
(Hier liegt eine der unmittelbarsten Ursachen für die berühmt gewordene ›Pensionsat-
mosphäre‹ und ›Distanzlosigkeit‹). Oder sie überanstrengen sich einige Zeit, schädigen 
ihre Gesundheit und ziehen dann verbittert ab.«938
Der Unterricht, den die überarbeiteten, unterbezahlten und demotivierten Assistenten 
und Lektoren zu halten in der Lage seien, besitze – genauso wenig wie die Studierenden – 
nicht das Niveau einer Universität:
»Der Unterricht ist schlecht. Die Studenten, zum weitaus größten Teil Mädchen, sind 
sehr unreif, sehr zahlreich, bleiben nur kurze Zeit am Institut und verlassen meistens 
in diesem unreifen Zustand die Universität, um in sehr untergeordneten Stellen 
unterzukommen.«939
Die einzige Möglichkeit für die Studentinnen sei es, in einem kaufmännischen Beruf 
unterzukommen: 
»Das Dolmetscher-Institut ist nicht nur eine Schule, es ist, wenn es überhaupt einen 
bestimmten Charakter hat, eine Handelsschule, und zwar eine sehr unzweckgemäße. 
Denn die meisten wollen bei ihrem Eintritt keine kaufmännischen Korrespondenten 
werden. Wenn sie aber das Institut verlassen, sehen sie sich dazu genötigt, weil ihre 
zweijährige, nicht gerade billige Universitätsausbildung ihnen keine andere Arbeits-
möglichkeit gelassen hat.«
Wenn für die Studierenden keine andere Berufsperspektive geschaffen werden könne, 
dann, so Stopp, bleibe »nichts anderes übrig, als den ganzen Versuch als einen missglück-
ten anzusehen und das Dolmetscher-Institut zuzumachen«:
»Das Heranziehen einer auf die Gegenwart eingestellten und in die Welt blickenden 
Studentengeneration könnte vielleicht eine wesentliche Stärkung bedeuten. Das DI 
in der jetzigen Form ist aber der ärgste Feind der Universität. Denn einerseits ist es im 
Grunde nichts anderes als eine Schule und andererseits beherbergt es mitunter eine 
Studentenart, die niemals in die Universität gehört und wahrscheinlich sonst niemals 
zum Studium gekommen wäre. Diese aber gehen nach vollendetem ›Studium‹ mit 
einem Universitätszeugnis gerüstet in die Welt, ohne jemals von den Vorteilen eines 
Universitätsstudiums etwas bekommen zu haben und besonders ohne irgendwelchen 
reifenden Einflüssen ausgesetzt gewesen zu sein. Das eigentliche Universitätserlebnis 
kommt nur durch vertieftes Studium, nicht aber durch verflachtes.«940
Der Ruf des Dolmetscher-Instituts »im Reich« sei dergestalt, dass man keine Chance 
habe, andere Absolventen als die bisherigen anzulocken. Die Mädchen am Dolmetscher-
Institut seien zwar sprachbegabt, aber nicht zu oder an »tieferem Verständnis« fähig bezie-
hungsweise interessiert:
»Nicht, unsere Leute müssen ausschließlich in kaufmännischen Berufen unterkommen, 
weil sie beinahe ausschließlich Mädchen sind, sondern: es kommen keine anderen als 
Mädchen zu uns, weil wir im Reich für eine gewisse Art von Studierenden und eine 
938 Ebd. S. 9.
939 Ebd. S. 10.
940 Ebd. S. 3.
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gewisse Art von Stellen einen Namen gemacht 
haben. ›Dolmetschen – der neue Frauenberuf?‹ 
heißt es in jeder Sonntagsbeilage.«941
Stopp forderte aber keine Geschlechterquote, 
sondern eine allgemein restriktivere und selekti-
vere Aufnahme und eine Änderung des Lehrplans 
weg von der rein praktischen wirtschaftsnahen 
und technischen Ausbildung hin zur Auslands-
kunde in Kombination mit Recht, Volkswirtschafts-
lehre und Betriebswirtschaftslehre, der ein neuer 
Titel »Fremdsprachler und Auslandskundler« Rech-
nung tragen sollte. Die genauere Ausarbeitung 
von Studien- und später möglichen Berufszielen 
würde die Studenten aus ihrer bisherigen Lage als 
»Versuchskaninchen« befreien.
Erkennbare Folgen hatte der Brandbrief Stopps 
nicht, aber die Atmosphäre am Dolmetscher-
Institut war anscheinend so vergiftet, dass die 
Universitätsleitung den Plan einer »propagandistischen Einheit« des Instituts für Zeitungs-
wissenschaft zusammen mit dem Dolmetscher-Institut und der Auslandsstelle der Uni-
versität unter Führung Adlers aufgeben musste. Auch die Gaustudentenschaft hatte sich 
gegen Adler gewandt: Dessen Arbeit könne »nicht als erfolgreich bezeichnet« werden.942 
Adler wurde im Juni 1938 aus seiner Verantwortung für das Dolmetscher-Institut entlas-
sen.943 Sein Nachfolger wurde der junge Extraordinarius Mönch, der zugleich auch in die 
Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät aufgenommen wurde.944
Die Diskussion um die »Wissenschaftlichkeit« und damit das Bürgerrecht des Dolmet-
scher-Instituts an der Universität Heidelberg scheint durch die Erfolge des Instituts nach 
Kriegsbeginn in den Hintergrund getreten, aber niemals verstummt zu sein. Das Amt 
»Presse und Propaganda« der Heidelberger Studentenschaft hatte – ohne sich zuvor mit 
dem Rektor abzustimmen – im November 1940 einen Fragebogen an Studentinnen des 
Dolmetscher-Instituts ausgeteilt, in denen diese zu den Fragen »Was verstehen Sie unter 
einem akademischen Studium?«, »Halten Sie sich als Dolmetscherin für eine Akademike-
rin?«, »Warum wählten Sie dieses Studium?« und »Haben Sie die Absicht, Ihr Studium mit 
der Übersetzerprüfung zu beenden oder wollen Sie bis zum Diplom weiter studieren?« 
Stellung nehmen sollten.945 Obwohl das eigentliche Ziel laut Studentenführer Scherberger 
gewesen war, Material für einen Artikel zu sammeln, in dem »für die Bejahung der Wissen-
schaftlichkeit im Dolmetscher-Institut« eingetreten werden sollte, traf die Fragebogenak-
tion einen empfindlichen Punkt. Kleinlaut musste der Studentenführer auf den Protest des 
Rektors hin einräumen: »Leider hat die Fragestellung bewirkt, daß das Gegenteil angenom-
941 Ebd. S. 13.
942 MKU, Aktennotiz: Gaustudentenführer Öchsle über Schneider-Heidelberg, Adler und Ammelounx, 7.5.1938, BA REM PA 
Adler, Hans Bl. 253.
943 MKU an Rektor, 25.6.1938, GLA KA 466-20606. Siehe S. 155.
944 MKU an Rektor, 16.1.1939, UA HD PA 5044.
945 NSDAP, Gaustudentenführer an Rektor, 30.11.1940, UA HD B-6695/5.
Quelle 45 | »Wehrmachtssprachvermittler«
»Kurz vor dem Kriegsbeginn wurde durch den Leiter des 
Dolmetscher-Instituts in Voraussicht der kommenden Ereig-
nisse das D[olmetscher] I[nstitut] für die Wehrmacht geöffnet. 
Wie entscheidend und vorteilhaft für die Universität dieser 
Schritt war, ergab sich bereits in den ersten Kriegsmonaten 
während welcher hunderte von Militärdolmetschern durch 
den Lehrkörper des D[olmetscher] I[nstituts] geprüft wurden. 
Der Erfolg dieser kriegswichtigen Aktion ist vor allem dem 
Einsatz von Herrn Burkard, dem Gaufachschaftsleiter in Baden 
der Reichsfachschaft für das Dolmetscherwesen zu verdanken. 
Die Zusammenarbeit, die durch die Vermittlung des Herrn 
Burkard zwischen der Universität und der Wehrmacht auf dem 
Gebiet des Dolmetscherwesens hergestellt werden konnte, 
hat das D[olmetscher] I[nstitut] zu einem kriegswichtigen 
Instrument der Wehrmacht gemacht. Laut Mitteilung des 
Wehrbezirkskommandos Heidelberg sind bei ihm verschiede-
ne Anerkennungsschreiben von wichtigen Wehrmachtsstellen 
eingelaufen, in denen die hervorragenden Leistungen der am 
D[olmetscher] I[nstitut] geprüften Wehrmachtssprachvermitt-
ler zum Ausdruck kommen (Major Lerleberg).«
Dekan, Ausbau der Universität 1941, 8.4.1941, UA HD B-1005/2.
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men wird.« Der Rektor sah die künftigen Besuchszahlen gefährdet und verpflichtete Scher-
berger, den Artikel vor der Veröffentlichung ihm und dem Leiter des Dolmetscher-Instituts 
zur Kontrolle zu überlassen.
5.8.3.4 Sprachkurse für die Wehrmacht und Behörden
Sprachkurse für Infanterie-Offiziere, November 1938
Seit November 1938 bot das Dolmetscher-Institut auf Vermittlung des Rektors, Reserve-
offizier Schmitthenner, Kurse in Französisch, Englisch, Spanisch, Italienisch, Russisch und 
Polnisch zur »sprachlichen Ausbildung« für Offiziere der Infanterie an.946 Die Kurse fanden 
am Mittwoch Nachmittag statt. Wegen der anfallenden Hörergebühren waren sie überaus 
lukrativ für die Lehrenden.947 Das Angebot des Dolmetscher-Instituts fand regen Anklang 
bei verschiedenen Waffengattungen in Mannheim, Heidelberg und Wiesbaden.948 Zeit-
gleich zu den ersten Kursen für die Wehrmacht eröffnete der Befehl des Reichsführers-SS 
Himmler, dass diejenigen Angehörigen der Gestapo in Aachen, die als fremdsprachige 
Übersetzer tätig waren, sich einer Prüfung an einer staatlichen Institution unterziehen 
müssten, ein weiteres, prestigeträchtiges Betätigungsfeld.949
Im Wintersemester 1939/40 wurde auch »Russisch« in den Kanon der in den »Sonder-
kursen für Offiziere der Wehrmacht« gelehrten Sprachen aufgenommen.950 Nach Abschluß 
des deutsch-sowjetischen Nichtangriffs-Vertrags  wollte Mönch in einer klaren Fehlein-
schätzung die Kurse »natürlich« einstellen.951 Im Januar 1940 hatte man sich aber bereits ei-
nes besseren besonnen und nutzte die »Militärdolmetscherkurse« als Begründung, um bei 
der Wehrmacht den (vergeblichen) Antrag zu stellen, den »Lehrkörper in seiner Gesamtheit 
für [...] kriegswichtige Dienste« zurückstellen.952 
»Bericht über das Dolmetscher-Institut«, Februar 1940
Im Februar 1940 verfasste Mönch einen sechsseitigen »Bericht über das Dolmetscher-
 Institut«, der ihm zu einer großspurigen Lobeshymne auf das mit einem »außerordentli-
chen Aufschwung« gesegnete Institut geriet.953 In der Tat hatten die Erfolge der Wehrmacht 
dem Dolmetscher-Institut nicht nur einen täglich wachsenden Markt für seine Absolven-
ten beschert, sondern auch die Chancen auf weitere Mittelgewinnung erhöht. Während 
Burkard die »naturgegebenen Beziehungen« zur Wehrmacht auf lokaler Ebene pflegte, 
nutzte Mönch seine Einberufung, um die Beziehungen zum OKW in Berlin zu intensivie-
946 Rektor an Kommandeur der 33. Infanterie-Division, Generalmajor Ritter von Speck, 3.11.1938, UA HD H-VI-693.
947 Nach längeren Querelen um die Hörergelder wurde festgelegt, dass 25% der Einnahmen an die Universitätskasse zur 
Deckung von Sach- und Verwaltungskosten abzuführen waren und 75% als Vergütung an die Dozenten, die ihren freien 
Nachmittag opferten, ausgeschüttet werden sollten. MKU an Rektor, 2.3.1939, UA HD H-VI-693. Die Kurse waren für die 
Offiziere kostenlos, die Gebühren trug der jeweilige Dienstherr. Luftgaukommando XII, Abt. IIa, Wiesbaden, Verteiler: 
Sprachkurse an der Universität Heidelberg, 25.2.1939, UA HD H-VI-693.
948 Mönch an MKU, 6.2.1939, UA HD H-VI-693.
949 Gestapo, Aachen, an Rektor, 22.11.1938, UA HD H-VI-680.
950 Mönch an MKU, 18.8.1939, UA HD H-VI-682/3.
951 Mönch an MKU, 20.9.1939, UA HD H-VI-680.
952 Dolmetscher-Institut an Rektor, 29.1.1940, UA HD B-0862/1.
953 Mönch, Bericht über das Dolmetscher-Institut, 9.2.1940, UA HD H-VI-680.
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ren.954 Stolz erklärte Mönch, 
dass die »Fäden« des Instituts 
bis nach Berlin liefen, »wo eine 
ganze Reihe unserer besten 
und fähigsten Studenten und 
Studentinnen auf gehobenem 
Posten im Kriegsdienst des OKW 
stehen«.955 Die dort aus Heidel-
berg stammenden Dolmetscher 
im Kriegsdienst boten sich als Kontakte an.956 Das zuvor von Selbstzweifeln, innerem Zwist 
und mangelnden Perspektiven für seine Absolventen geplagte Dolmetscher-Institut zählte 
zu den großen »Kriegsgewinnern« an der Universität: 
»Der größte Teil unserer Absolventinnen kommt in guten Stellungen in der Industrie, in 
der Presse, in den führenden Auslandsorganisationen des Deutschen Reiches, im Aus-
wärtigen Amt, im Auslandsamt der Dozentenschaft, im Büro Ribbentrop, im Rundfunk 
und im Nachrichtenwesen usw. unter. […] Es darf ohne Übertreibung gesagt werden, 
daß kein ähnliches Universitätsinstitut auf dem selben begrenzten Raum eine solche 
Fülle von Möglichkeiten in der Ausbildung besitzt.«957
Neben den für die Wehrmacht erbrachten Leistungen bilde das Dolmetscher-Institut 
das »Zentrum der kulturpolitischen Arbeit« an der Universität Heidelberg. Es betreue Gast-
dozenten und Akademiker aus Japan, Rumänien, Lateinamerika. Die guten Beziehungen 
zum neutralem Ausland erlaubten die Besetzung der Lektorenstellen aus diesen Ländern: 
»Es bedarf keiner Überlegung, um zu begreifen, welche Bedeutung diese Arbeit, die 
hier am Institut zu einer deutsch-ausländischen Gemeinschaftsarbeit wird, im Rahmen 
der gesamten politischen Auslandsarbeit des Reiches heute und für die Zukunft hat.«958
In Erwartung der Schaffung des europäisch-großdeutschen »Großraums« warb Thoms 
im Juli 1942 für einen weiteren Ausbau des Dolmetscher-Instituts in Verbindung mit den 
Heidelberger wirtschaftswissenschaftlichen Instituten: 
»Die Tatsache, daß Deutschland bereits die Führung Europas auf wirtschaftlichem 
Gebiet übernommen und die Zusammenarbeit der europäischen Völker künftig aus-
zubauen und zu leiten hat, macht die Festigung und den weiteren Ausbau der fremd-
sprachlichen Ausbildung der Studierenden der Wirtschaftswissenschaften und der 
künftigen Diplomhandelslehrer zu einer nur noch zwingenderen Notwendigkeit.«959
954 Ebd. S. 2.
955 Ebd. S. 1. Zu den Inhalten der Ausbildung zum Militärdolmetscher vgl. z. B. Meyer-Ricks: Dolmetscherprüfung.
956 So informierte der als Gefreiter in der 1. Dolmetscher-Ersatz-Abteilung (Wiss. Abteilung) in Berlin-Moabit dienende, 
Dr. phil habil. Edgar Glässer, der in der »propagandistischen Betreuung und Beratung« beim »Aufbau des Heeres- bzw. 
Wehrmachtssprachvermittlerwesens« eingesetzt war, das Heidelberger Dolmetscher-Institut über vertrauliche Pläne 
des OKW, ein gesondertes zentrales Militärinstitut zur Ausbildung von Dolmetschern einzurichten. Rektor Schmitthen-
ner sollte als »führender Soldat und Wehrwissenschaftler« diese parallele Gründung verhindern und für Heidelberg 
einen Abschluss mit Diplom in »militärischer Auslandskunde« einwerben: So werde eine »sprachliche Auslese von 
Männern erzogen [...], die für die Zukunftsaufgaben unseres von Großdeutschland geführten Erdteils ein unschätzbares, 
ja im Grunde notwendiges, Rüstzeug mitbrächten.« Glässer an Rektor, 21.10.1941, UA HD B-6695/5.
957 Mönch, Bericht über das Dolmetscher-Institut, 9.2.1940, UA HD H-VI-680.
958 Ebd. S. 3.
959 Dekan an Rektor, 28.7.1942, UA HD H-VI-537.
Abbildung 8 | »Linguistic innovations«
Stopp, Linguistic innovations (sprachliche Neuschöpfungen) since the accession to power (Macht-
übernahme) of the National Socialist Party, Mitteilungen des Dolmetscher-Instituts der Universität 
Heidelberg, Februar 1936, UA HD H-VI-689/2.
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Forschung am Dolmetscher-Institut5.8.4 
»Black Shirt Corps«, »bataille du travail« und 
die »Pax Germanica«, Februar 1936
Die dünne Personaldecke bei gleichzeitig steigenden Studentenzahlen, die hohe Fluktu-
ation der am Institut Beschäftigten und das kleine Budget machten eigene Forschungs-
arbeiten am Dolmetscher-Institut weitgehend unmöglich, selbst wenn die Heidelberger 
Romanisten und Anglisten dem Institut eine derartige Aufwertung hätten zubilligen wol-
len. Erst mit dem Krieg gab es erste Anstrengungen, eigene Forschungsprojekte am Dol-
metscher-Institut anzusiedeln. Die Konzentration auf die Lehre, das kurze Studium, die 
niedrigeren Einstiegshürden ohne Reifeprüfung und – so darf vermutet werden – der hohe 
Anteil an Frauen führten dazu, dass das Dolmetscher-Institut in einem noch höheren Maße 
als die Betriebswirte mit dem Ruf einer universitären Institution zweiter Klasse zu kämpfen 
hatte (siehe S. 409).
Im Februar 1936 veröffentlichte der Lektor Raymond Bertrand in den hektographier-
ten, maschinengeschriebenen Instituts-Mitteilungen eine zweiseitige Handreichung für 
Übersetzer, Dolmetscher und Auslandskorrespondenten zu den »termes nouveaux dans 
la langue allemande«, in der er unter anderem die für den Nationalsozialismus zentralen 
Begriffe wie »Blut und Boden« (»sang et sol«), »bluthaft« (»intraduisible«) und »Arbeits-
schlacht« (»bataille du travail«) in französischer Übersetzung aufführte.960 
Einen Monat zuvor hatte Lektor John Stopp bereits eine Liste mit Übersetzungsbeispie-
len für die wichtigsten nationalsozialistischen Sprachschöpfungen vom »black shirt corps« 
(SS) über das »principle of racial unity« (Rassenprinzip) hin zum »one-course meal« der 
»Winter Relief Organisation« (Eintopfgericht der N.S.-Volkswohlfahrt) zusammengestellt 
(Abb. »Linguistic innovations«, gegenüberliegende Seite).961 Das Dolmetscher-Institut er-
füllte hiermit eine in der Zeitschrift »Hochschule und Ausland« geäußerte Forderung: Da 
politische Begriffe nicht korrekt übersetzt würden, so der Autor des Artikels, redeten Deut-
sche und Engländer auf zwei unterschiedlichen »weltanschaulichen Ebenen« aneinander 
vorbei – die Engländer könnten auf diese Weise nicht verstehen, warum die Demokratie 
als im »Volke nicht verwurzelte«, »fremdländische Versuchspflanze« nach ein paar Jahren 
des »Wucherns« »ohne je zur Blüte gekommen« zu sein, durch den »Umschwung« 1933 ihr 
Ende gefunden habe.962
960 Bertrand, Wortschatz: termes nouveaux dans la langue allemande, Mitteilungen des Dolmetscher-Instituts der Universi-
tät Heidelberg, Februar 1936, UA HD H-VI-689/3. Zur Einübung der Vokabeln bot das Institut Übersetzungsübungen aus 
»führenden nationalsozialistischen Blättern, wie Völkischen Beobachter, Schwarzes Korps, SA-Mann und Volksgemein-
schaft« etc. an. Dolmetscher-Institut, Direktion, Haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1939, 22.12.1938, UA HD B-6695/5.
961 Stopp, Linguistic innovations (sprachliche Neuschöpfungen) since the accession to power (Machtübernahme) of the 
National Socialist Party, Mitteilungen des Dolmetscher-Instituts der Universität Heidelberg, Februar 1936, UA HD 
H-VI-689/2. Sein Kollege Wieland informierte in derselben Ausgabe über »militärische Dolmetscher« und stellte ein 
Buch über englische militärische Fachbegriffe vor, das unter anderem auch einen Fragebogen zum Verhör von Kriegs-
gefangenen enthielt. 
962 Deißmann: England. S. 5/6.
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»Gleichwertige Fremde« – »völkische 
Völkerverständigung«, August 1936
Zur Charakterisierung des wissenschaftlichen Oeuvres des späteren Direktors des Dolmet-
scher-Instituts, Walter Mönch, sollen an dieser Stelle nur exemplarisch zwei Veröffentli-
chungen diskutiert werden.963 Im August 1936 veröffentlichte Mönch einen Aufsatz über 
»Philologie und Völkerverstehen« in der Zeitschrift »Hochschule und Ausland«, dem in Ber-
lin erscheinenden Organ des Deutschen Akademischen Auslandsdienstes. In der Zeitschrift 
sollte für den »zwischenvölkischen Austausch« geworben und den »Feinden Deutschlands« 
unter den ausländischen Intellektuellen entgegengetreten werden, die dem Deutschen 
Reich den Rückfall in die geistige »Barbarei« unterstellten.964 Romanist Mönch bewies sich 
als Verfechter einer »völkischen Wissenschaft«: Er kategorisierte alle kulturellen, politischen 
und religiösen Ereignisse auf den »blutsmässigen« Einfluss hin. Nicht das französische Volk 
trete in »ewigem Hass« dem Deutschen Reich entgegen, sondern nur seine verblendete 
Regierung, die sich »oft im Dienste dunkler, vom Volk nicht zu erkennender Mächte« von 
dessen »wahren Interessen« entferne.965 Auch wenn Mönch nicht ausführt, wen er als »dä-
monische Macht« hinter den Kulissen agierend zu erkennen glaubte, so zeigte sich dies 
Seiten später, als er die antijüdischen Maßnahmen in Deutschland verteidigte:
»Von den großen Zusammenhängen der Zukunftsgestaltung Europas aus [ist] die 
›Rassenfrage‹ nicht eine willkürliche Schikane gegen die Juden, sondern eine ernste, 
politisch sich auswirkende, wissenschaftliche Erkenntnis von den tieferen Urgründen 
einer schöpferischen, völkerumfassenden und –verbindenden Gemeinschaftskultur 
des arischen Europa, dessen Substanz es zu retten gilt.«966 
Mönch warb für ein besseres Verständnis beiderseits des Rheins – allerdings nicht im 
Sinne einer »pax romana« als der »völkerbeglückenden Zivilisationsidee der Aufhebung 
der trennenden Merkmale rassischer und völkischer Art [im] französischen, d. h. gleich uni-
versalen Denken«, sondern im Sinne einer »pax germanica«, welche sich auf das »eigene 
Innere« konzentriere und den »Anderen« als »gleichwertigen Fremden« respektiere.967 All-
zu groß dürfte Mönchs Beitrag zu diesem Frieden nicht zu veranschlagen sein, ein größeres 
Maß an Ebenbürtigkeit mochte der Romanist den »Fremden« jenseits des Rheins nämlich 
nicht zuerkennen. Viele Höhepunkte in der französischen Geschichte in Kunst, Politik und 
Religion waren nach Mönch auf das »Germanenblut, das seit dem frühen Mittelalter mit 
den Franken, Normannen, Burgundern und Goten hinübergeflossen« sei, zurückzuführen, 
das den rationalen, materialistischen, geistig trägen Franzosen zu Zeiten ermöglicht habe, 
»Verständnis für die germanisch-metaphysische Seite des Lebens und der Weltanschauung« 
963 Zu Mönch siehe S. 155. Weitergehende Untersuchungen zu Mönch und der deutschen Romanistik im Nationalsozia-
listen allgemein finden sich bei Hausmann: Deutsche Romanistik. Eine Darstellung zur Romanistik in Heidelberg 1933-
1945 liefert Sellin: Romanistik.
964 Das Gegenteil sei der Fall, so die Herausgeber voller Selbstbewusstsein: »Es gibt kein Volk in Europa, und es hat außer 
Griechenland auch nie eins gegeben, in dem der Geist so lebendig ist, wie in Deutschland.« Im April 1937 wurde die 
Zeitschrift in »Geist der Zeit. Wesen und Gestalt der Völker« umbenannt. Nach dem Willen der Herausgeber sollte 
das »Volk in seiner biologischen, politischen und geistigen Existenz« im Mittelpunkt der Aufsätze stehen.  Burmeister, 
 Wilhelm u. Scurla, Herbert: Vorwort. Geist der Zeit 15 (1937). S. 233-239.
965 Ebd. S. 536.
966 Mönch: Völkerverständigung. S. 545.
967 Ebd. S. 544. Mönch folgte hier der Argumentationslinie Rosenbergs. Letzterer hatte in der gleichen Zeitschrift 1933 
behauptet, dass die vom Nationalsozialismus vertretene »rassische Bedingtheit der Außenpolitik« nicht mit einer »Pre-
digt des Rassenhasses« gleichzusetzen sei, »sondern, ganz im Gegenteil, die Voraussetzung für eine echte Rassenach-
tung und innere Anerkennung der Werte und der Kulturleistungen auch anderer Nationen [sei].« Rosenberg: Rassische 
 Bedingtheit. S. 6. 
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zu empfinden: »Das heroische Zeitalter der Renais-
sance, in dem mit Platon und Luther mit zwingen-
der Macht die religiöse, philosophische, ja sogar 
die politische Geschichte Frankreichs bestimmten, 
ist griechisch-deutscher, also im wesentlichen 
nordischer Prägung.«968 
Nun habe sich aber seit dem 16. Jahrhundert 
der Franzose im Gegensatz zum »germanisch-
deutschen Wesen« ausgeformt, so die These 
Mönchs: Alles »gefährlich erscheinende Aufbäu-
men blutsgebundener Leidenschaft« wurde nun 
im Namen von clarté, raison und ordre unter-
drückt.969 Seit das »letzte germanisch-aristokrati-
sche Blut« auf der Guillotine geflossen war, habe 
sich eine »Psychologie« des französischen Volkes 
ausgebildet, die »deutschem Wollen« naturge-
mäß fremd sei (Quelle: »Romanischer Machiavel-
lismus«, nebenstehend). Als Beispiel für die aus 
»nordischem Treubegriff« gegebenen Versprechungen führte Mönch die im Ausland so 
häufig »mißverstandenen« Reden des »deutschen Führers« als des »ausgeprägtesten Ver-
treter des germanischen Staatsethos« an.970 Das höchste Ziel des Deutschen sei nicht Be-
herrschung und Beglückung der Anderen durch »zivilisatorische Außenpropaganda«, wie 
sie in »bewundernswerter Schlagkraft« in Frankreich ausgebildet sei, sondern die »friedli-
che Mitarbeit an der kulturellen Rettung eines ganzen Kontinents und mithin einer ganzen 
kulturtragenden Rasse«.971
Deutschland im Spiegel französischer Bücher, 1938
Zwei Jahre später erschien in derselben, nunmehr in »Geist der Zeit« umgetauften Zeit-
schrift ein kurzer Aufsatz Mönchs über das Bild des nationalsozialistischen Deutschlands 
in der zeitgenössischen französischen Literatur.972 Der Romanist klassifizierte drei Gruppen 
von Schriftstellern: Die zahlenmäßig größte Gruppe stellten die gegenüber Deutschland 
Indifferenten dar, die sich im wesentlichen auf die Wiederholung der »eingewurzelten un-
sinnigen Vorurteile« beschränkten.973 Die zweite, kleinere Gruppe umfasse die auf »dem 
Boden des marxistischen Utilitarismus und Materialismus blühende« »demagogische Ten-
denzliteratur«. Lieber würden sich diese Schriftsteller, so Mönch, der Diktatur Moskaus un-
terwerfen als ihre »törichten Vorurteile gegen das neue Deutschland zu überwinden«.974 
Als dritte Gruppe identifizierte Mönch diejenigen, denen das »Prinzip der Bejahung aller 
968 Mönch: Völkerverständigung. S. 540.
969 Ebd. S. 541.
970 Ebd. S. 543/44.
971 Ebd. S. 544.
972 Mönch: Spiegel.
973 Ebd. S. 259.
974 Ebd. S. 258.
»Quelle 46 | Romanischer Machiavellismus« gegen 
»völkischen Ethos«
»Gemäß dem aristotelischen, auf das Konkrete gerichteten Bli-
cke einerseits und der stoisch-rationalen Zähigkeit des Franzo-
sen andererseits wird seine Politik und sein ganzes politisches 
Wollen von der Idee der Staatsraison geleitet sein. Von seinem 
romanischen Machiavellismus im Sinne des rationalen Staats-
interesses aus mißtraut der Franzose Versprechungen politi-
scher Art, die von uns Deutschen, die wir ja die Platoniker unter 
den Völkern Europas sind, aus der Tiefe der verpflichtenden 
Idee des völkischen Ethos gegeben werden, Versprechungen, 
die wir aber, nach reiflicher Überlegung einmal gegeben, aus 
der nordischen Eigenart unseres unbedingten Treubegriffs zu 
halten gewillt sind. Was sich somit in dem politischen Wechsel-
spiel zwischen Frankreich und Deutschland ausprägen muß, ist 
die oft ins Tragische sich auswirkende Spannung zwischen der 
romanischen Staatsraison und ihrer machiavellischen Staats-
moral einerseits und der germanisch-platonischen Idee der 
absolut bindenden und verpflichtenden Idee der Gerechtigkeit 
andererseits, die sich in einer anti-machiavellistischen Politik, 
Staats- und Volksführung seit Friedrich dem Großen bis auf 
unsere Tage, deutschem Wesen entsprechend, ausdrückt.«
Mönch: Völkerverständigung. S. 543.
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aus einem politischen Aufbauwillen hervorquellenden Kräfte innewohne«:975 Diese Gruppe 
»blüh[e] auf dem Wesensgrunde des religiösen Idealismus, sie erblick[e] in dem Gange der 
Geschichte die formende Hand des göttlichen Willens, dessen Vollstrecker die opferberei-
ten Führerpersönlichkeiten der Menschheit sind.« 
An die Spitze der ob ihres Verständnisses für die »weltpolitische Aufgabe des Nationalso-
zialismus« solcherart Gepriesenen setzte Mönch Alphonse de Châteaubriant (*1877): Nie sei 
der »jugendfrische« Dichter der »Gefahr intellektueller Entwurzelung erlegen«. Der Breto-
ne habe die »Einheit der deutschen Rassenseele« erkannt:976 »Es gemahnt an die Denkform 
der christlichen Mystik, wenn Châteaubriant schreibt: ›Hitler n’est plus le nom d’un homme, 
c’est le nom de tous en tous.‹ Die Erkenntnis des Führers ist daher die Vorbedingung zur 
Erkenntnis der nationalsozialistischen Bewegung und damit des deutschen Volkes.« Zehn 
Jahre später wird Mönch im Spruchkammerverfahren erklären, dass seine »jugendliche Be-
wunderung für manche Ideen des Nationalsozialismus mit der von Châteaubriant zusam-
mengeklungen« habe, und dies als bedauerlichen, frühen »Irrtum« entschuldigen.977
Institut für Rohstoff- und 5.9 
Warenkunde
Verschleppte Wiederöffnung in 5.9.1 
Heidelberg, November 1935
Das an der Handelshochschule Mannheim durch Viktor Pöschl mit großem persönlichem 
Engagement aufgebaute und mit beträchtlichem personellen und finanziellen Aufwand 
gepflegte »Institut für Warenkunde« führte nach der Verlegung ein Schattendasein.978 Ob-
wohl die Universität Heidelberg wusste, welcher Schatz ihr in den Schoß gefallen war, wie 
die Vorfreude auf Seiten des zukünftigen Leiters, des Direktors des Physikalisch-Chemi-
schen Instituts Max Trautz, zeigt, der die »sehr einsichtig und [mit] viel Liebe und Mühe 
reich und wertvoll gestaltete Sammlung« und deren »sehr große[n] Lehrwert« rühmte, zo-
gen sich die Querelen um die künftige Unterbringung der raumfordernden Exponate und 
die personelle Ausstattung bis zum August 1935 hin.979 Pöschl, dem in Heidelberg lediglich 
ein Lehrauftrag zugesichert worden war, hatte sich dem Wechsel an die Staats- und Wirt-
schaftswissenschaftliche Fakultät verweigert.980 Die drei Angestellten des Instituts waren 
entlassen worden.981 Trautz sonnte sich derweil in anderer Leute und zukünftigem Ruhm: 
975 Ebd. S. 259.
976 Ebd. S. 260/261. Der französische Hitler-Verehrer Alphonse René Marie de Brédenbec de Châteaubriant kollaborierte 
nach der Niederlage Frankreichs mit den deutschen Besatzern und setzte sich 1945 nach Deutschland ab. Chadwick: 
Châteaubriant. S. 1065-1067.
977 Spruchkammer Heidelberg, Spruch gegen Walter Mönch, 26.6.1947, UA HD PA 5044.
978 Das Institut war in Mannheim mit einem Professur, einer Assistentenstelle und einer Laborantenstelle ausgestattet 
gewesen. Hinzu kamen noch etliche studentische Hilfsarbeiter, Reinigungskräfte und Handwerker. Thoms an MKU, Prof. 
Dr. Fehrle, 29.3.1933, GLA KA 235-30891; Pöschl, Institut für Warenkunde – Bericht über das Studienjahr 1932/33, März 
1933, UA HD H-VI-121 u. Institut für Warenkunde? S. 51/52.
979 Trautz an Rektor, 4.11.1933, GLA KA 235-30034. Max Trautz (*1880), 1927 ord. Prof. u. Direktor des Physikalisch-Chemi-
schen Instituts an der Univ. Heidelberg, 1934 ord. Prof. für Anorganische Chemie Univ. Rostock.
980 Siehe S. 84.
981 MKU an Rektor, 2.12.1933, GLA KA 235-30891.
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»Als Leiter und bis zu einem gewissen Grad Begründer eines derartigen Instituts« ließ er das 
Institut in »Institut für Rohstoff- und Werkstoffkunde« umtaufen, da der Schwerpunkt der 
Sammlung weniger auf »Waren«, denn auf »Roh- und Werkstoffen« liege.982 
Die im »Praktischen Betriebswirt« anlässlich der Verlegung geäußerte Hoffnung, ange-
sichts der Bedeutung des in dieser Form einmaligen Instituts werde eine »Lösung nicht 
allzu schwer zu finden sein«, erwies sich als verfrüht.983 Erst auf großen Druck des Mann-
heimer Oberbürgermeisters Renninger, der drohte, die Sammlung wahlweise den Mann-
heimer Berufsschulen zukommen oder im Schlachthof magazinieren zu lassen984, erfolgte 
der Abtransport in die der Universität von der Stadt mietfrei überlassenen Räume im ehe-
maligen »Bürgerkasino« Hotel Prinz Max in der Marstallstraße 6.985 Das Institut als solches 
wurde nicht dem Physikalischen Institut untergeordnet, sondern wurde organisatorisch 
eigenständig in die Universität eingegliedert.986 Im November 1935 wurde es eröffnet. Mit 
der ehrenamtlichen Leitung wurde der Nachfolger Trautz’ als Direktor des Physikalisch-
Chemischen Instituts, Kurt Fischbeck betraut.987 Er wurde damit gleichzeitig Mitglied der 
Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät, da zu den Hauptaufgaben des Instituts 
auch weiterhin die Unterrichtung der angehenden Wirtschaftswissenschaftler zählen soll-
te. Mit dem nochmals neuen Namen des Instituts, »Institut für Rohstoff- und Warenkunde«, 
wollte Fischbeck diese »Zwitterstellung« dokumentiert wissen: 
»›Rohstoffkunde‹, um die Forschungstätigkeit des Instituts zu kennzeichnen und die-
ses, die Naturwissenschaftler interessierende, Gebiet festzulegen, ›Warenkunde‹, um 
hervorzuheben, daß dieses Gebiet für Volkswirtschaftler neben den erstgenannten als 
Unterrichtsfach bearbeitet wird.«988 
Übungen und Vorlesung in 5.9.2 
Rohstoff- und Warenkunde
Für das Sommersemester 1934 wurde dem 1898 geborene Dr. Willi Mühlhäusser erstmals 
ein dotierter Lehrauftrag für Rohstoff- und Warenkunde verliehen. Er übernahm zugleich 
die organisatorische Leitung des Instituts.989 Mühlhäusser hatte nach seiner Promotion am 
Physikalisch-Chemischen Institut in Heidelberg für ein Jahr in Milwaukee, USA, als Chemi-
ker in der Forschung gearbeitet. Nach Deutschland zurückgekehrt, trat er noch 1932 in die 
982 MKU, Aktennotiz, 13.8.1935, GLA KA 235-30034.
983 Institut für Warenkunde? S. 52.
984 Der Direktor der Handelsschule und Höheren Handelsschule in Mannheim meldete im Juni 1934 eigene Ansprüche 
beim MKU an: »Die Universität Heidelberg hat keinen Lehrstuhl für das Gebiet der Warenkunde. Nach dem Vorlesungs-
verzeichnis wird eine Vorlesung gehalten über ein rein theoretischer Gebiet der Physiko-Therapie [sic!]. Außerdem 
besuchen diese Vorlesung ganze 5 Hörer. Demgegenüber sind in Mannheim 3 Gewerbeschulen und 2 Handelsschulen, 
die insgesamt über 5.000 Schüler betreuen und sich beglückwünschen würden, wenn sie sich in die Sammlungs- und 
Ausrüstungsgegenstände teilen könnten [sic!].« Handelsschule u. Höhere Handelsschule Mannheim an MKU, 16.6.1934 
u. Renninger an MKU, 21.8.1934, GLA KA 235-30034.
985 MKU an Rektor, 4.5.1934, GLA KA 235-30034.
986 Als Trautz im März 1934 nach Rostock berufen wurde, übernahm Rektor Groh die kommissarische Leitung der »Lehrstät-
te für Rohstoffe und Werkstoffkunde«. Rektor an MKU, 23.3.1934, GLA KA 235-30034.
987 Kurt Hellmuth Fischbeck (*1898), seit 1935 pl. ao. Professor für Physikalische Chemie Univ. Heidelberg. Im August 1938 
wurde Fischbeck zum persönlichen ord. Professoren berufen. Fischbeck war im Mai 1933 in die NSDAP und die SA 
eingetreten, Mitgliedsnr. 3.237.913. Fischbeck, Fragebogen und Lebenslauf, BA REM PA Fischbeck Bl. 4961/62, 4966/67, 
4983.
988 Institut für Rohstoff- und Warenkunde an der Heidelberger Universität. In: Hochschulkorrespondenz vom 12.11.1935, 
GLA KA 235-30034. 
989 MKU an Mühlhäuser, 18.5.1934, GLA KA 235-30034.
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NSDAP ein, zwei Jahre später in die SS und zählte nach dem Zeugnis des Dozentenführers 
zu den »pflichteifrigsten Mitgliedern der Dozentenschaft«.990 Mit acht Semesterwochen-
stunden waren die Lehrverpflichtungen Mühlhäussers ebenso hoch wie seine Vergütung 
mit monatlich 150 RM niedrig. Er las über organische und anorganische Warenkunde, lei-
tete sowohl das warenkundliche Kolloquium als auch die entsprechende Übung und trug 
somit das Lehrangebot des kleinen Instituts praktisch alleine. Das Interesse der Studen-
ten war gering. In Zusammenarbeit mit dem Dolmetscher-Institut bot Mühlhäusser Kurse 
in Warenkunde für zukünftige Dolmetscher an.991 Nach seinem Weggang in die Industrie 
übernahm der junge Physiker Hans Erdmann im Juni 1937 seinen Lehrauftrag.992 
Physiker Fischbeck bot nur selten und unregelmäßig Veranstaltungen im Rahmen des 
Instituts für Rohstoff- und Warenkunde an, so im Sommersemester 1936 über »Deutsche 
Technik, eine Vortragsreihe in zwangloser Folge«. Eine Entlohnung erhielt Fischbeck für sei-
ne Kurse und die Leitung des Instituts nicht.993 Die personelle und materielle Ausstattung 
war mit der zu Mannheimer Zeiten nicht zu vergleichen: 
»Während das Institut solange es der HH angehörte, über reichhaltige Mittel und zahl-
reiches Personal, wie Hausmeister, Sekretärin, eine Reihe von planmäßigen und au-
ßerplanmäßigen Assistenten, Laborantinnen und Zeichnern verfügte, stand nach der 
Übersiedlung nur noch ein einziger Assistent auf Sondervertrag zur Verfügung. Auch 
die Stelle des Institutsvorstandes wurde eingespart.«994 
Im Mai 1936 wurde der Gründer des Instituts, Pöschl, der 1933 eine Übernahme nach 
Heidelberg ohne eine Gleichstellung mit Schuster und Sommerfeld ausgeschlagen hatte, 
beim MKU vorstellig und bot an, einen »Ausbildungs- und Wiederholungskurs« in den wa-
renkundlichen Fächern für die zukünftigen Handelsschullehrer abzuhalten.995 Sein ehema-
liger Kollege Schuster blockierte den Vorstoß Pöschls, Kurse dieser Art seien die Aufgabe 
des Instituts für Warenkunde: »So sehr es menschlich verständlich ist, dass er nach Beschäf-
tigung sucht, ist aber nach meinen Erfahrungen damit zu rechnen, dass, wenn einmal so 
etwas gemacht worden ist, es nachher keine Ruhe mehr gibt.«996 Einen Grund, warum eine 
Rückkehr Pöschls von seiner Seite unerwünscht war, gab Schuster in seinem Schreiben 
nicht an. Im Institut für Waren- und Rohstoffkunde sah Fischbeck ebenfalls keinen Bedarf 
für Pöschl – obwohl er in den nächsten Jahre das MKU mit Eingaben zur personellen Ver-
größerung des Instituts überhäufen sollte.
Da bereits die Inventarisierung und die Lehrverpflichtungen die Kräfte des einzigen, 
dem Institut zugeteilten Assistenten überforderten, war bis Kriegsbeginn an einen Ausbau 
990 Willi Mühlhäusser war Amtswalter in Heidelberg, NSDAP Mitgliedsnr. 1.311.023. Mühlhäusser, Fragebogen, 7.7.1934, UA 
HD PA 5083. »Pg. Dr. Mühlhäusser gehört zu den pflichteifrigsten Mitgliedern der Dozentenschaft und fällt insbesonde-
re durch seine Kameradschaft und seinen aktiven Einsatz für den Aufbau einer nationalsozialistischen Hochschule auf. 
Er ist seit längerer Zeit Mitglied der NSDAP. [...] Charakterlich aufrichtig und fest.« Leiter der Dozentenschaft der Univer-
sität Heidelberg an MKU, 20.12.1935, GLA KA 235-30034.
991 Aus der Berufspraxis: Dolmetscher-Ausbildung in Zusammenarbeit mit dem Institut für Rohstoff- und Warenkunde an 
der Universität Heidelberg, Mitteilungen des Dolmetscher-Instituts der Universität Heidelberg, Januar 1936, UA HD 
H-VI-689/2.
992 Hans Erdmann (*3.10.1911) war Mitglied der SA und förderndes Mitglied des SS. Erdmann, Fragebogen, 2.6.1937, 
GLA KA 235-30034.
993 Das MKU erhöhte im Februar 1937 seine Honorargarantie auf 2.000 RM für die Lehrtätigkeit am Institut für Rohstoff- 
und Warenkunde. MKU an Fischbeck, 5.2.1937, UA HD H-VI-652.
994 Fischbeck an MKU, 28.6.1940, GLA KA 235-30034.
995 MKU an Dekan, 7.5.1936, UA HD H-VI-652.
996 Aktennotiz auf Rückseite des Schreibens aus dem MKU, 16.5.1936, UA HD H-VI-652.
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der Sammlung in größerem Stil nicht zu denken. Mit der Einquartierung von Militär und der 
Unterbringung eines »geflüchteten Unternehmens« in den Räumen des Instituts brachte 
der Krieg neue Unbill, zumal sowohl der Direktor Fischbeck als auch sein Assistent Heinz 
Deufel997, der Nachfolger von Erdmann, zur Wehrmacht eingezogen wurden.998 Die Samm-
lung war unterdessen »völlig durcheinandergeraten«. Als einziges unter den Instituten der-
der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät wurde das Institut für Rohstoff- und 
Warenkunde bei Kriegsbeginn geschlossen.999
Denkschrift zu Lehre und 5.9.3 
Forschung, April 1940 
Fischbeck versuchte 1940, mit einer Denkschrift neue Mittel für das Institut einzuwerben: 
Neben Lehre und Forschung sollte das Institut nunmehr »sichere, mit wissenschaftlicher 
Genauigkeit festgelegte Unterlagen für die Propaganda im In- und Ausland« liefern und die 
»Erziehung der jungen Wissenschaftler und Beeinflussung der Öffentlichkeit im Sinne der 
Staatsführung (z. B. Vierjahrespläne)« sicherstellen:
»Wie kaum eine andere Forschungsstelle ist das Institut für Rohstoff- und Warenkunde 
ein Instrument, um einerseits auf das nachhaltigste im Sinne der Staatsführung auf die 
Öffentlichkeit einzuwirken, weil hier ein großes Anschauungsmaterial vorliegt, und um 
andererseits auch sichere, mit wissenschaftlicher Genauigkeit festgelegte Unterlagen 
für die Propaganda im In- und Ausland zu liefern.«1000
 Da es »unbeschreiblich [sei], welche Unkenntnis über die notwendigsten Dinge unserer 
unmittelbarsten Umgebung in allen Schichten des Volkes« herrsche, müsse die Kenntnis 
über Rohstoff- und Ernährungsfragen – und damit der Besuch seines Instituts – für Rechts-
wahrer, Verwaltungsbeamten, Wirtschaftswissenschaftler zur Pflicht gemacht werden. Zu-
dem werde sein dadurch erweitertes Fachwissen es dem jungen nationalsozialistischen 
Führer erlauben, so Fischbeck im Rückgriff auf eine immerwährende Klage der national-
sozialistischen Propaganda, sich gegen das beharrende Establishment durchzusetzen:
»[Der junge, nationalsozialistische Führer] kann sich dann aufgrund einer totalen 
Kenntnis aller Zweige seines Arbeitsbereichs sowohl politisch, d. h. im Rahmen der 
gesamten Volkswirtschaft, als auch technisch in Fragen seines Betriebs durchsetzen. 
Wir halten es sogar für eine unnötige Belastung eines jungen kämpferischen Mannes, 
wenn er mit allem Willen zu neuer Gestaltung sich vom alten Routinier in den prakti-
schen, das Material betreffenden Fragen seines Berufes immer wieder eines anderen 
belehren lassen muß. Insofern ist also die Arbeit des Instituts über ihren erzieherischen 
Wert hinaus noch eine nicht zu unterschätzende Unterstützung aller derjenigen Kräfte 
der Wirtschaft[,] welche den Kampf gegen die Reste des liberalistischen Unsinns füh-
ren.«
Überhaupt sah Fischbeck »in der kolonialen rohstoffkundlichen Arbeit [...] eine neue 
Zukunft und Aufgabe, die nicht nur für die gesamte deutsche Wirtschaft, sondern auch in 
jeder anderen Hinsicht von ungeheurer Bedeutung sein wird«.
997 Heinz Deufel (*1911) war Diplom-Handelslehrer und wurde im Gegensatz zu seinen Vorgängern in der NSDAP lediglich 
als Anwärter geführt. Deufel, Personal- und Vergütungsbogen für Hochschul-Assistenten, 19.3.1940, UA HD PA 3541.
998 Fischbeck an MKU, 22.4.1940, GLA KA 235-30034. Deufel starb am 11.12.1941 an der Ostfront. Rektor an MKU, 
11.12.1941, GLA KA 235-30034.
999 MKU an Rektor, 30.10.1939, GLA KA 235-3826.
1000 Fischbeck an MKU, 22.4.1940, GLA KA 235-30034.
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Sehr modern war das Angebot Fischbecks, über das Institut für Rohstoff- und Waren-
kunde die »amtliche Überwachung der Handelsprodukte« durchzuführen und so die Qua-
lität der deutschen Produkte sicherzustellen. Zuletzt wollte er seinem Institut auch ein 
Stückchen vom großen Kuchen »Planung« und Politikberatung reservieren, indem er For-
schungen zur »Verbrauchslenkung« anregte, die der Abschätzung des Rohstoffeinsatzes 
der Industrie, der Parteidienststellen und der Behörden dienen sollten:
»In einer genauen Kenntnis der Grenzen allen stoffliche Bedingten [sic!] unseres Da-
seins und der Methode die zu einer solchen Erkenntnis führt, liegt eine ganz große 
Möglichkeit, jede liberalistische und kapitalistische Überschätzung der Materie und des 
Reichtums auszumerzen.«
In seiner Denkschrift zur Rolle der »Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät 
im neuen Europa« vom 29. Juli 1942 unterstrich Thoms nochmals die große Rolle, die dem 
kleinen, unterfinanzierten Institut in einer nationalsozialistischen Zukunft zugedacht war:
»Das Institut für Rohstoff- und Warenkunde hat durch die Abkehr vom Geld- und Ka-
pitaldenken in der Wirtschaft eine entscheidende Aufgabe zugewiesen erhalten, denn 
für die wirtschaftliche Selbständigkeit Europas ist wesentlich die Erschließung aller 
natürlichen Bedingungen, um die eigene Rohstoff- und Warenbasis soweit als möglich 
auszubauen.«1001 
Auf die Unterstützung durch die in den Naturwissenschaften benachbarten Institute 
konnte Fischbeck nicht setzen. Der Direktor des Chemischen Instituts, Karl Freudenberg, 
sandte ihm eine schroffe Belehrung: 1933 sei ihm das Warenkundliche Institut angeboten 
worden, er habe es im Gegensatz zu Trautz aber lieber in Mannheim belassen und dort der 
Gewerbeschule beiordnen wollen.1002 Die Übernahme des Instituts in Personalunion durch 
den Direktor des Physikalischen Instituts berge die Gefahr der Zersplitterung und Ablen-
kung weg von den Aufgaben der Naturwissenschaftlichen Fakultät, zumal die Waren kunde 
nur einen »kleinen, nebensächlichen Zweig« der Chemie darstelle. Das Institut für Rohstoff- 
und Warenkunde sei als Instrument zur Gewinnung neuer Arbeitskräfte und Finanzmittel 
ungeeignet, belehrte ihn Freudenberg »als älterer Kollege«, denn die zusätzlichen Mittel 
würden erkauft durch Ablenkung und Arbeitsaufwand. Sein möglicherweise schwer-
wiegendstes Bedenken gegen das junge Institut deutete der Chemiker nur an, sah er doch 
die Gefahr, dass dieses in Konkurrenz zu seinem eigenen Institut treten könnte, dem er 
das »Gebiet der Fasern, Spinnstoffe und des Holzes« vorbehalten wissen wollte. Fischbeck 
ignorierte Freudenbergs Verdrängungsversuch: Schließlich habe das REM die Aufgaben 
des Instituts für Rohstoff- und Warenkunde festgeschrieben, so dass fremde Ratschläge 
»unerwünscht« seien.1003 Alle Antragslyrik war nicht von Erfolg gekrönt – die finanziell und 
personell missliche Lage des Instituts für Rohstoff- und Warenkunde sollte sich bis Kriegs-
ende nicht mehr verbessern. 
1001 Thoms an Rektor, 29.7.1942, UA HD H-VI-200/2.
1002 Freudenberg an Fischbeck, 18.4.1941, UA HD H-VI-652.
1003 Fischbeck an Dekan, 26.4.1941, UA HD H-VI-652.
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Außenbeziehungen5.10 
Die Institute der Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät hatten im Gegensatz 
zu Webers international vernetztem InSoSta nur wenige Außenkontakte aufzuweisen.1004 
Allein das Institut für Großraumwirtschaft stand in Kontakt zu einigen wenigen ausländi-
schen, zumeist osteuropäischen Universitäten.1005 Wie die politischen Rahmenbedingun-
gen gegenüber der schlichten Tatsache der Überlastung der Professoren zu gewichten sind, 
ist rückblickend schwer zu entscheiden. Die Vorbehalte der Scientific Community gegen-
über dem nationalsozialistischen Deutschland, die sich unter anderem in den Diskussio-
nen über den Boykott der 550-Jahr-Feierlichkeiten an der Universität Heidelberg äußerten, 
erschwerte ebenso wie das erhöhte Kontrollbedürfnis des Regimes Reisen zu Kongressen 
und Forschungsaufenthalten ins Ausland.1006 Das Mißtrauen der ausländischen Univer-
sitäten war berechtigt, forderte der Rektor Willy Andreas doch bereits zum 1. April 1933 
sämtliche Dozenten auf, »vorhandene Beziehungen zu wissenschaftlichen und diploma-
tischen Kreisen des Auslandes zur Abwehr der Greuelpropaganda zu verwerten«.1007 Unter 
den schwierigen Umständen war es Hans Hermann Adler als dem Leiter der Pressestelle 
der Ruperto-Carola im Jahr der 550-Jahr-Feier aufgegeben, das »Gesicht der deutschen 
Universität« gemäß den Vorgaben des »neuen Staats« aufzubereiten.1008 Dekan Bötticher 
erklärte 1937 auf ein Rundschreiben des REM mit der Frage nach bestehenden Auslands-
kontakten, dass er weder Vorträge noch Aufsätze im Ausland gehalten oder veröffentlicht 
habe. Zu einem Referat in einer fremden Sprache sei er nicht in der Lage.1009 Sein einziger 
Auslandskontakt sei der portugiesische Rechtsphilosoph Luís Cabral de Moncada, Universi-
tät  Coimbra, den er auf dem Universitätsjubiläum 1936 kennengelernt habe.1010
Die traditionellen Sommerkurse für Ausländer an der Heidelberger Universität wurden 
auch nach 1933 angeboten.1011 Neben Professoren der Universität – unter ihnen  Bötticher, 
Adler und Brinkmann – sprachen auch nationalsozialistische Größen wie Rosenberg 
(»Nationals ozialistische Außenpolitik«) und der Leiter des Rassenpolitischen Amtes der 
 NSDAP, Walter Groß (»Warum Rassenpolitik in Deutschland?«).1012 Diese Sondervorträge 
1004 Zu den Außenbeziehungen der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät siehe auch die Verleihung von 
Ehren promotionen 1936 S. 245.
1005 Siehe S. 437.
1006 Zur Diskussion um den Boykott der Feierlichkeiten durch die britischen Universitäten siehe Burlingham et al.: Heidel-
berg. Vgl. die Schwierigkeiten Bergstraessers bei seinen Besuchen in London und Paris S. 313.
1007 Rektor, Rundschreiben, 1.4.1933, UA HD B-1015/4a. Die Antworten der weiteren Heidelberger Fakultäten finden sich in 
Moritz: Außenbeziehungen. S. 160 Anm. 67.
1008 Adler: Gesicht. Vollständiger Text im Anhang, siehe S. 689. Vgl. Adler, Hans Hermann: Heidelberg wirkt in die Welt. Emp-
fang der ausländischen Studenten im Buhlschen Haus. In: Der Heidelberger Student vom 16.11.1936.
1009 Bötticher an Rektor, 12.4.1937, UA HD B-0573. Leider sind keine weiteren Antwortschreiben von Dozenten an der Staats- 
und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät vorhanden.
1010 Luís Cabral de Moncada (*1888) stand in langjährigem Briefkontakt zu Carl Schmitt. Vgl. Jayme: Moncada und Schmitt. 
Er erhielt 1936 einen Ehrendoktortitel der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät verliehen. Siehe S. 245.
1011 Moritz: Außenbeziehungen. S. 154.
1012 U.a. sprachen nach einer Aufstellung im »Heidelberger Student« Prof. Dr. Ernst Krieck: »Die geisteswissenschaftlichen 
Grundlagen der nationalsozialistischen Bewegung«; Dekan StaWi Prof. Dr. Eduard Bötticher: »Das deutsche Arbeits-
recht«; Dekan Med. Prof. Dr. Carl Schneider: »Die Erbgesundheitsgebung«; Hans Hermann Adler: »Die deutsche Pres-
seordnung«; Dr. Karl Bömer [Leiter der Presseabteilung des Außenpolitischen Amtes der NSDAP]: »Was versteht der 
National sozialist unter Pressefreiheit?« und Prof. Dr. Carl Brinkmann: »Die deutsche Wirtschaftsordnung (Ständeord-
nung, Marktordnung, Arbeitsordnung, Außenwirtschaftsordnung)«. Sommerkurse für Ausländer. In: Ruperto-Carola, 
Beilage zu Der Heidelberger Student vom 8.6.1936. Im November 1936 erging ein Erlass Hitlers an alle Reichsminister, 
Reichsstatthalter und Landesregierung, der sich gegen das »übermäßige Anwachsen von Tagungen, Kongressen, 
Feiern« wandte. Diese würden in der Bevölkerung übel aufgenommen, da sie die Amtsträger von ihren eigentlichen 
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sind ein Beleg für die Propagandawirkung, die man den Sommerkursen im Olympiajahr 
1936 zumaß.
Im Februar 1937 lud der Honorarprofessor am Institut für Zeitungswissenschaft, Verle-
ger Wilhelm Waldkirch, eine »Anzahl fachlich interessierter Herren« der Universität Heidel-
berg zu sich in die Kur ein, um über »Fragen der zwischenstaatlichen Funktion der Presse 
und ihrer Reform als Voraussetzung jeder Völkerbundsreform zu beraten«. Der neuernann-
te Rektor Krieck bremste Waldkirchs Initiative sofort aus: 
»Unser Kreis [ist] nicht zuständig, solche einschneidenden Fragen der Auslandspolitik 
zu klären und zu vertreten. [...] Ich glaube nicht, daß es in dieser Zeit unsere Aufgabe 
ist [...], die von ihrem politischen Systemen und von mächtigen Wirtschaftsgruppen 
abhängigen westeuropäischen Presseverhältnisse zu ändern. Der Nationalsozialismus 
hat vordringlichere Aufgaben, die soweit sie außenpolitischer Natur sind, allein von 
den beauftragten Organen des Führers bearbeitet werden können. Die Zeitungswis-
senschaft hat [...] Wesen und Wirkung der ausländischen Pressesysteme zu erforschen 
und darzustellen. Aber sie ist kaum in der Lage, diese Erkenntnisse von sich aus in 
Kundgebungen zu formen, deren Inhalt und Richtung vielleicht gar nicht im Sinne der 
augenblicklichen Außenpolitik des Reiches liegt.«1013
Kriecks Rat, sich politisch nicht zu weit aus dem Fenster zu lehnen, kann weniger überra-
schen als die politische Blauäugigkeit des Verlegers, die ihn auf eine Reform des Völkerbunds 
hoffen ließ, die der nationalsozialistischen Reichsführung des 1933 aus dem Völkerbund 
ausgetretenen Deutschen Reichs einen Wiedereintritt hätte genehm machen können.
Betriebswirt Thoms, der zumeist im Auftrag der DAF als Vortragsredner unterwegs war, 
sprach 1942 im besetzten Paris vor französischen Betriebsführern. Eine Einladung nach Bul-
garien zu einem Referat an der Universität Sofia hingegen wurde im Dezember 1942 auf 
Geheiß des Auswärtigen Amts, das neben dem REM seine Zustimmung zu Auslandsreisen 
geben musste, »wegen Überfüllung des Vortragsprogramms besonders auf dem Gebiete 
der Volkswirtschaftslehre« auf unbestimmte Zeit verschoben.1014 Im März 1944 reiste Thoms 
nach Weißrussland, um im Auftrag des Berliner »NS-Führungsstabs im OKW« in Minsk Vor-
träge zu halten.1015 Größere wissenschaftliche Netzwerke scheinen sich hieraus ebenfalls 
nicht entwickelt zu haben.
Aufgaben ablenken würden. Die Teilnahme an derartigen Veranstaltungen musste ab sofort durch die NSDAP bzw. das 
Reichspropagandaministerium genehmigt werden. Der Führer und Reichskanzler an Reichsminister, Reichsstatthalter 
und Landesregierungen, 13.11.1936, UA HD H-VI-049.
1013 Rektor an Waldkirch, 27.2.1937, UA HD PA 6221.
1014 REM, 3.3.1938, Rundschreiben, UA HD H-VI-019 u. REM an Rektor, 28.12.1942, UA HD PA 6080.
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6.1 Das »Friedensprogramm« der 
Universität Heidelberg, August 1940
Nach dem Abschluss des Frankreichfeldzugs und – aus zeitgenössischer Perspektive – vor 
der Landung in Großbritannien wandte sich Rektor Schmitthenner Anfang August 1940 
mit der Bitte an die Institute und Fakultäten, ihre Wünsche und Anregungen zum im Se-
nat beschlossenen »Friedensprogramm« der Universität Heidelberg niederzuschreiben.1 
Man richtete sich auf die erwarteten finanziell rosigen Zeiten nach dem »Endsieg« ein. Der 
konkrete Anlass für die Expansions- und Profilierungsplanungen ist in der »durch die Neu-
gründung der Universität Straßburg entstandenen Lage Heidelbergs« zu suchen, woraus 
sich, so Rektor Schmitthenner »neue Bedürfnisse« ergäben.2 Die Reichsuniversität Straß-
burg als nationalsozialistisches Renommierobjekt im Elsass lag nur 100 km entfernt rhein-
aufwärts und drohte der Ruperto-Carola den Rang als »Grenzlanduniversität im Westen« 
abzulaufen und in direkte Konkurrenz um Mittel zu treten3:
»Im Hinblick auf die Überlieferung Heidelbergs als der ältesten Hochschule des Alt-
reichs erscheine es nicht tragbar, daß Heidelberg durch die Straßburger Universität ins 
Hintertreffen geraten soll. Um die Universität Heidelberg auf der Höhe zu halten und 
ihr insbesondere ihre bisherige Geltung im Auslande zu sichern, sei es daher notwen-
dig, unbeschadet später vorzubringender Wünsche das folgende Sofortprogramm 
durchzusetzen.«4
Im InSoSta wünschte man sich neben einem um 50% erhöhten Personalbudget wei-
tere Unterstützung bei den Forschungsarbeiten im Rahmen der RAG, insbesondere bei 
der Erforschung der Möglichkeiten der Aussiedlung. Zugleich hegte man Aspirationen 
auf die Erteilung von »weltwirtschaftlichen und weltpolitischen Aufträgen von Berliner 
Zentralstellen«.5 Thoms erinnerte in seinem Antrag an die »große Vergangenheit« des 1914 
durch Nicklisch gegründeten Mannheimer Betriebswirtschaftlichen Seminars, der er eine 
deprimierende Gegenwart entgegenstellte:
»Nach der Übernahme [...] durch die Universität Heidelberg ist das Institut nur in 
bescheidenem Umfange wieder errichtet worden und nach und nach in Bedeutungs-
losigkeit abgesunken; denn es fehlen dem Institut die entsprechenden Mitarbeiter, 
Räume und Mittel.«6
Die hochmoderne Hollerith-Rechenanlage sei defekt und wegen Raummangels im 
Keller eingelagert.7 Die seit 1934 kaum erweiterte Bibliothek ermangele vor allem aus-
ländischer Literatur, die Sondersammelbereiche Geschäftsberichte und Bilanzarchiv wür-
den aus Personalmangel nicht mehr gepflegt. Bemerkenswerterweise nutzte Thoms den 
»Friedensplan« im September 1940 noch nicht, um neue Lehrstühle einzufordern, wozu 
er ansonsten keine Gelegenheit ausließ, sondern setzte sich für die Verstärkung des Mit-
1 Dekan an Institutsdirektoren der staats- u. wirtschaftswissenschaftlichen Institute, 9.8.1940, UA HD H-VI-060/2.
2 Rektor, Großpläne zum Ausbau der Universität 1940-1941 [sechsseitiger Entwurf und Besprechungsprotokoll], 
14.3.1941, UA HD B-1005/2.
3 Vgl. Kubach: Grenzlanduniversität.
4 Rektor, Großpläne zum Ausbau der Universität 1940-1941 [sechsseitiger Entwurf und Besprechungsprotokoll], 
14.3.1941, UA HD B-1005/2.
5 Brinkmann an Dekan, 27.8.1940, UA HD H-VI-060/2.
6 Thoms an Rektor, 20.9.1940, UA HD H-VI-060/2.
7 Thoms hatte 1936 einen Aufsatz über »Die Nutzbarmachung des Hollerith-Lochkartenverfahrens in der Hochschulver-
waltung« in den »Hollerith-Nachrichten« veröffentlicht.
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telbaus um fünf ordentliche Assistenten ein, unter anderem, um einen Sonderbereich für 
die Betriebswirtschaftslehre des Fremdenverkehrs einzurichten. Die personellen Wünsche 
Thoms’ entsprachen weitgehend den Stellen, die später durch das Institut für Betriebs-
wirtschaft des Fremdenverkehrs und das Institut für Großraumwirtschaft geschaffen wur-
den. Schusters Planungen für sein Institut für Volkswirtschaftslehre und Statistik nahmen 
sich gegenüber den Vorschlägen von Thoms und Brinkmann vergleichsweise bescheiden 
aus.8 Der Volkswirt wollte die Entwicklung seines Seminars in Richtung eines »spezifischen 
Forschungsinstituts« vorantreiben – wohl mit dem Hintergedanken, das eigene Profil ge-
genüber dem im Rückschluss sich stärker der Lehre widmenden InSoSta zu akzentuieren. 
Untersuchen wollte Schuster, verstärkt durch einen weiteren Assistenten und einen In-
stitutsgehilfen, Fragen zur »Wirtschaftsordnung, Massenpsychologie, Wirtschaftsstruktur, 
Raumforschung, Geld und Kredit, Sozialpolitik«.
Gerade die kleinen Institute hegten große Expansionspläne. Das darbende, personell 
nahezu verwaiste Institut für Rohstoff- und Warenkunde beantragte eine kräftige Aufsto-
ckung der Aversalmittel zum Ausbau der Sammlung und hoffte auf eine personelle Aus-
stattung auf dem früheren Mannheimer Niveau plus einen Lehrstuhl für den Direktor.9 Das 
Institut für Zeitungswesen platze mit seinem voluminösen Zeitungsarchiv, das in den auch 
als Luftschutzbunker genutzten Keller des Instituts ausgelagert worden war, hinsichtlich 
des ihm zur Verfügung stehenden Raums aus allen Nähten, so Leiter Adler, und benötige 
dringend eine neue Heimstatt.10 Die janusköpfige Stellung des Instituts zwischen Philoso-
phischer und Staats- und Wirtschaftswissenschaftlicher Fakultät wollte Adler zur Verbreite-
rung des Lehrangebots nutzen:
»Ziel der Institutsleitung ist, die an der Universität Heidelberg bestehenden Möglich-
keiten zweckmäßiger Studienkombinationen systematisch auszubauen, vor allem 
auch die Verbindung mit dem Dolmetscher-Institut zur Heranbildung sprachkundiger 
und gleichzeitig zeitungskundlich geschulter Auslandskorrespondenten sowie eines 
betriebswirtschaftlich geschulten Verlegernachwuchses. Die zeitungskundliche Vor-
schulung künftiger Journalisten bleibt wie bisher mit Ausnahme des Handelsressorts 
überwiegend innerhalb der Philosophischen Fakultät, wofür vom Dekan dieser Fakultät 
die Zulassung des Faches als Hauptprüfungsfach für den Dr. phil. erklärt worden ist.«11
Am 14. März 1941 hatten alle Institute und Seminare der Universität ihre Vorschläge 
und Wünsche eingereicht. Rektor Schmitthenner konnte zu einer abschließenden Bespre-
chung ins Rektorat einladen.12 Neben Schmitthenner in seiner Doppelfunktion als Rektor 
und badischer Staatsminister waren Dozent Classen als Hochschulreferent beim Chef der 
Zivilverwaltung im Elsass und Oberregierungsrat Dr. Wilhelm Führer (*1904) als Vertreter 
des REM anwesend.13 Inzwischen hatten die Dekane die zumeist knappen Schreiben der In-
stitutsleiter in die ihnen adäquat und zeitgemäß erscheinende Antragslyrik gehüllt – wobei 
8 Schuster an Dekan, 30.9.1940, UA HD H-VI-630.
9 Die Wunschliste führte einen ordentlichen Professor, einen Vollassistenten, einen Hilfsassistenten, einen vollbezahl-
ten Laboranten, zwei Gehilfinnen und einen bis zwei studentische Hilfskräfte auf. Das Aversum sollte von 720 RM 
auf 3.000 RM angehoben werden. Fischbeck an Rektor, 21.8.1940, UA HD H-VI-060/2. Zur Ausstattung in Mannheim 
Anm. 978, S. 424. 
10 Adler an Rektor, 19.9.1940, UA HD H-VI-060/2.
11 Zudem forderte Adler noch den personellen Ausbau des Instituts durch Schaffung einer weiteren ordentlichen Assis-
tentenstelle. Adler an Rektor, 19.9.1940, UA HD H-VI-060/2.
12 Rektor, Großpläne zum Ausbau der Universität 1940-1941 [sechsseitiger Entwurf und Besprechungsprotokoll], 
14.3.1941, UA HD B-1005/2.
13 Vgl. zu Führer, Grüttner: Biographisches Lexikon. S. 55.
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die Philosophische und die Staats- und Wirtschafts-
wissenschaftliche Fakultät sich durch besonders 
ausführliche und umfangreiche Wunschlisten hervor-
hoben. Die naturwissenschaftlichen Fächer wiesen 
knapp auf die Erfordernisse der »Rohstoffforschung 
im großeuropäisch-afrikanischen Raum« und der 
Technik des Rundfunks und des Flugwesens hin, 
während man in der Medizinischen Fakultät ein »Or-
dinariat für Tropenkrankheiten und Tropenhygiene« 
oder besser die Einrichtung eines Tropeninstituts 
und einen Lehrstuhl für Rassenkunde einforderte: 
»Es wird sich nicht umgehen lassen, im Laufe der Zeit 
für die immer wichtiger werdende Rassenkunde ei-
nen eigenen Lehrstuhl zu errichten.« Aufgrund des 
hohen Bekanntheitsgrads der Ruperto-Carola sah 
man die Zukunft der Heidelberger in Abgrenzung zur 
Straßburger Universität in der Konzentration auf das 
Ausland: Im Zentrum der neuen Universität sollten 
Forschungen zum Binnenausbau des europäischen 
Großraums, die Ausbildung von Ausländern, die es 
ins Zentrum des neuen Großdeutschen Reichs zie-
hen werde, und die Erforschung und Erschließung der nach dem Sieg gewonnenen Koloni-
en stehen: »Der Besitz von Kolonien wird auch besondere Fragen kolonialrechtlicher Natur 
(Behandlung der Eingeborenen, Ausnutzung der Rohstoffe in den Kolonien und dergl.) mit 
sich bringen.« 
Eine wichtige Rolle kam hierbei dem zahlenmäßig größten Einzelinstitut, dem Dolmet-
scher-Institut, zu, das von allen Seiten hofiert wurde. So wollten die Juristen am Dolmet-
scher-Institut angesichts der »kommenden großeuropäischen Raumplanung« zunehmend 
begehrte mehrsprachige Privatrechtler ausbilden.14 Die Zahl der Assistenten wie auch 
der gelehrten Sprachen sollte stark erweitert werden, um noch nicht »vertretene Kultur-
sprachen« anbieten zu können: »Sämtliche europäischen Sprachen sowie die Hauptspra-
chen des Vorderen Orients, Indiens und des Fernen Ostens.« Die Indologie sollte zudem 
angesichts der »Wichtigkeit der arischen Völkergruppe Asiens für die Erforschung der 
germanischen und indogermanischen Kultur unserer völkischen Vergangenheit« an der 
Philosophischen Fakultät nunmehr mit einem Ordinariat vertreten werden.
Dekan Thoms nutzte als einziger unter den Dekanen die Gelegenheit für einen lan-
gen Diskurs über die Wirtschaftswissenschaften, die nationalsozialistische Revolution 
und die Segnungen der Planwirtschaft (Quelle »Friedensprogramm«, nebenstehend). Die 
im August und September 1940 sich noch vergleichsweise bescheiden ausnehmenden 
Nachkriegspläne der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät hatten über den 
Winter an Umfang zugelegt. Von den insgesamt 21 Anträgen auf (Wieder-) Errichtung von 
Extraordinariaten stammten alleine sechs aus den Instituten der Staats- und Wirtschafts-
14 Rektor, Großpläne zum Ausbau der Universität 1940-1941 [sechsseitiger Entwurf und Besprechungsprotokoll], 
14.3.1941, UA HD B-1005/2.
Quelle 47 | »Friedensprogramm«
»Wenn die Universität Heidelberg vor allem eine Hochschule 
für Ausländer werden soll, so ist darauf hinzuweisen, daß für 
den Ausländer vollkommen neu und fast unbegreiflich das 
deutsche ›Wirtschaftswunder‹ ist [sic!]. In diesem Bereich 
vollzieht sich wohl am markantesten die nationalsozialistische 
Revolution. Sie ist der Kampf gegen den Kapitalismus zur 
Verwirklichung des Sozialismus. Kapitalismus und Sozialismus 
kommen aber dort am stärksten zur Auswirkung, wo wir ge-
wöhnt sind, von Wirtschaft zu sprechen. Dieser Krieg ist die 
Fortsetzung der nationalsozialistischen Revolution; er endet 
mit dem Sieg des deutschen Sozialismus’ und damit, daß 
Deutschland das Wirtschaftszentrum Europas ist und seine 
Führung besitzt. Die Neugestaltung der deutschen Wirtschaft 
nach Idee und Umfang, in der Verwaltung, Technik und Rech-
nung ist ohne Beispiel. Die nationalsozialistische Wirtschaft 
wird für alle Völker der Erde ein besonders begehrtes Gebiet 
des Studiums sein. Deutschland wird nach dem Krieg das 
einzige Land sein, in dem man wirkliche Volkswirtschaft wird 
studieren können. Die Lehre von der Wirtschaft wird in der 
Zukunft für den Ausländer eines der wichtigsten Gebiete sein, 
das ihn veranlasst, in Deutschland zu studieren.«
Thoms, Wünsche der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen 
Fakultät im Rahmen der Großpläne zum Ausbau der Universität 
Heidelberg, »Friedensprogramm«, 14.3.1941, UA HD B-1005/2. 
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wissenschaftlichen Fakultät. Von den jeweils zwei Anträgen zur Errichtung eines neuen 
Lehrstuhls bzw. zur Umwandlung eines Extraordinariats in ein Ordinariat stammte jeweils 
einer aus der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät.15 Angesichts der sich seit 
acht Jahren hinziehenden Querelen um die Wiederherstellung des zweiten Ordinariats für 
Betriebswirtschaftslehre verwundert es nicht, dass Thoms diese Forderung allen weiteren 
voranstellte16:
»Wenn die Fakultät den großen Aufgaben der Zukunft, die an ihr Kernfach, die Wirt-
schaftswissenschaft, gestellt werden, gerecht werden soll, so muß die Fakultät ihre 
Wünsche auf dieses Fach konzentrieren.«17
Ein aus Berlin angereister, nicht namentlich genannter Oberregierungsrat sagte eine 
»wohlwollende« Prüfung der Vorschläge der Universität zu. Vor allem der Einrichtung des 
Ordinariats für Auslandskunde galt sein Interesse.18 Letztlich sollten die Anträge der Univer-
sität in der Schublade verschwinden – nach dem Scheitern der »Operation Seelöwe« rück-
ten auch die Pläne zur Erforschung der erhofften Kolonien in den Hintergrund. Nach dem 
Überfall auf die Sowjetunion verschob sich der Fokus des Interesses weg von den Kolonien 
in Afrika hin zum »Lebensraum im Osten«. Im Institut für Großraumwirtschaft spielten Afri-
ka und Asien als Gegenstand der Forschung von da an nur noch eine periphere Rolle.
6.2 Das Institut für Großraumwirtschaft, 
1941 bis 1945
Gründung des Instituts für 6.2.1 
Großraumwirtschaft, Dezember 1941
 »In England we have the sea as our boundary. We are not 
frontier-minded. We do not look over a river and see a 
potential enemy on the other bank. We do not suffer from 
claustrophobia. But the Germans do. They are hemmed in 
on all sides, almost. They want to break away, to see di-
stance, to see space.« Bolito: Germany. S. 187.
Die Gründung des in dieser Form einmaligen Instituts für Großraumforschung, seine Er-
öffnung unter Teilnahme hochrangiger Regierungsvertreter und die vergleichsweise 
15 Die Forderungen im Einzelnen: Zwei Extraordinariate für die Abteilungsleiter im Dolmetscher-Institut, ein weiteres 
Ordinariat für Betriebswirtschaftslehre, Umwandlung des Extraordinariats Zeitungswissenschaft in ein Ordinariat, ein 
Extraordinariat für Volkswirtschaftslehre, ein Extraordinariat für Arbeits- und Werbelehre, ein Extraordinariat für Wirt-
schaftsgeographie, ein Extraordinariat für Statistik. Ebd.
16 Argumentativ geschickt zeigte Thoms den großen Bedarf an weiteren Lehrstühlen auf, um dann den vergleichsweise 
bescheidenen aktuellen Wunsch nach einem Ordinariat für Betriebswirtschaftslehre zu äußern. Im weiteren Forde-
rungskatalog Thoms’ waren unter anderem noch aufgeführt: Die Einrichtung a) eines Lehrstuhls für Wirtschaftspäda-
gogik vor dem Hintergrund des wachsenden Bedarfs an Wirtschaftslehrern und der Tatsache, dass in ganz Südwest-
deutschland (neben Württemberg, Baden und der Pfalz zählt Thoms hierzu auch das Elsass und Lothringen) nur in 
Heidelberg die Diplom-Handelslehrerprüfung abgelegt werden könne; b) eines Lehrstuhls für Wirtschaftsgeographie; 
c) eines Ordinariats für Warenkunde: »Das Warenkundliche Institut in Mannheim hatte europäischen Ruf. Im Zeichen 
der Entwicklung unserer bodenständigen deutschen Volkswirtschaft hat die Rohstoff- und Warenkunde an Bedeutung 
gewonnen.«; d) Ausbau der betrieblichen Steuerlehre und des Revisions- und Treuhandwesens, da das Akademikerprin-
zip für die Ausbildung der Steuerberater neuen Zulauf bringen werde. Ebd.
17 Ebd.
18 Siehe zur Auslandskunde S. 174.
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reichhaltige Ausstattung waren Früchte einer erfolgreichen Netzwerkbildung des Rek-
tors und Badischen Kultusministers Schmitthenner sowie der Professoren Brinkmann und 
Thoms. Konnte Brinkmann auf seine Erfahrung in der Raumforschung verweisen, so si-
cherte Partei genosse und Dekan Thoms die politische Unterstützung.19 Eine Erleichterung 
im Zugang zum Zentrum der Macht in Berlin stellte die verwandtschaftliche Beziehung 
Schmitt henners zum Staatssekretär im Reichswirtschaftsministerium und späteren Kurato-
riumsvorsitzenden des Instituts für Großraumwirtschaft, Fritz Landfried, dar20 Auch wenn 
es »klar« gewesen sei, dass die beteiligten Ordinarien sich erst nach dem Krieg intensiv 
dem Institut widmen könnten, so Thoms rückblickend, so sei doch entscheidend gewesen, 
»den Anfang zu machen, da das mit Landfried möglich war«.21 
Mit dem Zeitpunkt der Eingabe des Antrags zur Gründung des Instituts für Groß-
raumwirtschaft in Berlin bewies Thoms Gespür für Marketing und Timing – »Raum« und 
»Großraum« hatten zusammen mit »Ordnung« und »Planung« nach den Erfolgen des 
»Barbarossa«-Feldzugs eine stürmische Karriere als braune Schlagworte entwickelt: Die 
Vorstellung des »Raums« besitze im »Augenblick [sc. 1942/43] die stärkste revolutionie-
rende Kraft« und »faszinierende Wirkung«, so der Berliner Professor und wissenschaftliche 
Leiter der RAG, Friedrich Bülow, der mahnte, »Raum« drohe gar zu einem »Modewort« zu 
verkommen.22 Ziel der im »Großraum« zu verwirklichenden »Lebensraumordnung« sei 
die »Stärkung der biologischen Volkskraft, bestmögliche Nutzung des Bodens und seiner 
Kräfte, arteigene Zuordnung von Volk und Landschaft sowie Steigerung der Abwehrbe-
reitschaft des deutschen Raumes«.23 Der »bewusst gewollten, politisch zu gestaltenden 
und mit revolutionärem Fanatismus durchzuführenden, alles in allem: einer von einer po-
litischen Weltanschauung getragenen Ordnung« im nationalsozialistischen Sinne, stellte 
 Bülow die gewachsene, sich entwickelnde, selbstorganisierende Ordnung des Liberalismus 
diametral gegenüber.24 Die »Planung im totalen Sinne« schuf einen in diesem Umfang nie 
da gewesenen Markt für Politikberatung, den Thoms mit seinem Institut für Großraumwirt-
schaft sich zu bedienen erbot.
Bei der Planung des »Neuen Ostens« standen Geographen und Volkswirte in Konkur-
renz um die stattlichen staatlichen Pfründe, die es »dem Führer entgegenarbeitend« zu 
sichern galt.25 So reagierte der in hohem Maß öffentlichkeitsbewusste Thoms scharf, wenn 
er »seine« Institute nicht ausreichend gewürdigt sah. Als in der »Deutschen Bergwerks-
zeitung« vom 19.10.1943 darüber berichtet wurde, dass »verschiedene Neugründungen 
19 Siehe S. 307.
20 Schmitthenner hatte 1910 in die begüterte Heidelberger Fabrikantenfamilie Landfried eingeheiratet. Staatssekretär 
Landfried bezeichnet Schmitthenner in seinen privaten Schreiben als »Vetter«. UA HD B-7750 u. Lennartz: Schmitthen-
ner. S. 625. 
21 Thoms, Ein Bericht über die Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät (kurz Stawi-Fakultät) der Ruprecht-Karls-
Universität Heidelberg von 1934 bis 1945 aus dem Gedächtnis an Hand von zwei Dokumenten, 23.9.1986, Privatbesitz 
Prof. Wolgast. Landfried war bereits am 12. März 1941 für seine Verdienste um die Universität Heidelberg die Würde 
eines Ehrensenators verliehen worden. Der Titel wurde ihm nach 1945 nicht aberkannt. Vgl. Weisert: Ehrenbürger. Ob 
die Verleihung auch im Hinblick auf das geplante neue Institut zu sehen ist, ist rückblickend nicht zu entscheiden. Die 
ersten schriftlichen Hinweise auf erste Planungen stammen aus dem Juli 1941. In seiner Dankesrede forderte Landfried 
eine engere Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft und Staat in der zukünftigen Wirtschaftsplanung. Vgl. Ehrensena-
tor Landfried.
22 Bülow: Großraumwirtschaft. Vgl. Laak: Planung. S. 67.
23 Ebd. S. 28.
24 Ebd. S. 27.
25 Vgl. Christaller: Raumtheorie. 
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[…] vom aktiven Geist der [Heidelberger] 
Universität« zeugten, aber lediglich das 
Dolmetscher-Institut aus der Staats- und 
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät na-
mentlich erwähnt wurde, beschwerte sich 
der Dekan umgehend beim Rektor über 
die Arbeit der Pressestelle.26 Die Staats- und 
Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät war 
nicht die einzige Institution, die die Gunst 
der Stunde zur Etablierung eines Instituts zu 
nutzen suchte, und so sah sich Schmitthen-
ner bereits im Sommer 1941 gezwungen, 
den Claim des zukünftigen Heidelberger 
Instituts für Großraumwirtschaft gegen in-
nerdisziplinäre Rivalen abzustecken: Das im 
März 1941 durch Werner Daitz gegründete, 
außeruniversitäre »Zentralforschungsinsti-
tut für nationale Wirtschaftsordnung und 
Großraumwirtschaft« drohte in den Augen 
Schmitthenners und Thoms‘ staatliche Res-
sourcen von der Heidelberger Neuschöp-
fung abzuziehen (Quelle »Gesellschaft 
für Europäische Wirtschaftsplanung und 
Großraumwirtschaft e.V.«, nebenstehend). 
Daitz, der sich berufen sah, die »Fanfaren-
stöße einer rassischen Monroedoktrin« zur 
Rechtfertigung der deutschen kontinental-
europäischen Eroberungen zu verkünden, 
verfügte über sehr gute Kontakte nach Ber-
lin.27 Landfried beruhigte Schmitthenner in einem vertraulichen Schreiben: Der von Daitz 
geleiteten »Gesellschaft für europäische Wirtschaftsplanung und Großraumwirtschaft e.V.« 
und dem zugehörigen Institut stehe das Reichswirtschaftsministerium lediglich »neutral« 
gegenüber: »Diese Organisation betätigt sich – wie ich vertraulich bemerke – mehr auf pro-
pagandistischem Gebiete.«28 Gleichzeitig übermittelte Landfried am 15. August 1941 als 
Vertreter des Reichswirtschaftsministeriums seine Zustimmung zur Gründung des Instituts 
für Großraumwirtschaft:
»Die Bedeutung, die dem Problem einer Großraumwirtschaft insbesondere bei der 
wirtschaftlichen Neuordnung Europas zukommt, läßt die Gründung eines solchen 
26 Thoms an Rektor, 27.10.1943, UA HD B-6693/1. Siehe S. 464. Neben dem Dolmetscher-Institut fanden noch das Volks- 
und Kulturpolitische Institut, die Lehrstätte für die Fränkisch-Pfälzische Landes- und Volksforschung und das Experi-
mentalpsychologische Institut als Beispiele für den »aktiven Geist« Eingang in den Artikel.
27 Daitz: Neues Europa. S. 2081. Vgl. zu den Forschungszielen Daitz’ und des Zentralforschungsinstituts für nationale 
Wirtschaftsordnung und Großraumwirtschaft Daitz, Werner: Lebensraum und gerechte Weltordnung. Grundlagen einer 
Anti-Atlantikcharta. Amsterdam 1943 u. den Sammelband Nationale Wirtschaftsordnung und Großraumwirtschaft, 
weiterhin: Gruchmann: Großraumordnung.
28 Reichswirtschaftsministerium, Landfried, an Rektor, 15.8.1941, UA HD H-VI-668. 
Quelle 48 |  »Gesellschaft für Europäische Wirtschaftsplanung und 
Großraumwirtschaft e.V.«
»Im Rahmen Ihrer neuen Institutspläne, die in erster Linie auf Welt-
verkehr, Auslandskunde, Großraumwirtschaft und verwandte Gebiete 
ausgerichtet sind, hatte die Universität Heidelberg die Absicht, baldigst 
ein Institut für Großraumwirtschaft in Zusammenarbeit mit den zustän-
digen Reichsstellen zu errichten.
Die nach Beendigung des Krieges mit Sicherheit zu erwartende 
und sich schon jetzt in der Entwicklung befindliche Entstehung von 
politisch-wirtschaftlichen Großräumen und die damit verbundenen 
unzähligen Fragen geschichtlicher, geographischer, wirtschaftswissen-
schaftlicher, politischer Art rechtfertigen die Errichtung eines solchen 
Instituts wohl ohne weiteres; es dürfte wohl im Interesse des Staates 
wie auch der Universität liegen, daß ein solches Institut an einer Univer-
sität Mitglied wird. 
Wie ich erfahre, ist nun im März 1941 außerhalb der Hochschulen ein 
›Zentralforschungsinstitut für nationale Wirtschaftsordnung und Groß-
raumwirtschaft‹ gegründet worden. Gründerin und Trägerin dieses 
Instituts ist die Gesellschaft für Europäische Wirtschaftsplanung und 
Großraumwirtschaft e.V., deren Präsident Reichsamtsleiter Gesandter 
Werner Daitz ist. Ich wäre Ihnen sehr verbunden, wenn Sie mir auf-
grund Ihrer Kenntnis dieses Instituts und der Berliner Verhältnisse 
vertraulich mitteilen könnten, wie der Plan der Universität Heidelberg 
nach Lage der Dinge weiterverfolgt werden kann [(] und wieweit ein 
solches Institut, das auch der Lehre nützen würde, an einer Hochschule 
[durchgestrichen: ohne daß eine starke Überschneidung der Arbeits- 
und Forschungsgebiete erfolgt] etwaigen Überschneidung der For-
schungsgebiete erreicht werden kann. 
Da das in Heidelberg eventuell zu errichtende Institut in erster Linie 
Fragen ihres Ministeriumsbereichs zu behandeln hätte, darf ich wohl 
annehmen, Ihren wertvollen Rat und Ihre besondere Unterstützung 
erbitten zu dürfen.«
Rektor an Reichswirtschaftsministerium, Landfried, 31.7.1941, UA HD 
B-6693/1 [Entwurf]. Trotz des gewählten förmlichen Tonfalls sollte nicht 
übersehen werden, dass die Briefpartner verwandtschaftlich verbunden 
waren.
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Instituts im Rahmen der neuen, auf Weltverkehr, Auslandskunde und Großraumwirt-
schaft ausgerichteten Institutspläne durchaus erwünscht erscheinen.«29
Nach der Gründung des Instituts für Großraumwirtschaft trug Landfried Thoms auf, 
nach Rücksprache mit Predöhl die »Aufgaben des Institutes für Großraumwirtschaft an der 
Universität Heidelberg gegenüber dem Institut für Weltwirtschaft und Seeverkehr an der 
Universität Kiel« »abzugrenzen«30. Predöhl zeigte sich an der Zusammenarbeit mit dem In-
stitut für Großraumwirtschaft höflich interessiert. Zu einer engeren Zusammenarbeit sollte 
es aber nicht mehr kommen.
6.2.2 Beiträge zum Institut für Großraumforschung
Anfang September 1941 richtete Thoms in der vorlesungsfreien Zeit ein Schreiben an seine 
Kollegen in der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät mit der Aufforderung, 
ihren möglichen Beitrag zur Forschung im geplanten Institut für Großraumwirtschaft zu 
benennen.31 Das Institut sollte von den bereits in Heidelberg lehrenden Wissenschaftlern 
in einer Arbeitsgemeinschaft getragen werden – neue Lehrstühle oder Extraordinariate 
waren nicht vorgesehen und angesichts der »Haushaltsstoppverordnung« zumindest kurz-
fristig auch nicht realisierbar. Thoms selbst wollte nach Berlin reisen, »um die ideelle und 
materielle Unterstützung […] sicherzustellen«. Die überraschte Reaktion der meisten An-
geschriebenen zeigt, dass Thoms, Brinkmann und Schmitthenner das Projekt in Eigenregie 
auf den Weg gebracht hatten, ohne alle Mitglieder der Fakultät einzuweihen. Betriebswirt 
Lysinski erklärte, dass er – obwohl er sich »nicht völlig darüber klar geworden [sei], um was 
es sich eigentlich handele« – gerne über »Arbeitsführung in Großraumwirtschaften« und 
»Werbung in Großraumwirtschaften […] (insbes. Außenhandelswerbung)« forschen wür-
de.32 Die betriebswirtschaftlichen Extraordinarien Sandig und Sieber scheinen hingegen 
eingeweiht worden zu sein. Während Sandig Fragen des »Warenaustauschs in der Groß-
raumwirtschaft« und »Handels- und Verkehrstechnik« zur Behandlung vorschlug,33 woll-
te sich Sieber auf die Untersuchung der »Kapitallenkung« als eines der mächtigsten, aber 
zugleich auch subtilsten Instrumente zur Steuerung der kommenden Großraumwirtschaft 
konzentrieren:
»Es sind [...] Formen der Beteiligung an ausländischen Unternehmungen zu wählen, die 
das Gefühl der Überfremdung möglichst wenig aufkommen lassen, ohne aber auf den 
notwendigen Einfluß des Kapitalgebers auf Sicherheit und Ertrag seines Kapitals zu 
verzichten noch die deutschen Instanzen der Wirtschaftslenkung auf die Ausrichtung 
der Investitionen an Bedürfnissen des Großraumes.«34
Volkswirt Schuster, dessen Beiträge zur Raumforschung von Seiten der Fakultät als Beleg 
für die Bedeutung der Disziplin in Heidelberg herausgestellt worden waren, war ebenfalls 
nicht in die Vorbereitungen zur Institutsgründung eingebunden worden. Schuster kritisier-
te die Errichtung des neuen Instituts, da ihm mehr am Ausbau der bestehenden Einrichtun-
29 Ebd.
30 Protokoll der Sitzung des Institutes für Großraumwirtschaft an der Universität Heidelberg, Vorbesprechung am 2.1.1942, 
UA HD B-6693/1.
31 Thoms an Schuster, 8.9.1941, UA HD H-VI-668
32 Lysinski an Thoms, 6.9.1941, UA HD H-VI-668.
33 Sandig an Thoms, 7.9.1941, UA HD H-VI-668.
34 Sieber an Thoms, 7.9.1941, UA HD H-VI-668.
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gen gelegen war: »Es scheint aber an der Zeit zu liegen, dass die neuen Institute größere 
Mittel bekommen.«35 Wie Lysinski wurde auch Schuster vom Anliegen Thoms’ überrascht: 
»Ich ersehe aus Ihrem Brief auch nicht, woher die Mittel kommen sollen und wer eigent-
lich der spiritus rector des Institutes ist.« Das Thema »Großraum« hatte Schuster bereits 
zu einem früheren Zeitpunkt für sich entdeckt. Eine Veröffentlichung über »Die Industrie-
politik im Großraum« stand kurz vor der Vollendung.36 Seine Aufstellung der möglichen 
Forschungsfelder war breit angelegt: 
»1. grundsätzliche Fragen der Großraumwirtschaft, 2. Industriepolitik im Großraum, 3. 
Wirtschaftsplanung im Großraum, 4. Wohnungspolitik im Großraum, 5. Beziehungen 
des Großraumes zu den übrigen Gebieten der Welt, 6. Handelspolitik des Großraumes, 
7. Raumordnung des Großraumes, 8. Sociologie des Großraumes, 9. Socialpolitik im 
Großraum, 10. Organisation und Lenkung der Wirtschaft im Großraum.«37
Durch die Blitzkriegs-Euphorie befeuert, wurden die Expansionspläne der Heidelberger 
Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät in kürzester Zeit vom REM und dem 
Reichswirtschaftsministerium abgesegnet. Bereits Ende September 1941 besaß Thoms eine 
verbindliche mündliche Zusage aus Berlin.38 Der offizielle Antrag an das REM wurde erst 
am 23. Oktober 1941 eingereicht: »Die Entwicklung zur europäischen Großraumwirtschaft 
unter deutscher Führung zwingt mehr oder weniger alle deutschen Wirtschaftswissen-
schaftler, sich den Problemen der Großraumwirtschaft in verstärktem Maße zu widmen.«39 
Die Konstituierung des Instituts für Großraumwirtschaft wurde auf den 1. Oktober 1941 
zurückdatiert.40 Die Heidelberger Neugründung war sogar dem »Völkischen Beobachter« 
einen kleinen Artikel wert.41 Am 17. Juni 1943 besuchte Reichserziehungsminister Rust das 
Institut für Großraumwirtschaft.42 
Finanziert wurde das Institut ausschließlich aus Mitteln des Reichswirtschaftsminis-
teriums.43 Der Jahresetat in Höhe von 60.000 RM erlaubte eine großzügige personelle 
Ausstattung: Neben den fünf Assistenten der Direktoren wurden noch mindestens zwei 
studentische Hilfskräfte und eine Schreibkraft eingestellt. Als Direktorialassistenten hatte 
Thoms anfänglich im Juli 1942 den promovierten »SS-Hauptsturmführer der Waffen-SS« 
und Kompaniechef der Niederländischen Legion, August Friedrich Grote, aus Amsterdam 
35 Schuster an Thoms, 11.9.1941, UA HD H-VI-668.
36 Schuster: Industriepolitik.
37 Schuster an Thoms, 11.9.1941, UA HD H-VI-668.
38 Dekan an Rektor, 4.10.1941, UA HD B-6693/1.
39 Hochrangige Vertreter des REM waren aber bereits bei früheren Besprechungen in Berlin anwesend gewesen. Um die 
bei allem Wohlwollen von Seiten des REM drohende Klippe »Haushaltsstoppverordnung« zu umschiffen (siehe S. 106 
Anm. 1), betonte Thoms ausdrücklich die Kontinuität zur bisher geleisteten Forschung an der Fakultät und unterstrich, 
dass zum Betrieb des Instituts keine neuen Lehrstühle geschaffen werden müssten. Dekan an Rektor, 4.10.1941 u. 
Thoms an REM, 23.10.1941, UA HD B-6693/1. 
40 Satzung des Instituts für Großraumwirtschaft, 1.10.1941, UA HD B-6693/1 u. E. M.: Großraumforschung Heidelberg.
41 Institut für Großraumwirtschaft. In: Völkischer Beobachter vom 8.1.1942.
42 Thoms an Rektor, 21.6.1943, UA HD B-6693/1. Knappe drei Wochen später besuchte der im Regime zunehmend margi-
nalisierte Reichsminister zusammen mit dem Propagandaminister wiederum Heidelberg, »durfte« nach dem Zeugnis 
des Heidelberger Historikers Ernst am Nachmittag keine Rede halten, da er am Morgen vor dem Rektor und einer Grup-
pe Heidelberger Professoren beklagt hatte, »er habe es dem Führer oft gesagt, so könne man die Wissenschaft nicht 
behandeln«. Ernst: Schatten. S. 52.
43 Das Institut erhielt eine Anschubfinanzierung zur Renovierung und Ausstattung der von der Universität überlassenen 
Räumlichkeiten in Höhe eines Jahresetats von 60.000 RM. Dekan an Rektor, 4.10.1941, UA HD B-6693/1.
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vorgesehen.44 Dieser trat seinen Dienst aber nicht an.45 Die Stelle wurde an O. Mugler, spä-
ter an Antonio Montaner vergeben.46 Die Universität stellte die Akademische Lesehalle im 
Seminarienhaus, Augustinerstraße 15, zur Unterbringung des Instituts für Großraumwirt-
schaft zur Verfügung.47 Zum Leiter des Instituts wurde Thoms ernannt.48 Gemäß einer Über-
sicht aus dem Juli 1942 umfasste das Institut für Großraumwirtschaft sieben Abteilungen: 
»1. Zentralabteilung, gleichzeitig statistische Abteilung; 2. Abteilung für Agrarpolitik 
[Brinkmann, Jecht]; 3. Abteilung für Industriepolitik [Schuster]; 4. Abteilung für Han-
delspolitik [Sandig]; 5. Abteilung für Verkehrspolitik [ab 1944: Most]; 6. Abteilung für 
Geld- und Kreditpolitik [Sieber]; 7. Abteilung für Sozialpolitik [Thoms].«49
Neben dem Rektor, dem Dekan und den an den Forschungen beteiligten Ordinarien soll-
ten noch Vertreter des Reichswirtschaftsministeriums, des REM und des MKU in das Kurato-
rium berufen werden.50 Die Besetzung des für die Partei vorgesehenen Sitzes im Kuratorium 
wurde vom Vertreter des Leiters der Parteikanzlei, Martin Bormann, aus »grundsätzliche[n] 
Erwägungen der Parteikanzlei« heraus abgelehnt.51 Ergänzt werden sollte das Kuratorium 
durch »Praktiker« aus Baden, den Hansestädten, der »Ostmark« und durch einflussreiche 
Industrielle.52 Mit Fortgang des Krieges blieben die anfangs hochrangigen Vertreter aus 
Berlin den Sitzungen in Heidelberg fern.53
44 August Friedrich Grote (*1897), 1929-1930 Promotion an der Universität Brüssel über »Geschichte des niederländischen 
Bankenwesens vom Mittelalter bis heute«, »Nationaal Socialistische Bewegung« in Holland seit 1932 und nach der 
Besetzung der Niederlande als Verbindungsoffizier bei der Geheimen Feldpolizei eingesetzt: »Herr Dr. Grote nahm seit 
Ausbruch des Krieges gegen den Bolschewismus als Offizier (Hauptsturmführer) der Waffen-SS der freiwilligen Legion 
Niederlande am Kampf im Osten teil.« Grote, Personalkarte, 1.7.1942, UA HD H-VI-668 u. Thoms an Rektor, 9.7.1942, 
UA HD H-VI-668.
45 Sieber an Rektor, 1.9.1942, UA HD H-VI-668.
46 Geschäftsverteilungsplan – Institut für Großraumwirtschaft, 15.1.1943, UA HD B-0862/3. Antonio Montaner war ein 
Schüler Brinkmanns, »spanischer Staatsangehöriger deutscher Volkszugehörigkeit«, Promotion zum Dr. rer. pol. am 
20.6.1941 (»Die Papier- und Zellstoffwirtschaft Südamerikas«), persönlicher Assistent Brinkmanns vom 1.9.1940 bis 
14.4.1942 am InSoSta und nach Umzug Brinkmanns vom 15.4.1942 bis 31.7.1942 am Institut für Wirtschaftswissenschaft 
an der Universität Berlin, Forschungsgebiete: Handelspolitik, Großraumwirtschaft, Warenhandelsbetriebswirtschaft, 
Wirtschaft Südamerikas, Mitglied der NSDAP, »Propagandaleiter« in der HJ, im WS 1941/42 Amtsleiter für Presse und 
Propaganda in der Studentenführung der Universität Heidelberg, Montaner, Personalbogen, 1.8.1942, UA HD H-VI-668 
u. Montaner: Brinkmann. Zu O. Mugler finden sich keine weiteren Informationen, eine Personalakte liegt im UA HD nicht 
vor. 
47 MKU an Rektor, 9.12.1941, UA HD PA 6080.
48 Protokoll der Sitzung des Kuratoriums des Instituts für Großraumwirtschaft am 2.1.1942, 2.1.1942, UA HD B-6693/1.
49 Thoms an Rektor, 29.7.1942, UA HD H-VI-200/2; Protokoll der Kuratoriumssitzung des Instituts für Großraumwirtschaft, 
24.1.1944, UA HD B-6693/1.
50 Satzung des Instituts für Großraumwirtschaft, 1.10.1941, UA HD B-6693/1.
51 Gründe waren nicht mitgeteilt worden. Protokoll der Sitzung des Kuratoriums des Instituts für Großraumwirtschaft, 
2.1.1942, UA HD B-6693/1 u. Klingemann: »Institut für Sozial- und Staatswissenschaften«. S. 149/150.
52 REM an MKU, Karlsruhe, 14.3.1942, UA HD B-6693/1. Als Vertreter der »Ostmark« wurde Dr. h.c. Philipp Ritter von Schoel-
ler (*1892), Vertreter der Wiener Großindustriellen- und Bankiersfamilie Schoeller, ins Kuratorium berufen. REM an MKU, 
14.3.1942, UA HD B-6693/1. Von der Ernennung des italienischen Wirtschaftsministers Adelchi Ricardi zum Ehrenmit-
glied des Kuratoriums hatte man in Berlin »Abstand genommen«. Die Gründe hierfür gehen aus dem Schreiben nicht 
hervor. REM an RWM, 3.7.1942, BA R 4901-13444.
53 Thoms an Rektor, 1.2.1944, UA HD B-6693/1.
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»6.2.3 Gegenwartsoffene Wissenschaft« – Forschung 
am Institut für Großraumwirtschaft
»Dieser Krieg ist die militärische Auseinandersetzung 
mit den Mächten einer alten untergehenden Welt. Er ist 
der Kampf gegen den Kapitalismus und wird enden mit 
dem Sieg des völkisch begründeten Sozialismus. […] Die 
liberal-kapitalistische Wirtschaft ist zusammengebrochen, 
Großraumwirtschaften bilden sich überall heraus. Die euro-
päische Großraumwirtschaft ist im Entstehen begriffen.«54
Propaganda oder »praktische Arbeit«6.2.3.1 
Nach dem Willen des Wirtschaftsministeriums sollte das Institut für Großraumwirtschaft 
konkrete wissenschaftliche Hilfestellung bei den für »die Praxis dringlichsten Fragen« leis-
ten:
»Das Reichswirtschaftsministerium habe nicht die Absicht, der Wissenschaft die Ver-
fechtung einer bestimmenden Regierungsmeinung zuzumuten, sondern das Institut 
solle der Regierung wissenschaftliche Hilfestellung geben, Anregungen vermitteln und 
darüber hinaus an der Ausbildung des Nachwuchses mitarbeiten, indem der Student 
schon von Anfang an in die Bedürfnisse der praktischen Wirtschaftspolitik eingeweiht 
werde. Es seien weniger theoretische Erörterungen oder gar Denkschriften über Ziele 
des Institutes erwünscht, als der unmittelbare Beginn der praktischen Arbeit durch 
persönliche Fühlungnahme zwischen Wissenschaft und Ministerium.«55 
Kein Interesse zeigte Landfried an »propagandistischen« Rückgriffen ins Mittelalter zu 
Hanse, Deutschem Orden und Ostkolonisation, wie von Daitz zur Legitimation der deut-
schen Besatzungspolitik und des Kriegs gegen England vorgebracht56: 
»In dieser Zeit der Erstarkung des europäischen Lebensraums und vernünftiger Konti-
nentalpolitik der europäischen Völker [sc. im Mittelalter] war England nur ein unbedeu-
tendes Inselreich am Westrande Europas, also gewissermaßen vom Gesichtspunkt der 
Ostpolitik die Nachhut Europas. Schon damals versuchte es mit seinen Seeräuberme-
thoden in das kontinentaleuropäische Wirtschaftssystem einzubrechen. Doch konnte 
es immer wieder leicht von der Hanse in seine Grenzen zurückgewiesen werden.«57
In der konstituierenden Sitzung am 2. Januar 1942 umrissen die versammelten Vertreter 
der Berliner Reichsministerien das grundlegende Arbeitsprogramm des Instituts für Groß-
raumwirtschaft. Von Seiten des REM wurde betont, dass die »Initiative bei der Ausgestal-
tung des Forschungsprogramms weitgehend beim Reichswirtschaftsministerium liegen 
[müsse], damit jeweils die für die Praxis dringlichsten Fragen untersucht werden können. 
Insbesondere sollte das Reichswirtschaftsministerium das Institut weitestgehend bei der 
Beschaffung des Materials unterstützen.«58 Der Kontakt zwischen Ministerium und For-
54 Institut für Großraumwirtschaft an der Universität Heidelberg. Arbeitsbericht für das Jahr 1941/42, Vorwort, 
UB K 3133-10-60.
55 Protokoll der Sitzung des Kuratoriums des Instituts für Großraumwirtschaft, 2.1.1942, UA HD B-6693/1.
56 Reichswirtschaftsministerium, Landfried, an Rektor, 15.8.1941, UA HD H-VI-668.
57 Daitz: Neues Europa. S. 2083. Nach Daitz war – hier folgt er Hitlers »Mein Kampf« – die »große Sünde der mittel- und 
westeuropäischen Völker an dem osteuropäischen Teil ihres Lebensraums« die Hinwendung zum »Zug gen Westen«, 
dessen Kolonisation sich die besten und leistungsfähigsten Menschen anschlossen: »In dieser Periode, in der sich […] 
das europäische Leben von seinen irrationalen Kraftquellen und aus seinem natürlichen Rahmen löst und in fremden 
Erdteilen und Völkern Wurzel fassen wollte, veränderte sich naturgemäß auch die Struktur des geistigen Lebens Euro-
pas. Es wurde rationalistisch und universalistisch.« Ebd. S. 2083/84.
58 Protokoll der Sitzung des Kuratoriums des Instituts für Großraumwirtschaft, 2.1.1942, UA HD B-6693/1.
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schungseinrichtung müsse so eng wie möglich gestaltet werden. Gleichzeitig müsse aber 
auch sichergestellt werden, sekundierte Ministerialdirigent Imhoff vom REM, 
»daß diese Synthese zwischen Wissenschaft und Praxis die Freiheit der Wissenschaft 
nicht beeinträchtige […], d. h. daß das Reichswirtschaftsministerium von dem Institut 
keine wissenschaftliche Begründung für von ihm getroffene Wirtschaftspolitik, son-
dern die Klärung von Zusammenhängen erwartet, auf die die Wirtschaftspolitik ihre 
Entscheidungen aufzubauen hat. […] [Den] Zusammenkünfte[n] [solle] kein festgeleg-
tes Thema zugrunde [gelegt werden], sondern eine Aussprache nach Art eines ›aka-
demischen Seminars’ [gepflegt werden], aus der sich die zu bearbeitenden Probleme 
kristallisieren könnten. In einer solchen freien Aussprache könnten auch eher Fragen 
berührt werden, deren Geheimhaltung erforderlich sei.«59
Thoms selbst hatte bereits im März 1941in seiner Rechtfertigung für das »Friedenspro-
gramm« die künftigen Aufgaben der Wirtschaftswissenschaften umrissen. Das große Ziel 
der selbstgenügsamen, durch Planung gesteuerten Großraumwirtschaft bestehe in der 
Ausschaltung von Wirtschaftskrisen, die man der globalen wirtschaftlichen Verflechtung 
geschuldet glaubte und die die agierende Generation zutiefst geprägt hatte60: 
»Der Wirtschaftswissenschaft sind damit gewaltige Aufgaben übertragen. Dazu kommt 
noch die Notwendigkeit des Ausbaus der Kolonialwirtschaftlehre. Der Bedarf an Wirt-
schaftswissenschaftlern im europäischen Großraum wird ungeheuer sein. Allein die 
Gestaltung und Steuerung einer konjunkturfreien sozialistischen Wirtschaft hat einen 
großen Bedarf. […] Reichsplanung und Raumordnung können auf die Wirtschaftswis-
senschaft nicht verzichten, ebenso Marktordnung und Preisgestaltung. […] Der Bedarf 
an wissenschaftlich ausgebildeten Wirtschaftlern [...] ist unübersehbar.«61
Neben der interdisziplinären Konzeption und der Ausrichtung auf Politikberatung 
schrieb das REM eine weitere Zielvorgabe ins Stammbuch: Über das Kuratorium, For-
schungsaufträge und Gastvorträge sollte das Institut für Großraumwirtschaft kontinuierlich 
Fühlungnahme zu Wirtschaftsführern pflegen und so der stärkeren Verknüpfung »mit der 
Landschaft, in der die Universität steht«, einer alten Forderung an die national sozialistische 
Universität, dienen:62
»Hochschulforschung auf dem Gebiet der Wirtschaft nicht nur durch die besondere 
praktische Fragestellung erheblich zu aktualisieren, sondern sie darüber hinaus in 
unmittelbare Verbindung zu den maßgeblichen Männern der deutschen Wirtschafts-
führung zu bringen. […] Es besteht die Hoffnung, daß hierdurch die bestehende 
Kluft zwischen Praxis und Wissenschaft [...] an einer wichtigen Stelle entscheidend 
überbrückt wird und damit die Hochschulwissenschaft die Chance erhält, die in ihr 
liegenden Möglichkeiten zur maßgeblichen Mitgestaltung der deutschen Wirtschaft 
auszunutzen.«
Bereits am 20. November 1941 fragte Thoms namens des Instituts für Großraumwirt-
schaft im Reichswirtschaftsministerium nach dort als besonders dringlich geltenden Prob-
lemen nach, während Brinkmann sein Interesse auf dem »Gebiet der russischen Statistik« 
kundtat.63 Im Februar 1942 hielten sich die Abteilungsleiter Brinkmann, Sieber und Sandig 
zu Arbeitsgesprächen in der Reichshauptstadt auf, wo sie neben den Vertretern des Reichs-
59 Ebd.
60 Teichert: Großraumwirtschaft.
61 Rektor, Großpläne zum Ausbau der Universität, 14.3.1941, UA HD B-1005/2.
62 REM, Bericht über Institut für Großraumwirtschaft, 3.2.1943, BA R 4901-13444. Im Februar 1944 wurden der Mannhei-
mer Oberbürgermeister Renninger, der Präsident der Industrie- und Handelskammer Mannheim, der Fabrikant Goebels, 
und der Präsident der Industrie- und Handelskammer Ludwigshafen, Direktor Wurster, ins Kuratorium aufgenommen. 
Thoms an Rektor, 1.2.1944, UA HD B-6693/1.
63 Thoms an RWM, 20.11.1941, UA HD H-VI-668.
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wirtschaftsministeriums auch Beamte aus dem Reichsarbeitsministerium und dem Reichs-
ernährungsministerium trafen.64 Zuletzt standen auch Sondierungsgespräche mit dem 
Hauptschriftleiter der Reichsarbeitsgemeinschaft für Großraumwirtschaft, Frank  Glatzel, 
und dem Heidelberger Albert Speer im Hause des Beauftragten für den Vierjahresplan 
an.65 Allen Bemühungen zum Trotz scheinen in der Folgezeit keine offiziellen Forschungs-
aufträge aus Berlin in Heidelberg eingegangen zu sein.66 Im April 1942 beschwerte sich 
Landfried bei seinem Vetter Schmitthenner, dass der Informationsfluss aus dem Institut für 
Großraumwirtschaft dürftig und kein Fortschritt erkennbar sei.67 
Im Mai 1944 wandte sich Jecht an Otto Ohlendorf, Leiter der Abteilung Inland des SD, 
ehemaliger Kommandeur der »Einsatzgruppe D« und Nachfolger Landfrieds, mit der Bitte 
um eine »unmittelbarere« Einbindung des Instituts für Großraumwirtschaft in die durch 
das Reichswirtschaftsministerium betriebene Forschung.68 Der Institutsdirektor diente das 
Institut zur Übernahme von dringenden Forschungsaufgaben und Erstellung von Gutach-
ten an. Dies sei bereits bei dessen Gründung 1942 so in Aussicht gestellt worden: »Es war 
dabei an ein ähnliches Verhältnis zwischen Ministerium und Institut gedacht, wie es z. B. auf 
anderem Gebiete zwischen dem OKW und einigen Universitäts-Instituten, z. B. auch dem 
Kieler Institut für Weltwirtschaft und Seeverkehr, besteht.« Bisher habe diese neben der 
Grundlagenforschung angestrebte wichtige Aufgabe nie Gestalt angenommen. Ein Motiv 
Jechts, der Ohlendorf aus seiner Zeit in Berlin persönlich kannte, lag wohl in der Angst, dass 
nach dem Ausscheiden Landfrieds der Kontakt zum Reichswirtschaftsministerium abreißen 
und das Institut für Großraumwirtschaft seinen kriegswichtigen Status verlieren könnte.
In dem kurzen Zeitraum der Existenz des Instituts für Großraumwirtschaft – zumal im 
Krieg – ließen sich konkrete Forschungsergebnisse nicht erzielen. Im November 1941 hat-
ten Schuster und Thoms Vorträge zur »Europäischen Großraumwirtschaft« auf der Tagung 
des Vereins deutscher Wirtschaftswissenschaftler in Weimar gehalten.69 Schusters weitere 
Mitarbeit am Institut dürfte über eine nominelle Mitgliedschaft nicht hinausgegangen sein. 
Die Fakultätsakten dokumentieren für die nachfolgenden Monate einen anhaltenden Streit 
über das Institut für Großraumwirtschaft: Schuster erwog mehrmals seinen Rückzug aus 
dem Institut, Thoms drohte 1943, dem Volkswirt die »Antwort« zu geben, »wie sie sich aus 
dem totalen Zusammenhang zwangsläufig ergibt und meine Ehre sie vorschreibt.«70 Der 
64 Thoms an Rektor, 12.2.1942, UA HD B-6693/1.
65 Frank Glatzel (*1892), vgl. Gutberger: Volk, Raum und Sozialstruktur. S. 535.
66 Im Juli 1942 hatte sich Thoms mit Rudolf Stahl, dem stellvertretenden Leiter der deutschen Industrie und Leiter des 
Reichskuratoriums für Wirtschaftlichkeit getroffen, ohne konkrete Erfolge nach Heidelberg melden zu können. Thoms 
an Rektor, 28.7.1942, UA HD B-6693/1.
67 Schmitthenner entschuldigte Thoms mit dem Hinweis auf die schwierigen Zeitumstände: »Man darf andererseits nun 
auch nicht zu viel erwarten, da angesichts der Kriegsverhältnisse sowohl in personeller wie materieller Hinsicht größte 
Schwierigkeiten im Wege stehen, die sich zum Teil als unüberwindbar [...] herausstellen können.« Schmitthenner an 
Landfried, 18.4.1942, UA HD B-7750.
68 Jecht an Ohlendorf, 20.5.1944, UA HD H-VI-612. Das neuerliche Insistieren Jechts lässt die These Klingemanns und Brint-
zingers zweifelhaft erscheinen, dass man im Institut für Großraumwirtschaft nicht gewillt war, das zu tun, was ihm vom 
Reichswirtschaftsministerium aufgetragen worden war, nämlich tagesaktuelle Politikberatung. Die Bereitschaft von 
Seiten der Heidelberger Professoren war durchaus vorhanden, nur wurden aus Berlin kein Material oder konkrete Fra-
gen geliefert. Brintzinger: Nationalökonomie. S. 235/236. Zum »Nonkonformisten, SS-Führer und Wirtschaftsfunktionär« 
Ohlendorf siehe Sowade: Ohlendorf.
69 Thoms: Arbeitseinsatz im Großraum u. Schuster: Industriepolitik.
70 Schuster an Thoms, 11.9.1941, UA HD H-VI-668; Thoms an Rektor, 5.2.1943, UA HD B-6693/1; Protokoll der Sitzung des 
Fakultätsausschusses vom 29.11.1942, 1.12.1942, UA HD B-7750 u. Thoms an Schuster, 19.1.1943, UA HD PA 6080. Seine 
grundsätzliche Ablehnung gegen das Institut für Großraumwirtschaft hinderte Schuster nicht daran, Thoms zu Zeiten 
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Volkswirt sah im Institut für Großraumwirtschaft eine Konkurrenz zu der von ihm geleiteten 
örtlichen Dependance der RAG, deren Mittel ihm eine vergleichsweise große Unabhängig-
keit verliehen.71 Die weiteren Mitglieder des Instituts trugen ebenfalls wenig zur Forschung 
bei. Brinkmann kehrte Heidelberg kurz nach der Eröffnung des Instituts den Rücken. Sei-
nem Nachfolger Jecht ließen Verpflichtungen in Berlin nur wenig Zeit zu größerem Enga-
gement, obwohl er sich bereits zuvor »mit Erfolg um Fragen der Raumforschung« bemüht72 
und bereits vor seinem Wechsel nach Heidelberg über »Großraumwirtschaft« geschrieben 
hatte.73 Betriebswirt Sandig war die meiste Zeit zum Kriegsdienst eingezogen.
Thoms meldete sich im Sommer 1942 freiwillig zum »Osteinsatz« im »Einsatz Rosenberg«, 
um die »bolschewistische Wirtschafts- und Sozialpolitik« in den besetzten ukrainischen 
Schwerindustriezentren an Donez und Dnepr zu studieren.74 Thoms hielt sich fünf Wochen, 
vom 27. August 1942 bis zum 3. Oktober 1942, in Charkow und Kiew beim »Einsatzstab 
in die Führung des Instituts hineinzuregieren. So konnte er im Februar 1943 bei der Suche nach einer für die Juristische 
wie die Philosophische Fakultät attraktiven Forschungsfrage zum »Großraum« durchsetzen, dass nicht Thoms’ Vorschlag 
»Völkische Lebensordnung im europäischen Großraum«, sondern seine politisch weniger aufgeladene Empfehlung 
»Die Grenzen des Großraums« in der fakultätsübergreifenden Besprechung angenommen wurde. Thoms an Rektor, 
8.2.1943, UA HD B-6693/1.
71 Vgl. S. 363.
72 Reichsdozentenbundsführer NSDDB an REM, 5.6.1937, BA Lichterfelde REM W/P J 21 A 54 Bl. 8516. Jecht war Leiter der 
RAG-Arbeitsgemeinschaft an der Wirtschaftshochschule Berlin, vgl. Aufstellung der Hochschularbeitsgemeinschaften, 
ihrer Leiter und Stellvertreter. In: Raumforschung und Raumordnung 6 (1942). S. 231.
73 In der Sondernummer der Zeitschrift »Die Deutsche Volkswirtschaft« anlässlich der »Konstituierung der europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft« hatte Jecht die Einigung des europäischen Großraums unter der einzig denkbaren Ordnungs- 
und Führungsmacht Deutschland als Vollendung einer tausendjährigen Entwicklung vom Kaisertum über die Hanse 
und die Ostkolonisation hin zur Auflösung der Weltwirtschaft und dem Ende der Dominanz Englands gefeiert. Jecht: 
Wirtschaftsraum. Vgl. auch Jecht: Entwicklung.
74 Thoms an Rektor, 17.7.1944, UA HD PA 6080 u. Eidesstattliche Erklärung von Hans Joachim Rudolph, 19.12.1946, GLA 
KA 465a-59-54-480. Schuster machte Thoms in einer Fakultätsbesprechung am 19.1.1943 »coram publico« wegen 
dessen »freiwilliger Meldung zum Einsatzstab Reichsleiter Rosenberg für die besetzten Ostgebiete« Vorwürfe, vermut-
lich im Zusammenhang mit den längeren Absenzen des Dekans während der laufenden Berufungsverhandlungen. 
Der sich »provoziert« fühlende Thoms beschwerte sich daraufhin entrüstet beim Rektor. Thoms an Schuster, 19.1.1943, 
UA HD PA 6080.
»Quelle 49 | Forschungsprogramm des Instituts für 
Großraumwirtschaft«
Abteilung Brinkmann:
Methodische Probleme: Handelspolitische Methodik,•	













betriebliche Sozialpolitik im Großraum,•	
Fremdenverkehr im Großraum.•	
Abteilung Sandig:
Warenaustausch in der Großraumwirtschaft (Beschaffungs-, •	
Absatz-, Lagerwirtschaft),
Handelstechnik im Großraum,•	




Zahlungsausgleich in der Großraumwirtschaft (Devisenbe-•	
wirtschaftung, Verrechnungstechnik),
Kapitalexport und Kapitallenkung in der Großraumwirtschaft,•	
Währungspolitik im Großraum.•	
Forschungsprogramm des Instituts für Großraumwirtschaft, 
1.10.1941, GLA KA 235-29958.
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Rosenberg« auf, dessen Hauptaufgabe in der Plünderung (jüdischer) Wert- und Kulturgüter 
in den besetzten Gebieten bestand.75 Die im Wettlauf mit dem SD ausgeraubten Biblio-
theken und Archive wurden von Experten gesichtet, katalogisiert und ausgewertet, um 
die Erkenntnisse »operativ« in der Propaganda einzusetzen.76 Nach Aussage eines dortigen 
Mitarbeiters im Einsatzstab Rosenberg aus dem Jahr 1946 ist Thoms im Auftrag des Amts 
Wissenschaft des Einsatzstabs mit der Erfassung der »betrieblichen und sozialen Verhält-
nisse der bolschewistischen Wirtschaft« durch Fragebögen voll ausgelastet gewesen und 
nicht »mit den anderen Arbeitsgebieten des Einsatzstabs in Verbindung« gekommen.77
Thoms publizierte seine durch Betriebsuntersuchungen in Dnepropetrovsk (Dnipropet-
rowsk), Kriwoj-Rog (Krywyj Rih), Saporoschje (Zaporižža) und Woroschilowgrad (Luhansk)78 
gewonnenen Erkenntnisse »Die betrieblichen und sozialpolitischen Einrichtungen der bol-
schewistischen Wirtschaft« in drei, »in einer beschränkten Zahl vervielfältigten«, hektogra-
phierten Bänden:
 »1.) Grundzüge bolschewistischer Betriebsführung. 2.) Die betrieblichen Verhältnisse 
in der bolschewistischen Wirtschaft, dargestellt aufgrund einer Fragebogenerhebung 
im Sommer 1942. 3.) Die Lebensverhältnisse der Arbeiter bolschewistischer Betriebe, 
dargestellt aufgrund einer Fragebogenerhebung im Sommer 1942.«79 
Die Ergebnisse waren nur für den internen Gebrauch an der Universität bzw. den Partei- 
und Staatsstellen vorgesehen, eine Veröffentlichung war nicht geplant. 
Auch in der Folgezeit pflegte Thoms seine Kontakte zu Rosenberg. Im Anschluss an sei-
nen »Osteinsatz« wurde Thoms in die »Reichslehrgemeinschaft Rosenberg« aufgenommen, 
die parteinahe Wissenschaftler erfasste.80 Im Februar 1944 nahm Thoms an einem von 
Rosen berg ausgerichteten, eintägigen Treffen auf der Wartburg teil, auf der neben dem 
Parteiideologen auch SS-Obergruppenführer Kaltenbrunner referierte.81 Im Juli 1944 wur-
de der Betriebswirt zum »ständigen Mitarbeiter […] für das Problem der bolschewistischen 
Wirtschafts- und Sozialpolitik« im »Einsatzstab Reichsleiter Rosenberg«.82 Im Gegenzug für 
75 Thoms an Rektor, 10.9.1942, UA HD PA 6080. In Kiew wurde die Universitätsbibliothek vor ihrer Zerstörung durch den 
»Einsatzstab« um 10.000 bis 12.000 Bände beraubt. Nürnberger Prozeß, Band 11. S. 545/546. Aktuell zu Einordung und 
Dimension der Plünderung durch den »Einsatzstab« vgl. Grimsted: Plunder. Zum »Einsatzstab Rosenberg« allgemein 
Bollmus: Amt Rosenberg. S. 145-152.
76 Grimsted: Plunder. S. 396/397.
77 Hans Joachim Rudolph war nach eigener Aussage als Pg. und HJ-Stammführer im Einsatzstab Rosenberg in Kiew 
im Jahre 1942 »wissenschaftlich tätig« und erklärte, »Einblick in die Arbeit des Prof. Thoms« gehabt zu haben. Eides-
stattliche Erklärung, 19.12.1946, GLA KA 465a-59-54-480. Eine irgendgeartete Beteiligung an der »Entjudung« der 
lokalen Wirtschaft ist den Unterlagen nicht zu entnehmen, obwohl es nach Johann von Leers unter anderen Thoms’ 
Disziplin, der Arbeitswirtschaft, aufgegeben sei, die eroberten Gebiete zu »entjuden«: »Hier ist uns die ›Kinderstube‹ 
des Weltjudentums in die Hände gefallen. [...] Abnehmen wird uns niemand diese Juden. [...] Es [wird] die Aufgabe des 
Verwaltungsmannes, des Rassekundlers, des Steuerpraktikers und Arbeitswirtschaftlers sein, die Wirtschaft so einzu-
richten, dass die Zahl der Juden zurückgeht.« Leers: Judentum in Polen. S. 769. Vgl. zu von Leers Hamann: NS-Institute. 
S. 210-213.
78 Thoms an Rektor, 10.9.1942, UA HD PA 6080.
79 Institut für Großraumwirtschaft an der Universität Heidelberg. Arbeitsbericht für das Jahr 1942/43, Nov. 1943, 
GLA KA 235-29958. Die Titel tauchen in der Inventarliste der ausgelagerten Bücher des Instituts für Großraumwirtschaft 
vom 30.11.1944 auf, sind aber nach dem Krieg nicht wieder an der Heidelberger Universität aufgestellt worden.
80 Thoms an Rektor, 5.1.1943, UA HD PA 6080. Die 20.12.1942 gegründete »Reichslehrgemeinschaft« versammelte ausge-
suchte Referenten zur Wehrmachtsschulung. Berghahn: »Geistige Führung«. S. 52/53. Zum Amt Rosenberg u. den Wehr-
machtsschulungen vgl. Bollmus: Amt Rosenberg. S. 140-145. 
81 Thoms an Rektor, 7.2.1944, UA HD PA 6080 u. Special Branch, Invest. Section, an Spruchkammer Heidelberg, 10.10.1947, 
GLA KA 465a-59-54-480.
82 Thoms an Rektor, 17.7.1944, UA HD PA 6080.
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seine Mitarbeit stelle der »Einsatzstab« dem Institut für Großraumwirtschaft »sein gesam-
tes Material dieses Gebietes« zur Verfügung, so verkündete Thoms dem Rektor: 
»Der Generalgouverneur Dr. Frank hat mir außerdem mitgeteilt, daß von der gesamten 
bolschewistischen wissenschaftlichen Literatur über Wirtschafts- und Sozialpolitik, die 
bei den verschiedensten Stellen in Krakau zusammengekommen ist, mir die vorhande-
nen Doppelstücke ausgeliefert werden.«83
Im Oktober 1944 reiste Thoms zu einer Tagung der »Arbeitsgemeinschaft zur Erfor-
schung der bolschewistischen Weltgefahr im Einsatzstab Reichsleiter Rosenberg« nach 
Prag.84 
Der Großteil der Forschung am Institut für Großraumwirtschaft wurde vor allem von den 
als Assistenten angestellten, zumeist ehemaligen Schülern Brinkmanns und Schusters, ge-
leistet.85 Im Februar 1943 arbeiteten unter anderen Ilse Schmidhuber über »Die westlichen 
Mittelmeerländer als raumökonomische Einheit«, Antonio Montaner über »Die Großräum-
liche Stellung Iberoamerikas im Hinblick auf Nordamerika«, Ilija Nitzhoff über »Die Industri-
alisierung Bulgariens im Rahmen der europäischen Großraumwirtschaft«, Waldemar Dröge 
über »Die Beschäftigung fremdvölkischer Arbeitskräfte in deutschen Betrieben« und Irene 
Günther über »Das Arbeitsethos der europäischen Völker und die betriebliche Leistung«.
Bei der letzten Tagung des Kuratoriums am 11. Januar 1945 betonte Landfried die 
»Freiheit der Forschung«, die in Einklang mit der »Tagesarbeit der Wissenschaft« gebracht 
werden müsse.86 Angesichts des vergangenen deutschen »Großraums« legte der Ministe-
rialrat das Institut für Großraumwirtschaft nunmehr auf eine notgedrungen in verstärktem 
Maße retrospektive Forschung entlang nachfolgender Leitfragen fest: »1. Wie haben wir die 
Wirtschaft in den besetzten Gebieten gestaltet? 2. Was ist daraus geworden, als die Anglo-
Amerikaner kamen? 3. Was halten wir als Ziel fest, was die Anglo-Amerikaner zerschlagen 
haben?«
»Wider die technische Zerspaltung« – 6.2.3.2 
Interdisziplinäre Konzeption
Die interdisziplinäre Konzeption des Instituts für Großraumwirtschaft mit dem Ziel der um-
fassenden Politikberatung deckte sich mit der zentralen Forderung nach einer »arbeitsge-
meinschaftlich« organisierten, nationalsozialistischen Wissenschaft, die bereits 1935 von 
Ludowici gefordert worden war87: »Eine Spaltung in volks- und wirtschaftswissenschaft-
83 Seine neue Assistentin, »Frau Mawricki«, wohl Xenia Mawritzki-Papkow, so berichtete Thoms, eine »Vollrussin«, die er 
in der Ukraine habe »engagieren« können, habe in Russland Wirtschaftsgeographie und Geopolitik studiert und sei 
während der Besetzung »stellvertretende Leiterin des wirtschaftswissenschaftlichen Institutes« gewesen, das dem 
Wirtschaftskommando der deutschen Wehrmacht unterstand. Der Betriebswirt beklagte, dass er die in Charkow bereits 
in Kisten verpackte russische Literatur nicht mehr hatte abtransportieren können, plante aber, sich über Frank und 
Rosenberg »Originalschriften zur bolschewistischen Wirtschafts- und Sozialpolitik zu beschaffen, um die entsprechen-
de Bibliothek aufzubauen«. Thoms an Rektor, 17.7.1944, UA HD PA 6080. Im UA HD existiert keine Personalakte zu 
Mawritzki-Papkow.
84 Thoms an Rektor, 18.10.1944, UA HD PA 6080. Ein prominentes Mitglied der Arbeitsgemeinschaft war der Historiker und 
Ostforscher Theodor Schieder (*1908). Aly: Schieder, Conze. S. 170.
85 Thoms an Rektor, 5.2.1943, UA HD B-6693/1. Vgl. Klingemann: »Institut für Sozial- und Staatswissenschaften«. S. 152/153.
86 Protokoll über die Kuratoriumssitzung des Instituts für Großraumwirtschaft, 11.1.1945, UA HD B-6693/1.
87 Leiter des Amtes für das Siedlungswesen und Beauftragter im Stab des Stellvertreters des Führers Ludowici an Nein-
haus, Oberbürgermeister Heidelberg, 26.3.1935, UA HD H-VI-669. Vgl. S. 280. Zu den Wurzeln der Suche nach der »Syn-
these« vgl. Jansen: Professoren und Politik. S. 83/84.
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liche Abteilungen wird schärfstens abgelehnt.«88 Die Gründer des Instituts waren Verfechter 
eines disziplinäre Grenzen überschreitenden Forschungsansatzes.89 1939 hatte Brinkmann 
geklagt, die Nationalökonomie ignoriere das »Ganze der modernen Wissenschaften«: »Die 
vielleicht größte Gefahr des zwanzigsten Jahrhunderts ist [die], im allgemeinen Protest ge-
gen ›liberales Denken‹ seine ärgste und entartetste Form, die technische Zerspaltung des 
Geistes, harmlos zu übernehmen und womöglich zu überbieten.«90 Auch Thoms wehrte 
sich gegen die Spaltung des Instituts entlang der Fachgrenzen. Für ihn war die Heidelberger 
Institutsgründung gleichbedeutend mit einem »Markstein« und einem »Schritt weiter in 
der notwendigen Annäherung und Verbindung von Volks- und Betriebswirtschaftslehre«.91 
Neben der interdisziplinären Zusammenarbeit wurde in der Tradition der Fachschaft an 
der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät auch die enge Verbindung zu den 
Studierenden herausgestrichen:
»Treffend kennzeichnet den Charakter des ›Instituts für Großraumwirtschaft‹ das 
Haken kreuzbanner in seinem Bericht vom 3.1.1942, in dem es u. a. heißt: ›... ferner die 
Tatsache, daß alle wirtschaftswissenschaftlichen Lehrstuhlinhaber zu einer Arbeitsge-
meinschaft zusammengeschlossen sind.... So ist dieses Institut nicht nur eine Arbeitsge-
meinschaft der Wirtschaftsprofessoren einer Universität und der Elite der Studierenden, 
sondern darüber hinaus eine Arbeitsgemeinschaft im besten Sinne gegenwartsoffener 
Wissenschaft auf der einen und der kulturverpflichteten Politik auf der anderen Seite 
und damit in ausgeprägter Weise ein deutsches, ja, ein europäisches Institut.«92
Die Kooperation mit der Juristischen und der Philosophischen Fakultät, die sich anfangs 
in gemeinsamen Vorträgen manifestieren sollte, stockte nach einem schwach besuchten 
ersten Vortrag des Völkerrechtlers Bilfinger über »Großraumgrenzen und Weltnachrichten-
wesen« im Juli 1943 bereits in ihren Anfängen.93
Lehre, Arbeitstagungen und Vorträge6.2.3.3 
Neben der unmittelbaren Forschung sollten Vorlesungen und Seminare zur »Großraumwirt-
schaft« angeboten werden. Die Veranstaltungen wurden durch »Arbeitstagungen, Arbeits-
wochen und Vortragsreihen mit Wirtschaftspolitikern, in- und ausländischen Gelehrten, 
sowie hervorragenden Vertretern der europäischen Wirtschaft« bereichert.94 Thoms plante 
die Erstellung einer »Kartei aller zu dem Gedanken der europäischen Großraumwirtschaft 
positiv eingestellten ausländischen Wirtschaftswissenschaftler und Politiker«. Die uner-
88 Sitzung des Kuratoriums des Instituts für Großraumwirtschaft am 2.1.1942, UA HD B-6693/1.
89 Hierin trat das Institut für Großraumwirtschaft konzeptionell in die Tradition des von Alfred Weber in seiner Furcht vor 
dem »Fachmenschentum« interdisziplinär ausgerichteten InSoSta. Blomert: Sozialwissenschaften. S. 168.
90 Brinkmann: Sozioökonomische Synthese. S. 435. Vgl. Klingemann: Vergangenheitsbewältigung oder Geschichtsschrei-
bung? S. 249.
91 Thoms: Einheit der Wirtschaftswissenschaft. S. 238 u. Thoms an REM, Ministerialrat Kasper, 30.9.1941, UA HD H-VI-668. 
Die Heidelberger »Volksgemeinschaft« hob in ihrem Bericht über die »Eröffnungssitzung des Instituts für Großraum-
wirtschaft« hervor: »Besonders kennzeichnend für das Institut für Großraumwirtschaft ist die enge Zusammenarbeit 
zwischen der staatlichen und der wirtschaftswissenschaftlichen Forschung, ferner die Tatsache, dass alle wirtschaftswis-
senschaftlichen Lehrstuhlinhaber zu einer Arbeitsgemeinschaft zusammengeschlossen sind.« Volksgemeinschaft vom 
3.1.1942.
92 Thoms an Rektor, Besprechung über Institut für Großraumwirtschaft, 5.2.1943, UA HD B-6693/1.
93 Von den 60 eingeladenen Personen waren nur 16 erschienen, der Großteil von diesen stammte wiederum aus der 
Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät. Aus der Juristischen Fakultät waren nur die Profs. Engisch, Krause, v. 
Rauchhaupt, Wahl erschienen, aus der Philosophischen allein die Profs. Fehrle und Herbig. Thoms an Rektor, 8.2.1943; 
Thoms an Rektor, 10.6.1943; Thoms an Rektor, 30.7.1943, UA HD B-6693/1.
94 Thoms, Die Fakultät im neuen Europa, 29.7.1942, UA HD H-VI-200/2.
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müdlichen Datensammler im SD werden über diese Ankündigung erfreut gewesen sein.95 
Die ersten Vorträge am Institut für Großraumwirtschaft hielten Ministerialrat Dr. Imhoff 
(»Europa handels- und zollpolitisch betrachtet«) und Regierungsrat Dr. Arvid Harnack (»Eu-
ropa devisenpolitisch betrachtet«) aus dem Reichswirtschaftsministerium.96 Der Berliner 
Ökonom Harnack dürfte mit »dem Gedanken der europäischen Großraumwirtschaft« im 
Sinne Thoms‘ wenig gemein gehabt haben, zählte er doch zum innersten Kreis der »Roten 
Kapelle«. Ein Jahr nach seinem Vortrag in Heidelberg wurde er am 22. Dezember 1942 in 
Berlin-Plötzensee ermordet.97
Im Oktober 1942 hielt Sieber als Vertreter des Instituts für Großraumwirtschaft auf der 
Tagung des Vereins der Deutschen Wirtschaftswissenschaftler in Weimar einen Vortrag 
über die »Finanzierung der Industriebetriebe im Osten«, in dem er die Rolle privater Unter-
nehmerinitiative in den besetzten Ostgebieten diskutierte.98 Zwei Ziele, die nur durch eine 
umfassende Investitionssteuerung zu erreichen seien, identifizierte der Betriebswirt: Zum 
einen die »Versorgung des Ostens mit Grundsätzlichem«, zum anderen die »Auswertung« 
des »industriellen Potentials des Ostraumes für die Deckung des deutschen und europäi-
schen Rohstoffbedarfs«. Die notwendigen Investitionen müssten durch im Osten selbst er-
wirtschaftete Mittel bestritten werden, da in der Nachkriegszeit im Deutschen Reich selbst 
hohe Kosten zur Umstellung auf Friedenswirtschaft und zur Steigerung der Produktion von 
Konsumgütern zu erwarten seien, um den »Leistungsstand« und das »Leistungsstreben« 
des Volkes »wach« zu halten. Im Februar 1943 reiste Thoms zu einem Gastvortrag über 
»Grundgedanken der europäischen Sozialpolitik« und zur »Aussprache mit den maßgeb-
lichen Stellen der bulgarischen Wirtschaft über die im Vortrag angesprochenen Fragen« 
nach Sofia.99 
Den Höhepunkt der kurzen Existenz des Instituts für Großraumwirtschaft stellte eine 
große Arbeitstagung im Dezember 1942 dar: Landfried hielt einen einleitenden Vortrag 
über »Die wirtschaftliche Schicksalsgemeinschaft Kontinentaleuropas im totalen Kriege«. 
Neben Vertretern des Reichswirtschaftsministeriums sprachen hochrangige Beamte aus 
dem Reichsministerium für die besetzten Ostgebiete, dem Reichskommissariat für die 
besetzten niederländischen Gebiete und der Generalinspektion für Wasser und Energie, 
außer dem zwei Vertreter des römischen »Centro di studi e d’azione per l’ordine nuovo«, 
Dr. Aldo Fiaccadori und Prof. B. Pace.100 Pace führte aus, dass jeder Großraum einen »see-
95 Institut für Großraumwirtschaft an der Universität Heidelberg. Arbeitsbericht für das Jahr 1941/42, UB K 3133-10-60. 
Generell hatte das gastgebende Seminar einen Bericht über Gastvorträge an das REM zu senden: »Hierin ist auf die 
wissenschaftliche Bedeutung des Vortragenden und auf den wissenschaftlichen Wert seines dort gehaltenen Vortrages 
einzugehen. Erwünscht sind auch Angaben, zu welchen deutschen Wissenschaftlern der Vortragende besondere Bezie-
hungen hat.« REM an Rektor, 27.1.1943, UA HD H-VI-668.
96 Thoms verpflichtete alle Mitglieder zum Erscheinen bei den Vorträgen, schließlich stand das Prestige des neugegründe-
ten Instituts gegenüber seinen Financiers auf dem Spiel. Thoms, Einladung, 20.12.1941, UA HD H-VI-668.
97 Zur Harnack siehe Danyel: Rote Kapelle.
98 Sieber, Finanzierung der Industriebetriebe im Ostraum, Konzept, 3.10.1942, BA R 4901-13444.
99 Der Gastvortrag folgte dem Besuch Prof. Bobtschevs, Dekan der Juristischen Fakultät Sofia, am Institut für Großraum-
wirtschaft im Mai 1942. Bobtschev hatte einen Vortrag über »Bulgarien und die europäische Großraumwirtschaft« 
gehalten. Thoms an REM, 1.12.1942, UA HD B-6693/1.
100 Probleme des Großraums Europa. Arbeitstagung des Instituts für Großraumforschung, Volksgemeinschaft vom 
19.12.1942. Zur Diskussion des nationalsozialistischen »Großraums« in Italien siehe Nogler:  »Nuovo Ordine Europeo«. 
S. 334-349. Brinkmann rezensierte Fiaccadoris 1940 in Mailand erschienenes Werk »La supermazia economica inglese e 
le origini della sua decadenza« wohlwollend, wenngleich er die Behandlung der »Rasse« in der britischen Wirtschafts-
geschichte durch Fiaccadori kritisierte: »Nicht ganz ausgeglichen erscheinen mir die Neigung zur Anerkennung der 
›razza‹ in all diesem Geschehen und die andere zu ihrer Abwertung gegenüber den historischen Umständen.« Brink-
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lischen Hintergrund« benötige.101 Thoms nutzte 
die Gelegenheit, für sein neuestes Forschungs-
projekt zu werben und sprach zu den »Grundzüge 
bolschewistischer Betriebsführung«. Die Kenntnis 
über das »bolschewistische Experiment« – die 
»Eingliederung der Betriebe in die staatliche Plan-
wirtschaft, den betrieblichen Leistungsaufbau, 
sowie die Arbeitsorganisation und den bolsche-
wistischen Wettbewerb der Betriebe« – sei für den 
»Wiederaufbau des Ostraums nicht unwichtig«. 
Sieber trug über »Deutsches Kapital für den Auf-
bau« und Schuster über »Die Zusammenarbeit im 
Großraum« vor, wobei er für »echte Zusammenar-
beit und Erhaltung der Länder« plädierte: 
»Nach kurzem Eingehen auf die wirtschaftlichen 
und politischen Gründe für die wirtschaftliche 
Einigung Europas wandte er sich dem Hauptpro-
blem, echte Zusammenarbeit und Erhaltung der 
Eigenart der Länder zu. Diese Kernfrage wurde 
in vier Teilfragen aufgelöst: in das Problem der 
Arbeitsteilung bei Erhaltung der Eigenart der 
Länder, das der Stufung der Preise und Löhne, 
das Problem des Zentralismus im Großraum 
sowie die Frage, ob die großraumwirtschaftliche 
Zusammenarbeit eine politische Verfassung 
notwendig mache.«102
Bei der Planung der im Januar 1944 stattfin-
denden Arbeitstagung konnte nur noch auf eine 
ausgedünnte Gruppe von Vortragenden, zumeist 
aus den Reihen des Kuratoriums, zurückgegrif-
fen werden.103 So sprachen Ministerialdirigent Imhoff (»Die Handelspolitik der USA. und 
Kontinentaleuropas«) und Regierungsrat Bockmayer (»Die gegenwärtige kontinental-
europäische Zusammenarbeit auf wirtschaftlichem Gebiete«) aus dem Reichswirtschafts-
ministerium. Der aus Frankreich zurückgekehrte Kriegsverwaltungsrat Sandig gab seine in 
der Militäradministration gewonnenen Erkenntnisse zur »Frage der zwischenstaatlichen 
Vereinbarkeit von Preisen unter besonderer Berücksichtigung des deutsch-französischen 
Verhältnisses« weiter, und der mit der neu gegründeten verkehrspolitischen Abteilung be-
traute Most informierte über »Die europäische Verkehrswirtschaft: Grundlagen und Ent-
wicklungsrichtungen«. Den Abschluss fand die Tagung mit dem Vortrag des Direktors des 
mann: La supermazia economica inglese. S. 156/157.
101 Die Gegensätze zwischen der italienischen und der deutschen »Großraum«-Konzeption wurden durch den wohl auf 
Abessinien und Nordafrika bezogenen Einspruch Paces offenbar, dass »sich die Bildung wirtschaftlicher Großräume 
nicht an Kontinentalgrenzen halten könne«. Probleme des Großraums Europa. Arbeitstagung des Instituts für Groß-
raumforschung, Volksgemeinschaft vom 19.12.1942.
102 Ebd.
103 Einladung zur Arbeitstagung des Instituts für Großraumforschung am 24./25. Januar 1944, 24.1.1944, GLA KA 235-
29958.
Quelle 50 | »Ausbau des Instituts für Großraumwirtschaft«
»Neuere Geschichte (die neuere und neueste Geschichte ist 
wichtig, um die Entstehung eines ja nicht nur wirtschaftlichen, 
sondern auch politisch bedingten Großraumes verstehen zu 
können.)
Geographie (die Geographie und zwar nicht nur die Wirt-
schafts- oder Verkehrsgeographie[,] sondern auch in weiterem 
Sinne die Geomorphologie und die geographische Landeskun-
de sind wichtigste Vorraussetzungen, um die Möglichkeiten 
eines wirtschaftlichen Aufbaues eines Großraumes zu untersu-
chen. Eine wichtige Rolle dürfte auch der Siedlungsgeographie 
zukommen. In jedem Großraum, besonders in Fragen der Ab-
grenzung des Zentrums und der politischen Gestaltung eines 
Großraumes dürfte die Geopolitik eine wichtige Wissenschaft 
zur Erkenntnis des Aufbaues sein.)
Völker- und Stammespsychologie (Ein Großraum umfaßt 
verschiedene Völker und Stämme mit jeweils verschiedenen 
Erzeugungs- und Verbrauchergewohnheiten; zu deren Unter-
suchung ist die Hilfe der Völker- und Stammespsychologen 
sehr zweckmäßig.)
Wehrpolitik ([E]ine Betrachtung der Wirtschaft eines Großrau-
mes ist ohne eingehende Berücksichtigung der wehrpoliti-
schen Fragen nicht denkbar. Besonders sei hier an Fragen wie 
Standortgebundenheit von Industrien, Industrieverlagerungen, 
Sicherungsmöglichkeiten für Verkehrs- und Nachrichtenwege 
gegen Feindeinwirkung u. ähnliches gedacht.) [...]
Völkerrecht und Zwischenstaatliches Recht (Zu den schwie-
rigsten Fragen eines Großraumes und seiner Wirtschaft wird 
die Struktur des Großraumes gehören. Die zahlreichen wirt-
schaftlichen und politischen Fragen, die besonders etwa bei 
dem europäischen Großraum immer vorhanden sein werden, 
bedingten zahlreiche juristische Lösungen, in denen sich auch 
die wirtschaftlichen Gegebenheiten ausdrücken werden.)«
Institut für Großraumwirtschaft, Erweiterung des Arbeitskreises, 
14.4.1944, UA HD B-6693/1.
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Instituts für Weltpost- und Weltnachrichtenwesen, Wesch, über »Das Weltnachrichtenmo-
nopol Englands und Deutschlands Nachrichtentechnik«.104
Zur letzten Sitzung des Kuratoriums im Januar 1945 wurde Ohlendorf zu einem Vor-
trag eingeladen, sagte aber in letzter Minute ab.105 Die sich an die Kuratoriumssitzung 
anschließende Arbeitstagung am 11. Januar 1945 war »trotz kriegsbedingter Schwierig-
keiten aus Kreisen der Wissenschaft und Praxis stark besucht«, berichtete die Heidelberger 
»Volksgemeinschaft«.106 Referent Schuster legte in seinem Vortrag über »Die Neugestaltung 
des Außenhandels nach Vorschlägen von Wissenschaftlern in Schweden und der Schweiz« 
die Unterschiede zwischen dem deutschen Streben nach einer »europäischen Großraum-
wirtschaft, die auch die Interessen der kleineren Staaten und Völker berücksichtigen muss 
und will« und dem entgegengesetzten Ansinnen der Wissenschaftler der beiden neutralen 
Staaten dar. Letztere seien vereint im Streben, »das Rad der wirtschaftlichen Entwicklung 
zurückzudrehen bis in die Zeit des ›echten Liberalismus‹, also bis ins 18. Jahrhundert«. Um 
die Vorteile der deutschen Planungen einem größeren Kreis näherzubringen, sei es, so 
Schuster, notwendig, »den Tendenzen im Ausland positive deutsche Programmpunkte und 
Thesen entgegenzusetzen. Keine Kritik des Auslandes [könne das] deutsche Programm er-
schüttern.« Tatsächlich bereitete der deutschen Großraumkonzeption denn auch weniger 
die schwedisch/schweizerische Kritik ein Ende als vielmehr die sich Heidelberg nähernden 
alliierten Panzer. Auch das zweite, von Regierungsrat Bockmeyer vom Reichswirtschaftsmi-
nisterium gehaltene Referat berichtete über einen inzwischen wieder kleinen »Großraum«, 
der Hybris und Schicksal des »großdeutschen« teilte – den »ostasiatischen Großraum«: 
»Das Ziel der japanischen Politik ist die Verwirklichung der ›Neuen Ordnung‹ in Groß-
Ostasien. In dem Bestreben Japans, einen gemeinsamen Wohlstandsraum zu schaffen, 
erhielten Birma und die Philippinen ihre Selbständigkeit. Auch Thailand und Indochina 
sind durch freundschaftliche Verträge unter Wahrung ihrer staatsrechtlichen Stellung 
mit Japan verbunden. Der Redner hob aber besonders die Bedeutung der wirtschaftli-
chen Zusammenarbeit mit Mandschukuo sowie mit Nord- und Mittelchina hervor und 
ging schließlich auf die Verkehrs- und Währungsprobleme und die Neuregelung des 
japanischen Außenhandelssystems ein.«107 
Nach den »mit starkem Beifall« bedachten Vorträgen wies Landfried abschließend auf 
die »politische Seite der behandelten wirtschaftlichen Probleme hin«: In den neutralen 
Ländern sehe man nicht oder wolle man nicht sehen, »dass Europa gar keine andere Wahl 
habe, als den von Deutschland vorgezeichneten Weg zu gehen oder aber entweder eine 
USA-Kolonie oder vom Bolschewismus aufgefressen zu werden«.108 
104 Siehe S. 467.
105 Thoms, Protokoll über die Kuratoriumssitzung des Instituts für Großraumwirtschaft, 11.1.1945, UA HD B-6693/1 u. 
Thoms, Aushang, 12.12.1944, UA HD H-VI-668.
106 Arbeitstagung im Institut für Großraumwirtschaft. Vorträge über europäische und ostasiatische Großräume, Überstaatli-
che Verkehrsordnung. Volksgemeinschaft vom 17.1.1945.
107 Der Vortrag über den »ostasiatischen Großraum« zeigte ein ähnliches Schwelgen in der Utopie, das entweder ein 
starkes Maß an Überschätzung Japans bzw. das Ausmaß des Informationsdefizits über die Verluste des Verbündeten 
in Deutschland belegt: Japan war nach der Schlacht von Leyte militärisch am Ende und auf den Philippinen waren just 
zwei Tage vor dem Vortrag amerikanische Truppen gelandet. Wie die »Zusammenarbeit« im Großraum in der Realität 
aussah, zeigt das Bsp. Mandschukuo, das bei der Eroberung durch die Japaner Schauplatz brutalen Völkermordes wur-
de, um dann mit Hilfe von japanischen Marionettenregierungen zum Satelliten degradiert zu werden.
108 Arbeitstagung im Institut für Großraumwirtschaft. Vorträge über europäische und ostasiatische Großräume, Überstaatli-
che Verkehrsordnung. In: Volksgemeinschaft vom 17.1.1945. 
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6.2.3.4 Keimzelle einer genuin nationalsozialistischen Universität?
Dekan Thoms sah im 1943 erreichten Stand keinesfalls das Ende der Expansion des Instituts 
für Großraumwirtschaft erreicht109: So wird in einem wohl von Thoms verfassten Strategie-
papier die Ausweitung des Instituts für Großraumwirtschaft über nahezu alle Disziplinen 
außer der Medizin, die die Heidelberger Universität aufbieten konnte, von Botanik über 
Rechtswissenschaften und Geschichte hin zur Völker- und Stammespsychologie (Quelle 
»Ausbau des Instituts für Großraumwirtschaft«, S. 451) gefordert: 
»Das Institut für Großraumwirtschaft ist zur Zeit auf die Wirtschaftswissenschaften 
beschränkt [...]. Der Begriff eines Großraumes und die in ihm organisch aufgebaute 
Wirtschaft kann jedoch nur dann vollständig übersehen werden, wenn auch die hi-
storischen, geographischen, völkischen und wehrpolitischen Fragen berücksichtigt 
werden. Weiter wären innerhalb des Begriffs der Großraumwirtschaft noch die Fragen 
der Bodenschätze und die landwirtschaftlichen Möglichkeiten in ihren geographischen 
Bedingtheiten zu berücksichtigen. Eine wichtige Aufgabe innerhalb der Betrachtung 
der Großraumwirtschaft wäre auch die juristische Organisation des Großraums mit 
seinen zahlreichen, auch die Wirtschaft eines Großraumes auf das einschneidendste 
berührenden zwischenstaatlichen und völkerrechtlichen Fragen. Aus diesem Grunde 
erscheint eine Erweiterung des Mitarbeiterkreises des Instituts für Großraumwirtschaft 
dringend geboten.«110
Kurzfristig als Instrument zur Gewinnung von Drittmitteln, mittelfristig als Weg zur Er-
richtung neuer Lehrstühle geplant, sollte im Institut für Großraumwirtschaft langfristig die 
Idee einer nationalsozialistischen Hochschule verwirklicht werden.111 Große Teile der Uni-
versität forschen in »Gemeinschaft« vereint interdisziplinär an einem politisch vorgegebe-
nen Ziel, der »Neuordnung Europas unter der Führung Deutschlands«: 
»Galt es doch, unter Überwindung eines einseitigen Fachprinzips den nationalsoziali-
stischen Gedanken der Gemeinschaft und Zusammengehörigkeit sowie die in dieser 
Idee wurzelnden Grundsätze der Ordnung und Führung im wissenschaftlichen Bereich 
wirksam werden zu lassen und damit die Aufgabe in den Mittelpunkt des Hochschul-
denkens zu rücken.«112
109 Im April 1943 legte Thoms dem Dekan der Naturwissenschaftlich-Mathematischen Fakultät einen dreiseitigen Entwurf 
zur »Errichtung des Instituts für Straßen- und Autobahnverkehr der Großräume« zur »privaten Verwendung« vor. Thoms 
an Wegner, 30.4.1943, UA HD B-6693/1.
110 Ohne Name, wohl Thoms, 15.4.1944, UA HD B-6693/1.
111 Den Anspruch, interdisziplinär, fakultätenübergreifend die »Ganzheit« zu erforschen, reklamierte auch der Rektor der 
Strassburger Reichsuniversität, der Historiker Ernst Anrich (*1906) für die von ihm geführte »Großfestung des deut-
schen Geistes im deutschen Westraum«. Anrich: Reichsuniversität Strassburg. S. 121.
112 Meyer: Volk und Lebensraum. S. 5. Vgl. Rössler: Institutionalisierung. S. 180/181.
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6.3 Institut für Betriebswirtschaft des 
Fremdenverkehrs, Oktober 1941
»Die liberal-kapitalistische Wirtschaft ist zusammengebro-
chen und wird niemals mehr errichtet werden. […] In einer 
sozialistischen Wirtschaft ist also nicht nur der Gegenstand 
von Wirtschaft und Betrieb das Gemeinsame von Wissen-
schaft und Praxis, sondern auch das Gestaltungsziel ist 
ein gleiches, wenn Wissenschaftler und Praktiker aus der 
gleichen Lebenserkenntnis und Haltung handeln.« Thoms, 
Mitteilungen des Instituts für Betriebswirtschaftslehre 
des Fremdenverkehrs an der Universität Heidelberg 
(1/1944), März 1944, GLA KA 235-3820. S. 3.
Die Gründung des Instituts, Sommer 19416.3.1 
Neben dem Institut für Großraumwirtschaft wurde zum Jahreswechsel 1941/42 mit dem 
Institut für Betriebswirtschaft des Fremdenverkehrs113 noch ein weiteres reich alimentiertes 
Institut an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät gegründet. Wiederum 
trat nicht das REM als Träger auf, sondern die Hermann-Esser-Forschungsgemeinschaft für 
Fremdenverkehr. Initiator der Institutsgründung war wie beim Institut für Großraumwirt-
schaft Dekan Thoms. Er griff hierbei auf einen älteren Plan seines Vorgängers Sommerfeld 
zurück, der zusammen mit dem Lehrbeauftragten und Studienrat an der Heidelberger Ho-
telfachschule, Emil Gerstner, dem »wohl einzigen Fachmann für die Hotelbetriebslehre«, 
bereits Jahre zuvor ein entsprechendes Institut hatte gründen wollen.114 
Die Planungen zur Errichtung einer »Abteilung für Fremdenverkehrsbetriebe« nahm 
Thoms im Januar 1940 in Erwartung des »Endsiegs« wieder auf: »Hoffentlich ist der totale 
Sieg bald errungen, damit wir alle wieder unserer friedlichen Arbeit nachgehen können.«115 
Vor Ort fand Thoms im Heidelberger Hotelier Fritz Gabler einen finanzkräftigen und mit gu-
ten Verbindungen ausgestatteten Protektoren seiner Ambitionen. Der 1876 geborene Besit-
zer des »Europäischen Hofs« hatte sich nach der »Machtergreifung« schnell mit den neuen 
Machthabern arrangiert, wenngleich ihm seine frühere Mitgliedschaft in einer Freimaurer-
loge und sein »liberaler« Leumund zu Zeiten zur Belastung gerieten (Quelle »Europäischer 
Hof«, gegenüberliegende Seite).116 Als Reichsführer der Fachgruppe Beherbergungswesen 
in der »Wirtschaftsgruppe Gaststätten und Beherbergungswesen« verfügte Gabler über die 
113 Es finden sich in den Zeitungsberichten und dem Schriftverkehr der Fakultät drei Schreibweisen für das neugegründete 
Institut: Institut für Betriebswirtschaft des Fremdenverkehrs, Institut für Betriebswirtschaftslehre des Fremdenverkehrs 
und zuletzt Institut für Betriebslehre des Fremdenverkehrs. In dieser Arbeit wird der ersten Schreibweise der Vorzug 
gegeben, die synonym zur zweiten verwendet worden zu sein scheint, und sich auf dem Titelblatt der Jahresberichte 
des Instituts findet.
114 Nach Sommerfeld hatten sich die Pläne zur Etablierung der Hotelbetriebswirtschaftslehre an der Staats- und Wirt-
schaftswissenschaftlichen Fakultät seinerzeit zerschlagen, »weil der Herr Esser die Mittel schließlich nach München gab, 
die nach Verhandlungen mit Herrn Gabler eigentlich in H[eidelberg] zur Verwendung kommen sollten«. Sommerfeld an 
Thoms, 20.6.1939, UA HD PA 268. Siehe S. 160.
115 Thoms an Gerstner, 19.1.1940, UA HD PA 268.
116 1936 war Gabler, der seine ehemalige Mitgliedschaft in einer Freimaurerloge anscheinend verheimlicht hatte, aus der 
NSDAP, der er im Mai 1933 beigetreten war (Mitgliedsnr. 3.159.535), ausgeschlossen worden und erst nach Fürsprache 
des Gauleiters und der NSDAP-Ortsgruppe Heidelberg im Mai 1937 durch einen Gnadenerlass des »Führers« wieder in 
die Partei aufgenommen worden. BDC PK Gabler, Fritz 9.12.76.
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»Quelle 51 | Europäischer Hof«
»Charakterlosigkeit war aber bei anderen Volksteilen natürlich 
noch weit mehr anzutreffen. Eines der Schulbeispiele in dieser 
Hinsicht war der Inhaber des ›Europäischen Hof‹ in Heidelberg. 
Im Anfang der Revolution fürchtete jeder für ihn, denn der ›Eu-
ropäische Hof‹ war der Gasthof der Liberalen, der reichen Leute, 
die fast ausschließlich Anti-N.S. waren, der Juden usw. gewesen. 
Der Rotary Club hatte dort immer seine Sitzungen abgehal-
ten, und die N.S. hatten gerade ihn furchtbar angegriffen, ihn 
verboten wegen seiner ›Internationalität‹ usw. usw. Man sah 
voraus, daß der ›Europäische Hof‹ geschlossen würde, und der 
Besitzer vielleicht sogar von den N.S. ›eingesteckt‹ würde. Doch 
nichts von alledem geschah. Statt dessen machte der Inhaber 
ein neues Schild an sein Haus und ein Hakenkreuz darunter und 
wurde zum ›Reichsführer der Gastwirte‹ ernannt. Er hatte also 
schon seit langem mit dem N.S. geliebäugelt, sich eingeschrie-
ben, ihnen weiß der Teufel was für Vorrechte und Verbilligungen 
eingeräumt, und so sein Schäfchen ins Trockene gebracht. Wo 
bei diesen Leuten nun die Falschheit steckte, wird man sicher 
nie herausfinden können: ob er wirklich den N.S. liebte, und nur 
aus Geschäftsgründen die anderen bedienerte vor 33, oder ob 
ihm die N.S. im Grunde verhasst waren. In seinem Fall nehme ich 
– schon aus Gründen des Vorteils – das Letztere an. Der Verdienst 
war gewiss bei den Rotaries und anderen reichen Leuten, die 
wenigstens ihre Rechnungen bezahlten, größer gewesen. Der 
Nazismus tut an sich dem Geschäft nicht gut, denn in jedem Au-
genblick kann er die ›Volksverbundenheit‹ herausstrecken, wenn 
es nämlich ans Zahlen geht. Außerdem verdarb sich jeder Gast-
wirt die gutzahlenden Kunden, wenn er einmal N.S. mit ihrem 
immer alles beherrschenden Ton hereinließ. Und wie viel man 
den N.S. immer aus ›Freundschaft‹ (lies Angst) zuliebe tun muss, 
das kann nur ein Geschäftsmann sagen. Tatsächlich war jeden-
falls, daß kein gewöhnlicher Heidelberger Bürger mehr in den 
›Europäischen Hof‹ ging, und das Hotel in einen entsetzlichen 
Ruf geriet. Alle N.S. Versammlungs- und Kongressgäste stiegen 
dort ab, was eine Konzentration nicht ganz feiner Frauen dort 
verursachte. Es wurde ein richtiges ›Sauflokal‹ und alle Feinheit 
war verschwunden. Aber das konnte der Herr Reichsgastwirtfüh-
rer auch nicht anders erwartet haben.«
Zuvor hatte sich Schütz-Sevin über ein jüdischen Warenhaus in 
München ausgelassen, das mit Parteifahnen dekoriert hatte und 
SA-Ausrüstung verkaufte. Ihre Darstellung wird teilweise bestätigt 
durch ein Beschwerdeschreiben an Hess über ein Besäufnis des 
Reichsorganisationsleiters der DAF, Robert Ley (»Reichstrunken-
bold«), im »Europäischen Hof«. Schütz-Sevin: Heidelberg. S. 309/310 
[Orthographie u. Zeichensetzung wie im Original] u. Heiber/Heiber: 
Rückseite des Hakenkreuzes. S. 285, Nr. 426 Eduard Max Hofweber 
(Mannheim) an Hess, 25.1.1935.
notwendigen Kontakte in Berlin.117 Für seine Ver-
dienste um die Gründung des Instituts für Be-
triebswirtschaft des Fremdenverkehrs wurde 
Gabler am 8. Dezember 1941 zum »Ehrenbürger« 
der Universität Heidelberg ernannt.118 Die feierli-
che Eröffnung des Instituts für Betriebswirtschaft 
des Fremdenverkehrs fand am 13. Januar 1942 
statt. Die Eröffnungsreden hielten der Staatsse-
kretär für den Fremdenverkehr, Minister a. D. Her-
mann Esser, und der Rektor und Staatsminister 
Schmitthenner.
Als Vorbild dienten die »Reichshochschulkur-
se für Fremdenverkehr« und das veranstaltende 
Seminar für Fremdenverkehrslehre unter Lei-
tung Franz Dörfels (*1879) an der Hoch schule 
für Welthandel Wien.119 Beiden eigen war die 
programmatische Ausrichtung als interdiszipli-
näre Einrichtung zur Forschung und Lehre und 
die Schirmherrschaft des skandalumwobenen 
Staatsministers und frühen politischen Weg-
genossen, Hermann Esser, als des Vorsitzenden 
der Reichsgruppe Fremdenverkehr.120 Die nach 
Esser benannte Forschungsgemeinschaft stand 
unter der Leitung des in Heidelberg lehrenden 
Leiters des Statistischen Amtes in Frankfurt, Paul 
Flas kämper.121 Im März 1941 erklärte sich Gabler 
namens der »Fachgruppe Beherbergungswesen« 
zur »ideellen und materiellen Hilfe« bereit.122 Am 
10. Juni 1941 reichte Dekan Thoms den Antrag 
auf Genehmigung des Instituts für Betriebswirt-
schaft des Fremdenverkehrs beim REM ein. Der 
Gesamtetat betrug ca. 20.000 RM inklusive aller 
Sach- und Personalmittel.123 Im Oktober 1941 ver-
kündete Thoms in den »Mitteilungen der Staats- 
und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät«, die 
117 Wirtschaftsgruppe Gaststätten und Beherbergungswesen, Leiter der Fachgruppe Beherbergungswesen, Gabler, an 
Rektor, 15.3.1941, UA HD B-6694/1.
118 Vgl. Weisert: Ehrenbürger.
119 Hochschule für Welthandel Wien, Personal- und Vorlesungsverzeichnis. Trimester 1941, UA HD B-6694/1; Schmidt: Insti-
tute. Sp. 482.
120 Die Eskapaden des »Alten Kämpfers« waren anscheinend allgemein bekannt. So berichtete Barbara Schütz-Sevin, dass 
Esser mit Kumpanen die Tochter des Münchner Hofbräuwirts sexuell misshandelt habe, hierfür »verdroschen« worden 
sei und aus Sorge vor dem Gesichtsverlust der NSDAP nach Berlin versetzt worden sei, wo sich der Hitler-Günstling um 
den Fremdenverkehr zu sorgen hatte. Schütz-Sevin: Nacht über Heidelberg. S. 293. 
121 Siehe S. 171.
122 Wirtschaftsgruppe Gaststätten und Beherbergungswesen, Leiter der Fachgruppe Beherbergungswesen, Gabler, an 
Rektor, 15.3.1941, UA HD B-6694/1.
123 Dekan an REM, 10.6.1941, UA HD H-VI-665.
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Arbeiten am Institut seien zum 1. Juli 1941 aufge-
nommen worden.124 
Tatsächlich gab es bis zur offiziellen Eröff-
nung noch einige Widerstände auszuräumen. Die 
»Reichsgruppe Gaststätten und Beherbergungs-
wesen« hatte sich in ihrem Entwurf zur Satzung 
des Instituts in § 9 umfassende Kontrolle über die 
Veröffentlichungen vorbehalten: »Alle Veröffentli-
chungen des Instituts bedürfen der Genehmigung 
der Hermann-Esser-Forschungsgemeinschaft-für-
Fremdenverkehr«. Thoms ging dieser absolute 
Vorbehalt zu weit. Gegenüber dem REM forderte 
er die ersatzlose Streichung des § 9 und mochte 
höchstens einräumen, dass die Veröffentlichungen 
mit Essers Forschungsgemeinschaft »abgestimmt« 
werden sollen: 
»Der Grundsatz der Forschungsfreiheit muß unter 
allen Umständen und restlos aufrecht erhalten 
bleiben, und in keinem Paragraphen der Satzung 
darf auch nur ein Anzeichen von Forschungsauf-
trag oder Forschungskontrolle vorkommen.«125
Die Kompromissformel in der endgültigen 
Fassung der Satzung lautete, dass die Veröffentli-
chungen des Instituts »im Einvernehmen« mit der 
Forschungsgemeinschaft erfolgen würden.126 Ne-
ben dem Bemühen, den außeruniversitären Einfluss durch die Geldgeber so gering wie 
möglich zu halten, musste es auch in Thoms’ Interesse liegen, nicht in den Ruch eines ver-
längerten Arms der »Reichsgruppe« oder der »Preiskommissare« zu geraten, da dies Aus-
wirkungen auf die Auskunftsfreude der im Rahmen einer Befragung zu untersuchenden 
Betriebe haben könnte (siehe unten). 
Gemäß der Satzung des Instituts für Betriebswirtschaft des Fremdenverkehrs vom 11. 
November 1941 oblag die Leitung des als »Außenstelle der Hermann-Esser-Forschungs-
gemeinschaft« firmierenden Heidelberger Instituts einem ordentlichen Professor der 
Betriebswirtschaftslehre an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät Heidel-
berg, dem ein Kuratorium und ein Forschungsbeirat zur Seite gestellt wurden.127 Das REM 
hatte sich weitgehende Kontrollrechte zusichern lassen: Sowohl das Kuratorium unter Vor-
sitz des Leiters der Reichsgruppe Fremdenverkehr wie auch der Institutsleiter und der For-
schungsbeirat sollten »im Einvernehmen« mit dem REM besetzt werden.128 Das Kuratorium 
unter Leitung des Rektors der Universität Heidelberg kontrollierte den Etat des Instituts 
124 Mitteilungen der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät (Nr. 8), ohne Datum [ca. Oktober 1941], 
UA HD H-VI-218/2.
125 Thoms an REM, 19.11.1941, BA R 4901-13443.
126 Satzung des Instituts für Betriebswirtschaft des Fremdenverkehrs, 25.11.1941, UA HD H-VI-665.
127 Ebd. § 3.
128 Ebd. § 3 u. 4.
»Forschungsbeirat des Instituts für Quelle 52 | 
Betriebswirtschaft des Fremdenverkehrs«
»Forschungsbeirat des Instituts für Betriebswirtschaft des 
Fremdenverkehrs
Hotelbesitzer Fritz Gabler, Leiter der Wirtschaftsgruppe •	
Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe (Vorsitzender), 
Heidelberg
Dipl. Volkswirt Dr. Lotz, Berlin, Geschäftsführer der Wirt-•	
schaftsgruppe Beherbergungsgewerbe,
Generaldirektor der Hotel-Betriebs-AG Baron v. Hertling, •	
Berlin,
Direktor Alfred Brenner, Baden-Baden, Brenners Parkhotel •	
Kurhof,
Wirtschaftsprüfer Dr. R. Falk, Heidelberg,•	
Direktor Graf, Reichsfremdenverkehrsverband, Berlin,•	
Prof. Dr. Gerstner, Reichsfachschule für das Hotel- und •	
Gaststättengewerbe, Heidelberg,
Wirtschaftsprüfer Hörner, Berlin,•	
C. Horatz, Ratskeller, Münster (Westfalen),•	
Direktor Kipfmüller, Leiter der Reichsverkehrsgruppe Hilfs-•	
gewerbe des Verkehrs, Hamburg,
Dr. Prawlow, Leiter der Fachuntergruppe Bahnhofswirt-•	
schaften, Berlin
Wirtschaftsprüfer A. Schürmann, Berlin•	
R. Tuschling, Leiter der Fachabteilung Gemeinschaftsver-•	
pfleger, Berlin«
Institut für Betriebswirtschaft des Fremdenverkehrs – Merkblatt, 
ohne Datum [ca. Januar 1943], UA HD H-VI-665.
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und nahm den Jahresbericht entgegen.129 Der Forschungsbeirat sollte als Bindeglied zwi-
schen Wirtschaft und Wissenschaft dienen und die Forschungsstelle mit dem »erforderli-
chen Quellen- und Anschauungsmaterial« versorgen.130 Die Auswahl der Mitglieder oblag 
dem Institutsleiter. Die Ernennung erfolgte nach der Zustimmung des Vorsitzenden des 
Kuratoriums. Das Institut war vorerst in den Räumen des Betriebswirtschaftlichen Seminars 
untergebracht. Für die Zukunft hoffte man auf eine großzügigere Unterbringung, »um den 
einzelnen Teildisziplinen der Betriebswirtschaftslehre die notwendigen Entwicklungsmög-
lichkeiten« zu geben.131
Im Gegensatz zum Institut für Großraumwirtschaft war das Institut ganz auf die Person 
seines Leiters Thoms zugeschnitten. Ihm zur Seite sollten fünf Assistenten und nach Be-
darf eingestellte studentische Hilfskräfte stehen.132 Stellvertretender Leiter wurde Rudolf 
Falk. Der Heidelberger Wirtschaftsprüfer nahm gleichzeitig zum Sommersemester 1943 ei-
nen Lehrauftrag für »Wirtschaftsberatung« zur Ausbildung von »Wirtschaftstreuhändern« 
wahr.133 
Warum konnten Dekan Thoms und Hotelier Gabler mitten im Krieg so hohe Mittel für 
die Gründung eines Instituts einwerben, dessen Hauptaufgabe sich der Untersuchung 
der betriebswirtschaftlichen Grundlagen des Fremdenverkehrs widmete? Auf den ersten 
Blick erscheint der Zeitpunkt der Gründung – selbst wenn man die Erwartung des baldi-
gen »Endsiegs« an der Jahreswende 1941/42 mit ins Auge fasst – angesichts der Kriegsan-
strengungen des an zwei Fronten im Süden und im Osten kämpfenden Deutschen Reichs 
widersinnig. Tatsächlich aber stiegen die Besucherzahlen im Gastgewerbe während des 
Kriegs an, wie Achim Reimer am Beispiel der badischen Kurstadt Baden-Baden nachge-
wiesen hat.134 Gemäß der von Hitler ausgegebenen Devise, die Zivilbevölkerung so weit 
als möglich von den Kriegsanstrengungen zu verschonen, um ein Zusammenbrechen der 
»Heimatfront« wie im Ersten Weltkrieg zu verhindern, hatten die Wehrmachtssoldaten an-
fangs großzügigen Anspruch auf Wehrmachtsurlaub. Auch wenn im Krieg nicht mehr für 
Fremdenverkehr geworben wurde, war die Urlaubssperre für die Zivilbevölkerung 1941 
weitgehend aufgehoben worden. Durch »Führererlass« war die ersatzlose Schließung von 
Fremdenverkehrsbetrieben verboten, um einer Verknappung durch Zweckentfremdung 
entgegenzuwirken.135 
129 Ebd § 5. Ständige Mitglieder des Kuratoriums waren: 1. der Rektor der Universität Heidelberg als Vorsitzender, 2. der 
geschäftsführende Vorsitzende der Hermann-Esser-Forschungsgemeinschaft für Fremdenverkehr, 3. der Dekan der 
Fakultät, 4. ein Vertreter des REM, 5. ein Vertreter des Badischen Ministeriums für Kultus und Unterricht, 6. ein Vertreter 
der Reichsgruppe Fremdenverkehr. Satzung, 10.1.1942, UA HD B-6694/2.
130 Ebd. § 6.
131 Dekan an Rektor, 28.8.1941, UA HD B-1580/2.
132 Ebd.
133 Dekan an Rektor, 28.11.1941, UA HD PA 3708 u. MKU an Rektor, 27.3.1942, UA HD PA 3708. Siehe S. 167.
134 In der Saison 1941, also im zweiten Kriegsjahr, erreichte der Fremdenbetrieb beinahe Besucherzahlen wie in der Vor-
kriegszeit. Gemessen in der Anzahl der Übernachtungen wurde im Juli 1942 sogar ein Rekord erzielt. Mein Dank gilt 
meinem Kommilitonen Achim Reimer für den Vorabeinblick in sein Manuskript. Inzwischen ist seine Dissertation veröf-
fentlicht, vgl. Reimer: Baden-Baden.
135 Der Lehrbeauftragte Falk schrieb in diesem Zusammenhang über Kostenrechnung, Preisbildung und Kriegsschäden: 
Nicht einmal die Ruinen von Hotels und Gaststätten durften ohne behördliche Erlaubnis verkauft werden, um die Ver-
knappung der Beherbergungsbetriebe zu verhindern. Sollte einem Wirt ein deutlich schlechteres Lokal als Ausweich-
quartier gestellt werden, so konnte er seinen Verdienstausfall beim »Reichskriegsschädenamt« geltend machen, wofür 
wiederum das Institut Zahlenmaterial und rechtliche Hinweise liefern konnte. Mitteilungen des Instituts für Betriebs-
wirtschaftslehre des Fremdenverkehrs an der Universität Heidelberg (3/1944), Dezember 1944, UA HD H-VI-665.
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Die Wehrmacht trug die Kosten für die Unterbringung der Soldatenurlauber, während 
die Preisgestaltung sich der Kontrolle der »Preiskommissare« noch vielfach entzog. Hier 
hatte Thoms einen noch unerschlossenen Markt auf dem Gebiet der Politikberatung ent-
deckt. »Das Institut wecke, so Thoms im Januar 1943, »große Erwartungen«, »weil es eine 
Betriebswirtschaftslehre des Fremdenverkehrs noch nicht [gebe]« und sich daraus »gerade 
für die Kriegswirtschaft nicht unerhebliche Schwierigkeiten« entwickeln würden: Die »Inan-
spruchnahme von Gaststätten und Beherbergungsbetrieben auf Grund des Leistungs-
gesetzes für die Wehrmacht« erfordere eine »klare, kriegswirtschaftliche Preisgestaltung«.136 
Da die Forschung des Instituts unmittelbar den Belangen der Wehrmacht diente, war die 
zunehmend existenzielle Bedeutung einnehmende Einstufung der Forschung als »kriegs-
wichtig« durch den »Reichsforschungsrat« möglich137:
»Nachdem der Reichsmarschall des Großdeutschen Reiches [sc. Göring] als Präsident 
des Reichsforschungsrats die Betreuung der gesamten deutschen Forschung über-
nommen hat, sind von ihm Richtlinien unter anderem dahin ergangen, daß bei der 
Durchführung kriegswichtiger wissenschaftlicher Arbeiten die vorhandenen Institute 
nebst Einrichtung und Personal aus Gründen notwendigster Kräfteökonomie voll aus-
gelastet sein sollen. Die Gründung neuer Institute kommt daher nur insoweit in Frage, 
als für die Erledigung kriegswichtiger Forschungsaufgaben keine entsprechenden 
Institute vorhanden sind.«138
Die Bedeutung des Fremdenverkehrs musste – folgt man einer Theorie von Thoms zur 
»Stellung des Fremdenverkehrs im Leben des Volkes« aus dem September 1944 – gemäß 
der »nationalsozialistischen Erkenntnis«: »Gesundheit ist Pflicht« mit wachsenden Kriegs-
schäden und -anstrengungen steigen:139 
»Hierin kommt klar zum Ausdruck und zum Bewußtsein, daß die Gesundheit des 
Einzelnen keine Privatangelegenheit ist, sondern daß der deutsche Mensch als Glied 
seines Volkes die Gesundheit als das höchste Aktivum einsetzen muß. […] Der Krieg, 
der die Gesundheit eines Volkes in der verschiedensten Weise in Anspruch nimmt und 
auch bedroht, hat darum zur Folge einen systematischen Ausbau dieses Zweiges des 
Fremdenverkehrs [sc. Erholungs- und Bäderverkehr]. Es ergibt sich zwangsläufig eine 
Rangordnung in diesem Verkehrszweig. Soldaten, Schwerstarbeiter und Mütter stehen 
hier an der Spitze; denn ihre Gesundheit wird im Kriege am stärksten beansprucht; sie 
ist aber entscheidend für den Lebenskampf.«
Zudem stellten Gaststätten und Beherbergungsunternehmen Foren der politischen 
Meinungsbildung dar, so dass Kontrolle und Erziehung der Belegschaft zu »vollwertigen 
Gliedern der Volksgemeinschaft« – in der Satzung von Thoms mit »betriebssozialen Prob-
lemen« umschrieben – unerlässlich waren. In einer programmatischen Rede am 8. Februar 
1941 erklärte Esser offen:
»Aus der Tatsache, daß die Gaststätten Zellen der politischen Meinungsbildung seien, 
ergäbe sich für Betriebsführer und Gefolgschaft große Verantwortung. Für ein Gewerbe, 
136 Dekan an Rektor, 4.1.1943, UA HD H-VI-550.
137 Göring gab zu den Aufgaben des »Reichsforschungsrats« beim Nürnberger Prozess zu Protokoll: »Ich glaube, es war im 
Jahre 1943, als ich den Auftrag erhielt, die gesamte deutsche Forschung, soweit sie für die Kriegsführung dringend not-
wendig war, zusammenzufassen. Leider geschah diese Zusammenfassung viel zu spät. Es sollten Parallelforschungen 
vermieden und ebenso unnötige Forschungen ausgeschaltet werden, Konzentration der gesamten Forschung auf die 
kriegswichtigsten Probleme. Ich selbst wurde Präsident des Reichsforschungsrates und stellte die Richtlinien für diese 
Forschung auf und fasste diese Forschung in dem eben angedeuteten Sinne zusammen.« Nürnberger Prozeß, Band. 9. 
S. 325.
138 Nürnberger Prozeß, Band 4. S. 234.
139 Mitteilungen des Instituts für Betriebswirtschaftslehre des Fremdenverkehrs an der Universität Heidelberg (2/1944), 
September 1944, S. 6.
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das täglich von Millionen von Menschen in Anspruch genommen wird, in dessen Räu-
men politische Ansichten über das Tagesgeschehen ausgetauscht würden, sei es nicht 
gleichgültig, wie die Mitarbeiter eingestellt seien. Männer und Frauen müßten eine 
klare politische Haltung haben, denn sie sind verantwortlich für den Geist, der in den 
Räumen ihres Betriebes herrsche. […] Durch nationalsozialistische Grundhaltung im 
Verein mit fachlichem Können und besten menschlichen Qualitäten werde es Betriebs-
führer und Gefolgschaft gelingen, die Stellung auszufüllen, die dem Gaststättengewer-
be innerhalb der nationalsozialistischen Volksgemeinschaft zugewiesen sei.«140
Angesichts der Hoffnungen auf den »Endsieg« dürfte auch Thoms’ Verweis auf die an-
laufenden Planungen zur Ordnung der Nachkriegszeit im deutschdominierten »Großraum« 
auf fruchtbaren Boden gefallen sein141: 
»Nach dem Kriege wird Deutschland ein bevorzugtes Reiseziel sein für viele Völker 
der Welt, nicht zuletzt, um zu erfahren, wie auch der Fremdenverkehr im Kriege so 
hervorragend funktionierte und nicht etwa, wie in anderen Ländern Europas, zusam-
menbrach, trotz der sadistischen Zerstörungsmethoden der Feindmächte. Die Erklä-
rung hierfür kann heute schon gegeben werden: Der Fremdenverkehr ist ein Glied der 
Volksordnung und Ausdruck der Kulturhöhe eines Volkes, dessen Gestaltung abhängig 
ist von der Organisationskraft, über die ein Volk verfügt.«142
Fremdenverkehr, so Thoms, sei als Teil des »Kulturstandes des Volkes« anzusehen, um 
den dieser Krieg ja geführt werde: »Wir verteidigen in diesem Kriege unsere Kultur, d.h. die 
Ergebnisse der Vergangenheit und die Möglichkeiten der Zukunft in der Entfaltung un-
serer schöpferischen Anlagen zur artgemäßen Lebensgestaltung und Lebensführung.«143 
Deutschlands Rolle als »Kraft-, Wirtschafts- und Führungszentrum Europas« und die An-
strengungen im »materiellen und geistigen Abwehrkampf gegen die Feinde Europas« ver-
ursache ein Ansteigen des Ausländerverkehrs: »Dem Fremdenverkehrsbetrieb sind damit 
wichtige Aufgaben übertragen worden, die er nicht nur organisatorisch, sondern vor allem 
auch haltungsmäßig zu erfüllen hat.«
140 Handel und Fremdenverkehr im Krieg. Münchner Tagung der Fachgruppe, Eine grundsätzliche Rede Hermann Essers. 
Münchner Neueste Nachrichten vom 8.2.1941, Kopie in BDC PK Esser, Hermann 29.07.00.
141  »[Die] nach dem Kriege noch weitaus gesteigerte Bedeutung des Fremdenverkehrs [mache eine] grundsätzliche Be-
arbeitung der betriebswirtschaftlichen Fragen notwendig. […] Ergebnisse aus anderen Wirtschaftsgebieten [können] 
nicht ohne weiteres übertragen werden [...], da der Fremdenverkehrsbetrieb verschiedenste wirtschaftliche Funktionen 
in sich vereint, wie Dienstleistung, Fertigung und Handel.« Institut für Betriebswirtschaft des Fremdenverkehrs – Merk-
blatt, ohne Datum [ca. Januar 1943], UA HD H-VI-665.
142 Mitteilungen des Instituts für Betriebswirtschaftslehre des Fremdenverkehrs an der Universität Heidelberg (2/1944), 
September 1944, BA R 4901-14257. S. 12.
143 Ebd. S. 6.
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Forschung und Ausbildung am Institut 6.3.2 
– »Preiskommissar« und Wehrmacht
»Der Krieg und besonders die Terrorangriffe auf unsere 
Städte stellen Aufgaben von solchem Ausmaße dar, daß 
diese nur aus einer grundlegenden Konzeption in Angriff 
genommen werden können und einer wirklichen Lösung 
entgegengeführt werden können. Der Forschung wird hier 
ein Auftrag gestellt, wie ihn grundlegender und umfassen-
der noch nie die Geschichte aufgewiesen hat.« Thoms, Mit-
teilungen des Instituts für Betriebswirtschaftslehre des 
Fremdenverkehrs an der Universität Heidelberg (1/1944), 
März 1944, GLA KA 235-3820. S. 5.
Die Aufgabe des Instituts lag laut § 2 der Satzung vom 10.1.1942 in der »Erforschung be-
triebswirtschaftlicher und betriebssozialer Probleme in allen Wirtschaftszweigen und Wirt-
schaftsbetrieben des Fremdenverkehrs.«144 Das erste große Forschungsvorhaben bestand 
in der Untersuchung 400 repräsentativer badischer Betriebe zur Erstellung einer Datenbank. 
Die gewonnenen Daten sollten dann reichsweit zur Unterstützung des zuständigen »Preis-
kommissars« und der Wehrmacht dienen.145 Um die zeit-, personal- und kostenintensiven 
Betriebsaufnahmen zu finanzieren, erhöhte die Hermann-Esser-Forschungsgemeinschaft 
für Fremdenverkehr den Jahresetat von anfänglich 20.000 RM auf 50.000 RM.146 Im März 
1944 hatte Thoms weitere 30.000 Fragebögen für weitere Betriebserhebungen drucken las-
sen.147 Dass die Betriebslehre des Fremdenverkehrs bisher noch nicht Gegenstand wissen-
schaftlicher Forschung geworden sei, erklärte Thoms im September 1944 zwanglos damit, 
dass dieser Bereich zu Zeiten des »kapitalistischen Individualismus« allein dem Privatleben 
zugeordnet worden und damit für »ernsthafte Gelehrte« »anrüchig« gewesen sei.148 Nun 
aber, da »das Leben des Volkes den Ausgangspunkt der Betrachtung und Gestaltung bil-
det«, sei der Fremdenverkehr als wichtiger Forschungsgegenstand erkannt worden, auch 
wenn »jedes neue Forschungsfach, das dazu noch hineinsteigt in die akademische Lehre, 
Kinderkrankheiten durchzumachen [hat] und seine speziellen Feinde, deren gefährlichster 
das wissenschaftlich formulierte Lächeln ist.«
Die Ergebnisse der Fragebogenaktion und praktische Hinweise zur Antragstellung sowie 
zur Kostenrechnung veröffentlichte das Institut in seinen unregelmäßig erscheinenden, in 
jovialem Tonfall gehaltenen hektographierten Mitteilungsblättern an den »Freundeskreis 
des Instituts«.149 Weniger Thoms’ schriftgewordene Appelle zum »Ende des Liberalismus« 
als praktische Hinweise aus der Rechtsprechung und Betriebspraxis dominierten den Inhalt. 
Im Dezember 1944 veröffentlichte Assistent Falk einen Artikel über »Kriegsschäden und 
144 Satzung des Instituts für Betriebswirtschaftslehre des Fremdenverkehrs, 10.1.1942, UA HD B-6694/2.
145 Thoms an Rektor, 4.1.1943, UA HD H-VI-550.
146 Für das letzte Geschäftsjahr April 1944 bis März 1945 hatte die Reichsgruppe Fremdenverkehr einen Betrag von 
90.000 RM zur Verfügung gestellt, mithin mehr, als dem prestigeträchtigeren Institut für Großraumwirtschaft zur Ver-
fügung stand. Das Restguthaben des Instituts in der Universitätskasse betrug bei Kriegsende noch 11.000 RM. Rudolf 
Falk an Rektor, 23.6.1945, UA HD B-6694/2.
147 Thoms, Mitteilungen des Instituts für Betriebswirtschaftslehre des Fremdenverkehrs an der Universität Heidelberg 
(1/1944), März 1944, GLA KA 235-3820. S. 24.
148 Mitteilungen des Instituts für Betriebswirtschaftslehre des Fremdenverkehrs an der Universität Heidelberg (2/1944), 
September 1944. S. 11. BA R 4901-14257.
149 Mitteilungen des Instituts für Betriebswirtschaftslehre des Fremdenverkehrs an der Universität Heidelberg (3/1944), 
Dezember 1944, UA HD H-VI-665.
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Beherbergungsbetriebe. Auszug aus zwei im Auftrage des Leiters der Wirtschaftsgruppe 
für das Reichsministerium des Innern erstatteten Gutachten«, in dem er u. a. zu dem nahe-
liegenden Ergebnis kommt, dass ein kriegsbedingter »Totalschaden« der Betriebsanlage 
»sich auf das ganze Betriebsleben besonders nachteilig auswirkt«. Ein Beispiel für die Leis-
tungen des Instituts für die zwischen Wehrmacht, privaten Kunden und Gästen stehenden 
Hoteliers und Gaststättenbetreiber stellt der Aufsatz von Moritz Hoffmann über die »Erfah-
rungen mit den neugefassten Bestimmungen zur Inanspruchnahme von Gaststätten- und 
Beherbergungsbetrieben auf Grund des Reichsleistungsgesetzes« vom Dezember 1944 in 
den Mitteilungsblättern des Instituts für Betriebswirtschaft des Fremdenverkehrs dar.150 Er 
behandelte die Frage, wie Luxushotels, die bis November 1944 von der Inanspruchnahme 
durch die Wehrmacht ausgenommen worden waren, angemessen entschädigt und wie die 
»Kontrolle der sorgsamen Behandlung des zur Verfügung gestellten Wohnraums« gewähr-
leistet werde könne: Die anhaltenden Bombenangriffe ließen den Bestand an verfügbaren 
Hotelzimmern schrumpfen, was eine möglichst effektive Nutzung durch Berufs- und Er-
holungsverkehr und vor allem durch die Wehrmacht notwendig mache. Sabotiert werde 
dieses Bemühen durch die Wehrmacht, so klagte Hoffmann, die auf Verdacht Zimmer re-
serviere und freihalte, ohne sie tatsächlich zu nutzen. 
Zusätzlich zu den für die Studenten der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakul-
tät angebotenen Lehrveranstaltungen zur Betriebswirtschaftslehre des Fremdenverkehrs 
bot das Institut für Betriebswirtschaft des Fremdenverkehrs »Lehrgänge für Praktiker« zur 
»Kostenrechnung in Beherbergungsbetrieben« (27. bis 29. Mai 1943) an.151 Diese richteten 
sich vornehmlich an »Betriebsführer« und kaufmännische Leiter. Als Referenten traten ne-
ben den am Institut beschäftigten Mitarbeitern Vertreter der Wirtschaftsgruppe Gaststätten- 
und Beherbergungsgewerbe in Erscheinung. Ein für September 1943 geplanter Lehrgang 
über »Kriegsbedingte Kostenrechnung« musste verschoben werden, da aufgrund eines 
»Terrorangriffs« auf Mannheim aller verfügbarer Beherbergungsraum zur Unterbringung 
obdachloser Familien benötigt wurde.152 In den Vorträgen ging es denn auch um »Entschä-
digung nach dem Reichsleistungsgesetz« und um die »Entschädigung und Beihilfe nach 
dem Kriegsschädenrecht«.
In einem Zeitungsartikel über das Institut für Betriebswirtschaft des Fremdenverkehrs 
in der Morgenausgabe der Zeitung »Wissenschaft und Hochschule« wies der unbekannte 
Autor auf eine »Sonderaufgabe« des Instituts, die Verwaltung der eroberten Betriebe, ne-
ben den laufenden Untersuchungen zur Berechnung des betriebsnotwendigen Kapitals 
und der Kostenstruktur im Hotelbetrieb hin: 
»Daneben obliegen dem Institut auch fallweise Aufgaben für die von der Kriegswirt-
schaft aufgeworfenen Probleme sowie Sonderaufgaben, wie sie durch die Eingliede-
150 Die Verordnungen des Reichsministeriums des Innern über die »Inanspruchnahme von Betrieben des Gaststätten- und 
Beherbergungsgewerbes auf Grund der §§ 5 und 8 des Reichsleistungsgesetzes (Neufassung)« vom 30. Juni 1944, die 
u. a. eine Mindest- und Höchstvergütung für Unterkunft, Verpflegung, Saalmiete festlegten, gehen möglicherweise auf 
Berechnungen des Heidelberger Instituts zurück. Der stellvertretende Hauptgeschäftsführer der Wirtschaftsgruppe 
Beherbergungsgewerbe Hoffmann fungierte als kommissarischer Geschäftsführer des Instituts für Betriebswirtschaft 
des Fremdenverkehrs. Mitteilungen des Instituts für Betriebswirtschaftslehre des Fremdenverkehrs an der Universität 
Heidelberg (3/1944), Dezember 1944, UA HD H-VI-665. 
151 Die Teilnehmergebühr betrug zwischen 25 RM und 50 RM. Lehrgang über Kostenrechung in Beherbergungsbetrieben, 
Faltblatt, UA HD H-VI-665.
152 Hektographierter Rundbrief, 6.9.1943, UA HD H-VI-665. Die Veranstaltung fand vom 9. bis zum 11.12.1943 in Frankfurt 
am Main statt.
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rung der neugewonnenen Gebiete im Osten und Westen gestellt werden. Hier sind 
vor allem vordringlich die Fragen, in welcher Form die bestehenden Fremdenverkehrs-
betriebe übernommen und weitergeführt werden sollen, wie sich die Überleitung in 
deutschen Besitz und Selbstbewirtschaftung am besten gestalten läßt oder ob ein 
Ausbau der bestehenden Forschungseinrichtungen notwendig ist.«153
»… nicht im mindesten kriegswichtig«, 19446.3.3 
Am 27. Oktober 1944 wandte sich der Hauptgeschäftsführer der Reichsgruppe Fremdenver-
kehr besorgt an Thoms, ob auch das eigene Institut von der in Berlin kolportierten, bevor-
stehenden Schließung der Universität Heidelberg betroffen sei: »Im Falle einer Schließung 
müsste eventuell versucht werden, durch Erlangung von kriegswichtigen Forschungsauf-
trägen diese für uns sehr wichtige betriebswirtschaftliche Einrichtung offen zu halten.«154
Im Herbst 1944 hatte das Institut im Rahmen der laufenden Umfrage seine Fragebögen 
mit der Bitte um Zusendung von Unterlagen an die Direktion der Hotel- und Gaststättenge-
sellschaft Wartheland mbH. gesandt. In Arthur Greisers (*1897) ehemaligem »Mustergau« 
hatte man angesichts der vorrückenden Sowjets andere Probleme, als Thoms’ Forschun-
gen zur »kulturellen und schöpferischen Überlegenheit« zu unterstützen, fand aber noch 
die Zeit, das Institut beim »Reichsbevollmächtigten für den totalen Kriegseinsatz« Goeb-
bels zu denunzieren: Die mitgesandten »Mitteilungen« des Instituts würden »eindeutig 
erkennen« lassen, »dass sich das Institut nicht im mindesten mit kriegswichtigen Fragen 
[befasse]«.155 In Berlin reagierte man schnell – am 15. November 1944 wandte sich der »Lei-
ter des Exekutiv ausschusses« des »Reichsbevollmächtigten für den totalen Kriegseinsatz« 
an das REM:
»Ich bitte, das Institut für Betriebswirtschaft des Fremdenverkehrs an der Universität 
Heidelberg, falls es noch nicht stillgelegt sein sollte, mit sofortiger Wirkung stillzulegen 
und die hauptamtlichen Kräfte dieses Instituts zum kriegswichtigen Arbeitseinsatz zur 
Verfügung zu stellen.«156
Thoms hatte inzwischen aber die Aufnahme des Instituts in die »Wehrforschungsge-
meinschaft des Reichsforschungsrates« durchgesetzt, so dass das Institut vor der Still-
legung geschützt war157:
»Durch die Kraft unserer Kultur und Wirtschaft gewinnen wir diesen Krieg. Zu dieser 
Kraft gehört auch der Fremdenverkehr; er ist zwangsläufig mit Kultur und Wirtschaft 
verbunden. Darum ist der Fremdenverkehr auch kriegswichtig.«158
Neben der Mitarbeit an der Novellierung des Reichsleistungsgesetzes verwies Thoms 
in seiner Begründung auf die weiteren Arbeiten für die Wehrmacht bei der Kalkulation 
und Preisfestsetzung für Wehrmachtsurlauber.159 Zudem habe das Institut für Betriebswirt-
153 Deutsches Nachrichtenbüro, Berlin, Morgenausgabe »Wissenschaft und Hochschule«, Institut für Betriebswirtschafts-
lehre des Fremdenverkehrs, 27.1.1943, BA R 4901-13443.
154 Hauptgeschäftsführer der Reichsgruppe Fremdenverkehr an Thoms, 27.10.1944, UA HD H-VI-665.
155 Reichsbevollmächtigter für den totalen Kriegseinsatz, Leiter des Exekutivausschusses an REM, 15.11.1944, 
BA R 4901-14257.
156 Ebd.
157 Thoms an Rektor, 30.12.1944, UA HD B-6693/1 u. Reichsgruppe Fremdenverkehr an Universität Heidelberg, 25.8.1944, 
UA HD B-6694/2.
158 Mitteilungen des Instituts für Betriebswirtschaftslehre des Fremdenverkehrs an der Universität Heidelberg (2/1944), 
September 1944, BA R 4901-14257.
159 Thoms an REM, 22.12.1944, BA R 4901-14257.
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schaft des Fremdenverkehrs ein Gutachten zu den trotz des Lohnstopps stark angestie-
genen Löhnen im Fremdenverkehr erarbeitet, auf das hin der »Sondertreuhänder« eine 
Anordnung zur Lohnkürzung gemäß einer von Thoms entwickelten Formel erlassen habe. 
Den hierdurch einzusparenden »Überlohn« veranschlagte er auf 500 Mio. RM. Der engste 
Mitarbeiter Thoms’ im Institut, Falk, begründete die »Kriegswichtigkeit« mit dem durch die 
vom Institut entwickelten Richtlinien zur »Kostenverrechung« erreichten Zugewinn an Ef-
fektivität, die sich direkt auf die Kriegsanstrengungen, so mag man ergänzen, niederschlug. 
Neben der maximalen Zahl an Übernachtungen zu festen Preisen für die Wehrmacht tra-
ge, so Falk, die Effektivitätssteigerung in »Verwaltung und Bedienung« dazu bei, »Kräfte 
für den totalen Kriegseinsatz frei« zu machen.160 In einem Rundschreiben forderte er die 
Fremdenverkehrsbetriebe auf, Forschungsmaterial an das IFG zu übersenden: Jahresbe-
richte, »Gewinn- Abführungs-Verordnungs-Erklärungen« und Schadensmeldungen über 
»Fliegerschäden«.161 Gleichzeitig erbot sich Thoms, die Dokumente zu sichern, so dass die 
Betriebe nach einer »Ausbombung« auf wichtiges Belegmaterial zurückgreifen könnten. 
Noch im Januar 1945 fand Thoms die Zeit, die Erweiterung des Forschungsbeirats um ei-
nen Vertreter der »Fachgruppe Badebetriebe« und der »Ostmark« in die Wege zu leiten.162
6.4 Die Heidelberger 
Luftfahrtforschung, 1941 bis 1944
»Heidelberger Luftfahrtforschung«
Das interdisziplinär angelegte Heidelberger Institut der Weltluftfahrt, das zumeist unter 
der Sammelbezeichnung »Heidelberger Luftfahrtforschung« firmierte, war vom Dekan der 
Naturwissenschaftlich-Mathematischen Fakultät Udo Wegner 1941 initiiert worden.163 Alle 
hauptamtlichen Mitglieder der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät hatten 
bereits im Vorfeld im September 1941 ihre Bereitschaft zur festen Mitarbeit bekundet164:
»Die wissenschaftliche Mitarbeit am Institut des Weltluftverkehrs der genannten Her-
ren wird sich in der Hauptsache auf die geistige Führung der vorzunehmenden For-
schungsaufgabe erstrecken, für die wissenschaftliche Assistenten hauptamtlich vom 
Institut einzustellen wären.«
Da es sich bei der Luftfahrt um ein »weites, unbearbeitetes Feld« handle, so Thoms, 
seien zuvorderst Fragen der Tarifgestaltung, Rentabilität und Wirtschaftlichkeit von Luft-
verkehrslinien, Standortprobleme, Organisation und Kosten sowie Finanzierung von Luft-
verkehrsgesellschaften zu behandeln. Sandig habe sich, warb Thoms, durch seinen Beitrag 
zur »Organisation der Kriegswirtschaft« im vom Luftfahrtministerium herausgegebenen 
»Handbuch der Wehrbetreuung« für weitere Forschungen qualifiziert und er selbst stehe 
auf der »Reichsrednerliste« des Luftwaffenführungsstabs. Sieber hatte bis Juli 1943 die Ko-
160 Mitteilungen des Instituts für Betriebswirtschaftslehre des Fremdenverkehrs an der Universität Heidelberg (3/1944), 
Dezember 1944, UA HD H-VI-665.
161 Begleitschreiben zu den Mitteilungen des Instituts für Betriebswirtschaftslehre des Fremdenverkehrs an der Universität 
Heidelberg (3/1944), Dezember 1944, UA HD H-VI-665.
162 Thoms an Rektor, 24.1.1945, UA HD B-6694/2.
163 Udo Wegner (*1902), zum Sommersemester 1937 ord. Prof. für Mathematik, Univ. Heidelberg, vgl. Volkert/Jung: Mathe-
matik. S. 1059-85.
164 Namentlich Brinkmann, Schuster, Sandig, Sieber und Thoms. Dekan an Wegner, 6.9.1941, UA HD H-VI-666.
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ordination der Betreuung aller wirtschaftswissenschaftlichen Jungakademiker, die sich bei 
der Luftwaffe befanden, inne.165
»Führerschicht von Dolmetschern«
Konkrete und sofortige Dienstleistungen konnte die Staats- und Wirtschaftswissenschaft-
liche Fakultät ebenfalls offerieren: Das Dolmetscher-Institut wurde vom Personalchef des 
Forschungsamts des Luftfahrtministeriums umworben, der erklärte, mit den Absolventen 
des Instituts »sehr gute Erfahrungen« gemacht zu haben und den Wunsch nach Rekru-
tierung weiterer begabter, in Kriegszeiten begehrter Dolmetscher kundtat.166 Trotz seines 
Namens hatte das »Forschungsamt der Luftwaffe« mit Forschung »nicht das geringste zu 
tun«, wie dessen oberster Dienstherr Göring 1946 aussagte, sondern stellte eine »Art Ca-
mouflage […] für eine Stelle [dar], wo alle technischen Einrichtungen zur Überwachung 
des Funkbetriebes, der Telegraphie, der Telefonie und aller sonstigen technischen Einrich-
tungen möglich war«167:
»Der Apparat diente dazu, vor allen Dingen die auswärtigen Missionen, die wichtigen 
Persönlichkeiten, die mit dem Ausland telefonierten, telegraphierten und funkten, wie 
das überall und in allen Staaten üblich ist, zu überwachen, zu dechiffrieren und den 
einzelnen Ressorts dann die Auswertung zuzustellen.«
Zugleich versuchte das Forschungsamt, die Institutsführung für eine stärkere Einbe-
ziehung seiner Belange in die Lehre zu gewinnen. An der Staats- und Wirtschaftswissen-
schaftlichen Fakultät witterten Dekan Thoms, Direktor Mönch und Lektor Burkard eine 
neue Quelle für opulente Mittelzuweisungen und die Chance zur Erschließung eines neuen 
Absatzmarkts für ihre Absolventen:
»In dem Maße wie Deutschland die Führung auf diesem Gebiet [sc. des Luftfahrt-
wesens] in die Hand nimmt, muß auch das wissenschaftliche Rüstzeug der zwi-
schenstaatlichen, sprachlichen Vermittlung geschaffen werden. Die vorhandene, 
wissenschaftliche Werkstatt, in der dieses Rüstzeug geschaffen werden kann, ist das 
bedeutende, heute in ganz Deutschland bekannte und geschätzte Dolmetscher-Insti-
tut. […] Was einzig am Dolmetscher-Institut als notwendige und durchaus neuartige 
Aufgabe geleistet werden könnte, wäre die gleichzeitige, parallele Durchführung einer 
luftfahrttechnischen Sprach-, Begriffs- und Wertforschung in den hauptsächlichsten 
Kultursprachen.«168
Ziel der Abteilung der Heidelberger Luftfahrtforschung sollte die »lexikographische Er-
fassung der Sprache der Technik« darstellen, wobei gleichzeitig eine »Führerschicht von 
Dolmetschern für die Wehrmacht, insbesondere die Luftwaffe« ausgebildet werden sollte. 
Die Antragssumme umfasste den immensen Betrag von jährlich 236.920 RM. Eingestellt 
werden sollten 17 vollbeschäftigte Kräfte vom leitenden Luftfahrttechniker bis hin zum 
Hausmeister. Die Fakultät hatte den Bogen augenscheinlich überspannt. Die Kosten für 
den Vollbetrieb des Archivs erschienen den Gutachtern des Reichsluftfahrt ministeriums 
»doch etwas zu hoch«.169 Weder sei die Ausbildung einer »Führerschicht von Dolmet-
165 Rektor an Sieber, 14.7.1943, UA HD PA 283.
166 Mönch an Dekan, 11.9.1941, UA HD H-VI-666.
167 Nürnberger Prozeß, Band. 9. S. 325.
168 Burkard, Zur Einschaltung des Dolmetscher-Instituts der Universität Heidelberg in das in Heidelberg zu gründende 
Forschungsinstitut des Luftfahrtministeriums, 17.11.1941, UA HD H-VI-666.
169 Ohne Name, Aktennotiz, Mitarbeit des Dolmetscher-Instituts im Rahmen des zu gründenden Forschungsinstituts für 
das Luftfahrtwesen in Heidelberg, 19.12.1941, UA HD H-VI-666.
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schern« für die Luftwaffe militärisch geboten, schließlich seien Fliegeroffiziere in erster Li-
nie Flieger, diesen könnten gegebenenfalls Dolmetscher zur Seite gestellt werden, noch 
»interessiere vorerst« die Ausbildung eines »technisch-sprachlich durchgebildeten Nach-
wuchses« für das Luftfahrtministerium bzw. die nationale Luftfahrtgesellschaft, die Luft-
hansa. Im März 1942 schob das Dolmetscher-Institut einen gründlich gestutzten Antrag 
mit einem jährlichen Budget von 110.000 RM für Personal, Miete, Gutachten und Reisen 
nach.170 Auch wenn in der Folgezeit aus dem Reichsluftfahrtministerium anscheinend kei-
ne Gelder nach Heidelberg geflossen sind171, so leistete die bloße Aussicht auf die Erteilung 
des Forschungsauftrags fürderhin gute Dienste zur Begründung der »Kriegswichtigkeit« 
des Dolmetscher-Instituts.172 
Das REM musste von den weit fortgeschrittenen Sondierungsgesprächen zwischen 
der Luftwaffe und der Universität aus der Presse Kenntnis nehmen und verlangte vom 
Badischen Kultusministerium Aufklärung über die geplante Errichtung eines naturwis-
senschaftlichen, eines betriebswissenschaftlichen, eines juristischen und eines Sprach-
forschungsinstitutes.173 Am 4. Oktober 1942 wurde durch eine Vereinbarung zwischen 
dem REM und dem Reichsminister der Luftfahrt die Forschungs- und Lehrstätte »Luft-
fahrtforschung Heidelberg« zur »Heranbildung des wissenschaftlichen Nachwuchses für 
die Luftfahrt« gegründet.174 Die wirtschaftliche Verwaltung wurde der Luftfahrtforschung 
München e.V. übertragen. Große Fortschritte machte die Heidelberger Luftfahrtforschung 
in den kommenden Monaten und Jahren nicht – die Anfragen und Mahnungen des REM, 
das Informationen zu Umfang und Art der Lehre, Studienplan, personelle und Sachkosten 
sowie eventuelle Träger einforderte, blieben bis Sommer 1944 unbeantwortet.175
»Betriebswirtschaftliche Probleme der Luftfahrtindustrie«
Sieber beantragte über die Heidelberger Luftfahrtforschung Gelder, um in seinem Seminar 
Untersuchungen zur finanziellen Lage der zivilen Luftfahrtindustrie anzustellen: »Ziel die-
ser Arbeiten sollten Vorschläge für den privatwirtschaftlichen Aufbau der Luftfahrtindustrie 
sein.«176 Nach Abschluss des Projekts nahm Sieber mit dem Technischen Amt des Reichs-
luftfahrtministeriums Kontakt auf, das mit der Lösung der »heute vordringlichen betriebs-
wirtschaftlichen Probleme der Luftfahrtindustrie« betraut worden war.177 Inwiefern Sieber 
die Zeit und das Material gefunden hat, seine Ende 1943 aufgenommenen Forschungen 
über »betriebswirtschaftlicher Fragen unter besonderer Berücksichtigung fertigungstech-
170 Den geplanten Personalaufwand bezifferte Burkard nun mit drei Technikern, drei »natursprachlichen« Lektoren, zwei 
Gehilfen und einem Hausmeister. Burkard an Reichsluftfahrtministerium, Technisches Amt, Forschungsabteilung, 
Major Prof. Dr. Doetsch, Erteilung eines Forschungsauftrages für lexikographische Erfassung der Sprache der Technik, 
12.3.1942, UA HD B-6695/5.
171 In der »Deutschen Bergwerkszeitung« vom 19.10.1943 wurde berichtet, dass das Dolmetscher-Institut an der »Heraus-
gabe eines großen internationalen luftfahrttechnischen Wortschatzarchivs« arbeite, ohne weitere Details preiszuge-
ben. In den Akten finden sich keine Hinweise auf eine finanzielle Unterstützung durch das Reichsluftfahrtministerium. 
UA HD B-6693/1.
172 Mönch an Dekan, 6.7.1943, UA HD B-6695/5.
173 REM an MKU, 1.5.1942, GLA KA 235/29904.
174 Vereinbarung, 4.10.1942, GLA KA 235/29904.
175 REM an MKU, 14.1.1943 u. 13.7.1944, GLA KA 235/29904. Weitere Hinweise auf die Struktur und Forschung finden sich in 
den Akten des MKU nicht.
176 Forschungsführung des Reichsministers der Luftfahrt und Oberbefehlshabers der Luftwaffe an REM, 18.1.1944, 
BA R 4901-13438. Siehe S. 158. 
177 Dekan an Rektor, 6.5.1944, BA R 4901-13438 Bl. 166.
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nischer Belange« im Rahmen einer »grundsätzlichen Untersuchung über das Problem der 
Leistungsmessung und des Leistungsvergleichs in der Luftfahrtindustrie« voranzutreiben, 
lässt sich aus den Akten nicht entnehmen. Von Seiten des Technischen Amtes wurde jeden-
falls im April 1944 ein Fliegerhauptingenieur zur Ergänzung der »Betriebswirtschaftlichen 
Arbeitsgruppe der Luftfahrtforschung Heidelberg« abkommandiert. Unterstützt wurde 
Sieber von der Wirtschaftsgruppe Luftfahrtindustrie und einigen interessierten Konzernen 
wie Junkers und BMW. Seine Forschungen im Rahmen der Luftfahrtforschung qualifizierten 
Sieber zur Mitgliedschaft in der nach dem Chef des Planungsamts des Reichsforschungs-
rates benannten kriegswichtigen »Osenberg-Forschungsgemeinschaft«, die in den letzten 
Monaten vor Kriegsende tausende Wissenschaftler vor der Einberufung zur Wehrmacht 
schützte.178
»Soviel Unsinn auf so wenig Seiten …«
Im Frühling 1943 kam es zu einer Episode um die »Luftfahrtforschung«, die den möglichen 
Spielraum – und zugleich die Gefährlichkeit – fundamentaler Kritik innerhalb der Fakultät 
dokumentiert. Im April 1943 hatte Dekan Thoms einen Antrag zur Gründung eines Instituts 
für Betriebswirtschaft des Luftverkehrs im Rahmen der »Luftfahrtforschung Heidelberg« 
verfasst. Der eigentliche Adressat des Schreibens war Rektor Schmitthenner, alle Fakul-
tätsmitglieder erhielten aber nachrichtlich eine Kopie. Schusters mündlicher Kommentar 
gegenüber Thoms ließ keine Fragen hinsichtlich seiner Meinung zu den Plänen der »Heidel-
berger Luftfahrtforschung« offen: 
»Auf den mir zugesandten Durchschlag [...] erspare ich mir gegenüber jede Bemühung 
der sachlichen Aufklärung, nachdem Sie es nicht für nötig befunden haben, sich nach 
meinen Motiven zu erkundigen. Ich teile Ihnen nur soviel mit, daß ich selten soviel 
Unsinn auf so wenig Seiten gelesen habe.«179
Thoms hatte die Äußerungen Schusters an den Obmann der »Luftfahrtforschung« Weg-
ner weitergeleitet, der wiederum den Volkswirt anschrieb und ihm eine einwöchige Frist 
zur Kommentierung seiner Einstellung zu den »Aufgaben der betriebswirtschaftlichen Ab-
teilung der Luftfahrt« einräumte:
»Da ich als Obmann der Luftfahrtforschung für die Sicherheit und das Ansehen dieses 
Instituts Sorge zu tragen habe, würde ich andernfalls nur das Schreiben von Dekan 
Thoms an den Herrn Rektor mit Ihrer allgemeinen Äußerung der Geheimen Staatspoli-
zei sowie der Abwehrstelle für unser Luftfahrtforschungs-Institut übergeben.«
Die Gefahr, die von Wegner ausging, der nach dem Krieg als »probable security menace 
and for his affiliations with the SD« verhaftet werden sollte, war nicht zu unterschätzen.180 
Wie gegen den Studenten Rohr entschied sich Schuster auch hier zur Vorwärtsvertei-
178 Wegner an Rektor, 4.10.1944 u. Dekan an Rektor, 3.10.1944, UA HD B-0862/2. Werner Osenberg (*1900), ord. Prof. für 
Werkzeugmaschinen und Fabrikorganisation, Leiter des 1943 eingerichteten Planungsamt im Reichsforschungsrat, 
sicherte Wissenschaftler aller Sparten für den Kriegseinsatz. Wer zur »Osenberg-Aktion« zählte, war durch einen Erlass 
des Reichsmarschalls Göring als dem Präsidenten des Reichsforschungsrats vom 24.8.1944 vor der Einziehung zur Front 
geschützt. Bis November 1944 wurden beinahe 3.500 Wissenschaftler, Techniker und Handwerker aus dem Kriegsdienst 
in die Rüstungsforschung abgezogen. Vgl. Federspiel: Osenberg. S. 92-101.
179 Wegner zitiert in seinem Brief eine Aussage Schusters gegenüber Thoms, der diese an ihn weitergeleitet habe. Schuster 
bestritt die Aussage nicht. Wegner an Schuster, 2.7.1943, UA HD PA 5819.
180 307th CIC Detachment, Memorandum for the Officer in Charge, Heidelberg University, 9.4.1945, abgedruckt in: Hess/
Lehmann/Sellin: Heidelberg 1945. S. 393-401.
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digung.181 Nachdem er sich mit den Dekanen Achelis und Krause besprochen und auch 
Dozenten führer Schmidhuber informiert hatte, der wie Wegner für den SD tätig war, wand-
te sich Schuster an Rektor Schmitthenner:
»Die Drohung mit der Geheimen Staatspolizei und die Setzung eines Termins für die 
Antwort ist im akademischen Leben so ungewöhnlich und beleidigend, daß ich Herrn 
Prof. Wegner keine Antwort auf seinen Brief gebe. Ich muß aber bitten, daß sofort 
etwas geschieht, um Herrn Prof. Wegner auf den Weg zurückzurufen, auf dem solche 
Angelegenheiten innerhalb der Universität zu erledigen sind.«182
Schusters couragierte Gegenwehr zeigte Wirkung. Wegner wurde zusammen mit 
Dozenten führer Schmidhuber und Schuster zur Aussprache ins Rektorat vorgeladen. SD-
Berichterstatter Wegner ruderte zurück und erklärte ausweichend, dass er Schuster nie 
habe bedrohen, sondern diesen lediglich in Kenntnis darüber setzen wollen, dass er »bei 
ungenügender Aufklärung dem mir in diesen Fragen vorgesetzten Abwehrbeauftragten 
pflichtgemäß Bericht erstatten« müsse.183
Weitere Projekte und 6.5 
Institutsgründungen 1939-1944
6.5.1 Institut für Weltpost- und 
Weltnachrichtenwesen, August 1941
Zu Beginn des Wintersemesters 1941/42 beschloss das REM mit Reichspostminister Wilhelm 
Ohnesorge die Gründung des »posteigenen« Instituts für Weltpost- und Weltnachrichten-
wesen als Außeninstitut der Universität Heidelberg.184 Einen Monat zuvor, im August 1941, 
hatte sich das REM beim badischen Kultusminister und Heidelberger Rektor Schmitt henner 
über das eigenmächtige Handeln der Universität Heidelberg beschwert, weil es seine Kom-
petenzen durch das Reichspostministerium geschmälert sah: Auch wenn das Institut für 
Weltpost- und Nachrichtenwesen finanziell vollständig vom Reichspostministerium getra-
gen werde, so sei es als universitäres Außeninstitut zuvorderst dem REM unterstellt, das 
somit den ersten Ansprechpartner darstelle: »Die Angliederung an die Universität kann 
nur von mir selbst ausgesprochen werden. […] Beamtenrechtlich bleibt der zum Leiter des 
Instituts ernannte Angehörige der Universität Heidelberg nach wie vor mir unterstellt.«185 
Dem Kuratorium unter Vorsitz des Reichspostministers gehörte auch Thoms als Dekan der 
181 Siehe S. 511.
182 Schuster an Rektor, 5.7.1943, UA HD PA 5819.
183 Aktennotiz, UA HD PA 5819.
184 Wilhelm Ohnesorge (*1872), seit 1933 Staatssekretär im Reichspostministerium u. 1937-45 Reichspostminister. Ver-
einbarung zwischen dem Reichspostminister und dem Reichsminister für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung, 
29.10.1941, UA HD H-VI-667. Bereits 1935 hatte das Rektorat auf Nachfrage der Reichspostdirektion ein Verzeichnis 
derjenigen Hochschullehrer erstellt, die über »Verkehrsfragen, besonders […] Fragen des Post- und Nachrichtenwesens 
vom volkswirtschaftlichen Standpunkt« arbeiten. Gemäß einer Aufstellung des Dekanats waren dies an der Staats- und 
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät Brinkmann, Schuster, Adler und Waffenschmidt. Reichspostdirektion an Rektor, 
11.11.1935 u. Dekan an Rektor, 29.11.1935, UA HD B-7756/3.
185 REM an MKU, 23.8.1941, GLA KA 235-30035.
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Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät an.186 Der Institutsdirektor sollte vom 
REM aus dem Kreis der Lehrkräfte der Universität ernannt werden.187 
Das Institut für Weltpost und Weltnachrichtenwesen war nach dem Willen der Reichs-
post und des REM interdisziplinär ausgerichtet und unterhielt eine naturwissenschaftliche 
sowie eine geisteswissenschaftliche Abteilung.188 Zum Direktor des von Alfred Weber nach 
Kriegsende als dem »nationalsozialistischen Propagandabetrieb« zuzuordnende Institut 
wurde der Dekan der Naturwissenschaftlich-Mathematischen Fakultät, Wegner, ernannt.189 
Im Rahmen der Vorlesungen des Instituts las der Direktor des Instituts für Zeitungswis-
senschaft Adler im Wintersemester 1942/43 bis zu seiner Erkrankung im Dezember 1942 
zur »Nachricht im Weltverkehr«.190 Über eine weitergehende Einbindung der Lehrkräfte 
der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät ist den Akten nichts zu entneh-
men.191 Zu Weihnachten 1943 meldete Wesch an den Studentenführer Oechsle, dass das 
Institut erfolgreich gestartet sei, sich der Aufbau der geisteswissenschaftlichen Abteilung 
aber »kriegsbedingt« verzögere.192 Das Institut für Weltpost und Weltnachrichtenwesen 
lieferte hinsichtlich seiner interdisziplinären Konzeption und seiner Finanzierung durch 
eine Reichsbehörde die Blaupause für die Gründung der ebenfalls »über den deutschen 
Raum hinaus strebenden« Institute für Großraumwirtschaft und für Betriebswirtschaft des 
Fremden verkehrs, wenngleich diese nicht als Außeninstitute eingerichtet wurden, sondern 
vollständig in die Universität eingegliedert wurden.193
Institut für politische Auslandskunde, Mai 19446.5.2 
Der erste Versuch, die Auslandskunde über einen Lehrstuhl an der Heidelberger Universität 
zu verankern, wurde im Januar 1942 unternommen. Nach dem Beschluss des Verwaltungs-
rats der Stiftung für Wissenschaft und Kunst, deren Geschäftsführer Claassen zugleich pas-
senderweise auch der erste Kandidat für die Besetzung des zu schaffenden Ordinariats war, 
Finanzmittel in Höhe von 3.000 RM per anno zur Verfügung zu stellen,194 erklärte sich auch 
186 Dem dem Institutsdirektor beratend zur Seite gestellten Kuratorium gehörten neben dem Reichspostminister und 
den Dekanen aller Heidelberger Fakultäten noch der Rektor der Universität als Stellvertreter des Reichspostminis-
ters an. Ergänzt werden sollte das Kuratorium durch Vertreter aus Partei, Staat, Wissenschaft und Industrie. Verein-
barung zwischen dem Reichspostminister und dem Reichsminister für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung, 
29.10.1941, UA HD H-VI-667, § 3.
187 Ebd. § 2.
188 Ebd. § 4. Von der Einrichtung einer in einem Schreiben Dekan Thoms’ an die IHK Mannheim genannten wirtschaftswis-
senschaftliche Abteilung ist in der Vereinbarung keine Rede. Thoms an Präsident der IHK Mannheim, Rechtsanwalt und 
Fabrikant Heinrich Goebels, 3.11.1942, UA HD H-VI-550. Zum Institut für Weltpost und Weltnachrichtenwesen aus Sicht 
des Heidelberger Physikalischen Instituts vgl. Schönbeck: Physik S. 1121-1131.
189 Thoms an Rektor, 10.6.1943, UA HD B-6693/1. In der Einladung zur Arbeitstagung des Instituts für Großraumforschung 
am 24./25. Januar 1944 vom 24.1.1944 wird der Physiker Wesch (»Das Weltnachrichtenmonopol Englands und Deutsch-
lands Nachrichtentechnik«) als Institutsdirektor unter den Rednern aufgeführt. GLA KA 235-29958. Die »wesentlichste 
Lehrkraft«, hier nimmt Weber wohl Bezug auf den Physiker Wesch, sei »sogar mit den Vorbereitungen einer neuen 
Waffe beschäftigt« gewesen. Weber: Neue Universität. S. 630. Vgl. auch Weber: Bericht. Möglicherweise spielt Weber auf 
die von Wesch entwickelten Tarnmatten für U-Boote und Flugzeuge an. Schönbeck: Physik. S. 1126.
190 Adler an MKU, 30.12.1942, GLA KA 466-20606.
191 Im Oktober 1944 wurden die »kriegswichtigen« Forschungen der Wissenschaftler der Staats- und Wirtschaftswissen-
schaftlichen Fakultät u. a. im Institut für Weltpost und Weltnachrichtenwesen gegenüber dem REM angeführt, um sich 
gegen eine Verlagerung der Fakultät zu wehren. Rektor an REM, 14.10.1944, BA R 4901-13828. Siehe S. 563.
192 Wesch an Oechsle, 23.12.1943, UA HD REP 38/15.
193 Rektor an MKU, 5.5.1944, GLA KA 235-3231 u. Thoms an Präsident der IHK Mannheim, Rechtsanwalt und Fabrikant 
 Heinrich Goebels, 3.11.1942, UA HD H-VI-550.
194 Heidelberger Stiftung für Kunst und Wissenschaft, Geschäftsführer Classen an MKU, 22.1.1942, UA HD B-7750. Zur 
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die Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät bereit, die Erträge aus der Eberhard-
Gothein-Stiftung in Höhe von monatlich 350 RM zur Finanzierung des Lehrstuhls an der 
Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät beizuschießen.195 Mittelfristig sollten 
die Gelder allerdings wieder der Heidelberger Volkswirtschaftslehre zu Gute kommen, 
schließlich habe diese »seit dem Jahre 1933 eine ständige starke Zurückdrängung erfahren, 
obwohl Heidelberg auf dem Gebiete der Volkswirtschaftslehre einen bedeutenden Ruf zu 
vertreten« habe. Thoms nutzte die Gelegenheit, an das »feste Versprechen« des MKU zu er-
innern, »vor der Errichtung des zweiten betriebswirtschaftlichen Ordinariats keinen ande-
ren Lehrstuhl zu schaffen.« Die Fakultät wolle dieses Versprechen zwar zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt nicht einfordern, so Thoms, der in Anbetracht seiner »generösen« Zustimmung 
wohl weitere Garantien zur personellen Erweiterung der Fakultät einzufahren hoffte:
»Die Wirtschaftswissenschaften bilden das Rückgrat der Fakultät; ihre lehrstuhlmäßige 
Besetzung ist unzureichend, nicht zuletzt in Hinblick auf die politisch bedeutsamen 
und umfangreichen Aufgaben, die durch die Gründung der neuen Institute gestellt 
sind.«196
Wie allen vorhergehenden – und allen nachfolgenden – Anträgen zur Etablierung neuer 
Lehrstühle und Extraordinariate war auch diesem kein Erfolg in Karlsruhe beschieden. Die 
Ablehnung erfolgte im Februar 1942.197
Im Mai 1944 war es Rektor Schmitthenner persönlich, der sich für die Errichtung eines 
»Instituts für politische Auslandskunde« stark machte.198 Er griff hierbei auf die Konzeption 
des »Friedensprogramms« vom Frühling 1941 zurück, das die Profilierung der Universität 
hin zur interdisziplinär betriebenen Auslandskunde vorsah.199 Das geplante Institut sollte 
die Arbeit des auslandskundlichen Instituts der Heidelberger Stiftung für Wissenschaft und 
Kunst in erweitertem Rahmen fortführen. Die frühere Portheim-Stiftung stellte wiederum 
sowohl die Räumlichkeiten als auch 15.000 RM zur Finanzierung der laufenden Kosten 
in Aussicht.200 Nach dem Willen des zum Reichsstudentenführer aufgestiegenen Gustav 
Adolf Scheel sollte dem Institut zudem die gesamte außenpolitische Schulungsarbeit der 
Kamerad schaften des NSDStB und die Leitung des Akademischen Auslandsdiensts über-
tragen werden: 
»Das Auslandskundliche Institut der Heidelberger Stiftung hat bereits jetzt schon in 
großem Umfange das Material für die außenpolitische Schulung der Kameradschaften 
des NSDStB geliefert. Außerdem steht es durch Forschungsarbeiten und Publikationen 
z. Zt. in engstem Kontakt mit dem Oberkommando der Wehrmacht.«201
Die Konzeption des Instituts sah – wie so viele Pläne zuvor – eine enge Zusammenarbeit 
mit dem Dolmetscher-Institut, dem Institut für Zeitungswissenschaft und dem »seit jeher 
außerdeutsch interessierten« InSoSta vor:
Portheim-Stiftung und u.a. Classen hat Frank Engehausen jüngst eine Studie vorgelegt. Engehausen: Portheim-Stiftung. 
S. 119-148 (Classen).
195 Dekan an Rektor, 20.1.1942, UA HD B-7750.
196 Ebd.
197 MKU an Rektor, 17.2.1942, UA HD B-7750.
198 Rektor an MKU, 5.5.1944, GLA KA 235-3231.
199 Siehe S. 434.
200 Rektor an MKU, 5.5.1944, GLA KA 235-3231.
201 Ebd.
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»Über den deutschen Raum hinaus streben auch die Aufgaben des Instituts für 
Großraumwirtschaft, des Instituts für Betriebswirtschaftslehre des Fremdenverkehrs, 
des Instituts für Weltpost- und Weltnachrichtenwesens und der Luftfahrtforschung 
Heidelberg.«202
Im Juli 1944 nutzte Schmitthenner die Zeitungsnachricht über die Einrichtung eines 
»Instituts für Auslandforschung« an der Universität Zürich, um weitere Werbung für seine 
Expansionspläne zu machen:
»Wenn ein Staat wie die Schweiz, die als Kleinstaat nur ein beschränkte außenpolitische 
Wirkungsmöglichkeit hat, der Auslandskunde eine derartige Bedeutung schenkt, dann 
scheint es aus kulturpolitischen Gründen dringend geboten, im südwestdeutschen 
Raum und gerade an der im Ausland besonders anerkannten Universität Heidelberg 
ein Gegengewicht gegen diese Gründung zu errichten.«203
Auch diesem letzten Versuch sollte in den letzten Kriegsmonaten kein Erfolg beschie-
den sein. In den Akten finden sich keine weiteren Informationen über eine Fortführung der 
Verhandlungen.
202 Angesichts der andauernden Präsenz alliierter Bomber im deutschen Luftraum war Luftraumforschung im Mai 1944 
tatsächlich als »international« anzusprechen. Ebd.















7.1.1 Anmerkungen zur Datengewinnung
Studierendenzahlen bis zum 1. Trimester 1940
Die Aufbereitung der Studierendenzahlen an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen 
Fakultät ist schwierig. Die Gegenüberstellung der Zahlen im Heidelberger »Hochschulfüh-
rer« mit denen der zeitgenössischen »Deutschen Hochschulstatistik« und den unter ande-
rem auf dieser beruhenden Datenhandbüchern zur deutschen Bildungsgeschichte weist 
deutliche Differenzen auf.1 Zum Sommersemester 1933 war die »Deutsche Hochschulsta-
tistik« tiefgreifend restrukturiert worden – nach Aussage der Fachzeitschrift »Der Praktische 
Betriebswirt«, der in jedem Semester diese Statistik auswertete, eine Wendung zum Nega-
tiven: Die Vergleichbarkeit zu früheren Semestern wurde durch die Neugliederung »teil-
weise zerstört, teilweise sehr erschwert«, der Zugriff auf die Daten behindert. Vorsichtig 
äußerte der Autor, ein F. Scheel, die Befürchtung, dass die Statistik drohe, zu einer »Geheim-
wissenschaft einiger weniger« zu werden. Möglicherweise war dem Regime daran gele-
gen, die Bilanz der eigenen Hochschulpolitik nicht auf einen Blick erfassbar zu machen.2 Im 
Nachfolgenden soll der im Heidelberger »Studentenführer« veröffentlichten Statistik der 
Vorzug vor den nach Berlin gemeldeten Zahlen gegeben werden. Je nach Statistik ist eine 
Trennung nach Abschlussziel rer. oec., pol. und phil. möglich. Die universitätsinternen Auf-
stellungen erschweren aber eine Differenzierung nach Diplom-Kaufmann und -Handels-
lehrer. Die Zahl letzterer nahm aber stark ab, so dass deren Anteil unter den Studierenden 
rer. oec. nicht allzu hoch zu veranschlagen ist. Fortlaufende Zahlen für die Studierenden der 
Zeitungswissenschaft liefert allein das Datenhandbuch.
Zahl der Studierenden im Krieg
Bereitet die Aufstellung einer differenzierten Studierendenstatistik bereits vor 1939 gro-
ße Probleme, so gerät die Unternehmung mit Kriegsbeginn zu einer statistischen Heraus-
forderung mit vielen Ungewissheiten.3 Auf Nachfrage des Prorektors Bilfinger musste das 
Rektorat im Juli 1942 bekennen, dass die zur Erstellung der reichsweiten »Hochschulsta-
1 Vgl. Zehnjahresstatistik I/II u. Datenhandbuch I.1/2. Die in Weisert: Verfassung veröffentlichten Zahlen sind für die Staats- 
und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät zu wenig differenziert. Die Unterscheidung nach Abschlussziel ist anhand der 
Akten nicht immer nachvollziehbar.
2 Im April 1937 verordnete das REM in einem vertraulichen Rundschreiben eine Nachrichtensperre zum Rückgang der 
Studierendenzahlen, um die ausländische Presse nicht mit »angeblich authentischem Material« zum »Niedergang der 
deutschen Universität« zu versorgen. »Erörterungen über die Angelegenheit« sollten unterbleiben, um die »Möglichkeit 
notwendiger ruhiger Aufbauarbeit« nicht zu gefährden: »Für die Haltung eines Teiles der ausländischen Presse ist es 
bezeichnend, dass sich diese erneut in den Dienst der Greuelpropaganda stellt u. a. Behauptungen aufgestellt hat, die 
angebliche Verödung der deutschen Hochschulen und der Nachwuchsmangel seien daraufhin zurückzuführen, dass 
die deutsche Wissenschaft durch die nationalsozialistische Politik geknechtet und ihre besten Kräfte durch die Aus-
wanderung ins Ausland verloren habe.« REM an Rektor, 26.4.1937, UA HD H-VI-000; vgl. Hartshorne: German University. 
S. 13-15. Der Nachfolgeband der »Deutschen Hochschulstatistik« erschien erst 1943 und war »Nur für den Dienstge-
brauch« bestimmt. Vgl. Zehnjahresstatistik I/II.
3 Die in der 1944 veröffentlichten Beilage zur »Zehnjahresstatistik des Hochschulbesuchs« genannten Zahlen beruhen 
nicht nur auf den zweifelhaften Meldungen der einzelnen Universitäten, wie das Heidelberger Beispiel zeigt, sondern in 
Teilen auf Schätzungen und Interpolationen, da die ursprünglichen Statistiken »Feindeinwirkung« zum Opfer gefallen 
waren. Zehnjahresstatistik II. S. 4. 
475
tistik« gemeldeten Zahlen an vielen Stellen falsch seien.4 Aus naheliegenden Gründen war 
die Universität Heidelberg an hohen Studierendenzahlen interessiert, die man nach Berlin 
melden konnte – vor allem angesichts der drohenden Schließung der Universität 1944.5 
Das Verhältnis zwischen der Zahl der tatsächlich in Heidelberg anwesenden Studierenden 
und derjenigen, die als »Fernimmatrikulierte« oder als Soldaten im Feld standen, ist da-
her schwer zu ermitteln. Zudem deckten sich der Zeitraum, für den Studierende auf Front-
urlaub zum Studierenden gesandt wurden, selten mit der Dauer der Semester.
Bis zum 1. Trimester 1940 wurden die Studierendenzahlen für die Staats- und Wirt-
schaftswissenschaftliche Fakultät im »Hochschulführer« veröffentlicht. Danach sind die 
aus den verschiedenen Akten zu gewinnenden Informationen derart widersprüchlich, 
dass eine Nachzählung anhand der Immatrikulationslisten zumindest bis Sommersemes-
ter 1943 unumgänglich war.6 Ab Wintersemester 1943/44 sind wieder interne Statistiken 
verfügbar.7 Beurlaubungen zur Wehrmacht sind in den Immatrikulationslisten bis zum 
4 Das Rektorat erklärte, dass nicht nur teilweise männliche und weibliche Studierende zusammengezählt, sondern 
auch Studierende des Dolmetscher-Instituts fälschlicherweise der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakul-
tät nicht zugeordnet worden seien. Zuletzt sei es auch möglich, dass auch Juristen und Staatswissenschaftler im 
Herbst-Trimester 1940 auch bei den Dometschern aufgeführt worden sein könnten. Man tut also gut daran, die Zahlen 
im Krieg mit besonderem Vorbehalt zu betrachten. Rektorat an Bilfinger, 16.7.1942, UA HD B-0576/1.
5 Heidelberg war neben München im Krieg die Universität mit den meisten Studierenden, was unter anderem auf die 
Patienten der Lazarette in der kaum vom Bombenangriffen und Kampfhandlungen in Mitleidenschaft gezogenen 
Neckarstadt zurückzuführen ist. Krönig/Müller: Nachkriegssemester. S. 29.
6 UA HD, Immatrikulationslisten der Quästur vom 1. Trimester 1940 bis zum Sommersemester 1943.
7 UA HD H-VI-909.
Diagramm 3 | Studierende nach Abschlussziel (1931/32-1944/45)
Zur Datengewinnung und dem Grad der Verlässlichkeit der dargestellten Studierendenzahlen siehe gegenüberliegende Seite.
476
Sommersemester 1942 durch ein »+« vor dem Namen des Studierenden gekennzeichnet. 
Ab Wintersemester 1942/43 fanden laut der Quästur nur noch die »ortsanwesenden Stu-
dierenden« Eingang in die Immatrikulationslisten. Die bei der Wehrmacht befindlichen 
Studierenden, die kostenlos als »beurlaubt« weitergeführt wurden, sollten hingegen nicht 
mehr in diese Aufstellung einfließen. Der große Sprung an männlichen Studierenden vom 
Wintersemester 1942/43 zum Sommersemester 1943 gegen den vorherrschenden Trend 
lässt diese Behauptung wenig glaubwürdig erscheinen. Vermutlich wurden die Soldaten 
unter den Studenten von den Instituten oder der Quästur wenigstens zum Teil weiterhin 
mitgezählt. Wie Eike Wolgast beobachtet hat, unterscheiden sich die Zahlen mindestens 
im Sommersemester 1943 sowohl für die Gesamtuniversität als auch für die Staats- und 
Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät je nach Quelle deutlich.8 
Vergleicht man die Zahl der Studierenden nach Weisert und meiner eigenen Zählung 
nach den Quästurakten mit der Aufstellung des Rektorats (»Stand vom 6.5.1943«), dann 
liefert letztere Quelle Studierendenzahlen, die 60% unter den bei Weisert angegebenen 
Zahlen für die Gesamtuniversität und 50% unter den Zahlen liegen, die ich aus den ausge-
zählten Immatrikulationslisten gewonnen habe.9 Rechnet man diesen Korrekturfaktor für 
das Sommersemester auf die Fächer der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakul-
tät um, so wird der für 1942/43 beobachtete Sprung nivelliert. Die oben genannte These, 
dass teilweise nicht in Heidelberg befindliche Studierende ins Studierendenverzeichnis 
aufgenommen wurden, wird durch diese Beobachtung gestützt. Wendet man diesen Fak-
tor auf alle »offiziellen« Werte im Krieg an, so erhält man einen grafischen Eindruck von der 
möglichen Bandbreite der Studierendenzahlen (Grafik »Studierende nach Abschlussziel 
1931/32 bis 1944/45«, vorhergehende Seite).10 Im August 1944 meldete das Rektorat dem 
REM eine Gesamtzahl von 4.528 Studierenden und 300 Hörern, zudem 4.000 fernbetreute 
Soldaten.11 Da in Heidelberg kein Personal zum Zählen der Studierenden verfügbar sei, so 
die Einschränkung des Rektorats vorab, möge man im REM eventuelle Fehler zu entschul-
digen.
Studierendenfrequenz nach Abschlussziel7.1.2 
Attraktivität der Staats- und 7.1.2.1 
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät
Studierende der Wirtschaftswissenschaften
Die Mannheimer Handelshochschule hatte gegen den vorherrschenden nationalen Trend 
zum Ende der Weimarer Republik die Zahl ihrer wirtschaftswissenschaftlichen Studie-
renden steigern können. Sogar im Sommersemester 1933, kurz vor der Verlegung nach 
Heidelberg, stieg die Zahl der Immatrikulierten weiter an. Während die Zahl der kaufmänni-
schen Studierenden reichsweit vom Sommersemester 1928 zum Wintersemester 1932/33 
8 Vgl. Wolgast: Studierende. S. 87 u. Korrekturnachtrag S. 94.
9 Weisert: Verfassung. S. 160 u. UA HD, Immatrikulationslisten der Quästur im Vergleich zu UA HD B-1015/2.
10 Nach dem Hochschulführer zum Trimester 1941befanden sich zu diesem Zeitpunkt 85% der Kameradschaftsstudenten 
des Sommersemesters 1939 im Kriegsdienst. Hochschulführer 1941. S. 13.
11 Rektor an REM, 10.8.1944, BA R 4901- 12854.
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von 4.472 auf 3.143 sank, erhöhte sich die Zahl der kaufmännischen Studierenden an der 
Mannheimer Handelshochschule im gleichen Zeitraum von 324 auf 341.12 Dieser Trend soll-
te durch die Integration der Mannheimer Handelshochschule in die Universität Heidelberg 
ein Ende finden. Der Umzug an die Heidelberger Volluniversität hatte die Attraktivität der 
wirtschaftswissenschaftlichen Fächer für Abiturienten nicht gesteigert. Im Gegenteil: Ver-
gleicht man die Entwicklung der Studierenden der Betriebswirtschaftslehre in Heidelberg 
mit dem reichsweiten Trend13 (Diagramm »Betriebswirtschaftliches Studium«, nebenste-
hend) nach 1933, dann entwickelte sich das kaufmännische Studium an der Ruperto- Carola 
unterdurchschnittlich. Vom Einbruch der Studierendenzahlen zum Sommersemester 1934 
erholte sich das Betriebswirtschaftliche Seminar nie, obwohl die Absolventen nach einem 
Bericht Thoms’ sehr gute Berufsaussichten hatten.14 Bis zum Sommersemester 1937 stag-
nierte deren Studierendenzahl. Ab Wintersemester 1937/38 stieg ihre Zahl indes leicht an. 
Dieser Anstieg lag aber deutlich unter den reichsweiten Zuwachsraten der Disziplin.
12 Scheel: Maßnahmen. S. 125 u. 127.
13 Die reichsweite Hochschulstatistik subsumierte Betriebs- und Volkswirte zusammen mit den Handelslehrern unter 
»Wirtschaftswissenschaften«. Zur Kritik dieser Statistik siehe Scheel: Maßnahmen. S. 121-123.
14 Siehe S. 281.
Betriebswirtschaftliches Studium – Vergleich der Trends Diagramm 4 | 
im Deutschen Reich und in Heidelberg (1934-1941)
Quelle: Datenhandbuch I. S. 166 [Deutsche/Preuss. Universitäten, zu den Modi der Datenerfassung siehe ebd. S. 154/155] u. 
Datenhandbuch II. S. 321 [Universität Heidelberg] Die Zahlen des Datenhandbuchs beruhen auf zwei durch das REM veröf-
fentlichten Statistiken, der »Deutschen Hochschulstatistik« (1935) und der zweibändigen »Zehnjahrestatistik des Hochschul-
besuchs« (1943). Zahlen ohne Gasthörer und beurlaubte Studenten, einschließlich der Ausländer im »Altreich« ohne Österreich 
und später eroberte Gebiete (siehe Text). Um die Datengrundlage möglichst kongruent zu halten, wurden für diese Aufstellun-
gen ausschließlich Werte aus dem Datenhandbuch für die Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät verwendet.
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Das Interesse an der Volkswirtschaftslehre war nach dem Höhepunkt im Wintersemes-
ter 1923/24 rapide geschwunden (Diagramm »Studium der Nationalökonomie/Volkswirt-
schaftslehre«, nebenstehend). Die Entwicklung in Heidelberg spiegelte den reichsweiten 
Trend im Großen und Ganzen wider. Die Zusammenlegung des InSoSta mit dem Mann-
heimer Seminar für Volkswirtschaftslehre in der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen 
Fakultät bescherte der Universität einen einmaligen Zuwachs an Studierenden der Volks-
wirtschaftslehre. Die Studierenden konnten nicht in Heidelberg gehalten werden und die 
ihre Zahl ging deutlich zurück. Zum Wintersemester 1937/38 hatten sich die Studierenden-
zahlen eingependelt. Die Angst der Betriebswirte, dass die Studierenden ihrer Disziplin von 
denen der Volkswirtschaftslehre »zahlenmäßig zurückgedrängt« würden, bewahrheitete 
sich weder in Heidelberg noch im Reich.15
Eine Erklärung der geringen Attraktivität Heidelbergs für potentielle Studierende der 
Wirtschaftswissenschaften ist in drei Aspekten zu suchen. Betriebswirtschaftslehre zählt in 
der Kreis der Fächern, die von Abiturienten gewählt wurden, die aus nichtakademischen 
Haushalten kamen, dass heißt als erste in ihrer Familie studierten. Die finanziellen Ressour-
cen waren begrenzt und der Rechtfertigungsdruck war nicht selten hoch. Die Aufnahme 
eines Studium in einer Stadt mit vergleichsweise hohen Lebenshaltungskosten war hier 
schlechter vermittelbar. Heidelberg als Mittelstadt bot zudem kaum Verdienstmöglichkei-
ten in der Industrie, um das Studium selbst zu finanzieren. Zugleich war die Zahl derer, die 
während des Studiums weiterhin bei ihren Eltern wohnen konnten, zwangsläufig geringer 
15 Scheel: Starke Abnahme. S. 841/842.
Diagramm 5 | Studium der Nationalökonomie/Volkswirtschaftslehre – Vergleich 
der Trends im Deutschen Reich und Heidelberg (1925-1941)
Informationen zur Datengewinnungen siehe Diagramm auf S. 475.
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als in einer Großstadt wie Köln oder Berlin. Weiterhin wurden die Wirtschaftswissen schaften 
durch den Umzug nach Heidelberg des in Mannheim und Ludwigshafen vorhandenen 
(groß-)industriellen Umfelds weitgehend beraubt, was nicht nur in Hinblick auf die Ver-
dienstmöglichkeiten, sondern auch bezüglich der Qualität einer praxisnahen Ausbildung 
abschreckend wirkte. Die unter Weber noch stark soziologisch ausgerichtete Nationalöko-
nomie bedurfte dieser Rückkopplung an die Wirtschaft nicht, die durch Schuster vertretene 
anwendungsorientierte Volkswirtschaftslehre aber sehr wohl. Zuletzt dürften Informatio-
nen über die langen Vakanzen nach außen gedrungen sein, selbst wenn die Universität 
Heidelberg gegen Kritik in den Fachorganen nach Möglichkeit massiv vorging.16
Der Einbruch der Studierendenzahlen bei Kriegsausbruch 1939 ist in Heidelberg und im 
Deutschen Reich vor Beginn des Wintersemesters 1939/40 gleichermaßen deutlich zu be-
obachten. Nach Kriegsausbruch stieg die Zahl der Studenten der Betriebswirtschaftslehre 
im Reich allerdings stark an, während in Heidelberg zwar ein positiver, aber nur deutlich 
schwächerer Trend und ein baldige Stagnation zu konstatieren sind.17 Im Wintersemester 
1941/42 stellten die Wirtschaftswissenschaftler ohne die Dolmetscher mit über 160 »zum 
Wehrdienst beurlaubten« Studenten zusammen mit den Vorklinikern, Chemikern und Ju-
risten den größten Anteil an den ungefähr 1.000 zur Wehrmacht eingezogenen Männern.18
Verursacht durch den starken Anstieg an Studentinnen erreichte sowohl die Zahl der 
Studierenden in der Volkswirtschaftslehre als auch der Betriebswirtschaftslehre zum Win-
tersemester 1942/43 mindestens das Vorkriegsniveau. Folgt man den offiziellen Zahlen 
ohne Korrekturfaktor (siehe oben), so stieg die Zahl der Immatrikulierten an der Staats- und 
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät auch ohne die Dolmetscherinnen im Krieg auf einen 
Höchststand seit ihrer Gründung. Zwischen Volkswirten und Betriebswirten ist ein deutli-
cher Unterschied festzustellen: Die männlichen Abiturienten gaben dem kaufmännischen 
Studium einen deutlichen Vorzug vor dem volkswirtschaftlichen. Die Zahl der männlichen 
Immatrikulierten mit Abschlussziel rer. oec. war höher und sank mit Fortgang des Krieges 
nur geringfügig ab. Die fortschreitende Preisbindung im Krieg und der steigende Bedarf an 
Preiskommissaren und anderen Experten der Wirtschaftsplanung dürften in den Augen der 
Abiturienten das betriebswirtschaftliche Studium zunehmend attraktiv erschienen haben 
lassen. Der Aufbau des Instituts für Betriebswirtschaftslehre des Fremdenverkehrs mitten 
im Krieg dokumentierte diesen Bedarf von Seiten des Staates und der Wehrmacht. Im Win-
tersemester 1944/45 studierten noch über 100 Männer am Betriebswirtschaftlichen Semi-
nar, aber nur noch halb so viele an den volkswirtschaftlichen Instituten. Interessanterweise 
stellt sich das Bild bei den Berufswünschen der fernimmatrikulierten Soldaten vollkommen 
anders dar: Hier überwog der Wunsch nach einem Studium der Volkswirtschaftslehre das 
Interesse an der Betriebswirtschaftslehre um das dreifache.19
16 Siehe S. 95.
17 Beim Zuwachs an absoluten Studierendenzahlen muss beachtet werden, dass sich durch den »Anschluß« Österreichs 
und später der Reichsuniversitäten im Osten und Westen sich die Gesamtzahl der Studierenden im »Großdeutschen 
Reich« erhöhte, ohne dass aus den vom REM veröffentlichen Statistiken zweifelsfrei hervorginge, ob und wo die neuen 
Studierenden in diese Aufstellungen eingingen. Vgl. Zehnjahresstatistik II.
18 Die Zahlen im Einzelnen: Theol. 12; Rechtsw. 164; Vorkliniker 259; Kliniker 73; Zahnmed. 7; Phil. 7; Germ. 41; Gesch. 43; 
Neuphil. 20; Altphil. 7; Geogr. 2; Musikw. 3; Leibesübg. 6; Biologie 5; Chemie 138; Physik 17; Mathem. 7; Dolm. 34; Be-
triebsw. 105; Volksw. 58; Zeitungsw. 4; Handelslehrer 3. Reichsdeutsche Studenten deutscher Volkszugehörigkeit, Beur-
laubungen zum Wehrdienst, UA HD B-0576/1.
19 Siehe S. 485.
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Die Verluste durch Kriegs- und Arbeitsdienst wurden an der Universität Heidelberg auch 
durch den Zuzug von Studierenden und die Verlegung einer großer Zahl von Versehrten 
ausgeglichen: »Von Tag zu Tag dauernder Zugang von Studierenden aus mehr oder weni-
ger zerstörten Universitätsstädten, besonders aus Berlin«, berichtete der Rektor im März 
1944 knapp an das Wehrbezirkskommando, »und eine fortwährend wachsende Zahl von 
Kriegsversehrten.«20
Zeitungswissenschaftler und Dolmetscher
Am Institut für Zeitungswissenschaft stiegen die Studierendenzahlen nach einem tiefen 
Einbruch Wintersemester 1933/34 (14 Studierende) zum Wintersemester 1935/36 (45 Stu-
dierende) kurzzeitig stark an. Bis zum Kriegsbeginn sanken die Zahlen aber wieder deut-
lich21 Im Krieg verfügte das Institut für Zeitungswissenschaft nur noch über eine einstellige 
Zahl an Studierenden. (Diagramm »Zeitungswissenschaftliches Studium«, nebenstehend)
Überdeckt wurde die unterdurchschnittliche Entwicklung in den Wirtschaftswissen-
schaften durch den überwältigenden Erfolg des Dolmetscher-Instituts. Im Gegensatz zum 
Betriebswirtschaftlichen Seminar und dem Institut für Volkswirtschaftslehre war das Dol-
metscher-Institut ein Studentenmagnet, genauer: ein Studentinnenmagnet. Der Anteil der 
Studentinnen des Dolmetscher-Institut stellte den weitaus größten Teil der Studierenden 
der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät (»Studierende am Dolmetscher-In-
20 Rektor an Wehrbezirkskommando Heidelberg, 12.3.1944, UA HD PA 5488.
21 Die Statistiken der Universität Heidelberg weisen die Zahl der Zeitungswissenschaftler nicht getrennt auf, sondern 
subsumieren diese unter dem Abschluss rer. pol., so dass für diese Erhebung auf die nach Berlin gemeldeten Zahlen der 
»Deutschen Hochschulstatistik« zurückgegriffen werden musste.
Diagramm 6 | Zeitungswissenschaftliches Studium – Trend Deutsches 
Reich und Heidelberg im Vergleich (1927/28-1941)
Informationen zur Datengewinnungen siehe Diagramm auf S. 475.
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stitut«, nebenstehend). Dekan Thoms, der in seinen Anträgen mit dem Gewicht warb, das 
seiner Fakultät aufgrund ihrer hohen Zahl an Studierenden zustehe, vermied es peinlich, 
die Zusammensetzung der Studierenden aufzuschlüsseln.
Die Zahl der am Dolmetscher-Institut eingeschriebenen Studierenden stieg anfangs 
rasch an, um dann bis 1938 zu stagnieren (»Studierende am Dolmetscher-Institut Zu-/Ab-
nahme«, nächste Seite). Ab 1938 bis zum Krieg stiegen die Studierendenzahlen langsam, 
um dann nach Kriegsbeginn blitzartig zu wachsen. Analog zur im Wortsinne expandieren-
den Nachfrage nach Dolmetschern und zu der Einführung immer neuer Sprachen stieg die 
Zahl der Studierenden bis zum Sommersemester 1943 stark an. Laut einem Aktenvermerk 
des REM lag Heidelberg mit 595 Studierenden zahlenmäßig an der Spitze der Dolmetscher-
Institute im »Großdeutschen Reich«.22 Danach führten die »Ausmerze«-Aktionen zu einem 
Einbrechen der Studierendenzahlen zum Wintersemester 1944/45. Für das Wintersemester 
1944/45 ist eine detaillierte Aufstellung des Institutsdirektors Mönch erhalten. Die 121 Stu-
dierenden am Dolmetscher-Institut setzten sich wie folgt zusammen (Zahl der Studieren-
den jeweils in Klammern):
»1. Kandidaten, die ihre Dolmetscherprüfung bis zum 1. Mai 1945 ablegen werden (89); 
2. Studierende, die vom Arbeitsamt vorläufig nicht zum Einsatz gebracht wurden (12); 
3. Kriegsversehrte (4); 4. Kriegerwitwen (12) [und] 5. Ausländer (4).«
22 Die Aufstellung des REM gliederte nach Stadt/Männer/Frauen: Heidelberg/15/580; Leipzig/5/150; Wien/10/115; 
Königsberg/-/25; Berlin/15/165. Insgesamt studierten im »Großdeutschen Reich« 45 Männer und 1.035 Frauen, darun-
ter 960 reichsdeutsche Frauen. REM, Aktenvermerk: Dolmetscherstudium SoSe 1944, Kriegsarbeitseinsatz, 26.10.1944, 
BA R 4901-10890.
Diagramm 7 | Studierende am Dolmetscher-Institut (1935/36-1944/45)
Zahlen aus Erhebungen der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät und eigene Zählungen anhand der Studieren-
denverzeichnisse der Quästur, Anmerkungen zur Datengewinnung und -verlässlichkeit siehe S. 474.
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Zum Sommersemester 1945 wäre so auch das Dolmetscher-Institut weitgehend ver-
waist gewesen.
Frauenstudium7.1.2.2 
Die Zahl der Studentinnen an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät er-
reichte ihren Tiefpunkt zum Wintersemester 1934/35 (»Anteil der Studentinnen«, gegen-
überliegende Seite).23 Die Agitation der Nationalsozialisten gegen das Frauenstudium und 
die Wirtschaftskrise zeigten Wirkung. Der Beifall von Kommilitonen, die sich durch die 
Emanzipation in ihrer Zukunft bedroht sahen, dürfte den Nationalsozialisten sicher ge-
wesen sein. Bereits im Wintersemester 1929/30 hatte ein cand. phil Walter Schmitt stell-
vertretend für viele Gegner des Frauenstudiums erklärt, dass sich im Frauenstudium die 
»kulturelle Not« zeige, »denn die Frau [halte] das Leben«: 
»Versagt sie uns die Vertiefung der modernen Seele, versagt sie bei der Schaffung wert-
vollen Nachwuchses (und das Muttersein erfordert eine Hingabe, die grenzenlos ist, 
und keinen niedrigen Beruf neben sich duldet!), – dann ist der Menschheit jeder Boden 
zu neuem Aufbau genommen.«24 
23 Vgl. zum Frauenstudium reichsweit Huerkamp: Bildungsbürgerinnen (vor allem Kap. IX »Juristinnen und National-
ökonom innen« S. 274-300) u. Mertens: Vernachlässigte Töchter.
24 Schmitt, Walter: Studentin und Hochschule. Das Problem des modernen Frauentums im Rahmen Heut-Heidelbergs. In: 
Der Heidelberger Student vom 16.1.1930. Eine Analyse sowohl zu den Argumentationsmustern der Gegner des Frauen-
studiums wie zu den Hintergründen der sinkenden Studentinnenzahlen nach 1933 findet sich in Grüttner: Studenten. 
S. 109-126.
Diagramm 8 | Studierende am Dolmetscher-Institut, Zunahme/Abnahme der Immatrikulierten (1935/36-1944/45)
Zur Datengewinnung und dem Grad der Verlässlichkeit der dargestellten Studierendenzahlen siehe im Text S. 474.
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Die Entwicklung bis Kriegsbeginn in den beiden an der Staats- und Wirtschaftswissen-
schaftlichen Fakultät angeboten Abschlüssen rer. pol. und rer. oec. war gegenläufig: Wäh-
rend sich der Anteil der Studentinnen der Betriebswirtschaft vom Sommersemester 1934 
von 14% auf 6% im Wintersemester 1937/38 verringerte, stieg deren Anteil beim Abschluss-
ziel rer. pol. gegenläufig auf 13% im Sommersemester 1938 an. Der Anteil blieb damit weit 
hinter den Zahlen vor 1933 mit über 20% zurück. Im Wintersemester 1935/36 studierten nur 
noch 33 Frauen an der Fakultät Staats- und Wirtschaftswissenschaften. Die Entwicklung in 
Heidelberg verlief analog zur reichsweiten (Diagramme im Anhang, S. 698 und S. 698). Zu-
rückzuführen ist diese Entwicklung auf die schrittweise Verdrängung von Absolventinnen 
der Wirtschafts- wie der Rechtswissenschaften unter anderem durch Berufsverbote, die 
ein Studium mindestens in Friedenszeiten wenig erstrebenswert erscheinen ließen.25 Die 
Berufsaussichten für Nationalökonominnen im Nationalsozialismus entwickelten sich zum 
Krieg hin und in den ersten Kriegsjahren besser, da die rüstungsbedingte »Vollbeschäfti-
gung« die Konkurrenzangst auf Seiten der Männer verblassen ließ und der Facharbeitskräf-
temangel zur Rekrutierung von Frauen zum »Dienst am Vaterland« zwang.26
Im Krieg erlebte das Frauenstudium auch an der Staats- und Wirtschaftswissenschaft-
lichen Fakultät einen Aufschwung, der aber mit den »Ausmerzeaktionen« zum Winter-
semester 1944/45 ein abruptes Ende fand. In den Seminaren dürfte der Frauenanteil noch 
deutlicher ausgefallen sein, da zu den männlichen Studierenden mutmaßlich weiterhin 
auch Soldaten an der Front hinzugezählt wurden. Während im Betriebswirtschaftlichen 
Institut der Frauenanteil mit 50% (≈136 von 275 Studenten) im Sommersemester 1944 sei-
25 Zugleich wuchs auch die Zahl der Stellen, die ohne Universitätsabschluss angetreten werden konnten, so dass die 
Berufsverbote nicht die alleinige Erklärung darstellen. Vgl. Huerkamp: Bildungsbürgerinnen u. die Dissertationsschrift 
von Maria Erbrich (»›Typische Frauenarbeiten‹«) Anm. 730, S. 223.
26 Huerkamp: Bildungsbürgerinnen. S. 283/284.
Diagramm 9 | Anteil der Studentinnen nach Abschlussziel in % (1934-1944/45)
Zur Datengewinnung und dem Grad der Verlässlichkeit der dargestellten Studierendenzahlen siehe im Text S. 474.
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nen Höchststand erreichte, stellten die Studentinnen in den volkswirtschaftlichen Institu-
ten bereits ab Sommersemester 1943 eine deutliche Mehrheit. Im Sommersemester 1944 
betrug der Frauenanteil in den Instituten Schusters und Jechts beinahe 75% (152 von 207 
Studenten).
Das Dolmetscher-Institut hingegen wurde, wie bereits erwähnt, nahezu ausschließlich 
von Frauen besucht. Der Anteil der Studenten lag hier zumeist deutlich unter 10%. Im Som-
mersemester 1938 waren nur Frauen am Institut eingeschrieben.
Nach der sich an das Sommersemester 1944 anschließenden »Ausmerzeaktion«, der 
überproportional viele Frauen zum Opfer fielen (siehe S. 554), hatte sich das Geschlechter-
verhältnis an den wirtschaftswissenschaftlichen Instituten bei insgesamt sehr viel niedri-
geren Studierendenzahlen wieder umgekehrt (siehe Diagramm vorhergehende Seite). Mit 
Abschlussziel »rer. oec.« studierten 106 Männer und 32 Frauen, mit Abschlussziel »rer. pol.« 
56 Männer und 31 Frauen.
7.1.3 Fernbetreuung von Frontsoldaten, 
»Fernimmatrikulierten« und 
Kriegsgefangenen, 1943/44
Zum Sommersemester 1943 bot das REM Soldaten eine so genannte »Fernimmatrikulati-
on« an: Wehrmachtsangehörige mit Berechtigung zum Studium, die sich aber noch nicht 
einschreiben konnten, eingezogene Studenten, die ihre Rückmeldung versäumt hatten 
und aus den Listen gestrichen wurden, und Abiturienten, die sich immatrikulieren wollten, 
aber zuvor eingezogen worden waren, konnten sich an einer Universität im Fach ihrer Wahl 
einschreiben.27 Den Soldaten sollte die Gewissheit vermittelt werden, nicht an der Front 
um ihre Zukunft gebracht zu werden. Abgesehen von vierteljährlichen Sendungen von der 
Heimatuniversität mit Studienunterlagen hatten die Fernimmatrikulierten keine weiteren 
Vorteile von ihrer Einschreibung. Ein Anrecht auf Wehrmachtsurlaub zum Studium erwuchs 
aus der Fernimmatrikulation nicht.28
Eine »nur für den Dienstgebrauch!« freigegebene Schätzung des REM zum »Studenten-
vorrat« vom Februar 1944 ging von einem »Kriegsstau« in Höhe von 145.000 durch den 
Wehrdienst vom Hochschulbesuch abgehaltenen studierwilligen männlichen Abiturienten 
aus.29 Den an den Hochschulen studierenden rund 10.500 reichsdeutschen Zivilisten, im 
wesentlichen Versehrte, und den 26.500 zum Studium abkommandierten oder beurlaub-
ten Wehrmachtsangehörigen standen 52.000 exmatrikulierte Studenten bzw. Abiturien-
ten und 90.000 Fernimmatrikulierte und »Studiumswillige« in der Wehrmacht gegenüber. 
Während die Wirtschaftswissenschaften unter den studierenden Zivilisten vergleichsweise 
beliebt waren – ca. 16% hatten entsprechende Studiengänge gewählt – stießen Volks- und 
Betriebswirtschaftslehre unter den im Oktober 1943 reichsweit 56.000 Fernimmatriku-
lierten auf deutlich weniger Interesse: Nur 5.700 Studierende (≈10%) hatten sich für Wirt-
27 REM, Durchführung von Fernimmatrikulationen, 18.2.1943, BA R 4901-13895. Vgl. Grüttner: Studenten. S. 367/368. Zum 
Fernstudium an der Front vgl. Krönig/Müller: Nachkriegssemester. S. 28-31.
28 Rektor an REM, 23.5.1944, BA R 4901-13894.
29 REM, Aktennotiz, Die akademische Nachwuchslage und die Zukunftsaussichten des Besuchs der deutschen Wissen-
schaftlichen Hochschulen, 25.2.1944, BA R 4901-13976.
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schaftswissenschaften eingeschrieben. Für die Universität Heidelberg liegen differenzierte 
Zahlen erst für das Wintersemester 1944/45 vor: Von den 2.624 gemeldeten erstimmatri-
kulierten Studenten in der Wehrmacht waren 366 im Studiengang Volkswirtschaftslehre, 
79 im Studiengang Betriebswirtschaftslehre und 6 im Studiengang Handelslehrer einge-
schrieben.30 Unter den im Januar 1945 an der Universität Heidelberg fernimmatrikulier-
ten Studierenden lag der Anteil der wirtschaftswissenschaftlichen Studiengänge mit 451 
(≈17%) allerdings deutlich höher als der Reichsdurchschnitt.31 
Der favorisierte Studiengang der Fernimmatrikulierten war Medizin (23%) – wenig 
überraschend, bot ein Medizinstudium doch als einziges eine realistische Chance einer Be-
urlaubung bzw. Abkommandierung zum Studium.32 Den größten Zuwachs an potentiel-
len Studierenden verzeichneten die technischen Wissenschaften. Hatten sich Anfang der 
30er Jahre nur 10% aller männlichen Studierenden für ein technisches Studium begeistern 
können, planten im Oktober 1943 25% aller Fernimmatrikulierten die Aufnahme einer ent-
sprechenden Ausbildung. Nur wenige unter den Fernimmatrikulierten planten, sich zum 
Studium der Zeitungswissenschaft (0,5%) beziehungsweise zur Ausbildung als Handels-
lehrer (0,1%) oder Dolmetscher (0,1%), den kleinen Studiengängen an der Heidelberger 
Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät, einzuschreiben.
An der Heidelberger Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät hatte Betriebs-
wirt Sieber die wirtschaftswissenschaftliche Betreuung aller Jungakademiker übernom-
men, die bei der Luftwaffe Dienst taten.33 Je nach Anzahl der betreuten Studierenden im 
Feld erhielt die zuständige Fakultät Gelder vom REM ausbezahlt. Anfang des Jahres 1943 
wurde die Betreuung der eingeschriebenen, fernimmatrikulierten Frontsoldaten durch das 
REM reorganisiert: Die einzelnen Universitäten sollten nunmehr eine »Patenschaft« für ein 
Wehrmachtsgebiet inklusive aller Waffengattungen übertragen bekommen.34 Die Univer-
sität Heidelberg hatte es anfangs versäumt, ein Wehrmachtsgebiet für sich zu reklamieren. 
Im Juni 1943 versuchte Rektor Schmitthenner auf den Zug aufzuspringen und beklagte 
beim REM, dass Heidelberg sich aus diesem »fruchtbaren Arbeitsgebiet« ausgeschlossen 
fühle: Nicht nur zähle die Ruperto-Carola zu den Universitäten mit der höchsten Anzahl an 
fern- wie ortsimmatrikulierten Studenten im Reich, sondern sei auch ausgewiesen durch 
ihre vielen Kontakte ins Ausland. Schmitthenner fürchtete, dass ohne Patenschaft die »Bin-
dung zur Heimatuniversität« bei den in Heidelberg eingeschriebenen Studenten leiden 
würde – kein sonderlich schlagkräftiges Argument für die Übertragung eines Wehrmachts-
gebiets, denn die Heidelberger Studierenden waren natürlich nicht auf dieses beschränkt. 
Schmitthenners Werben war mittelmäßiger Erfolg beschieden: Heidelberg erhielt die 
30 Aktennotiz »Statistik«, ohne Datum [ca. Januar 1945], UA HD B-0576/1. Statistik der Fernimmatrikulierten im Detail, 
Anzahl der ohne vorhergehendes Hochschulstudium fernimmatrikulierten und in Klammern, soweit angegeben, die 
Anzahl der Fernimmatrikulierten mit vorhergehendem Studium: Allgem. Medizin 922 (8); Zahnheilkunde 29; Rechtswis-
senschaft 440 (11); Volkswirtschaft 366 (20); Kaufmänn. Studium 79 (6); Handelslehramts Studium 6 (1); Germanistik 115 
(2); Alte Sprachen 11 (1); Neue Sprachen 30 (1); Geschichte 27; Leibesübungen 5; Musikwiss. 7; Zeitungswissensch. 28 
(2); Dolmetscher u. Übersetzer 33; Wehrwiss. 0; Sonst. Kulturwissensch. 83 (5); Chemie 283 (2); Physik 73; Mathematik 
26; Meterologie, Geophys. 0; Geographie 2; Geologie 3; Mineralogie 0; Biologie 12; Sonst. Naturwiss. 23; Ev. Theologie 7; 
Studium ohne bestimmtes Studienfach 14.
31 Aktennotiz »Statistik«, ohne Datum [ca. Januar 1945], UA HD B-0576/1.
32 REM, Aktennotiz, Die akademische Nachwuchslage und die Zukunftsaussichten des Besuchs der deutschen Wissen-
schaftlichen Hochschulen, 25.2.1944, BA R 4901-13976.
33 Zu welchem Zeitpunkt Sieber diese Aufgabe übertragen bekommen hatte, ist nicht aus den Akten ersichtlich. Im Juli 
1943 gab er diese Aufgabe wieder ab. Rektor an Sieber, 14.7.1943, UA HD PA 283. Vgl. Giles: Students. S. 334.
34 MKU an REM, 23.6.1943, BA R 4901-13892.
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»Paten schaft« für das Wehrmachtsgebiet »Frank-
reich« übertragen, musste sich diese aber mit Straß-
burg und Freiburg teilen.35 Damit der neue »Dienst« 
am Vaterland nicht ungehört blieb, bat der Rektor 
um die nachträgliche Veröffentlichung der »Paten-
schaft« im Reichsministerialblatt.
Die Zahl der Heidelberg 1943 zugewiesenen 
Jungakademiker lag mit 836 Studierenden deutlich 
unter der von Freiburg reklamierten 1.800 Studie-
renden.36 Die TH Karlsruhe brachte es auf 306 be-
treute Soldaten. Die Zahl der Fernimmatrikulierten 
sollte bis zum Januar 1945 auf ca. 2.600 Studieren-
de ansteigen.37 
»Fruchtbar« war die Betreuung der Studierenden für die beteiligten Universitäten nicht 
nur für das Renommee, sondern auch für die Universitätskasse. So erhielt die Universität 
Heidelberg für die »Fernbetreuung der Jungakademiker« einen Etat von 8.000 RM für das 
Rechnungsjahr 1943/44 zur Verfügung gestellt. Im Mai 1944 reklamierte der Rektor bereits 
eine Summe von 30.500 RM für die Unterstützung der nunmehr 1.400 fernbetreuten Sol-
daten, die die Kosten für die Abfassung, Zusammenstellung und vierteljährlich erfolgende 
Versendung von Studienmaterialien abdecken sollte.38
7.2 Fachschaften und 
Reichsberufswettkampf
Die studentischen Fachschaften waren vor 1933 die freiwillige Interessenvertretung der 
Studierenden einer Disziplin.39 Eines der erklärten Ziele der Fachschaftsarbeit bereits 
vor der »Machtergreifung« war es, den Studierenden über die als zu »eng« empfundene 
»Fachschulung« hinaus mit den »politischen und geistigen Bewegungen« jenseits der Uni-
versität vertraut zu machen.40 Nach 1933 sollten die Fachschaften nach dem Willen und 
unter der Führung der nationalsozialistischen Studentenfunktionäre den Kern einer »Ge-
genuniversität« bilden und eine »Avantgarde für die neue Hochschule und Wissenschaft« 
formen.41 Nach dem Sturz des »Bildungsgötzen des Spätliberalismus« – »Wissensglaube 
und Berechtigungswahn« – war der Studierende durch »Arbeitsdienst«, Wehrdienst und 
»Wissensdienst« zum »geistigen Sturmtruppführer« zu erziehen.42 Das »Versagen der alten 
35 MKU an REM, 30.7.1943, BA R 4901-13892.
36 MKU an REM, 9.7.1943, BA R 4901-13892. 
37 Aktennotiz »Statistik«, ohne Datum [ca. Jan. 1945], UA HD B-0576/1. In der handschriftlichen Notiz findet sich auch noch 
die Zahl von 2.854 Studierenden, die vor ihrem Fernstudium kein Hochschulstudium angetreten hatten. Zu diesen 
addierten sich 62 Fernimmatrikulierte, die vor ihrer Einberufung bereits an einer anderen Hochschule studiert hatten.
38 Rektor an REM, 23.5.1944, BA R 4901-13894.
39 Vgl. zu den Fachschaften an der Universität Heidelberg allgemein Giovannini: Zwischen Republik und Faschismus. 
S. 194-198 u. aus der reichsweiten Perspektive Grüttner: Studierende. S. 317-341.
40 Dietrichs, Peter: Fachschaftsaufgaben. In: Der Heidelberger Student vom 16.1.1930.
41 Kubach: Fachschaftsarbeit. S. 321.
42 Six: Grundlagen. S. 9; Wilhelm: Überfüllung. S. 47 u. Hagenbuch: Fachschaftsarbeit.
»Neuer Studententyp«Quelle 53 | 
»Kameraden! Ein neuer Studententyp ist erstanden, ein po-
litischer, ein soldatischer Student. Er reißt ein, was untragbar 
ist; er baut auf, was notwendig ist. Er rüttelt an der alten 
Hochschule; er zerbricht alte, überholte Formen studenti-
schen Lebens. […] Der Dienst steht im Vordergrund. Nicht 
nur in Worten, nein in der Tat. Er betätigt sich im SA.-Dienst, 
Fachschaftsdienst, Arbeitsdienst, Wehrdienst und dem Wis-
senschaftsdienst. Er ist der SA.-Student. Er ist ein Gegner von 
Debattierzirkeln und überheblicher Phrasendrescherei. Er 
kämpft gegen grundlosen Akademikerdünkel und selbstsüch-
tige Eigenbrödelei [sic!]. Gustav Adolf Scheel«
Scheel: Kameraden 1933/34. S. 7.
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Hochschule« machte eine »Abgrenzung gegen-
über den Professoren«, wie von Klaus Schickert be-
reits 1930 gefordert und von Franz Alfred Six 1933 
bekräftigt, für den NSDStB unumgänglich:
»Die nat.-soz. Revolution ist eine Revolution der 
Jugend. Diese Revolution ist auch an der Hoch-
schule getragen worden von Studenten und nicht 
den Professoren. Sie wird in der Wandlung der 
Erziehung weiterhin getragen werden müssen 
von den Studenten, und zwar von dem Kreis der 
alten Kämpfer.43
Die nationalsozialistische »Revolution« drohte 
in den Augen des SA-Manns und Studentenfunktio-
närs Six durch »Falschmünzer« und »März gefallene« 
vereinnahmt zu werden:
»Heute fühlt sich alles verpflichtet, dem alten Kör-
per ein neues Gewand anzuziehen, und niemand 
will versäumen, sein Gedankengut als national-
sozialistisch anzupreisen. Die Härte der Worte ist 
notwendig, wo Geist und Haltung die gleichen 
blieben und nur die Zungen beredter fließen. 
Immer dort muß unbarmherzig verdammt wer-
den, wo wie heute die Gefahr droht, daß unser po-
litisches Wollen, unser erkämpfter Nationalismus 
und Sozialismus verfälscht oder verwässert wird. 
Nicht unbarmherzig genug kann der Kampf ge-
gen das geistige Falschmünzertum sein, das sich 
in allen geistigen Lagern tarnt.«44
Es galt, die Studierenden gegen die »Reaktion« 
zu immunisieren bis zu dem Zeitpunkt, wenn die 
»Generation, die heute in der SA und im Arbeits-
dienst das Braunhemd trägt, die Lehrstühle dieser 
Hochschule besetzt« haben wird: »Aneignung des Fachwissens, um dieses zur Waffe ge-
gen seinen bisherigen Träger zu machen. Hinein in die Seminare und Forschungsinstitute, 
engste Zusammenarbeit mit den wenigen nationalsozialistischen Dozenten, deren Mitar-
beit unerläßlich ist.«45 In der Zwischenzeit musste der obligatorische »Wissensdienst« »den 
Studenten zum bewussten Volksgenossen erziehen, ihn mit der nationalsozialistischen 
Weltanschauung fest […] verwurzeln und jeden weiteren Versuch, sei es auch unter dem 
Deckmantel des Nationalsozialismus, liberales Denken zu fördern, im Keime schon unwirk-
sam […] machen.«46
Im November 1933 waren die alten, freiwilligen Fachschaften aufgelöst worden.47 Je-
der Student wurde im ersten Semester zwangsläufig der seinem Fach entsprechenden 
43 Six: Grundlagen. S. 9. Vgl. Schickert, Klaus: Kritik an Heidelberg. In: Der Heidelberger Student vom 1.11.1929 u. Feikert: 
Studenten greifen an! S. 8.
44 Six: Grundlagen. S. 9.
45 Feikert: Studenten greifen an! S. 11 u. Six: Geschichte und Aufgaben. S. 15.
46 Dienst an der Wissenschaft, Fachschaftsarbeit. In: Der Heidelberger Student vom 27.2.1934.
47 Kubach, Fritz: Neues Leben in der Fachschaft. Die neue Fachschaft. In: Der Heidelberger Student vom 24.1.1934, 
vgl. Schoch, Alfred u. Kubach, Fritz: Das Hauptamt für politische Erziehung teilt mit. In: Der Heidelberger Student 
Quelle 54 | »Wissensdienst«
»Der Wissensdienst ist unfähig, allein ohne die Verbindung mit 
dem Dienst an der Arbeit und der Wehrhaftigkeit zu bestehen. 
Die alte Hochschule hat versagt und ist zerbrochen, weil ihr 
diese Erkenntnis fehlte. Hier muss eine erstarrte geistige Ord-
nung zerstört werden. Den jungen Studenten fehlt der Glaube 
an die Wiedergeburt aus dem Geiste der Älteren. Wissen-
schaftsdienst in der eigenen Form ist die größte und schwie-
rigste Aufgabe der Studenten. Sie haben heute die Macht 
und den Willen, hier anzusetzen. Mit der organisatorischen 
Erneuerung der Fachschaften ist der Weg frei zu neuer wis-
senschaftlicher Arbeit. Auf ihrem Gebiet werden sich in allen 
Instituten Arbeitsgemeinschaften zu bilden haben, die geleitet 
von erfahrenen studentischen Fachleuten oder nationalsozia-
listischen Assistenten die Gewähr einer neuen geistigen und 
wissenschaftlichen Erfassung aller Studenten bieten. Weil nicht 
abgewartet werden kann bis alle Professoren nationalsozialis-
tisch denken und lehren lernen, sollen diese wöchentlichen 
Zusammenkünfte die Grundlegung einer neuen Wissenschafts-
arbeit bedeuten. Hier wird das verlorengegangene Vertrauen 
und die Beständigkeit zu einer geistigen Arbeit wieder gewon-
nen werden. Um alle Faulheit und Tatenlosigkeit auszuschlie-
ßen wird der Besuch von Arbeitsgemeinschaften und ihre 
Bescheinigung zur Pflicht gemacht werden müßen.
In diesen fachschaftlichen Arbeitsgemeinschaften liegt künf-
tighin der Grundstock wahrer geistiger Erkenntnis und echten 
Schaffens sowie die Erziehung zu einem verantwortungsvollen 
ständischen Bewusstsein, denn aus diesen Fachgruppen der 
Juristen, Mediziner, Philologen usw. wird der Nachwuchs erste-
hen, der die Arbeit der großen staatsbestimmenden Standes-
organisationen leitet. All diese Aufgaben erfordern Mut, denn 
sie verlangen nationalsozialistisch zu leben.
Aber solange es noch junge Menschen gibt, die die Stempel 
der Arbeit, der Ehre und des Geistes auf der Stirn und in der 
Seele tragen, wird gekämpft werden für diese Idee, für die sich 
einzusetzen und zu kämpfen wert ist.«
Six: Grundlagen. S. 9/10.
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Fachschaft zugeteilt. Die Koordination ob-
lag dem Hauptamt für Politische Erziehung, 
das in den ersten Jahren der Doktorand am 
Zeitungswissenschaftlichen Institut, oben 
genannter Six, unter sich hatte (siehe Quel-
le »Wissensdienst«, vorhergehende Seite). 
Fachschaften waren zumeist nach Fakultä-
ten gegliedert, die Fachschaftsamtsleiter 
wurden gemäß dem »Führerprinzip« durch 
den Führer der Studentenschaft ernannt. 
Studentinnen waren gemäß der »Satzung 
für die Fachschaften« vom 9. Mai 1933 von 
der Bekleidung eines Amts in der Fachschaft 
ausgeschlossen: »Das neue Recht manifes-
tiert die Studentenschaft als die Gemein-
schaft männlicher Jugend, die Kraftzelle des 
Staates und der Hochschule.«48 Ab Sommer-
semester 1934 war für alle Studierenden in 
den ersten drei Semestern der Besuch der 
Fachschaftsabende und –vorträge verpflich-
tend. Für fortgeschrittene Studierende war 
die Mitarbeit in den so genannten Arbeits-
gemeinschaften zumeist ab dem vierten Se-
mester verpflichtend (siehe S. 404).49 Nach 
der Prüfungsordnung für Diplom-Volkswirte 
und -Betriebswirte vom 21. Dezember 1934 
waren die Noten der »Arbeitsgemeinschaf-
ten« bei der Bewertung der Abschlussprü-
fung »in Betracht zu ziehen«.50
Aus zunehmender Frustration über das 
Beharrungsvermögen des »individualisti-
schen Privatstudenten« wurde der Kurs bald 
gewechselt: Weg von der Erfassung aller Studierenden, hin zu »kleinen Gemeinschaften 
freiwilliger Mitarbeit«.51 Am 15. Mai 1935 revidierte das REM die »Aufgaben der Deutschen 
Studentenschaft«: Unter anderem war nun alle Fachschaftsarbeit »freiwillig« und Studen-
vom 18.5.1934.
48 Satzung für die Fachschaften. In: Der Heidelberger Student vom 18.5.1933 u. Six, Franz Alfred: Revolution – Politische 
Hochschule. Deutsches Studentenrecht. In: Der Heidelberger Student vom 18.5.1933.
49 Ab wann und wie lange der Studierende zur Mitwirkung in einer Arbeitsgemeinschaft verpflichtet war, variierte von 
Fachschaft zu Fachschaft. Die Staatswissenschaftler mussten während ihres 4./5. Semester zwangsweise teilnehmen, 
die Kulturwissenschaftler, Juristen, Theologen vom 4. zum 7. Semester und die Pharmazeuten nur im 3. Semester. Plan 
der Arbeitsgemeinschaften im Sommer-Semester 1934. In: Studentenführer 1934. S. 19-22. Im Gegensatz zum »Stu-
dentenführer«, der von der Studentenschaft herausgegeben wurde, findet sich in den von der Fakultät formulierten 
Prüfungsordnungen für Diplom-Volkswirte und -Betriebswirte vom 21.12.1934 eine wie eine Kompromißformel klin-
gende »kann«-Bestimmung: »Der Bewerber kann eine Äußerung der Fachschaft darüber vorlegen, ob er seine Pflichten 
gegenüber der studentischen Gemeinschaftsarbeit innerhalb der Fachschaft erfüllt hat.« Siehe S. 663 u. S. 667.
50 Siehe Anhang S. 664 u. S. 667.
51 Kubach, Fritz: Die Fachschaftsarbeit der Heidelberger Studentenschaft. In: Der Heidelberger Student vom 27.6.1936.
Quelle 55 | »Zitronenfalter«
»Wolkenschatten wandern über die dunkelgrünen Tannenwipfel, fallen 
auf die Wiesen – und umso härter fällt das helle Licht der Sonne wieder 
ein. Das Plätschern wilder Bergbächlein dringt herauf und vermischt 
sich mit dem leisen Rauschen der Wälder … Ein Kamerad spricht zu 
uns. Wir hören – und wir sehen. Wir hören vom Elend unseres Volkes 
in vergangenen Jahren, vom Kampfe des deutschen Menschen gegen 
das Judentum – und wir sehen unser Land, unsere Heimat. Ich denke 
zurück, als man mir erzählt hat wie langsam und unaufhaltsam das Ju-
dentum Stück um Stück deutschen Volkstums an sich gerissen, wie der 
Jude kurz vor Ausbruch des Weltkrieges seine Hand auf die deutsche 
Presse legte, sie faßte, um sie nie mehr loszulassen. Das Zersetzungs-
werk im Volke begann, das Gift fraß sich weiter und weiter – und dann 
endlich der entscheidende Schlag, der allem ein Ende machte […] Und 
ich erinne mich, dort drüben im Walde sahen wir eben einen wuch-
tigen Stamm, umgestürzt, vom Sturme entwurzelt, morsch und faul, 
doch zäh die Wurzeln ins Erdreich verkrampft. Daneben frei und unge-
hindert die junge Buche in die Höhe ragend, jetzt überstrahlt von der 
warmen Frühlingssonne, wo früher unter dichtem Blatt- und Astgerank 
tiefer Schatten lag. […] Zwei Zitronenfalter flattern über uns, gaukeln 
um einen Felsblock« 
Fink, Carl: Zeitungswissenschaftler im Lager. In: Der Heidelberger Student 
vom 27.5.1936.
»Kampf dem Zitronenfalter! Gewiß: 50-prozentige Nationalsozialisten 
gibt es mehr als 150-prozentige. Aber die einen sind genauso unaus-
stehlich wie die anderen. Die einen bekommen schon einen Schreck, 
wenn sie nur das Wort ›Fachschaft‹ im ›Heidelberger Studenten‹ lesen, 
die anderen, wenn sie – sagen wir einmal: Das Wort ›Zitronenfalter‹. 
Denn: ›Zitronenfalter‹ ist nichts kämpferisches! Und was nicht ›kämpfe-
risch‹ ist, gehört nicht in ein Kampfblatt! Das Lexikon dieser komischen 
Männer beginnt mit der bekannten ›Klärung der Fronten‹ und endet 
mit dem noch bekannteren ›ungeheueren Einsatz‹. Dazwischen gibt 
es nur ›Stoßtrupps, die das Alte und Morsche am allerendgültigsten 
niederreißen‹, ›allerallerletzte Ausrichtung auf ein einziges alleiniges 
gemeiniges Ziel‹, ›Prägung von Menschen, die sich in der Totalität 
ihres Denkens und Fühlens total der Totalität des an sich totalen Volkes 
unterordnen‹, ›letzthinige Erschaffung aller zur letzthinig einheitlichen 
Einheit‹... usw. Mögen jene ›Kämpfer‹ bei ihrem sattsam bekannten 
›ungeheuren Einsatz‹ der Phrasen bleiben. Wir arbeiten unterdessen in 
aller Stille und reden, wie es uns ums Herz ist. Nationalsozialisten – dür-
fen das nämlich!«
Fink, Carl: Kampf dem Zitronenfalter! In: Der Heidelberger Student vom 
8.6.1936.
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tinnen standen alle »Aufgaben der Studentenschaft« offen.52 
Ganz so »freiwillig« wie der Wortlaut des REM suggeriert, war 
der Besuch der Fachschaften auf lokaler Ebene in Heidelberg 
nicht geregelt: Laut einem Aushang des Rektors Groh zu Beginn 
des Sommersemesters 1936 mussten bei der Meldung zu einer 
staatlichen oder akademischen Prüfung »möglichst« zwei Teil-
nahmescheine über die Beteiligung an der Fachschaftsarbeit 
der Deutschen Studentenschaft vorgelegt werden: 
»Die Teilnahmescheine sollen den Prüfern die Bewertung der 
wissenschaftlichen Leistungen und der Gesamtpersönlichkeit des 
Prüflings erleichtern und den Eindruck vom Prüfling ergänzen. 
Können Teilnahmebestätigungen über die Fachschaftsarbeit 
nicht beigebracht werden, so sollen die Prüfer nach dem Grund 
des Fehlens forschen.«53 
Zusammen mit den »Kameradschaftshäusern«, deren Kon-
trolle der Mannheimer Diplomkaufmann Heinz Franz ab 1934 
inne hatte, sollten die Fachschaften eine »Neue Form der Hoch-
schule« bilden:
»Durch zweierlei wird in Zukunft der deutsche Student erfasst: 
durch den Bund, der für die Arbeitsdienstgeneration im Kame-
radschaftshaus seine Verwirklichung finden wird, und durch die 
Fachschaft, durch die die große Aufgabe der Studienreform und 
die unmittelbare Verbindung der Hochschule mit dem Leben auf 
die studentische Generation übergeht.«54
Eine Heidelberger Besonderheit waren die von den Fach-
schaften selbst organisierten und zum Wintersemester 1934/35 
eingeführten Lager, unter anderen die der Zeitungswissen-
schaftler und Dolmetscher, die die »Geschlossenheit [der] 
Kampftruppen« verstärken sollten.55 Wie man sich die in vielen 
Artikeln beschworenen offenen Diskussionen auf den Lagern 
vorzustellen hat, zeigt ein Bericht über das Lager der Zeitungs-
wissenschaftler vom Mai 1936: »In freier Aussprache ergänzten 
sich Wissen und Ansicht zu einem großen Ganzen. So frei, wie 
wir da oben leben dürfen, sprechen wir zueinander. Ein Ka-
merad bringt die große Linie, zwanglos führt er jeden mit.«56 
Anscheinend wurde über den Artikel von Carl Fink, der Anti-
semitismus, Bettzusammenlegetechnik und schwerfällige Na-
turprosa inklusive »gaukelnder Zitronenfalter« krude mischte, 
dermaßen gelästert, dass der Chefredakteur des »Heidelberger Studenten« und Abtei-
lungsleiter für Kultur, Presse und Propaganda in der Gaustundentenbundsführung sich zu 
einer Erwiderung veranlasst sah. In der Kolumne »Der Vorstoß«, die polemischen Attacken 
52 Deutsche Hochschulverwaltung II. S. 349/350.
53 Rektor, Aushang, 26.3.1936, UA HD H-VI-872/2.
54 Neue Formen der Hochschule. In: Der Heidelberger Student vom 13.7.1933. Auf der Schulungstagung der lokalen Amts-
leiter zur Einführung der Fachschaften sprachen unter anderem die Philosophen Alfred Bäumler und Martin Heidegger.
55 Veltzke, Gardy G.: Staatswissenschaftler. In: Der Heidelberger Student vom 27.5.1936 u. Kubach: Fachschaftsarbeit. S. 25.
56 Fink, Carl: Zeitungswissenschaftler im Lager. In: Der Heidelberger Student vom 27.5.1936.
»Abbildung 9 | Lagerbericht der Fachschaft 
Zeitungswissenschaftler«
Heidelberger Student vom 23.7.1934.
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vorbehaltenen war, machte sich Fink in bemerkenswerter Offenheit über die martialische 
Phraseologie der »Stoßtrupps« lustig (Quelle »Zitronenfalter«, S. 488).57
Heidelberger Fachschaft der Staatswissenschaftler
Die Heidelberger Fachschaft der Staatswissenschaftler folgte in ihrem Aufbau dem der 
Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät, obwohl angesichts der nationalsozia-
listischen Propaganda von der Einheit der Wissenschaft auch eine gemeinsame Fachschaft 
denkbar gewesen wäre.58 Neben den Fachabteilungen der Betriebs- und Volkswirtschaftler 
sowie Sozialwissenschaftler existierte bis 1935/36 eine eigenständige Fachschaft der Zei-
tungswissenschaftler.59 Die Sonderstellung dieser Fachschaft dürfte auf das Gewicht zu-
rückzuführen sein, das diese durch ihren Fachschaftsführer Six erhielt. Ab Sommersemester 
1936 wurden die Zeitungswissenschaftler zusammen mit der von den Kulturwissenschaf-
ten kommenden Fachabteilung der Dolmetscher der Fachschaft der Staatswissenschaftler 
zugeordnet, die nun alle Fächer der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät um-
fasste. Zugleich entfiel die Untergliederung nach Studiengängen.
In programmatischen Artikeln im »Heidelberger Student« im Januar 1934 feierten sich 
die Fachschaften der Staats- und Zeitungswissenschaftler. Den Vorwurf der »Profitwissen-
schaft« begegneten die Studierenden mit einem flammenden, antisemitischen und anti-
intellektuellen Bekenntnis zur »Neugestaltung von Staat und Wirtschaft«:
»Gerissene fremdstämmige Demagogen konnten nur deshalb das deutsche Volk in 
zwei feindliche Lager zersetzen, weil ein unmöglicher Geist die Wirtschaft beherrsch-
te, weil die egoistische und individualistische Profit-Gesinnung der Wirtschafter jene 
ungeheuerlichen sozialen Mißstände schuf, die einen so günstigen Nährboden für den 
marxistischen Klassenhaß abgaben. […] Staatswissenschafter, Wirtschaftswissenschaf-
ter, so wie sie der Nationalsozialismus braucht, müssen andere Qualitäten aufweisen.«60
Verbunden war dieses Bekenntnis mit der Forderung an die Ordinarien, den Lehrbetrieb 
grundlegend umzustellen, da sich seit einem Jahr nichts an der »Art und Weise der Prüfun-
gen geändert« habe:
»Wenn die staats- und wirtschaftswissenschaftliche Fakultät aber den Anforderungen 
entsprechen will, die heute an sie gestellt werden müssen, wenn sie weiterhin ihre 
Bedeutung auch nur erhalten will, dann muß raschestens diese Änderung eintreten. 
Denn die Neugestaltung von Staat und Wirtschaft verlangt nicht intellektualistische 
Vielwisser, noch wandelnde und doch tote Lexika, sondern elastische Menschen, die 
gelernt haben, die Probleme richtig anzufassen und zu lösen.«
57 Auf der gleichen Seite spottete ein »H.L.« über den Sprechchor, der durch den Studentenführer verboten worden war.
58 1930/31 hatte sich die Heidelberger staatswissenschaftliche Fachschaft über den Fall Gumbel gespalten. Während die 
Mehrheit der Studierenden Gumbel ihr »vollstes Vertrauen als Pädagoge und Wissenschaftler« aussprach, hatten die 
»national gesinnten« Studierenden die Versammlung verlassen. Die unterlegene Gruppierung rechtsgerichteter Stu-
dierenden gründete die »Freie Staatswissenschaftliche Fachschaft« auf dem »Boden der deutschen Studentenschaft«. 
Mundorff u. Kränzlein: Gründung einer »Freien Staatswissenschaftlichen Fachschaft«. In: Der Heidelberger Student 
vom 12.2.1931. Die Mannheimer Studierenden wurden in die entsprechende Heidelberger Fachschaft eingegliedert. 
Franz/Hagenbuch: An alle Studenten der ehemal. Handelshochschule Mannheim! In: Der Heidelberger Student vom 
18.5.1934 .
59 Betriebswirte mit Abschlussziel »Handelslehrer« wurden der erziehungswissenschaftlichen Fachschaft zugeordnet. 
Schoch, Alfred u. Kubach, Fritz: Das Hauptamt für politische Erziehung teilt mit. In: Der Heidelberger Student vom 
18.5.1934. Die Fachabteilung »Sozialwissenschaftler« wurde zum Wintersemester 1934/35 aufgelöst und der der Volks-
wirte zugeordnet.
60 Die Fachschaften berichten. In: Der Heidelberger Student vom 24.1.1934.
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Im Gegensatz zu den Wirtschaftswissen-
schaftlern, die eine »stofflich etwas lebens-
nahere« Ausrichtung mit mehr »Haltung« 
einforderten, verlangten die Zeitungswissen-
schaftler eine Abkehr von der Wissenschaft 
an sich hin zu einer praxisnahen, zielgerich-
teten Ausbildung von Redakteuren. Das Stu-
dium der »Zeitungskunde« sollte in einen 
Aufbaustudiengang umgewandelt werden: 
»Die Zeitungswissenschaft hat nur die Aufga-
be, diesen [an anderen Fakultäten zu erwer-
benden] Stoff im Sinne der Volksaufklärung 
und Propaganda zu aktualisieren.«61
Fachschaften und Lehrende
Vor 1933 hatte die Leitung des Instituts für 
Zeitungswissenschaft den Schulterschluss 
mit ihrer Fachschaft gesucht, von der sie sich 
»Ruhe« in politisch stürmischen Zeiten er-
hoffte.62 Nach 1933 schwand das Drohpoten-
tial der Fachschaften schnell. Das Ultimatum 
der zeitungswissenschaftlichen Fachschaft, 
dass, sollte die Politisierung der Lehrinhalte nicht energisch vorangetrieben werden, die 
Studierenden Nationalsozialisten von außen rekrutieren würde, verstrich folgenlos.63 Da 
die meisten der Fachschafts- bzw. Arbeitsgruppenleiter der Staats- und Wirtschaftswissen-
schaftlichen Fakultät bald als Hochschulassistenten in Amt und Würden waren, dürfte ihr 
Drang zur Auflehnung gegen die vermeintlich »reaktionären« Ordinarien spätestens nach 
der revolutionären Emphase, den »Säuberungen« der ersten Monate und nach Eintritt ins 
Angestelltendasein nicht allzu hoch zu bemessen sein.64 So war Hans Hagenbuch, der aus 
Mannheim nach Heidelberg gekommene Assistent von Schusters, der erste Leiter der Fach-
schaft der Staatswissenschaftler.65 Ebenso waren mit Six, Veltzke, Prinzing, Dehoff etc. wei-
tere hochrangige Funktionäre des NSDStB zugleich an den Seminaren und Instituten der 
Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät angestellt (siehe Verzeichnis der Assis-
tenten S. 646).
In vielen Fällen unterstützten die Dozenten die Fachschaft durch eigene Vorträge. Eini-
ge der Themen der betriebswirtschaftlichen Arbeitsgemeinschaften decken sich auffällig 
61 Ebd.
62 Siehe S. 59.
63 Siehe S. 374.
64 Die anfängliche Hoffnung der nationalsozialistischen Funktionäre, über die Fachschaftsarbeit einen geldwerten Wett-
bewerbsvorteil um die begehrten planmäßigen Assistentenstellen zu erhalten, erwies sich ausgerechnet bei Hagen-
buch als einem »der ältesten Nationalsozialisten Badens« als vergeblich. Das MKU verweigerte ihm trotz mehrfachem 
Hinweis auf seine Verdienste um die NSDAP die Einrichtung einer planmäßigen Assistentenstelle. Schuster an MKU, 
12.3.1934, GLA KA 235-3279.
65 Eingliederung der ehemaligen Handelshochschule Mannheim in die Universität Heidelberg. In: Der Heidelberger Stu-
dent vom 12.12.1933, abgedruckt im Anhang S. 644.
»AAbbildung 10 | ufbau eines Kernschulungskurses«
Der Heidelberger Student vom 11.7.1934.
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mit den Forschungsinteressen des späteren Dekans Thoms. Zudem wurden die meisten 
Arbeitsgruppen zumindestens logistisch durch Bereitstellung von Räumlichkeiten un-
terstützt.66 Bereits im Programm zum Wintersemester 1933/34 fällt die traditionell enge 
Zusammenarbeit der Fachschaft der Zeitungswissenschaftler mit den Lehrkräften des Ins-
tituts für Zeitungswissenschaft auf (Abb. »Lagerbericht«, S. 489). Im Gegensatz zu Betriebs- 
und Volkswirten bestritten Adler und Waldkirch eigene Vorträge in Ergänzung zu denen 
der Studierenden, bzw. der externen Referenten. Im Gegensatz zu letzteren zeichnen sich 
zumindest die Vortragstitel der Dozenten durch eine größere Nüchternheit aus. Während 
Six als Fachschaftsleiter über »Die Geschichte der nationalsozialistischen Presse« berichtete 
und die Gastredner König, Pressereferent bei der Landesführung der NSDAP des Saarge-
bietes, über »Pressekampf an der Saar« und Willi Krause, Redakteur beim Berliner »Angriff« 
über »Aufgaben und Wege des nationalsozialistischen Kampfblattes« sprachen, trugen 
Waldkirch und Adler zur »politischen Aufgabe der Tageszeitung« und »Geschichte und Auf-
gabe der Institute für Zeitungswesen« vor.67 Die »Zeitungswissenschaftliche Vereinigung«, 
gegründet unter starker Beteiligung der Fachschaft, ließ die Heidelberger Studentenfunk-
tionäre hoffen, dass dieser Verbund zwischen Studenten, Dozenten, Redakteuren und Ver-
legern auch »Brücken […] zu den alten nationalsozialistischen Pressekämpfern« schlagen 
würde. Schließlich zielte die Fachschaftsarbeit darauf, den Studierenden der Zeitungswis-
senschaft dahingehend zu schulen, dass er das »aus seiner Fakultät mitgebrachte Wissen 
im Sinne der Volksaufklärung und Propaganda […] mobilisiert«.68
Bei Berufungsverhandlungen kam den Fachschaften, deren Leiter auch zu den Fakul-
tätssitzungen geladen wurde,69 ein – wenn auch schwer einschätzbares – Gewicht zu, da 
diese sowohl Gutachten für die lokalen Dozenten ausstellten als auch eigenständig Gut-
achten bei Berufungen einforderten.70 Aber bereits im Berufungsverfahren zur Besetzung 
des zweiten Ordinariats für Betriebswirtschaftslehre Ende 1934 überging Sommerfeld mit 
Thoms den klaren Favoriten der Heidelberger Fachschaft. Das negative Gutachten der ex-
ternen Fachschaft über den Frankfurter Betriebswirt Fritz Schmidt tat Sommerfeld als lässli-
che »Verstimmung« der Studierenden ab.71 Bei der Habilitation von Rittig Ende 1936 wurde 
die »zurückhaltende« Beurteilung durch die Fachschaft der Staatswissenschaftler, die kriti-
sierten, dass der Dozent nicht die Zusammenarbeit mit der Fachschaft gesucht hatte, selbst 
vom Studentenführer als »nicht wesentlich« bezeichnet.72
66 Zum Fachschaftsfest der »Stawi« fanden sich fast alle Professoren und Dozenten ein, wie der Autor des Artikels im »Hei-
delberger Student« anerkennend schreibt. Allein die Tatsache, dass sich auf dem Tanzboden »einige sich komisch in 
den Knien wiegende Paare treffen konnte[n], die absolut ihre Zugehörigekeit zur ›Kultur‹ damit beweisen wollten, dass 
sie ›Swing‹ tanzten«, lieferte Anlass zur Kritik: »Besser wäre es gewesen, [die Paare] hätten darauf verzichtet.« Baro, L.: 
Das Fest der »Stawi«. In: Heidelberger Student vom 30.1.1938.
67 Fachschaften, Fachschaft Zeitungswissenschaftler. In: Der Heidelberger Student vom 13.1.1934.
68 Dienst an der Wissenschaft, Fachschaftsarbeit. In: Der Heidelberger Student vom 27.2.1934.
69 Hierzu findet sich ein Hinweis in den »Mitteilungen des Dolmetscher-Instituts. Aus Studentenschaft und Fachschaft. In: 
Mitteilungen des Dolmetscher-Instituts der Universität Heidelberg 1 (1935) Dezember. S. 15. UA HD H-VI-689/1 
70 So forderte die Heidelberger Staatswissenschaftliche Fachschaft ein Gutachten über Beste bei der entsprechenden 
Dresdner Fachschaft an, die ihn als einen zwar »unpolitischen«, aber praxisnahen, ausgezeichneten Pädagogen be-
schrieb. Deutsche Studentenschaft, Hauptamt für Wissenschaft Leiter der Reichsfachgruppe Volkswirtschaft an Leiter 
der Staatswissenschaftlichen Fachschaft an der Universität Heidelberg, 23.11.1934, UA HD H-VI-552/1. 
71 Sommerfeld an Dekan, 11.12.1934, UA HD H-VI-552/1. Siehe S. 140.
72 Stellvertr. Führer der Studentenschaft an Dekan, 1.12.1936, UA HD PA 5488. Siehe S. 205.
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Themen, Aufgaben und Ziele7.2.1 
»Arbeitsgemeinschaften«
Die Abteilungen gliederten sich wiederum in einzelne Arbeitsgemeinschaften, die mehr 
oder weniger deutlich die theoretische und praktische Umsetzung nationalsozialistischer 
Programmatik in Bezug auf die eigene Disziplin ins Visier nahmen.73 Bemerkenswert ist 
nicht nur die Größenordnung der ins Auge gefassten Themen, sondern auch die überaus 
ambitionierte Zahl an angebotenen Arbeitsgruppen. Die Themen der Arbeitsgemeinschaf-
ten der Staatswissenschaftler blieben über die Jahre zumeist konstant: Finanz- und Sozial-
politik, Betriebsverfassung, Journalismus, Kunstkritik, Berufsberatung, Bilanzrechnung 
und das Verhältnis zwischen Volks- und Betriebswirtschaftslehre. Ergänzt wurden diese 
um tagesaktuelle Themen wie »Reagrarisierung oder Industrialisierung« (1933/34) oder 
»Wirtschaftswissenschaften und der Vierjahresplan« (1937). Entgegen den meisten ande-
ren Fachschaften, die »Rassenhygienische Gesetzgebung bei den verschiedenen Völkern« 
(Naturwissenschaftler 1935/36), »Die Frage der Negermischlinge in der Pfalz« (Mediziner 
1937/38) oder »Germanisches Denken in süd- und nordgermanischer Dichtung« (Kultur-
wissenschaftler 1934/35) betrachteten, finden sich in den Plänen der Staatswissenschaft-
ler keine bereits durch ihren Titel der nationalsozialistischen Rassenlehre verpflichteten 
Arbeits gemeinschaften. 
Ergänzt wurden die Vorträge und Arbeitsgemeinschaften durch Exkursionen. Die Zei-
tungswissenschaftler waren mehrmals zu Gast beim »Hakenkreuzbanner« in Mannheim:
»Gerade das muß ein wichtiges Ziel der zeitungswissenschaftlichen Fachschaftsarbeit 
sein, den jungen Zeitungswissenschaftlern den Geist der alten nationalsozialistischen 
Redakteure und Kampfblätter nahe zu bringen, denn dieser Geist muß lebendig weiter 
bestehen, wenn die nationalsozialistische Weltanschauung in der Presse nicht verwäs-
sert und verbürgerlicht werden soll.«74
Neben den Amtsleitern des NSDStB wurden anfangs »berufene Kämpfer und Redner« 
der NSDAP zu Vorträgen eingeladen, um »die Entwicklungslinien [des] innen- und außen-
politischen Lebens« aufzuzeigen.75 Zum Sommersemester 1936 wechselte die Studen-
tenführung ihren Kurs: Neben die Fachschaften, denen jeder Studierende automatisch 
angehörte, traten die »Fachgruppen«, die den Mitgliedern des NSDStB vorbehalten waren 
und als Parteigliederung eine elitäre »Kerntruppe« innerhalb der Fachschaften bilden soll-
te.76 Mit der Einführung der Fachgruppen scheint auch ein Richtungswechsel hin zu einer 
stärkeren Verwissenschaftlichung der Fachschaftsarbeit intendiert gewesen zu sein.77 Im 
Rahmen der ebenfalls neu eingerichteten »Studienführung« trafen sich jeweils Mittwoch 
nachmittags für zwei Stunden Erst- und Zweitsemester im NSDStB, um unter Leitung eines 
älteren Kommilitonen die »wissenschaftlichen Auseinandersetzungen« im Fach »durchzu-
sprechen«. 
73 Für eine Übersicht über alle im Hochschulführer angekündigten Arbeitsgemeinschaften siehe Anhang S. 703.
74 Die Fachschaften berichten. In: Der Heidelberger Student vom 24.1.1934.
75 Schoch, Alfred u. Kubach, Fritz: Das Hauptamt für politische Erziehung teilt mit. In: Der Heidelberger Student vom 
18.5.1934 u. allgemein Deutsche Hochschulverwaltung II. S. 349/350.
76 Studentenführer 1936. S. 27/28.
77 Veltzke, Gardy G.: Unsere Fachgruppenarbeit, Staatswissenschaftler. In: Der Heidelberger Student vom 23.1.1936.
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Ab Sommersemester 1938 finden sich keine Informationen zur Fachschaftsarbeit mehr 
im »Heidelberger Hochschulführer«. Die studentische Gruppenarbeit scheint sich ab die-
sem Zeitpunkt allein auf die alljährlichen »Reichsberufswettkämpfe« konzentriert zu haben 
(siehe S. 486).78 Im Hochschulführer zum Wintersemester 1938/39 verkündete die Studen-
tenführung, dass zukünftig »stille und ernsthafte Arbeit« »an den drängenden Fragen, die 
von der Volksgemeinschaft an alle Träger ihres Blutes und Geistes gestellt werden« in der 
»Wissenschaftsarbeit« zu leisten sei. In der Schärfe des Angriffs auf Juden- und Christentum 
stellt eine deutliche Radikalisierung gegenüber früheren Arbeitsplänen dar:
 »1. Abwehr unserer Gegner, um unsere innere und äußere Freiheit und Eigenart sicher 
und unverfälscht zu erhalten. 2. Der Aufbau auf allen Gebieten, der die freie Entfaltung 
des deutschen Menschen gewährt. […] So befassen sich unsere Themen einerseits mit 
dem Gesamtproblem des Judentums und seinen zersetzenden Machenschaften an 
den verschiedensten Einbruchstellen und mit den ältesten und hartnäckigsten Geg-
nern der Deutschen, dem Christentum mit seiner jahrhundertealten Erfahrung und 
Wendigkeit, andererseits mit Fragen des Aufbaues einer rassisch-gesehenen deutschen 
Volksgeschichte, einer nationalsozialistischen Wirtschaftsordnung, einer planmäßigen 
Gesundheitsführung über die Bekämpfung bereits vorhandener Krankheiten hinaus, 
eine Bewältigung der Rohstoffschwierigkeiten und einer Verschönerung von Stadt und 
Dorf, von Arbeitsplatz und Feierstätte.«79
»Grenzlanduniversität im Westen«, 1935/36
Das Wintersemester 1935/36 sollte nach dem Willen des NSDStB ganz im Zeichen der »Uni-
versität Heidelberg als der Grenzlanduniversität im Westen des Deutschen Reiches« ste-
hen.80 »Es geht dabei darum«, so das Hauptamt für Wissenschaft, »die geistig politische 
Lage Heidelbergs an der Westgrenze zu erfassen und die daraus sich ergebenden beson-
deren Aufgaben der Universität Heidelberg herauszustellen. Von den einzelnen Fachgebie-
ten wurden historische Untersuchungen über die Bedeutung Heidelbergs als deutsches 
Kulturzentrum und seiner Universität als Bollwerk deutscher Wissenschaft im Westen 
durchgeführt.«81
Entgegen der großspurigen Ankündigung war die »Grenzlanduniversität Heidelberg« nur 
ein Thema unter vielen. Bei den Staatswissenschaftlern stand die gleichnamige Arbeitsge-
meinschaft in Konkurrenz zu sieben anderen, die sich neben der »neuen Betriebswirtschafts-
lehre«, Thoms’ Domäne, mit dem »Rentabilitätsprinzip« und »Bauernpolitik« beschäftigten. 
Bei den Zeitungswissenschaftler war das Thema »Die Grenzlandpresse in der Westmark« 
unter fünf weiteren, die im Wintersemester angegangen werden sollten.82
»Nationaler Sozialismus«
Die elitäre Propaganda vom Studenten als zukünftigem »Führer« stand in gewissem Ge-
gensatz zur Doktrin des »Nationalen Sozialismus«, der den Schulterschluss zwischen Uni-
78 Clausen: Wissenschaftsarbeit. S. 23/24, vgl. Grüttner: Studenten. S. 336. Dem »Heidelberger Studenten« sind leider keine 
Informationen mehr zu entnehmen, da dieser mit dem Ende des Wintersemesters 1937/38 eingestellt wurde.
79 Clausen: Wissenschaftsarbeit. S. 24/25.
80 Der NSDStB setzte damit eine Maßgabe des REM um, das in einem Erlass vom 15.5.1935 eine »einheitliche Ausrichtung 
und Ausgestaltung der Grenzlandarbeit« gefordert hatte. Hochschulverwaltung II. S. 350.
81 Arbeitsplan des Hauptamtes für Wissenschaft und der Fachschaften der Heidelberger Studentenschaft. In: Studenten-
führer 1935/36. S. 28.
82 Ebd. S. 31/32.
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versität und Landschaft, zwischen Studenten, 
Bauern und Arbeitern forderte: »Wir haben 
gutzumachen an dem Arbeiter und Bauern, 
was der deutsche Geist in hundert Jahren an 
ihm gesündigt hat. Gelingt uns diese Aufga-
be, so haben wir die Prüfung des National-
sozialismus bestanden und das Recht des 
Führertums erworben.«83 Neben Arbeitsge-
meinschaften zu Themen wie »Arbeiter und 
Bauer (Ihre Bedeutung und Entwicklung im 
Wirtschaftlichen, Sozialen und Politischen)« 
(1934) sollten Schulungen, Exkursionen und 
gemeinsame Sonnwendfeiern das erwünsch-
te Gemeinschaftsgefühl erzeugen:
»Denn hier [sc. in der Wirtschaft] ist alles 
im Flusse, in Bewegung und es ist nicht 
immer leicht, das Neue vom Alten zu 
unterscheiden, das Gesunde vom Kran-
ken, das Wirkliche vom Schein. Gerade in 
Übergangszeiten ist so vieles im Leben 
getarnt. Das veranlasst uns aber erst recht, 
die Verbindung mit dem Leben zu suchen, 
in die wirkliche Wirtschaft hinabzusteigen 
und leitende Männer der Praxis zu uns 
kommen zu lassen und mit ihnen brennen-
de Wirtschaftsfragen zu besprechen, im 
Hinblick auf das alte Sprichwort, daß ein 
Lot Praxis soviel wert sei wie ein Zentner Theorie.«84
Der Wochenplan der Heidelberger Studentenschaft für die dritte Januarwoche 1934, 
der auf besonders wertvolle Veranstaltungen hinwies, liefert einen Einblick in die Zusam-
menarbeit: Montags schulte der unermüdliche Six im Hörsaal 1 der Neuen Universität 
Mitglieder der NSBO, der für »Weltanschauung« und Nachwuchsrekrutierung verantwortli-
chen Massenorganisation der DAF, in den »geistigen Grundlagen des Nationalsozialismus«. 
Am Dienstag Abend folgte ein kurzer Vortrag der Fachschaft Zeitungswissenschaftler zu 
»Struktur und Entwicklung der NS.-Presse«, danach versammelte sich die Arbeitsgemein-
schaft »Arbeiter und Arbeiterbewegung in Deutschland« gebildet aus NSBO, DAF und Stu-
dierenden unter Leitung von Ordinarius Schuster im Seminarienhaus.85 Die Treffen waren 
Teil einer von Mitte Januar bis Mitte März 1934 erstmalig veranstalteten zwölfteiligen Vor-
tragsreihe zur »Ganzheit der nationalsozialistischen Weltanschauung«.86 Six hatte die Reihe 
im »Heidelberger Stundeten« groß angekündigt und zur Mitarbeit aufgerufen (Abb. »Auf-
bau eines Kernschulungskurses«, S. 491).
83 Six: Kameraden! S. 7/8. 
84 Ganz vom elitären Denken hatte man sich aber denn doch nicht befreien können, zumindest suggeriert das Bild vom 
»Hinabsteigen« in die Wirtschaft dies. Kaiser: Staatswissenschaftler. S. 23/24.
85 Heidelberger Studentenschaft, Wochenplan der Heidelberger Studentenschaft, 14.1.1934-21.1.1934, GLA KA 235-30040.
86 Holecek, Hans: Der Versuch Daimler-Benz. Ergebnis, Aufgabe und Ziel unserer Schulungsaktion bei Daimler-Benz, ein 
sachlicher Bericht. In: Der Heidelberger Student vom 11.7.1934. Man könnte versucht sein, die Reihung »Ergebnis, Auf-
gabe und Ziel« als Blaupause nationalsozialistischer Pressearbeit zu nehmen, die in deutlichem Kontrast dazu steht, 
dass sich der Autor dazu verpflichtet fühlte, im Untertitel darauf hinzuweisen, dass es sich um »einen sachlichen Be-
richt« handle.
»Wir dienen der Nation«. Abbildung 11 | 
Der Heidelberger Student vom 22.5.1935.
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Will man dem ausdrücklich »sachlichen Berichts« des damaligen Chefredakteurs des 
»Heidelberger Studenten«, Hans Holecek, Glauben schenken, so besuchten die vom Gau-
obmann der DAF und MdR Fritz Plattner initiierte Veranstaltung wöchentlich ungefähr 250 
Freiwillige aus dem Mannheimer Daimler-Benz-Werk: »Abgesehen von der NSBO [sic!] war 
von vornherein dafür gesorgt, dass nicht der geringste Zwang ausgeübt wurde.« Der Auf-
wand an Vortragenden war groß. Pro Woche fanden fünf Treffen mit jeweils 50 Teilneh-
mern statt, um die Arbeiter, die »von der nationalsozialistischen Revolution wie von einer 
Naturkatastrophe überrascht« worden wären, mit einen »neuen, klaren, politisch – und 
weltanschaulichen – Richtsatz« zu versorgen.87 Der »Führer der Daimler-Benz A.G« im Werk 
Mannheim, Carl Werner, bedankte sich in einem handschriftlichen Schreiben für die Schu-
lungen und die sich anschließende gemeinsame Sonnwendfeier (Abb. »Wir dienen der 
Nation«, vorhergehende Seite).88 Das Programm wurde im nachfolgendem Semester auf 
weitere Mannheimer und Ludwigshafener Betriebe ausgeweitet.89
Die interdisziplinären »Arbeitsgemeinschaften zwischen Studenten und Arbeitern« fan-
den noch zwei Semestern lang statt, im Wintersemester 1934/35 und im Sommersemester 
1935. Im Sommersemester 1935 formte eine unbekannte Anzahl an Fachschaftsmitglie-
dern der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät zusammen mit »Jungarbei-
tern« die Arbeitsgemeinschaft »Gemeinnutz und Eigennutz und das Problem des sozialen 
Betriebsführers«.90 Die Personaldecke beim NSDStB, aus denen die Vortragenden rekrutiert 
werden konnten, scheint wie beim NSDStB allgemein, sehr dünn gewesen zu sein. Bereits 
im Mai 1935 musste der NSDStB in einem drohenden, aus der Defensive gegen die »Reakti-
on« anschreibenden Artikel im »Heidelberger Student« einräumen, dass es auch nach 1933 
nur »dieselben wenigen Kameraden« geblieben seien, die sich der politischen Schulung 
unter Leitung des NSDAP-Kreisleiters Dr. Reinhold Roth verschrieben hatten.91 Im Sonder-
heft des »Heidelberger Studenten« zur 550-Jahr-Feier der Universität Heidelberg wurde die 
»Arbeiterschulung« in »Mannheimer Industriewerken« als »sozialistischer Einsatz« neben 
»Fabrikdienst«, »Kraft durch Freude« und »Winterhilfswerk« gefeiert. Wobei es der Autor 
bezeichnenderweise für notwendig erachtete, darauf hinzuweisen, dass es »sich nicht nur 
87 Die Themen der Vortragsabende bieten einen Einblick in das, was der NSDStB als Kanon des Nationalsozialismus ansah: 
»Überblick über die deutsche Geschichte«, »Die Internationalen« (»wesentliche volksfeindliche Kräfte im November-
deutschland«), »Geschichte der Bewegung«, »Charakteristik des Führers und seiner Mitstreiter«, »Die geistigen Grund-
lagen des Nationalsozialismus«, »Das Reich der Deutschen (Volk, Staat, Bewegung), »Rassenkunde des Deutschen 
Volkes«, »Bevölkerungspolitik und Erbgesundheitspflege«, »Völkische Kultur«, »Nationalsozialistische Wirtschafts- und 
Sozialpolitik«, »Die Arbeitsbeschaffung der Reichsregierung«, »Das Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit« und 
»Deutschlands Stellung in der Welt«. Holecek, Hans: Der Versuch Daimler-Benz. Ergebnis, Aufgabe und Ziel unserer 
Schulungsaktion bei Daimler-Benz, ein sachlicher Bericht. In: Der Heidelberger Student vom 11.7.1934 u. ders.: Studen-
tische Arbeiterschulung? In: Der Heidelberger Student vom 11.7.1934.
88 Abdruck im Heidelberger Student vom 11.7.1934. Werner sollte Jahre später vergeblich versuchen, für seine »nichtari-
sche« Tochter einen Studienplatz an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät zu gewinnen. Siehe S. 424. 
89 In der Ausgabe des »Heidelberger Studenten« vom 22.5.1935 finden sich neben der Daimler-Benz A.G. Dankschrei-
ben und Grußworte der Betriebszellenobmänner der Motorenwerke Mannheim A.G., der Joseph Vögele A.G., Bopp u. 
Reuther G.m.b.H. (I.G. Farben) und Heinrich Lanz A.G. Weiterhin eine Seite mit den Stimmen der Arbeiter zu ihren Ein-
drücken aus der Schulung. Wie für ein Propagandaorgan zu erwarten, fielen die Bewertungen emphatisch inhaltsleer 
aus.
90 Die Themen der Arbeitsgemeinschaft zwischen Studierenden und Arbeiter finden sich im nachfolgenden Semester un-
verändert in einer wiederum für alle Studierenden offenen Arbeitsgemeinschaft, diesmal aber unter dem Motto »Neue 
Hochschulerziehung« und als Gemeinschaft von Dozenten und Studierenden. Siehe »Arbeitsplan der Fachschaften« im 
Anhang S. 703.
91 Sturm, Fritz: Die Fronten. In: Der Heidelberger Student vom 22.5.1935. Zu Roth siehe Anm. 49, S. 258.
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um Bierabende« handelte, sondern ein gegenseitiges 
»Augen öffnen« zwischen Studenten und Arbeiter.92
Reichsleistungskampf der Studenten, 1935/36
Der »Reichsleistungskampf« der Studierenden im 
»Reichsberufswettkampf der deutschen Jugend« wur-
de erstmals 1935/36 vom DAF Zentralbüro, später von 
der Reichstudentenführung organisiert.93 Er diente 
dem Regime dazu, die widersprüchliche Propaganda 
von »Volk«, »Kameradschaft« und »Auslese«, »Führer« 
auf einen Nenner zu bekommen: »Der Grundgedan-
ke des Reichsberufswettkampfes ist bei der werktäti-
gen und bei der studentischen Jugend der Wille, sich 
durch Arbeit und Leistung selbst zu erziehen.« Wohl 
sollte auch der vielfach von den NSDStB-Funktionären 
beklagten »Paukerei« eine vermeintlich praxisnähere, 
studentenbezogene Leistungsprüfung gegenüber gestellt werden:
»Im Rhythmus [der] Kampfabschnitte unterbricht [der Reichsberufswettkampf] den 
Prozess stetiger Wissensvermittlung mit seinen Parolen und zeigt immer aufs neue, wo 
die Fronten stehen, wo die Nation den Studenten erwartet. Immer wieder wird an den 
gesunden Leistungswillen, an die nach Gestaltung drängenden schöpferischen Kräfte 
des Studententums appelliert. [...] Wir fordern, daß Wissen, Können und Haltung sich 
spiegeln in der Leistung. Daher wird auch die Leistung der einzige Wertungsmaßstab 
für den jungen Deutschen werden.«94
Rosenberg und seine Kamarilla sahen im »Reichsberufswettkampf« ein Vehikel, um Ein-
fluss auf die Lehrinhalte zu erhalten und so die stockende inhaltliche »Gleichschaltung« der 
Universitäten voranzutreiben.95 So brüsteten sich die Organisatoren bereits 1936, dass die 
Beiträge zum Wettkampf als Seminararbeiten angenommen bzw. die Themen des Wett-
kampfs inzwischen auch in Veranstaltungen bearbeitet würden. Für das Curriculum an der 
Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät lässt sich dies nicht nachvollziehen. Al-
lerdings begrenzten die 1934 erlassenen Richtlinien ohnehin die Gestaltungsfreiheit in den 
Wirtschaftswissenschaften. Die vielen Gegner des Chefideologen der NSDAP und der Krieg 
verhinderten eine weitere Einflussnahme über den »Reichsberufswettkampf«.
Die Fachschaften als »Erziehungsstätte der Führer und Unterführer des nationalsozia-
listischen Staates« sollten nach dem Willen der DAF interdisziplinäre Arbeiten zu »wesent-
lichen völkischen Problemen« wie »1. Das deutsche Dorf. 2. Der Betrieb als Einheit. 3. Der 
Einfluss der Juden in Wissenschaft und Kunst. 4. Die völkische Idee als kulturell gestaltende 
92 Stadler, Otto: Dienst an der Gemeinschaft. Der sozialistische Einsatz der Heidelberger Studentenschaft. In: Der Heidel-
berger Student vom 27.6.1936.
93 Grundlegend zum »Reichsberufswettkampf« im Deutschen Reich siehe Kater: Reich Vocational Contest u. zumeist im 
Rückgriff auf Kater mit wichtiger Kritik, Grüttner: Studenten. S. 336-341. Die Ergebnisse und Kurzgutachten wurden 
jeweils in Buchform als »Rechenschaftsbericht« durch die Reichsstudentenführung unter dem Titel »Studenten bauen 
auf!« veröffentlicht.
94 Kubach: Rechenschaftsbericht 1936/37. S. 29/30.
95 Kater: Reich Vocational Contest. S. 256-260.
Abbildung 12 | »Höchste Ehrung«
»Die höchste Ehrung: Der Führer begrüßt die Reichssieger-
Mannschaftsführer am1. Mai 1939 in der Neuen Reichskanzlei 
in Berlin.«
Kubach: Rechenschaftsbericht 1938/39. S. 73.
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Kraft.« schreiben.96 Hierfür hatten die »Kamp-
forgane der studentischen Jungmannschaft«, 
die auf die Hilfe von nationalsozialistischen 
Dozenten zurückgreifen durften, drei Mona-
te Zeit.
Wenn ihre Arbeit alle »Auslese«-Kriterien 
erfüllte, konnten bedürftige Studierende 
auf Hochschul-, Darlehens- oder Reichsför-
derung hoffen. Siegreiche Arbeitsgemein-
schaften erhielten die Veröffentlichung ihrer 
Arbeit finanziert und wurden durch eine per-
sönliche Preisverleihung vom »Reichskanzler 
und Führer«, Adolf Hitler, persönlich ausge-
zeichnet (Abb. »Höchste Ehrung«, vorherge-
hende Seite):
»Die Bewegung verlangt vom deutschen 
Studenten, daß er sich durch rassische 
Sauberkeit, klare charakterliche Haltung, 
weltanschauliche Geschlossenheit und 
wissenschaftliche Sachbeherrschung 
auszeichnet.«97
 Bei Aufsätzen und Studien zu stärker an 
Sachproblemen orientierten Fragestellungen 
lockte die jungen Wissenschaftler im Erfolgs-
fall zudem die »Zuführung« ihrer Konzepte in die Praxis. Wenn man den offiziellen Verlaut-
barungen folgt, war die Chance, dass ein erfolgreicher Beitrag tatsächlich in die konkrete 
Planungen der staatlicher Ämter oder Parteidienststellen einfloss, erstaunlich hoch (Tab. 
»Eingesandte Arbeiten«, vorhergehende Seite).
Heidelberg lag mit einer universitätsweiten Beteiligung von 3,2% aller Studierenden im 
Mittelfeld der im »Kreis Südwestdeutschland« teilnehmenden Universitäten.98 Für die Fach-
schaft der Staatswissenschaftler hatten fünfzehn Studierende der Betriebswirtschaft einem 
Beitrag zum »Betrieb als Einheit« eingereicht und sich durch eine sehr gute Bewertung her-
vorgetan. Die Arbeit wurde nicht nur als »politisch-wissenschaftlich« »wertvoll« begutach-
tet, sondern auch ihr »praktisch-politischer« Wert ebenfalls als »wertvoll« herausgestellt. 
Die »Reichssiegerarbeit« stellten die Heidelberger Physiker mit einer Arbeit zu »Philipp 
Lenard, der deutsche Naturforscher, sein Kampf um nordische Forschung«. Die meisten der 
anderen Heidelberger Arbeiten behandelten den »Juden« in der Medizin, Philosophie und 
Biologie, hatten damit aber wenig Erfolg bei den Gutachtern.99 Entscheidend für die Frage, 
96 Kubach: Reichsleistungskampf. S. 393/394. Zur Auswahl der Themen siehe Kater: Reich Vocational Contest. S. 242-246.
97 Kubach: Rechenschaftsbericht 1936/37. S. 30.
98 Vgl. Six: Rechenschaftsbericht 1935/36.
99 Beiträge der Heidelberger Studentenschaft 1935/36, zusammengestellt nach Six: Rechenschaftsbericht 1935/36 (Titel, 
Zahl der beteiligten Studierenden, Fach und Gutachter): Juden in der Medizin, 413, Medizin, [Curt] Thomalla, Dr., Propa-
gandaministerium, pol.-wissensch.: mäßig, prakt.-pol.: mäßig; Einfluß der Juden in der philosophischen Fakultät an der 
Universität Heidelberg, 8, Philosophie, Germanistik, Geschichte, [Friedrich Wilhelm] Euler, Dr., Institut zur Erforschung 
der Judenfragen, Berlin, pol. wissensch.: unbrauchbar, prakt.-pol.: unbrauchbar; Philipp Lenard, der deutsche Naturfor-
»Verwertung der eingesandten Arbeiten«Tabelle 10 | 
Kubach: Rechenschaftsbericht 1937/38 S. 32.
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»welche Wertstufe einer Arbeit zugeordnet« wurde, war »natürlich die klare politische und 
weltanschauliche Fragestellung«, zugleich aber auch die Wissenschaftlichkeit des Texts, 
was bei antisemitischen Themen sehr schnell in ein ideologisches Minenfeld führte.100 
1936/37 wurde die Arbeit »Die Wissenschaft im Vierjahresplan« der Heidelberger Fach-
schaft der Staatswissenschaftler zur »reichsbesten« in der »Kampfsparte 4: Wirtschaft« unter 
mehrheitlich sehr schlecht bewerteten Einsendungen bestimmt.101 Ein Jahr darauf gewan-
nen die Heidelberger mit einer Arbeit zum »Deutschen Verkehr«. Deren Bewertung zeigt, 
dass zumindest bei den wirtschaftswissenschaftlichen Einsendungen nicht zwangsläufig 
die »Weltanschauung« im Vordergrund stand, bzw. mit den Jahren – analog zur Verwis-
senschaftlichung der Forschung nach dem »Fünfjahresplan« – an Bedeutung im »Reichs-
berufswettkampfs« verloren hatte:
»Die reichsbeste Arbeit Nr. 59 [sc. der Heidelberger Fachschaft] gibt einen guten Über-
blick über die Entwicklung des Kraftfahrzeugwesens. Sie zeigt an Hand von Statistiken 
den Wandel auf, den das Kraftfahrzeug im Laufe der Jahre durchgemacht hat. Der Teil 
der Arbeit, der eine neue, sehr sinnvolle Verkehrsampel betrifft, ist als Vorschlag sehr 
begrüßenswert, wenn man sich in Fachkreisen auch über die Einführung in der Praxis 
noch nicht einig werden konnte.«102
Im Jahr darauf verfasste die Heidelberger Fachschaft der Volkswirte die Reichssieger-
arbeit: »Der Vierjahresplan ruft die Wissenschaft«.103 Einen Einblick in den Text – und damit 
indirekt in die Kriterien der Gutachter – liefert ein gleichlautender Artikel im »Heidelberger 
Student«.104 Die Arbeit behandelte im ersten Teil das »Bild der deutschen Wirtschaft seit 
1933«: 
»Durch Rasse und Volk sind ewige Gesetze gegeben, die keine Macht der Welt straflos 
verletzten kann. […] Das Ziel der deutschen Wirtschaftspolitik ist nicht die Selbstver-
sorgung, sondern die wirtschaftliche Selbständigkeit. […] Über die Sicherung des 
Bestandes der Nation im Frieden und im Kriege hinaus ist die Erhaltung ihres Lebens-
standards und seine Erhöhung das vornehmste Ziel unserer Wirtschaft.«
scher, sein Kampf um nordische Forschung, 11, Physik, Bühl, Prof. TH Karlsruhe, [Rudolf ] Tomaschek, Prof. TH Dresden, 
Reichssiegerarbeit; Geschichte des chemischen Instituts der Universität Heidelberg, unter besonderer Berücksichtigung 
der Judenfrage, 12, Chemie, Euler, Dr., Institut zur Erforschung der Judenfragen, Berlin, [Erich] Tiede, Prof., Universität 
Berlin, pol. wissensch.: wertvoll, prakt.-pol.: wertvoll; Die Geschichte des mathematischen Instituts an der Universität 
Heidelberg, unter besonderer Berücksichtigung des Einflusses der Juden, 6, Mathematik, Euler, Dr., Institut zur Erfor-
schung der Judenfragen, Berlin, [Ludwig] Bieberbach, Prof., Universität Berlin, pol. wissensch.: wertvoll (m. Einschrän-
kung), prakt.-pol.: mäßig, pol. wissensch.: mäßig u. besser, prakt.-pol.: mäßig u. besser; Zur Geschichte der biologischen 
Institute an der Universität Heidelberg, unter besonderer Berücksichtigung des Einflusses der Juden, 11, Biologie, Euler, 
Dr., Institut zur Erforschung der Judenfragen, Berlin, pol.-wissensch.: wertvoll (m. Einschränkung), prakt.-pol.: mäßig.
100 Kubach: Rechenschaftsbericht 1936/37. S. 33.
101 Vgl. Ebd.
102 1937/38 trat die Heidelberger Fachschaft zudem mit drei Beiträgen zum Rahmenthema »Nationalsozialistische Wirt-
schaftsgestaltung« an: »Die Stärkung der Verantwortung im Betriebe als Erziehungsaufgabe, besonders beim betriebli-
chen Unterführer«, »Doppelte oder kameralistische Buchführung und ihre Verwendbarkeit für das Studentenwerk« und 
»Die koloniale Rohstoffversorgung Deutschlands unter besonderer Berücksichtigung der alten deutschen Kolonien und 
die Rohstoffversorgung Englands im Wirtschaftsgefüge des britischen Weltreiches (eine vergleichende Darstellung)«. 
Kubach: Rechenschaftsbericht 1937/38. S. 38/39 u. 64.
103 Die Kommilitonen von der zeitungswissenschaftlichen Fachschaft waren mit ihrem Beitrag für den »Reichsberufswett-
kampf« unversehens in weltanschaulich-kulturelle Untiefen geraten: Die Studierenden hatten »Untersuchungen über 
Weltanschauung, Inhalt und Stil der Theaterkritik der Nachkriegszeit« angestellt, »Beweise für den Zynismus, für die 
Gedankenlosigkeit und die bloße Lust an Geistreicheleien der Kritik« »eindeutig aufgezeigt«, aber trotz höchstem Lob 
keinen Preis erhalten, da die Kunstkritik als solche im November 1936 durch den Präsident der Reichskulturkammer, 
Goebbels, verboten worden war. Kritik als wissenschaftliches Objekt. RBWK-Arbeit der Zeitungswissenschaftler. In: Der 
Heidelberger Student vom 15.5.1937.
104 Vierjahresplan ruft die Wissenschaft. Aus der reichsbesten Arbeit der Volkswirte. In: Der Heidelberger Student vom 
15.5.1937. Faksimile des Artikels im Anhang S. 702.
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Abgesehen vom antisemitischen Tenor, ging die Charakterisierung der Ziele der 
national sozialistischen Wirtschaftspolitik, die ganz auf Aufrüstung und Neuverschuldung 
setzte, an der Realität im Deutschen Reich vorbei. Im zweiten Teil entwarfen die Studie-
renden Zukunftsprogramm für ihre Disziplin im Zeichen des Vierjahresplans. Nachdem die 
Wissenschaft den »Anschluß an die ihr vorangeeilten wirtschaftlichen Verhältnisse« ver-
loren habe, müssten die Wirtschaftswissenschaften sich durch »Wirtschaftsbeobachtung« 
dem Staat nützlich machen, selbstbewusster eine Schrittmacherrolle einnehmen und den 
weltanschaulichen Diskussionen um Begriffe wie »Freihandel« ein Ende bereiten:
»In Wirklichkeit handelt es sich hier auch für uns brauchbare Hilfskonstruktionen, deren 
wir uns bei der Untersuchung wirtschaftlicher Vorgänge bedienen können. Aus ihnen 
eine Weltanschauung zu machen, ist Unsinn […]. Hilfsmittel verlieren ihre Brauchbar-
keit nicht dadurch, daß sie auch in falschen Händen einmal Verwendung gefunden 
haben […] Es wäre sinnlos, die Universität etwa zu einem ›Zweigbüro‹ des Reichswirt-
schaftsministeriums machen zu wollen oder zum Beauftragten des Vierjahresplans. Da 
käme dann immer wieder, was kommen muß bei solchen Versuchen: daß die Wissen-
schaft hoffnungslos hinter den Entscheidungen herkommt!«
Der Aufsatz endete in einem Lamento über die stagnierende Umwandlung der Univer-
sität:
»Wir wissen, daß uns neues Blut fehlt. Aber wenn die deutsche Hochschule eine Fülle 
besten deutschen Blutes notwendig hat, um blühend leben zu können, dann wissen 
wir auch, daß es nicht geschehen darf, daß sich der Eiter wieder ausbreitet, der unsere 
Hochschule dahin gebracht hat, wo der Untergang beginnen mußte. Auch in dieser 
Hinsicht ist unsere Arbeit schwer. Das Ziel muß immer wieder hart aufgerufen werden, 
daß die deutsche Universität nationalsozialistisch werde und nichts anderes.«105
Während das letztere Beispiel die These Michael Katers stützt, dass die Einsendungen 
zum »Reichsberufswettkampf« »a high degree of ideological infection« unter den Studie-
renden nahelegen, so spricht das zuvor diskutierte Beispiel »Deutscher Verkehr« eher da-
gegen.106 Zudem ist der methodische Vorwurf Michael Grüttners gerechtfertigt, wenn er 
darauf hinweist, dass nur regimebegeisterte Nationalsozialisten überhaupt am Wettkampf 
beteiligt waren.107 Leider liegen keine weitergehenden Forschungen zum »Reichsberufs-
wettkampf« vor. Mit Kriegsbeginn wurden die »Reichsleistungskämpfe« eingestellt. In Hei-
delberg wähnte man sich nun im studentischen »Kriegsleistungskampf«: »Aufgabe dieses 
Kriegseinsatzes ist es, der deutschen Propaganda die Unterlagen für ihre Arbeit, die Waffen 
für ihren Kampf zu liefern«.108 
Im Krieg profilierte sich der Heidelberger Studentenbund durch die Herausgabe der 
»Beiträge zur auslandskundlichen und außenpolitischen Schulung der Kameradschaften 
des NSDStB«. Die knapp 30 bis 50 Seiten umfassenden Hefte trugen Titel wie »Das Kampf-
feld Mittelmeer. Ein politisch-geographischer Umriß« (1941) oder »Einführung in die politi-
105 Ebd. Die Klage der Studierenden fügt sich nahtlos ins Bild, das sich von den Fachschaften in dieser Zeit zeichnet. Siehe 
gegenüberliegende Seite..
106 Kater: Reich Vocational Contest. S. 237.
107 Grüttner: Studierende. S. 337. Katers Urteil dürfte für die Beiträge der Studierenden der Universitäten methodisch pro-
blematisch sein. Für das große Bild vom »Reichsleistungskampf« hingegen behält Katers differenziertes Fazit durchaus 
an Gültigkeit: An Fachhochschulen und weiteren höheren Schulen beteiligten sich teilweise über 70% der gesamten 
Studentenschaft an den Wettkämpfen. Kater: Reich Vocational Contest. S. 249/250.
108 Fritz: Kriegsleistungskampf. S. 15. Siehe S. 572.
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schen Probleme des Pazifischen Ozeans« (1942) und orientierten sich augenscheinlich am 
Kriegsverlauf.109 
7.2.2 »Enorme Interesselosigkeit«
Die Verhältnisse hatten sich seit der Klage eines studentischen Funktionärs aus dem Jahr 
1930 über die »enorme Interesselosigkeit, die in weiten Kreisen der Studentenschaft gegen-
über allen den Angelegenheiten herrscht, die nicht zum engsten Sachgebiet gehören«,110 
durch die Einführung von »Führerprinzip« und Pflichtteilnahme nach der »Machtergrei-
fung« nicht wesentlich geändert, wie die Darstellung Barbara Schütz-Sevins exemplarisch 
zeigt:
»Diese Fachschaft war in jeder Beziehung das Unangenehmste, was man sich vorstellen 
konnte. Jede Art von ›Dienst‹ ging vor dem Studium, vor den Vorlesungen, ja sogar vor 
den Seminaren. […] Die Fachschaft war die Zusammenfassung der Geisteswissenschaf-
ten, etwa dasselbe wie die Fakultät. Sie wurde allein von Studenten organisiert, die z.T. 
in niedrigen Semestern waren. Es war eine bekannte Tatsache, daß der N.S.-Student es 
nicht ›nötig hatte‹ zu studieren. Dass der ›Dienst‹ ihm die Hauptsache war, und daß die 
liberalen Professoren ihm sowieso ja nichts sagen konnten. Auf dieser Grundlage kam 
es soweit, daß gerade die Führer, die alles zu bestimmen hatten, am wenigsten Ahnung 
von ihren Fächern hatten. Es mußte aber ›organisiert‹ werden, und so wurden N.S.-
Größen von überallher geladen, um Vorträge zu halten und Abende zu veranstalten.«111
Die nationalsozialistischen Studentenfunktionäre waren gezwungen, durch Posten zu 
kontrollieren, dass die Pflichtbesucher nicht vor der Zeit den Raum verließen. Wer zwei-
mal bei einem Fachschaftsabend fehlte, dem wurde das Semester nicht angerechnet. Aller 
Zwang nutzte den studentischen Funktionären nach Schütz-Sevin wenig: 
»Meistens arbeitete man in diesen Kursen unter dem Tisch eigene Sachen und ließ 
einige Ehrgeizige sich vorne hinsetzen. Überall war durch die Übertreibung des Ver-
langten und die vielen Pflicht-Stunden ein Geist der Drückebergerei zu verspüren, der 
ernsthaft demoralisierte.« »Eine der vielgeübtesten Tugenden des Deutschen im N.S.-
Deutschland ist das Drücken, in jeder Beziehung, überall. Man kann sich nicht retten 
vor Verordnungen, Diensten usw.«112
Dass Schütz-Sevins Einschätzung aus dem Jahr 1934 nicht nur die Perspektive einer dis-
sidenten Studentin für ein amerikanisches Publikum wiedergibt, zeigt die Ernüchterung, 
die aus dem Beitrag des Fachschaftsleiters der Staatswissenschaftlers, zugleich Assistent 
am Institut für Volkswirtschaftslehre und Statistik, Gardy Veltzke, im »Heidelberger Studen-
ten« nach drei Jahren Fachschaftsarbeit spricht:
»Als Endziel dieser Gemeinschaftsarbeit [sc. der Fachschaft] schwebt uns die Stärkung 
und Weckung einer gesunden politischen Urteilskraft, die ihre Wurzeln in der national-
sozialistischen Weltanschauung hat, vor. Ich gebe zu, daß wir in der Studentenschafts-
arbeit von diesem Ziel noch ein beträchtliches Stück entfernt sind, und daß es noch 
109 Niemeier, Georg: Das Kampffeld Mittelmeer. Ein politisch-geographischer Umriß. Heidelberg 1941 (Beiträge zur aus-
landskundlichen und außenpolitischen Schulung der Kameradschaften des NSD.-Studentenbundes 1941 Nr. 2) und 
März, Josef: Einführung in die politischen Probleme des Pazifischen Ozeans. Heidelberg 1942 (Beiträge zur auslands-
kundlichen und außenpolitischen Schulung der Kameradschaften des NSD.-Studentenbundes WS 1941/42 Nr. 1). Mein 
Dank gilt Madeleine Herren für ihren Hinweis auf diese Veröffentlichungsreihe.
110 Dietrichs, Peter: Fachschaftsaufgaben. In: Der Heidelberger Student vom 16.1.1930.
111 Schütz-Sevin: Nacht über Heidelberg. S. 104/105.
112 Ebd. S. 108 u. 150.
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mühevoller Arbeit bedarf, bis wir sagen können: Der größte Teil unserer Studenten 
kann sich ein eigenes, jeden Angriffen von außen her standhaltendes Urteil bilden.«113
Veltzke warb zugleich für eine friedliche Koexistenz mit den Professoren, da auf Seiten 
der Fachschaften das Personal fehle, um die »Weltanschauung« in die »Wissenschaft« zu 
tragen: »Gerade bei den Jüngern unserer Wissenschaft [haben wir] die betrübliche Erfah-
rung machen müssen, dass fast niemand fähig ist, das, was er allgemein vertritt, auch in 
seinem Fachgebiet zu vertreten«.114 Die Probleme der Studierenden, die beim Versuch 
auftraten, »Weltanschauung« und Wirtschaftspraxis auf einen gemeinsamen Nenner zu 
bringen, dürften bereits den zeitgenössischen Beobachter wenig überrascht haben. Der 
Soziologe Edward Y. Hartshorne wunderte sich doch 1936 angesichts der Reden von Rust 
und Krieck:
»There is considerable variation; there is frequent contradiction; and even leading 
spokesmen are by no means always consistent. On this matter, as on most other basic 
philosophical issues in which they become involved, the Nazis leave their position hazy 
and ambiguous.«115
Das Ergebnis dieser Entwicklung seien »Zwittergebilde«, klagte Veltzke, »die wohl auf 
der einen Seite begeistert ›Ja‹ sagen, es auf der anderen Seite [sc. in der Wissenschaft] je-
doch bei einem ›Sowohl als auch‹ bewenden lassen«. Gleichzeitig fürchtete man auf Seiten 
der NSDStB-Funktionäre den oberflächlichen, berechnenden Eifer der »Märzgefallenen«: 
»Man überflog notdürftig einige nationalsozialistische Bücher, um sich zu informieren. 
 Einige Geistesheroen trieben allerdings das Studium des nationalsozialistischen Schrift-
tums so gründlich, dass sie sich bald befähigt sahen, alte Mitkämpfer über die Ziele des 
Nationalsozialismus authentisch aufzuklären.«116
Die nationalsozialistischen studentischen Funktionäre sahen sich an der Staats- und 
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät besonderen Herausforderungen ausgesetzt, die 
nicht zuletzt auf die »liberalistischen« Wurzeln der Wirtschaftswissenschaften zurückzufüh-
ren waren:
»Kameraden unserer Fakultät haben in besonders großem Maße zu fühlen bekommen, 
daß es mit ihrer Urteilsfähigkeit nicht weit her ist, nämlich dann, wenn sie mit auslän-
dischen Kameraden zum Meinungsaustausch über Probleme unserer Staats- und Wirt-
schaftsführung zusammentreffen. Gerade in unserer Wissenschaft ist die Gefahr des 
oberflächlichen Urteils so groß, weil der junge Student in der gesamten wissenschaft-
lichen Literatur kaum ein Buch findet, aus dem er ersieht, was nationalsozialistische 
Volkswirtschaftslehre ist. Fast alles, was auf dem Büchermarkt erscheint, trägt mehr 
oder weniger sichtbar den Stempel liberalistisch-kapitalistischer Grundhaltung.«117
Das Vertrauen in die Schaffung einer studentischen, selbstorganisierten Gegenuniver-
sität war verflogen, die Autorität der Professoren kaum geschmälert. Die Losung konnte 
nunmehr allein sein, die Ansprüche zurückzuschrauben: 
»Wir sind nicht so vermessen zu sagen, daß wir auch ohne die Professoren auf die Höhe 
der Wissenschaftlichkeit kommen können. Wir schätzen uns vielmehr glücklich, gerade 
113 Veltzke, Gardy G.: Staatswissenschaftler. In: Der Heidelberger Student vom 27.5.1936.
114 Veltzke, Gardy G.: Unsere Fachgruppenarbeit, Staatswissenschaftler. In: Der Heidelberger Student vom 23.1.1936.
115 Hartshorne: German University. S. 19.
116 Fink: Kulturwissenschaftler. S. 25.
117 Veltzke, Gardy G.: Staatswissenschaftler. In: Der Heidelberger Student vom 27.5.1936.
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an unserer Universität auch Männer zu haben, die jung geblieben sind und mit denen 
wir uns gern zu der geschlossenen Front vereinigt haben […].«118
Der Leiter der zeitungswissenschaftlichen Arbeitsgemeinschaft »Kunst und Journalis-
mus« K. A. Götz sekundierte im »Heidelberger Student«: »Wir wollen ehrlich sein. […] Die 
Arbeitsgemeinschaften sind fast durchweg, leider auch in Heidelberg, von Dozenten und 
Professoren übernommen worden.«119 Selbst bei einwandfreier »Haltung« hätten die Fach-
schaften nie den »Lehrerstandpunkt« verlassen, mit der Folge, dass diese zu einer »unle-
bendigen Nachahmung des Seminarbetriebs« gerieten: 
»Von Semester zu Semester ist die Form der studentischen Arbeitsgemeinschaften 
zerfallen und zu anspruchslosem Dasein zusammengeschmolzen. […] Wissenschaft ist 
eine nüchterne Angelegenheit! Sie kann nur dann fruchtbar sein, wenn man die Dinge 
sieht, wie sie sind, wenn man sie nicht mit Phrasen ausputzt, auf das sie glänzend aus-
sehen, obwohl sie keinerlei solche Ansprüche stellen.« 
Ausgenommen von seinem schonungslosen Fazit wollte Götz in Heidelberg allein die 
Zeitungswissenschaftler, die Kulturwissenschaftler und Naturwissenschaftler wissen. 
Eine ernsthafte Konkurrenz zum Lehrprogramm der Institute werde nicht mehr ange-
strebt, dafür, so gestand auch Veltzke ein, fehle der Studentenschaft der »Überblick über 
das riesige Gebiet der Wirtschaftswissenschaften«. Das neue Rezept lautete »Studienfüh-
rung«:
»In gemeinsamer Arbeit soll die Entwicklung einer nationalsozialistischen Volkswirt-
schaftslehre verfolgt werden; und wenn der junge Student soweit gekommen ist, daß 
er die weltanschauliche Richtung eines Zeitschriftenaufsatzes oder eines Buches richtig 
beurteilen kann, dann hat die Studentenführung ihren Zweck erfüllt.«120
Zugleich mussten sich die nationalsozialistischen Studentenfunktionäre dagegen weh-
ren, dass die Fachschaften ihren politischen Charakter zugunsten einer burschenschaftli-
chen, bierseligen Geselligkeit verloren: 
»Natürlich gibt es auch bei uns Elemente, die glauben, Kameradschaftsgeist zeige 
sich nur am Biertisch, sonst könne man am Anderen ruhig vorbeilaufen. Mitarbeit in 
der Fachschaft? Warum denn? Man trägt doch keinen sichtbaren Erfolg davon! Und 
wenn nun jemand, der pflichtbewußt an der Aufbauarbeit der Fachschaft mitwirkt, 
sich weigert, seine Sauferei mitzumachen, dann wird ihm Unkameradschaftlichkeit 
vorgeworfen.«121
Die vergleichsweise entmutigte Bilanz, die die Funktionäre des NSDStB an der Staats- 
und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät zogen, standen in Kontrast zu den großen 
Tönen, die der Studentenführer Kubach noch zu Beginn des Wintersemesters 1934/35 an-
geschlagen hatte:
»Organisatorische Träger dieser revolutionären Umgestaltung der Wissenschaft wur-
den die Fachschaften. Ihre Aufgabe bestand zunächst und vor allem darin, den Kampf 
gegen die überkommene liberale Wissenschaft rücksichtslos aufzunehmen und dabei 
radikal all die überholten Formen und blutleeren Gerüste der alten Wissenschaftsideo-
logie zu überrennen und zu beseitigen.«122
118 Kaiser: Staatswissenschaftler. S. 23.
119 Götz, K. A.: Die Arbeitsgemeinschaft als studentische Aufgabe. In: Der Heidelberger Student vom 13.5.1936.
120 Veltzke, Gardy G.: Staatswissenschaftler. In: Der Heidelberger Student vom 27.5.1936.
121 Ebd.
122 Kubach: Fachschaftsarbeit. S. 23/24.
504
Im Juni 1936 reihte sich Kubach in die Reihe 
derer ein, die die Fachschaften gegen Angriffe von 
»unberufener Seite« verteidigten. Es hat den An-
schein, als seien die Fachschaften und ihre Aktiven 
Mitglieder Ziel des Spotts der weniger begeiste-
rungsfähigen Studenten geworden, was zu einer 
Häufung von Artikeln zu Aufgabe und Funktion der 
Fachschaften im »Heidelberger Student« führten. 
Kubachs kämpferischer Artikel klingt nach Pfeifen 
im Walde. Die »Stoßtrupps« arbeiteten nun »lang-
sam« am »Neuaufbau«: »Diese Kameradschaft mag 
zahlenmäßig klein sein [...] aber sie wird mit fana-
tischem Glauben und zäher Energie ihre Aufgabe 
weiter erfüllen.«123 Im Hochschulführer für das Som-
mersemester 1937 plädierte Hanns Martin Schleyer 
als Leiter des Amts Wirtschaft und Sozialführung des badischen NSDStB für eine elitäre 
Ausrichtung der »Fachschaften«: 
»Die kleine Gemeinschaft, aufgebaut auf den Grundsätzen der Freiwilligkeit und der 
Auslese ist als ›studentische Kameradschaft‹ der Mittelpunkt der studentischen Erzie-
hungsarbeit. […] Auslese bedingt immer zugleich auch Ausmerze. […] Immer wird 
auch in den kommenden Semestern im äußeren Aufbau ein Unterschied sein zwischen 
den einzelnen Kameradschaften. Eine Nivellierung wäre unsinnig, weil sie jedes gesun-
de Leben in der Gemeinschaft unterdrücken müßte.«124
Die phrasensatten Appelle des nationalsozialistischen Vordenkers Krieck, dass die »Wis-
senschaft […] in ein Stadium der radikalen Umwandlung und damit ohne Zweifel auch 
der radikalen Gefährdung ihrer Existenz« getreten sei, es nunmehr »kein privates Dasein, 
keine private Religion, keine individuelle Existenz, Weltanschauung und Lebensaufgabe 
mehr« gäbe und »eine soldatische, militante Wissenschaft heraufkommen« würde, verhall-
ten ohne Wirkung.125 Krieck selbst bekam die Verdrossenheit der Studierenden in seinen 
eigenen Veranstaltungen, die von nur wenigen besucht wurden, zu spüren.126
Das endgültige Ende der Lagereuphorie und der Beschwörung der »Gemeinschaft« als 
alleiniger Organisationsform einer »völkischen« Universität kam mit dem ersten »Fünfjahres-
plan«. Im Rahmen der forcierten Aufrüstung und wirtschaftlichen Mobilmachung wurden 
von den Hochschulen konkrete Forschungsergebnisse erwartet – und keine weiteren Ex-
perimente zur Umsetzung der »Universitätsreform«, wie Rust in seiner Breslauer Rede am 7. 
November 1936 vor deutschen Studenten unterstrich: 
»Zugleich warnte er [sc. Rust] jetzt, wo der Führer die deutsche Wissenschaft für den 
Vierjahresplan eingesetzt hat, auch vor einem weiteren Mißverständnis, als könnten 
die ›letzten großen Forschungsaufgaben etwa nur in der Gemeinschaft gelöst werden‹. 
›Die große politische Front entsteht im Lager, die große Erfindung aber, glaube ich, im 
123 Kubach, Fritz: Kameradschaft und Leistung unserer Wissenschaftsarbeit. In: Der Heidelberger Student vom 27.5.1936.
124 Schleyer: Politische Erziehung. S. 14/15.
125 Krieck: Gegenwärtige Lage. S. 8 u. 10.
126 Die von Krieck angebotenen Veranstaltungen zur pädagogischen Ausbildung der angehenden Handelslehrer an der 
Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät wurden von den Studenten nicht angenommen, kein einziger 
meldete sich in Kriecks Seminaren an. Krieck trat aus Protest zum 1.1.1944 endgültig aus der Prüfungskommission der 
Handelslehrer aus. Krieck an Dekan, 13.12.1939 u. 20.12.1943, UA HD H-VI-526.
Strafordnung für Studenten, Hörer und Quelle 56 | 
studentische Vereinigungen an den deutschen 
Hochschulen
Pflichten
Stück 1. Die Aufnahme in die Gemeinschaft einer deutschen 
Hochschule fordert erhöhte Bereitschaft im Dienste für Volk 
und Staat.
Stück 2. Als Glieder der Hochschulgemeinschaft haben Stu-
denten und Hörer die in ihr begründeten Sonderpflichten 
getreulich zu erfüllen, Würde und Ansehen der Hochschule zu 
wahren und Anordnungen der Hochschulführer gewissenhaft 
zu befolgen.
Stück 3. Pflichtwidriges Verhalten verletzt die Gemeinschaft 
und wird unbeschadet gerichtlicher Verfolgung durch Hoch-
schulstrafen geahndet.
REM, Erlass vom 1.4.1935, UA HD H-VI-900.
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einsamen Forscherraum. Aber auch in der Studierstube und im Laboratorium bleibt der 
Forscher ein Glied seines Volkes‹.«127
7.3 Detailstudien: Disziplinarverfahren 
und Zulassung von »Nichtariern«
7.3.1 Disziplinarverfahren gegen 
Studierende an der Staats- und 
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät
Import von »staatsfeindlichen« Büchern, 19347.3.1.1 
Im Mai 1934 wurde Karl S., Doktorand am InSoSta, durch die Gendarmerie Weil am Rhein 
bei der Einreise aus der Schweiz festgenommen. Der Student hatte zwei Monate zuvor 
sein Staatsexamen abgelegt und schrieb an einer Doktorarbeit bei Arnold Bergstraesser 
zum ebenso aktuellen wie brisanten Thema »Die politische Emigration«.128 Arglos erklär-
te S. den Grenzbeamten, dass er bereits in Schweden und in der Schweiz auf »Material-
suche« gewesen sei. Zollpflichtige Waren führe er nicht bei sich, wohl aber Druckschriften 
aus der Schweiz, die er für seine Arbeit und ein Referat über die Presse der deutschen Emi-
granten im Institut für Zeitungswissenschaften bei Hans Hermann Adler benötige.129 Bei 
der Ausreise hätte man ihn in der Zollstelle Kreuzlingen auf seine Frage, ob es möglich sei, 
zu Studienzwecken in Deutschland verbotene Bücher einzuführen, beschieden, dass die 
Grenzbeamten zwar die Pflicht hätten, diese bei der Einreise zu beschlagnahmen, er diese 
aber durch nachträgliche Bescheinigung der Universität wieder erhalte.130 Letzteres Schrei-
ben wollte der Student von Bergstraesser und Adler erfragen.131
Die Gestapo interpretierte den Vorfall eher als studentischer Naivität geschuldet, denn 
als subversive Tat und ließ S. ziehen. Sie wandte sich lediglich mit einiger zeitlicher Verzöge-
rung an den Rektor mit der Bitte, sowohl S. als auch Bergstraesser dahingehend zu ermah-
nen, dass im Falle künftiger Zuwiderhandlungen von Seiten der Gestapo »unnachsichtig 
im strafrechtlichen Wege eingeschritten« werde.132 Im Gegensatz zu Adler, der S. bereits 
bereitwillig die gewünschte Bescheinigung ausgestellt hatte, um die beschlagnahmten 
127 Weinhandl: Universität und Wissenschaft. S. 132.
128 S. hatte sich zum Sommersemester 1933 in Heidelberg immatrikuliert. Zuvor hatte S. (*1911 in Gütersloh) in Hamburg 
und Köln Staatswissenschaften, Soziologie, Nationalökonomie und Jura studiert. UA HD Studentenakte S. Eine Promoti-
onsakte zu S. befindet sich nicht im Universitätsarchiv Heidelberg.
129 Diese und die folgenden Aussagen stammen aus dem Bericht der Gendarmerie und des Gestapa. Gendarmerie Weil am 
Rhein an Gestapa Karlsruhe, 28.05.1934 u. Gestapa Karlsruhe an Rektor, 12.6.1934, UA HD B-8917/21.
130 Nach dem Bericht der Gendarmerie beschlagnahmten die Grenzer insgesamt über 20 Druckschriften in bunter Mi-
schung, darunter »Die Sammlung«, »Zeitschrift für Sozialismus«, »Die neue Weltbühne«, »Neue deutsche Blätter«, »Trieb 
und Verbrechen in der Handschrift«, »Europa 1934«, »Massenpsychologie des Faschismus«, »Der Krieg des Pontius 
Pilatus«, »Staat und Wirtschaft«, »Dimitroff contra Göring« und »Der Schädel des Negerhäuptling Makaua«. Zudem 
Ausgaben von vier verschiedenen Zeitungen, dem »Pariser Tageblatt«, »Organ der schwarzen Front«, »Unser Wort«, »Der 
Gegenangriff«. Gendarmerie Weil a/Rh. an Gestapa Karlsruhe, 28.5.1934, UA HD B-8917/21.
131 Der Besitz von »unterirdischer politischer Propagandaliteratur« war wissenschaftlichen Institutionen nicht generell ver-
boten. Die Werke mussten aber unter Verschluss gehalten werden und durften nur im Einzelfall nach strenger Prüfung 
ausgegeben werden. REM, Sekretierung beschlagnahmter Literatur, 3.4.1935, abgedruckt in: Deutsche Hochschulver-
waltung I. S. 262/263.
132 Gestapa Karlsruhe an Rektor, 12.6.1934, UA HD B-8917/21.
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Bücher namens des Instituts für Zeitungswissen-
schaft auszulösen, reagierte Bergstraesser auf die 
Ermahnung des Rektors nervös: 
»Der Student S[.] hat von mir niemals die Ermäch-
tigung erbeten oder erlangt, im Ausland Druck-
schriftenmaterial staatsfeindlichen Inhalts zum 
Zwecke der Bearbeitung in einer Dissertation zu 
beschaffen. Seine Reise ist völlig ohne mein Wis-
sen erfolgt.«133
Noch vor Eintreffen des Schreibens des  Gestapa 
hatte Bergstraesser sich geweigert, S. bei der Rück-
gewinnung der beschlagnahmten Schriften zu 
unterstützen, und dagegen protestiert, dass der 
Student nicht im Vorfeld seiner Reise bei ihm vor-
gesprochen habe, so dass er ihm diese Aktion hätte 
ausreden können. Bergstraesser sah das Vertrau-
ensverhältnis zu seinem Doktoranden nicht nur 
durch die allzu engagierte Literaturbeschaffung, 
sondern vor allem durch die eigenmächtige Änderung des Dissertationsthemas dermaßen 
zerrüttet, dass er sich weigerte, die weitere Betreuung zu übernehmen. S.’ Dissertationsthe-
ma hatte durch die Änderung des zeitlichen Bezugsrahmens eben die politische Brisanz 
bekommen, die Bergstraesser im Vorfeld durch die zeitliche Eingrenzung hatte vermeiden 
wollen. Schließlich sei die Dissertation wohlwissend so angelegt worden, dass sie einen 
»interessanten und vielleicht wichtigen Beitrag zu den mit den Begriffen: Volk, Staat und 
Nation zusammenhängenden Fragen geben« könnte, wie Bergstraesser an seinen Dokto-
randen schrieb. Materialien der deutschen Emigration von 1933 bis 1934 sollten dabei aber 
unberücksichtigt bleiben. Die Arbeit sollte sich auf die Auswanderung nach der französi-
schen Revolution und in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts konzentrieren. Mit anderen 
Worten: in sicherer zeitlicher Distanz und herunter vom dünnen Eis einer aktuellen politi-
schen Einschätzung.134 Bei einer solch aktuellen und politisch aufgeladenen Thematik habe 
der Wissenschaftler zu »schweigen« oder wenigstens einen »rein wissenschaftlich« anmu-
tenden Text vorzulegen (Quelle »Gewand der Wissenschaft«, gegenüberliegende Seite).
 Bergstraesser hielt Rücksprache mit Adler, der seine Zustimmung zur Wiedergewin-
nung der Bücher daraufhin ebenfalls zurückzog.135 Rektor Groh kündigte gegenüber dem 
 Gestapa die Einleitung eines Disziplinarverfahrens gegen S. wegen Einfuhr verbotener 
ausländischer Schriften an.136 S. verließ zum Oktober 1934 die Universität Heidelberg. Ein 
Stempel in seinem Abgangszeugnis bescheinigte ihm, dass bis zum Sommersemester 1934 
über seine »Führung nichts Nachteiliges bekannt geworden sei.«137 Ein Disziplinarverfahren 
gegen S. scheint nicht abgeschlossen worden zu sein, möglicherweise war der Doktorand 
einem solchen durch Verlassen der Universität zuvorgekommen. 
133 Bergstraesser an Rektor, 18.6.1934, UA HD B-8917/21.
134 Ebd.
135 Bergstraesser an Rektor, 18.6.1934, UA HD B-8917/21.
136 Rektor an Gestapa Karlsruhe, 10.7.1934, UA HD PA 3276.
137 UA HD Studentenakte S.
Quelle 57 | »Illegale Literatur«
»So kam eines Tages ein Student zu Bergstraesser und sagte, 
daß er eine Doktorarbeit bei ihm machen wolle über die N.S. 
im Spiegel der Auslandspresse. Dafür aber müße er natürlich 
illegale Literatur vom Ausland haben und Bergstraesser solle 
ihm einen Zettel in diesem Sinne schreiben. Bergstraesser war 
zu dieser Zeit sehr gefährdet und merkte, was dies zu bedeu-
ten hatte, zumal er den Studenten fast nicht kannte. Er lehnte 
ab ... Bergstraesser hörte nichts mehr davon, bis eines schönen 
Tages ein Beamter vom Zoll bei ihm vorsprach und die Devisen 
erbat zur Bezahlung einer Kiste mit Zeitungen von Basel. Berg-
straesser sagte sofort, er habe nichts bestellt; ging aber der 
Sache nach und fand, daß irgendein N.S. Mann im Zeitungs-
institut einen sehr zweideutigen Brief nach Basel geschrieben 
hatte, der Herr Student Soundso, der ein Doktorat bei B. über 
N.S. im Spiegel der Auslandspresse beantragt habe, habe sich 
das Material darüber zu verschaffen und es solle deshalb an 
die Adresse B. gehen. Hätte B. nicht schon Argwohn geschöpft 
und hätte gutgläubig die Empfangsbestätigung unterschrie-
ben, so wäre er gefangen gewesen.« 
Schütz-Sevin: Heidelberg. S. 141/142.
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In ihrer unveröffentlichten Autobiographie 
»Nacht über Heidelberg« berichtet Barbara Schütz-
Sevin, Schülerin und Doktorandin Berg straessers, 
über einen fehlgeschlagenen Versuch, Berg-
straesser in eine Falle zu locken (Quelle »Illegale 
Literatur«, gegenüberliegende Seite).138 Reinhard 
Blomert bezieht die Beschreibung Schütz-Sevins 
auf S., und tatsächlich sind die Parallelen groß. 
Allerdings ist die Interpretation Blomerts, der die 
zugehörige Disziplinarakte des Studenten nicht 
kannte, dass S. ein »agent provocateur« gewesen 
sei, angesichts des Schreibens des Gestapa kaum 
haltbar.139 Möglicherweise dramatisierte die Stu-
dentin hier die Sicht Bergstraessers, der im Verhal-
ten S.’ eine gegen ihn gerichtete Intrige witterte 
und dementsprechend heftig reagierte.140
Die Episode um den Import »staatsfeindlicher« 
Literatur und die Reaktion Bergstraessers doku-
mentiert den Druck, unter dem der »nichtarische« 
Extraordinarius im Sommer 1934 stand.141 Sein Rat 
zur Selbstzensur und sein Rezept zum Umschiffen 
von politischen Untiefen und zur Vermeidung all-
zu großer Aufmerksamkeit durch die Nationalsozialisten durch Ausweichen auf die Unter-
suchung zeitlich weit zurückliegender Phänomene spiegelt ein Verhalten wider, das bei 
vielen Hochschullehrern im »Dritten Reich« zu beobachten ist.142
7.3.1.2 »Ungemein schlechte Verdolmetschung«, Juni 1934
Im Rahmen einer Vortragsreihe der Auslandsabteilung sprach Ende Juni 1943 ein nicht 
namentlich genannter, englischer Gastredner an der Ruperto-Carola. Bereits während des 
Vortrages hatte die »ungemein schlechte Verdolmetschung« zu Unruhe im Publikum ge-
führt. Die Kritik am anscheinend überforderten Behelfsdolmetscher, dem Geschäftsführer 
der universitären Auslandsabteilung, wurde am nächsten Tag von der Lokalpresse aufge-
griffen.143 Tags darauf veröffentlichten das »Hakenkreuzbanner« und das »Heidelberger 
Tageblatt« einen offenen Brief des »Englischen Hauptseminars« des vor kurzer Zeit aus 
Mannheim nach Heidelberg verlegten Dolmetscher-Instituts. Die Verfasser beschwerten 
sich über das Übergehen ihres Instituts durch den Leiter der Auslandsabteilung, Alfred 
138 Vgl. Nellen/Giovannini: »Nacht über Heidelberg«.
139 Blomert: Intellektuelle. S. 318/319.
140 Unter Umständen ist der von Schütz-Sevin berichtete Vorfall auch dem hier dargestellten zeitlich nachzuordnen. 
141 Siehe S. 217.
142 Einen besonderen Fall stellen diejenigen Texte dar, die oberflächlich betrachtet, historische Ereignisse ohne Gegen-
wartsbezug kritisch betrachten, in Wirklichkeit aber eine esoterische, gegenwartsbezogene, regimekritische Botschaft 
bergen, die von einer aufmerksamen und/oder eingeweihten Leserschaft zwischen den Zeilen gelesen werden kann. 
Siehe Fritz Ernsts Karl der Kühne S. 544. 
143 Hakenkreuzbanner vom 1.7.1934 u. Heidelberger Tageblatt vom 2.7.1934.
Quelle 58 | »Gewand der Wissenschaft«
 »Mit der Behandlung der heutigen Emigration durch Sie [sc. 
S.] kann ich deswegen nicht einverstanden sein, weil eine 
Erörterung dieser Frage ohne politische Stellungnahme heute 
nicht möglich ist und Ihre politische Position zumindest äu-
ßerlich so erscheint, als ob Sie mit der in dieser Frage von der 
Seite der Regierung und der Partei vertretenen Anschauung 
nicht voll übereinstimmen würden. Ich bin aber der Meinung, 
daß es nicht richtig ist, sich den Anschein zu geben, als wolle 
man im Gewande der Wissenschaft eine politische Auseinan-
dersetzung führen, in einer Frage und auf einem Gebiet, auf 
dem, gerade weil es hochpolitischer Natur ist, die Wissenschaft 
vor den Gebieten der Politik zu schweigen hat. [...] Sie haben 
zudem die Unvorsichtigkeit begangen, von Ihrer Absicht, das 
Thema Emigration zu bearbeiten, so viel und, wie mir scheint, 
in einer Art zu sprechen, daß ein Mißtrauen gegen den rein 
wissenschaftlichen Charakter Ihrer Absicht entstanden ist. Im 
Interesse der Erhaltung der von mir geleiteten Arbeit meines 
wissenschaftlichen Seminars und der dabei von mir mit Recht 
verlangten und ohne Einschränkung gewährleisteten Loyalität 
gegenüber dem Staat, ebenso aber in Ihrem eigenen Interesse 
kann ich mich daher nach dem Vorgegangenen nicht einmal 
mehr dazu entschließen, die weitere Betreuung einer auf die 
politische Emigration der Vergangenheit sich beziehenden 
Dissertation von Ihnen zu übernehmen. Es steht Ihnen frei, Ihr 
Thema anderweitig zu verwerten.« 
Bergstraesser an S., 18.6.1934, UA HD B-8917/21 [eine Kopie 
des Schreibens ist dem Brief Bergstraessers an den Rektor 
beigeheftet, siehe Anm. 133, S. 506].
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Zintgraff, dem anstelle des »unglücklichen« Aus-
hilfsdolmetschers die Schuld zugeschrieben wer-
den müsse: »Aber woran liegt es, dass man nicht 
ein Mitglied [des Dolmetscher-Instituts] mit der 
Verdolmetschung der Ausführungen [...] betraute? 
Sollte die Existenz eines solchen Instituts den Ver-
anstaltern unbekannt sein?«144
Der Beschuldigte beschwerte sich daraufhin 
beim Rektor: »Es erscheint mir nun nicht angängig, 
[...] dass eine Institution der Universität eine andere 
öffentlich in der Presse angreift.«145 Groh leitete un-
verzüglich ein Disziplinarverfahren gegen die ano-
nymen Verfasser des Schreibens mit dem »Ziel der Dienstentlassung bzw. der Entfernung 
von der Universität« der Schuldigen ein. Vizekanzler Himmel sollte die Voruntersuchungen 
führen.146 Warum diese drakonische Strafandrohung? Der Rektor sah im Vorfall wohl die 
Chance gegeben, sich des politisch missliebigen Leiters des Englischen Seminars innerhalb 
des Dolmetscher-Instituts, Heinz Walz, zu entledigen oder diesen zumindest zu kujonieren. 
In einem politischen Gutachten für den Rektor hatte Studentenführer Scheel wenige Mo-
nate zuvor im April 1934 Walz scharf angegriffen.147
Einen Tag später schaltete sich Ministerialrat Grüninger vom MKU ein und verlangte um-
gehende Aufklärung.148 Die von Himmel befragte stellvertretende Hauptamtleiterin für Stu-
dentinnenfragen erklärte, die Leserbriefe zu kennen und diese auch redigiert zu haben. Sie 
sei davon ausgegangen, dass Walz das Schreiben gebilligt habe.149 Unterschrieben hatten 
die Briefe insgesamt 19 Studentinnen. Auf persönliches Befragen hin antwortete Walz, dass 
er tatsächlich vom Schreiben gewusst, dieses aber als nicht-amtliche, studentische Ange-
legenheit betrachtet habe. Nicht das Dolmetscher-Institut als Institution, sondern die Stu-
dentinnen als Teilnehmerinnen des Hauptseminars für Englisch seien die Urheberinnen des 
Leserbriefs.150 Als Motive der Studentinnen gab Walz an, dass diese um den in Mannheim 
so guten Ruf des Instituts und die sich von diesem Renommee ableitenden Einladungen zu 
Verdolmetschungen in Industrie und Handel fürchteten, sollte man den Vortragsdolmet-
scher fälschlich für einen Absolventen ihres Instituts halten. Die Mann heimer Öffentlichkeit 
sollte nicht den Eindruck gewinnen, die Leistungen hätten sich nach dem Umzug nach 
Heidelberg verschlechtert.151 Auch die Entschuldigung der beteiligten Studentinnen, man 
habe keinesfalls eine Universitätseinrichtung angreifen, sondern allein den Ruf des Insti-
tuts sichern wollen, hielt Groh nicht davon ab, die Papiere der Dolmetscherinnen sperren 
zu lassen und einige der Studentinnen vorzuladen.152 Aller inquisitorischer Aufwand brach-
144 Ebd.
145 Zintgraff an Rektor, 3.7.1934, UA HD B-8910/678.
146 Groh an Himmel, 4.7.1934, UA HD B-8910/678.
147 Amtsleiter der Studentenschaft an Rektor, 4.4.1934, UA HD H-VI-680. Siehe S. 153 u. S. 415.
148 MKU an Rektor, 5.7.1934, UA HD B-8910/678.
149 Himmel an Rektor, Bericht über die Voruntersuchung, 5.7.1934, UA HD B-8910/678.
150 Ebd.
151 Walz, Erklärung, 4.7.1934, UA HD B-8910/678.
152 Dolmetscherinnen an Rektor, 9.7.1934 u. Rektor an akademischen Disziplinarbeamten, 10.7.1934, UA HD B-8910/678.
Quelle 59 | »Heimtücke-Gesetz«
»§ 3. (1) Wer vorsätzlich eine unwahre oder gröblich entstellte 
Behauptung tatsächlicher Art aufstellt oder verbreitet, die 
geeignet ist, das Wohl des Reichs oder eines Landes oder das 
Ansehen der Reichsregierung oder einer Landesregierung 
oder der hinter diesen Regierungen stehenden Parteien oder 
Verbände schwer zu schädigen, wird, soweit nicht in anderen 
Vorschriften eine schwerere Strafe angedroht ist, mit Gefängnis 
bis zu zwei Jahren und, wenn er die Behauptung öffentlich 
aufstellt oder verbreitet, mit Gefängnis nicht unter drei Mona-
ten bestraft.«
Verordnung zur Abwehr heimtückischer Angriffe gegen die Re-
gierung der nationalen Erhebung vom 21. März 1933. Das Dritte 
Reich. S. 8230.
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te dennoch keine belastenden Momente an den Tag, so dass sich der Rektor Ende Juli 1934 
veranlasst sah, dass Verfahren einzustellen: Weder Walz noch den Studentinnen könne eine 
»größere Schuld« nachgewiesen werden.153
»Vorbereitung zum Hochverrat«, 19367.3.1.3 
Der jüdische Jurastudent Hellmuth M. schrieb in der vorlesungsfreien Zeit im August 1936 
der am Dolmetscher-Institut studierenden, ebenfalls jüdischen Anneliese B., die sich zu 
dieser Zeit in Genf aufhielt, einen längeren Brief, in dem er sich über die gegenwärtige 
Lage in Deutschland beklagte: 
»Auf dem Neckar-Vorland halten sie gegenwärtig Strandfest. Das Blumenboot-Kor-
sofahren wies etwa 4 schäbig geschmückte Fischerkähne auf, das Feuerwerk hatte 
6 ½ Raketen, Drehorgeln, Tanzpodium, Weinzelt und das Liter Bier zu -.80, wie lange 
täuscht dieses Land noch mit billigen Vergnügen über seinen wahren Zustand hinweg? 
Wir haben eine Handvoll verbissener Idealisten hier nötig.«154
Hellmuth M. äußerte auch Sympathien für den Kampf der Republikaner im Spanischen 
Bürgerkrieg. Der Brief wurde auf dem Weg in die Schweiz abgefangen und der Student ver-
haftet. Bei der Durchsuchung seines Zimmers wurde eine »große Anzahl sozialistischer und 
kommunistischer Literatur« gefunden, aber kein Beweis für eine Mitgliedschaft oder Kon-
takt zur SPD bzw. zur Kommunistischen Partei.155 »Staatsfeindliches« Verhalten nach dem 
»Heimtückegesetz« konnte dem Studenten laut der Staatsanwaltschaft also nicht nachge-
wiesen werden (Quelle »Heimtücke-Gesetz«, gegenüberliegende Seite).156 Da die Empfän-
gerin der Briefe diese in Emigrantenkreise hätte verbreiten können, liege aber ein Verstoß 
gegen §4 der Notverordnung zum Schutz von Volk und Staat vom 28.2.1933 vor, der jede 
Betätigung für die Ziele der Kommunistischen oder Sozialdemokratischen Partei verbot: 
»Nach der Persönlichkeit des Beschuldigten, der als Jude aus erklärlichen Gründen 
Gegner des Nationalsozialismus ist, kann kein Zweifel darüber sein, daß der Beschul-
digte vorsätzlich sich so gegen den heutigen Staat und für den Marxismus geäußert 
hat, mit dem Willen sich hierdurch zum Marxismus zu bekennen.«157 
Das »Sondergericht« Mannheim verurteilte M. zu zehn Monaten Haft.158 Im Mai 1937 
erhob der Rektor der Heidelberger Universität auf Antrag der Staatsanwaltschaft Anklage 
gegen den Studenten wegen »Verletzung der ihm als Glied der Hochschulgemeinschaft 
obliegenden Pflichten«.159 Da dessen Schuld als erwiesen anzusehen sei, erklärte Krieck, 
könne auf das persönliche Erscheinen des noch inhaftierten Angeklagten zu dessen Ver-
teidigung verzichtet werden. Der Dreierausschuss der Universität, Rektor, Dozenten- und 
Studentenführer, verurteilte M. in Abwesenheit zum Ausschluss vom Studium an allen 
153 Akademischer Disziplinarbeamter, Aktennotiz, 31.7.1934, UA HD B-8910/678.
154 Zit. nach dem Schreiben des Generalstaatsanwalts an Rektor, 30.10.1936, UA HD B-8917/5. Seine Kommilitonin Barbara 
Schütz-Sevin formulierte in ihrer Beschreibung des »schleimigen« »Kraft-durch-Freude«-Faschings gleichermaßen: 
»Das war Volksgemeinschaft. [Besoffen] sein, Gemeinschaft im Niedrigen, im Gemeinen, im Saufen und Weiber haben.« 
Schütz-Sevin: Heidelberg. S. 175/179.
155 Bei der Durchsuchung des Zimmers beschlagnahmte die Gestapo auch sämtliche Studienunterlagen und das Manu-
skript seiner Dissertation. Diese wurden M. nie zurückerstattet. M. an Rektor, 16.8.1950, UA HD B-8917/6. 
156 Generalstaatsanwalt an Rektor, 30.10.1936, UA HD B-8917/5. Vgl. zur Einrichtung der Strafnorm und zur Anwendung 
des »Heimtücke«-Gesetzes. Dörner: »Heimtücke«.
157 Ebd.
158 Oberstaatsanwalt als Leiter der Ermittlungsbehörde beim Sondergericht an Rektor, 20.1.1937, UA HD B-8917/5.
159 Der Akademische Disziplinarbeamte der Universität, Anschuldigungsschrift, 4.5.1937, UA HD B-8917/5.
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deutschen Universitäten wegen »eindeutiger und revolutionär gefärbter Gegnerschaft 
zum Nationalsozialismus«.160 Gegen die Adressatin des Briefs, die Studentin B., scheinen 
weder die Staatsanwaltschaft noch die Universitäts- bzw. die Studentenschaftsführung 
weitergehende Schritte eingeleitet zu haben. 
»Ungehöriges Verhalten«, 19387.3.1.4 
Im Juni 1938 war stud. dolm. Dorothea B. durch die Studentenschaft zum »Fabrikdienst« 
in der Zigarrenfabrik Flegenheimer & Co. in Heidelberg-Kirchheim gesandt worden. Einige 
provozierende »Flegeleien« gegenüber der dortigen Belegschaft, wohl aus Unwillen über 
die Arbeit, und die Tatsache, dass sie sich auf der Rückfahrt von der Firma »wegen Platz-
mangels« auf den Schoß eines Mannes gesetzt habe, mithin die »im Umgang mit Männern 
gebotene Zurückhaltung« verletzt habe, reichten aus, um die Studentenschaft zu veranlas-
sen, der Studentin die Genehmigung zu einem prüfungsnotwendigen Auslandsaufenthalt 
zu verwehren.161 Zudem reichte die Gaustudentenführung beim Rektorat eine Klageschrift 
ein.162 Obwohl der zuständige Leiter der DAF sich gegen eine Bestrafung B.s aussprach, 
eröffnete der Rektor ein Disziplinarverfahren. Auch wenn von »sittlichen Verfehlungen« 
kaum die Rede sein könne, so Krieck, habe die Angeschuldigte »sich erheblicher Ungehö-
rigkeiten schuldig gemacht« und sei mit einem »schriftlichen Verweis« zu bestrafen.163 Das 
Urteil wurde öffentlich angeschlagen.164 Der NSDStB verurteilte die Studentin wegen ihres 
Verhaltens im Fabrikdienst ebenfalls mit einem »strengen Verweis«.165
Als im September 1938 die Reichsstudentenführung im Rahmen einer allgemeinen Am-
nestie anläßlich des »Anschlusses« die Löschung entsprechender Disziplinarstrafen veran-
laßte, verweigerte Studentenführer Scherberger persönlich deren Anwendung auf B.: Das 
universitäre Urteil sei nicht rückgängig zu machen, da die »Schuldfrage« durch die Amnes-
tie »nicht berührt« werde.166 Der Vater der Studentin, Otto B., wandte sich daraufhin an das 
REM, um eine Löschung der Strafe per »Gnadenerweis« zu erreichen.167 Obwohl sich der 
Vater als »Pg., langjähriger politischer Leiter und Amtswalter des NS.-Lehrerbundes« vorge-
stellt hatte, verwarf Rechtsbeirat Herbert Krüger das Gesuch, da die Antragstellerin weder 
in der wissenschaftlichen noch in der politischen Arbeit besonders hervorgetreten sei.168 
Das REM verweigerte hierauf den »Gnadenerlaß«.169
160 Protokoll der Sitzung des Dreierausschusses vom 12.6.1937, UA HD B-8917/5. Der Dreierausschuss räumte in seiner 
Urteils begründung einem bei der Hausdurchsuchung in einer Schublade gefundenen Gedicht M.s, »Den Toten von 
Dachau«, einen herausgehobenen Platz ein, während die Staatsanwaltschaft in Mannheim dieses, da es nicht zur 
Veröffentlichung bestimmt war, als Beweis verworfen hatte: »Es gibt ein Pflänzchen heißt Revolution / Wir müssen es 
mit gutem Blute düngen / Drum wird es schießen, blühen, Frühling bringen / Der Welt zum Leben und dem Tod zum 
Hohn.«
161 Otto B. [sc. der Vater der Studentin] an Rektor, 8.6.1938, UA HD B-8910.
162 Studentenführung Gau Baden an Disziplinarbeamten der Universität, Prof. Krüger, 25.5.1938, UA HD B-8910.
163 Rektor, Beschluss vom 29.6.1938, UA HD B-8910.
164 Rektor, Anschlag, Bekanntmachung vom 5.7.1938, UA HD B-8910.
165 Reichsstudentenführung, Rechts- und Gerichtsamt, Beschluss, 29.8.1938, UA HD B-8910.
166 Ebd. u. Studentenführer der Universität Heidelberg an Rektor, 23.9.1938, UA HD B-8910.
167 Otto B. an REM, 20.12.1938, UA HD B-8910.
168 Rechtsbeirat Krüger an REM, 10.1.1939, UA HD B-8910.
169 REM an Rektor, 30.1.1939, UA HD B-8910.
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»7.3.1.5 Methoden des Zitierens von Führerworten«, 1939
Anfang Januar 1939 kam es in einer Seminarsitzung unter Leitung Ernst Schusters zu einem 
Wortgefecht zwischen dem Professor für Volkswirtschaftslehre und einem seiner Dokto-
randen, Handelsschulassessor Theo Rohr. Schuster schilderte den Vorfall in einem Brief an 
den Rektor folgendermaßen:
»Im Anschluß an eine Auseinandersetzung über Methoden des Zitierens von Führer-
worten, in der ich gegen Herrn Rohr Stellung nehmen mußte und in der auch die an-
deren Mitglieder des Seminars gegen Herrn Rohr Stellung nahmen, bezeichnete er das 
Seminar als ›eine demokratische Versammlung‹. Die Art und Weise, wie er diese Bemer-
kung machte, läßt nur den Schluß zu, daß er bewußt hat beleidigen wollen. Da es sich 
hier nicht um einen jungen Studenten handelt, sondern um einen Mann, der schon im 
Beruf steht, konnte ich diese gegen mich und die Studenten gerichtete Beleidigung 
nur in der Weise beantworten, daß ich Herrn Rohr sofort zum Verlassen des Raumes 
aufforderte. Er tat dies, allerdings mit einer Drohung, indem er sagte, ›wir würden uns 
an anderer Stelle wieder sehen‹.«170
Schuster, wegen seiner Vergangenheit unter besonderer Beobachtung des SD, nahm 
die Drohung ernst und erstattete präventiv am übernächsten Tag beim Rektor Anzeige we-
gen Beleidigung.171 Zu Recht, denn der »alte Kämpfer« Rohr172 wandte sich seinerseits sofort 
an den Kreisleiter und die Reichsleitung der NSDAP, die ein langwieriges Verfahren gegen 
Schuster eröffnete.173
Die Vorgeschichte und der genaue Ablauf des Zwischenfalls lassen sich anhand der vor-
handenen Akten gut rekonstruieren und beleuchten die Stimmung an der Fakultät wenige 
Monate vor Kriegsbeginn.174 Eine Woche vor dem Zwischenfall hatte der Student Helmut 
Wühler ein Referat über »Die Preisschere« gehalten, wie er nach Kriegsende zu Protokoll 
gab: 
»Bei der Ungezwungenheit, die [...] bei Prof. Schuster herrschte, nannte ich die Dinge 
so wie sie waren. Ein Hörer oder Student mit dem goldenen Parteiabzeichen regte sich 
darüber sehr auf und warf nur so mit Schlagworten, frei nach Hitler und Goebbels um 
sich, verstieg sich auch zu Drohungen, die Prof. Schuster in starke Erregung brachten 
und ihn zu folgender Erwiderung veranlaßten: ›Soweit sind wir in Deutschland doch 
170 Schuster an Rektor, 24.1.1939, UA HD B-8910/766.
171 Schuster an Rektor, 14.1.1939, UA HD B-8910/766. 
172 In den Akten der Kreisleitung der NSDAP in Mannheim findet sich ein Schreiben Rohrs aus dem Jahr 1929 signiert mit 
»Hitler Heil!«, in dem er bei seinen Parteigenossen um dringende Auskunft darum bittet, ob der Betrieb, bei dem sich 
ein »Bekannter« bewerbe, »in jüdischem Besitz oder nicht« sei. Rohr an Parteigenossen, 3.10.1929, GLA KA 465C/55 
[Mikrofiche StA Mannheim].
173 Eidesstattliche Erklärung von Prof. Dr. Gisbert Rittig, Universität Göttingen, 23.06.1946 u. Schuster an Spruchkammer 
Heidelberg, 11.11.1946, GLA KA 465a-59-3-2931. Im »Bericht über seinen politischen Standpunkt« führte Schuster 
weitere Details an: »Diese meine Grundhaltung war auch der Anlass, dass ich z. B. den Studenten Rohr, einen alten 
Parteigenossen, während einer Seminarsitzung aus dem Seminar herausgeworfen habe, weil er mir immer mit Zitaten 
aus Reden Hitlers kam. Ich verlangte von ihm eine eigene Stellungnahme. Als er mir darauf sagte, seine Meinungen 
seien die Zitate, wies ich ihm die Tür. Er zeigte mich daraufhin an, und von der Reichsleitung der Partei wurde ein sehr 
langwieriges Verfahren gegen mich eingeleitet. Ich habe ebenfalls meinen Studenten öffentlich die Verantwortung 
des Wissenschaftlers klar gemacht und den Satz in einem Kolleg von 200 Teilnehmern geprägt: Ein Wissenschaftler, der 
nicht riskiert, für seine wissenschaftliche Überzeugung gehängt zu werden, ist kein Wissenschaftler.« Schuster, Bericht – 
Politischer Standpunkt, 19.10.1945, UA HD PA 5819.
174 Der Vorfall hatte sich bezeichnenderweise ins Gedächtnis der Beteiligten eingeprägt und wurde im Spruchkammerver-
fahren gegen Schuster sechs Jahre später sowohl von Rittig wie vom ehemaligen Studenten Helmut Wühler erwähnt. 
Die Aussagen von Schuster und Rohr aus dem Jahr 1939 und die Erinnerungen von Rittig und Wühler aus dem Jahr 
1946 widersprechen sich nicht und liefern zusammen ein gutes Bild von der »stürmischen Seminarsitzung« und ihren 
Folgen. Eidesstattliche Erklärung von Prof. Dr. Gisbert Rittig, Universität Göttingen, 23.06.1946 u. Eidesstattliche Erklä-
rung von Helmut Wühler, ehemaliger Student, Kirrlach/Baden, 23.08.1946, GLA KA 465a-59-3-2931.
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noch nicht, daß die Wissenschaft zu allem kommentarlos Ja und Amen zu sagen hat.‹ 
Schuster drohte ihm mit Hinauswurf. Der erfolgte erst in der darauffolgenden Woche, 
als [Rohr] auch nach der Ermahnung, nicht irgendein politisches Repertoire ›herunter-
zuleiern‹, sondern seine eigene Meinung zu bilden, nicht nachkam und immer ausfal-
lender wurde«.175
»Pg.« Rohr hatte anscheinend das Referat Wühlers mit nationalsozialistischen, theo-
riefeindlichen Propagandalosungen gegen die Existenz einer »Konjunktur«176, wie sie auch 
gegen die Vertreter der Grenznutzenschule in Stellung gebracht worden waren,177 ange-
griffen und wurde vom Zwischenruf eines Studenten (»Wir haben doch schon im vergan-
genen Semester festgestellt, dass es Theorien gibt.«) unterbrochen. Schuster hatte diesen 
Zwischenruf nicht gerügt, was Rohr nach eigener Aussage als Freibrief auffasste, sich für-
derhin ebenfalls per Zwischenruf ins Seminar einzubringen.178
Schuster ließ sich in der Folgewoche allgemein über »schuljungenhaftes Benehmen«, 
»Meckerei« und das Zitieren von »Führerworten« aus, ohne Rohr beim Namen zu nennen. 
Beim Verhör vor dem Universitätsrat gab Rohr an, dass Schuster, um ihn, der im Seminar durch 
sein angestecktes »Goldenes Parteiabzeichen« unschwer als langjähriges Partei mitglied zu 
identifizieren war179, weiter zu provozieren (»Ich bin auch ein sehr alter Kämpfer«), gesagt 
habe: »Backe [sc. Herbert Backe (*1896), Staatssekretär im Reichsernährungsministerium] 
ist auch ein sehr alter Kämpfer.« Schuster habe zudem in die Runde »gezwinkert«, und ein 
Teil der Studenten habe »höhnisch« gelacht. Der Disput zwischen Schuster und Rohr wurde 
heftiger. Eine letzte Eskalationsstufe wurde erreicht, als Rohr —bedrängt durch mehrere 
auf ihn einredende Studenten – ausrief: »Ich komme mir hier vor wie in einer demokrati-
schen Versammlung vor zehn Jahren.« Schuster verwies daraufhin Rohr des Raumes. 
Die Seminarteilnehmer hatten keinen Zweifel daran gelassen, auf wessen Seite sie 
standen. Sie scharrten bei Rohrs Äußerungen mit den Füßen und klopften Schuster »de-
monstrativ Beifall«. Rohr gab zu Protokoll, dass es ihn »insbesondere stark berührt [habe], 
dass die Studenten gerade an der Stelle ihrem Mißfallen Ausdruck gaben, als ich [sc. Rohr] 
äußerte, die Wissenschaft könne kein Eigenleben führen, sondern müsse ihren Ausgangs-
punkt in der Bewegung nehmen.«180 Tatsächlich war es an dem fanatischen National-
sozialisten, an dieser Stelle betroffen zu sein, kam die geschilderte Szene in der Staats- und 
Wirtschafts wissenschaftlichen Fakultät doch einer Bankrotterklärung langjähriger national-
sozialistischer Indoktrination gleich, dass die Wirtschaft von der Politik her gedacht wer-
den müsse.181 Rohr unterstellte – auch wenn er anderes vorgab – Schuster nicht nur einen 
Angriff auf die Ehre eines »Alten Kämpfers« der NSDAP, sondern eben auch Widerstand 
gegen die national sozialistische Doktrin vom Primat der Politik über die Wirtschaft.182 
175 Eidesstattliche Erklärung von Helmut Wühler, ehemaliger Student, Kirrlach/Baden, 23.08.1946, GLA KA 465a-59-3-2931.
176 Rohr erklärte: »Es ist für jedermann klar, dass der Mensch gewissen Naturgesetzen begegnet, die er nicht beeinflussen 
kann. Diese Gesetze können wir Theorien nennen. Das Wirtschaftsleben aber ist kein naturgesetzlicher Vorgang, son-
dern ein vom blutvollen Menschen gestaltetes Geschehen. Der Mensch gestaltet die Wirtschaft, er ist ihr Ursprung!« 
Theo Rohr, Handschriftliches Einschreiben an Universitätsrat, 9.4.1939, UA HD B-8910/766. S. 4.
177 Vgl. S. 345 u. S. 348.
178 Aussage Theo Rohr vor dem Universitätsrat, 26.1.1939, UA HD B-8910/766.
179 Eidesstattliche Erklärung von Helmut Wühler, ehemaliger Student, Kirrlach/Baden, 23.08.1946, GLA KA 465a-59-3-2931. 
180 Aussage Theo Rohr vor dem Universitätsrat, 26.1.1939, UA HD B-8910/766.
181 Vgl. Bötticher über die Benennung der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät S. 104.
182 Schusters eigener Schüler, Alfred Schoch, der in seinem Denazifizierungsverfahren eine Rolle spielen sollte, hetzte 1933 
im »Heidelberger Student« gegen die »von den Juden aller Gattungen […] verkündete Weisheit von der notwendigen 
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Selbst wenn die vielgestaltigen nationalsozialistischen weltanschaulichen Kontrollorgane 
es nach Verkündung des »Vier-Jahres-Plans« zumeist unterließen, Kritik an besonders ab-
seitigen Auswüchsen auf der Suche nach einer genuin nationalsozialistischen Wissenschaft, 
wie die »Deutsche Physik«, zu sanktionieren, so blieb dennoch ein Restrisiko bestehen. Der 
berühmte Physiker Max von der Laue wurde noch im Mai 1943 vom Präsidenten der Not-
gemeinschaft ermahnt, sich bei öffentlichen Vorträgen von der vermeintlich »jüdischen« 
Relativitätstheorie zu distanzieren.183
Bedenkt man das grundsätzliche Mißtrauen, das man Schuster von Seiten der National-
sozialisten entgegenbrachte, hätte eine unwidersprochene Denunziation Rohrs dem ehe-
maligen SPD-Mitglied durchaus gefährlich werden können. Schuster konterte die Angriffe 
Rohrs mit der ihm eigenen Chuzpe.184 Wie bereits in seinen vernichtenden Gutachten über 
Ammelounx und andere aufstrebende Jungnationalsozialisten verlieh Schuster seiner Sor-
ge um den falschen, vorgeblich unwürdigen Einsatz von »Führerworten« Ausdruck: So hät-
te er gesagt, dass man sich über eine »Theorie, die ein so alter Nationalsozialist wie Backe 
in seiner Beweisführung benutzt, nicht unter einer falschen Benutzung eines Führer-Zitats 
hinwegsetzen könne, mit der Bemerkung, Theorie sei sinnlos«. Zudem hätte er erklärt, dass 
die »Auseinandersetzung mit den wirtschaftspolitischen Problemen kein schuljungenhaf-
tes Kritisieren und kein Meckern sei, sondern ein verantwortungsvoller Versuch, den Din-
gen auf den Grund zu gehen.«
Die Episode um Theorie und Parteidoktrin sollte in der Entgegnung Schusters noch 
nicht ihr Ende finden. Im April 1939 legte Rohr in einem elfseitigen Schreiben an den Rek-
tor seine Sicht der Dinge dar: Seine im September 1938 abgegebene Dissertation mit dem 
Titel »Die Mission des Nationalsozialismus« sei von Schuster über Monate nicht gelesen 
worden.185 Dieser habe die Begutachtung der Arbeit dann an seinen Assistenten Rittig ab-
gegeben. Nicht nur sei der Abschluss seiner Promotion verschleppt worden, sondern die 
Kritik an der Arbeit habe ihm den Eindruck vermittelt, dass er seine »nationalsozialistischen 
Überzeugungen« verleugnen müsse, um Erfolg an Schusters Seminar zu haben. Rohr be-
klagte nicht weniger als von Rittig mit skurril anmutenden Argumenten ausmanövriert und 
quasi »rechts« überholt worden zu sein. So hatte ihm Schusters Assistent beschieden, dass 
der Begriff »parasitärer Jude« nicht zu verwenden sei. Schließlich seien Parasiten per se 
nichts Negatives, denn bereits Sombart habe schließlich geschrieben, dass es im Darm des 
Menschen eben solche gäbe, die diesem durchaus nützlich seien.186 Vom Parteigenossen 
Schuster, an den sich Rohr seinerzeit entrüstet gewandt hatte, war keine Unterstützung 
zu erwarten. Im Gegenteil: Schuster empfahl ihm, er möge den Begriff »parasitärer Jude« 
besser durch »Fremdbürger« ersetzen, da Biologen »entdeckt hätten, dass es im Darm des 
Vorherrschaft der Wirtschaft über die Politik«, die der spätere DAF-Funktionär als »Vergewaltigung« des deutschen 
»Rechtsempfindens« empfand. Siehe S. 588.
183 Sieg: Struktur. S. 260/261.
184 Schuster, Betr. Handelsschul-Assessor Theo Rohr, 10.3.1939, UA HD B-8910/766.
185 Der Bericht um die mündliche Bewertung der Dissertation durch Rittig und Schuster stammt aus der Feder Rohrs. Er 
schrieb einen elfseitigen, handschriftlichen Bericht über die Vorwürfe und Kritikpunkte seiner Gutachter. Im Vergleich 
zu anderen Texten Schusters klingen die von Rohr entrüstet aufgelisteten Ausführungen der Volkswirte authentisch. 
Theo Rohr, Handschriftliches Einschreiben an Universitätsrat, 9.4.1939, UA HD B-8910/766.
186 Ebd. S. 2. 
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Menschen Parasiten gäbe, die gar keine Parasiten wären«.187 Rohr fand die Kritik unver-
ständlich: 
»Der Begriff ›parasitärer Jude‹ birgt einen klaren eindeutigen Vorstellungsinhalt in sich, 
daß es daran nichts zu deuteln gibt. Der aus der Pflanzen- und Tierwelt übernommene 
Begriff ›Parasit‹ in Bezeichnung jüdischer Lebensart kennzeichnet die von der Natur 
den Juden vorgegebenen schmarotzenden, aussaugenden Wesensheiten.«188
Wenn »frühere« Biologen Begriffe falsch verwendet hätten, so Rohr, dann könne es nicht 
die Pflicht der »Bewegung« sein, ihre »Haltung« zu ändern, sondern die der Biologen, ihre 
Wortwahl zu korrigieren. Wenig überraschend sah das Schuster anders: 
»Nicht die Wissenschaft muß ihre Begriffe ändern, sondern die Bewegung, denn die 
Wissenschaft habe heute die Aufgabe, die von der Bewegung in ihren Anfängen nur 
gefühlsmäßig erfaßten, nunmehr in die begriffliche Reinform zu bringen.«189
Die Verwendung des Begriffs »Fremdbürger« für Juden, der neben Juden auch notori-
sche Staatsfeinde und Verbrecher, mithin Nichtjuden, einschließe, anstelle des Begriffs »Pa-
rasiten«, zeige, so Rohr, dass Schuster die nationalsozialistische Rassenkunde ablehne und 
das mitten im biologisch begründeten »gigantischen Kampf« gegen die »Parasiten«.190 Die 
Forderung des Professoren Klarheit bezüglich der bisher nur »gefühlten« Begriffe zu schaf-
fen, sei nichts anderes als eine »Beleidigung des Führers«.191 Tatsächlich benutzte Hitler den 
Begriff »Parasit« in »Mein Kampf« unmissverständlich im Rohr’schen Sinn, so dass der »rote 
Schuster« mit seiner Kritik ein durchaus gefährliches Spiel betrieb.192
Schuster hatte mit Erfolg beim Rektor Rückendeckung eingefordert. Für ihn zog der 
Vorfall keine Konsequenzen nach sich. Schmitthenner lud Rohr zu Beginn des Sommer-
semesters 1939 zur persönlichen Vorsprache und bestrafte ihn mit einer »mündlichen 
Verwarnung«.193
»Reichsfeindliches Verhalten«, 19417.3.1.6 
»Wir Deutschen, die wir Deutschland und Frankreich 
kennen, wissen besser, was den Elsässern frommt, als jene 
Unglücklichen selber, die in der Verbindung ihres französi-
schen Lebens von dem neuen Deutschland ohne treue Kun-
de blieben. Wir wollen ihnen wider ihren Willen ihr eigenes 
Selbst zurückgeben.« Heinrich von Treitschke, 1870.194
Im Februar 1941 ging beim Rektor der Universität ein Beschwerdebrief des Studentenfüh-
rers stud. med. Wolfgang Jung über die »franzosenfreundliche« und »äußerst schlechte Hal-
187 Ebd. S. 3.
188 Ebd.
189 Ebd.
190 Theo Rohr, Handschriftliches Einschreiben an Universitätsrat, 9.4.1939, UA HD B-8910/766. S. 3/4.
191 Ebd. S. 4.
192 So Hitler über die »Juden als Parasiten«: »Er ist und bleibt der typische Parasit, ein Schmarotzer, der wie ein schädlicher 
Bazillus sich immer mehr ausbreitet, sowie nur ein günstiger Nährboden dazu einlädt. Die Wirkung seines Daseins aber 
gleicht ebenfalls der von Schmarotzern: wo er auftritt, stirbt das Wirtsvolk nach kürzerer oder längerer Zeit ab.« Hitler: 
Mein Kampf I. S. 334. Zum Begriff »Parasit« in der nationalsozialistischen Terminologie siehe Schmitz-Berning: Vokabular. 
S. 460-463.
193 Rechtsbeirat an Schuster, 7.6.1939, UA HD B-8910/766.
194 Zit. nach: Winkler: Langer Weg I. S. 204/205.
515
tung« zweier am Dolmetscher-Institut unterrichtender Elsässer, Hilfsassistent Peter Gény 
und Assistent Erich Kléber, ein.195 Denunziert hatte die beiden ein Regierungsrat namens 
Mattler, der, in seiner Nachtruhe gestört, Zeuge einer Diskussion im Nachbarzimmer des 
Hotels »Wartburg-Hospiz« geworden war. Im »Mittelpunkt« der lebhaften auf Französisch 
geführten Unterhaltung, so Mattler, hätten die beiden Dozenten des Dolmetscher-Instituts 
gestanden. Kléber war bereits mehrmals bei »gut deutschgesinnten Elsässern« und reichs-
deutschen Studenten »aufgefallen«. Im vorhergehenden Semester hatte ihn Gaustuden-
tenführer Scherberger »auf’s energischste« verwarnt. Kléber schien sich der Gefahr bewusst 
gewesen zu sein, forderte er doch mehrmals die Gruppe auf, deutsch zu sprechen. Gény 
hingegen, so der empörte Studentenführer Jung, habe die Anwesenden zum Französisch-
reden »verführt«. Er wurde daraufhin von diesem zur Vernehmung vorgeladen. 
Aufgrund seines beim »Verhör« gewonnenen »rein äußerlich und haltungsmäßig der-
art schlechten Eindrucks«, forderte Jung nunmehr die sofortige Entlassung Génys. Außer-
dem, so der Studentenführer, müssten die Studentinnen vor Gény geschützt werden, da 
dieser wie ihm durch »politisch einwandfreie Studentinnen« bestätigt worden sei, »durch 
sein französisches Gehaben gerade auf junge Dolmetscherinnen einen äußerst schlechten 
Einfluss ausübe«.196 Gény sollte durch einem bewährten Nationalsozialisten aus dem Elsaß 
ersetzt werden. Ebenso sollte das Dolmetscher-Institut mittelfristig geeigneten Ersatz für 
Kléber erwägen, da Kléber außerhalb des Kollegs nicht auf den »Akzent auf dem e« ver-
zichten würde. 
Das angeforderte »Gutachten« des »Ortsvertrauensmanns« der Elsässer enthielt wei-
tere Vorwürfe: Die beiden Elsässer seien als »politisch unzuverlässig« und für »ostentativ 
laute« Konversation in Französisch bekannt: »Gerade die Tatsache, dass Gény und Kleiber 
[sc. Kléber] trotz ihres offensichtlichen schlechten Willens, sich anzupassen, weiterhin an 
der Universität angestellt bleiben, hat bei den elsässischen Studenten starkes Befremden 
hervorgerufen.«197 Beide würden unter dem »Deckmantel ihrer Stellung bewußt Oppo-
sition treiben« und den Kern eines französisch-freundlichen Kreises bilden, der auf »alle 
elsässischen Kameraden einen schlechten Eindruck macht und auf einzelne einen üblen 
Einfluss ausübt«. Auch der »Vertrauensmann« forderte im »Interesse der Elsässer-Arbeit« 
die Behebung des »Mißstands« durch Entlassung von Gény und Kléber.
Weder der Rektor noch der Dekan der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakul-
tät gingen jedoch auf die Forderung der Parteigenossen von der Studentenführung ein. 
Gény und Kléber verblieben am Dolmetscher-Institut. Am 12. März 1941 wandte sich Hans 
Veidenadel, der Leiter des Amts für Politische Erziehung der Studentenschaft, erneut an 
195 Studentenführer an Rektor, 21.2.1941, UA HD H-VI-683.
196 Diese Mischung aus Mißtrauen wegen »Franzosenfreundlichkeit« und privatem Neid findet sich auch im Fall des Stu-
denten Klaus Ekkehard Moser wieder: Der Philosophiestudent wurde wegen Kontakts zu vier im Dorf als »franzosen-
freundlich« »bekannten« Mädchen während des Landdienstes im elsässischen Büsweiler und dem aus diesem Kontakt 
resultierenden »Unwillen der deutschfreundlichen Dorfbevölkerung« im Juli 1940 für drei Monate aus dem NSDStB 
ausgeschlossen. Als strafverschärfend wurde gewertet, dass Moser sich zurück in Heidelberg damit gebrüstet hätte, er 
habe dem Studentenführer sein »Mädchen« »ausgespannt«. Der stellvertretende Rechtsbeirat der Universität Engisch 
urteilte, dass »man die Angelegenheit als Internum des NSDStB betrachten könne«. Der Rektor möge bei der Studen-
tenführung rückfragen, ob ein Disziplinarverfahren gegen Moser »beantragt oder gewünscht« werde. NSD-Studenten-
bund, Rechts- und Gerichtsamt, München, an Rektor, Dienststrafverfahren gegen Klaus Ekkehart Moser, 18.12.1940 u. 
Engisch an Rektor, 15.1.1941, UA HD B-8910/618.
197 Vertrauensmann [Name unleserlich], Stellungnahme zu dem Zwischenfall im »Wartburg-Hospiz« und dem Verhalten 
der elsässischen Studenten Gény und Kleiber, 21.2.1941, UA HD H-VI-683.
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den Dekan und forderte »streng vertraulich« unter Bezug auf frühere Zusagen Thoms’ die 
umgehende »Ausmerzung der ungeeigneten Elemente«.198 Anscheinend stellte sich die 
Führung des Dolmetscher-Instituts und/oder der Dekan hinter die beiden Sprachlehrer, 
denn zumindest Kléber verblieb bis Kriegsende in Heidelberg.
Der Vorgang zeigt, welche Nichtigkeiten und Eifersüchteleien Anlass zu Beschwerden 
und Aktionen des Studentenführers boten. Die Elsässer Studenten wurden zwar »beson-
ders gehätschelt«199, standen zugleich aber unter besonderem »Bewährungsdruck«. Zum 
Misstrauen gegenüber den Elsässern beigetragen haben könnte auch der Neid auf die Sti-
pendien, die diese zum Teil vom Studentenwerk erhielten.200 Die zumeist französischspra-
chigen Studenten aus Straßburg, die teilweise direkt aus deutscher Kriegsgefangenschaft 
an die Heidelberger Universität gekommen waren, wurden argwöhnisch beäugt: »Für vie-
le«, so warb Robert Stahl, der »Vertrauensmann« der Elsässer im Trimester 1941, um Ver-
ständnis, »war dies die erste Berührung mit dem deutschen Reiche, das sie leider nur durch 
die Brille der französischen Propaganda kannten. Denn der Kreis der deutschbewussten 
Studenten in Straßburg war sehr klein.«201 Durch Sprachkurse am Dolmetscher-Institut und 
»Erziehung« zu den »Grundlagen der nationalsozialistischen Weltanschauung« im Rahmen 
einer »Kameradschaft« wollte der NSDStB den Unterschied zwischen Elsässern, Lothringern 
und Reichsdeutschen überwinden: »Jeder soll in den Wirbel der neuen Ideen mitgerissen 
werden.« Schließlich sollten die Elsässer im Beruf »die Stellung des Deutschtums in Elsaß 
und Lothringen ausbauen«: »Hier an der Hochschule sollen sie das nötige Rüstzeug dazu 
erhalten.«202
Bei einem weiteren durch die Studentenführung angestrengten Verfahren gegen einen 
Elsässer Studenten wird ebenso deutlich, unter welchem Druck und unter welcher Beobach-
tung die ins »Reich heimgekehrten« Studenten von jenseits des Rheins standen. So hatte 
stud. med. Renatus Raaber203 bei einem privaten Zusammentreffen mehrerer in Heidelberg 
studierender Elsässer Mitte Dezember 1940 einige kritische, ironische Bemerkungen über 
die Belastungen durch die »Kameradschaften«, die unter den Deutschen üblichen Sauf-
gelage und darüber, dass durch einen Sieg Englands das Elsaß wieder an Frankreich fallen 
könnte, gemacht. Von einer ebenfalls elsässischen Studentin, Johanna Fritsch, wurde der 
Medizinstudent bei der Studentenschaft denunziert.204 Im Mittelpunkt der Anklage stand 
198 Studentenführer, Amt für Politische Erziehung, an Dekan, 12.3.1941, UA HD H-VI-683.
199 Hausmann: Anglistik und Amerikanistik. S. 241. Hausmann äußert die Vermutung, dass die Bevorzugung und Her-
ausstellung der Elsässer Studenten dadurch zu erklären sei, dass Schmitthenner im Juni 1940 mit der Leitung des 
Badischen Kultusministeriums zugleich auch diejenige der Abteilung Erziehung, Unterricht und Volksbildung im Elsass 
übernommen hatte. Ebd. 
200 Zeugenaussage [im Verfahren gegen Renatus Raaber, siehe unten] stud. med. Roger Naett vom 17.12.1940, UA HD 
B-8910/718 u. Stahl: Elsaß-lothringische Studenten. S. 15.
201 Stahl: Elsaß-lothringische Studenten. S. 15. Den Spitzeln des »Unterabschnitt Saarpfalz« des SD wurde aufgetragen, 
»volksdeutschen Problemen« verstärkt zu nachzugehen: »Was geschieht mit den sich örtlich aufhaltenden Volksdeut-
schen? Was tun der VDA [sc. Verein für das Deutschtum im Ausland] und BDO [sc. Bund deutscher Offiziere]? Was ist in 
den Minderheiten los? Stimmung, Gerüchte, Auswirkungen auf die übrige Bevölkerung, Verbindung zu innenpoliti-
schen und außenpolitischen Gegnerkreisen. Beziehungen zum jeweiligen Heimatstaat, Betätigung der Minderheiten-
führer, der Minderheitenorganisationen und der geistigen Führerschicht. Welche Meldungen laufen über Volksgruppen 
ein?« SD RFSS, Oberabschnitt Süd-West an Wesch, ohne Datum [Bleistiftvermerk ca. 1940/42, Datierung aber unter 
Umständen falsch, da der BDO erst 1943 gegründet wurde], UA HD REP 38/8.
202 Stahl: Elsaß-lothringische Studenten. S. 15/16.
203 Die Schreibweise des Nachnamens variiert in den Akten zwischen Raaber und Raber.
204 Aussage Johanna Fritsch vom 17.12.1940, UA HD B-8910/718. Die Elsässerin gab an, dass sie die »Sorge, dass solche 
Äußerungen ein falsches Licht auf die Elsässer im allgemeinen werfe«, zur Beschwerde bei der Studentenführung bewo-
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der – von den übrigen Zeugen heftig bestrittene – Spruch Raabers: »Die Deutschen sind 
ein Sauvolk.« Letztendlich stand Aussage gegen Aussage. Obwohl »alle« über die mit dem 
Studium nicht zu vereinbarenden Belastungen durch die Kameradschaften und Dienste 
»meckern« würden, würde es nur den Elsässern, so mehrere Entlastungszeugen, sofort als 
»reichsfeindliche Verschwörung« ausgelegt werden.205 Das Verfahren wurde im Juni 1941 
eingestellt, da Raaber sich weiteren Nachstellungen aus Heidelberg durch Übersiedlung 
nach Frankreich entzogen hatte.206 
Die Elsässer an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät konnten auf die 
Sympathien Schusters bauen, der sich im Beisein gegenüber dem in Amnéville, Moselle, 
geborenen Studenten Marcel Scherer offen gegen die »imperialistischen Gedanken« und 
die von den deutschen Behörden angewandten Methoden gewandt hatte.207
»Falsches Studium vorgetäuscht«, 19417.3.1.7 
Während des Krieges waren Studierende der Medizin privilegiert – das Regime brauchte 
neben Technikern vor allem Mediziner zur Versorgung sowohl der Front wie der Heimat.208 
Im Gegensatz zu Medizin und Maschinenbau war das Studium der Wirtschaftswissenschaf-
ten hingegen nie als »kriegswichtig« klassifiziert worden.209 Zum Sommersemester 1941 
war der Sanitätsunteroffizier Karl E. zum Medizinstudium in die Heidelberger »Studen-
tenkompanie« abkommandiert worden.210 Karl E., der Jahre zuvor etliche Semester Medi-
zin studiert hatte, war aber an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät in 
Volkswirtschaftslehre immatrikuliert. Er hatte dort auch einige Vorlesungen gehört.211 Im 
September 1941 wurde der Sachverhalt dem Standortkommandierenden vermutlich von 
einem der »Hörsaal-Ältesten« gemeldet, die als Vorgesetzte ihres Semester-Jahrgangs die 
Einhaltung der militärischen Disziplin innerhalb der Kompanie zu kontrollieren hatten.212 
Der Unteroffizier wurde durch ein Kriegsgericht zu »drei Wochen verschärftem Arrest« ver-
urteilt, da er die Pflichtbesuche im medizinischen Kolleg versäumt und ungerechtfertigter-
weise »Vergünstigungen« für Medizinstudenten in Anspruch genommen habe .213 Obwohl 
Karl E. nachweisen konnte, dass er sich bereits vor seiner Einberufung in die Studenten-
kompanie während eines »Wirtschaftsurlaubs« immatrikuliert hatte, das heißt nicht wegen 
gen habe.
205 Die elsässischen Entlastungszeugen überboten sich mit Beweisen für Raabers deutsche »Haltung«: »Raaber haßt Eng-
land«, so Zeuge stud. med. Peter Glassner aus Großweiler, »teils deshalb, weil es Frankreich Unglück gebracht hat. Teils 
auch auf die Beobachtung des Benehmens der R.A.F. in Nancy. Dies Benehmen war ›schweinemäßig‹ und ekelte die 
meisten an. Aber es mag sein, dass Raaber seiner Verwunderung darüber Ausdruck gegeben hat, dass England allein 
noch stand halte.« Zeugenaussage vom 17.12.1940, UA HD B-8910/718.
206 Rektor an Studentenführung, 3.6.1941, UA HD B-8910/718.
207 Scherer war im KZ Natzweiler/Struthof in den Vogesen, vermutlich als so genannter »Nacht-und-Nebel-Häftling«, 
und dann in Dachau inhaftiert gewesen. Eidesstattliche Erklärung von Dipl. Km. Marcel Scherer, 22.10.1945, GLA KA 
465a-59-3-2931.
208 Grüttner: Studenten. S. 362/363.
209 REM, Aktennotiz Frauenstudium WS 1944/45, ohne Datum [ca. Okt. 1944], BA R 4901-13827.
210 Stellvertr. Rechtsbeirat Engisch an Rektor, 21.3.1942, UA HD B-8910/153.
211 Studentenführer an Engisch, 29.1.1942, UA HD B-8910/153.
212 Studentenkompanie des Heeres, San. Staffel, Kompanieführer, an Universitätsrat Engisch, 9.12.1941, UA HD B-8910/153.
213 Stellvertr. Rechtsbeirat Engisch an Rektor, 21.3.1942 u. Dekan der Medizinischen Fakultät an Rektor, 18.9.1941, UA HD 
B-8910/153.
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»Entziehung vom Wehrdienst« angeklagt werden konnte214, verwandten sich der Dekan 
der Medizinischen Fakultät und der Studentenführer für die Eröffnung eines Strafverfah-
rens. Dekan Achelis drängte auf eine Bestrafung durch die Universität, um ein Exempel 
gegen »Drückebergerei« und »Verschaffung ungerechtfertigter Vorteile gegenüber den an 
der Front stehenden Studenten der Volkswirtschaft« zu statuieren.215 Der Studentenführer 
cand. med. Wolfgang Jung argumentierte in gleicher Weise: Das Verhalten E.s sei mit der 
»Ehre eines deutschen Studenten« nicht zu vereinbaren und geeignet, »das Ansehen der 
Medizinstudenten bei der Wehrmacht zu schädigen«.216 
Sein Nachfolger als Studentenführer, cand. med. Hans Genthe, plädierte im Januar 1942 
hingegen für die Einstellung des Verfahrens, da der Reserveoffizier der Militärgerichtsbar-
keit unterstünde und zudem durch seine Versetzung sowieso nicht greifbar sei.217 Eine Stel-
lungnahme des Dekans der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät ist in den 
Akten nicht enthalten. Universitätsrat Engisch, der sich anfangs gegen die Eröffnung eines 
Verfahrens gegen E. ausgesprochen hatte, da diesem von Seiten der Universität keine be-
wusste Verletzung seiner Pflichten nachzuweisen sei218, kam der Forderung Achelis’ nach 
einer Bestrafung teilweise nach und empfahl im März 1942 die Verhängung eines schriftli-
chen Verweises wegen »grober Bummelei«.219
»Charakterlich und haltungsmäßig minderwertig«, 19427.3.1.8 
Das »Langemark-Stipendium« sollte politisch besonders bewährten Jugendlichen aus ein-
kommenschwachen Schichten das Studium ermöglichen.220 Im September 1942 wandte 
sich der Studentenführer an den Rektor mit der Bitte, gegen den Studenten am Betriebs-
wirtschaftlichen Seminar und ehemaligen Außenamtsleiter der Heidelberger Studenten-
schaft, stud. rer. oec. Hans-Joachim V., ein Disziplinarverfahren mit dem Ziel der Relegation 
einzuleiten. Der »Langemark«-Stipendiat hatte zwei Auslandsreisen, nach Spanien und 
Italien, unternommen, ohne eine Erlaubnis seiner »Langemark«-Vorgesetzten einzuholen. 
Was die Amtsträger des NSDStB zusätzlich erzürnte, war, dass V. neben seinem Stipendi-
um noch Geldzuweisungen für einige Aushilfsarbeiten beim Heidelberger Photogeschäft 
Wessendorf erhalten hatte. Zudem hätte eine Nachfrage bei seinen betreuenden, nicht 
namentlich genannten Heidelberger Professoren ergeben, dass V. »noch längst nicht zu 
einem abschließenden Examen fähig« sei, da er seine Zeit wohl weniger dem Studium 
als anderen Dingen gewidmet habe.221 Da die lokale Voruntersuchung ergab, dass V. al-
lein der freiwillige Austritt aus dem NSDStB nahezulegen sei, da die Verfehlungen nicht 
nachweisbar seien222, hätte das Verfahren eine schnelles Ende finden können. Die Reichs-
214 Studentenkompanie des Heeres, San. Staffel, Kompanieführer an Universität Heidelberg, 1.10.1941, UA HD B-8910/153.
215 Dekan der Medizinischen Fakultät an Universitätsrat Engisch, 21.11.1941, UA HD B-8910/153.
216 Studentenführer an Rektor, 13.10.1941, UA HD B-8910/153.
217 Studentenführer an Engisch, 29.1.1942, UA HD B-8910/153.
218 Universitätsrat Engisch an Dekan der Medizinischen Fakultät, 9.11.1941, UA HD B-8910/153.
219 Stellvertr. Rechtsbeirat Engisch an Rektor, 21.3.1942, UA HD B-8910/153.
220 Grüttner: Studenten. S. 149-154.
221 Studentenführer an Rektor, 1.9.1942, UA HD 8910/956.
222 Untersuchungsführer des NSDStB, Heidelberg, Schlußbericht und Stellungnahme, 4.3.1942, UA HD B-8910/956. V. konn-
te sowohl für die Auslandsaufenthalte nachweisen, dass diese aus gesundheitlichen Gründen zur Kur erfolgten, als auch, 
dass die Zahlungen für Arbeit bei der Heidelberger Firma Wessendorf eine Aushilfe unter Freunden gewesen war, die 
mit Sachgeschenken entlohnt worden war. Der Vorwurf, er habe ihm in Spanien anvertraute Waren auf dem Heimweg 
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studentenführung schien aber einen Ansehensverlust des in der Propaganda so oft her-
ausgehobenen und zu den persönlichen Errungenschaften Reichsstudentenführer Scheels 
zählenden »Langemark«-Studiums gerade im Krieg zu fürchten und zog das Verfahren an 
sich, so dass dieses zwangsläufig eine neue Dynamik entwickelte musste.223 
Ohne neue Beweise erbringen zu können drängte das Rechts- und Gerichtsamt des 
Reichsstudentenführers im Dezember 1942 den Rektor, den »Hochstapler« V. im Sinne des 
NSDStB mit »dauerndem Ausschluß vom Studium an allen deutschen Hochschulen« zu be-
strafen.224 Im Januar 1943 wandte sich schließlich der Gaustudentenführer an den Rektor: V. 
sei ihm bereits vor Jahren als des »Langemark«-Studiums unwürdig aufgefallen, allerdings 
habe ihn damals der »außerordentlich große Mangel an Mitarbeitern« sogar gezwungen, 
ihn zum Außenamtsleiter zu berufen.225 Als Amtsleiter habe sich V. aber als »schlecht und 
haltungsmässig unmöglich« erwiesen und vollkommen bei der Aufgabe versagt, die ihm 
anvertrauten Menschen »charakterlich, geistig und politisch zu formen und zu erziehen«. 
Auch wenn die einzelnen Verfehlungen des Studenten nicht ausreichend seien, ein Diszip-
linarverfahren zu begründen, würde allein dessen »haltungsmäßig minderwertige« »Hoch-
staplernatur« die Höchststrafe rechtfertigen.
V. hielt sich zu diesem Zeitpunkt bereits bei der im Juli 1941 gegründeten »Zentral-Han-
delsgesellschaft Ost für landwirtschaftlichen Absatz und Bedarf« in Kiew auf.226 Auf dem 
Weg in die Ukraine hatte der Student in Berlin seinen früheren Lehrer Brinkmann aufge-
sucht.227 Das Ziel seiner Reise war naheliegend, da V. bei Brinkmann eine Diplomarbeit über 
»Rücksiedlung im Osten« begonnen hatte. Der Dreier-Ausschuss der Universität gab dem 
Drängen der Studentenführer nach, obwohl keine neuen belastenden Momente hinzu-
gekommen waren: V. wurde mit der Relegation von sämtlichen deutschen Hochschulen 
bestraft.228 Seine Vorgesetzten in der Ukraine hatte V. nicht von den gegen ihn verhäng-
ten Strafen informiert.229 Möglicherweise hatten ihn die Schreiben aus Deutschland nie 
erreicht.230 Weitere Konsequenzen scheint das Urteil für V. bis Kriegsende nach Akten-
lage nicht nach sich gezogen zu haben, die Meldung von seiner Relegation erreichte die 
 NSDAP-Reichsleitung bis Kriegsende nicht.
ins Deutsche Reich veruntreut, wurde zwar in jeder Strafbegründung erwähnt, allerdings musste die Studentenführung 
in Heidelberg in einem Schreiben eingestehen, dass die Geschädigten weiterhin mit V. verkehren und eine Aussage 
gegen diesen verweigern würden.
223 Studentenführer an Rektor, 18.11.1942, UA HD B-6695/6.
224 Rechts- und Gerichtsamt des Reichsstudentenführers an Rektor, 28.12.1942, UA HD B-6695/6 u. Strafordnung für Stu-
denten, Hörer und studentische Vereinigungen an den deutschen Hochschulen vom 1.4.1935, Deutsche Hochschulver-
waltung II. S. 353-355.
225 NSDAP, Gauleitung Baden, Gaustudentenführer, an Rektor, 12.1.1943, UA HD B-6695/6.
226 Zentral-Handelsgesellschaft Ost, Der Abwehrbeauftragte, SS-Obersturmbannführer [Albert?] Doerheit, an Rektor, 
5.1.1942, UA HD B-6695/6.
227 Brinkmann an Studentenführer, 3.9.1942, UA HD 8910/956.
228 Rektor an Rechts- und Gerichtsamt der NSDAP-Reichsleitung, 25.3.1945, UA HD 8910/956.
229 Der »Abwehrbeauftragte« der Zentralstelle Ost, ein SS-Obergruppenführer, wohl Albert Doerheit (*1894), wandte sich 
im Januar 1943 an die Universität mit der Bitte um weitere Informationen über das »ehrenrührige Verhalten« des »Ge-
folgschaftsmitglieds«. Zentral-Handelsgesellschaft Ost, Der Abwehrbeauftragte, SS-Obersturmbannführer Doerheit, an 
Rektor, 5.1.1942, UA HD B-6695/6.
230 Die an die NSDAP-Reichsleitung in München »luftschutzsicher verpackt« zweifach abgesandte Meldung der Relegation 
V.s kam dort – wohl aufgrund mehrmaliger »Feindeinwirkung« – bis November 1944 nie an. Rektor an Rechts- und 
Gerichtsamt der NSDAP-Reichsleitung, 25.3.1945, UA HD 8910/956.
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»In Ausmerzesitzung ausgemerzt...«, Mai 19447.3.1.9 
Im Mai 1944 sollten alle Studentinnen, die nicht unmittelbar vor dem Abschluss ihres Stu-
diums standen, dem Arbeitsdienst vor allem in der Rüstungsindustrie zugeführt – »aus-
gemerzt« – werden (siehe S. 557).231 Einen Monat später verlangte der »Amtsleiter für 
Studentenüberwachung« des NSDStB beim Gaustudentenführer Hans-Erich Schroetter, 
die Einleitung eines Disziplinarverfahrens gegen vier Studentinnen, unter ihnen stud. 
dolm./phil. Irmgard B. und stud. dolm. Ruth M.-E.232: »Die Obengenannten wurden bei der 
letzten Ausmerzesitzung ausgemerzt, dem Arbeitsamt gemeldet und haben sich trotzdem 
immatrikuliert.«233 Schmitthenner folgte der Denunziation durch den Amtsleiter für Stu-
dienüberwachung der lokalen Studentenführung und eröffnete ein Disziplinarverfahren 
gegen die Studentinnen wegen Hinwegsetzens über die vom Rektor ausgesprochene Ab-
ordnung zum »Arbeitseinsatz«.234 
Die Anklagen wurden rasch niedergeschlagen, da die Abordnungen zum Arbeitsamt 
unklar formuliert worden waren. Irmgard B. war nach Abschluss ihrer Übersetzerprüfung 
als Hörerin mit abgeschlossener Berufsausbildung an der Philosophischen Fakultät »ausge-
merzt« worden, obwohl ihr nicht verboten worden war, sich nach Abschluss einer »Prüfung 
zur Zulassung ohne Reifezeugnis« als ordentliche Studentin einzuschreiben.235 So hatte sie 
gegen keine Anordnung verstoßen.236 Ruth M.-E., die sich bereits im Februar 1944 erstma-
lig persönlich an Schmitthenner gewandt hatte, bat im Juli nochmals um eine Überprü-
fung ihrer Meldung zum »Arbeitsdienst«, da, wie sie schrieb, die Anordnung nach Meinung 
selbst des zuständigen Arbeitsamtes ebenso wie des »Kriegsbeschädigtenfürsorgeamtes« 
zu Unrecht ergangen sei.237 Auch in ihrem Fall war in keinem Anschreiben von einem Im-
matrikulationsverbot die Rede gewesen, und es sei, so bemerkte die Studentin, auch weder 
im Vorlesungsverzeichnis noch am Schwarzen Brett der Universität auf das Prozedere des 
»Arbeitsdienstes« eingegangen worden. Augenscheinlich wollte die Universitätsführung 
wie das Regime die Unruhe unter den Studenten wegen der »Ausmerzeaktion« so gering 
wie möglich halten. Im März 1944 bat das Arbeitsamt Koblenz an den Rektor um eine Stel-
lungnahme zur Zurücknahme des »Ausmerzebescheides« M.-E.s.238 Schmitthenner hatte 
damals der vorläufigen »Zurückstellung« zugestimmt.239 
Im Mai allerdings sprach sich Burkard als geschäftsführender Direktor des Dolmetscher-
Instituts gegen eine Zurücknahme aus, da die »fachliche Beurteilung« durch von Bubnoff 
dies nicht möglich mache.240 Nach der Anzeige durch die Studentenschaft bat der Rek-
231 Gaustudentenführer Baden, i. A. Schroetter, an Dolmetscher-Institut, 8.5.1944, UA HD B-6695/6. 
232 Die ebenfalls in der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät immatrikulierte stud. rer. pol. Claire A. wurde 
nach kurzer Zeit aus der Liste der Beschuldigten gestrichen, da sie sich am 6.5.1944 exmatrikuliert hatte. Aktennotiz, 
14.7.1944, UA HD B-8910/39. 
233 Studentenführer Heidelberg, Amtsleiter für Studienüberwachung an Gaustudentenführer, 14.6.1944, UA HD B-8910/39.
234 Rektor an Studentenführer, 23.6.1944, UA HD B-8910/39.
235 Zur Diskussion um die Übersetzerprüfung als abgeschlossene Berufsausbildung siehe S. 557.
236 Rektor an Irmgard B., 21.12.1944, UA HD B-8910/39. Zuvor hatte sich Ministerialrat Fuhs vom MKU für die Studentin aus-
gesprochen, da er selbst sie für die Dauer ihres Studiums von ihrer Verpflichtung als Hilfslehrerin im Elsass freigestellt 
hatte. MKU an Irmgard B., Zulassung zum Studium, 7.7.1944, UA HD B-8910/39.
237 Ruth M.-E. an Rechtsbeirat der Universität Heidelberg, 18.7.1944, UA HD B-8910/627.
238 Arbeitsamt Koblenz an Rektor, 9.3.1944, UA HD B-8910/627.
239 Rektor an Arbeitsamt Koblenz, 10.3.1944, UA HD B-8910/627. 
240 Dolmetscher-Institut, Direktion, an Rektor, 9.5.1944, UA HD B-8910/627.
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tor neuerlich Dekan Thoms um eine Stellungnahme, ob die Aufhebung der Meldung zum 
»Arbeitsdienst« zu »verantworten« sei.241 Thoms erklärte, dass die Fakultät die Studentin 
im Einvernehmen mit dem Dolmetscher-Institut und der betreffenden Fachgruppe wegen 
häufigen Fehlens in den Vorlesungen und Übungen bereits zum Wintersemester 1943/44 
zum Einsatz gemeldet habe, und äußerte sein Befremden, dass er im Theaterprogramm 
der »Kulturtage der Heidelberger Studentenführung« Ruth M.-E. als Mitwirkende entdeckt 
habe.242 Der Dekan ignorierte, dass M.-E. eine ärztliche Bescheinigung über ein stationär 
behandeltes Magengeschwür, Rheuma und Asthma vorlegen konnte und dass sie – da sie 
im Sommersemester 1944 die Übersetzerprüfung ablegen wollte – sowieso zu denjeni-
gen Studentinnen zählte, die von der »Ausmerze« einstweilen verschont bleiben sollten.243 
Thoms sprach sich dennoch wie der Studentenführer, der auf eine harte Bestrafung dräng-
te, für die Aufnahme eines Disziplinarverfahrens und gegen die nachträgliche Befreiung 
M.-E.s vom »Arbeitsdienst« aus: 
»Aus der Mitteilung des Dolmetscher-Instituts geht hervor, daß stud. dolm. Ruth M.-E. 
weiterstudiert, obwohl sie bereits seit 2 Semestern vom Studium ausgeschlossen sein 
sollte, d. h. für die Dauer des Krieges zum Arbeitseinsatz gemeldet ist. Wenn nach 
Beschluß der Ausmerze die Fälle sich so entwickeln wie bei Fräulein M.-E., hat meines 
Erachtens das ganze Verfahren keinen Sinn.«244
Die für M.-E. zuständige NSDAP-Ortsgruppe Heidelberg-Hackteufel berichtete, dass die 
Dolmetscherin erklärt habe, dass sie sich vom Arbeitseinsatz befreien lassen wolle, um ein 
Engagement für zwei Monate bei einer »Frontbühne« wahrzunehmen.245 Die Universität 
erhob daraufhin Anklage gegen M.-E. wegen Verletzung ihrer Pflichten gegenüber der 
Heidel berger Hochschulgemeinschaft.246 Trotz der Anschuldigungen Thoms’ und des Stu-
dentenführers wurde die Beschuldigte bemerkenswerterweise von dem Dreierausschuss 
der Universität – Fehrle als Vertreter des Rektors, Schmidhuber als Dozentenführer und 
Personalamtsleiter Rohrbacher als Vertreter des Studentenführers – freigesprochen. Das 
Arbeitsamt in Koblenz habe die Studentin bereits im März 1944 schriftlich »freigegeben«, 
zudem sei von einem Immatrikulationsverbot im ersten »Ausmerzebescheid« nicht die 
Rede gewesen.247
»Stahl-Härte«, Januar 19447.3.1.10 
Die Studentin Corona W. litt unter schweren Unterleibsbeschwerden und Asthma, die sie 
zum Abbruch ihres freiwillig angetretenen »Kriegshilfsdienstes« als Omnibusschaffnerin 
zwangen.248 In mehreren ärztlichen Gutachten wurde W. empfohlen, ihre Lebensplanung 
dahingehend auszurichten, dass sie keine »körperliche[n] Aktiva« einbringen müsse.249 Im 
241 Rektor an Dekan, 7.7.1944, UA HD B-8910/627.
242 Thoms an Rektor, 20.7.1944, UA HD B-8910/627.
243 Medizinische Universitätsklinik, Leiter der Studentensprechstunde, an Rektor, 18.7.1944 u. M.-E. an Rektor, 3.3.1944, 
UA HD B-8910/627.
244 Studentenführer an Rektor, 31.7.1944 u. Dekan an Rektor, 1.8.1944, UA HD B-8910/627.
245 NSDAP, Ortsgruppe Heidelberg-Hackteufel, an NSDAP, Kreisleitung Heidelberg, 29.7.1944, UA HD B-8910/627.
246 Rechtsbeirat der Universität Heidelberg, Engisch, Anschuldigungsschrift, 11.8.1944, UA HD B-8910/627.
247 Rektor an Ruth M.-E., 22.12.1944, UA HD B-8910/627.
248 In den Worten des Vaters: »Sie war glücklich, ihre Pflicht so ganz erfüllen zu können, und hatte das stolze Gefühl, wirk-
lich gebraucht zu werden als soziales Mitglied des deutschen Volkes.« Kurt W. an Rektor, 1.1.1944, B-8910/994.
249 Zeugnis des Hausarztes vom 23.8.1943, B-8910/994.
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»Heranzüchten kerngesunder Körperbildung«Quelle 60 | 
»Der völkische Staat hat in dieser Erkenntnis seine gesamte 
Erziehungsarbeit in erster Linie nicht auf das Einpumpen 
bloßen Wissens einzustellen, sondern auf das Heranzüchten 
kerngesunder Körper. [...] Hier aber wieder an der Spitze die 
Entwicklung des Charakters, besonders die Förderung der 
Willens- und Entschlußkraft, verbunden mit der Erziehung 
zur Verantwortungsfreudigkeit, und erst als letztes die wis-
senschaftliche Schulung. [...] Der völkische Staat [hat] eben 
nicht die Aufgabe, eine Kolonie friedsamer Ästheten und 
körperlicher Degeneraten aufzuzüchten. Nicht im ehrbaren 
Spießbürger oder der tugendsamen alten Jungfer sieht er 
sein Menschheitsideal, sondern in der trotzigen Verkörperung 
männlicher Kraft und in Weibern, die wieder Männer zur Welt 
zu bringen vermögen.« 
Hitler: Mein Kampf. S. 452 u. 455.
Wintersemester 1943/44 studierte sie am Dolmet-
scher-Institut und stellte einen Antrag auf Befrei-
ung von den obligatorischen Leibesübungen an 
der Universität.250 Die Gutachten ihrer behandeln-
den Ärzte wurden nicht anerkannt und W. zum 
Studentensportarzt Wassen einbestellt: Dieser 
erklärte ihr, dass ohne Beteiligung am Hochschul-
sport ein Studium unmöglich sei: »Wir haben kein 
Interesse daran, gesundheitlich nicht vollwertige 
Menschen an der Anstalt hochzuziehen.«251 Der 
Einlassung W.s, dass für das Studium vor allem 
geistige Fähigkeiten qualifizierten, entgegnete 
der Arzt, dass die »Situation heute etwas anders« 
sei, sie möge sich »Mein Kampf S. 451-457« (Quelle 
»Heranzüchten«) anschauen: Er persönlich vertre-
te den Standpunkt, »dass gerade die weibliche studentische Jugend etwas von der ›Stahl-
Härte‹ haben darf«.252
Der Vater W.s wandte sich daraufhin an den SA-Oberscharführer und Reichskulturse-
nator Gerhard Schumann, einen ehemaligen Führer des Tübinger SA-Studentensturms 
und Gaustudentenführer des NSDStB Württemberg, mit der Bitte um Einflussnahme auf 
die lokale Studentenführung. Dieser charakterisierte die Auslegung der an sich lobenswer-
ten Hochschulsportpflicht in Heidelberg als »stupide und sinnwidrig«, handele es sich in 
diesem Fall doch um eine »gefährliche gesundheitliche Störung«. Schumann drohte den 
Heidelberger Ärzten unterschwellig mit seinen guten Beziehungen zum Reichsstudenten-
führer Scheel: Ein »alter Kämpfer« wie er wisse, dass eine »solche Behandlung [...] einem 
jungen Menschen das Vertrauen zum Nationalsozialismus nimmt, und dass man nicht be-
geisterte junge Nationalsozialisten, sondern das Gegenteil erziehe«.253
Die versuchte Einflussnahme des »Alten Kämpfers« für die Tochter des »verdienten und 
bekannten Portraitmalers« erwies sich als kontraproduktiv, die Drohung Schumanns ging 
ins Leere und führte zu einer scharfen Reaktion seitens der Studentenführung und der be-
troffenen Ärzte. Der Heidelberger Studentenführer reagierte mit einem gereizten Schrei-
ben, in dem er dem Parteigenossen »völlige Einseitigkeit« vorwarf.254 Die angegriffenen 
gutachtenden Heidelberger Ärzte strengten beim Rektor ein Disziplinarverfahren gegen 
W. wegen Beleidigung an. Ende Februar 1944 stellte der Vorgesetzte der Ärzte und Direktor 
250 Die Teilnahme an den Veranstaltungen des Instituts für Leibesübung war Pflicht vom 1. bis zum 8. Semester. Der Besuch 
der Sportstunden wurde den Studenten auf einer bei der Immatrikulation ausgehändigten Karte testiert. Hochschul-
führer 1940. S. 46. Vgl. Hagenbuch: Leibesübungen.
251 Zit. nach Brief des Vaters von W., Bemerkung nach dem späteren Brief von Wassen wohl so oder ähnlich gefallen, Hoch-
schulinstitut für Leibesübungen, Wassen, an Studentenführer, 20.1.1944 u. Kurt W. an Rektor, 1.1.1944, B-8910/994. 
Wassen konnte in den Akten des UA HD, bzw. den entsprechenden »Studentenführern« nicht nachgewiesen werden.
252 Wassen erklärte, dass im Sommersemester von 442 Studentinnen, d. h. fast die Hälfte der zum Hochschulsport ver-
pflichteten ersten drei Semester entspräche, sich vom Sport befreien lassen wollte. Stolz verkündete er, dass er nur 
in acht Fällen dieser Befreiung zugestimmt habe. Hochschulinstitut für Leibesübungen, Wassen, an Studentenführer, 
20.1.1944, B-8910/994.
253 Schumann an Studentenführer, 6.1.1944, B-8910/994. Schumann hatte sich 1934 als SA-Sturmführer gegen die Bücher-
verbrennung in Tübingen ausgesprochen, Kißener/Scholtyseck: Führer der Provinz. S. 470 u. 870.
254 Studentenführer an SA-Oberführer Schumann, 7.2.1944, B-8910/994.
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der Frauenklinik, Hans Runge, den Antrag auf »Ausmerze« der Studentin zum Reichsarbeits-
dienst.255 Der Rektor kam dem Antrag Runges nicht nach, W. studierte im Sommersemester 
noch am Dolmetscher-Institut, musste aber auf Druck der Studentenführung und des Insti-
tuts für Leibesübungen am Pflichtsport teilnehmen.256
»Erschleichung von Prüfungsthemen«, April 19447.3.1.11 
Bei den Diplomprüfungen im April 1944 hatte stud. rer. oec. Herbert O. sich über die Ver-
waltungsangestellte Lucie Graf am Vorabend der Prüfungen Einsicht in die Prüfungsfragen 
verschafft. Der Dekan reagierte mit aller Härte. Graf, die ihrer Schwester, der »an O[.] etwas 
gelegen war«, einen Gefallen hatte tun wollen, wurde zusammen mit dieser von Thoms 
»nach Rücksprache mit dem Arbeitsamt sofort zum Rüstungseinsatz gemeldet«.257 Der Stu-
dent wurde unter Nichtanrechnung des Semesters der Universität verwiesen.258
»Nichtarische« Studenten an der Staats- und 7.3.2 
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät
»Nichtarische« Studenten an der Fakultät und der 7.3.2.1 
Universität im Reichsvergleich 1932/33 bis 1937
»Nichtarische Studenten«
In diesem Kapitel wird die zahlenmäßige Entwicklung der Immatrikulationen »nichtari-
scher« Studenten an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät und die Be-
handlung ihrer Aufnahmeanträge untersucht. Es lassen sich drei Phasen unterscheiden: 1.) 
Von der »Machtergreifung« 1933 bis zum Ausscheiden des letzten jüdischen Studenten 
1937; 2.) von 1937 bis zum beinahe völligen Aufnahmestopp für »Mischlinge I. Grades« im 
Jahr 1940; und 3.) von 1940 bis zum Kriegsende 1945. 
»Nichtarisch« war nach der Ausführungsanordnung zum »Gesetz zur Wiederherstellung 
des Berufsbeamtentums« vom 7. April 1933 jeder Deutsche, der einen Eltern- oder Groß-
elternteil mit jüdischer Religionszugehörigkeit hatte – unabhängig davon, ob er selbst zu 
einem anderen Glauben übergetreten oder religionslos war.259 Außer den Schikanen bei 
der Zulassung, die in den Akten dokumentiert sind, kann man über das tägliche Leben der 
jüdischen Studenten ein nur lückenhaftes Bild zeichnen. Unmittelbar nach der »Machter-
greifung« begannen die Repressionen gegen diejenigen unter den Studenten, die selbst 
jüdischen Glaubens waren bzw. jüdische Vorfahren hatten. Seit April 1933 mussten die 
»nichtarischen« Abiturienten einen Zulassungsantrag zur Aufnahme eines Universitäts-
studiums stellen. Schrittweise wurden die »Auslese«-Kriterien erhöht: Waren in den ersten 
Jahren der Diktatur allein »Volljuden« vom Ausschluss betroffen, so wurden bis 1944 immer 
255 Universitätsfrauenklinik, Runge, an Rektor, 22.2.1944, B-8910/994.
256 Hochschulinstitut für Leibesübungen an Engisch, 12.6.1944, B-8910/994.
257 Dekan, Aktennotiz, 26.4.1944, UA HD B-8910/675.
258 Rektor, In Disziplinarsachen gegen Herbert O. wegen Störung der Sitte und Ordnung des akademischen Lebens, 
16.9.1944, UA HD B-8910/675.
259 Zur Entwicklung der Kategorisierung der Juden und zur Vor- und Nachgeschichte der »Nürnberger Rassegesetze« vgl. 
Essner: Nürnberger Gesetze.
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neue Hürden für »Halb-« und später »Vierteljuden« durch das REM und die Parteikanzlei ge-
schaffen. Im November 1935 war mit der ersten Ausführungsverordnung zum »Gesetz zum 
Schutz des deutschen Blutes und der deutschen Ehre« ein gradueller Judenbegriff offiziell 
eingeführt worden.260 Die Diskussion zwischen Ministerien und Parteiorganisationen um 
das Schicksal derjenigen, die nicht unter die als »Volljuden«/»Rassejuden« klassifizierten 
»Nichtarier« mit mindestens drei jüdischen Großelternteilen fielen, zog sich bis zum Ende 
des »Dritten Reichs« hin. Die sich vielfach widerstreitenden Positionen in Staat und Partei 
spiegelten sich auch in der Aufnahme von »nichtarischen« »Mischlingen I. und II. Grades« 
an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät wider.261
Anmerkungen zur Datengewinnung
In der für das MKU und die Berechnung des »numerus relativus« aufgestellten Liste vom 
Sommersemester 1933 wurden neben Studierenden, bei denen beide Elternteile als jüdisch 
galten, zum Teil auch Studierende mit nur einem jüdischen Elternteil bzw. einem jüdischen 
Großelternteil, einbezogen.262 Die Zugehörigkeit zu einer Gruppe wurde durch ein »x« mar-
260 Reichsbürgerkunde 1939. S. 103/104.
261 Essner: Nürnberger Gesetze. S. 18/19.
262 Universität Heidelberg, Verzeichnis der im Sommersemester 1933 eingeschriebenen nichtarischen Studierenden, [ohne 
Datum], UA HD B-8018/1.
Tabelle 11 | »Nichtarische« deutsche Studenten an der Universität Heidelberg
Zahlen nach den Aufstellungen in UA HD B-8016/2, handschriftliche Ergänzungen bzw. Streichungen wurden in die Aufstellung 
miteinbezogen. Die Daten wurden bereits von Arno Weckbecker aufbereitet, allerdings ohne die jüdischen Studenten an der 
Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät gesondert aufzuführen (* vor Gründung der Fakultät). Die hier aufgeführ-
ten Zahlen weichen geringfügig von denen ab, die Weckbecker ermittelt hat (Weckbecker: Judenverfolgung. S. 420). Zahlen in 
Klammern inkl. der als Mitglieder der Deutschen Studentenschaft, also »Mischlinge II. Grades«, in der universitären Aufstellung 
bezeichneten Studenten. Für das Wintersemester 1936/37 wurden der Grad in der Aufstellung notiert, in die obige Tabelle gingen 
nur diejenigen Studenten ein, die nicht Mitglied der Deutschen Studentenschaft waren, und nach der Einordnung zumindest ein 
jüdisches Elternteil besaßen. Der Vergleich der aufgeführten Namen ergibt, dass auch in den Semestern vor dem Wintersemester 













1932/33* 78 15 28   6  127
1933* 86 (101) 18 (27) 22 (35)   7 (11) 0 (1) 133 (177)
1933/34 32 (33) 11 14 (16) 5 (6) 1 10  73 (77)
1934 27 (28) 9 15 (17) 3 (4)  6  60 (64)
1934/35 18 (21) 7 10 (11) 4 (5)  3  42 (47)
1935 16 (19) 4 10 2 (3)  2  34 (38)
1935/36 17 (20) 3 8 2 2 2  34 (37)
1936 11 (14) 2 5  3 2 1 24 (27)
1936/37 6 (8) 1 6 1 3 (6) 3  20 (22)
1937 2    2 1  5
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kiert (Abb. »Numerus clausus«, 
nebenstehend).263 Die Zahlen in den 
entsprechenden Akten des Universi-
tätsarchivs weisen in den ersten Se-
mestern noch Schwankungen auf, die 
durch Nachträge und Umklassifizie-
rungen zu erklären sein dürften. Die 
Zahl der nach dem »Reichsbürgerge-
setz« als »Mischlinge I. oder II. Grades« 
bezeichneten Studenten betrug im 
Sommersemester 1933 mindestens 
44 Personen. Dies entspricht 25% aller 
bei Arno Weckbecker als »nichtarisch« 
klassifizierten Studenten (Tab. »Nicht-
arische deutsche Studenten«, gegen-
überliegende Seite). 
Ab dem Wintersemester 1933/34 taucht die Klassifikation nach der »Rasse« von Mutter/
Vater bzw. Großeltern vorerst nicht mehr auf. Möglicherweise erklärt sich die drastische 
Abnahme »nichtarischer« Studierender in der Statistik nach dem Sommersemester 1933 
wenigstens zum Teil aus der Tatsache, dass »Mischlinge« im Wintersemester 1933/34 nicht 
mehr zu den »nichtarischen« Personen hinzugezählt wurden. Immerhin würden die gezähl-
ten 44 »Mischlinge« mehr als 40% der Abnahme an »nichtarischen« Studenten ausmachen. 
Für diese Beobachtung spricht auch, dass die im gleichen Aktenkorpus abgelegte Über-
sicht über das vergangene Wintersemester 1932/33 ebenfalls deutlich niedrigere Zahlen 
ausweist. Hier wurden die »Halb-« und »Vierteljuden« wohl ebenfalls nicht mitgezählt.
Eine Übersicht über die Zahl der »nichtarischen«, bzw. »nicht-deutschstämmigen« 
Studierenden an der Mannheimer Handelshochschule vor Gründung der Staats- und 
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät und vergleichbarer Institutionen liefert die Tabel-
le »Kaufmännische Studierende« (Anhang S. 701). Zum Sommersemester 1933 wurde 
ledig lich jeweils ein »nichtarischer« Deutscher und ein Ausländer zugelassen. Die Zahl der 
»Nicht-Deutschstämmigen« betrug unter den kaufmännischen Studierenden damit 28. 
Folglich lag der Anteil der »Nichtarier« in Mannheim deutlich unter dem Durchschnitt der 
wirtschaftswissenschaftlichen Fakultäten im Deutschen Reich. Allein an der Handelshoch-
schule Königsberg war deren Anteil noch niedriger. An der Handelshochschule Berlin stell-
ten die »nichtarischen« Studierenden einen signifikant höheren Anteil.264
263 Unter den »nichtarischen« Studentinnen findet sich auch stud. med. Marianne von Eckardt, geb. Jaffé, die Ehefrau von 
Hans von Eckardt (siehe Abb. »Numerus clausus«): Sie befindet sich auf der Liste zum Sommersemester 1933 – ohne, 
dass ein vermeintlich jüdischer Eltern- bzw. Großelternteil bezeichnet worden wäre. Unter »Bemerkungen« findet sich 
denn auch ein handschriftlicher Vermerk »arisch«. Universität Heidelberg, Verzeichnis der im Sommersemester 1933 
eingeschriebenen nichtarischen Studierenden, [ohne Datum], UA HD B-8016/2.
264 Scheel zweifelte in seiner Statistik die Angaben für das Gewerbelehrer-Studium an der Handelshochschule in Berlin 
an: »[…] an der Handelshochschule Berlin fällt die hohe Zahl der Nicht-Deutschstämmigen, die größer ist als die der 
Deutsch-Stämmigen, auf, und es muss wohl gefragt werden, ob hier nicht ein Irrtum vorliegt. Beim kaufmännischen 
Studium steht auch hier die Handelshochschule Berlin als krasser Außenseiter, denn die Zahl ihrer nicht-deutschstäm-
migen Studenten beträgt beinahe ein Viertel der ihrer deutsch-stämmigen.« Scheel: Hochschulstatistik. S. 536.
Abbildung 13 | »Numerus clausus für Nichtarier«
UA HD B-8016/2 (Kollage, anonymisiert, KPS).
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»Numerus relativus« für jüdische Studenten, 25.4.1933
Bereits am 7. April 1933 hatte Studentenführer Gustav Adolf Scheel vom MKU verlangt, jüdi-
sche Studierende »entsprechend der jüdischen Bevölkerungsziffer im Reich« zu immatriku-
lieren und analog zu dieser Quote den Zugang der bereits immatrikulierten Studenten zum 
Staatsexamen zu beschränken.265 Zudem müssten jüdische Studenten und solche, »die sich 
bis in die letzte Zeit in marxistischem Sinne betätigt haben«, von der »Nutznießung sozialer 
Einrichtungen an der Universität« ausgeschlossen werden. Seinen Forderungs katalog be-
gründete Scheel damit, dass »die Durchführung dieser Bestimmungen [...] der [sic!] Zielen 
der mit Erfolg durchgeführten nationalen Revolution« entspräche. Am 18. April 1933 un-
tersagte das MKU einstweilig die Aufnahme von »Personen nichtarischer Abstammung« an 
den badischen Hochschule bis eine reichsrechtliche Lösung gefunden worden sei.266 
Die eine Woche später ergangene reichsweite Regelung der Aufnahme »nichtarischer« 
Studenten, das »Gesetz gegen die Überfüllung deutscher Schulen und Hochschulen« 
vom 25. April 1933, führte einen Numerus clausus ein.267 Gemäß der ersten Durchfüh-
rungsverordnung durfte die Zahl der neuaufgenommenen reichsdeutschen Studenten 
»nichtarischer Abstammung« 1,5% der Gesamtzahl der in der betreffenden Fakultät neu-
aufgenommenen reichsdeutschen Studierenden nicht übersteigen. Der Anteil der immat-
rikulieren »Nichtarier« durfte einen Anteil von 5% der Gesamtzahl der Studierenden nicht 
überschreiten. »Mischlinge« und Kinder von »Frontkämpfern« wurden nicht in die Berech-
nung dieser Quote einbezogen. Nach Abschluss der Immatrikulationen war es Aufgabe der 
einzelnen Fakultätssekretariate, das endgültige zahlenmäßige Verhältnis von »arischen« 
und »nichtarischen« Studierenden an ihren Instituten und Seminaren zu berechnen. Sollte 
die Summe der jüdischen Abiturienten im Verhältnis zur Gesamtzahl der Immatrikulierten 
den »numerus relativus« von 1,5% überschreiten, so war der entsprechende Teil der nur 
»unter Vorbehalt« zugelassenen »nichtarischen« Studenten zu exmatrikulieren. Zudem, so 
ergänzte das MKU im November 1934, seien »grundsätzlich« nur diejenigen »nichtarischen« 
Studienplatzbewerber zu berücksichtigen, »deren persönliche und wissenschaftliche Eig-
nung zum Hochschulstudium feststeht und bei denen nach Abstammung und Betätigung 
eine engere Beziehung zum Deutschtum bestanden hat.«268 Der Willkür bei der Zulassung 
war Tür und Tor geöffnet.
Die einzelnen Fakultäten wurden durch das Rektorat zudem im Mai 1933 um eine 
Einschätzung gebeten, ob die Verhältnisse an ihren Instituten und Seminaren eine Her-
absetzung und zukünftige Beschränkung der Studierendenzahl zur »Sicherung einer 
ordnungsmäßigen und gründlichen Ausbildung« nötig machen würde.269 In der Philoso-
phischen Fakultät und damit auch im InSoSta und dem angeschlossenen Zeitungswissen-
265 Neben dem als Vorstand der Heidelberger Studentenschaft unterzeichnenden Scheel unterschrieben noch der »Ferien-
vertreter« des NSDStB und der »Führer des Nationalen Blocks« das Schreiben. Studentenschaft der Universität Heidel-
berg an MKU, 7.4.1933. UA HD B-8016/2. Vgl. zusammenfassend für die Universität Heidelberg Wolgast: Studierende. 
S. 62/63.
266 MKU, Staatskommissar, Schulbeginn nach Ostern 1933, UA HD B-8016/2.
267 RGBl 1933 I S. 225/26. Das MKU hob daraufhin den für Baden verkündeten völligen Aufnahmestopp wieder auf. MKU 
an Rektor u. Engeren Senat, Aufnahme nichtarischer Studenten an den badischen Hochschulen, 24.5.1933, UA HD 
B-8016/2.
268 MKU an Rektor, Immatrikulation von Nichtariern, 13.11.1934, UA HD B-8016/2. Von einer »öffentlichen Bekanntgabe 
dieses Erlasses« sollte »abgesehen« werden.
269 Engerer Senat an Fakultäten zur Kenntnisnahme, 31.5.1933, UA HD B-8016/2.
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schaftlichen Institut, die später in der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät 
eingegliedert werden sollten, sah man keinen Handlungsbedarf. Eine geringere Zahl von 
Teilnehmern in einzelnen Seminaren wurde zwar als durchaus wünschenswert bezeichnet, 
als Lösung vorgeschlagen wurde aber nicht eine Verringerung der Studentenzahl durch 
Ausschluss von Studierenden, sondern eine »Vermehrung« der Lehrenden.270 
Anträge auf Zulassung von »Nichtariern«, 1934 bis 1937
In den Akten des Universitätsarchivs sind Anträge von vier »Nichtariern« auf Zulassung zum 
Studium an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät vom Sommersemester 
1934 bis zum Sommersemester 1937 dokumentiert. Der Wechsel vom Sommersemester 
1937 zum Wintersemester 1937/38 stellt eine Zäsur dar, da mit Beginn des Wintersemesters 
keine Juden mehr an der Universität eingeschrieben waren.271 Die meisten Zulassungsan-
träge von »Nichtariern« – einschließlich »Halb- und Vierteljuden« – an der Staats- und Wirt-
schaftswissenschaftlichen Fakultät richteten sich an das Dolmetscher-Institut. Dies ist zum 
Teil sicherlich dadurch zu erklären, dass das Institut hinsichtlich der Studentenzahlen das 
mit Abstand größte an der Fakultät war. Zugleich wurde das Dolmetscher-Institut überwie-
gend von Frauen frequentiert, so dass nach Kriegsbeginn, als Zahl und Anteil der Abituri-
entinnen anstieg, folglich auch der Andrang auf das Institut überproportional wuchs. Ein 
weiterer Erklärungsansatz liegt darin, dass mit steigendem Grad an Isolierung von »Nicht-
ariern« der freie Beruf der Übersetzerin oder Dolmetscherin gegenüber Anstellungen in 
einem akademischen Beruf, die die Vorlage eines »Ariernachweises« bedurften, zwangs-
läufig an Attraktivität gewann.272 Zuletzt war der Dolmetscherstudiengang einer der weni-
gen war, der in Ausnahmefällen den Zugang bei entsprechender Sprachbegabung auch für 
Nichtabiturienten vorsah.273
Zum Sommersemester 1934 wurde der Antrag auf ein betriebswirtschaftliches Zweit-
studium eines bereits promovierten jüdischen Juristen abgelehnt, ohne dass den Ak-
ten Näheres zu entnehmen ist.274 Die Jüdin Anneliese B. bewarb sich ein Jahr später am 
Dolmetscher-Institut.275 Gegen die Zulassung der Tochter eines »Frontkämpfers« äußerte 
Hagen buch keine »rassischen« Bedenken, empfahl B. aber, vor Aufnahme des Studiums 
den empfohlenen Auslandsaufenthalt zu absolvieren.276 Im Sommersemester 1935 wurde 
Anneliese B. immatrikuliert.277 Im gleichen Schreiben wurde die Wiederaufnahme des »Vier-
270 Philosophische Fakultät an Engeren Senat der Universität, 21.6.1933, UA HD B-8016/2. Auch in der Naturwissenschaft-
lich-Mathematischen Fakultät hielten alle Direktoren und Seminarleiter geschlossen eine solche Begrenzung für »nicht 
erforderlich«. Handschriftliche Aufstellung auf Schreiben Engerer Senat an Fakultäten zur Kenntnisnahme, 31.5.1933, 
UA HD B-8016/2.
271 Siehe Tab. »Nichtarische deutsche Studenten«, S. 524.
272 Vgl. Brief von J., Anm. 316, S. 534 u. Grüttner: Studenten. S. 219.
273 So waren nach einem Erlass des REM vom 10.1.1943 der Schulbesuch und die Ablegung von Prüfungen durch »jüdische 
Mischlinge 1. Grades« neu geregelt worden. Sie konnten zur Ablegung einer Prüfung nur noch bis zum 1. April 1943 
zugelassen werden. Der Besuch von Privatschulen war aber auch den jüdischen Mischlingen 1. Grades weiterhin gestat-
tet. Overesch u. a.: Das Dritte Reich. S. 5894.
274 Dr. jur. H. an Universität Heidelberg, 5.4.1934, UA HD B-8018/1. Der Name Dr. H. ist nicht auf den nachfolgenden 
Listen verzeichnet, sein Antrag wurde also abgelehnt. Ein derartiges Schreiben befindet sich nicht in den Akten des 
Universitäts archivs.
275 Anneliese B. an Rektor, 11.3.1935, UA HD B-8018/1.
276 Hagenbuch an Rektor, 20.3.1935, UA HD B-8018/1.
277 Verzeichnis der im Sommersemester 1936 immatrikulierten deutschen Nichtarier, UA HD B-8018/1.
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teljuden« Wolfgang H. nach einem Auslandsaufenthalt und Berufstätigkeit kommentarlos 
empfohlen.278 
Im Frühjahr 1936 wandte sich Dr. P. H. aus Hamburg an das Universitätssekretariat, um 
sich über die Chancen seiner Tochter aus erster Ehe mit einer Jüdin auf ein Studium am 
Dolmetscher-Institut zu sondieren.279 Hagenbuch wandte sich gegen die Zulassung des 
»Mischlings I. Grades« – und in diesem Fall nicht wie ein Jahr zuvor aus rein sachlichen 
Gründen, sondern aus offen antisemitischem Ressentiment: 
»Grundsätzlich bestehen Bedenken, nichtarische Studierende zum Besuch des Dol-
metscher-Instituts zuzulassen, da der Beruf eines Übersetzers und Dolmetschers heute 
von politischen Aufgaben und von der politischen Verantwortung nicht mehr zu lösen 
ist.«280
Hagenbuch griff mit seiner Forderung nach ausnahmslosem Ausschluss aller »Nichtari-
er« den gesetzlichen Bestimmungen voraus, konnte sich mit seiner Haltung aber der Un-
terstützung der Institutsleitung und der Fachschaft gewiss sein. Die Fachschaft am Institut 
forderte die »Sicherstellung« einer besonderen »Volksverbundenheit« bei den zukünftigen 
Dolmetschern unter anderem beim Lager der Dolmetscher im Juni 1936.281 Gleichlautend 
betonte Institutsdirektor Adler, dass die Ausbildung zum »politischen« Beruf des Dolmet-
schers auf die »Vervollkommnung der Persönlichkeit zum Dienst in und an der Volksge-
meinschaft gerichtet« sei.282 
Zudem, fuhr Hagenbuch fort, sei mit zwei »Volljuden« und einer »jüdisch versippten« 
Studentin die »übliche Prozentzahl für Nichtarier wohl schon überschritten«.283 Tatsächlich 
war – nimmt man die unterste in den Erlässen des REM genannte Grenze zum Maß – der 
»numerus relativus« von 1,5% der Gesamtstudierenden am Seminar bei insgesamt 103 Stu-
dierenden im Sommersemester 1936 hiermit überschritten. Allerdings bezog sich diese 
Quote im Wortlaut der Verordnung auf die Fakultät und nicht auf das einzelne Institut. Da 
die von Hagenbuch aufgeführten Studentinnen zu diesem Zeitpunkt die einzigen »Nicht-
arier« an der Fakultät waren, hätte auch die Aufnahme einer weiteren Studentin bei insge-
samt über 360 Studenten an der Fakultät keine Überschreitung des »numerus relativus« 
bedeutet.284 Zudem sollten sowohl Kinder von »Frontkämpfern« als auch »Mischlinge« laut 
Durchführungsverordnung nicht eingerechnet werden. Zuletzt waren »jüdisch versipp-
te« Studenten niemals im Zusammenhang mit der Berechnung des »numerus relativus« 
genannt worden.285 Ob die falsche Berechnung des »numerus relativus« ein bewußt ein-
gesetztes Mittel gegen die weitere Zulassung von »Nichtariern« war oder auf fehlerhaf-
ter Interpretation bzw. schlichtem Unwissen beruhte, ist auf Grundlage der Akten nicht zu 
entscheiden. Andere machten sich im Sommer 1936 nicht mehr die Mühe, ein sachliches 
Argument vorzuschieben wie der Dekan der Medizinischen Fakultät, Carl Schneider, der 
278 Anneliese B. an Rektor, 11.3.1935 u. Hagenbuch an Rektor, 20.3.1935, UA HD B-8018/1.
279 Dr. P. H. an Sekretariat der Universität Heidelberg, 14.4.1936, UA HD B-8018/1. 
280 Hagenbuch an Rektor, 6.5.1936, UA HD B-8018/1.
281 O.K.: Zwei Dolmetscher-Lager, Schönau und Gaiberg. In: Der Heidelberger Student vom 12.6.1936.
282 Adler: Erziehung. S. 6.
283 Hagenbuch an Rektor, 6.5.1936, UA HD B-8018/1. 
284 Abgesehen hiervon wurden Kinder von »Frontkämpfern« ebenfalls nicht in die Berechnung des »numerus relativus« 
einbezogen.
285 Weckbecker: Judenverfolgung. S. 179.
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erklärte: »Im übrigen hat die Medizinische Fakul-
tät auch an Halbariern kein Interesse.«286 Ohne 
weiteren Widerstand seitens der Staats- und Wirt-
schaftswissenschaftlichen Fakultät wurde zum 
Wintersemester 1936/37 noch Günther A. aufge-
nommen, der als Sohn eines »Frontkämpfers« trotz 
jüdischer Abstammung nicht unter die gesetzliche 
Quotenregelung fiel.287
In der »Aufstellung der im Wintersemester 
1936/37 immatrikulierten deutschen Nichtarier« 
wurden letztendlich drei Juden und drei »Viertel-
juden« am Dolmetscher-Institut verzeichnet.288 
Gemessen an der Gesamtzahl der Studenten am 
Institut beheimatete das Dolmetscher-Institut mit 
3,6% bzw. 1,8% ohne die »jüdisch versippten« Stu-
denten den prozentual höchsten Anteil an »Nicht-
ariern« an einem einzelnen Institut. Schließt man 
die »Mischlinge« ein, so besaß die Staats- und Wirt-
schaftswissenschaftliche Fakultät mit 2,5% auf Fakultätsebene ebenfalls den höchsten An-
teil an »Nichtariern«. Zählt man allein die »Volljuden«, so hatte die Philosophische Fakultät 
mit 2,4% gegenüber 1,0% einen deutlich höheren Anteil.289 Von einer im inneruniversitä-
teren Vergleich besonders restriktiven Aufnahmepolitik gegenüber »Nichtariern« an der 
Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät kann folglich nicht gesprochen wer-
den.
»Nichtarische« Studenten von 1937 bis 19407.3.2.2 
Zur Kennzeichnung des »Mischlings«-Grades wurde auf das Stammblatt der Studenten 
eine Tabelle gestempelt, in der der jüdische Eltern- bzw. Großelternteil angekreuzt wurde 
(Abb. »Mischlings-Stempel«, nebenstehend). Zudem wurde festgehalten, ob der Vater bzw. 
der Student selbst Frontkämpfer gewesen oder der Vater im Ersten Weltkrieg gefallen war.
Zumeist findet sich zusätzlich mit roter Tinte unter »Sonstige außerordentliche Zulas-
sung, Art« ein Hinweis auf die »nichtarische Abstammung«. Allerdings scheinen diese An-
gaben nicht immer mit der größten Sorgfalt ausgefüllt worden zu sein, da sich des öfteren 
widersprüchliche Angaben im Vergleich zu den beigehefteten Schriftstücken finden. Im 
Falle der Jellinek-Kinder (siehe S. 537) ist zum Beispiel auf einer Studentenkarte der »nicht-
arische« Großelternteil falsch ausgefüllt. Möglicherweise kann dies möglicherweise als Hin-
weis gewertet werden, dass man universitätsintern dieser Bestimmung nicht die gleiche 
Bedeutung zumaß wie die Regimeführung.
286 Schneider an Rektor, 2.6.1936, UA HD B-8018/1.
287 Aufstellung der im Wintersemester 1936/37 immatrikulierten deutschen Nichtarier, kommentierter hand- u. maschinen-
schriftlicher Entwurf, UA HD B-8018/1.
288 Aufstellung der im Wintersemester 1936/37 immatrikulierten deutschen Nichtarier, UA HD B-8018/1.
289 Zum Vergleich: Medizinische Fakultät: 0,9% bzw. 0,6% (ohne »Mischlinge«); Juristische Fakultät: 0,6%; Philosophische 
Fakultät: 2,4%; Mathematisch-Naturwissenschaftliche Fakultät 1,5%. Eigene Berechnung, Zahlen aus Tabelle S. 524.
»Mischlings«-StempelAbbildung 14 | 
Stempel zur Bestimmung des »nichtarischen« Eltern-/Großeltern-
teils in der Studierendenakte
UA HD 8016/2.
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Quelle 61 | »Jüdische Mischlinge«
»Der Ministerrat für die Reichsverteidigung verordnet für das 
Gebiet des Großdeutschen Reiches einschließlich der einge-
gliederten Ostgebiete mit Gesetzeskraft was folgt:
§ 1
(1) Zum Studium an den deutschen Hochschulen werden 
deutsche Staatsangehörige zugelassen, die deutschen oder 
artverwandten Blutes sind und die für ein Studium an einer 
deutschen Hochschule erforderliche Eignung und Vorbildung 
besitzen.
[...]
(3) Zum Studium an den deutschen Hochschulen können 
ferner deutsche Staatsangehörige zugelassen werden, die jü-
dische Mischlinge im Sinne des § 2 der Ersten Verordnung zum 
Reichsbürgergesetz vom 14. November 1935 – RGBl, I S. 1333 
– sind. Ihre Zulassung bedarf der Genehmigung des Reichsmi-
nisters für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung.
§ 2
(1) Ausländische Staatsangehörige werden zum Studium an 
den Hochschulen zugelassen, wenn ihre Vorbildung der für 
Reichsangehörige geforderten Vorbildung entspricht. Ihre 
Zulassung bedarf der Genehmigung des Reichsministers für 
Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung.«
REM an Rektor, 5.1.1940, UA HD B-8016/2.
Im Zuge der Verschärfung der »Judengesetz-
gebung« 1937 untersagten einige Nationalsozialis-
ten unter den badischen Dozenten im Alleingang 
jüdischen »Mischlingen« die Teilnahme an Vorle-
sungen und Übungen, was zu Beginn des Som-
mersemesters das Erziehungsministerium zum 
Eingreifen veranlasste: »Die Teilnahme jüdischer 
Mischlinge an den Vorlesungen und Übungen, die 
Voraussetzung sind für Prüfungen, an denen Misch-
linge zuzulassen sind, muss von allen Dozenten 
gestattet werden.«290 Dem persönlichen Ermessen 
des Professors war anheim gestellt, den Zugang zu 
Praktika und Übungen zu beschränken, die »rein 
persönlichen Charakter« trugen.
Im Sommersemester 1937 bewarb sich Lotte 
S. aus Frankfurt am Dolmetscher-Institut. Sie gab 
an, »Nichtarierin« zu sein, und ergänzte, ihr Vater 
sei »Kriegsteilnehmer«.291 Das Studentensekretariat 
gab sich mit dieser wohl mit Bedacht diffus formu-
lierten Auskunft nicht zufrieden: 
»Wir sehen noch einer ergänzenden Mitteilung 
entgegen, ob Ihr Herr Vater Frontkämpfer war, ferner, 
ob Sie unter den Begriff Juden fallen. Mischlinge 1. und 2. Grades werden wie Arier 
behandelt; würde letzteres bei Ihnen zutreffen, so wäre ein Zulassungsgesuch nicht 
notwendig.«292 
Auf Nachfrage der Universität musste Lotte S. erklären, dass ihr Vater zwar »Kriegsteil-
nehmer«, aber kein »Frontkämpfer« gewesen sei. Zusammen mit der Angabe, dass sie  Jüdin 
sei, machte diese Tatsache ihre Chancen auf eine Zulassung zunichte.293 Das obige Zitat 
belegt aber auch, dass Hagenbuch sich mit seiner härteren Linie nicht durchsetzen konnte, 
sondern dass »Mischlinge« wie »Arier« zu behandeln seien. Auch die gleichlautende Ant-
wort auf den Zulassungsantrag von Oscar H. für seine Tochter unterstreicht dies: »Wenn 
Ihre Tochter Halbarierin ist, dann steht also ihrer Einschreibung als ordentliche Studierende 
nichts im Wege.«294 Ebenso wurde der Antrag Hannah K.s als »Mischling I. Grades« positiv 
beschieden.295
290 REM, Teilnahme von jüdischen Mischlingen an den Vorlesungen und Übungen, 13.5.1937, UA HD B-8104.
291 Lotte S. an Rektor, 21.6.1937, UA HD B-8018/2. 
292 Studentensekretariat an Lotte S., 23.6.1937, UA HD B-8018/2.
293 Lotte S. an Sekretariat der Universität Heidelberg, 27.6.1937.
294 Rektor an Oscar H., 26.11.1937, UA HD B-8018/2.
295 Der mitgesandte Stammbaum Hannah Rahel K.s sorgte im Studentensekretariat allerdings für Verwirrung, da man nicht 
wusste, wie die Mutter K.s zu kategorisieren war, die nach ihrer Heirat mit einem Juden zum Judentum konvertiert, aber 
Jahre später mit ihrem Mann wieder in die evangelische Kirche eingetreten war. Der Jurist Herbert Krüger wurde als 
Sachverständiger herangezogen, um zu entscheiden, ob die Mutter K.s als Jüdin zu gelten habe oder als Arierin. Krüger 
entschied, dass K. als »Mischling« zu betrachten sei, da ihre Mutter zum Zeitpunkt des Erlasses der Nürnberger Rassen-
gesetze keine Jüdin war. Aktennotiz, Papiere der Hannah Rahel K. aus Hamburg, 3.8.1937, UA HD B-8018/2.
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Für das Sommersemester 1937 verzeichnete die universitätsinterne Statistik noch zwei 
am Dolmetscher-Institut verbliebene Juden, Martha L. und Günther A.296 An den weiteren 
Seminaren und Instituten der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät studier-
ten keine Juden mehr. Soweit die Akten es zeigen, wurden seit dem Sommersemester 1937 
keine »Volljuden« mehr an der Ruperto-Carola zum Studium zugelassen. Zum Abschluss 
des Wintersemesters 1937/38 verließ der letzte Jude die Heidelberger Universität.297 Ab 
Sommersemester 1938 war zur Immatrikulation die Vorlage eines »Ariernachweises« not-
wendig, was »Volljuden« im Sinne des »Reichsbürgergesetzes« von der Einschreibung an 
einer deutschen Universität ausschloss.
»Nichtarische« Studenten von 1940 bis 19447.3.2.3 
»Maßgeblich erhöhte Auslese-Grundsätze«
Nach »Ausscheidung« aller jüdischen Studenten wurden die Zugangshürden für »Mischlin-
ge« erhöht.298 Am 5. Januar 1940 kündigte der REM in einem vertraulichen Rundschreiben 
an, in den nächsten Tagen dem »Ministerrat für die Reichsverteidigung« eine Verordnung 
vorzulegen, die die »Frage der Zulassung der Mischlinge« im Sinne der Nürnberger Gesetze 
»endgültig« regle (Quelle »Jüdische Mischlinge«, gegenüberliegende Seite).299 
Alle Zulassungsanträge von »Mischlingen« mussten fortan dem REM zur Genehmigung 
vorgelegt werden. Der Rektor wurde verpflichtet, den Antragsteller vorzuladen und dem 
Antrag eine schriftliche Notiz zu seinem persönlichen Eindruck beizulegen: »Dabei ist zu 
erwähnen, ob und inwieweit Merkmale der jüdischen Rasse beim Gesuchsteller äußerlich 
erkennbar sind.«300 Von einem generellen Verbot der Zulassung von jüdischen »Mischlin-
gen I. Grades« konnte somit nach dem Wortlaut der Verordnung nicht gesprochen werden. 
Dennoch lehnte das REM bis zur Jahresmitte 1942 ausnahmslos alle Gesuche von »Misch-
lingen I. Grades« ohne nähere Begründung ab.301 Letztere sollte erst im Juni 1942 nachge-
schoben werden. Rektor Schmitthenner hatte sich bereits im Juli 1940 beim REM darüber 
beschwert, dass sich die Berliner Ministerialbürokratie dem Anschein nach grundsätzlich 
über von ihm ausgesprochene Empfehlungen hinwegsetze, und seine Mitarbeit bei der 
Begutachtung der »Mischlinge« aufgekündigt: 
»Heute kam zum dritten Male eine Ablehnung auf ein von mir befürwortet vorgelegtes 
Gesuch eines Mischlings zum Studium ein. Ich habe meine Anträge gestellt, nachdem 
ich, wie in dem Erlass vom 5. I. 1940 Nr. W J 4790/39 (b) vorgesehen, aufgrund persön-
licher Vorsprache des Studierenden einen Eindruck von Aussehen und charakterlicher 
Eignung erhalten hatte. Da das Reichserziehungsministerium nunmehr schon wie-
derholt auf Aktenkenntnis entgegen meinen Anträgen entschieden hat, glaube ich 
künftig von einer eigenen Stellungnahme absehen zu können. Da dort anscheinend 
nach Grundsätzen entschieden wird, die hier nicht bekannt sind, werde ich daher die 
296 Vgl. Statistik »Nichtarische Studenten« S. 524.
297 Weckbecker: Judenverfolgung. S. 178.
298 Die Zahl der jüdischen »Mischlinge« in der deutschen Bevölkerung war kurz vor Kriegsbeginn deutlich niedriger als 
die der »Volljuden«: Das am 17.5.1939 veröffentlichte Ergebnis der amtlichen Volkszählung gab die Zahl der deutschen 
Juden mit 330.500 an. Jüdische Mischlinge 1. Grades: 71.100, 2. Grades: 41.500. Overesch u. a.: Das Dritte Reich. S. 3539. 
Zu Details zur »Mischlingspraxis« vgl. Olenhusen: »Nichtarische Studenten«. S. 193-206.
299 REM an Rektoren der deutschen wissenschaftlichen Hochschulen im Großdeutschen Reich, 5.1.1940, UA HD B-8016/2.
300 Vertraulicher Erlass des REM, zit. nach: Grüttner: Studenten. S. 222. 
301 Rektor an Wolfdieter H., Immatrikulation, 21.8.1940, UA HD B-8031/3.
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Gesuche künftig nach formaler Prüfung, ohne mich selbst zu äußern, dem Reichserzie-
hungsministerium vorlegen.«302
Die »Mischlinge I. Grades« unter den Antragstellern sahen sich gezwungen, die enge 
Beziehung der jüdischen Vorfahren zum »Deutschtum« und deren militärische Verdienste 
herauszustellen, um für Sympathie sowohl beim begutachtenden Rektor als auch bei der 
letztlich entscheidenden Ministerialbürokratie des REM zu werben. Helen B., die sich im 
Juni 1940 aus dem »Arbeitsdienstlager Eschwege« als »Mischling I. Grades« um ein Studium 
am Dolmetscher-Institut beworben hatte, verfügte aufgrund der zahlreichen militärischen 
Auszeichnungen ihres »nichtarischen« Großvaters und Vaters in der kaiserlichen Armee 
über den denkbar besten Ausgangspunkt für eine Zulassung. Auch wurde der Schwager 
des Großvaters, ein Berliner Geheimrat und Universitätsprofessor, angeführt, der als »uner-
müdlicher Vorkämpfer für Richard Wagner« für die deutsche Gesinnung der Familie bürgen 
sollte.303 Schmitthenner hatte B. wie in seinem oben zitierten Schreiben angekündigt, nicht 
zur Vorsprache geladen, und deren Unterlagen kommentarlos nach Berlin versandt. Tat-
sächlich sollte der Rektor mit seiner bereits im Juli an B. gesandten Warnung recht behalten, 
dass »bis jetzt sämtliche Immatrikulationsgesuche von Mischlingen I. Grades abgelehnt« 
worden seien. Aller nationalen Referenzen zum Trotz wurde Helen B. durch das REM abge-
lehnt.304
»Volle Eingliederung in die Volksgemeinschaft«
Im August 1940 hatte das REM auf das Schreiben Schmitthenners reagiert und ihm mitge-
teilt, dass dessen eigene, auf persönlicher Vorsprache beruhende Stellungnahme zu den 
Anträgen der »Mischlinge« weiterhin »erforderlich« sei: 
»Wenn auch die Entscheidung von hier [sc. dem REM] selbständig auf Grund der Ak-
tenlage getroffen werden muß, so ist in Zweifelsfällen die Stellungnahme des Rektors 
auf Grund der hier nicht möglichen unmittelbaren Anschauung der Persönlichkeit 
des Antragstellers für die Entscheidung nicht zu entbehren. Wenn die Entscheidung in 
mehreren Fällen entgegen Ihrer Stellungnahme getroffen worden ist, so beruht diese 
auf Tatsachen, denen gegenüber der günstige unmittelbare Eindruck von der Persön-
lichkeit des Antragstellers nicht ins Gewicht fallen konnte. Das wird auch in der Zukunft 
vielfach dann der Fall sein müssen, wenn die Antragsteller Mischlinge 1. Grades sind. 
Da eine volle Eingliederung dieser Mischlinge in die deutsche Volksgemeinschaft nicht 
möglich sein wird, wird in Übereinstimmung mit dem Stellvertreter des Führers ihre 
Zulassung zum Studium nur im Falle des Vorliegens besonderer Ausnahmegründe 
genehmigt werden können.«305 
Das REM war nach der Vereinheitlichung der Zugangsbedingungen im Januar 1940 von 
der großen Anzahl der Zulassungsgesuche überrascht worden. Aufgrund des großen An-
drangs von »Mischlingen I. Grades« sei es notwendig geworden, so Rust im Oktober 1940, 
die Zugangsbedingungen weiter zu verschärfen, um eine »allzu starke Anhäufung teilweise 
rassefremder Elemente an den Hochschulen auszuschalten«.306 Waren bisher die Verdiens-
te der Vorfahren des Bittstellers ausschlaggebend für einen günstigen Entscheid, so muss-
te nun der Antragsteller selbst »hervortretende günstige Voraussetzungen« vorweisen. Die 
302 Rektor an REM, 17.7.1940, UA HD B-8016/2.
303 Helen B., Angaben über Lebenslauf und Beruf meiner Eltern und Großeltern, 21.6.1940, UA HD B-8016/2. 
304 Rektor an Helen B., Immatrikulation, 22.7.1940, UA HD B-8016/2.
305 REM an Rektor, 6.8.1940, UA HD B-8016/2.
306 REM an Rektoren der wissenschaftlichen Hochschulen im Großdeutschen Reich, 25.10.1940, UA HD B-8016/2.
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oben genannte Helen B. hatte allen großen militärischen Verdiensten ihrer Vorfahren zum 
Trotz in den Augen des REM keine eigenen Verdienste vorzuweisen und war deshalb ab-
gelehnt worden. Um sein Ministerium zu entlasten, überließ der Erziehungsminister den 
Rektoren das Recht auf eine erste Vorauswahl: Diese konnten »aussichtslose« Bewerber di-
rekt ablehnen.307 Gleichzeitig zog das REM die Entscheidung über den Verbleib von »Misch-
lingen I. Grades« an der Universität an sich. Vom 24.9.1941 an musste die Universität zu 
Beginn jeden Semesters die Erlaubnis des REM einholen.308 Weder in den Unterlagen der 
Universität noch denen der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät findet sich 
ein Hinweis, dass diese halbjährliche Verlängerung der Studienerlaubnis für die »Nichtari-
er« tatsächlich eingeholt wurde.
In den Akten der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät finden sich sieben 
Anträge von weiblichen »Mischlingen I. Grades«, deren Zulassung zum Dolmetscher-Studi-
um von September 1940 bis September 1941 ebenfalls abgelehnt worden war.309 Eine un-
mittelbare Ablehnung durch den Rektor ist nicht überliefert, allerdings mehrere Schreiben, 
in denen Schmitthenner bzw. Prorektor Bilfinger glaubten, Antragstellerinnen »rassische« 
Defizite attestieren zu müssen. Bei Mathilde K. erklärte der Rektor, dass die Gesuchstellerin 
zwar »gewisse jüdische Rassemerkmale« aufweise, diese aber »bei der Unterhaltung mit ihr 
ganz verschwinden« würden. Da ihr Vater zudem »Frontkämpfer« gewesen war, leitete der 
Rektor auch dieses Gesuch befürwortend weiter.310 Im Fall von Barbara H. verzichtete der 
Rektor auf ausgleichende Anmerkungen zu seiner standardisierten Formulierung, dass die 
Antragstellerin »gewisse jüdische Rassemerkmale« zeige.311 Schmitthenner hatte Barbara 
H. nicht persönlich empfangen, sondern war dem Verdikt seines Stellvertreters Bilfinger 
gefolgt: 
»Die Gesuchstellerin [sc. Barbara H.] gab mir an, ihr Vater habe, wie sie es ausdrückte, 
als Jude gegolten, ihre Mutter sei arisch. [...] Physiognomisch macht sie, soweit ich das 
zu beurteilen vermag, merkbar den Eindruck einer Nicht-Vollarierin. Weitere Bemerkun-
gen über meinen Eindruck vermag ich nicht zu machen.«312
Was Schmitthenner und Bilfinger unter »gewissen jüdischen Rassemerkmalen« verstan-
den, ist in keinem der sehr knapp gehaltenen Schreiben und Aktenvermerke ausgeführt 
(Abb. »Starkjüdischer Eindruck«, nächste Seite). 
Das Gesuch von Annemarie U., »Mischling II. Grades«, wurde von Ministerialrat Kasper 
aus Berlin nach Heidelberg zurückgesandt, da dieser glaubte, auf dem beigefügten Licht-
bild einen »stark jüdischen Eindruck« entdeckt zu haben. Der Rektor sollte die Antragstel-
lerin nochmals im persönlichen Gespräch prüfen (Abb. »Starkjüdischer Eindruck«, nächste 
Seite).313 Der Vater Annemarie U.s, ein hochdekorierter, schwer verwundeter Frontkämpfer, 
war bis zu seinem Ausschluss wegen »jüdischer Versippung« im Jahr 1935 sogar Mitglied 
der NSDAP gewesen. Auch U.s Mutter konnte mit dem Hessischen Militärsanitätskreuz und 
Ehrenkreuz für Weltkriegsteilnehmer auf große Verdienste im vergangenen Krieg verwei-
307 Ebd.
308 MKU an Rektor, Zulassung von Mischlingen zum Hochschulstudium, 24.9.1941, UA HD B-8018/3.
309 Barbara H., Ellen B., Ellen G., Sigrid Ingeborg K., Lore E., Mathilde K., Rosemarie V., UA HD B-8031/3 u. UA HD B-8016/2.
310 Rektor an REM, 2.10.1940, UA HD B-8031/3.
311 Rektor an REM, 28.2.1942, Zulassung des Mischlings 1. Grades Barbara H. zum Hochschulstudium, UA HD B-8031/3.
312 Bilfinger an Rektor, 27.1.1942, UA HD B-8031/3.
313 REM an Rektor, 5.8.1940, UA HD B-8018/2.
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sen.314 Das Gesuch U.s scheint jedoch abge-
lehnt worden zu sein.315 Ursula J., ebenfalls 
»Vierteljüdin«, Tochter eines mecklenburgi-
schen Ministerialrats und »Frontkämpfers«, 
wurde im April 1941 hingegen immatriku-
liert.316 J. konnte einen Ministerialrat aus dem 
REM aus Fürsprecher und Bürgen gewinnen, 
der Schmitthenner überzeugte, von einer 
persönlichen Vorladung der Antragstellerin 
abzusehen.317
Dass lokale Prominenz und hochrangi-
ge Fürsprecher aus der NSDAP zwar beim 
Rektorat, nicht aber beim REM Eindruck 
machten, zeigt der Fall von Gretl Werner. 
Im Juni 1940 legte Carl Werner, der Direktor 
des Mann heimer Werkes der Daimler-Benz 
AG., ein Gesuch auf Zulassung seiner Toch-
ter zum Studium am Dolmetscher-Institut 
vor.318 Ohne die »nichtarische« Herkunft sei-
ner Tochter explizit zu erwähnen, breitete ihr 
Vater im Bemühen um einen Studienplatz 
für seine Tochter eine große Auswahl an ei-
genen Verdiensten aus: Nicht nur sei er ver-
sehrter »Frontkämpfer« (»Die Kugel befindet 
sich noch heute im Körper.«), sondern auch 
in engem Kontakt mit der NSDAP und dem 
314 Lebenslauf Vater/Mutter Annemarie U. vom 9.7.1940, UA HD B-8018/2.
315 Die Akte enthält keine weiteren Schriftstücke zum Fortgang der Bewerbung, eine Studierendenakte wurde nicht an-
gelegt. Auch im Verzeichnis der an der Universität Heidelberg zugelassenen Mischlinge I. und II. Grades findet sich der 
Name Annemarie U.s nicht. Rektor an REM, 22.7.1944, UA HD B-8018/3.
316 In einem handschriftlichen persönlichen Anschreiben an den Rektor, das zwischen den Zeilen von der gesellschaftli-
chen Isolation des »jüdisch versippten« Ministerialrats kündet, bat J. Schmitthenner inständig, seiner einzigen Tochter 
diese letzte Chance auf ein Studium nicht zu nehmen: Weder sei in Schwerin mit der Heirat seiner Tochter zu rechnen, 
da man nur im engsten Bekanntenkreis verkehre, noch mit deren Anstellung, da außer bei den freien Berufen ein 
»Ariernachweis« obligatorisch sei. Zum Wintersemester wechselte Ursula J. das Studienfach und schrieb sich am Institut 
für Volkswirtschaftslehre ein. Zum Wintersemester 1944/45 wurde sie zum »Kriegseinsatz« beurlaubt. Studentenakte 
Ursula J., UA HD.
317 REM, Ministerialrat von Rottenburg an Rektor, 24.3.1941, Studentenakte Ursula J., UA HD.
318 Werner an Rektor, 26.6.1940, UA HD B-8031/3. Carl Werner (*1887), NSDAP-Förderer vor 1933, zunächst Mitglied der 
NSDAP, wegen jüdischer Frau und tschechoslowakischer Staatsbürgerschaft aus NSDAP entlassen. 1942 entbrannte an 
Werner ein Streit zwischen unterschiedlichen Instanzen der NSDAP und des Staats um die Besetzung des Daimler-Benz-
Vorstands. Heinrich Himmler persönlich verwahrte sich gegen die Berufung des »jüdisch-versippten« Werners in den 
Vorstand: »Ich sehe auch nur den Gedanken einer derartigen Besetzung als Affront gegenüber dem nationalsozialisti-
schen Staat an.« Nach Fürsprache Albert Speers blieb Werner blieb allerdings Direktor des Mannheimer Werks bis 1945: 
»Der Führer […] stellt fest, dass Werner bereits vor der Machtergreifung durch Bereitstellen von Fahrzeugen […] seine 
positive Einstellung zur Bewegung dokumentiert habe.« Himmler an Werlin, 25.8.1942 u. Speer an Fegelein, 5.11.1944, 
abgedruckt in: Roth/Schmid: Daimler-Benz AG. S.142 u. 148, Dok. 53e u. 54. Nach dem Vorstandsvorsitzenden der 
Daimler-Benz AG und Generalinspektor des Führers für das Kraftfahrwesen, SS-Gruppenführer Jakob Werlin (*1886), 
hatte sich Werner durch »illegale Wagenstellung für die Wahlkämpfe manchen wertvollen Dienst geleistet«, was Werner 
unter anderem die Unterstützung des Kommandeurs der SS-Leibstandarte »Adolf Hitler«, Obergruppenführer Joseph 
»Sepp« Dietrich (*1892), einbrachte. Werlin an Himmler, 27.8.1942, abgedruckt in Roth/Schmid: Daimler-Benz AG. S. 143, 
Dok. Nr. 53f.
Abbildung 15 | »Stark jüdischer Eindruck«
Anonymisiertes Schreiben, Annemarie U.
UA HD 8018/2.
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»Führer«: »Seit 1927 bin ich in enger Fühlungnahme mit der Partei und habe in persön-
lichem Einvernehmen mit dem Führer und seiner näheren Umgebung selbst in meiner 
Eigenschaft als Fabrikdirektor einer Automobilfabrik die Partei mit Wagengestellung, bei 
Wagenbeschaffung etc. etc., nach bestem Vermögen bedient.« Als Bürgen für seine »politi-
sche Zuverlässigkeit« und die seiner Frau und Kinder führte Werner unter anderen Wilhelm 
Kissen, den Vorstandsvorsitzenden der Daimler-Benz A. G., Ministerialrat a. D. Otto Löwer 
als »Träger des goldenen Ehrenabzeichens der Partei« und Fritz Plattner, NSDAP-Mitglied 
des Reichstags, Oberregierungsrat und Gauobmann der DAF a. D. aus Karlsruhe an.319 Letz-
terer warb inständig um die Zulassung Gretl Werners: 
»Ich konnte feststellen, daß Tochter und Sohn [sc. Werners] stets nur in Begeisterung 
vom Führer sprachen, so wie diese auch vollkommen im nationalsozialistischen Sinne 
erzogen wurden. [...] Wie aus den Unterlagen ersichtlich wird, ist Gretl Werner nicht 
ganz arischer Abstammung. Da ich weiß, wie schwer die Kinder darunter leiden und 
trotzdem [...] sich restlos für die nationalsozialistische Idee einsetzen, glaube ich es als 
alter Nationalsozialist mit gutem Gewissen verantworten zu können, das Gesuch [...] zu 
befürworten.«320 
Der Rektor erlaubte – wohl in sicherer Erwartung eines positiven Entscheids aus Berlin 
– nach persönlicher Vorsprache die vorläufige Immatrikulation Gretl Werners zum dritten 
Trimester 1940.321 Erst im November 1940 traf ein ablehnender Bescheid aus der Reichs-
hauptstadt in Heidelberg ein. Der Grund für die mehr als dreimonatige Bearbeitungsfrist 
lag darin begründet, dass das REM angesichts der Referenzen der Antragstellerin die Stel-
lungnahme des »Stellvertreters des Führers« abgewartet hatte.322
 Alle Anträge wurden vom REM zumeist ohne weitere Begründung abgelehnt. Nur bei 
Ellen G. führte das REM erläuternd an, dass die »Nichtarierin« den »für die Hochschule maß-
geblichen erhöhten Auslese-Grundsätzen« nicht entspreche.323 Was unter »maßgeblich 
erhöhten Auslese-Grundsätzen« zu verstehen war, erläuterte das REM erst Jahre später in 
einem Schreiben vom Juni 1942. Der Katalog der nicht-veröffentlichten, aber faktisch seit 
Januar 1940 im internen Gebrauch des REM entscheidenden Zulassungsbedingungen war 
sehr eng gefaßt und schloss weibliche »Mischlinge I. Grades«, denen naturgemäß nicht die 
zweifelhafte Chance gegeben war, sich an der Front zu »bewähren«, von vornherein aus: 
»1. Mischlinge I. Grades, die wegen besonderer Bewährung auf Grund einer Führerent-
scheidung weiterhin in der Wehrmacht verblieben sind;
2. Mischlinge I. Grades, die als Teilnehmer im gegenwärtigen Kriege wegen Tapferkeit 
vor dem Feinde ausgezeichnet oder befördert worden sind oder ausgezeichnet oder 
befördert worden wären, wenn sie nicht Mischlinge wären. Als Auszeichnungen gelten 
in diesem Sinne auch das Verwundetenabzeichen und die besonderen Tapferkeitsaus-
zeichnungen der verschiedenen Truppengattungen;
3. Mischlinge I. Grades, die, wenn sie keinen Wehrdienst während des gegenwärtigen 
Krieges geleistet hätten, ihr früher begonnenes Studium bis Anfang 1940 beendigt 
gehabt oder doch Anfang 1940 unmittelbar vor dem Abschluss des Studiums gestan-
den hätten.«324
319 Vgl. u. a. Plattner, Fritz: Unser sozialistischer Einsatz. In: Der Heidelberger Student vom 22.5.1935. 
320 Plattner, Fritz an Rektor, 26.6.1940, UA HD B-8031/3.
321 Bescheinigung für Gretel Werner, 26.9.1940, UA HD B-8031/3.
322 REM an Rektor, 20.11.1940, UA HD B-8031/3. Schmitthenner sandte am 28.11.1940 die, wie er unterstrich, gegen seinen 
Willen erfolgte Ablehnung des REM an Ministerpräsident Köhler und Oberregierungsrat Plattner. UA HD B-8031/3.
323 REM an Rektor, 26.9.1940, UA HD B-8031/3.
324 REM, Vertraulich! Zulassung von jüdischen Mischlingen zum Hochschulstudium, 22.6.1942, UA HD B-8016/2. Hitler hatte 
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Eine vorläufige Immatrikulation bis zum Ergehen eines endgültigen Bescheids durch 
den REM wurde untersagt, »da in diesen Fällen eine nachträgliche Verweigerung [...] als 
besondere Härte empfunden werden müsste«.325 Im Gegensatz zu den sich bewerbenden 
Frauen fiel der aus der Wehrmacht entlassene Soldat Wolfdieter H., der sich im August 1940 
für ein Studium am InSoSta bewarb, als Kriegsteilnehmer und Träger des »Eisernen Kreu-
zes II. Klasse« eindeutig unter die vom REM gestellten Bedingungen. Dennoch wurde er 
ebensowenig angenommen wie Leo W., der sich ein Jahr später – im Oktober 1941 – um 
eine Zulassung zum Studium am Dolmetscher-Institut und dem Betriebswirtschaftlichen 
Seminar bemühte. Sein Vater hatte verzweifelt darauf hingewiesen, dass der Sohn aus ge-
schiedener Ehe nicht nur »gesund« sei und einen »geweckten Eindruck« mache, sondern 
sich »nur in deutschen Kreisen« aufhalte, »deutsch denkt und fühlt« und »in Deutschland 
nur arische Verwandte« besitze.326 Der Schlesier Horst-Krafft R. aus Hindenburg, Ostpreu-
ßen, hatte hingegen keine Probleme, sein Studium der Volkswirtschaftslehre aufzuneh-
men.327 Ob dies aus seiner geografischen Herkunft zu erklären ist oder aus der Tatsache, 
dass der Student bereits in Wien und Breslau eingeschrieben gewesen war, geht aus den 
Akten nicht hervor. Es findet sich kein Hinweis darauf, dass sein Vater »Frontkämpfer« ge-
wesen war. Der Volkswirt blieb bis zum Sommer 1944 kontinuierlich eingeschrieben. Vor 
seiner Verpflichtung zum Einsatz bei der »Organisation Todt« wurde Horst-Krafft R. durch 
Schuster promoviert.328 Er sollte der letzte »Mischling I. Grades« sein, der an der Staats- und 
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät« zum Studium zugelassen wurde.329
»Nichtarische Studierende«, »Mischlinge« 7.3.2.4 
II. Grades ab Juni 1942
Zusammen mit den Ausführungsanordnungen zur Behandlung der Anträge der »Misch-
linge I. Grades« präzisierte das REM im Juni 1942 auch die Zugangsbestimmung für die-
jenigen Studenten, die nur einen »nichtarischen« Großelternteil besaßen, gemäß der 
national sozialistischen Rassenarithmetik also »Vierteljuden« waren: 
»Den Gesuchen von Mischlingen 2. Grades wird in der Regel zu entsprechen sein, wenn 
nicht im Einzelfalle in der Person des Gesuchstellers liegende politische und charakter-
liche Bedenken bestehen. Sofern im Einzelfall hinsichtlich der politischen Beurteilung 
Zweifel auftreten, ist die Stellungnahme der zuständigen Gauleitung einzuholen.«330
Die Entscheidung über die Vorauswahl der »Mischlinge« hatte das REM bereits im 
Oktober 1940 den Hochschulrektoren übertragen. Im Juni 1942 erhielten die Rektoren 
im Einvernehmen mit der Parteikanzlei das Recht, eigenständig über die Zulassung von 
am 16.12.1940 angeordnet, dass »Mischlinge« wegen Tapferkeit vor dem Feind für »deutschblütig« erklärt werden 
können. Overesch u. a.: Das Dritte Reich. S. 4602.
325 REM an Rektor, 25.10.1940, UA HD B-8018/3.
326 Walter W. an Rektor, 7.10.1941, UA HD B-8031/3.
327 Studentenakte Horst-Krafft R., UA HD.
328 Vgl. Promotionen »Nichtarier« S. 241.
329 Die Statistik weist noch einen weiteren »Halbjuden« auf, dessen Werdegang aber nicht in den Akten dokumentiert ist.
330 REM, Vertraulich! Zulassung von jüdischen Mischlingen zum Hochschulstudium, WJ 1170 (b), 22.6.1942, UA HD 
B-8016/2.
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»Viertel juden« zu entscheiden.331 Außen vor blieben diejenigen »jüdischen Mischlinge, die 
durch Entscheidung des Führers den Deutschblütigen gleichgestellt sind oder werden«.332
Die Familie Jellinek
Die Immatrikulation der Kinder des Heidelberger Ordinarius für öffentliches Recht, Walter 
Jellinek (*1885), der 1935 als »nichtarisch« zwangsweise in den Ruhestand versetzt worden 
war, an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät lohnt, exemplarisch aus der 
Zahl der Zulassungsanträge herausgehoben zu werden.333 Jellinek hatte vergeblich ver-
sucht, durch umfangreiche genealogische Nachforschungen nachzuweisen, dass er zum 
überwiegenden Teil – genauer zu »elf Sechzehnteln« – von christlich-»arischen« Vorfahren 
abstamme.334
Mit seinen fünf Kindern verblieb Walter Jellinek in Heidelberg. Von diesen bewarben sich 
vier während des Krieges um ein Studium an der dortigen Universität. Hansjörg und Gisela 
an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät, Barbara an der Medizinischen, ihr 
jüngster Bruder Günter an der Mathematisch-Naturwissenschaftlichen Fakultät. Musste ihr 
Vater als »Mischling I. Grades« die Universität verlassen, so galten seine Kinder wegen des 
»nichtarischen« Großvaters als »jüdische Mischlinge« zweiten Grades und besaßen folglich 
ein, wenn auch eingeschränktes, Recht auf Zulassung zum Studium. Da ihr Vater im Ersten 
Weltkrieg als Artillerieoffizier an der Westfront an mehreren Schlachten beteiligt gewesen 
war, galt er als »Frontkämpfer«.335 Gisela Jellinek, Jahrgang 1921, bewarb sich zum Sommer-
semester 1942 über die erweiterte Aufnahmeprüfung ohne Abitur am Dolmetscher-Institut. 
Dies scheint ohne große Widerstände möglich gewesen zu sein, nachdem sie bereits ein 
Semester zuvor im September 1941 dort als Hörerin zugelassen worden war.336 Ihr Bruder 
Hansjörg stellte am 5. Dezember 1941 ein Gesuch zur Aufnahme eines Studiums der Volks-
wirtschaft. In seiner Schulzeit war Hansjörg Mitglied der »Hitler-Jugend« gewesen, nach 
Ableistung seines Arbeitsdienstes war er zur Wehrmacht eingezogen worden und hatte bis 
zum Zeitpunkt des Antrags 1941 ununterbrochen bei der »Sturmartillerie« gedient.337 Nach 
den Eintragungen im Datenblatt und den Angaben seiner Schwester Barbara zu schlie-
ßen, erfolgte der Antrag auf Zulassung ex post nach der Beurlaubung von der Wehrmacht 
und nach der Aufnahme des Studiums. Am 10. Januar 1942 erhielt Hansjörg Jellinek die 
331 Ebd. Eine Ausnahme bildete die Zulassung zum Studium der Medizin und der Pharmazie, für die weiterhin die Zustim-
mung des REM eingeholt werden musste.
332 REM an Rektor, Zulassung von jüdischen Mischlingen zum Hochschulstudium, UA HD B-8018/3.
333 UA HD Studentenakte Jellinek, Hansjörg, *4.12.1919. Zur Familienbiographie der Familie Jellinek im Nationalsozialis-
mus die Heidelberger Dissertation von Kempter: Jellineks. S. 476-525, zu Jellineks Kindern besonders S. 505-507. Vgl. 
Mußgnug: Heidelberger Dozenten. S. 58 u. 61.
334 Anlage zur Zulassung zum Studium von Barbara Jellinek, Abschrift a II aus: Pawel Kopal: Das Slawentum und der deut-
sche Geist. Problem einer Weltkultur auf Grundlage des religiösen Idealismus. Jena 1914. In UA HD Studentenakte 
Jellinek, Barbara, *23.2.1917. Vgl. zu den Bemühungen Jellineks um eine überwiegende »arische« Genealogie Kempter: 
Jellineks. S. 486-492.
335 In jedem Zulassungsantrag wurde darauf verwiesen, dass Jellinek, wie später im Zweiten Weltkrieg sein Kollege Som-
merfeld im Betriebswirtschaftlichen Seminar (siehe S. 146), im Ersten Weltkrieg Verdienste bei der Erstellung von ma-
thematisch aufwendigen Schusstafeln für Artilleriegeschütze (»Tageseinflüsse und Rohrabnutzung«) erworben habe.
336 Genehmigung durch REM, 25.9.1941, UA HD Studentenakte Jellinek, Hansjörg. Bis Ende des Sommersemesters 1943 
blieb Gisela Jellinek in Heidelberg, um zum Wintersemester 1943/44 nach Abschluss ihres Abiturs an die Universität 
Göttingen zum Chemiestudium zu wechseln. UA HD Studentenakte Jellinek, Gisela, *20.7.1921. Zu Gisela Jellinek siehe 
Kempter: Jellineks. S. 505/506.
337 Lebenslauf in UA HD Studentenakte Jellinek, Barbara.
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Erlaubnis des REM zum Studium der »Staatswissenschaften«.338 Ab Sommersemester 1942 
musste er – »beurlaubt für die Kriegsdauer« – wieder an die Front.339 Auch ihren Geschwis-
tern Barbara und Günter340 wurde das Studium in den nachfolgenden Jahren mit Hinweis 
auf die Zulassung von Bruder und Schwester gestattet. Barbara Jellinek erreichte im Januar 
1943 sogar, dass sie in den Genuss des Gebührenerlasses für Dozentenkinder kam.341
»Echtes deutsches Mädel«
Bei der Betrachtung der nach Juni 1942 immatrikulierten »Mischlinge II. Grades« ergibt 
sich allerdings ein gemischtes Bild: Während drei Bewerberinnen und ein Bewerber sich 
ohne – in den Akten dokumentierten – Widerspruch durch das REM oder durch die NSDAP-
Parteidienststellen erfolgreich um einen Studienplatz am Dolmetscher-Institut bewarben, 
kam es bei mehreren Antragstellerinnen mit Fortgang des Krieges und zunehmender Radi-
kalisierung des Regimes zu Problemen mit den örtlichen Parteidienststellen der NSDAP. 
Ellen S.342, Marianne R.343, Helga Sator344 und Willy V.345, alle vier »Mischlinge II. Grades«, 
waren ohne weitere Hindernisse am Dolmetscher-Institut in den Jahren 1942 und 1943 
zugelassen worden. Das Bewerbungsschreiben Helga Sators dokumentiert den Anpas-
sungsdruck, sich als »Arier« zu beweisen, unter dem die Studienplatzbewerber standen. So 
schreibt die junge Abiturientin, dass sie den Kontakt zu ihrer emigrierten Mutter »mit jüdi-
schem Bluteinschlag« abgebrochen habe und seit der Scheidung der Eltern bei ihrem Vater 
wohne, »da seine Erziehung in jeder Weise Gewähr dafür bot, dass ich mit nationalsozia-
listischem Denken und Handeln gut vertraut wurde.« Dieser habe sie zusammen mit ihrer 
338 REM an Rektor, 10.1.1942, UA HD Studentenakte Jellinek, Hansjörg.
339 Hansjörg Jellinek überlebte die langen Jahre bei der Wehrmacht und nahm nach Kriegsende das Studium, nunmehr der 
Familientradition folgend, an der Juristischen Fakultät wieder auf. UA HD Studentenakte Jellinek, Hansjörg.
340 Zu Günter (*24.1.1925) u. Barbara Jellinek (*23.2.1917) vgl. Kempter: Jellineks. S. 506 u. 504/505.
341 Barbara Jellinek studierte vom Wintersemester 1942 bis nach Kriegsende Medizin. In ihrer Studentenakte wurde fälsch-
licherweise eine »nichtarische« Großmutter festgehalten. Im Januar 1943 stellte sie nach Rücksprache mit Verwaltungs-
direktor Oßfeld einen Antrag auf Gebührenbefreiung als Tochter eines jetzt im Ruhestand lebenden ehemaligen Heidel-
berger Professors: »Bemerken darf ich [sc. Barbara Jellinek] vielleicht, dass dem Sohne eines Leipziger Kollegen meines 
Vaters, der aus Gründen der Abstammung schon 1933 in den Ruhestand trat, ohne weiteres an einer sächsischen 
Hochschule die für Dozentenkinder vorgesehene Vergünstigung gewährt wurde.« Tatsächlich wurde ihr der Gebühren-
erlass zugestanden. Nach Erlass des MKU vom 7.12.1934 stand dieser Frauen und Kindern von verbeamteten Dozenten, 
die zugleich Mitglied der »Deutschen Studentenschaft« waren, zu. Da Jellinek 1943 noch eine Pension als Beamter im 
Ruhestand bezog und seine Tochter als »Mischling II. Grades« Mitglied der »Deutschen Studentenschaft« war, waren 
die Bestimmungen nach einem Gutachten des Juristen Engisch auf sie anzuwenden. Handschriftliche Notiz Engischs, 
8.2.1943, UA HD Studentenakte Jellinek, Barbara.
342 Zum Zeitpunkt des Zulassungsantrags am 1.12.1942 arbeitete Ellen S. im Rahmen des Kriegshilfsdienstes in einer Muni-
tionsfabrik in Zeven. Als besondere Qualifikation gab die Abiturientin sehr gute Englischkenntnisse aufgrund früherer 
freundschaftlicher und verwandtschaftlicher Verbindungen nach Großbritannien an, die aber nach den englischen 
Luftangriffen auf Bremen und dem Kriegseinsatz des Bruders abgebrochen worden seien. Lebenslauf von Ellen S., 
1.12.1942 u. Aktennotiz, Rektor, 1.12.1942, UA HD 8018/2.
343 Marianne R. nahm ein zum Sommersemester 1942 unterbrochenes Studium zum Wintersemester 1942/43 wieder auf. 
Studentenakte Marianne R., UA HD.
344 August S. an Rektor, 8.7.1941, UA HD 8031/2 u. REM an Rektor, 13.2.1942, Studentenakte Helga Sator, UA HD. Kurz nach 
ihrer Immatrikulation wurde Helga Sator am 15.8.1943 zum Stab des Einsatzleiters der Reichsstudentenführung für die 
besetzten Westgebiete eingezogen. Dort arbeitete sie für den Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD als Über-
setzerin für Spanisch und Französisch, Reichsstudentenführer, Arbeitsgruppe West, an Rektor, 22.5.1944, Studentenakte 
Helga Sator, UA HD. Vgl. Dolmetscher-Institut u. SD S. 556. Im Dezember 1944 kam Helga Sator bei einem Bombenan-
griff auf Mannheim ums Leben. Rektor an August Sator, 15.12.1944, Studentenakte Helga Sator UA HD.
345 Willy V. hatte während seines Wehrdienstes im Rahmen eines »Sonderkurses für Wehrmachtsangehörige« das Abitur in 
einem einjährigen Kurs nachgeholt und nach seinem Ausscheiden aus dem Kriegsdienst ein Studium am Dolmetscher-
Institut aufgenommen. Zum Wintersemester 1944/45 wurde er für den »Kriegsdienst« beurlaubt. Studentenakte Willy V., 
UA HD. 
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»zweiten Mutter« zu einem »deutschen Mädel« erzogen, und sie habe nun den Wunsch, als 
Dolmetscherin ein »vollwertiges Mitglied der Deutschen Volksgemeinschaft« zu werden. 
Die sie die »entscheidenden Jahre« ihrer Entwicklung bei ihrem Vater verbracht hätte, habe 
sich ihre »Lebensauffassung ganz nach der Richtung der [sc. arischen] Familie [ihres] Vaters 
entwickelt«: »Auch äußerlich gleiche ich der Familie Sator, sehe vor allem meiner verstorbe-
nen Großmutter Sator ähnlich.«346
»Grundsätzliche Bedenken«
Als Julia C. aus Berlin-Dahlem im Frühjahr 1943 einen Antrag auf Zulassung zum Studium 
am Dolmetscher-Institut stellte, hatten sich die Zugangshürden für »nichtarische« Abitu-
rienten verschärft. Als »Mischling II. Grades«, ihre Mutter besaß einen jüdischen Elternteil, 
war ihr der Zugang zum Studium 1943 nach den Vorschriften des REM zwar generell zu 
erlauben, die »Parteikanzlei« hatte aber durchgesetzt, dass ab Dezember 1942 auch ohne 
Zweifel an der »Haltung« Rückfragen bei der Gauleitung verpflichtend wurden.347 So wand-
te sich Bilfinger am 3. Mai 1943 an die Gauleitung Berlin mit der Bitte um eine politische 
Beurteilung.348 Zudem bat er die junge Frau C. um einen »ausführlichen Abstammungs-
nachweis«, Angaben über etwaige Geschwister und Belege, die »nach Auffassung des 
Gesuchstellers ein Gesuch besonders begründen«. Bilfinger nennt hier Tätigkeit im öffent-
lichen Dienst und Kriegsteilnahme.349 Das »Gau-Personalamt« der »Gauleitung Berlin« der 
NSDAP verweigerte nach über zwei Monaten Wartezeit in einem knappen Schreiben seine 
Zustimmung: »Julia C[.], die Mischling II. Grades ist, kann aus grundsätzlichen Erwägungen 
heraus nicht zum Studium zugelassen werden. Ich bitte Sie, den Antrag abzulehnen.«350
Das knappe Schreiben enthielt keine auf Julia C. bezogene »politische Beurteilung«. Da-
mit hatte der Berliner NSDAP-Obergemeinschaftsleiter die im Juni 1942 in einer grundsätz-
lichen Übereinkunft des REM mit dem Leiter der Parteikanzlei Martin Bormann hinsichtlich 
der Aufnahmebedingungen von »Mischlingen II. Grades« gezogene Grenze zwischen Par-
tei und Staat übertreten.351 Das REM wies die Universitätsleitung an, die »Gauleitungen« 
in ähnlich gelagerten Fällen entsprechend zu informieren: Eigenmächtige Verschärfungen 
der bestehenden »Judengesetzgebung« durch örtliche Parteidienststellen sollten nicht ge-
duldet werden.352 Da das REM »keine Bedenken« gegen eine Zulassung C.s hatte, stand ihr 
der Besuch des Dolmetscher-Instituts letztlich offen. Sie schrieb sich zum Wintersemester 
1943/44 ein. Ein Jahr später wurde die Studentin zum »Kriegseinsatz« beurlaubt.353
346 Helga Sator an Rektor, Lebenslauf mit Anschreiben und weiteren Unterlagen, 12.12.1941, Studentenakte Helga Sator, 
UA HD.
347 REM, Zulassung von jüdischen Mischlingen zum Hochschulstudium, 2.12.1942. Zwischen einer »arischen« und einer 
»nichtarischen« Haltung zu unterscheiden, traute sich Bilfinger sehr wohl zu. So attestierte er in einem ähnlich gela-
gerten Fall einem »Mischling I. Grades«, dass er bei der persönlichen Vorstellung einen »nicht völlig arischen Eindruck« 
gemacht habe. Dennoch setzte er sich im genannten Fall wegen dessen Einsatzes bei der Wehrmacht für seine Zulas-
sung ein. Bilfinger an REM, 8.5.1943, UA HD B-8016/2 (Vgl. Abb. »Stark jüdischer Eindruck«, S. 534).
348 Bilfinger an Gauleitung Berlin, 3.5.1943, UA HD B-8016/2.
349 Bilfinger an Julia C., 3.5.1943, UA HD B-8016/2.
350 Gau-Personalamt der NSDAP an Rektor, 7.7.1943, UA HD 8018/2.
351 Die Gauleitungen waren über diese Regelung, die auch die Auskunftspflicht der zuständigen Parteidienststellen vor-
schrieb, in den »Vertraulichen Informationen« für die Parteidienststellen am 22.4.1943 aufgeklärt worden. REM, Zulas-
sung von jüdischen Mischlingen zum Hochschulstudium, 22.6.1942 u. 2.12.1942, UA HD B-8018/3.
352 REM an Rektor, 12.8.1943, UA HD B-8018/2. 
353 Studentenakte Julia C., *4.6.1925, UA HD. In der Akte findet sich mit roter Tinte unter »Sonstige außerordentliche Zulas-
sung, Art« der Hinweis »2. Grad«. Zudem ein Stempel zur Bestimmung des »Nichtariers/in« im Stammbaum (vgl. Abb. 
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Auch im Fall von Waltraud Sch., auch sie ein »Mischling II. Grades«, sprach sich die heimat-
liche Gauleitung in Darmstadt wie bereits bei C. »aus grundsätzlichen Bedenken« gegen eine 
Zulassung am Dolmetscher-Institut zum Sommersemester 1943 aus, obwohl über sie nichts 
»politisch Nachteiliges« bekannt geworden war. Wie auch bei C. setzte sich Rektor Schmitt-
henner über das Urteil hinweg und wandte sich an das Reichs erziehungsministerium: Die 
örtlich unterschiedliche Beurteilung der »Mischlinge« durch die Parteidienststellen dürfe 
keine Rolle spielen, da dies eine durch keinen Erlass gedeckte Benachteiligung gegenüber 
denjenigen darstelle, deren »Gauleitungen solche Bedenken nicht erheben«.354 Das REM 
schloss sich der Argumentation Schmitthenners an und erteilte Schäfer am 12.7.1943 die 
Erlaubnis zum Studium. Laut der Studentenakte wurde Sch. bereits zum Sommersemester 
1943 immatrikuliert. Die Genehmigung der Zulassung erfolgte wohl ex post.355 
War das REM gewillt, sich über rangniedere Funktionäre der »Gauleitungen« hinweg-
zusetzen356, so zerstörte hingegen mindestens im Falle des »Mischlings II. Grades« Richard 
F., der sich im Januar 1943 um Aufnahme beworben hatte, das persönliche Votum eines 
»Gauleiters«, der ihm aus »grundsätzlichen und biologischen Gründen« das Studium ver-
sagt hatte, jede Aussicht auf ein Universitätsstudium.357 Proteste von Seiten des REM sind in 
diesem Fall nicht bekannt. Mit letzter Konsequenz bremste das REM im Falle der Zulassung 
der »Mischlinge« die kumulativen Radikalisierung durch die lokalen Parteidienststellen 
also nicht ab.
»Ausmerze«, Mai 1944
Im Mai 1944 forderte das REM die Universitäten auf, eine vollständige Liste aller immatri-
kulierten »Mischlinge« inklusive Informationen über eventuell abgeleisteten Kriegsdienst, 
Versehrtengrad und Auszeichnungen zu erstellen.358 Welchen Zweck die Aktion verfolgte, 
geht aus dem Anschreiben des REM nicht hervor; mit hoher Wahrscheinlichkeit sollten die 
gewonnenen Informationen in einer später durchzuführenden »Ausmerze«-Aktion verwen-
det werden. Das Rektorat veröffentlichte daraufhin einen Anschlag, in dem die »Mischlinge 
1. und 2. Grades« aufgefordert wurden, »sofort« die entsprechenden Angaben zu machen.359 
Die von der Universität zusammengestellten Tabellen geben einen letzten Überblick zum 
Besuch der Fakultät und der Universität (Tab. »Mischlinge, Sommersemester 1944«, neben-
»Mischlings-Stempel«, S. 529). 
354 Studentenakte Waltraud Sch., * 2.7.1923.
355 Zum Sommersemester 1944 musste die Studentin ihr Studium wegen »Kriegseinsatzes« unterbrechen. REM an Rektor, 
12.7.1943, Studentenakte Waltraud Sch., * 2.7.1923. 
356 Auch im Falle Günter Jellineks, »Mischling II. Grades« und Sohn des in den Ruhestand versetzten Heidelberger Juristen 
Walter Jellinek, sprachen sich die örtlichen NSDAP-Funktionäre gegen eine Zulassung zum Studium auch ohne erwiese-
ne »politische Unzuverlässigkeit« aus: »In der Behandlung der jüdischen Mischlinge nimmt die hiesige Gauleitung eine 
kompromißlose Haltung ein. Ich bin daher keineswegs einverstanden, dass der jüdische Mischling II. Grades  Gunter 
[sic!] Jellinek zum Studium in der Naturwissenschaftlich-Mathematischen Fakultät in Heidelberg zugelassen wird. 
Heil Hitler! i.A. gez. [Adolf ] Schuppel, Leiter des Gaupersonalamtes«. NSDAP, Gauleitung Baden, Straßburg, an Rektor, 
11.8.1943. UA HD Studentenakte Jellinek, Günther, *24.1.1925. Auch hier setzte sich das REM über das Veto der Radi-
kalen in der NSDAP hinweg und ließ Jellinek zum Studium zu. Zu Schuppel (*1895) vgl. Rauh-Kühne/Ruck: Regionale 
Eliten. S. 92.
357 Für welches Studienfach sich F. beworben hatte, ist nicht in den Akten vermerkt. Bilfinger an REM, 4.1.1943, UA HD 
B-8016/2.
358 REM an Rektor, Liste der zum Studium zugelassenen Mischlinge, 4.5.1944, UA HD B-8018/3.
359 Rektor, Anschlag, 8.5.1944, UA HD B-8018/3.
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stehend). Nach den an das REM versandten Informationen 
waren im Mai 1944 noch vier männliche »Mischlinge I. Gra-
des« und 25 »Mischlinge II. Grades«, davon 10 Männer und 
15 Frauen, eingeschrieben. Der Anteil der an der Staats- und 
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät studierenden »Misch-
linge« betrug 41% der Gesamtanzahl aller »Nichtarier« an der 
Heidelberger Universität. Die Hälfte der »Halbjuden« studier-
te Betriebswirtschaftslehre, die andere Hälfte Chemie. Mit 
sechs »Mischlingen II. Grades« hatte das Dolmetscher-Institut 
nach den medizinischen Instituten mit sieben »Mischlingen« 
die höchste Anzahl an »Nichtariern« aufgenommen. Einer der 
beiden »Mischlinge I. Grades«, Horst-Krafft Robert, Promo-
vend bei Schuster wurde anscheinend im Sommer 1944 zur 
»Organisation Todt« eingezogen, wo der andere der beiden 
»Halbjuden«, Manfred T., bereits seinen Dienst ableistete.360 
Von den Dolmetscherinnen befand sich zum Zeitpunkt der 
Umfrage eine im Ausland, eine weitere im »Westeinsatz«.
Ende der Aufnahme von »Mischlingen«
Während in Berlin über die Zwangssterilisation und Deporta-
tion der »Mischlinge I. Grades« diskutiert wurde361, wurden die 
im Juni 1942 niedergelegten Grundsätze zur Aufnahme von 
jüdischen »Mischlingen I. Grades« an deutschen Universitäten 
auf Druck der »Parteikanzlei« im Mai 1944 weiter verschärft. In der Realität fand mit den 
neuen Bestimmungen deren Aufnahme ein endgültiges Ende, gar zu grotesk und unrea-
listisch waren die neuen Auflagen, die wie das sehr spezielle Ergebnis eines erfolgreichen 
Antichambrieren beim »Führer« klingen: Allein Gesuchsteller, die »sich jahrelang vor der 
Machtübernahme in Unkenntnis ihrer Mischlingseigenschaft als Nationalsozialisten be-
währt haben«, und des Weiteren solche, die »aufgrund einer Führerentscheidung in der 
Wehrmacht geblieben sind«, konnten auf ein Studium hoffen.362 Zum Sommersemester 
1944 hatten sich Lia-Ines L. und Walter K., beide »Mischlinge II. Grades«, am Dolmetscher-
Institut und am Betriebswirtschaftlichen Seminar eingeschrieben.363 Das letzte in den Ak-
ten vermerkte Zulassungsgesuch eines »Nichtariers« stammt aus dem September 1944. 
Edith S. bewarb sich kurz vor ihrer Einziehung zum »Kriegseinsatz« um einen Studienplatz 
am Dolmetscher-Institut. Als »Mischling II. Grades« war sie nicht von der obengenannten 
Verschärfung betroffen. Die Zulassung wurde im November »grundsätzlich« zugesichert: 
»Der Studienbeginn kann jedoch erst erfolgen, wenn die Einschränkungen des Reichs-
erziehungsministerium allgemein aufgehoben sind. Bis zu diesem Zeitpunkt hat Frl. S. sich 
dem Arbeitseinsatz zur Verfügung zu stellen.«364
360 Siehe S. 242.
361 Essner: Nürnberger Gesetze. S. 400-419.
362 REM an Rektor, Zulassung von jüdischen Mischlingen zum Hochschulstudium, 13.5.1944, UA HD B-8018/3.
363 Lia-Ines L. war nur im Sommersemester 1943 eingeschrieben. Studentenakte Lia-Ines L., UA HD. Walter K. wurde zum 
Wintersemester 1944/45 zum Kriegseinsatz beurlaubt. Studentenakte Walter K., UA HD.
364 Aktennotiz, Rektor, 25.11.1944, UA HD B-8016/2.
Stud.
»Mischling« Grad/Geschlecht
ΣI. Grad II. Grad
männl. weibl. männl. weibl.
chem. 2  1 1 4
phys.   1  1
med.   3 4 7
jur.   1 1 2
phil.   1 2 3
oec. 2  2  4
pol.   1 1 2
dolm.    6 6
ges. 4 0 10 15 29
Tabelle 12 | Verzeichnis der an der Universität 
Heidelberg zum Studium zugelassenen 
Mischlinge I. und II. Grades, Sommersemester 
1944
Anteil der „Mischlinge“ der Staats- und Wirtschafts-
wissenschaftlichen Fakultät an Gesamtzahl: a) der 
Mischlinge 1. Grades 50%; b) der Mischlinge 2. Gra-
des 40%; c) der Mischlinge insgesamt 41%












aller weltpolitischen  
Fragen« – Die Staats- 
und Wirtschaftswissen-
schaftliche Fakultät im 
Krieg
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»Der Krieg ist gewiß primär eine Sache des Soldaten, aber, 
das weiß doch heute jeder Soldat, man führt ihn nicht um 
seiner selbst willen, nicht als naturwissenschaftliches oder 
technisches Phänomen, sondern man führt ihn um die 
Ideen, Ziele und Zwecke völkischen Lebens und Existierens, 
die nicht in den Bereich der Naturwissenschaften, sondern 
in den der Geisteswissenschaften gehören.« Ritterbusch: 
Wissenschaft im Kampf. S. 5. 
In Ergänzung zu den bereits in den vorhergehenden Kapiteln im Rahmen der einzelnen 
Institute untersuchten Forschung im Krieg sollen im Folgenden verschiedene Aspekte des 
universitären (Über)Lebens im Krieg – aufgrund der Aktenlage zwangsläufig schlaglicht-
artig – beleuchtet werden, unter anderem: Welche Forderungen stellte das Regime an die 
Professoren, ihre Mitarbeiter und die Studierenden? Auf welche Formen der Unterstützung 
für seine Kriegsanstrengungen konnte die Regierung an der Staats- und Wirtschaftswis-
senschaftlichen Fakultät zurückgreifen? Informationen über die Stimmung an der Staats- 
und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät in den Kriegsjahren sind in den universitären 
Akten erwartungsgemäß nur rar gesät und erlauben daher keine zeitlich zusammenhän-
gende Untersuchung über die Zeitspanne von 1939 bis 1945. Einen Einblick in die Stim-
mung unter den Studenten liefern die oben untersuchten Disziplinarfälle aus der Kriegszeit 
(siehe S. 505). Nach dem Kriegseintritt der USA sah sich Rektor Schmitthenner im Februar 
1942 gezwungen, den Dekanen »vertraulich!« aufzutragen, in ihren Fakultäten »mit bru-
talsten Worten« vor der »Verbreitung von Gerüchten im heutigen Spannungsmoment 
[zu] warnen«.1 Einen direkten Hinweis, welche Form von »Gerüchten« Schmitthenner Wo-
chen nach dem Kriegseintritt der USA unterdrücken wollte, findet sich in den Akten nicht. 
Schmitthenners Kollege am Historischen Seminar, der Mediävist Fritz Ernst (*1905), hielt 
Anfang März 1942 einen bemerkenswert mutigen und hellsichtigen Vortrag über Karl den 
Kühnen von Burgund im 1936 eröffneten Institut für Fränkisch-Pfälzische Geschichte und 
Landeskunde. Wer sehen wollte und konnte, musste in Ernsts furioser Schilderung der Cha-
rakterzüge und Hybris Karls, den »größten Feldherrn aller Zeiten«, im Volksmund kurz, den 
»Gröfaz«, Adolf Hitler, erkennen: 
»Was ihm [Karl dem Kühnen] fehlte, war das Maß, die ausgeglichene Reife. […] Er woll-
te herrschen, und wurde nie das Mißtrauen los; er plante Großes, aber er war nur starr 
und nicht stetig; er wollte alles selbst tun und er erlag nur desto sicherer dem Druck. 
[…] Daß sich gegen sein Ende die pathologischen Züge bei ihm häufiger und krasser 
zeigten, ist zweifellos. Wochenlang brütete er in dumpfen Depressionen, und kein 
Freund war da, sie zu lindern. Noch weniger als vorher hörte er auf Ratschläge, noch 
mehr trieb er die Menschen von sich. Aus seinen Niederlagen zu lernen, dazu hatte er 
vollends nicht mehr die Beweglichkeit. Trotz elementarster militärischer Fehler hielt 
er sich für einen großen Feldherrn. Seine letzten Pläne waren die phantastischsten. Er 
hatte keine innere Ordnung mehr.« 
Ernst besaß den Mut, dieses Palimpsest par excellence noch zu Kriegszeiten in der von 
ihm mitherausgegebenen Zeitschrift »Die Welt als Geschichte« zu veröffentlichen.2
1 Protokoll der Senatssitzung, 4.2.1942, UA HD B-1266/3b.
2 Ernst: Lothringen und Burgund. S. 8/9. Vgl. grundlegend hierzu Strauss: Persecution. S. 24-30 u. mit Bezug auf Strauss 
Muller: Enttäuschung und Zweideutigkeit. S. 306-310.
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Im darauffolgenden Monat meldete der Berichterstatter des SD an der Heidelberger 
Universität, SS-Hauptsturmführer Wesch, ans RSHA über die Stimmungslage unter den 
Studierenden:
»In zahlreichen Gesprächen mit Studenten und Arbeitern konnte festgestellt werden, 
daß allgemein die Ansicht vertreten wird, mit rücksichtloser Härte zu einer Beendigung 
des Krieges zu kommen. Oft wird angenommen, daß manche Machtmittel noch nicht 
mit der nötigen Härte eingesetzt sind. Aus den Gesprächen konnte jedoch entnom-
men werden, daß diese Haltung aus rein vernunftmäßigen Gründen zustande kommt 
und daß demgegenüber die weltanschauliche Haltung zurücktritt.«3
Eine bezeichnende Episode stammt aus dem Jahr 1944: Die Beteiligung an einer wohl 
im Gefolge des Attentats am 20. Juli anberaumten »Treuekundgebung für den Führer« auf 
dem Universitätsplatz fiel »sehr gering« aus. Dekan Thoms forderte in einem Rundschrei-
ben alle Mitglieder der Fakultät auf, schriftlich über ihre Teilnahme oder gegebenenfalls 
ihre Verhinderungsgründe Auskunft zu geben. In einigen Akten zum Personalbestand fin-
den sich Antwortschreiben, nahezu alle mit dem Tenor, dass man keine Kenntnis von der 
Veranstaltung auf dem Universitätsplatz gehabt habe, bzw. wegen eines Bombenalarms 
zuvor, nicht habe erscheinen können.4
Einberufung von Dozenten8.1 
»Die Art des gegenwärtigen Krieges hat es bisher mit sich 
gebracht, daß nur ein Teil der wehrfähigen Mannschaft 
zur Wehrmacht einberufen ist. Diesem Umstand ist es 
zuzuschreiben, daß an den deutschen Hochschulen, auch 
an unserer Universität, das akademische Leben in ganzer 
Breite und Tiefe seinen Fortgang nehmen kann. Diejenigen, 
die nicht draußen sind, mögen ihre Kameraden ›beneiden‹, 
die an der Front stehen. Doch wir müssen wissen, wie schal, 
schief und wertlos solche Worte sind.« Rektor Schmitthen-
ner, Grußwort zum 1. Trimester 1940, S. 8.
Einberufung von Professoren
Die Regelungen zum Verbleib von Fachkräften, die das Wehrbezirkskommando Darmstadt 
Ende 1942 an das Rektorat übermittelte, sahen verschiedene Grade an »Unabkömmlich-
keit« vor: 
»a) unentbehrlich und überhaupt unersetzbar: Nur durch ihren Verbleib bei ihrer 
Dienststelle kann die Durchführung kriegsentscheidender Aufgaben sichergestellt 
werden. […] b) schwer ersetzbar, d.h. fast unersetzbar. Kriegsentscheidende Aufgaben 
können nur ordnungsgemäß gelöst werden, wenn sie entweder verbleiben oder durch 
eine vollwertige und eingearbeitete Kraft ersetzt werden.«5
Während Dekan Thoms während des gesamten Kriegs vom Wehrdienst befreit war, wur-
den seine Kollegen Fischbeck, Schuster, Sandig und Sieber an die Front abkommandiert.6 
3 Wesch, Betr. Sonderbericht, 10.3.1942, UA HD REP 38/12.
4 Thoms, Rundschreiben, 26.7.1944, UA HD H-VI-668. In derselben Akte finden sich auch die gesammelten Antwortschrei-
ben.
5 Wehrbezirkskommando Darmstadt an Rektorat, 27.11.1942, UA HD B-0862/3.
6 Im Oktober 1939 meldete die Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät, dass »1. Soldat E. Bötticher; 2. Oberleut-
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Auch Volkswirt Brinkmann wurde nicht eingezo-
gen. Der Direktor des Instituts für Rohstoff- und 
Warenkunde, Fischbeck, war zu Kriegsbeginn als 
Oberleutnant eingezogen worden und kehrte zum 
3. Trimester 1940 für einige Monate von der Front 
nach Heidelberg zurück.7 Seine Vertretung ab Janu-
ar 1941 übernahm im Rahmen eines Lehrauftrags 
Dr. rer. pol. habil. Rudolf Otto Linke.8 Der Angestellte 
der I.G.-Farben blieb bis Kriegsende in Heidelberg. 
Volkswirt Schuster hatte sich im Frühling 1939 frei-
willig zur Landwehr gemeldet und war bereits zum 
27. August 1939 eingezogen worden.9 Zum zweiten 
Trimester 1940 kehrte er von der Westfront zurück 
an die Universität.10 
Betriebswirt Sandig war bis auf wenige Mo-
nate während des Krieges bei der Wehrmacht.11 Als Kriegsverwaltungsrat und Preisprü-
fer diente er ab April 1941 im Wehrwirtschafts- und Rüstungsamt des OKW in Berlin.12 Im 
Februar 1943 wurde Sandig zum Leiter der Gruppe »Preisbildung« im Rüstungs- und Be-
schaffungsstab Frankreich in Paris befördert.13 Seine im besetzten Frankreich gewonnenen 
praktischen Erfahrungen brachte Sandig dann in die Arbeit des Instituts für Großraumwirt-
schaft ein: Im Januar 1944 hielt er einen Vortrag über »Die Frage der zwischenstaatlichen 
Vereinbarkeit von Preisen unter besonderer Berücksichtigung des deutsch-französischen 
Verhältnisses«.14 Im August 1944 geriet Sandig in britische Kriegsgefangenschaft.15 Sein 
späterer Kollege Sieber war im Februar 1940 als Unteroffizier einer in Leipzig stationierten 
Fliegerhorstkompagnie zugeteilt worden.16 Nach mehreren vergeblichen Versuchen, eine 
Uk.-Stellung für Sieber zu erhalten, der zum Sommersemester 1941 seine Lehrtätigkeit in 
nant K. Fischbeck; 3. Hauptmann E. Gerstner; 4. Hauptmann R. Malteur; 5. Prof. W. Mönch, OKW; 6. Rittmeister Neinhaus; 
7. Gefr. C. Sandig; 8. Soldat E. Schuster« zum Heeresdienst eingezogen seien. Mitteilungen der Staats- und Wirtschafts-
wissenschaftlichen Fakultät (Nr. 2), 1.10.1939, UA HD H-VI-218/1.
7 Reklamationen für das III. Trimester 1940, ohne Datum [ca. Juli 1940], UA HD B-0862/2. 
8 Linke (*1904) war am 18.12.1940 die Lehrbefugnis für »Chemische Technologie« an der TH München verliehen worden. 
Im September 1942 wurde Linke an die Universität Heidelberg umhabilitiert. TH München, Rektor, an Linke, 18.12.1940, 
u. Rektor, TH München, an Staatsministerium für Unterricht und Kultus, München, 7.9.1942, UA HD PA 4843. 
9 Schuster war im Ersten Weltkrieg 1916 als »kriegsdienstuntauglich« entlassen worden. Schuster, Lena, an Rektor, 
12.9.1939, UA HD PA 5819. Am 10.11.1939 meldete Unteroffizier Schuster per handschriftlicher Karte »aus dem Felde« 
nach Heidelberg: »Allen Mitgliedern der Fakultät, die in Heidelberg sind, sende ich herzliche Grüße... wieder vorn an 
W[est]front Grenze. Bin seit 3 Wochen nicht aus dem Klamotten herausgekommen, dazu Regen und Schlamm, aber die 
Stimmung und das Befinden ist gut.« Schuster an Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät, 10.11.1939, UA HD 
PA 641.
10 Rektor an Wehrbezirkskommando Heidelberg, 22.2.1940, UA HD PA 5819 u. Rektor, Reklamationen, ohne Datum 
[ca. Februar 1940], UA HD B-0862/1.
11 Sandig war im Sommer 1940 erfolgreich »reklamiert« worden, wurde im April 1941 aber wieder eingezogen. Wehr-
macht, Wehrbezirk Heidelberg an Rektor, 24.2.1941, UA HD PA 5583.
12 Mitteilungen der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät (Nr. 7), April 1941, UA HD H-VI-218/2.
13 Spruchkammer Heidelberg, Meldebogen, 20.11.1946, GLA KA 465a-59-9-1838. Zur Zusammenarbeit französischer 
Dienststellen und Industrieller mit dem Deutschen Reich vgl. Lacroix-Riz: Collaboration économique.
14 Einladung zur Arbeitstagung des Instituts für Großraumforschung am 24./25. Januar 1944, GLA KA 235-29958.
15 Spruchkammer Heidelberg, Meldebogen, 20.11.1946, GLA KA 465a-59-9-1838.
16 Sieber, Meldebogen auf Grund des Gesetzes zur Befreiung von NS und Militarismus, 1.5.1946, GLA KA 465a-59-3-8064.
»Hochschulen im Krieg«Quelle 62 | 
»Trotz des Krieges werden auch im kommenden Sommerse-
mester alle deutschen Universitäten, Technischen Hochschulen 
und sonstigen wissenschaftlichen Hochschulen geöffnet blei-
ben. Das Sommersemester beginnt am 9. April 1942. Da aber 
die wehrfähigen Hochschullehrer und Assistenten im Felde 
stehen, wird nicht überall die Möglichkeit bestehen, alle Fächer, 
welche im Frieden an der Hochschule vertreten waren, auch im 
Sommersemester zu lesen. Vielleicht wird auch die eine oder 
andere Fakultät infolge der Kriegsverhältnisse nicht in der Lage 
sein, den Hochschulbetrieb weiter durchzuführen. 
Den Studierenden wird daher empfohlen, sich rechtzeitig 
vor Beziehen einer Hochschule bei dieser sich nach den im 
Sommersemester bestehenden Studienmöglichkeiten zu 
erkundigen.«
Pressemitteilung des REM zum Sommersemester 1942 
REM an Rektor, 26.2.1942, UA HD B-0576/1.
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Heidelberg aufnehmen sollte, wurde der Betriebswirt im Mai 1941 freigestellt.17 Dekan 
Thoms versuchte nach  Siebers Entlassung, dessen zur Luftwaffe geknüpften Verbindungen 
für die Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät zu nutzen, um die Heidelberger 
Luftfahrtforschung zu befördern.18 
Der Leiter des Dolmetscherinstituts und Romanist Mönch wurde bereits im November 
1939 auf Drängen des Rektors, der wiederholt auf die militärische Wichtigkeit des Dolmet-
scher-Instituts hinwies, aus dem Heeresdienst entlassen.19 Die Einziehung zum Truppen-
dienst drohte ihm fürderhin nicht mehr, er war allerdings als Dolmetscher für das OKW 
»sichergestellt«. Am 22. Juni 1940, dem Datum der Unterzeichnung der Kapitulation Frank-
reichs, verließ Mönch überstürzt Heidelberg, um dem OKW während der sich anschließen-
den Waffenstillstandsverhandlungen als Übersetzer zu dienen.20 Von Frankreich aus begab 
er sich im Oktober 1940 direkt nach Lüttich, um dort als Gastprofessor tätig zu werden.21 
Kurz vor Kriegsende kehrte Mönch wieder nach Heidelberg zurück.
Einberufungen von Assistenten
Alle Assistenten an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät wurden wäh-
rend des Kriegs für einige Monate oder Jahre zur Wehrmacht eingezogen. Die Stellen der 
eingezogenen Assistenten und Mitarbeiter durften gemäß eines Erlasses des MKU nicht 
neu vergeben werden22:
»Wenn man den Grundsatz vertritt, daß dem Kriegsteilnehmer durch seinen aktiven 
Einsatz für sein Vaterland ein Schaden nicht erwachsen soll. dann muß man nach 
meiner Auffassung zu dem Ergebnis kommen, daß der Lehrstuhlinhaber die Stelle 
eines einberufenen Assistenten freihalten muß, damit der einberufene Assistent seine 
Stelle nach Beendigung des Krieges sofort wieder antreten kann. Bei dringendem In-
teresse könnte also in der Zwischenzeit die Stelle nur durch eine Aushilfskraft besetzt 
werden.«23
Der Assistent von Thoms am Betriebswirtschaftlichen Institut, Heinz Dehoff, wurde be-
reits kurz nach seiner Einstellung im November 1939 als »SS-Sturmmann der Reserve« zur 
»Waffen-SS« eingezogen, wo er im SS-Hauptamt »Haushalt und Bauten« in Berlin, Unter den 
Linden, arbeitete.24 Sein Kollege Wilhelm Schmitz, 1913 in Kaiserslautern geboren, war be-
reits vor Dienstbeginn im Juli 1941 »kriegsversehrt« und mit dem Eisernen Kreuz II. Klasse 
ausgezeichnet aus der Wehrmacht entlassen worden: »Herr Schmitz hat den Polenfeldzug 
17 Ab Februar 1941 versuchte Rektor Schmitthenner, die Uk.-Stellung Siebers zu erreichen. Diese wurde aber mehrmals 
mit der Begründung abgelehnt, dass »der Beantragte [sc. Sieber] nach Wehrdienstverhältnis und Waffengattung für 
die Wehrmacht unentbehrlich und unersetzbar« sei. Wehrbezirkskommando Leipzig II, Referat U, Luftwaffe, an Rektor, 
12.2.1941 u. Rektor an Dekan, 19.5.1941, UA HD PA 283.
18 Vgl. Heidelberger Luftfahrtforschung S. 463.
19 Rektor an OKW, 12.12.1939, UA HD PA 5044.
20 Burkard an Rektor, 22.6.1940, UA HD PA 5044.
21 REM an Rektor, 19.10.1940, UA HD PA 5044.
22 Mit Kriegsbeginn fanden die für die Habilitanden obligatorischen »Dozentenlager« ihr Ende. Der »Stellvertreter des 
Führers«, Heß, verkündete im Oktober 1939 deren vorläufige Einstellung, da »das Reichslager der NSDAP. in Bad Tölz bis 
auf weiteres von der Wehrmacht belegt« sei. REM an Unterrichtsverwaltungen der Länder, 7.10.1939, UA HD B-8115.
23 MKU an REM, 5.2.1940, GLA KA 235-29821.
24 SS-Führungshauptamt, Kommandoamt der Waffen-SS an Rektor, 24.3.1941 u. Dehoff an Sekretariat der Universität 
Heidelberg, 17.5.1941, UA HD PA 3530. Zum 1.12.1941 wurde der zum SS-Obersturmführer avancierte Dehoff vom ao. 
zum o. Assistenten befördert ohne für längere Zeit vom Dienst in der »Waffen-SS« befreit worden zu sein. MKU an Uni-
versitätskasse, 18.12.1941, UA HD PA 3530. 
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mitgemacht. Er lag dann am Westwall; später kämpfte er gegen den Bolschewismus.«25 Sei-
ne Dienstzeit als Soldat wurde ihm besoldungsmäßig mitangerechnet. Seine in den Akten 
nicht näher spezifizierte »Kriegsversehrung« schützte Schmitz nicht sehr lange vor einer 
weiteren Einberufung – im Januar 1943 wird der ordentliche Assistent im Geschäftsvertei-
lungsplan des Betriebswirtschaftlichen Instituts bereits wieder als »eingezogen« geführt.26 
Der Assistent am Institut für Rohstoff- und Warenkunde, Emil Deufel, starb im November 
1941 in Russland, der Assistent Schusters, Heinz Drechsel, fiel ein Jahr später ebenfalls an 
der Ostfront.27 Extraordinarius Pfenning gilt seit Kriegsende als vermisst. Über die »Gefal-
lenen der Fakultät« wurde bis Februar 1945 eine handschriftliche Liste geführt. Studenten, 
die als Soldaten an der Front gefallen waren, wurden an dieser Stelle nicht verzeichnet, 
wohl aber die 75 Studenten und Doktoranden, davon 4 Frauen, die durch »Terror-« und 
»Tieffliegerangriffe« starben.
Lehrverpflichtungen allein schützten die Assistenten und wissenschaftlichen Mitarbei-
ter nicht einmal in den ersten Kriegsmonaten vor dem Einsatz an der Front, wie die Diskus-
sion um die Einberufung des Assistenten Schusters, Volkswirt Rittig, belegt. Der Assistent 
Schusters hatte am 20. Juni 1940 kurzfristig seinen Einberufungsbescheid nach Posen in 
Westpreußen erhalten.28 Gegenüber seinem direkten Vorgesetzten Schuster erklärte Rittig, 
dass er »auf einen vom Dekan der Fakultät angebotenen Antrag auf U.k.-Stellung wie auf 
eine kurzfristige Zurückstellung [...] verzichte«.29 In einer von Thoms an Schuster gesandten 
Darstellung las sich dies freilich anders: Der Dekan berichtete, dass Rittig bei ihm mit der 
Bitte vorgesprochen habe, er möge beim Wehrmeldeamt einen Antrag auf Rückstellung für 
mindestens zwei Wochen stellen.30 Thoms weigerte sich, gegenüber der Wehrmacht tätig 
zu werden, da es aus Sicht der Fakultät hierfür keinen Anlass gebe. Aufgrund des weiteren 
Drängens Rittigs, so schrieb Thoms an Schuster, habe er ihm erklärt, dass ihn dieses Ver-
halten enttäusche, schließlich sei dies »wohl der letzte Augenblick, dass Rittig die Chance 
bekäme, noch Soldat zu werden, und dass diese womöglich durch einen U.k.-Antrag hin-
fällig werden könnte«. Auch das Rektorat stellte sich auf die Position des blitzkriegtrunke-
nen Thoms, dass laufende Lehrveranstaltungen allein keinen Anlass für eine Rückstellung 
darstellten. Auf die geringe Chance, durch persönliche Vorsprache beim Wehrmeldeamt 
eine Rückstellung zu erreichen, verzichtete Rittig. Am 23. Juli 1940 schrieb Thoms dem »Ka-
meraden« Rittig: »Sie sind wirklich zu beneiden, dass sie noch während dieses Krieges das 
Glück haben, den grauen Rock [sc. die Wehrmachtsuniform] zu tragen.«31
25 Schmitz wurde direkt ins 6. und 7. Diätendienstjahr eingestuft. Dekan an MKU, 14.7.1942, UA HD H-VI-622.
26 Thoms an Rektor, 16.1.1943, UA HD B-0862/3. Im Gegensatz zu seinem Kollegen Dehoff wurde Schmitz nicht auf der 
Liste der zu entlassenden Hochschullehrer geführt. Military Government Heidelberg, Earl L. Crum, an Rektor, 16.1.1946, 
UA HD B-3029/13.
27 Übersicht über die Gefallenen der Fakultät bis Februar 1945, UA HD H-VI-908. Die Liste beginnt im Juni 1941 mit dem 
Überfall auf die Sowjetunion und endet mit dem Eintrag, dass ein Dr. Arno Graßhoff im Februar 1945 im »Volkssturm« 
sein Leben ließ.
28 Rittig an Schuster, 16.6.1940, UA HD PA 280. 
29 Ebd.
30 Thoms an Schuster, 28.6.1940, UA HD PA 280.
31 Thoms an Rittig, 23.7.1940, UA HD PA 280. Vom früheren Extraordinarius an der Staats- und Wirtschaftswissenschaft-
lichen Fakultät und engen Mitarbeiter Thoms’, Siegfried Wendt, stammt ein in seinem Fanatismus bemerkenswertes 
Schreiben aus den letzten Kriegstagen. Der Nationalökonom meldete sich am 1. März 1945 nach gerade erfolgter Ent-
lassung freiwillig zurück zur Wehrmacht: »Am 7. Nov. bin ich unter dem Stichwort ›Sonder-elbe Wissenschaft‹ [sic!] nach 
5 jähriger Wehrdienstzeit u.k. gestellt worden. Ich war damals sehr dankbar, dass ich mich nach so langer Zeit wieder 
der wissenschaftlichen Arbeit zuwenden konnte, obwohl mich die Entscheidung grundsätzlich überrascht hat, da ich 
als Offizier mit Tauglichkeitsgrad k.v. [sc. kriegsverwendungsfähig] an der Front stand. Inzwischen hat sich die militä-
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»Gerne außerhalb des akademischen Lehrbetriebs«, 1944
Mit fortschreitender Kriegsdauer wuchs für als politisch unzuverlässig geltende Wis-
senschaftler die Gefahr, an die Front versetzt zu werden. Nach dem Willen des »General-
bevollmächtigten für den totalen Kriegseinsatz«, Propagandaminister Goebbels, sollten 
studentische Hilfskräfte, wissenschaftliche Mitarbeiter und Professoren an den Instituten 
für den Arbeitseinsatz »freigemacht« werden, wobei die Auswahl nach deren politischer 
»Haltung« getroffen werden sollte. Da die Fakultäten im »Zuge des totalen Kriegseinsatzes 
bis auf wenige zusammenschmelzen« würden, komme der personellen Besetzung dieser 
wenigen verbliebenen Bildungseinrichtungen eine »erhöhte Bedeutung« zu, hieß es in 
einem Schreiben des Reichsjustizministeriums aus dem August 1944: Es sei Einfluss da-
rauf nehmen, dass nur einwandfrei nationalsozialistische Hochschullehrer von der Front 
verschont bleiben.32 Der SD-Führer von Straßburg wandte sich am 16. Oktober 1944 an 
den SD-Berichterstatter Wesch mit der Bitte, im Rahmen der »Sicherung der Geisteswissen-
schaften« dem Reichssicherheitshauptamt politisch unzuverlässige Wissenschaftler für die 
Front beziehungsweise zum Arbeitsdienst zu melden: 
»Die Parteikanzlei hat das Reichssicherheitshauptamt um Vorschläge ersucht, welche 
besonders hervorragenden Geisteswissenschaftler [...] vor der Einziehung gesichert 
werden sollen [sic!]. Schärfster Maßstab solle hierbei angelegt werden. […] Welche 
Professoren würden aus politisch-weltanschaulichen Gründen gerne von dort aus 
außerhalb des akademischen Lehrbetriebs gesehen?«33
Nach Aktenlage haben entweder Rektor Schmitthenner oder Dekan Thoms – mögli-
cherweise auch SD-Berichterstatter Wesch, mit dem Schuster über die Heidelberger Luft-
fahrtforschung aneinander geraten war – den politisch schlecht beleumundeten Schuster 
im Sommer 1944 als »entbehrlich« eingestuft.34 Mitte September 1944 musste der Rektor 
die Freigabe Schusters zum »Sonderarbeitseinsatz« zurückziehen – Schuster war durch die 
Tatsache gerettet worden, dass sein Seminar durch einen Forschungsauftrag des Beauf-
tragten für den Vierjahresplan und Generalbevollmächtigten für den Arbeitseinsatz zum 
»Wehrbetrieb« ernannt worden war. Ein »Sonderarbeitseinsatz« des Volkswirts kam somit 
nicht mehr in Frage.35
»Freimachung im Vollzug der totalen Kriegsmaßnahmen«
Am 13. Januar 1943 hatte Hitler den Erlass »über den umfassenden Einsatz von Männern 
und Frauen für die Aufgaben der Reichsverteidigung« unterzeichnet, um »wehrfähige 
Männer für den Fronteinsatz freizumachen«.36 Im Rahmen des »totalen Arbeitseinsatzes« 
forderte der zum Reichsverteidigungskommissar für den Reichsverteidigungsbezirk Baden 
ernannte Gauleiter Robert Wagner im Juni 1943 die ihm unterstellten Dienststellen, unter 
rische Lage so verschärft, dass jeder waffenfähige Mann eingesetzt werden muss. Ich bitte daher, mich wieder für den 
Wehrdienst frei zu geben. [...] Ich bin 43 Jahre alt und Leutnant bei der Flak.« Wendt an REM, 1.3.1945, BDC REM W 50/3 
Wendt, Siegfried. 
32 Reichsjustizministerium an Reichsbevollmächtigten für den totalen Kriegseinsatz, Goebbels, 31.8.1944, 
BA R 4901-13827.
33 Sicherheitsdienst des RFSS, SD-Führer Straßburg, Tollens, an Wesch, 16.10.1944, UA HD REP 38/12.
34 Siehe S. 466. Ein solches Schreiben liegt nicht vor, die Vorgang lässt sich allein aus der Rücknahme der Freigabe rekonst-
ruieren. Rektor, Bescheinigung, 18.9.1944, UA HD PA 5819.
35 Ebd.
36 In Auszügen abgedruckt in: Overesch u.a.: Das Dritte Reich. S. 8789/8790.
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ihnen auch die Universität Heidelberg, auf, jünge-
re weibliche Arbeitskräfte zum Einsatz in der Rüs-
tungsfertigung zu melden. Diese sollten gegen 
»ältere im Vollzug der totalen Kriegsmaßnahmen 
arbeitspflichtig gewordene« Arbeitskräfte ausge-
tauscht werden.37
Nachdem seinem ersten Aufruf »noch nicht 
von allen Dienststellen in dem wünschenswerten 
Maße Rechnung getragen« worden war, erneuer-
te Wagner am 16. Februar 1944 seinen Aufruf, in 
Frage kommende jüngere Frauen den zuständi-
gen Arbeitsämtern zu melden.38 In Verfolg dieser 
Anordnung wurden die Institutsdirektoren am 11. 
März 1944 durch das MKU aufgefordert, alle weiblichen Arbeitskräfte unter 30 Jahren zu 
melden und diejenigen unter ihnen zu benennen, die zum Rüstungseinsatz »freigegeben« 
werden könnten.39 
An Schusters Institut für Volkswirtschaftslehre und Statistik erging am 21. März 1944 
die Anordnung des Rektors, »sofortigen Bericht« zu erstatten, welche der an seinem In-
stitut beschäftigten sechs jungen Frauen zur Rüstungsfertigung »freizumachen« seien.40 
Gau leiter Wagner hatte sich in seinem Erlass beklagt, dass »es nicht verantwortet werden 
[könne], dass ältere Frauen den Betrieben für körperlich anstrengende Fertigungsarbei-
ten überwiesen werden, während einfache Büroarbeiten in den Behörden von jederzeit 
ersetzbaren jungen Mädchen ausgeführt werden« würden.41 Schuster nahm diese Vorlage 
Wagners auf und erklärte, dass es sich in seinem Institut nicht um die angesprochenen 
»einfachen«, »jederzeit ersetzbaren« Bürokräfte handele, weswegen er keine Mitarbeiterin 
freigeben könnte.42 Tatsächlich scheint es Schuster gelungen zu sein, seine Mitarbeiterin-
nen vor dem Arbeitsdienst in der Rüstungsindustrie zu schützen.43
Im Januar 1945 wurden die Heidelberger Institute vom REM zur Mobilisierung des 
»Volkssturms« angewiesen, eine Liste aller Dozenten inklusive des Datums der letzten 
Musterung, Kriegsversehrtenstufe und Uk-Stellung ans Rektorat zu melden.44 Jecht konnte 
noch im Februar 1945 erreichen, dass das InSoSta zumindest vorläufig in Osenbergs »Wehr-
forschungsgemeinschaft« aufgenommen wurde.45 Allerdings mussten auf Anordnung des 
Leiters des Planungsamts auch 30% der in den Forschungsstätten der »Wehrforschungs-
37 Reichsverteidigungskommissar für den Reichsverteidigungsbezirk Baden an sämtliche Dienststellen des Landes, 
16.2.1944, UA MA B2 15/1.
38 Ebd.
39 MKU an sämtliche Dienststellen in Baden und im Elsass (ohne Schulen), 11.3.1944, UA MA B2 15/1.
40 Rektor an Institutsdirektoren, 21.3.1944, UA MA B2 15/1.
41 Reichsverteidigungskommissar für den Reichsverteidigungsbezirk Baden an sämtliche Dienststellen des Landes, 
16.2.1944, UA MA B2 15/1.
42 Schuster an Rektor, 22.3.1944, UA MA B2 15/1.
43 Über die anderen Institute liegen keine ins Detail gehenden Briefwechsel bezüglich der »Freimachung« vor.
44 Rektor an REM, 10.1.1945, BA R 4901-13152.
45 Jecht war nach eigener Auskunft im Besitz eines »vorläufigen Ausweises über die Zugehörigkeit zur Wehrforschungsge-
meinschaft«. Zur offiziellen Aufnahme des InSoSta in die »Wehrforschungsgemeinschaft« sollte es vor Kriegsende nicht 
mehr kommen. Jecht an Rektor, 17.2.1945, UA HD B-6680/2. Zur »Wehrforschungsgemeinschaft« siehe Anm. 178, S. 466.
»Endsieg des Willens«Quelle 63 | 
»Studentinnen und Studenten! Nach der deutschen Abrüstung 
fiel von Seiten der Gegner das Wort, nun gelte es noch, den 
deutschen Geist zu zerstören. Dieses Wort galt damals nicht 
zuletzt dem Geist des Widerstands der aus dem Kriege heimge-
kehrten deutschen Studenten gegen die Ketten von Versailles. 
Heute gilt es, das vom Führer vollbrachte Werk der Befreiung 
gegen Angreifer zu verteidigen, die wiederum, nun erst recht, 
die deutsche Nation auch als eine geistige Macht in der Welt 
vernichten wollen. Das bedeutet für den Studenten, so lange 
er in der Front der Heimat steht: in ernster Arbeit, jeder in 
seinem Teil, seinen Mann zu stellen im Kampf für die Wahrung 
deutschen Geistesgutes und für den Endsieg des Willens zur 
Gemeinschaft des großdeutschen Volkes.«
Bilfinger: Studenten 1. Tri. 1940. S. 10.
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gemeinschaft« tätigen Kräfte als letztes Aufgebot beim »Volkssturm« antreten, unter die-
sen befand sich der Hausmeister des InSoSta.46 Um den Lehrbetrieb dennoch aufrecht zu 
erhalten, hatte Jecht bei der Leitung des nahen Heidelberger Gefängnisses einen Antrag 
auf »Überlassung von weiblichen Strafgefangenen« zur Reinigung des Institutsgebäudes 
gestellt, der aber abgelehnt worden war.47
»Endsieg des Willens«: 8.2 
Studium zwischen Wehrmacht 
und »Ausmerze«
Einberufungen zur Wehrmacht
»Der Krieg nimmt allmählich weltweite Formen an – es 
wird wohl eine General-Bereinigung aller weltpolitischen 
Fragen werden. Im Winter wird es aber hoffentlich wieder 
etwas ruhiger werden, damit eine Beurlaubung zur Able-
gung meiner Prüfung möglich ist.« Feldpost von Ostfront, 
Unteroffizier und Student Lorenz Ludwig an Sekretariat 
der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät, 
11.5.1941, UA HD H-VI-856.
Mit Beginn der Offensive gegen Polen wurden große Teile der männlichen Studenten 
im Deutschen Reich zur Wehrmacht eingezogen. Kameradschaftsführer Wolf Siebert be-
richtete zum Beginn des Trimesters 1941, dass 85% der Studenten aus den Heidelberger 
Kameradschaften zur Wehrmacht eingezogen worden seien.48 Der Fabrikdienst und die 
Prüfungen zum Erhalt eines »SA-Wehrabzeichen« wurden für die männlichen Studieren-
den für die Dauer des Kriegs ausgesetzt.49 Das Diagramm zu den Studierendenzahlen an 
der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät (S. 475) zeigt den Einbruch zum 
ersten Trimester 1940. Allerdings erholten sich die Studierendenzahlen zum zweiten Tri-
mester 1940 bereits wieder. An der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät fiel 
der Einbruch vom Sommersemester 1939 zum 1. Trimester 1940 deutlich schwächer aus. 
Will man den Immatrikulationslisten der Quästur Glauben schenken, standen zum ersten 
Trimester 1940 den zehn »zur Wehrmacht beurlaubten« Studenten 166 Studenten gegen-
über, die an der Fakultät verblieben waren.50 In den Folgetrimestern erhöhte sich der Anteil 
der »kostenlos als beurlaubt weitergeführten« männlichen Studenten in der Wehrmacht 
beständig.
Um den von der Front an die Fakultät heimkehrenden Studenten der Volkswirtschafts-
lehre das Absolvieren der Prüfungen zu erleichtern und die hohe Durchfallquote zu sen-
46 InSoSta an Universitätsverwaltung, 8.2.1945, UA HD H-VI-612. 
47 Ebd.
48 Siebert: Kameradschaftsarbeit. S. 12.
49 Ebd. S. 13.
50 Studierende, die zur Wehrmacht beurlaubt worden waren, wurden in den Immatrikulationslisten der Quästur vom ers-
ten Trimester 1940 bis zum Sommersemester 1942 durch ein »+« vor dem Namen gekennzeichnet. Ab Wintersemester 
1942/43 wurden die Immatrikulationslisten als »Verzeichnis der ortsanwesenden Studierenden« weitergeführt und die 
»bei der Wehrmacht befindlichen Studierenden, die kostenlos als beurlaubt weitergeführt« wurden, nicht mehr aufge-
führt. Akademische Quästur, Verzeichnis der Studierenden, UA HD.
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ken, erbat Schuster im März 1943 bei Dekan Thoms 
die Absenkung des Schwierigkeitsniveaus in den 
betriebstechnischen Klausuren. Thoms sprach sich 
gegen eine generelle Absenkung der Prüfungsan-
forderungen aus, erklärte aber zustimmend, die 
Klausuren von Kriegsteilnehmern seien »mit äu-
ßerster Rücksichtnahme« zu beurteilen.51 Die Er-
folgsquote bei den Prüfungen durfte daher auch 
an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen 
Fakultät trotz sinkenden Leistungsniveaus nicht 
gefallen sein, wie auch Michael Grüttner mit Blick 
auf die reichsweite Prüfungsstatistik konstatiert.52
Bis zur Niederlage bei Stalingrad 1943 hatten 
langgediente Soldaten nach drei Jahren im Feld auf eine Beurlaubung zum Studium bzw. 
zu Prüfungen hoffen können.53 Ab 1943 wurden nur noch versehrte Soldaten zum Stu-
dium freigestellt.54 Die Belastung der an den Universitäten verbliebenen Studierenden 
durch »Dienst« in der Fabrik, der Organisation Todt, der Reichsbahn oder beim Roten Kreuz 
wuchs beständig. Der größte Teil der Studierenden verbrachte die vorlesungsfreie Zeit im 
Fabrikdienst. Die Rekrutierung von universitärem Nachwuchs und Hochschullehrern hat-
te sich durch die kurzfristigen Einberufungen an die Front, sinkende Absolventenzahlen 
und die zunehmende Attraktivität von Stellen in der vollausgelasteten Industrie oder der 
Wehrmacht zu einem so drängenden Problem entwickelt, dass es den SD auf den Plan rief. 
Im Mai 1942 wandte sich das Reichssicherheitshauptamt mit einer geheimen »Denkschrift 
über die Lage auf dem Gebiet der Wissenschaft« an SD-Berichterstatter Wesch und verlang-
te um Auskunft über die »Nachwuchsschwierigkeiten« an den Universitäten:55 
»1. Benennung und Beschreibung von Fällen, in denen Hochschullehrer zur Industrie, 
Wirtschaft, Wehrmacht usw. abgewandert sind, weil sie bzw. ihre Wissenschaft diffa-
miert worden sind. […] 3. Benennung und Beschreibung von Fällen, in denen wissen-
schaftlich begabte junge Leute, nach dem Ablegen ihres Examens nicht zu bewegen 
waren, die Hochschullaufbahn einzuschlagen, weil sie infolge der Abwertung und der 
schlechten finanziellen Lage der Hochschullehrer das Risiko einer Habilitation nicht auf 
sich nehmen wollten, und weil sie außerhalb der Hochschule bereits in jungen Jahren 
günstiger dastehen als Ordinarien nach mehrjähriger Lehrtätigkeit (besonders drasti-
sche Fälle möglichst konkret schildern).«56
Eine Antwort Weschs ist in den Akten nicht enthalten. Ihr Salär jedenfalls konnten wis-
senschaftliche Assistenten, »die bei einwandfreier weltanschaulicher Ausrichtung und 
guten Fachkenntnissen einen weitgehenden Überblick nicht nur über die Personallage, 
sondern auch über die grundsätzlichen wissenschaftspolitischen Probleme auf dem betr. 
51 Schuster an Thoms, 9.3.1943, UA HD H-VI-876/2. Vgl. Grüttner: Studenten. S. 385/386.
52 Ebd. S. 385.
53 Grüttner schreibt mit Bezug auf einen Geheimerlaß des Generalfeldmarschalls Keitel, dass ab Februar 1942 keine Beur-
laubungen zum Studium mehr zugelassen wurden. Grüttner: Studenten. S. 365. Das Heidelberger Studentensekretariat 
gab noch im September 1943 die Auskunft, eine Beurlaubung sei nach drei Jahren möglich. Studentensekretariat, Aus-
kunft, 17.9.1942, UA HD H-VI-801/1.
54 Grüttner: Studenten. S. 365.
55 Busch an Wesch, 8.5.1942, UA HD REP 38/12.
56 Ebd.
»Heldentod«Quelle 64 | 
»Zu dem schweren Verlust, vom dem Sie durch den Heldentod 
Ihres hoffnungsvollen Sohnes, des früheren Studierenden der 
Staatswissenschaften, [Name], betroffen wurden, spreche ich 
Ihnen sowie Ihrer Familie namens der Universität und zugleich 
in meinem eigenen Namen das herzlichste Beileid aus. Ihr 
Sohn hat in einer Zeit gewaltiger, geschichtlicher Entscheidun-
gen seine Treue zu Führer, Volk und Vaterland mit der Hingabe 
seines Lebens besiegelt. Dieses größte Opfer wird nicht um-
sonst gewesen sein, er selbst aber der Gemeinschaft der Uni-
versität als Vorbild soldatischer Pflichterfüllung unvergessen 
sein. Heil Hitler!«
Rektor, Standardschreiben mit Beileidsbekundung bei Tod des 
Sohns, Mannes, Vaters, 16.2.1944, UA HD H-VI-908.
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Gebiet besitzen«, auch in den Diensten des Wissenschaftsreferats des Reichssicherheits-
hauptamts aufbessern. Gegen Spitzeldienste und Gutachten garantierte der SD im Gegen-
zug umfassende Protektion:
»Die Bedingungen, unter denen die Betroffenen eingestellt werden, werden großzü-
gig gehandhabt werden, so daß sich die Betreffenden sowohl in finanzieller Hinsicht 
als auch hinsichtlich ihres fachlichen und beruflichen Vorwärtskommens verbessern 
können.«57
Im REM wurde im Juli 1942 eine »Besprechung über Maßnahmen zur Behebung der 
Nachwuchsnot in den akademischen Berufen« anberaumt, auf der Vertreter der wichtigs-
ten Ministerien über Lösungswege zur »katastrophalen Größe« der »akademischen Nach-
wuchslage [sic!]« verhandelten.58 Der Reichsminister und Chef der Reichskanzlei, Lammers, 
protestierte bei Rust gegen die drastische Verschlechterung der Studienbedingungen, 
fand in diesem aber nur einen ähnlich machtlosen Verbündeten59:
»Wenn ich, sehr verehrter Parteigenosse Rust, demgemäß anrege, in vollem Umfange 
auf eine anderweitige Inanspruchnahme der Studierenden mindestens vom dritten 
Semester zu verzichten, so bewegen mich dazu wichtigste staatspolitische Gründe 
und die Erkenntnis, daß der Leistungsstand unserer Wissenschaft bei Beibehaltung des 
bisherigen Verfahrens in unverantwortlicher Weise gefährdet wird. Die Studierenden 
müssen aus dem Arbeitsdienst herausgenommen werden nicht trotz des totalen Krie-
ges, sondern wegen des durch den totalen Krieg bedingten Erfordernisses der Konzen-
trierung aller Kräfte auf das Wesentliche.«60
Rusts und Lammers Bemühen war vergeblich. Im März 1943 hatte das REM die Kontrolle 
über die »Heranziehung der Studierenden zu einem Einsatz während des Studiums« an die 
Reichsstudentenführung unter Scheel abgegeben und war damit jeder Chance zu weiter-
gehender Einflussnahme beraubt.61
»Weltfremdes Fachwissen« – Arbeitsdienstpflicht
Der »Bewährungsdruck« auf die an der Universität Heidelberg verbliebenen Studierenden 
nahm beständig zu: 1941 drohte der NSDStB allen Kommilitonen mit schwerwiegenden 
Konsequenzen, die sich in den Augen seiner Funktionäre »politischer Interesselosigkeit, 
weltfremdem Fachwissens [oder] ›akademischer‹ Überheblichkeit« schuldig gemacht hät-
ten:
»Der junge Student hat sich des Vertrauens würdig zu erweisen, das die Führung von 
Partei und Staat dem deutschen Studententum durch Gewährung der Selbstver-
waltung geschenkt hat. Ein Mann, der versagt, schmälert das Ansehen des ganzen 
deutschen Studententums. Er muß und wird ausgemerzt werden. Er ist nicht würdig, 
deutscher Student zu sein, denn die nationalsozialistischen Studenten sind auch im 
Kriege, an der Hochschule, wie an der Front die treuesten und begeistertsten Kämpfer 
für Adolf Hitler.«62
57 Busch an Wesch, Betr. Verpflichtung wissenschaftlicher Assistenten zur Mitarbeit im Wissenschaftsreferat des Reichs-
sicherheitshauptamtes, 9.7.1942, UA HD REP 38/12.
58 Niederschrift – Besprechung über Maßnahmen zur Behebung der Nachwuchsnot in den akademischen Berufen am 
17. Juli 1942 im Reichserziehungsministerium, BA R 4901-13161.
59 Ebd. S. 381.
60 Reichsminister und Chef der Reichskanzlei, Lammers, an REM, 6.9.1943, BA R 4901-13993.
61 Grüttner: Studenten. S. 381.
62 Siebert: Kameradschaftsarbeit. S. 14.
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Zum Trimester 1941 verkündete der 
Reichsstudentenführer die Richtlinien zur 
»studentischen Dienstpflicht«: 
»Beseelt von dem Willen, den uns auf ge-
zwungenen Krieg siegreich zu beenden, 
wird jeder Student freudig diese neue ge-
waltige Aufgabe anpacken und auf dem 
ihm zugewiesenen Arbeitsplatz ebenso 
wie in seinem Studium voll seinen Mann 
stellen. Buch, Schwert und Spaten sollen 
in diesem Krieg erst recht die Sinnbilder 
studentischer Arbeit sein.«63
Die Studierenden der ersten drei Semes-
ter wurden in »Dienstgemeinschaften«, bzw. 
»Kameradschaften« zusammengeschlossen, 
um durch »Stoßarbeiten« und »Einsatz« »die 
Wehr- und Wirtschaftskraft« des Volkes zu 
»stärken«.64 Studierende höherer Semester 
waren von der Dienstpflicht ausgenommen, konnten aber bei »besonderen Ereignissen 
(Notfall)« oder zu »kriegswichtigen wissenschaftlichen und politischen Arbeiten« herange-
zogen werden. Da die meisten männlichen Studenten seit 1941 als Soldaten dem Zugriff 
der Studentenführung entzogen waren, trafen die Arbeitseinsätze vor allem die weiblichen 
Studierenden.65 »Sollte es in den Reihen der Studentenschaft Saboteure der inneren Front 
geben«, drohte der Leiter des Amts für »Politische Erziehung«, cand. med. Wolfgang Siebert, 
»so [würden] sie mit den entsprechenden Mitteln ausgeschieden.«66 Nach einem Geheim-
erlaß des Studentenführers Scheel sollten Studierende, die sich den Anweisungen des 
NSDStB-Führers und ihrer Dienstpflicht entzogen, der Gestapo zum »Verhör« übergeben 
werden.67
»Freimachung« für den »Totalen Krieg«, 1943/44
Nachdem Propagandaminister Goebbels am 18. Februar 1943 den »Totalen Krieg« ausge-
rufen hatte, forderte das REM einen Monat später die Hochschulen auf, diejenigen Studie-
renden, »die den erhöhten Anforderungen eines Studiums im Kriege nicht genügen, einem 
anderen, der totalen Mobilmachung besser entsprechenden Arbeitseinsatz, zuzuführen« 
(Quelle »Ausscheidung der Ungeeigneten«, nebenstehend). Die »Freimachung« verlief aus 
Sicht des REM und NSDStB unbefriedigend. Reichsweit wurden 250 Studierende (≈0,5% 
der Gesamtstudierendenzahl) gemeldet und von den Universitäten vertrieben: »The Minis-
63 Siebert: Studentische Dienstpflicht. S. 21.
64 Der Arbeitseinsatz konnte entweder zu »Stoßarbeiten, für die die notwendigen Arbeitskräfte fehlten« (»a) in landwirt-
schaftlichen Betrieben, b) bei Lebensmitteltransporten, c) bei Abladen von Kohlenzügen, d) zur Schadenverhütung, e) 
zur Freimachung wichtiger Verkehrswege«) oder als »Einsatz a) im Reichsluftschutzbund, b) in der NSV, c) in den Wirt-
schafts- und Ernährungsämtern, d) für Wachen in kriegswichtigen Instituten, e) für kriegswichtige wissenschaftliche 
und statistische Arbeiten« befohlen werden. Siebert: Studentische Dienstpflicht. S. 22.
65 Grüttner: Studenten. S. 378.
66 Siebert: Studentische Dienstpflicht. S. 22. 
67 Giles: Students. S. 270.
»Quelle 65 | Ausscheidung der Ungeeigneten«
»Da im Hinblick auf die Nachwuchslage die Ausbildung des akade-
mischen Nachwuchses kriegswichtig und deshalb fortzusetzen ist, 
darf die Überprüfung [...] nicht unter dem Gesichtspunkt stehen, eine 
möglichst große [sic!] Zahl von Studierenden als Kräfte für den allge-
meinen Arbeitseinsatz freizumachen. Ziel der Überprüfung ist allein die 
Ausscheidung der nach Leistungen und Haltung Ungeeigneten [sic!], 
weil sie im Studium fehl am Platze sind und außerdem die Hochschule 
unnötig belasten. 
Der laufenden Überprüfung kommt zugleich eine wesentliche erziehe-
rische Bedeutung zu, indem sie der Forderung nach Intensivierung des 
Studiums Ausdruck verleiht und die Studierenden zu einer Steigerung 
ihrer Leistungen anspornt. Bei der Überprüfung sind die fachliche 
Eignung und Leistung, die Gesamthaltung und die Einsatzbereitschaft 
zu werten. Es ist ein strenger Maßstab anzulegen. Im totalen Krieg ist 
ein Studium nur dann gerechtfertigt und notwendig, wenn es ernstlich 
und erfolgreich mit dem Ziele einer beschleunigten Berufsausbildung 
und anschließender Berufsausübung betrieben wird.« 
REM, Schnellbrief, 30.4.1943, UA HD B-6694/1. Unvollständiges Exemplar 
im UA HD als Träger eines Zeitungsausschnitts überliefert.
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try [sc. das REM] found it difficult to believe that 
99,5 percents of the students were models of dili-
gence and urged the rectors to be ›rather too strict 
than too lenient‹ in the future«.68
Zu Beginn des Sommersemesters 1944 sollten 
in einer weiteren »Ausmerzeaktion« Studierende 
zum Einsatz an der Front bzw. den Rüstungsfab-
riken »frei« gemacht werden. Die Überprüfung 
in Frage kommender Studenten oblag Dekan 
Thoms. Generell ausgenommen von der »Aus-
merze« waren nach dem Willen Goebbels als dem 
»Reichsbeauftragten für den totalen Kriegsein-
satz« diejenigen Studierenden, die kurz vor ih-
rem Examen standen.69 Von den 46 überprüften 
Studierenden der Staats- und Wirtschaftswissen-
schaftlichen Fakultät wurden im Februar 1944 ein 
Student und vier Studentinnen vom Studium aus-
geschlossen, die mehrmals die Abschlussklausu-
ren im betriebswirtschaftlichen bzw. Dolmetscher-Studium nicht bestanden hatten.70
Immatrikulationsstop und zweite »Ausmerze«-
Welle, September 1944
Anfang September 1944 wurde die Neuaufnahme von Studierenden durch das REM unter-
sagt: »Auf Grund der im Rahmen des totalen Kriegseinsatzes getroffenen Maßnahmen auf 
dem Gebiet des Hochschulwesens vom WS 1944/45 [ist] die Vornahme von Erstimmatri-
kulationen untersagt.«71 Bis zum vierten Semester waren alle Studierenden entweder in 
den Arbeitsdienst oder zur Wehrmacht zu verweisen.72 Der Einbruch an Studierenden traf 
vor allem Studentinnen, da zu diesem Zeitpunkt männliche, nichtversehrte Studierende 
nahezu ausnahmslos bereits zur Wehrmacht eingezogen worden waren. Die noch an der 
Universität verbliebenen Studenten waren von der Wehrmacht zum Studium abkomman-
diert worden. 
Im Gegensatz zur »Überprüfung« im April 1943, die auf eine »Ausscheidung« derjenigen 
Studierenden abzielte, die ihr Studium allein »zur Erlangung einer besseren Bildung« und 
zur »Vermeidung einer Dienstverpflichtung« aufgenommen hatten, und explizit nicht unter 
dem Ziel einer möglichst großen Zahl an »Freigemachten« betrieben wurde, sollten von den 
»Ausmerzeaktionen« im letzten Kriegsjahr 1944 nur noch diejenigen verschont werden, die 
68 Ebd. S. 294/295.
69 REM, Aktennotiz, Weiterführung der Hochschulen im SoSe 1945, ohne Datum [ca. Februar 1944], BA R 4901-13828.
70 Unter den von Thoms einbestellten Studierenden befanden sich 16 Dolmetscher, 11 Betriebswirte, 8 Volkswirte und 11 
examinierte Dolmetscher, die nach bestandener Prüfung ein wirtschaftswissenschaftliches Studium weiterführten. Drei 
der vier »ausgemerzten« Studierenden (drei Frauen, ein Mann) waren Betriebswirte, einer unter ihnen Dolmetscher. 
Dekan an Schuster, 16.2.1944, UA MA B2 15/1. 
71 REM an Hauptschuldirektor Maier-Stauffer, 8.9.1944, BA R 4901-13939.
72 Tatsächlich gab es – aller Rigorosität der Ankündigung zum Trotz – eine geringe Anzahl Erstimmatrikulierter.
Im Wintersemester 1944/45 zum Studium berechtigte und 
zum Einsatz freiwerdende Reichs- und Volksdeutsche




 absolut  davon: Versehrte
Frauen 10.700  31.100
männl. Zivilstudenten 9.375 7.300 4.425
Zivilisten 20.075 7.300 35.525
Abkommandierte 9.425  14.675
Wehrm. Urlauber 7.375 5.900 475
Wehrmachtsangehörige 16.800 5.900 15.150
Zus. Studienfortsetzer + 36.875 13.200  
Studienanfänger 2.125 2.125  
überhaupt 39.000 15.325 50.675
»Freimachung« zum Wintersemester 1944/45 Diagramm 10 | 
Aktennotiz: REM vom 5. September 1944, BA R 4901- 13828.
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unmittelbar vor dem Abschluss ihres Studiums 
standen.73 Die an der Staats- und Wirtschafts-
wissenschaftlichen Fakultät angesiedelten 
Fächer, Wirtschaftswissenschaften und das 
Dolmetscher-Studium, gehörten im Gegen-
satz zu Medizin, Chemie und Maschinen bau 
nie zu den »kriegswichtigen Fächern«, die in 
besonderer Weise durch die Wehrmacht und 
das REM vor der »Ausmerze« und Schließung 
geschützt wurden.74
Ins Visier des REM gerieten an der Staats- 
und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät 
vor allem die Studentinnen des Dolmetscher-
Instituts. Das Studium am Dolmetscher-
Institut stellte für viele Studenten nur die 
erste Etappe des Hochschulstudiums dar. 
Viele wechselten nach der Prüfung im vier-
ten bzw. fünften Semester an die wirtschafts-
wissenschaftlichen Institute der Staats- und 
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät, bzw. 
in die neuphilologischen Institute der Phi-
losophischen Fakultät. Im Krieg wurden die 
Studentensekretariate durch einen Erlass des 
REM vom 22. März 1943 angewiesen, Perso-
nen mit abgeschlossener Berufsausbildung 
die Einschreibung in ein ordentliches Studi-
um zu verweigern. Diese sollten für die Dauer 
des Krieges in dem von ihnen erlernten Beruf arbeiten.75 Die Studentenführung, die darauf 
drängte, Studenten für die Produktion und den Arbeitsdienst zu rekrutieren, interpretierte 
den Abschluss der Dolmetscherprüfung als abgeschlossene Berufsausbildung und übte 
Druck auf die Universitätsführung aus, den Absolventen des Dolmetscher-Instituts die wei-
tere Immatrikulation zu untersagen.76 
Das Rektorat folgte dieser Argumentation nur in Teilen und untersagte den Studie-
renden am Dolmetscher-Institut die Einschreibung in ein weiterführendes Studium nicht 
generell.77 Dekan Thoms hatte sich bereits im Februar 1944 geweigert, Dolmetscher, die 
nach ihrem bestandenen Examen Wirtschaftswissenschaften weiterstudierten, vom Stu-
dium auszuschließen: »Wir brauchen den sprachgebildeten Wirtschafter insbesondere 
für die Verwirklichung unserer Ziele der Neugestaltung Europas.«78 Zu Beginn des Winter-
semesters 1944/45 protestierte Dekan Thoms per Telegramm angesichts der drohenden 
73 Siehe S. 554. REM, Schnellbrief, 30.4.1943, UA HD B-6694/1.
74 REM, Aktennotiz, Frauenstudium WS 1944/45, ohne Datum [ca. Okt. 1944], BA R 4901-13827.
75 MKU an Irmgard B., Zulassung zum Studium, 7.7.1944, UA HD B-8910/39.
76 Ebd.
77 Ebd.
78 Dekan an Schuster, 16.2.1944, UA MA B2 15/1.
Studierende reichsweit, Wintersemester 1944/45
Gruppe Universitäten TH sonst. Hochschulen zus.
Abkommandierte 10.000 175 350 10.525
Wehrmachtsurlauber 850 1.325 50 2.225
Zivilstudenten 2.150 1.150 125 3.425
Frauen 9.650 775 275 10.700
zus. 22.650 3.425 800 26.875
Rechts- und Staatswissenschaftler
Gruppe Universitäten TH sonst. Hochschulen zus.
Abkommandierte 100 0 50 150
Wehrmachtsurlauber 200 0 25 225
Zivilstudenten 550 25 50 625
Frauen 475 50 200 725
zus. 1.325 75 325 1.725
Diagramm 11 | Studierende im Wintersemester 1944/45
Wehrmachtsabkommandierte, -urlauber, Zivilstudenten, Frauen, Studenten für 
Arbeitseinsatz, alle Einschränkungen und Bestimmungen einkalkuliert ohne 
fremdvölkische Studenten Quelle: BA R 4901-13827.
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»Ausmerze« ausnahmslos aller Studentinnen am 
Dolmetscher-Institut: Wehrmacht, SD und ver-
schiedene Gauleiter hätten Dolmetscher angefor-
dert – der SD sogar in »unbeschränkter Anzahl«. 
Thoms forderte, die Prüfung zum Übersetzer als 
Abschluss anzuerkennen, der Studentinnen, die 
kurz vor ihrem Examen standen, vor der »Ausmer-
ze« geschützt hätte.79
Nach den Zahlen des REM wurden im Rah-
men dieser zweiten, umfassenderen »Ausmerze-
aktion« reichsweit insgesamt 31.450 reichs- und 
volksdeutsche Studentinnen für den Arbeitseins-
atz »freigemacht«, davon 3.350 Studentinnen der 
Wirtschaftswissenschaften und 650 Dometscher-
studentinnen.80 Der größte Teil der »freigemach-
ten« Dolmetscherinnen stammte aus Heidelberg: 
Nach den Zahlen des geschäftsführenden Direktors 
des Dolmetscher-Instituts, Burkard, fiel die Zahl der 
Studierenden am Heidelberger Institut um 75% 
von 575 auf 144 im Wintersemester 1944/45 (siehe 
Diagramm Studierendenzahlen, S. 481). Charak-
teristisch für das Rangeln um Kompetenzen zwi-
schen den Schaltstellen der Macht und das hieraus 
resultierende Verwaltungschaos, das das »Dritte 
Reich« in seinen letzten Monaten noch stärker cha-
rakterisierte als schon zu Friedenszeiten, stand die 
Anweisung zur rigorosen »Ausmerze« in direktem 
Widerspruch zu den Anweisungen der Wehrmacht:
 »Das Oberkommando der Wehrmacht hat durch seinen Erlass vom 9. September 1944 
angeordnet, daß die RfD unverzüglich Dolmetscherinnen auszubilden hat, um männli-
che Dolmetscher für die Front freizumachen.«81
Das Reichsjustizministerium setzte sich im August 1944 beim Reichsbevollmächtigten 
für den totalen Kriegseinsatz, Goebbels, dafür ein, rechts- und staatswissenschaftlichen 
Fakultäten nicht das Recht zu verweigern, Kriegsversehrte auch zur Erstimmatrikulation 
zuzulassen: »Die Versehrten haben ein Anrecht darauf, dass das von ihnen gebrachte Opfer 
durch weitgehendste berufliche Förderung ausgeglichen wird.«82
Verglichen mit anderen Disziplinen war der Anteil der »für den Arbeitseinsatz freigestell-
ten Studenten« in den Wirtschaftswissenschaften sehr hoch: Nach einer Aufstellung des 
REM vom 9. Dezember 1944 hatten 41% aller Studenten und 76% aller Studentinnen der 
79 Dekan an REM, 16.10.1944, BA R 4901-13828.
80 REM, Aktennotiz, 28.8.1944, BA R 4901-13827.
81 Reichsarbeitsgemeinschaft für das Dolmetscherwesen, Reichsgeschäftsstelle, an Burkard, 10.10.1944, UA HD H-VI-680.
82 Reichsjustizministerium an Reichsbevollmächtigten für den totalen Kriegseinsatz, Goebbels, 31.8.1944, 
BA R 4901-13827.
»Erstimmatrikulation von Ausländern«Quelle 66 | 
Neutrale Staaten: Irland, Liechtenstein, Portugal, Schweden, 
Spanien, Schweiz, Immatrikulation ohne Einschränkung
Fremdvölkische Ausländer und Staatenlose, mit Ausnahmen 
keine Immatrikulationen
Ausnahmen möglich bei: 
»2. Verbündeten: Kroatien, Slowakei, Japan, Ungarn, Italien?, 
China?, Thailand«, sollten in Heimat zum Arbeitseinsatz oder 
Heeresdienst zurückgesandt werden, höchstens Kriegsversehr-
te und zukünftige Techniker oder Naturwissenschaftler durften 
sich einschreiben.
»3. Schutzvölkern: a) Estland, Lettland, Litauen, Ukraine, Weiß-
russland usw.«
»Überführung in Waffenverbände«, Kriegsversehrten und 
»politisch besonders bewährten« wird das Studium erlaubt. 
»b) Serbien, Griechenland, Albanien«: Kriegsversehrten und 
»politisch besonders bewährten« wird das technische Studi-
um erlaubt. »c) Norwegen, Dänemark, Niederlande, Flandern, 
Wallonien wie 3a)«. »d) Staatenlose wie 3a)« 
»4. Vertragsbrüchige Staaten: Rumänien, Bulgarien, Finnland
Ziel: Überführung in Waffenverbände, bzw. Arbeitsdienst, zum 
Studium zugelassen: Techniker und Naturwissenschaftler 
soweit nicht kv. [sc. kriegsversehrt], falls politisch zuverlässig 
(Loyalitätserklärung)«
»5. Feindstaaten und Länder, die die Beziehungen zum Reich 
abgebrochen haben:
Beendigung des Studiums bis auf Sonderfälle, Ausnahme Tür-
kei, Indien: Behandlung abhängig von Behandlung Deutscher 
in diesen Ländern.«
»6. Flüchtlinge: Bulgarien, Rumänien, Frankreich, Wallonen, 
Flamen, Niederländer, wie 4.).«
REM, Aktennotiz, Erstimmatrikulation von Ausländern, 11.10.1944, 
BA R 4901-13827 [Zusammenfassung].
558
Wirtschaftswissenschaften ihre Hochschule zum Wintersemester 1944/45 verlassen müs-
sen (Tabelle »Freimachung«, S. 555).83 An den Universitäten im Reichsgebiet studierten nur 
noch Wehrmachtsurlauber, Versehrte und Frauen (Tabelle »Studierende 1944/45«, S. 556) 
Staats- und Wirtschaftswissenschaften. Im Diagramm zu den Studierendenzahlen an der 
Universität Heidelberg wird der drastische Einbruch deutlich (S. 475). 75% aller Studieren-
den mit Abschlussziel Dolmetscher, 50% der Studierenden der Betriebswirtschaftslehre 
und 57% der Studierenden der Volkswirtschaftslehre hatten die Universität in Richtung 
Rüstungsfabrik oder Front verlassen. An den »großdeutschen« Universitäten verblieben 
vor allem Frauen, die 10.700 (≈27%) der Studierenden stellten, zum Studium abkomman-
dierte Medizinstudenten (≈24%) und das Heer der 15.000 Kriegsversehrten (≈38%).84 
Eine Ausnahme bildeten ausländische Studierende, die nach einem feinen Sieb ausge-
wählt wurden, dessen Korngröße sich nach dem Stand der diplomatischen Beziehungen 
des Heimat landes zum »Großdeutschen Reich« – vom Waffenbruder über den Satelliten 
hin zum abgefallen Verbündeten – bemaß, wie eine Aktennotiz belegt (Quelle »Erstimmat-
rikulation von Ausländern«, vorhergehende Seite).
Materielle Lage im Krieg8.3 
»Die Universität bleibt bestehen. [...] Die Front im Westen 
hat sich doch wesentlich gefestigt. Die Erfolge in Holland 
sind beachtlich. Wir wollen hoffen, daß wir das Winterse-
mester ungestört in Heidelberg durchführen können, dann 
sind wir sicher über den Berg.« Dekan Thoms, 30. Septem-
ber 1944, UA HD PA 276.
Zu Kriegsbeginn dekretierte das MKU eine 30% (≈ 80.000 RM) Kürzung aller Instituts aversen 
im Rechnungsjahr 1939 (ca. 265.500 RM) an der Universität Heidelberg.85 Die Institute und 
Seminare der Universität Heidelberg sollten vorerst geschlossen werden.86 An der Staats- 
und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät war man der Anweisung zur Schließung nur 
begrenzt gefolgt: »Trotz der Schließung der Universität«, berichtete Wesch dem SD, »hat 
sich innerhalb der einzelnen Fakultäten ein reges Leben erhalten. Insbesondere die Staats- 
und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät konnte ihren Unterrichtsbetrieb im Rahmen 
der Veranstaltungen des Dolmetscherinstituts fortsetzen.«87 Mit Kriegsbeginn musste die 
Nachfrage nach Dolmetschern zwangsläufig steigen, und das Heidelberger Institut unter-
nahm alles, um den Bedarf an Absolventinnen und neuen Sprachen zu decken. An die Be-
schlüsse des MKU fühlte man sich an der Fakultät angesichts der mächtigen Interessenten 
– Wehrmacht und SD – nicht gebunden.88
83 In den Rechtswissenschaften lagen die entsprechenden Zahlen bei 28% bzw. 68%. REM, Aktennotiz, Anteil der von den 
wissenschaftlichen Hochschulen zum Arbeitseinsatz Bereitgestellten nach Studienfächern am Bestande des Sommer-
semesters 1944, BA R 4901-13828.
84 REM, Aktennotiz, 5.9.1944, BA R 4901-13828.
85 Rektor an Institutsdirektoren, 4.10.1939, UA HD H-VI-600.
86 MKU an Rektor, 30.10.1939, GLA KA 235-3826.
87 Wesch an SD-Abschnitt, Neustadt a. d. Weinstraße, 6.11.1939, UA HD REP 38/8. Vgl. Vom Dolmetscher-Institut, in: Volks-
gemeinschaft vom 16.9.1939.
88 Siehe S. 562.
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Für den Vollzug des Haushaltsjahrs 1941/42 wurde Brinkmann beschieden, dass vom 
Aversum des InSoSta in Höhe von 6.000 RM von vornherein 10% gesperrt würden: »Nach 
Mitteilung des Unterrichtsministeriums ist mit einer Freigabe dieses Betrages nicht zu 
rechnen.«89 Im September 1941 wurden größere Exkursionen und Ausflüge mit der Eisen-
bahn verboten.90 Im Februar 1942 forderte Rektor Schmitthenner die Dekane auf, »für das 
Eiserne Sparen [zu] agitieren«.91 Die Lage verschärfte sich nach 1943. Während die im De-
zember 1943 verordnete Schließung der nicht »kriegswichtigen« Institute der »Kohlen-
ersparnis halber« über Weihnachten und Neujahr92 keinen tiefen Eingriff in den Alltag 
bedeutete, führte die zunehmende Rationierung von Brennstoffen und anderen Materiali-
en zu starken Beeinträchtigungen des Lehr- und Forschungsbetriebs. Im April 1943 drohte 
Schuster dem Rektorat durch seine Assistentin mit Konsequenzen wegen der Behinderung 
»kriegswichtiger Arbeiten«:
»Im Auftrag von Herrn Professor Schuster, der z. Zt. erkrankt ist, teile ich mit, daß das 
Institut für Volkswirtschaftslehre und Statistik mit sofortiger Wirkung geschlossen wird, 
da bei einer Außentemperatur von 5° die Aufrechterhaltung der Arbeit, einschließlich 
der dem Institut übertragenen kriegswichtigen Arbeiten, in ungeheizten Räumen aus-
geschlossen ist. Über die Folgen dieser Schließung, zu der das Institut genötigt worden 
ist, wird dem Rektorat Bericht zugehen.«93
Schuster hatte keinen Erfolg, wie ein handschriftlicher Vermerk auf der Rückseite des 
Schreibens belegt: »Heizung kann aus Kohlenmangel nicht mehr erfolgen. Neue Kohlen 
werden nicht mehr geliefert. […] zu den Akten.« Anlässlich des reichlich späten er sten 
Fakultätstreffens der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät »mit Damen« im 
März 1942 in einem Heidelberger Hotel bat der Dekan die potentiellen Teilnehmer im Ein-
ladungsschreiben, ihren Anteil zum Essen mitzubringen: »Das Abendessen besteht aus ei-
nem Fischgericht; es sind 20 Gr. Fett und 100 Gr. Brot dafür mitzubringen. Das trockene 
Gedeck kostet RM 3,50.«94
Nach und nach wurden seit Ende 1942 die wertvollen Bücherbestände der Institute, in 
Holzkisten verpackt, ins ländliche Umland versandt. Den Anfang hatte das InSoSta gemacht. 
Im November 1942 hatte Institutsassistent Claudio Montaner eine Auswahl der wertvoll-
sten Bücher an die Universitätsbibliothek übergeben, die mit der zentralen Sicherung 
der Buchbestände beauftragt worden war.95 Zugleich wurde dem Dekanat eine Liste der 
geborgenen Folianten übergeben, um die Chancen einer späteren Rechenschafts legung 
89 Rektor an Brinkmann, 24.10.1941, UA HD B-6680/2 [Hervorhebung wie im Original].
90 Allerdings scheint diesem Verbot in vielen Fällen keine Folge geleistet worden zu sein, wie der eindringliche Tonfall des 
Erinnerungsschreibens des Rektors nahelegt: »Der Herr Unterrichtsminister hat [...] besonders auf den bereits früher 
mitgeteilten Erlass vom 30. September 1941 – A I 4212 – hingewiesen, nach dem Lehrwanderungen und Schulausflüge 
zu unterbleiben haben, soweit hierbei die Inanspruchnahme der Eisenbahn nötig ist. Ich mache auf die Einhaltung 
dieser Bestimmung besonders aufmerksam.« Rektor an Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät, 10.6.1942, 
UA HD B-1580/2 [Hervorhebungen wie im Original].
91 Protokoll der Senatssitzung, 4.2.1942, UA HD B-1266/3b. Die Durchführungsverordnung zum »Eisernen Sparen« war am 
13.11.1941 erlassen worden. Die Sparmaßnahmen sahen für alle Arbeitnehmer einen Festsatz zwischen 0,50 RM und 
1 RM täglich vor. Overesch u.a.: Das Dritte Reich. S. 5175. 
92 Rektor an Institutsdirektoren, 16.12.1943, UA HD H-VI-600.
93 Institut für Volkswirtschaftslehre und Statistik an Rektor, 7.4.1943, UA HD B-6692/1.
94 Dekan an Mitglieder der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät, 14.2.1942, UA HD H-VI-221 u. Dekan an 
Rektor, 23.2.1942, UA HD B 1580/2.
95 Auch die »Allgemeine Staatslehre« (1929) des von den Nationalsozialisten zwangsweise in den Ruhestand gesandten 
Staatsrechtlers Jellinek wurde zu den wertvollsten Büchern des InSoSta gezählt. Montaner an Dekan, 5.11.1942, UA HD 
H-VI-612 inklusive der vollständigen Listen. 
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zu maximieren. Unter den 240 evakuierten Schriften befanden sich unter anderem Pufen-
dorfs »De jure naturae et gentium libri octo« (1672), Britannus’ »De optimo Statu« (1543), 
 Mirabeaus »Des Lettres de Cachet et de Prisons« (1732) und Colberts »Testament politique« 
(1694). Im Juni 1944 wurde ein Teil der großen Bibliothek des Instituts für Volkswirtschafts-
lehre und Statistik ins Schloßgut Aubach nahe Achern ausgelagert.96
Mit Intensivierung der alliierten Bombenangriffe stellte man sich an der Universität Hei-
delberg auf eine mögliche Bombardierung ein.97 Im Gegensatz zur badischen Schwester-
hochschule, der Technischen Hochschule in Karlsruhe, die bereits schwer beschädigt war, 
blieben die Universitäten Freiburg und Heidelberg bis Juni 1944 von größeren Schäden 
verschont.98 Rektor Schmitthenner verfügte, dass »im Falle eines Luftangriffes auf das 
Gebäude [...] sämtliche Institutsangehörige sich sobald als möglich an der Arbeitsstätte 
einzufinden und erforderlichenfalls an den Bergungsarbeiten und Löschmaßnahmen zu 
beteiligen haben, sofern nicht ein anderweitiger durch die Luftschutzpolizei verfügter Ein-
satz das einzelne Gefolgschaftsmitglied davon entbindet.«99 
Während Rektor Schmitthenner als »Abwehrbeauftragter der Universität« über die »Ab-
wehr von Spionage, Sabotage und Zersetzung« schwadronierte,100 suchte Sieber seit August 
1944 im Geheimen nach »Ausweichmöglichkeiten […] für den Fall eines Terror angriffes auf 
Heidelberg«.101 Der Betriebswirt war zum Beauftragten der Universität für Wohnungsfragen 
ernannt worden – eine denkbar undankbare Aufgabe angesichts des großen Wohnraum-
mangels in Heidelberg, der sich durch die Einquartierung von Ausgebombten, vor allem 
aus Mannheim, in die von größeren Luftangriffen verschonte Neckarstadt zunehmend 
verschärfte.102 Um den nach Heidelberg berufenen Nationalökonomen Jecht zu behausen, 
legte sich Rektor Schmitthenner im Juni 1943 mit der SS an und forderte das MKU in Straß-
burg – quasi sich selbst – auf, die notwendigen Schritte einzuleiten:
»Das Haus [sc. des Unterländer-Studienfonds, Handschuhsheimer Landstraße 4] ist 
ein ausgesprochenes Wohnhaus [in einer] typischen Wohngegend und es wäre da-
her dringend erwünscht, wenn dieses Haus von der SS geräumt werden könnte und 
wenn die SS entsprechend den Bestimmungen über den totalen Krieg in eines der für 
Kriegsdauer geschlossenen Geschäfte ihre Büros verlegen könnte. [...] Bei rund 3000 
Wohnungssuchenden in Heidelberg ist es, wenn nicht die Parteistellen die von ihnen 
96 Deutsche Reichsbahn, Frachtbrief, 17.6.1944, UA MA B2 15/1. Kurz vor Weihnachten 1944 plante die Universitäts-
bibliothek weitere Evakuierungsaktionen per Schiff über den Neckar, die im Januar 1945 anlaufen und auch die Bestän-
de des InSoSta umfassen sollten. Universitätsbibliothek an InSoSta, 23.12.1944, UA MA 2 15/1. 
97 Parallel zur Diskussion um die Verlegung einzelner Fakultäten wurde 1944 über die Anpassung der Semesterzeiten, um 
Ausfälle durch Bombenangriffe und Dienste zu kompensieren, gerungen, vgl. hierzu UA HD B-1015/2. 
98 Laut einer Aktennotiz im REM hatten die Universitäten Breslau, Erlangen, Freiburg, Gießen, Göttingen, Graz, Greifswald, 
Halle, Heidelberg, Jena, Prag, Straßburg, Tübingen, Würzburg und Wien »keine oder nur geringfügige Schäden« ge-
meldet, während unter anderem die TH Karlsruhe, die Universität Münster, die Charité Berlin und die Wirtschaftshoch-
schule Berlin »schwere Fliegerschäden« beklagten. REM, Aktennotiz, 15.6.1944, BA R 4901-13827. Seinen Kollegen am 
komplett zerstörten Wirtschaftspädagogischen Seminar hatte Dekan Thoms – nie um eine (Durchhalte-)Parole verle-
gen – im März 1943 die Mithilfe beim Wiederaufbau zugesagt: »Jede Zerstörung macht uns nicht nur fester in unserer 
Haltung, sondern stärkt unsere Kameradschaft.« Thoms an Friedrich Feld, Wirtschaftspädagogisches Seminar der WH 
Berlin, 14.3.1943, UA HD H-VI-526. Zur Wohnnungsnot in der unmittelbaren Nachkriegszeit vgl. Krönig/Müller: Nach-
kriegssemester. S. 181-188.
99 Rektor an Institutsdirektoren, 15.6.1944, UA HD H-VI-600.
100 Rektor an Instituts- und Klinikdirektoren, 23.5.1944, UA MA B2 15/1.
101 Sieber an Institutsdirektoren, 7.8.1944, UA MA B2 15/1.
102 Fuhrmann an Most, 6.10.1943, UA HD PA 5076.
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innegehabten Wohnräume frei machen, fast ausgeschlossen, eine Wohnung kurzfristig 
zu beschaffen.«103
Im Januar 1944 hatte der Chef der Sicherheitspolizei und des SD, Ernst Kaltenbrunner, in 
einem Bericht über die »Auswirkungen der Terrorangriffe« beim REM darauf gedrängt, dass 
es an der Zeit sei, 
»sich zu überlegen, ob eine Weiterführung des Hochschulbetriebes in solchen be-
sonders stark getroffenen Hochschulen ein ökonomischer Kräfteeinsatz ist, aus dem 
tatsächlich brauchbare Studienergebnisse erwachsen können, oder ob es nicht doch 
zweckmäßig ist, die freiwerdenden Kräfte an Hochschullehrern auf Fakultäten anderer 
Universitäten, die angesichts der Studentenzahl besonders unter dem Mangel an Do-
zenten leiden, zum Einsatz zu bringen«.104
Angesichts der hohen Studierendenzahlen in Heidelberg wäre nach der Maßgabe des 
SD die Verlegung von zusätzlichen Lehrkräften in die nahezu unbeschädigte Neckarstadt 
zu erwarten gewesen. Tatsächlich befand sich die Universität Heidelberg auf einer Anfang 
September 1944 im REM aufgestellten Liste derjenigen staats-, rechts- und wirtschafts-
wissenschaftlichen Fakultäten, die von der Stillegung im Zuge der »Maßnahmen zum tota-
len Kriegseinsatz« verschont bleiben sollen.105 »In erster Linie gefährdet« sah man im REM 
Köln, Münster, Straßburg und Bonn, »in zweiter Linie gefährdet« die Universitäten Frank-
furt am Main und die Technischen Hochschulen in Darmstadt und Karlsruhe. Auch bei den 
möglichen Evakuierungszielen, so sollte die Reichsuniversität Straßburg nach Tübingen 
verlegt werden, war Heidelberg nicht aufgeführt.106 
Obwohl auch Anfang Oktober 1944 ein ungenannter Sachbearbeiter angesichts der 
»verhältnismäßig guten Besetzung« der Heidelberger Staats- und Wirtschaftswissenschaft-
lichen Fakultät und ihrer vielen Studierenden in einer Aktennotiz dafür plädiert hatte, die 
Heidelberger Fakultät nicht nach Tübingen oder Stuttgart zu verlegen,107 erging unmit-
telbar vor Semesterbeginn am 12. Oktober 1944 per Schnellbrief der Erlass, dass im Rah-
men des »totalen Kriegseinsatzes« die »nicht kriegswichtigen« Institute geschlossen und 
Teile der Universitäten Freiburg, Heidelberg und Straßburg nach Tübingen verlegt werden 
müssten.108
Die Einschätzung des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD gegenüber dem REM, 
dass »erfahrungsgemäß […] die Dozenten von Hochschulen, die durch den Luftterror 
stark beschädigt sind, immer dazu [neigen], unter allen Umständen den Hochschulbetrieb 
weiter zuführen«, sollte ihre Berechtigung im nahezu unzerstörten Heidelberg um so mehr 
beweisen.109 Der Protest aus Heidelberg gegen die Verlagerung erfolgte stante pede per 
Telegramm am 14. Oktober 1944:
103 Rektor an MKU, 23.6.1943, UA HD PA 4373. Zur Berufung Jechts siehe S. 133.
104 Den Anlass für den Bericht lieferten die schweren Schäden an der Universität Leipzig. Chef der Sicherheitspolizei und 
des SD an REM, 12.1.1944, BA R 4901-13827.
105 Aufgeführt waren die Universitäten Berlin, Bonn, Breslau, Erlangen, Graz, Greifswald, Halle, Marburg, Prag, Straßburg, 
Tübingen, Wien und die Wirtschaftshochschule Berlin. REM an Justizministerium, 9.9.1944, BA R 4901-13827.
106 Überhaupt tauchte Heidelberg in den Akten zum »totalen Kriegseinsatz« und der Evakuierungen, Meldungen zu 
Bombenschäden und als Adressat von Rundschreiben auffällig selten auf. Der Sachbearbeiter der oben genannten 
Aktennotiz zu den »gefährdeten Universitäten und Evakuierungen« hatte lediglich mit Bleistift »Heidelberg, Stuttgart?« 
vermerkt. REM, Aktennotiz, 26.9.1944, BA R 4901-13827. 
107 REM, Aktennotiz, ohne Datum [ca. Okt. 1944], BA R 4901-13827.
108 REM an Rektoren, 12.10.1944, BA R 4901-13827.
109 Chef der Sicherheitspolizei und des SD an REM, 12.1.1944, BA R 4901-13827.
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»Anscheinend beabsichtigte Schließung Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät 
durchführbar [sic!]. 3 große Institute in Osenbergaktion mit zahlreichen kriegswich-
tigen Forschungsaufträgen eingegliedert. Fast alle Dozenten an Luftfahrtforschung 
Heidelberg und Institut für Weltpost und Weltnachrichtenwesen Heidelberg durch 
Forschungsaufträge gebunden desgleichen Dolmetscherinstitut Schließung praktisch 
unmöglich ebenso Verlegung STOP erbitte von etwaiger Absicht der Schließung oder 
gar Verlegung unter allen Umständen abzusehen. Schmitthenner als badischer Unter-
richtsminister und Rektor der Universität Heidelberg.«110
Direktor Mönch sekundierte: »Eine Schließung des [Dolmetscher-]Instituts würde den 
Notwendigkeiten des Krieges zuwiderlaufen und würde die schädlichsten und nicht zu 
verantwortenden Auswirkungen nach sich ziehen.«111 Im REM verwies man auf die Zustän-
digkeit des Reichsbevollmächtigten für den totalen Kriegseinsatz, an den das OKW eine 
»dringende Bedarfsanforderung« zu senden habe, um die Schließung des Dolmetscher-
Instituts zu verhindern.112
Dem Protest von Seiten der Universitätsführung schlossen sich die an der Staats- und 
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät eingeschriebenen »schwer- und schwerstkriegsver-
sehrten Studenten« an. Die geplante Verlegung stelle »praktisch unerfüllbare Anforderun-
gen«, so die von 41 Studierenden unterzeichnete Petition, und müsse unterbleiben. Sollte 
dies nicht möglich sein, so müsste wenigstens ein Teil des Unterrichts und der Prüfungen 
in Heidelberg verbleiben:
»Die Schwerkriegsversehrten bitten den Herrn Reichserziehungsminister, er möge 
ihrem Wunsche gütigst stattgeben. Sie glauben, sich dieses große Wohlwollen des 
Herrn Reichserziehungsministers schon dadurch verdient zu haben, daß sie alle viele 
Jahre lang als Kämpfer an allen Fronten gestanden sind und mit dem deutschen Volke 
auch die deutsche Wissenschaft unter dem größten Opfer, nämlich ihrer Gesundheit, 
verteidigt haben.«113
Auch im als Ziel der Evakuierung auserkorenen schwäbischen Tübingen regte sich Wi-
derstand. Mit Hinweis auf die »durch die kleinstädtischen Verhältnisse gezogenen Grenzen 
unserer Aufnahmefähigkeit« erklärte der dortige Rektor, dass es trotz allen guten Willens 
»schlechterdings unmöglich« sei, die Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultäten 
aus Freiburg und Heidelberg aufzunehmen:114 »Die Kapazität Tübingens reicht unter ge-
gebenen Umständen höchstens zur beschränkten Aufnahme von [sc. Studierenden aus] 
Straßburg«. Angesichts des Verlusts an Wohnraum durch Bombenschäden, Brennstoff-
mangel und des Zuzugs von »Ausgebombten« aus dem benachbarten Stuttgart hielt der 
 Tübinger Rektor die Bereitstellung der vom Heidelberger Rektor geforderten 570 Zimmer 
für Studierende der rechts- und staatswissenschaftlichen und theologischen Fakultäten 
nicht für realisierbar: Es sei eine »faktische Unmöglichkeit, noch viele Menschen nach 
 Tübingen hineinzustopfen«.115
Angesichts der vielen Widerstände gab sich Dekan Thoms Ende Oktober 1944 zuver-
sichtlich, dass die Verlegung der Heidelberger Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen 
110 Rektor an REM, 14.10.1944, BA R 4901-13828. Zu Osenberg siehe Anm. 178, S. 466.
111 Mönch an Rektor, 17.10.1944, BA R 4901-13828.
112 REM an Rektor, 10.11.1944, BA R 4901-13828.
113 Kriegsversehrte Studenten an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät über Rektor an REM, 16.10.1944, 
BA R 4901-13828.
114 Rektor der Universität Tübingen an REM, 20.10.1944, BA R 4901-13828.
115 Der Rektor der Universität Freiburg hatte sogar 800 Zimmer für die Studierenden seiner Universität reklamiert. Ebd.
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Fakultät auch wegen der Einbindung der hiesi-
gen Dozenten in »kriegswichtige Forschungen« 
– nach dem Leiter des Planungsamtes im Reichsfor-
schungsrat, Werner Osenberg, »Osenberg-Aktion« 
genannt – hinfällig sei (Quelle »Verlegung der Uni-
versität«, nebenstehend).116
Der von der Heidelberger ebenso wie von der 
Freiburger Universität verfolgten Verzögerungs-
strategie, den Befehl zur Verlegung nach Tübingen 
einstweilen zu ignorieren und die angekündigten 
Veranstaltungen vor Ort abzuhalten, war letztlich 
Erfolg beschieden.117 Am 1. November 1944 gab 
das REM nach: Da sich die Wehrmacht nicht in der 
Lage sehe, ihre Kriegsversehrten in neue Lazarette 
zu verlegen, wurde der am 12. Oktober 1944 er-
gangene, von den meisten Universitäten sowieso 
obstruierte Erlass aufgehoben.118 Per Staatstele-
gramm wurden die Universitäten informiert, dass 
die Stillegungen und die Evakuierung einstwei-
len aufgeschoben seien: Soweit »Fortführung des 
Unterrichts dort personell und sachlich möglich«, 
sei das Wintersemester 1944/45 vor Ort durchzu-
führen.119 Wieder einmal hatte Reichsminister Rust 
dem seinem Namen verbundenen Flüsterwitz 
(»Was ist ein Rust? Die kleinste nationalsozialisti-
sche Zeiteinheit, nämlich die Zeitspanne, die zwi-
schen Verkündung und Aufhebung eines Erlasses 
des REM liegt«) alle Ehre bereitet. 
Im Reichssicherheitshauptamt beobachtete 
man das Verwaltungs chaos hinsichtlich der geplanten Zusammenlegungen mit Schrecken: 
Das »Fehlen einer rechtzeitigen Planung« und »reichseinheitlichen Lenkung« führe zu wider-
sprüchlichen Befehlen, Gefährdung durch »Feindeinwirkung« und »Raumhamsterei«.120 An-
gesichts der Kriegswichtigkeit der Forschungen forderte Kaltenbrunner die Entmachtung 
des REM und die Übertragung der entsprechenden Kompetenzen auf das Planungsamt 
des Reichsforschungsrats. Im REM hielt man dagegen und erklärte, da die Einschätzung der 
Schäden und die Gefahr durch Luftangriffe nur lokal sinnvoll eingeschätzt werden könnten, 
116 Zur »Wehrforschungsgemeinschaft« siehe Anm. 178, S. 466.
117 Allein die Universität Straßburg hatte mit der Verlegung begonnen. Anfang November 1944 drohte der erzürnte 
Straßburger Rektor per Telegramm angesichts der Renitenz der badischen Universitäten mit Widerstand: »Es ist aus 
politischen Gründen völlig untragbar, dass Freiburg und Heidelberg ihren Vorlesungsbetrieb entgegen dem Erlass des 
Ministers fortführen und nur Straßburg den Lehrbetrieb eingehend eingeschränkt hat STOPP Falls bis 3.11. keine Ant-
wort eingegangen ist [...] werde ich die von Straßburg abwesenden Hochschullehrer zurückrufen.« Rektor der Reichs-
universität Straßburg an REM, 1.11.1944, BA R 4901-13827.
118 REM, Aktennotiz, Durchführung der Stillegungen vom 12.10.1944, BA R 4901-13827.
119 REM an Rektoren, 1.11.1944, BA R 4901-13828.
120 Chef der Sicherheitspolizei und des SD an REM, 12.1.1945, BA R 4901-13828.
Quelle 67 | »Verlegung der Universität«
Wir hoffen ganz bestimmt, daß wir im kommenden Semester 
unseren Betrieb durchführen können; denn die meisten Insti-
tute bleiben ja in Heidelberg und da die meisten Professoren 
und Dozenten durch kriegswichtige Aufgaben im Rahmen der 
Osenbergaktion an ihre Institute gebunden sind, liegt kein 
Grund vor, die Vorlesungen bei uns einzustellen.
Außerdem sind in Heidelberg sehr viele Kriegsteilnehmer, die 
durch die Lazarette an Heidelberg gebunden sind. Hier haben 
die Studenten noch Wohnung und Unterkunft, die sie an 
einem anderen Hochschulort nicht finden werden; denn im 
kommenden Semester werden bei uns in der Fakultät noch 
rund 550 Studenten sein. Das ist immerhin eine Zahl, die recht 
beachtlich ist und die so leicht an einer anderen Hochschule 
nicht untergebracht werden. Die für unsere Studenten in 
Frage kommenden Fakultäten verfügen ja gar nicht über den 
vollständigen Apparat, um Volkswirte, Kaufleute und Handels-
lehrer auszubilden. Für Diplom-Kaufleute kommt ja praktisch 
nur Berlin in Frage. Das ist ja grotesk, die Studenten von dem 
unzerstörten Heidelberg in das zerstörte Berlin zu schicken. 
Oder noch anders ausgedrückt, es ist widersinnig, im 6. Kriegs-
jahr die Studenten von der Kleinstadt nach der Großstadt zu 
transportieren. Ich nehme an, daß unsere eingeleiteten Maß-
nahmen einen Erfolg haben. 
Viel sinnvoller wäre es sogar, wenn die Frankfurter nicht nach 
Marburg, sondern nach Heidelberg kämen; denn hier könn-
te die Ausbildung viel besser vorgenommen werden, als in 
Marburg [...] ich habe alles eingeleitet, daß der Betrieb bei 
uns uneingeschränkt weiterläuft; denn wir verfügen über alle 
personellen und materiellen Voraussetzungen und sind eine 
der größten Fakultäten dieser Art in Deutschland in einer Stadt, 
die bis jetzt noch alle Voraussetzungen eines geordneten 
Studiums enthält. Darum ist nicht zu verstehen, warum wir 
stillgelegt werden sollen.«
Dekan an Flaskämper, 27.10.1944, UA HD PA-266. Thoms nimmt 
Bezug auf die neben der Evakuierung der Heidelberger Universität 
parallel geplante Verlegung der Frankfurter, Kölner und Gießener 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaften nach Marburg. Zu Flas-
kämper siehe S. 171.
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sei eine dezentrale Lösung unter Leitung der Institutsdirektoren anzustreben.121 Die Leh-
renden und Studierenden an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät jeden-
falls erlebten den Einmarsch der Alliierten in Heidelberg. 
»Soldaten des Großdeutschen 8.4 
Reiches« – Forschung und Lehre
»Organisation der Kriegswirtschaft«8.4.1 
»Akademische Freiheit heißt heute soldatische Zucht. In 
diesem Geiste stolzer Verpflichtung dem Führer, dem Volk, 
dem Reich, aber ebenso unseren Soldaten-Kameraden in 
der Wehrmacht gegenüber wollen wir das Trimester eröff-
nen, durchführen und beenden. Dann sind auch wir an der 
Universität Soldaten des Großdeutschen Reiches.« Rektor 
Schmitthenner, Grußwort zum 1. Trimester 1940, S. 9.
Neben den beiden im Krieg neugegründeten Instituten, dem Institut für Großraumwirt-
schaft und dem Institut für Betriebswirtschaft des Fremdenverkehrs, deren schmaler Bei-
trag zur Kriegswirtschaft gesondert behandelt wird (siehe S. 443 und S. 454), entwickelte 
das Dolmetscher-Institut die größte Rührigkeit, um dem »Führer zuzuarbeiten« (Kershaw) 
und so seine »Kriegswichtigkeit« im »Geisteskampf des Jahrhunderts« unter Beweis zu 
stellen:122 Es führte zu Kriegsbeginn neue Sprachen ein, etablierte Sprachkurse für Wehr-
machtsoffiziere und konnte sich angesichts des bis zur Kriegswende täglich wachsenden 
Marktes für seine Absolventen reger Nachfrage erfreuen.123 Lektor Mattis übersetzte im Auf-
trag des Sprachdiensts des Auswärtigen Amts zur Jahreswende 1939/40 das »Weißbuch« 
der Reichsregierung ins Englische.124
Bedingt durch die umfangreiche Belastung durch die RAG, Institutsneugründungen 
und die zahlreichen Einberufungen fielen die Anstrengungen der kleinen volks- und be-
triebswirtschaftlichen Institute bescheiden aus.125 Die Betriebswirte an der Staats- und Wirt-
schaftswissenschaftlichen Fakultät nahmen sich der Aufgabe an, die Rüstungsproduktion 
zu optimieren.126 Besonders zur Luftwaffe waren die Verbindungen eng (siehe Heidelberger 
Luftfahrtforschung S. 463). So schrieb Betriebswirt Sandig für das vom Luftfahrtministeri-
um herausgegebene »Handbuch für Wehrbetreuung« einen Aufsatz über »Die Organisation 
der Kriegswirtschaft«.127 Für die Absolventen der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen 
Fakultät erhoffte man sich von der Kriegswirtschaft allgemein eine neue Chance, das durch 
die neue Studienordnung bereits unterminiert geglaubte »Juristenmonopol« in der staat-
121 REM an Chef der Sicherheitspolizei und des SD, 7.2.1945, BA R 4901-13828.
122 Goebbels: Geisteskampf.
123 Siehe S. 419.
124 Auswärtiges Amt, Sprachendienst, an Dekan, 2.1.1940, UA HD PA 297.
125 Zur Reichsarbeitsgemeinschaft für Raumforschung siehe S. 353.
126 Den »Kriegseinsatz der Heidelberger Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät« wollte Thoms in seinem Bei-
trag zur Festschrift anlässlich des 60. Geburtstages von Rektor Schmitthenner würdigen. Leider liegt ein Entwurf des 
Aufsatzes nicht vor, die Festschrift ist niemals erschienen. Thoms an Mitglieder der Staats- und Wirtschaftswissenschaft-
lichen Fakultät, 17.5.1944, UA MA B2 15/1.
127 Dekan an Wegner, 6.9.1941, UA HD H-VI-666.
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lichen Verwaltung endgültig zu brechen128, wie 
der Breslauer Volkswirt Schmölders 1940 in der 
Zeitschrift »Raumforschung und Raumplanung« 
verkündete:
»Für die kommenden Jahre kündigt sich diese 
Notwendigkeit [sc. die Einstellung wirtschafts-
wissenschaftlich geschulter Verwaltungs-
beamter] schon heute mit unverminderter 
Dringlichkeit an; die Neugestaltung der euro-
päischen Wirtschaft, die wirtschaftliche und 
verkehrsmäßige Erschließung des Balkans, die 
Lösung des Kolonialproblems und alle anderen 
großen Zukunftsaufgaben […] werden an die 
Verwaltung nicht zuletzt geistige Ansprüche 
stellen, wie sie nur systematisch gefestigtes wis-
senschaftliches Denken, beste wissenschaftliche 
Schulung der Beamtenschaft und lebendige Fühlung mit der wissenschaftlichen Welt 
bewältigen kann.«129
Der seit Sommersemester 1943 an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fa-
kultät lehrende Honorarprofessor Most wurde im Juli 1944 durch den Reichsminister 
für Rüstung und Kriegsproduktion, Albert Speer, in den unter dem Vorsitz des Chefs des 
Zentral amtes des Reichsministers für Rüstung und Kriegsproduktion neu zu bildenden 
»Beirat der Dienststelle für Transportordnung« berufen.130 Der zwischen Heidelberg und 
Berlin pendelnde, erst 1943 an die Ruperto-Carola berufene Volkswirt Jecht erhielt im Sep-
tember 1944 durch das Reichswirtschaftsministerium den Auftrag übertragen, kurzfristig 
ein Gutachten über die »handelspolitische Stellung Schwedens und der Schweiz« zu schrei-
ben, der neutralen Nachbarländer des schrumpfenden »Großdeutschen Reichs«.131
Das kleine Institut für Rohstoff- und Warenkunde wurde durch die DAF im Oktober 1940 
damit beauftragt, sich auf die Umschulung elsässischer Handwerker auf neue deutsche 
Werkstoffe einzuleiten: 
»[Die] Umschulung ist für den Aufbau der Wirtschaft und vor allem zur Beseitigung der 
Kriegsschäden im Elsass außerordentlich wichtig. […] Die dortigen Handwerker sind 
ganz auf die Verarbeitung der alten Werkstoffe eingestellt, wie z. B. Kupfer, Hartgummi 
und dergl. bei elektrischen Installationen. Es ist, um Fehler und Enttäuschungen zu 
vermeiden, notwendig, diese Handwerker mit dem Gebrauch von Aluminium und 
Kunststoffen vertraut zu machen.«132
Die ersten Umschulungen sollten unter Leitung des Assistenten Deufel im Dezember 
1939 anlaufen. Der einzige festangestellte Mitarbeiter des kleinen Instituts war im Oktober 
1940 eingezogen worden und sollte zur Durchführung des Lehrgangs durch die Wehrmacht 
beurlaubt werden.133 Deufel wurde nach Aktenlage nicht beurlaubt und fiel im Dezember 
1941 in Russland. Über den weiteren Fortgang des Lehrgangs zur Umschulung elsässischer 
Handwerker finden sich in den Akten keine Informationen.
128 Siehe S. 164.
129 Schmölders: Staat, Wirtschaft, Wissenschaft. S. 449. 
130 Most an Rektor, 17.7.1944, UA HD PA 5076.
131 Jecht an Rektor, 20.9.1944, UA HD PA 4373.
132 Fischbeck an Rektor, 25.10.1940, UA HD PA 3541.
133 Ebd.
Quelle 68 | Gemeinschaftsvorlesung »Die Wirtschaft im 
Kriege«
Sandig: »Die Organisation der Kriegswirtschaft«
Lysinski: »Die Wirtschaftswerbung im Kriege«
Brinkmann: »Die Preispolitik im Kriege«
Sieber: »Die Finanzierung der Wehrbetriebe«
Schuster: »Kriegsfinanzierung«
Waffenschmidt: »Der Einsatz in der Gütererzeugung«
Thoms: »Die betriebliche Sozialpolitik im Kriege«
Adler: »Papierwirtschaft und Zeitungsinhalt im Kriege«
Pfenning: »Die Verkehrswirtschaft im Kriege«
Gemeinschaftsvorlesung der Staats- und Wirtschaftswissen-
schaftlichen Fakultät, 25.9.1940, UA HD H-VI-218/1.
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»Geistige Waffen«8.4.2 
Gemeinschaftsvorlesungen, Kriegsvorträge und 
Immatrikulationsfeiern an der Universität
Im dritten Trimester 1940 bot die Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät eine 
Gemeinschaftsvorlesung »Die Wirtschaft im Kriege« an (Quelle »Gemeinschaftsvorlesung«, 
vorhergehende Seite). Dekan Thoms schwor die Hörer in seinem Vortrag über »Die betrieb-
liche Sozialpolitik im Kriege« auf den »Kampf gegen den Kapitalismus und damit auf die 
Fortsetzung der nationalsozialistischen Revolution« ein: »In diesem Kriege ist dem deut-
schen Volke die Führung zur sozialistischen Neuordnung des europäischen Raums aufge-
geben worden.«134 
Die Juristische Fakultät wollte nicht hintenan stehen im »Kampf für die Wahrung 
deutschen Geistesgutes und für den Endsieg des Willens zur Gemeinschaft des groß-
deutschen Volkes« und bot eine Gemeinschaftsvorlesung »Das Recht im Krieg« an. Unter 
anderen las Herbert Krüger, Professor für Verfassungs- und Verwaltungsrecht und Mit-
glied des »Führungskreises der Reichsdozentenführung« über »Lenkungsprobleme im 
Kriegswirtschaftsrecht«.135 An der Kriegsvorlesung »Deutschland und Italien« im Sommer-
semester 1943 beteiligte sich außer Volkswirt Schuster keines der Mitglieder der Staats- 
und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät.
Hans Hermann Adler meldete im Januar 1941 hinsichtlich seiner »kriegsbezogenen Ar-
beiten«, dass er ein Sonderarchiv »Die deutsche Zeitung im Kriege« aufbaue und prakti-
sche Übungen zu »Untersuchungen über den Zeitungsinhalt im Kriege« anbiete. Zudem 
unterhalte er »ständige schriftliche Verbindung mit den im Felde stehenden Mitgliedern 
des Instituts«.136
Wohl um die Professoren an den errungenen Erfolgen an der Front teilhaben zu las-
sen, lud der Oberbefehlshaber des Heeres zu sogenannten »Schlachtfelderfahrten« ein. 
Nach den ersten Siegen im Westen nahm Betriebswirt Sandig im Dezember 1940 an einer 
»Schlachtfelderfahrt« durch Frankreich und Belgien teil.137 
134 Der Text seines Vortrags wurde in der Zeitschrift »Der praktische Betriebswirt« abgedruckt und in Thoms Monogra-
phie »Wirtschaft und Betrieb« nochmals veröffentlicht. Thoms: Sozialpolitik im Kriege. S. 155/156. Im Wintersemester 
1943/44 veranstaltete die Universität eine interdisziplinäre »Gemeinschaftsvorlesung Japan und Deutschland«, »die 
Dozenten und Studierende aller Fächer in der Erkenntnis des Wesens von Land und Volk, Geschichte und Politik [des] 
japanischen Verbündeten vereinen« sollte: »Prof. Dr. Panzer: Die Insel Formosa, der Südpfeiler des Japanischen Reiches 
vor dem Kriege (mit Lichtbildern); Dr. theol. habil. Gerhard Rosenkranz: Japanischer Geist und japanische Religion; Prof. 
Dr. Besseler: Musik in Ostasien; Prof. Dr. Andreas: Japans Aufstieg zur Weltmacht; Prof. Dr. Ernst: Die junge japanische 
Großmacht und die europäischen Kolonialmächte 1867-1932; Staatsminister Prof. Dr. Paul Schmitthenner: Japan im 
gegenwärtigen Krieg«. Im Gegensatz zur Gemeinschaftsvorlesung »Die Wirtschaft im Kriege«, die die Lehrenden an 
der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät alleine bestritten hatten, befand sich unter den Referenten nun 
keines ihrer Mitglieder. VV WS 1943/44. 
135 Krause: Lenkungsprobleme u. Führungskreis der Reichsdozentenführung. Namhafte Professoren und Forscher berufen. 
In: Völkischer Beobachter (Münchner Ausgabe) vom 8.7.1944.
136 Adler an Dekan, 25.1.1941, UA HD H-VI-630.
137 Koordiniert wurde die »Schlachtfelderfahrt« durch die Inspektion für Erziehungs- und Bildungswesen des Heeres. 
Sandig an Rektor, 9.12.1940, UA HD PA 5583.
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Thoms hatte einen Monat zuvor die 
»besetzten Ostgebiete« im Rahmen einer 
vom Reichsdozentenführer organisierten 
»Studienfahrt für Wirtschaftswissenschaft-
ler« besucht.138 Im Dezember 1940 und 
November 1941 wurde auch Schuster zu 
»Schlacht felderfahrten« nach Frankreich ein-
geladen.139
»Militärisches Vortragswesen«, Mai 1941
Multifunktionär und Rektor Schmitthenner 
fungierte während des Kriegs als Gaubeauf-
tragter für das militärische Vortragswesen 
und organisierte den Einsatz von Hochschul-
lehrern zum Einsatz bei der Truppe. Um den 
Beitrag der Staats- und Wirtschaftswissen-
schaftlichen Fakultät gefragt, schlug Thoms 
Schuster (»1. Deutschlands wirtschaftliche 
Lage; 2. Kriegsfinanzierung«), Sieber (»1. 
Nachkriegsaufgaben der deutschen Wirt-
schaft; 2. Kampf dem Kriegsgewinn!«) und 
sich selbst (»1. Die Bewährungsprobe der 
deutschen Wehrwirtschaft; 2. Menschenfüh-
rung in der sozialistischen Volkswirtschaft; 
3. Der Unternehmer der Zukunft; 4. Die Ar-
beitspolitik im großdeutschen Wirtschafts-
raum.«) als geeignete Redner mit einem 
entsprechenden Portfolio an in seinen Au-
gen geeigneten Themen vor.140 Aufgrund 
seiner Fähigkeiten als Redner und seines 
vielfältigen Einsatzes fand Schuster auch das 
Plazet des Gaustudentenführers Scherberger, obwohl dieser ihn im Januar 1941 als »sehr 
umstritten« eingestuft hatte (Quelle »Beurteilung«, nebenstehend). 
Für die DAF war Dekan Thoms während des Kriegs unermüdlich unterwegs – im Marsch-
gepäck Vorträge wie »Der Betriebsführer in der Kriegswirtschaft« und »Die Betriebsgemein-
schaft als Kriegsaufgabe«.141 Im März 1944 weilte Thoms »einige Wochen« im Auftrag des 
Berliner »NS-Führungsstabs im OKW« in Minsk, um Vorträge zu halten.142
138 Thoms an Rektor, 29.11.1940, UA HD PA 6080.
139 Schuster an Rektor, 2.12.1940, UA HD PA 5819 u. Schuster, Fragebogen der Militärregierung, 15.1945, UA HD B-3029/9.
140 Dekan an Gaubeauftragten für das militärische Vortragswesen, Staatsminister Schmitthenner, 12.5.1941, UA HD 
H-VI-622.
141 Thoms an Rektor, 3.11.1942, UA HD H-VI-622 u. Thoms an Rektor, 18 u. 21.6.1943, UA HD PA 6080.
142 Thoms an Schuster, 14.3.1944, UA HD PA 282.
»Quelle 69 | Beurteilung der für die Wehrmachtsschulung 
vorgeschlagenen Dozenten des Gaues Baden«
»1.) Folgende Professoren und Dozenten haben sich in der Kampfzeit 
und in der Zeit nach 1933 besonders aktiv für die nationalsozialistische 
Bewegung eingesetzt und gehören zu dem Kreis der nationalsozialisti-
schen Wissenschaftler:
- Staatsminister Prof. Dr. Schmitthenner
- Prof. Dr. Fehrle [...]
- Prof. Dr. Vogt [, Heinrich]
[...]
2.) Nach 1933 haben sich für den Aufbau einer nationalsozialistischen 
Hochschule und für die Bewegung eingesetzt:
[...]
- Prof. Dr. Lacroix [,Wilhelm]
- Prof. Dr. Thoms [...]
3.) Als allgemein zuverlässig, ohne besondere Betätigung oder Beto-
nung sind anzusehen:




- Prof. Sandig 
4.) Sehr umstritten sind:
- Prof. Dr. Schuster [...]
- Prof. Dr. Ernst
Schuster beteiligt sich zwar in den verschiedensten Organisationen als 
wissenschaftlicher Mitarbeiter (Reichsnährstand Saarpfalz), wird aber 
von nat. soz. Professoren zum Teil abgelehnt. Er ist zur Mitarbeit bereit 
und gilt als guter Redner. Im Rahmen seines Einsatzes für die Luftwaffe 
halte ich ihn trotz seiner politisch umstrittenen Haltung für geeignet. 
[…]
Dr. Richard Scherberger, Gaustudentenführer«
NSDAP, Gauleitung Baden Gaustudentenführer, Scherberger an NSDAP, 
Gauleitung Baden, Gauschulungsleiter, Hartlieb, 15.1.1941, UA HD PA 
3690/2, Faksimile abgedruckt in Ernst: Schatten, S. 97/98.  Zum wie Schus-
ter »sehr umstrittenen« Fritz Ernst siehe S. 544.
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Emissär des Deutschen Reichs 
in Japan, Mai 1941
Volkswirt Brinkmann fand sich nicht auf der Vorschlagsliste 
Thoms’ zur Bestallung des »militärischen Vortragsdiensts«. 
Es waren aber nicht Zweifel an der weltanschaulichen 
»Haltung« Brinkmanns, die Thoms hiervon Abstand neh-
men ließen, sondern im Gegenteil: Das Auswärtige Amt 
und das REM hatten große Pläne für Brinkmann. Er sollte 
unter Befreiung von seinen deutschen Dienstpflichten für 
ein Jahr nach Japan entsandt und dem Japanisch-Deut-
schen Kulturinstitut in Tokio in ehrenamtlich beratender 
Stellung beigegeben werden:
»Das Auswärtige Amt hat angeregt, nunmehr einen Wirt-
schaftswissenschaftler zu entsenden, der auch Vorträge 
über Kriegswirtschaft halten und dadurch auf die größten-
teils angelsächsisch orientierten Wirtschaftskreise Einfluss 
ausüben könnte.«143
Gegen die Interpretation der Entsendung auf einen 
propagandistischen Außenposten als besonderen Aus-
weis von Systemnähe – wie für seinen Kollegen Mönch 
in Belgien sicherlich statthaft – spricht allerdings, dass 
sein Vorgänger in Tokio, der Berliner Philosoph Eduard 
 Spranger, nie zu den Sympathisanten des Regimes zähl-
te.144 Brinkmann ging nicht nach Japan. Gründe hierfür 
finden sich in den Akten nicht.145
»Soldatenbriefe zur 
Berufsförderung«, Juni 1943
Die »Soldatenbriefe zur Berufsförderung« sollten den ein-
gezogenen Abiturienten nach dem Willen des OKW die Chance geben, sich über die Grund-
lagen ihres künftigen Studienfachs grundlegend zu informieren (Quelle »Soldatenbriefe zur 
Berufsförderung«, gegenüberliegende Seite).146 Interessanterweise findet sich in der durch 
das OKW an die Hochschullehrer versandten Broschüre mit den Richtlinien zur Mitarbeit 
keinerlei Hinweis darauf, dass die »Soldatenbriefe« die nationalsozialistische Weltanschau-
ung in den jeweiligen Fächern darstellen sollten. Das Wort »nationalsozialistisch« kommt 
in der gesamten Handreichung kein einziges Mal vor. Möglicherweise sollte die bewusste 
Vermeidung von politisch-weltanschaulichen Bezügen die Verteilung der »Soldatenbrie-
143 REM an Brinkmann, 13.5.1941, UA HD H-VI-612.
144 Eduard Spranger (*1882), Philosoph, Pädagoge, Psychologe, der sein Amt nach der »Machtergreifung« zur Verfügung 
gestellt hatte, war 1936/37 nach Japan entsandt worden. Er war Mitglied der oppositionellen »Mittwochs-Gesellschaft« 
und wurde nach dem 20.7.1944 für einige Wochen inhaftiert. Neben Spranger war der Autor des Buchs »Der Führer-
staat«, der Münchner Ordinarius und Mitglied des Staatsgerichtshofs des Deutschen Reichs Otto Koellreutter (*1883), 
nach Tokio entsandt worden. REM an Brinkmann, 13.5.1941, UA HD H-VI-612. Vgl. hierzu die Erinnerungen von Löwith: 
Mein Leben. S. 113-115.
145 Brinkmann verließ Heidelberg zum Sommersemester 1942. Siehe S. 123.
146 Die erste tiefergehende Studie zur Fernbetreuung von dienenden Soldaten legte jüngst Andreas Raith für die Universi-
tät München vor, vgl. Raith: Feldpostbriefe.
Abbildung 16 | »Tornisterschrift«, 1943
Oberkommando der Wehrmacht, Abt. J/WU (Hrsg.): Be-
triebstechnik. Grundlehrgang 3. Teil (Soldatenbriefe zur 
Berufsförder ung 84). Breslau 1943.
569
fe« an der gegnerischen Militär zensur vorbei an 
deutsche Kriegsgefangene ermöglichen (Abb. 
»Tornister schrift«, gegenüberliegende Seite).147
Den ersten »Soldatenbrief« der Staats- und 
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät mit einer 
Auflage von 100.000 Stück verfasste Dekan Thoms 
im Frühling 1943. Das Thema der 75 Seiten umfas-
senden Schrift lautete »Arbeit und Wirtschaft des 
Betriebes«.148 Im September 1944 erhielt auch 
Schuster vom OKW den Auftrag, einen Grundriss 
der volkswirtschaftlichen Theorie zum Versand an 
die Frontstudenten zusammenzustellen.149 Sein 
Kollege Jecht sollte eine finanzwissenschaftliche 
Darstellung beisteuern.150 Die Arbeiten an den 
Schriften zum Soldatenstudium waren als »kriegs-
wichtig« klassifiziert.151
Sonderkurse für Kriegsteilnehmer, Dezember 1943
Seit Juni 1943 bot die Wehrmacht in Zusammenarbeit mit dem REM »Wehrmachtskurse zur 
Berufsförderung« an152: 
»Einmal ist der Nachwuchs für die Berufe heranzubilden, damit wir auch den Frieden 
gewinnen. Ferner ist den Männern, die schon länger außerhalb des Studiums und 
des Berufes stehen, durch das Vermitteln von Wissen und Können Mut und Hoffnung 
zu machen, daß auch sie wieder den Weg zur wissenschaftlichen Basis ihres Berufes 
finden. [...] Dadurch wird [...] die Angst und das Grauen vor der Zukunftslosigkeit 
genommen.«153
Soldaten, die nicht unmittelbar an der Front standen, konnten eine Serie von Vorträ-
gen verschiedener Professoren hören. Wie auch bei den »Fernimmatrikulationen« (siehe 
zur Fernbetreuung von Frontsoldaten S. 484) stand bei den »Wehrmachtskursen« weniger 
die Weiterqualifikation der teilnehmenden Soldaten als vielmehr die Stärkung von deren 
Moral im Vordergrund. Als eine Art von »Beschäftigungstherapie« (Grüttner) zerstreuten 
die Kurse die durch abstumpfende Tätigkeiten und Monotonie im Alltag der Soldaten 
hervorgerufene Langeweile in der Etappe.154 Im Juli 1943 hatte sich Dekan Thoms dazu 
147 In die gleiche Richtung deutet auch, dass zumindest auf der vorliegenden Schrift aus dem Jahr 1943 keine national-
sozialistischen Hoheitszeichen aufgedruckt wurden. Interessanterweise findet sich auch kein Hinweis auf den/die Ver-
fasser. Siehe Abb. »Tornisterschrift«, gegenüberliegende Seite.
148 Thoms an Rektor, 7.6.1943, UA HD PA 6080. Leider ist kein Exemplar der an der Staats- und Wirtschaftswissenschaft-
lichen Fakultät erstellten »Soldatenbriefe« in Heidelberg erhalten geblieben. Der letzte von der Universitätsbibliothek 
Heidelberg verzeichnete Soldatenbrief stammt aus dem Jahr 1943 und besitzt die Nummer 118.
149 Schuster an Rektor, 19.9.1944, UA HD PA 5819.
150 Jecht an Rektor, 20.9.1944, UA HD PA 4373. 
151 Die »Kriegswichtigkeit« schützte sowohl vor der Einberufung an die Front als auch zum Arbeitsdienst, wie Jecht an Rek-
tor Schmitthenner schrieb: »Das Oberkommando der Wehrmacht hat mich in einem Schreiben vom 13.9.44 ausdrück-
lich verpflichtet, im Falle einer Einberufung zur Wehrmacht oder zu einem sonstigen Einsatz sofort nach dorthin Mel-
dung zu machen, damit gegebenenfalls eine Intervention erfolgen kann.« Jecht an Rektor, 20.9.1944, UA HD PA 4373.
152 Grüttner: Studenten. S. 368.
153 Ohne Name [Odenwald?] an REM, 20.4.1944, BA R 4901-13895.
154 Mit Bezug auf eine Einschätzung aus dem REM aus dem Jahr 1943, Grüttner: Studenten. S. 367/368.
Quelle 70 | »Soldatenbriefe zur Berufsförderung«
»Die Art und Weise der Darstellung muss die Mentalität dieser 
Leser berücksichtigen. Handelt es sich um junge Menschen, so 
muss der Mitarbeiter doch immer bedenken, daß sein Leser 
vielfach revolutionäre Bewusstseinsänderungen durchge-
macht hat. Er ist der Arbeitsdisziplin wissenschaftlicher Art 
entwöhnt und hat viel vergessen. Er ist aber viel reifer als der 
ehemalige Abiturient und der verhältnismäßig unbeschwerte 
Student vor 1939; vor allem aber ist er in hohem Maße aufnah-
mebereit. […] Die neuen Sammelbände müßen das Selbstver-
trauen zur eigenen geistigen Leistungsfähigkeit geschickt und 
taktvoll stärken, die geistige Beweglichkeit erhöhen, das durch 
das Kriegserlebnis versunkene Schul- und Fachwissen wieder 
heben und verwendungsbereit machen. [...] Von reintheoreti-
schen Erörterungen, insbesondere der Behandlung einander 
widersprechender Theorien, ist soweit als möglich abzusehen.«
Oberkommando der Wehrmacht, Abt. Inland, Gruppe IV, Richtli-
nien für die Mitarbeit an den Sammelbänden ›Soldatenbriefe zur 
Berufsförderung‹ [sechsseitige gedruckte Broschüre], 10.6.1943, 
BA R 4901-13894.
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bereit erklärt, in der bevorstehenden vorlesungsfreien Zeit bei »entsprechender Nachfra-
ge und Bedürfnis« Kurse in Heidelberg anzubieten.155 Die Wehrmacht nahm sein Angebot 
an. Im September und Oktober 1943 leitete Thoms zusammen mit seinem Kollegen Sieber 
»Ferien kurse« in Nantes und Nancy.156 
Ein halbes Jahr später – vom 10. bis 16. Januar 1944 – bot Schuster in Heidelberg ei-
nen Sonderkurs für kriegsversehrte Studierende der Volkswirtschaftslehre an.157 Für seinen 
Einsatz erhielt er im April 1944 das Kriegsverdienstkreuz II. Klasse durch den Reichsbeauf-
tragten für das militärische Vortragswesen verliehen.158 Ab September 1944 konnte sich 
auch Thoms mit diesem Orden schmücken.159 In der vorlesungsfreien Zeit im Sommer 1944 
boten die Heidelberger Volks- und Betriebswirte zusammen mit den Juristen einen »Kriegs-
teilnehmerkurs« vor Ort in Heidelberg an.160 Gegenüber der Militärregierung gab Schuster 
im Mai 1945 an, auf Aufforderung des OKW vor Soldaten und in Lazaretten über »Deutsch-
lands wirtschaftliche Lage, Kriegsfinanzierung, korporative Wirtschaft, internationale Wirt-
schaftsprobleme etc.« gesprochen zu haben.161 
»Aktion Ritterbusch« 1940-19458.4.3 
»Den markantesten Ausdruck findet dieser Wille zur Sofortleistung in den 
wissenschaftlichen Beiträgen zur geistigen, militärischen und wirtschaftli-
chen Rüstung des deutschen Volkes und – von Beginn des neuen Weltkriegs 
an – im Kriegseinsatz der Wissenschaft. […] In unübersehbarer Fülle wer-
den hier Werke geschaffen, die unseren Soldaten an der Front zum Siege 
verhelfen, den Arbeitern in der Heimat das geistige Rüstzeug vermitteln 
und zur geistig-seelischen Stärkung des ganzen deutschen Volkes beitra-
gen.« Ammelounx: Deutsche Wissenschaft. S. 12.
Was der als Wissenschaftler gescheiterte ehemalige Habilitand der Staats- und Wirt-
schaftswissenschaftlichen Fakultät und nunmehrige Pressereferent der NSDAP-Reichs-
dozentenführung in München, Ammelounx, von der Seitenlinie mit markiger Propaganda 
begleitete,162 ging als »Kriegseinsatz der deutschen Geisteswissenschaft« oder – nach dem 
»Führer« des »Gemeinschaftswerks«, dem Kieler Rektor, Paul Ritterbusch, – »Aktion Ritter-
busch« in die Geschichte ein:163 »Die neue deutsche Wissenschaft [erlebt] im totalen Krieg 
ihre Bewährung. Heute steht sie nicht wie vor Jahren abseits, sondern in der Mitte des 
kämpfenden Volkes.«164
155 Thoms an Rektor, 24.7.1943, UA HD PA 6080.
156 Thoms an Jecht, 17.9.1943, UA HD PA 272.
157 Schuster an Rektor, 17.12.1943, UA HD PA 5819.
158 Schuster an Rektor, 14.4.1944, UA HD PA 5819.
159 Thoms an Rektor, 20.9.1944, UA HD PA 6080.
160 Dekan an Schuster, 29.7.1944, UA MA B2 15/1. Hinzu kamen »Frontkurse«. Über diese Kurse ist den Fakultätsakten über 
deren bloße Existenz hinaus keine weitere Information zu entnehmen. Protokoll der Fakultätssitzung vom 6.12.1943, 
UA HD H-VI-201.
161 Schuster, Fragebogen der Militärregierung, 15.1945, UA HD B-3029/9.
162 Auf einer Übersicht der Mitarbeiter der Reichsdozentenführung vom Februar 1940 wird Ammelounx als »Sachbearbei-
ter Presse und Propaganda« geführt. NSDAP-Reichsdozentenführung, Reichskassenverwaltung an NSDAP-Reichsleitung, 
Reichsschatzmeister, 19.2.1940, BA Lichterfelde BDC PK Ammelounx. Hausmann zitiert Ammelounx’ Aufsatz als Beispiel 
für eine beispielhaft komplette Sammlung aller Klischees der damaligen Terminologie. Hausmann: Geisteswissenschaft 
im Krieg. S. 19, Anm. 2. 
163 Vgl. Hausmann: Geisteswissenschaft im Krieg.
164 Ammelounx: Deutsche Wissenschaft. S. 13.
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Von den Hochschullehrern der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät fin-
den sich die Namen von Nationalökonom Brinkmann, Betriebswirt Thoms und dem Lektor 
und Leiter der englischen Abteilung des Dolmetscher-Instituts, Rolf Greifelt, auf dem »Ge-
samtplan« des »Kriegseinsatzes« der Anglisten vom April 1940. Die Ergebnisse der interdis-
ziplinären Wissenschaftsarbeit sollten in einem elfbändigen Werk veröffentlicht werden: 
»Es soll streng wissenschaftliche Arbeit geleistet werden, keine Beiträge zum Tages-
schrifttum. […] Der Reichswissenschaftsminister erwartet von uns, daß wir in diesem 
Kriege gemeinsam ein Werk verfassen, das die Arbeit der deutschen Anglistik im Kriege 
zu repräsentieren geeignet ist. […] Thema und These dieses Werkes heißen: England 
und Europa. Die Absonderung der englischen Lebens- und Kunstformen.«165
Brinkmann, Thoms und Greifelt waren der Gruppe II unter Leitung des Tübinger Or-
dinarius für Englische Philologie, Carl August Weber, zugeteilt.166 Die Untergruppe unter 
dem Leitgedanken »Die kapitalistische Wirtschaft als Mittel der englischen Macht«, der die 
beiden Wirtschaftswissenschaftler angehörten, wurde vom Göttinger Nationalökonomen 
Klaus Wilhelm Rath geführt, der auch den »Leitaufsatz« über »Das Welthandelssystem als 
englisches Machtmittel« beisteuern sollte. Brinkmann sollte im »theoretischen Teil« »Im 
wirtschaftlichen Raum« über »Der englische Wirtschaftsliberalismus und Europa«, Thoms 
im »praktischen Teil« über »die Wirklichkeit der englischen Wirtschaft« schreiben. Lektor 
Greifelt war der Untergruppe »Soziale Voraussetzungen« unter Führung des Leipziger Do-
zenten für Soziologie, Volks- und Landeskunde, Karl Heinz Pfeffer, zugeteilt und sollte über 
den »Anspruch des Gentlemanbegriffs auf Allgemeingültigkeit« forschen. Die vier im Rah-
men des »Kriegseinsatzes« der Anglisten veröffentlichten Sammelbände enthalten keinen 
der geplanten Beiträge aus Heidelberg.167
Der Direktor des Dolmetscher-Instituts, Mönch, war ebenfalls im Rahmen der »Gemein-
schaftsarbeit« der Romanisten in die »Aktion Ritterbusch« eingebunden, wenngleich nicht 
in führender Position.168 Er sollte gemäß dem »Sofort-Programm der Romanistik: Frankreich, 
sein Weltbild und Europa« in der Untergruppe »Frankreich und Deutschland« über »Frank-
reich und Preußen-Deutschland in der Begegnung Friedrichs des Großen und Voltaires« 
arbeiten. Seine Monographie »Voltaire und Friedrich der Große. Das Drama einer denk-
würdigen Freundschaft« erschien 1943.169 Brinkmann rezensierte 1943 die beiden ersten 
beiden Projektbände – »Lebensraumfragen« –, die im Rahmen des »Kriegseinsatzes« der 
Geographen veröffentlicht wurden.170
165 Hervorhebungen wie im Original. Zit. nach: Hausmann: Geisteswissenschaft im Krieg. S. 141.
166 Von dem Gesamtplan existieren zwei Versionen, die beide in Hausmann: Geisteswissenschaft abgedruckt sind. Die Zu-
ordnung der Heidelberger Hochschullehrer folgt der zweiten Version, dem vom REM im April 1940 abgesegneten Plan. 
Ebd. S. 144-147.
167 Ebd. S. 110/110 u. S. 111, Anm. 22.
168 Ebd. S. 305 u. Anm. 80.
169 Mönch: Voltaire und Friedrich der Große.
170 Hausmann: Geisteswissenschaft im Krieg. S. 167/168.
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8.4.4 »Kriegseinsatz« der Studenten
»Wie es im Frieden im Landdienst und Reichsberufswett-
kampf geschah, so soll auch jetzt im Kriege der deutsche 
Student seinen Fähigkeiten und Möglichkeiten gemäß 
sich aktiv in die Front des kämpfenden Volkes einreihen. 
Zu diesem Zweck hat der Reichsstudentenführer den stu-
dentischen Kriegspropagandaeinsatz aufgebaut.« Fritz: 
Kriegspropagandaeinsatz. S. 16. 
Der studentische »Kriegspropagandaeinsatz«, 1940
In Heidelberg war die Teilnahme der Studenten am »Kriegspropagandaeinsatz« eine frei-
willige, von der Fachschaft organisierte Angelegenheit, und anscheinend keine Pflichtver-
anstaltung wie zum Beispiel an der Universität Köln, wo »Anrechnung des Semesters von 
der erfolgreichen Arbeit im Kriegspropagandaeinsatz des NSDStB abhängig« war.171 Der 
Reichsstudentenführer befahl den Studierenden, die »Geschichte und Kultur aller Völker« 
zu »durchforschen« und die gesammelten und übersetzten geschichtlichen Dokumente 
der deutschen Propaganda zur Verfügung zu stellen:
»Organisatorisch ist die Arbeit auf verschiedene, an jeder geöffneten Hochschule 
errichtete Arbeitskreise verteilt, die je einem Arbeitskreisleiter unterstellt sind. Inner-
halb dieses Arbeitskreises ist die Arbeit der einzelnen Kameraden und Kameradinnen 
selbständig. Jeder soll in seinem Spezialgebiet eingesetzt werden, da dort naturgemäß 
seine Leistungen am größten sind.«172
Während die Philologen »die Literatur der europäischen Länder und Amerikas durch-
arbeiten [sollten], um die Stimmen in allen Ländern zusammenzustellen, die sich gegen 
Englands Eroberungen erhoben haben«, und den Medizinern aufgetragen worden war, 
»an Hand von Quellen und Statistiken den Gesundheitszustand der unteren Schichten in 
England [zu] erforschen«, kam den Studierenden an der Staats- und Wirtschaftswissen-
schaftlichen Fakultät die Aufgabe zu, »das Vorherrschen einer plutokratischen Oberschicht 
nachzuweisen und an Beispielen darzulegen, wie die Lehre des Utilitarismus noch heute 
die englische Mentalität beherrscht«.173 Die Sprachkenntnisse der Dolmetscherinnen ge-
dachte die Studentenführung im Rahmen des »Arbeitskreises Volksaufklärung« zur Über-
setzung und Auswertung ausländischer Zeitungen und Zeitschriften heranzuziehen.174
Volkswirt Schuster war eine ähnliche Aufgabe in der Propaganda zugewiesen worden: 
Das Reichswirtschaftsministerium hatte den Volkswirt mit der »kritischen Überprüfung der 
ausländischen Gegenargumente gegen die deutsche Wirtschaftspolitik« und der »wissen-
schaftlichen Tätigkeit der emigrierten deutschen Professoren der Wirtschaftswissenschaft« 
aufgetragen – inwieweit ausgerechnet der als politisch renitent geltende Schuster hier Er-
gebnisse lieferte, ist rückblickend nicht aus den Akten ersichtlich.175
171 Dr. Ernst Berens [ehemaliger Doktorand Adlers], 13.3.1947, GLA KA 465a-59-1-13522a.
172 Fritz: Kriegspropagandaeinsatz. S. 16. Die »geselligen Veranstaltungen« in den Heidelberger Kameradschaften sollten 
nach dem Willen des Kameradschaftsführers für die Dauer des Kriegs »auf ein Mindestmaß« reduziert werden. Statt des-
sen sollten die jungen Studenten sich im Rahmen des »Kameradschaftsdiensts« mit den »Lebensfragen des deutschen 
Volkes, mit weltanschaulichen und politischen Problemen und jetzt im Kriege ganz besonders mit [dessen] Gegnern 
geistig auseinandersetzen«. Siebert: Kameradschaftsarbeit. S. 13. 
173 Fritz: Kriegspropagandaeinsatz. S. 16.
174 Ebd. S. 17.
175 Schuster an Rektor, 19.9.1944, UA HD PA 5819.
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Studentinnen im »mittätigen Heimatheer« 
Neben dem Einsatz im »Nachrichtendienst« rief die Arbeitsgemeinschaft der national-
sozialistischen Studentinnen die Studentinnen niedriger Semester zum Frauendienst im 
Sanitäts- und Fabrikdienst auf: 
»Seit dem Weltkrieg hat die Aufgabe der Frauen während der Landesverteidigung sich 
entscheidend geändert. Der heutige Krieg zieht sie unmittelbar in die Kriegführung mit 
ein. Er braucht die Frauen nicht mehr nur für die Verwundetenpflege, sondern als mit-
tätiges Heimatheer in der inneren Front. Die Gebiete, auf denen sie als Mitbeteiligte an 
der Verteidigung und Erhaltung des Landes, seiner Menschen und seiner Güter wirken, 
sind die Kriegswirtschaft, die soziale Tätigkeit und die Sicherung der Volkswirtschaft.«176
Die höheren Semester hingegen sollten in Arbeitsgemeinschaften »Wissenschafts-
arbeit« betreiben, um ihr Studium in möglichst kurzer Zeit zu vollenden:
»Gerade jetzt im Kriege muß auf eine besonders schnelle und intensive wissenschaft-
liche Ausbildung gesehen werden, um möglichst viele Kräfte für die Berufe frei zu be-
kommen, wo es an Arbeitskräften mangelt.«177
Die Heidelberger Leiterin des Amtes Studentinnen, Annemarie Goebel, verknüpfte mit 
ihrem Aufruf zum Dienst an der Heimatfront die Hoffnung, als »Kampfkameradin« aner-
kannt zu werden:
»In ihrem Dienst hat heute jede deutsche Frau und jedes Mädel zu stehen. Sie alle 
erfaßt das Gesamtschicksal der kämpfenden Nation nicht wie früher nur als duldende 
und hoffende, sondern als unmittelbar mittätige. Der Nationalsozialismus hat diese 
Mitberufung der Frauen in dem deutschen Wehrgesetz vom 21. Mai 1935 festgelegt: 
›Im Krieg ist über die Wehrpflicht hinaus jeder deutsche Mann und jede deutsche Frau 
zur Dienstleistung für das Vaterland verpflichtet.‹ Es ist deshalb selbstverständlich, daß 
sich die deutsche Studentin auch an der ihr angewiesenen Stelle einsetzt und jederzeit 
ihre Pflicht in der inneren Front tut. Denn in diesen Tagen halten die Frauen als die 
Kampfkameradinnen der Männer mit gleicher Bereitschaft in gleicher Hingabe an die 
Nation die unerschütterliche Front der Heimat.«178
Einladung ins »Generalgouvernement«, Juli 1942 
In Anschluss an eine Rede (»Der Rechtsgedanke und die Neuordnung Europas«) im Juli 
1942 in Heidelberg lud Generalgouverneur Hans Frank179 die Mitglieder des Instituts für 
Zeitungswesen zu einer mehrwöchigen Reise ins »Generalgouvernement« im besetzten 
Polen ein.180 Die Studenten sollten seine Gäste sein, so die Erinnerungen einer Studen-
tin, lediglich die Fahrtkosten bis Kattowitz hätten die Studenten selbst zu tragen gehabt. 
176 Goebel: Studentinnen 1. Tri. 1940. S. 21.
177 Ebd. S. 22.
178 Ebd. S. 22/23.
179 Zur umfänglichen Organisation des Besuchs Franks in Heidelberg vgl. UA HD B-0704/1; Reichsminister Frank in Heidel-
berg. In: Der Heidelberger Beobachter vom 22.7.1942 u. Heute spricht in Heidelberg: Reichsminister General gouverneur 
Frank. In: Volksgemeinschaft vom 21.7.1942.
180 Dr. Bärbel Frey, Mosbach [ehemalige Studentin und Doktorandin], Eidesstattliche Versicherung, 15.10.1946, GLA KA 
465a-59-1-13522a. Über die Arbeit von Studierenden aus Heidelberg im Rahmen der vom Reichsstudentenführer 1940 
eingesetzten »Arbeitsgruppe Ostsiedlung«, bzw. »Facheinsatz Ost« ist über allgemeine Rundschreiben zur Beurlaubung 
der Studierenden hinaus nichts bekannt. Ob Studierende der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät sich 
für den »Facheinsatz« gemeldet haben, geht aus den entsprechenden Unterlagen im Universitätsarchiv nicht hervor. 
REM an Rektor, 25.2.1942, UA HD B-0576/1. zu Quellen zur »Arbeitsgruppe Ostsiedlung« vgl. »Ausstellungs- und Begeg-
nungsprojekt 61/62 Jahre Generalplan Ost« des Vereins zur Völkerverständigung mit Mittel-, Süd- und Osteuropa e.V., 
Berlin, http://gplanost.x-berg.de/wprim.html (Stand 8.11.2004). 
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Als Gegenleistung wünschte sich Frank einige zeitungskundliche Untersuchungen im 
»General gouvernement«. 
Die Einladung stieß auf große Begeisterung unter Studenten, zumal diese eine mehr als 
willkommene Alternative zum Rüstungseinsatz in der Fabrik darstellte. Die Reise fand aber 
nicht statt. Rückblickend, so die Aussage von Bärbel Frey beim Spruchkammerverfahren, 
schiene es, als habe Institutsleiter Adler den Besuch bei einem der brutalsten Schergen 
unter den Nationalsozialisten bewusst verschleppt. Er habe seinerzeit auf Nachfragen er-
klärt, dass »es nicht in seinem Sinne [wäre], wenn sich seine Doktoranden mit politischen 
Themen« befassten, denn dazu fehle ihnen »noch der nötige Abstand zur Gegenwart. Er 









Das Kriegsende in Heidelberg, 9.1 
30. März 1945
Die amerikanische Militärverwaltung 9.1.1 
an der Universität Heidelberg
Die amerikanischen Truppen besetzten Heidelberg am Karfreitag, dem 30. März 1945, 
kampflos.1 SD-Berichterstatter Wesch und einige andere Protagonisten des National-
sozialismus an der Universität Heidelberg setzten sich ab. Rektor Schmitthenner floh auf 
das Familiengut der Landfrieds nach Österreich. Zu seinem Vertreter hatte er den achtzig-
jährigen, emeritierten Anglisten und Altertumswissenschaftler Johannes Hoops ernannt.2 
Dieser sollte im August 1945 durch den ersten gewählten Nachkriegsrektor, den Chirurgen 
Karl Heinrich Bauer, ersetzt werden.3 Unmittelbar nach der Ankunft amerikanischer Truppen 
hatten sich politisch unbelastete Professoren zum so genannten »Dreizehnerausschuß« zu-
sammengeschlossen, der in den ersten Monaten seiner Existenz als Gutachtergremium in 
Personalfragen und als Ansprechpartner für die Besatzungsoffiziere sowie als universitäre 
Schaltzentrale zur Wiedereröffnung der Ruperto-Carola fungierte. Alfred Weber zählte zu 
den führenden Köpfen des Komitees.4 Der nunmehr 77jährige, der während des Dritten 
Reichs zu seinem Ärger als Emeritus nicht der Philosophischen, sondern der Staats- und 
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät geführt worden war, erfreute sich bester Gesund-
heit und genoss als »Democrat and reported Non-Nazi« das Vertrauen der Amerikaner.5 Aus 
dem »Dreizehnerausschuß« sollten sich zwei zukünftige Rektoren, Bauer und Ernst, und 
acht spätere Dekane rekrutieren.6 Die Fakultäten nahmen mit Ausnahme der Staats- und 
Wirtschaftswissenschaftlichen ihren Lehrbetrieb entgegen den ursprünglichen Planungen 
der Militärregierung bereits zum Wintersemester 1945/46 wieder auf.7
Entnazifizierung9.1.2 
Für den selbstbewussten, aktivistischen Bauer, den in seinem »so eminenten Tätigkeits-
drang« die Vergangenheit »nicht sehr« interessierte, besaß die rasche Wiedereröffnung 
der Heidelberger Universität erste Priorität.8 Nach seinem Dafürhalten hatte die Ruperto-
Carola während der Diktatur trotz der »Säuberungen« durch »von außen aufoktroyierte SS-
1 Vgl. Sellin: Universität Heidelberg 1945. S. 92. Zur Nachkriegsgeschichte Heidelbergs allgemein Reutter: Heidelberg 
1945-1949 u. Pieper: Heidelberg zur Stunde Null.
2 Johannes Hoops (*1865). Der greise Hoops starb wenige Jahre später 1949, vgl. Schuchard: Anglistik. S. 461-463 u. 474.
3 Zu Bauer vgl. Wolgast: Bauer.
4 Zum »Dreizehnerausschuß« zählten unter anderen Gustav Radbruch, Walter Jellinek, Otto Regenbogen, Martin Dibelius 
und Fritz Ernst. Mumper: Reopening. S. 9 u. Wolgast: Bauer. S. 120/121.
5 Demm: »Freier Sozialismus«. S. 299. Ausführlich zur Rolle Webers bei der Entnazifizierung der Universität Demm: Politi-
scher Weg, S. 326–329. Die New York Times zählte Weber im Januar 1946 zu den Bewahrern der »old Heidelberg magic«, 
die die unzerstörte Universitätsstadt als eine »slightly unreal Island of Past Glory« erscheinen lasse. Draper, Theodor: 
Island of Past Glory: A Report from Heidelberg. In: New York Times vom 27.1.1946.
6 Mumper: Reopening. S. 9.
7 Sellin: Universität Heidelberg 1945. S. 95.
8 Wolgast: Bauer. S. 116.
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Agenten« ihren »Kern« als »Geistesfestung« bewahrt.9 
Eine umfassende Entfernung aller Sympathisanten 
des Nationalsozialismus lag nicht im Interesse Bau-
ers:
»Ein alter chirurgischer Grundsatz sagt: Eine Ope-
ration darf nicht gefährlicher sein als die Krankheit, 
um deren willen man sie macht. Von der Krankheit 
Nationalsozialismus aber ist nach deutschem Dafür-
halten der deutsche Organismus bereits geheilt.«10
Auf Seiten der amerikanischen Besatzungsmacht 
standen Hoops und später Bauer der Harvard-Sozio-
loge und Experte für deutsche Universitäten, Univer-
sity Control Officer Edward Y. Hartshorne als Vertreter 
der Education and Religious Affairs Section der ame-
rikanischen Militäradministration gegenüber.11 Nach 
der Wiedereröffnung der Medizinischen Fakultät soll-
te im Oktober 1945 der Professor für klassische Philo-
logie Major Earl Le Verne Crum Hartshornes Posten übernehmen.12 Zur gleichen Zeit wurde 
der Special Agent des Counter-Intelligence-Corps13 und promovierte Romanist  Daniel F. 
Penham nach Heidelberg versetzt.14 
Verbunden mit dem Wechsel des zuständigen Universitätsoffiziers war ein Bruch in der 
Zielsetzung und in den Methoden der Entnazifizierung.15 Hartshorne hatte sich mit aller 
Energie für eine weitreichende Entnazifizierung auf der Basis der Personalakten und von 
Fragebogenaktionen eingesetzt. Angesichts der in seinen Augen unverständlichen und 
deprimierenden Neigung der nichtbelasteten Professoren, auch komprimitierten Kollegen 
wieder eine Stelle zu verschaffen, vertrat Hartshorne eine vorsichtig-misstrauische Haltung 
gegenüber der neuen Universitätsführung: »Bauer must evidently be carefully watched.«16 
Crum hingegen fühlte sich dem Prinzip der weitgehenden Nichteinmischung in univer-
sitäre Fragen verpflichtet. Sein »laissez-faire approach« (Tent) eröffnete Rektor Bauer in 
vielen Bereichen einen weitaus größeren Handlungsspielraum.17 Zwischen Crum und dem 
deutlich jüngeren jüdischen Emigranten Penham, der nach Ansicht Bauers und seines Kol-
legen Ernst einen verbitterten »crusade« gegen die an der Universität verbliebenen wah-
9 Zit. nach Wolgast: Bauer. S. 117/118. 
10 Bauer, Memorandum, Denazifizierung, ohne Datum [ca. November 1945], UA HD REP 10/14. Zum politisch-sozialen 
Weltbild Bauers siehe Wolgast: Bauer. S. 114-117.
11 Der 1912 geborene Hartshorne, Director of the German Universities im U.S. Military Governements in Marburg, wurde 
am 26.8.1946 nahe Augsburg – nach Informationen der N.Y. Times – durch einen Deutschen ermordet. U.S. Official in 
Germany Dies of Bullet Wounds. In: New York Times vom 1.9.1946 u. Hartshorne Killer Slain in Germany. In: New York 
Times vom 5.9.1946. Die Aufzeichnungen Hartshornes über seine Tätigkeit in Deutschland sind ediert, vgl. Tent: Acade-
mic Proconsul. Hierin findet sich auch eine kurze Biographie Hartshornes. Einen knappen Überblick über Hartshorne 
und die Wiederöffnung der Universität Heidelberg liefert Tent: Hartshorne. 
12 Earl Le Verne Crum (*1891), zuletzt Professor für klassische Philologie an der Washington and Lee University. 
13 Vgl. Sayer/Botting: America’s Secret Army.
14 Daniel F. Penham (*1914), geb. Siegfried Oppenheimer, 1933 nach Frankreich emigriert, 1940 Studium der Romanistik, 
1942 Eintritt in den CIC. Mumper: Reopening. S. 20/21 u. Gerhardt: Konflikt. S. 35.
15 Einen Vergleich zwischen den drei Offizieren Hartshorne, Crum und Penham liefert Gerhardt: Konflikt.
16 Hartshorne, Tagebucheintrag vom 12.9.1945. Zit. nach Tent: Academic Proconsul. S. 120.
17 Tent: Hartshorne. S. 71.
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ren und vermeintlichen Nationalsozialisten führte,18 kam es zum Zusammenstoß über die 
Durchführungen weiterer »Screenings« im Rahmen des neuen, scharf formulierten Milita-
ry Government Law No. 8.19 Crum verhinderte die durch Penham angedrohte zeitweilige 
Schließung der Universität im März 1946. Der Special Agent des CIC wurde in die USA zu-
rückversetzt.20
In Vorbereitung der Neueröffnung der Heidelberger Universität wurde eine umfangrei-
che Überprüfung der Mitglieder der Ruperto-Carola durchgeführt. Unter Leitung der ameri-
kanischen Universitätsoffziere in Zusammenarbeit mit inneruniversitären Vertrauensleuten 
wurden die Angestellten, wissenschaftlichen Mitarbeiter und Professoren aufgrund einer 
Fragebogenaktion und in persönlichen Verhören nach ihrer politischen Belastung sowie 
ihrer Weiterverwendbarkeit klassifiziert. Am 16. Januar 1946 übergab Universitätsoffizier 
Crum Rektor Bauer eine Liste der Mitglieder der Universität Heidelberg (Quelle »Klassifizie-
rung der Hochschullehrer«, S. 583). Die Entlassungsbescheide an die als »unconditionally« 
bzw. »conditionally rejected« zu entfernenden Personen wurden unmittelbar anschließend 
durch die Universitätsverwaltung versandt. 
In einem Gutachten für die Universitätsleitung plädierten die Heidelberger Juristen 
 Jellinek und Radbruch im August 1945 dafür, das Gesetz zur Wiederherstellung des Berufs-
beamtentums, das die juristische Pseudogrundlage zur Entlassung vieler Hochschullehrer 
durch die Nationalsozialisten geliefert hatte, gegen dessen Nutznießer zu wenden. Zwar 
sei »eine einfache Kopierung des Gesetzes [sc. zur Wiederherstellung des Berufsbeamten-
tums] mit veränderten Vorzeichen nicht möglich, schon weil es keine Beamten [gebe], die 
der Gruppe der ›Nicht-Arier‹ entsprechen«, aber es sei geboten, den »Parteibuch«-Para-
graphen gegen die Nationalsozialisten unter den Beamten zu wenden, die so häufig von 
den Entlassungen profitiert hatten: »[Für] alle, die ohne genügende Vorbildung, nur wegen 
Zugehörigkeit zur NSDAP Beamte geworden sind, kann das Gesetz als Vorbild dienen. Die 
Beamten sind ohne Gewährung von Ruhegeld zu entlassen.« Gleichermaßen sollten auch 
die ebenfalls aufgrund des Parteibuchs erfolgten Beförderungen rückgängig gemacht wer-
den.21
Zensur nazistischer Literatur, 1945-19529.1.3 
Von den vor 1945 erschienenen Veröffentlichungen der Staats- und Wirtschaftswissen-
schaftlichen Fakultät wurden einige durch die amerikanische Militärregierung auf den In-
dex gesetzt, so Bergstraessers Aufsatz über »Nation und Wirtschaft« (1933) und Brinkmanns 
Vortrag zu »Der Nationalismus und die deutschen Universitäten im Zeitalter der Erhebung« 
18 Wolgast: Bauer. S. 122/123.
19 Vgl. dazu Remy: Heidelberg Myth. Remy hatte Gelegenheit, den ehemaligen CIC-Agenten Penham zu interviewen. 
In seinem Buch unternimmt er den Versuch, das Bild des von Bauer und Ernst in der Nachkriegszeit als hasserfüllten 
Psychopathen verunglimpften Penham zu korrigieren. Penham gerät hierbei zu einem einsamen Kämpfer gegen den 
Pragmatismus und den vorgeblich 1945 geschaffenen »Heidelberg Mythos«, der eine gegenüber dem Nationalsozia-
lismus widerständige Universität Heidelberg behauptete. Gerhardt zeichnet ein aufschlussreiches Bild der Tätigkeit des 
CIC-Agenten vor dem Hintergrund der Ausbildung im Vorfeld des Einsatzes in Deutschland. Gerhardt: Konflikt. S. 44-54. 
Zum Military Government Law No. 8 und »Second Purge« siehe Tent: Mission on the Rhine. S. 74-109 u. Mumper: Reope-
ning. S. 18/19.
20 Gerhardt: Konflikt. S. 52/53.
21 Radbruch u. Jellinek, Die Ruhegeldfrage bei der Entlassung ehemaliger Pg., 13.8.1945, UA HD B-3029/20. S. 2. Jansen: 
Wiedereröffnung. S. 186/187.
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aus dem Jahr 1932.22 Auf der von der »Deutschen Verwaltung für Volksbildung in der sow-
jetischen Besatzungszone« im April 1946 herausgegebenen Liste der »auszusondernden 
Literatur« fanden sich neben den oben genannten Schriften noch Brinkmanns Werk über 
den englischen »Wirtschaftsimperialismus« und – wenig überraschend – drei betriebswirt-
schaftliche Veröffentlichungen aus der Feder Thoms’.23 Der Zeitungswissenschaftler von 
Eckardt fand sich 1945 wieder einmal zwischen allen Stühlen: War er 1933 auf Druck der 
Nationalsozialisten wegen seiner angeblichen politischen Sympathien für die UdSSR ent-
lassen worden, so standen die Schriften des nunmehr als »antibolschewistischer Emigrant« 
klassifizierten von Eckardt im Sowjetischen Zone auf dem Index.24 Für die Ruperto-Carola 
beschloss der Senat am 15. September 1945 in Übernahme des nationalsozialistischen Jar-
gons die »Ausmerze von NS-Büchern«. »Nationalsozialistische und militaristische Literatur« 
wurden aber allerdings nicht vernichtet, sondern »sekretiert«.25
Kriegsende an der Staats- und 9.1.4 
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät
Der langjährige Dekan der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät, Betriebswirt 
Thoms, war unmittelbar nach dem Einmarsch der amerikanischen Truppen verhaftet wor-
den. Seinen Kollegen Sieber hatte er zuvor mit seiner Vertretung als Dekan beauftragt.26 
In den ersten Nachkriegsmonaten kam es zu einem Machtkampf zwischen dem mit Verve 
in universitäre Ämter und Würden zurückdrängenden Weber und dem an der Staats- und 
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät verbliebenen Volkswirt Schuster. Schuster sah sich 
aufgrund seiner langjährigen Opposition zum nationalsozialistischen Dekan Thoms und 
als dienstältester Ordinarius zum »verantwortlichen Leiter [seiner] Fakultät« berufen, worin 
er sich durch den amerikanischen Universitätsoffizier Hartshorne und den Interimsrektor 
Hoops bestätigt fühlte27: Alle Angelegenheiten, die die Staats- und Wirtschaftswissen-
schaftliche Fakultät beträfen, müssten über ihn laufen, so Schuster gegenüber Weber im 
August 1945.28 Schuster war zudem daran gelegen, die Berufung Webers zum »Vertrauens-
mann« der Fakultät, dem die Prüfung der Rolle der Mitglieder im Nationalsozialismus oblag, 
zu verhindern. Anstatt dem streitbaren Emeritus hoffte Schuster einen der beiden Juristen 
22 Auf der von Cobet veröffentlichten Liste finden sich insgesamt 30 Schriften deutscher Soziologen, die sich auf dem 
Index der Amerikaner befanden. Cobet: Soziologie nach 1945. S. 30/31. Die Klassifikation von Brinkmanns Aufsatz über 
die deutschen Universitäten Anfang des 19. Jahrhunderts unter die nationalsozialistischen Schriften zeigt exemplarisch 
die oberflächliche Vorgehensweise, die bei der Erstellung des Index angewandt wurde. Anscheinend wurde allein vom 
nach 1933 zum Synonym der NSDAP gewordenen Begriff »Bewegung« und dem Erscheinungsjahr auf einen mit dem 
Nationalsozialismus sympathisierenden Inhalt des Buchs geschlossen. Vgl. Schmitz-Berning: Vokabular. S. 99-102 u. 
Brinkmann: Deutsche Universitäten.
23 Deutsche Verwaltung für Volksbildung in der sowjetischen Besatzungszone, Liste der auszusondernden Literatur, Vor-
läufige Ausgabe, Berlin: Zentralverlag, 1946. Im Internet als transkribierter Volltext verfügbar unter: http://www.polunbi.
de/bibliothek/1946-nslit.html [8.10.2004]. Brinkmann: Liberalismus u. Thoms: Allgemeine Betriebswirtschaftslehre, 
Umbruch u. Wirtschaft und Betrieb.
24 Cobet: Soziologie nach 1945. S. 30.
25 Engerer Senat, Einladung zur Sitzung am 18.9.1945 u. Engerer Senat, Protokoll, 1.10.1946, UA HD B-1266/4 (2).
26 Rektor an Dekan, 17.4.1945, UA HD PA 283 u. Rektor an Dekan, 20.4.1945, UA HD B-6693/1.
27 Schuster an Rektor, 4.9.1945, UA HD H-VI-221. Schuster irrte, wenn er sich der Unterstützung Hartshornes sicher glaubte. 
Dieser hatte zwar »Schuster, Dean of the Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät« zusammen mit weiteren 
Interimsdekanen eingeladen, aber in seinem Tagebuch zu Schuster ergänzt: »Actually a mandatory removal case, but 
named to me as zuständig by the senescent Hoops«. Hartshorne, Tagebucheintrag vom 16.7.1945. Zit. nach Tent: 
Academic Proconsul. S. 73. 
28 Schuster an Weber, 1.8.1945, UA HD H-VI-221.
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Radbruch oder Jellinek als renommierte Fürsprecher »zur Erhaltung einzelner Minderbelas-
teter« zu gewinnen29: 
»Nun habe ich feststellen müssen, daß bei den Kollegen meiner Fakultät ein Gefühl 
größter Unsicherheit besteht; sie glauben sich vernachläßigt, weil niemand für sie da 
ist, mit dem sie über ihre bisherige Tätigkeit und ihre Weiterverwendung in der Univer-
sität sprechen können.«30
Zugleich bat Schuster Hartshorne, dies nicht als »Vorentscheidung über das zukünftige 
Schicksal meiner Fakultät« zu interpretieren, das heißt eines Anschlusses der verbleiben-
den Institute und Seminare der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen an die Juristi-
sche Fakultät.31 Diese Vereinigung war in den vergangenen Jahren immer wieder diskutiert 
worden, aber von der Juristischen Fakultät jedes Mal grundsätzlich abgelehnt worden.32 
Es ist daher wahrscheinlich, dass Schuster weniger den Anschluss der eigenen Fakultät 
fürchtete, als vielmehr, Radbruch im Vorfeld vor der Übernahme des Amts als »Vertrauens-
mann« abzuschrecken. Über eigene unbelastete aktive Ordinarien verfügte die Staats- und 
Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät nicht. Radbruch lehnte die Aufgabe mit Hinweis auf 
seine Belastung durch die Entnazifizierung seiner eigenen Fakultät ab: »Der Einsatz für die 
Erhaltung einzelner Minderbelasteter in ihren Ämtern verspricht nur dann Erfolg, wenn er 
sich auf eine eng begrenzte Zahl bezieht; jeder der hinzukommt, vermindert die Aussicht 
aller Übrigen.«33 
Der streitbare Emeritus Weber hingegen hatte bereits im Juli 1945 Einfluss auf das 
Schicksal der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät zu nehmen versucht und 
beim Rektor ein Gutachten »Betreff. 6. Fakultät und Handelshochschule« eingereicht (siehe 
S. 614).34 Gegen Weber hatte Schuster keine Chance. Der Nationalökonom setzte sich auf 
der ganzen Linie gegen seinen an der Universität verbliebenen Kollegen durch. Am 8. Au-
gust 1945 besprach sich Weber mit Hartshorne und besiegelte mit dem University Control 
Officer das Schicksal der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät: »Weber will 
engineer the liquidation of this 6th Faculty and propose new appointments for the Phi-
losophical Faculty«.35 Zur entscheidenden Sitzung des Engeren Senats am 6. September 
1945, in dem die Zukunft der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät, mithin die 
»Rückverlegung der Handelshochschule«, verhandelt werden sollte, wurde allein  Weber 
zur Klärung der Fragen hinsichtlich der sechsten Fakultät geladen, Schuster hingegen end-
gültig entmachtet: 
»Herr Schuster hat […] ein Schreiben von Herrn Hoops vorgewiesen, nachdem ihm als 
dem Senior der Fakultät die laufenden Geschäfte übertragen wurden. Der Rektor wird 
beauftragt, Herrn Schuster mitzuteilen, daß nach einem früheren Senatsbeschluß allein 
Herr Weber mit der Führung der Geschäfte der 6. Fakultät beauftragt sei.«36
29 Ebd. u. Schuster an Rektor, 16.10.1945, UA HD PA 5819.
30 Schuster an Radbruch, 6.8.1945, UA HD H-VI-221.
31 Schuster an Weber, 1.8.1945, UA HD H-VI-221.
32 Vgl. die Diskussion um die Angliederung der Institute der aufgelösten Handelshochschule 1933/1934. Siehe S. 95.
33 Radbruch an Schuster, 7.8.1945, UA HD H-VI-221.
34 Engerer Senat, Protokoll, 11.7.1945, UA HD B-1266/4 (2).
35 Hartshorne, Tagebucheintrag vom 8.8.1945. Zit. nach Tent: Academic Proconsul. S. 95.
36 Engerer Senat, Sitzung vom 4.9.1945, UA HD B-1266/4 (2). Ein derartiger Senatsbeschluss ist in den Protokollen der 
Besprechungen nicht verzeichnet.
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Die an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät verbliebenen Mitglieder 
wurden hierüber nicht einmal in Kenntnis gesetzt, wie sich Schuster bei Bauer erzürnt be-
schwerte.37 In Weber fanden die Mitglieder der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen 
Fakultät, die er für die Totengräber der Soziologie in Heidelberg hielt, einen gestrengen, 
selten umfassend informierten Gutachter, der im Rahmen der Entnazifizierung dafür sorgte, 
dass die personelle Kontinuität gering blieb.38 Wenn Hartshorne bitter über die ihm unver-
ständliche Protektion belasteter Kollegen durch unbelastete Ordinarien klagte, so traf dies 
auf seinen Vertrauensmann Weber sicherlich nicht zu:
37 Schuster an Rektor, 4.9.1945, UA HD H-VI-221.
38 Demm: »Freier Sozialismus«. S. 299.




Adler, Hans Herrmann, Professor, (ur)
Millequant, Paul, Professor, (ur)
Schott, Siegfried, Professor, (ur)
Bischoff, Dietrich, Lecturer, (cr)
Eckhard, Waltraut, Lecturer, (ur)
Ganser, Wilhelm, Lecturer, (ur)
Overbeck, Hermann, Lecturer, (ur)
Wandruschka, Mario, Lecturer, (ur)
Economics (Rejected)
Blind, Adolf, Professor, (ur)
Jecht, Horst, Professor, (ur)
Malteur, Richard, Professor, (ur)
Sandig, Kurt, Professor, (ur)
Schuster, Ernst, Professor, (ur)
Sieber, Eugen, Professor, (ur)
Thoms, Walter, Professor, (ur)
Becker-Bender, Emil, Lecturer, (cr)
Falk, Rudolf, Lecturer, (cr)
Flaskaemper, Paul, Lecturer, (cr)
Mehls, Walter, Lecturer, (ur)
Pfennig, Andreas, Lecturer, (ur)
Baumgart, Gertrud, »Lehrbeauftragt«, (ur)
Brandner, Maria Helene, Assistant, (ur)
Dehoff, Heinz, Assistant, (ur)
Hammers, Anneliese, Assistant, (ur)
Opderbecke, Ursula, Assistant, (ur)
Overbeck, Anneliese, Assistant, (cr)
Spellerberg, Bodo, S.assistant, (ur)
Philosophical faculty (accepted)
[u. a.] v. Bubnoff, Nicolai, Professor, (ua)
v. Eckardt, Hans, Professor, (ua)
Tuckermann, Walter, Professor, (ua)
Burkard, Anton, Director of Interpreter Institute, (ca)
Mattis, Franz [sc. Rudolf ], Lecturer, (ua)
Economics (accepted)
Le Coutre, Walter, Professor, (ca)
Lysinski, Edmund, Professor, (ua)
Waffenschmidt, Walter, Professor, (ua)
Weber, Alfred, Professor, (ua)
Gunzert, Rudolf, Lecturer, (ca)
Linke, Rudolf, Lecturer, (ca)
Bernatz, Ida Maria, Assistent, (ca)
Humborg, Gertrud, Assistent, (ua)
Knoblauch, Erika, S.assistent, (ca)
Koch, Hildegard, Assistent, (ua)
Mauritzki-Papkow, Xenia, S.assistent, (ua)
Montaner, Antonio, S.assistent, (ua)
Mühlbeyer, Walter, Assistent, (ua)
Schill, Irmtraut, Assistent, (ca)
Schmidt-Rohr, Christel, Assistent, (ca)
Schmude, Marlies, Assistent, (ca)
Spiecker, Annemarie, Assistent, (ua)
Steinbrügge, Margret, Assistent, (ua)
Zenzer, Maria, S.assistent, (ua)
Ergänzung vom 6.2.1946: 
nichtwiss. Personal
Economics (rejected):
Hoffmann, Dr. Moritz, Office Manager, (ur)
Willmann, Alfred, Janiter, (ur)
Military Government Heidelberg, Earl L. Crum, an Rektor, 
16.1.1946, UA HD B-3029/13 [Auszüge].
ur = unconditionally rejected, 
cr = conditionally rejected, 
ua = unconditionally accepted, 
cr = conditionally accepted.
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»The proclivity of ›einwandfreie‹ Germans to rush to the support of their colleagues, 
who were fools enough to compromise themselves with the Nazi cause is surely one of 
the most startling and depressing aspects of post-Nazi Germany.«39
Weber zeigte kein Verständnis für akademische Quislinge, wie in seinem Urteil über 
Jecht deutlich werden sollte.40
Entlassungen 1945/469.2 
Institut für Volkswirtschaftslehre und Statistik9.2.1 
Ausgerechnet Ernst Schuster, einziger Ordinarius am Institut für Volkswirtschaftslehre und 
Statistik und ehemaliges Mitglied der SPD, dem es nach Aussage einer großen Zahl von 
Zeugen gelungen war, an seinem Institut ein zu allen Zeiten bedrohtes Reservat der »freien 
Meinungsäußerung« zu schaffen und zu schützen, sollte neben Thoms der einzige unter 
den überlebenden Dozenten an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät 
sein, der nach 1945 nicht wieder eine Professur an einer Hochschule erlangte.41 Der Volks-
wirt, der im Sommer 1945 bereits von Hartshorne als »mandatory removal case« eingestuft 
worden war, wurde im Januar 1946 als »unconditionally rejected« entlassen. Bereits im 
August 1945 war es Schuster verboten worden, sein Institut für Volkswirtschaftslehre und 
Statistik zu betreten.42
Weber, den Schuster als »Vertrauensmann« vergeblich zu verhindern versucht hatte, war 
als »möglichst entlastender Beistand des Betroffenen [...] gegenüber den untersuchenden 
amerikanischen Stellen« hinzugezogen worden. »Da sein Fall [sc. Schusters] nach dem Ma-
terial, das in amerikanischen Händen war, völlig klar schien als der eines überzeugt und auch 
in seinen schriftlichen Äußerungen eindeutig gewesenen Nazisten«, sei er allerdings von 
der »amerikanischen Militärregierung zu keinem ausführlichen schriftlichen Bericht über 
ihn aufgefordert« worden. Schuster, der Weber bereits vor 1933 durch dessen Tätigkeit als 
Honorarprofessor am InSoSta bekannt gewesen sein musste, habe sich »in der mündlichen 
Unterredung mit [ihm] […] durchaus offen dazu bekannt, dass er ein überzeugter Partei-
genosse gewesen sei«.43 Durch das Studium der Schriften Schusters wie »Der Wehrgeist in 
der Volkswirtschaft [1940]« und »Sozialpolitik und Volkswirtschaftspolitik (abgedruckt in 
den Monatsheften für nationalsozialistische Sozialpolitik) [1938]« sah sich Weber in seinem 
39 Hartshorne, Tagebucheintrag vom 24.7.1945. Zit. nach Tent: Academic Proconsul. S. 82.
40 Siehe  S. 602. Hartshorne berichtet von seiner ersten Unterredung mit Weber, dass dieser im zugestimmt habe, die 
Universität nicht vorschnell wiederzueröffnen, um dadurch dem Eindruck übergroßer Nachsichtigkeit gegenüber ehe-
maligen Nationalsozialisten in der Bevölkerung (»See, it doesn’t matter; one can change one’s opinion every few years, 
but the university goes on just the same.«) entgegenzuwirken. Hartshorne, Tagebucheintrag vom am 15.7.1945. Zit. 
nach Tent: Academic Proconsul. S. 71. 
41 In seinem Rechtfertigungsschreiben gegenüber dem Rektorat unterstrich Schuster, dass er die 1933 angeordnete 
»Säuberung« der Bibliothek unterlaufen habe, da er »wissenschaftliche Quarantäne« für »unwürdig« gehalten habe. 
Politisch oder rassisch verfemte Werke von Marx, Bebel, Lassalle usw. seien den Studenten weiterhin zugänglich gewe-
sen. Schuster, Politischer Bericht, 19.10.1945, UA HD PA 5819. Vgl. auch S. 341. Thoms und Schuster zählten zu den 18 
Lehrstuhlinhabern, die auf Dauer von der Universität Heidelberg entfernt wurden und im Gegensatz zu den übrigen 38 
entlassenen Ordinarien auch nie mehr auf einen Lehrstuhl zurückkehrten. Zahlen nach Sellin: Universität Heidelberg 
1945. S. 102/103.
42 Sekretariat der Universität Heidelberg, 10.8.1945, UA HD PA 5819.
43 Weber an Radbruch, 19.10.1945 u. Weber an Radbruch, 11.4.1947, UA HD PA 641.
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Urteil bestätigt, dass Schuster seinen nazistischen Überzeugungen »noch weit bis in den 
Krieg« treu geblieben sei. 
Schuster beklagte hingegen, dass Weber bei der wohl flüchtigen Durchsicht sei-
nes Schriftenverzeichnisses die durch den Stuttgarter Kohlhammer Verlag publizierten 
»Monats hefte für NS-Sozialpolitik« mit den im Münchner Zentralverlag der NSDAP veröf-
fentlichten »Nationals ozialistischen Monatsheften«, der »zentralen politischen und kultu-
rellen Zeitschrift der NSDAP«, verwechselt habe.44 Gelesen hatte Weber den Aufsatz zur 
Wirtschafts- und Sozialpolitik mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht, bot dieser doch keinerlei 
Anlass, ihn unter politisch belastende Schriften einzuordnen.45 Ein weiteres Indiz dafür, wie 
wenig Sorgfalt und Zeit Weber für die für den Betroffenen existentiell wichtigen Gutachten 
aufwandte, ist, dass er im Gutachten über Ernst Schuster von Hans Schuster schreibt. Ange-
sichts der aktenkundigen Verve, mit der sich Schuster gegen die Einrichtung des Instituts 
für Großraumwirtschaft gestemmt hatte,46 nahm die Angelegenheit nahezu tragische Züge 
an, als ihm Weber 1945 seine »akademische Tätigkeit als Mitglied« in Thoms’ Schöpfung 
vorwarf, »da dieses Institut als ein solches der wirtschaftlichen Tarnung der politischen Er-
oberungsaspirationen Hitlers angesehen werde«.47
Bei Rektor Bauer, der, um die Wiedereröffnung der Medizinischen Fakultät voranzutrei-
ben, die Messlatte politischer Belastung vergleichsweise niedrig zu hängen gesucht hatte 
und dabei den Konflikt mit Hartshorne und Penham nicht gescheut hatte,48 hoffte  Schuster 
auf mehr Verständnis und beschwerte sich im September 1945 darüber, dass die »politische 
Aktion« in der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät mit »besonderer Schärfe« 
durchgeführt werde:49
»Sie werden verstehen, daß ich Gewicht darauf lege, daß die Beurteilungen, die deut-
scherseits in den Verfahren der Entfernung der Mitglieder der NSDAP vorgelegt werden, 
sachlich und gerecht sind. Ich habe den begründeten Anlaß, anzunehmen, daß dies bei 
Geheimrat Weber nicht der Fall ist und bitte daher, daß meine Vertretung einem ande-
ren Herrn übertragen wird.«50
 Tatsächlich wurde Bauer tätig: Er eruierte vorsichtig die Chancen für eine Petition im 
Umfeld Hartshornes und beauftragte den Juristen Radbruch mit der Prüfung der Causa 
Schuster.51 Bauer lud Weber zu einer Unterredung ein und legte ihm dar, dass dem Senat 
daran liegen müsse, dass in den einzelnen Fakultäten möglichst einheitlich vorgegangen 
werde, um »Mißstimmung und spätere Anfeindungen« zu vermeiden. Bedrohten Profes-
soren und Dozenten sollte, so Bauer, die Möglichkeit eingeräumt werden, Zeugen und 
Materialien zu ihrer Entlastung zu benennen und vorzulegen. Weber verteidigte sich, er 
44 Schuster an Rektor, 16.10.1945, UA HD PA 5819.
45 Schuster, Ernst: Sozialpolitik und Volkswirtschaftspolitik. In: Monatshefte für N.S. Sozialpolitik 4 (1938) Heft Nr. 2. 
S. 25-31.
46 Siehe S. 443.
47 Weber an Radbruch, 19.10.1945.
48 Tent: Hartshorne. S. 69/70.
49 Rektor, Aktenotiz vom 17.9.1945, UA HD PA 5819.
50 Schuster an Rektor, 16.10.1945, UA HD PA 5819.
51 Rektor an Schuster, 19.10.1945 u. Radbruch an Rektor, 24.10.1945, UA HD PA 5819. Bauers Kontaktperson im Team 
Hartshornes »Frl. St.«, wohl: Stürmer, vgl. Tent: Academic Proconsul. S. 89, sah die »Hauptschwierigkeit« im frühen 
Parteieintritt Schusters zum 1.5.1933: »Sonst wäre er doch nicht völlig aussichtslos«. Rektor, Aktennotiz, 22.10.1945, 
UA HD B-3029/18.
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habe allen Beteiligten den Vorschlag eines persönlichen Gesprächs gemacht, das alle bis 
auf zwei Personen angenommen hätte. Vollständig überzeugt war der Rektor von den Ein-
lassungen Webers wohl nicht, hielt er es doch für notwendig zu unterstreichen, dass das 
von den Beschuldigten selbst beigebrachte Material zur Dokumentation zu den Akten zu 
nehmen sei. Zudem wurde Weber verpflichtet, sein Gutachten über Schuster nochmals zu 
überarbeiten.52 
Im Oktober 1945 kam es daraufhin zu einer Aussprache zwischen Weber und Schuster 
auf Einladung Radbruchs. Der einflussreiche Jurist sicherte Schuster zu, dass er sich da-
für einsetzen werde, dass Schuster nicht »evakuiert« werde oder seinen Pensionsanspruch 
verliere.53 Letzteres allerdings nicht in Form einer personalisierten Petition, sondern in ei-
ner generellen Bitte an die Amerikaner, ihre Position hier zu überdenken, was Weber als 
»aussichtslos« kommentierte.54 Beide altgedienten Heidelberger Ordinarien waren sich 
»im Gesamteindruck« einig, dass Schuster »bei allen Abweichungen von den zentralen 
nationalsozialistischen Tendenzen wie Judenverfolgung und Kriegsplanung […] niemals 
sichtbar abgerückt« sei. Er habe zu seiner Verteidigung außer »ganz peripherischen Ein-
zelheiten« nichts vorbringen können. Am 16. Januar 1946 wurde Schuster entlassen, trotz 
eines entlastenden Gutachtens des Münsteraner Ordinarius für Wirtschaftswissenschaf-
ten, Friedrich Hoffmann, der einen der programmatischen Aufsätze Schusters begutachtet 
und diesem wissenschaftliche Unabhängigkeit attestiert hatte (siehe Quelle »Gutachten 
 Schuster«, S. 330).55
Schusters Chancen auf eine günstige Bewertung durch die Heidelberger Spruchkam-
mer und damit seine Wiedereinstellung waren bereits vor Beginn des Verfahrens dadurch 
geschmälert worden, dass der Hochschullehrer seinen Meldebogen im April 1946 nach-
weislich falsch beziehungsweise unvollständig ausgefüllt hatte.56 Der öffentliche Kläger 
konnte Schuster nachweisen, dass er mitnichten im Jahr 1936, wie von diesem im Melde-
52 Weber an Radbruch, 11.4.1947, UA HD PA 641.
53 Radbruch wandte sich am 25.10.1945 mit einer Denkschrift an den Rektor, in der er schärfste Kritik an der geplanten 
pensionslosen Entlassung belasteter Hochschullehrer übte: »Eine Maßregel, die nicht einmal die Nationalsozialisten 
auf ihre politischen Gegner durchweg anwandten. Sie wussten sehr wohl, dass Menschen, die nichts mehr zu verlieren 
haben, zu allem fähig sind, und vermieden es in ihrem eigenen Interesse ganze Schichten von Desperados zu schaffen.« 
Die Pension sei als eine Rücklage verdienten Geldes ein wohlerworbenes Recht, ihr Entzug sollte nur den tatsächlich 
verbrecherisch handelnden Nationalsozialisten vorbehalten bleiben. Zudem stelle der Entzug der Pension zusammen 
mit weiteren Maßnahmen wie der Beschlagnahme der Wohnung, Ausweisungen aus dem Wohnort und die Versagung 
neuer Berufstätigkeiten eine Form von »Sippenhaft« dar, die die unschuldigen Angehörigen in mindestens gleicher 
Härte träfe wie den Schuldigen. Radbruch befürchtete hierdurch die Entfremdung großer Bevölkerungsteile und damit 
die Schaffung eines Klimas der Verbitterung wie nach dem Ende des ersten Weltkrieges. Damals hätte die kompromiss-
lose Härte der Siegermächte keine außenpolitischen Erfolge der jungen Weimarer Republik zugelassen und damit zu 
deren Sturz beigetragen. Radbruch an Rektor, 25.10.1945, UA HD REP 10/14. Am 15.9.1948 sollte sich dann die Philoso-
phische Fakultät an den Präsidenten des Landesbezirks Baden, Abt. Kultus und Unterricht, mit der Bitte um die Erhal-
tung des Existenzminimums »politisch ungeeigneter« Professoren durch Pensionen wenden. GLA KA 466-20606.
54 Nachdem Schuster den Raum verlassen hatte, machte Weber, der eine spitze Bemerkung Schusters als persönliche 
Drohung empfunden hatte, Radbruch, dessen Verhalten er als unangebracht »gutgläubig« verurteilte, »erregt« Vorwür-
fe. Der Jurist sah die Angelegenheit gelassener, es habe sich bei Schusters Ausbruch »vielmehr [um] eine leichtfertige 
und törichte Redensart, mit der Prof. Schuster sich in der peinlichen Situation, in welcher er sich in dieser Unterredung 
befand, abzureagieren« versucht habe. Radbruch an Rektor, 24.10.1945, UA HD PA 5819. 
55 Vgl. das Gutachten Hoffmanns auf S. 330. Auch der Heidelberger Theologe Dibelius verteidigte Schuster 1945 gegen 
den Vorwurf, mit dem nationalsozialistischen Imperialismus sympathisiert zu haben. Vgl. S. 589. Military Government 
Heidelberg, Earl L. Crum, an Rektor, 16.1.1946, UA HD B-3029/13 u. Rektorat an Präsident der Landesverwaltung Baden, 
Abtl. Kultus und Unterricht, 14.3.1946, UA HD B-3029/12.
56 Im Spruchkammerverfahren musste der Angeklagte gemäß der amerikanischen Rechtspraxis Beweise zu seiner Entlas-
tung vorlegen, um in eine niedrigere Kategorie politischer Belastung eingestuft zu werden. Sellin: Universität Heidel-
berg 1945. S. 99/100. 
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bogen behauptet, sondern bereits im Mai 1933 der 
NSDAP beigetreten war.57 Zudem wurde Schuster 
vorgeworfen, viele Ämter und Positionen, die er 
1944 noch gegenüber dem MKU angegeben hatte, 
unterschlagen zu haben, unter anderem solch au-
genscheinlich gewichtige Ämter wie die Mitarbeit 
in der Reichsleitung der DAF. 
Die Verteidigungsstrategie Schusters konzent-
rierte sich darauf zu belegen, dass er die Tarnung 
eines »Nominal-Nazis« (Bauer) mit zahlreichen 
Verbindungen zu Parteigliederungen aufrecht er-
halten musste, um weiterhin ungestraft Sand in 
das Getriebe der von Thoms forcierten Nazifizie-
rung der Fakultät streuen zu können (siehe Quelle 
»Politik der Ablenkung«, nebenstehend).58 Auch 
wenn man beim ruppig-selbstbewusst und kon-
fliktfreudig auftretenden Schuster sicherlich vom 
Gegenteil einer »schwachen Natur« ausgehen 
kann, so traf für ihn tatsächlich in besonderem Maß zu, was Rektor Bauer apologetisch für 
viele Parteimitglieder in Anspruch nahm:
»Schwache Naturen – solche gibt es in jeder Nation – konnten sich oft nur helfen da-
durch, daß sie die Partei als Mimikry benutzten; wie sich viele Tiere im Kampf ums Da-
sein des Mimikri bedienen, um von ihren Feinden unentdeckt zu bleiben. So mancher 
innerliche Nicht-Nazi durch die Flucht in die Partei.«59
Schuster sei von der »Führung« der Universität stets so behandelt worden als ob er kein 
Parteimitglied und »politisch nicht zuverlässig wäre«, so Fakultätssekretärin Ritsert im Ok-
tober 1946: Um die drohende Zwangsschließung des Instituts abzuwenden, sei Schuster 
dazu gezwungen gewesen, »Angaben über Beziehungen zu Organisationen und Verwal-
tungsstellen zu machen, die an seinen Forschungen interessiert wären«, um Mitarbeiter 
und Studierende und nicht zuletzt sich selbst zu schützen.60 
Tatsächlich war die Liste der Ämter, die Schuster im August 1944 für das MKU aufge-
listet hatte und welche nun der Anklage vorlag, außerordentlich umfangreich: Mitglied 
der  NSDAP seit Mai 1933, Mitarbeiter der Reichsleitung der Deutschen Arbeitsfront, Mit-
glied des dem Reichsorganisationsleiter Dr. Ley unterstellten Internationalen Zentralbüros 
»Freude und Arbeit«, Lektor der Kommission für Wirtschaftspolitik und der Reichsstelle zur 
Förderung des Deutschen Schrifttums beim Beauftragten des Führers für die weltanschau-
liche Schulung Rosenbergs, Mitglied des Stabes des Gauwirtschaftsberaters Baden, des 
 NS-Juristenbundes und des NS-Dozentenbundes.61 
57 Spruchkammer Heidelberg, der öffentliche Kläger, an Schuster, 11.10.1946, GLA KA 465a-59-3-2931.
58 Als Beispiele seien hier Schusters Gutachten gegen die aufstrebenden Nationalsozialisten unter den Habilitanden oder 
seine Auseinandersetzung mit dem »alten Kämpfer« Rohr anzuführen. Siehe S. 180 u. S. 511.
59 Bauer, Memorandum, Denazifizierung, ohne Datum [ca. November 1945], UA HD REP 10/14. 
60 Zur Denunziation Ritserts siehe S. 598. Ritsert, Eidesstattliche Erklärung vom 15.10.1946, GLA KA 465a-59-3-2931.
61 Spruchkammer an Schuster, 11.10.1946, GLA KA 465a-59-3-2931.
Quelle 72 | »Politik der Ablenkung«
»Der schwere politische Verdacht also, unter dem ich von vorn-
herein und dauernd stand, und die wiederholte Gefährdung 
meiner Existenz und meiner Tätigkeit zwangen mich zu Kom-
pensationen. Ich habe gelegentlich mitgearbeitet auf Gebieten, 
wo ich glaubte, es verantworten zu können, d.h. wo es sich um 
wissenschaftliche Aufgaben und sachliche, nicht vom National-
sozialismus erst erfundene soziale Zielsetzungen handelte. Da 
ich aber beim Bad. Ministerium besonders verdächtigt worden 
war und von dort her jederzeit eine Überraschung erwarten 
konnte, musste ich ihm gegenüber meine sogenannte Partei-
Mitarbeit dick herausstreichen, aufbauschen und übertreiben, 
auch falsche Angaben machen. Diese Politik der Ablenkung, 
die die Aufmerksamkeit von meiner Person lenkte, war um so 
notwendiger, als ich stets in der Universität dem Parteieinfluß 
beachtenswerten Widerstand entgegengesetzt habe und 
öffentlich Kritik an der Partei und der Regierung – und zwar 
nicht nur gelegentlich – geübt habe. Ohne Rücksicht auf mei-
ne Person habe ich mich hierbei immer wieder exponiert und 
weit vorgewagt.«
Schuster an Spruchkammer Heidelberg, 11.11.1946, GLA KA 
465a-59-3-2931.
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Schuster rechtfertigte seine zahlreichen regimenahen Ämter damit, dass sein Verhältnis 
zu Dekan Thoms und der »sogenannten Universitätsführung« »wegen seiner oppositionel-
len Haltung dauernd sehr gespannt« gewesen sei: »Um meine Stellung zu verbessern, ver-
anlasste Herr Dr. Emmerich, der als Student zu meinem engeren Kreis gehört hatte [...] und 
der beim Gauwirtschaftsberater tätig war, dass ich von der Kommission für Wirtschafts-
politik gelegentlich wirtschaftliche Literatur zur wissenschaftlichen Begutachtung erhielt. 
Diese Gutachten dienten der Kommission als Grundlage für ihre Berichte an die Reichs-
stelle zur Förderung des Deutschen Schrifttums.« Schuster gab an, bis 1937 sechs »streng 
wissenschaftliche« Gutachten verfasst zu haben.
Weiter gab Schuster zu Protokoll, dass er nie Mitglied der Reichsleitung der Deutschen 
Arbeitsfront und ebenso wenig Mitglied des Internationalen Zentralbüros »Freude und 
Arbeit« gewesen sei. Er habe aber mit einem Schüler, Referendar Alfred Schoch62, der im 
Krieg gefallen sei und als Abteilungsleiter im Sozialamt des Zentralbüros der Deutschen 
Arbeitsfront gearbeitet habe, Daten und Ergebnisse ausgetauscht. Aufgrund seiner Unter-
stützung anlässlich des Internationalen Freizeitkongresses in Rom 1938 zum Thema »his-
torische Entwicklung der Freizeit«, mithin »Fragen«, die Schuster nach eigenem Bekunden 
»schon seit Jahrzehnten interessierten (Arbeiterurlaub, Arbeitspausen, Arbeitererholungs-
einrichtungen)«, sei er vom italienischen Organisationsausschuss als »freier Wissenschaft-
ler« ohne Bindung oder Entgelt durch die DAF eingeladen worden.63 Seine Mitgliedschaft 
im Dozenten bund sei, so der Volkswirt, bei genauerer Prüfung sogar als entlastend anzu-
sehen, da die für ein Parteimitglied automatische Aufnahme wegen seiner »politischen 
Unzuverlässigkeit« »hinausgeschoben« worden und daher ungewöhnlich spät erfolgt sei, 
nämlich im Jahr 1940.64
Seinen Eintritt in die NSDAP im Jahr 1933 begründete das ehemalige SPD-Mitglied 
Schuster aber nicht nur mit der Tarnung, sondern auch positiv damit, dass er die Chance 
gesehen habe, auf der Basis wissenschaftlicher Erkenntnis aktiv auf die Politikgestaltung 
Einfluss zu nehmen:
»Weil ich glaubte, zu sehen, daß die Partei den Willen hatte und auch Ideen, das soziale 
Problem, das ich für das größte und dringlichste hielt und halte, einer Lösung im Sinne 
einer neuen Integrierung und Differenzierung der menschlichen Gesellschaft zuzufüh-
ren, bin ich der Partei beigetreten. […] In vielen rein sachlichen Fragen, wie z. B. Ur-
laubsfrage, Neueinteilung der Arbeiterkategorien, Arbeitsmilieu, Ortsklasseneinteilung, 
Pendelwanderung, Vollbeschäftigung und Recht auf Arbeit fand ich Bereitwilligkeit 
zu fortschrittlichen Lösungen und Aufnahmebereitschaft für echt wissenschaftliche 
Erkenntnis und wissenschaftliche Kritik. Allerdings bestand diese Situation nur bis zum 
62 Schoch (*1909, UA HD Studierendenakte) spielt als Galan Schütz-Sevins eine größere Rolle in ihrem autobiographischen 
Bericht. Sie beschreibt ihn als distanzierten, wenig volksnahen und »in seinen Grenzen anständigen« Intellektuellen, 
der ihr gegenüber angesichts seiner Stellung als »mächtiger« »NS-Elephant« eine »komisch« anmutende »Verachtung 
gegenüber »N.S.-Institutionen« an den Tag legte. Schütz-Sevin: Nacht über Heidelberg. S. 165-180. Im »Heidelberger 
Student« findet sich Schoch als Verfasser eines Hetzartikels gegen »Giftblasen« wie »Menschheitsglauben, Humanität, 
Pazifismus, Völkerversöhnung, Ehrlosigkeit, Feigheit« und die »instinktlose Führerlosigkeit des Novembersystems«. 
Schoch, Alfred: Unser Kampf um deutsches Recht. In: Der Heidelberger Student vom 19.6.1933; vgl. ders: Nicht neue 
Gesetze, sondern ein neuer Geist! In: Der Heidelberger Student vom 24.1.1934.
63 Schuster an Spruchkammer, 21.10.1946, GLA KA 465a-59-3-2931. Schuster war Ende Juni 1938 auf Einladung durch 
»Reichsorganisationsleiter Pg. Dr. Ley« über das »Internationale Zentralbüro Freude und Arbeit« in Berlin mit der 
»Wilhelm Gustloff« nach Italien gereist und hatte in Rom zwei Referate gehalten. Dekan an Rektor, 10.2.1938, UA HD 
H-VI-049 u. Schuster an Rektor, 24.5.1938, UA HD PA 5819.
64 Spruchkammer, 21.10.1946, GLA KA 465a-59-3-2931.
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Jahre 1938. Dann begann die Zeit, wo der Wille zu positiven Leistungen auf dem Gebiet 
der Sozialpolitik durch Propagandaprogramme mehr und mehr ersetzt wurde.«65
Die Sekretärinnen des Instituts ebenso wie der Fakultät, allesamt keine »Pg.«, bestätig-
ten Schuster, keinen weitergehenden Kontakt zu Parteidienststellen unterhalten zu ha-
ben.66 Neben den Sekretärinnen und Studierenden zählten unter anderen der Theologe 
Dibelius und der Jurist Ulmer zum Kreis derjenigen Kollegen, die Schuster an Eides statt 
attestierten, »stets ein Mann von kritischer, individuell bestimmter Haltung« gewesen zu 
sein, der »in die Parteischablone […] nicht gepaßt« habe. Bei kritischen Gesprächen im 
Dozentenzimmer habe er zumindest »schmunzelndes« Einverständnis zu regimekritischen 
Ausführungen des Kollegen Eduard Wahl signalisiert.67 
Als bester Beleg für die Tatsache, dass Schuster nur ein »formaler Nazi« gewesen war, so 
seine Kollegen unisono, sei zu werten, dass er bei der Ernennung zum Dekan und Prodekan 
mehrfach übergangen worden sei, obwohl ihm dieses Amt als dienstältestem Ordinarius 
zugestanden hätte.68 Was aus den Akten bereits unschwer herauszulesen war, wurde durch 
Aussagen ehemaliger Studierender und Mitarbeiter im Spruchkammerverfahren bestä-
tigt: 
»Es war für Studenten ein offenes Geheimnis, daß zwischen Prof. Dr. Schuster, dem 
dienstältesten Professor der Fakultät, und Prof. Dr. Thoms, dem damaligen Dekan der 
Fakultät und Spiritus Rektor einer plump n.s.-weltanschaulich orientierten Betriebswirt-
schaftslehre, krasse und tiefgreifende Differenzen bestanden.«69
»Meines Wissens ist Sch[uster] von nationalsozialistischer Seite stets mit äußerstem 
Mißtrauen betrachtet worden. Sch[uster] ist ja auch von Seiten der Gottl-Schule, der 
von Hitler allein protegierten Schule, als zur alten Schule gehörig scharf angegriffen 
worden (vergl. Stein. Menge und Größe in der Wirtschaft), während paradoxerweise 
Gottl-Schüler heute noch in Deutschland lehren, obwohl dies für die Bekämpfung letz-
ter geistiger Wurzeln des Nationalsozialismus gefährlicher ist als eine vielleicht formale 
Parteimitgliedschaft.«70
Die Spruchkammer folgte der Argumentation Schusters und seiner zahlreichen Leu-
mundszeugen und bescheinigte ihm, dass alle aufgeführten Verbindungen »beruflicher 
Art« gewesen seien und mit seiner »Parteieinstellung […] nichts zu tun« gehabt hätten.71 
Schuster wurde als »Mitläufer« eingestuft und zur Zahlung des vergleichsweise milden Bei-
trags von 2.000 RM oder 20 Arbeitstagen für den »Wiedergutmachungsfonds« verurteilt. Die 
65 Schuster, Bericht – Politischer Standpunkt, 19.10.1945, UA HD PA 5819.
66 Hilfsarbeiterin, später Assistentin, Hilde Koch, geb. Klingenstein, Eidesstattliche Erklärung, 16.10.1946; Fakultätssekretä-
rin Luise Ritsert, Eidesstattliche Erklärung, 15.10.1946 u. Institutssekretärin Irmgard Göhring, Eidesstattliche Erklärung, 
16.10.1946, GLA KA 465a-59-3-2931.
67 Eduard Wahl (*1903), seit 1941 ord. Prof. des Zivilrechts und der Rechtsvergleichung an der Universität Heidelberg. 
Nach dem Attentat auf Hitler am 20. Juli 1944 wegen politischer Belastung zur Wehrmacht eingezogen. Vgl. Mußgnug: 
Juristische Fakultät. S. 278/279 u. 312.
68 Prof. Dr. Friedrich Weber, Heidelberg, Eidesstattliche Erklärung, 4.11.1946, GLA KA 465a-59-3-2931. Friedrich Weber 
(*1905), seit 1942 ao. Prof., seit 1947 ord. Prof. für Zivilrecht und deutsches bürgerliches Recht an der Universität Heidel-
berg. Vgl. Mußgnug: Juristische Fakultät. S. 283/284 u. 312.
69 Dipl. Km. Gerhard Lehner, ehem. Student, Mannheim, Eidesstattliche Erklärung, 30.1.1947, GLA KA 465a-59-3-2931.
70 Prof. Dr. Gisbert Rittig, Universität Göttingen, Eidesstattliche Erklärung, 23.6.1946, GLA KA 465a-59-3-2931. Der ehe-
malige Assistent Schusters bezieht sich hier auf eine Schrift Otto Steins (*1904), die in der von Gottl-Ottlilienfeld 
herausgegebenen Reihe »Volkswirtschaftliche Forschungen« im Jahr 1936 erschienen war. Stein reihte Schuster unter 
die Vertreter der »reinen« materialistischen Theorie in der Volkswirtschaftslehre ein, die sich durch den »Dünkel eines 
grundsätzlichen leeren Ausdenkens« hervortäten. Stein stellte in seiner Schrift der »reinen Theorie« das »gebildtheore-
tische Denken« Gottl-Ottlilienfelds entgegen. Stein: Menge und Größe. S. 234, zu Schuster S. 203/204 u. Anm. 145. Zum 
Gottl Schüler Stein Janssen: Deutsche Volkswirtschaftslehre. S. 131-133
71 Spruchkammer Heidelberg, Spruch gegen Dr. Schuster, 5.5.1947, UA HD PA 641.
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Spruchkammer äußerte in ihrem Spruch angesichts der vielfältigen Entlastungs momente 
deutliches Befremden über die Weigerung der Philosophischen Fakultät, Schuster wieder 
in sein Amt einzusetzen. Die Gutachten Webers für die amerikanische Besatzungsbehör-
den wurden von der Spruchkammer als oberflächlich und irreführend verworfen: 
»[Es] ergibt sich zweifellos das Bild nicht eines Aktivisten, […] sondern eines Gelehrten, 
der den Nationalsozialismus nicht wesentlich gefördert, sondern nur unwesentlich 
unterstützt hat und der lediglich wie so viele andere in die Partei eintrat, weil er an-
dernfalls noch größeren Schwierigkeiten in seinem Fortkommen begegnet wäre.«72
Nach Aktenlage bemühte sich Schuster nicht, wieder Lehrverpflichtungen an der Uni-
versität Heidelberg oder der neu gegründeten Mannheimer Universität zu übernehmen, 
sondern ging an das private »Institut der deutschen Wirtschaft« nach Köln.73 
Die Philosophische Fakultät in Heidelberg beschäftigte sich erst im Januar 1959 wie-
der mit Schuster, als dieser beim MKU seine Emeritierung beantragte.74 Die Sozial- und 
Wirtschaftswissenschaftliche Fachgruppe in der Philosophischen Fakultät, die vom MKU 
um ein Gutachten zur Person Schusters gebeten worden war, gab zu Protokoll, dass »aus 
Gründen seiner wissenschaftlichen Qualifikation und seiner wissenschaftlichen Leistun-
gen« keine Bedenken gegen eine Einordnung Schusters in die Reihen der Emeriti der Uni-
versität Heidelberg bestünden, man aber den »Grad an biographischen Belastungen, die 
aus Schusters Nähe zum nationalsozialistischen System erwüchsen und welche zu seiner 
Entlassung nach Kriegsende geführt hätten«, nicht einzuschätzen in der Lage sei, da keiner 
diese Zeit persönlich in Heidelberg miterlebt habe. Man könne wohl davon ausgehen, dass 
»Wesentliches [...] nicht vorlieg[t], da sonst die Tradition den gegenwärtigen Fachgruppen-
Mitgliedern davon Kenntnis gegeben hätte«. Als Königsweg schlugen die Heidelberger 
Professoren vor, dass Schuster, der in den letzten Jahren in Köln einen Lehrauftrag inne 
gehabt habe, dort zu emeritieren, schließlich würden in Nordrhein-Westfalen »131er« als 
»so genannte ordentliche Professoren a.D. bezeichnet«:
»Diese Erwägungen scheinen der Philosophischen Fakultät um so dringender, als die 
sowjetzonale Propaganda von jedem einzelnen Falle Gebrauch macht (ob mit Recht 
oder Unrecht, ist hier völlig gleichgültig), in dem ein Universitätsprofessor, der im Laufe 
der Entnazifizierungsvorgänge (mit Recht oder Unrecht) ausgeschieden ist, an den 
alten Platz seines Wirkens zurückkehrt. Aus diesen politischen Gründen, die nicht die 
Person von Herrn Prof. Dr. Schuster betreffen, gibt die Philosophische Fakultät drin-
gend zur Erwägung, ob sich nicht eine für die sowjetzonale Propaganda weniger ge-
eignete Form der Wahrung der Rechte von Herrn Prof. Dr. Schuster finden läßt, als seine 
Zuweisung als Emeritus an die Heidelberger Universität.«75
Eine Emeritierung Schusters in Nordrhein-Westfalen war im Fall des »ehemaligen ba-
den-württembergischen Landesbeamten« nicht möglich. Da eine »politische Belastung, 
die die Stellung eines Emeritierungsantrages [...] unzumutbar erscheinen läßt«, nicht vor-
72 Ebd.
73 Auf die Nachfrage Rainer Brintzingers, warum Schuster sich niemals um Kontakt zur Universität Heidelberg bemüht 
habe, antwortete dieser im Februar 1959, dass »solange Professor Dr. Alfred Weber lebte«, ein solches Unterfangen 
»unzweckmäßig« gewesen wäre. Zit. nach Brintzinger: Nationalökonomie. S. 248 Anm. 616. Schuster war in der Zeit 
von Juni 1951 bis Juni 1961 im Institut der deutschen Wirtschaft als Leiter der Hauptabteilung II (Sozialwissenschaft) 
beschäftigt. Auskunft per Email durch Frau Gabi Dahm, Personalabteilung, Institut der deutschen Wirtschaft Köln, 
22.5.2006.
74 Sozial und Wirtschaftswissenschaftliche Fachgruppe an der Philosophischen Fakultät an Rektor u. Dekan der Phil. Fak., 
27.1.1959, UA HD PA 641.
75 Ebd.
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liege, so entschied das MKU 1959, sei die Verleihung der Rechtsstellung eines entpflichte-




»Prof. Dr. Thoms [...] hat sich während der Naziherrschaft 
immer für die Belange der Partei und der Verherrlichung 
der Ideologie des Nazismus eingesetzt. Er stand stets in 
vorderster Linie des politischen Kampfes und war als Gau-
redner werbend tätig.« Special Branch, Invest. Section, an 
Spruchkammer Heidelberg, 10.10.1947, GLA KA 465a-59-
-54-480.
Der Dekan der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät, Betriebswirt Thoms, 
wurde sofort nach dem Einmarsch der amerikanischen Truppen in Heidelberg am 5. April 
1945 in seinem Haus in Neckargemünd verhaftet. Von den beiden ordentlichen Assistenten 
am Betriebswirtschaftlichen Seminar war »SS-Sturmführer« Dehoff bei Kriegsende nicht in 
Heidelberg. Sein kriegsversehrter Kollege Schmitz, der vor Kriegsbeginn der NSDAP bei-
getreten war, aber nach eigenen Angaben niemals vereidigt worden war oder Beiträge 
bezahlt hatte, war zum 1. September 1945 beurlaubt worden und zum kommissarischen 
Geschäftsführer des Studentenwerks ernannt worden.77
Internierungslager
Die Vorwürfe des amerikanischen 307th CIC Detachment gegen Thoms – Zuarbeit für das 
Reichssicherheitshauptamt und sein Amt als Kreiswirtschaftsberater der NSDAP – wogen 
schwer. Im Spruchkammerverfahren 1948 sollte er der kleinen Gruppe I der »Hauptschul-
digen« zugeordnet werden, die in der amerikanischen Zone ca. 1.600 Personen umfasste.78 
Weiterhin belegte der »überraschend weite« Aufstieg Thoms’ »innerhalb wirtschaftswis-
senschaftlichen Organisationen« in den Augen der Militärregierung wie des öffentlichen 
Klägers, dass der Betriebswirt auf einem Parteiticket schnelle Karriere gemacht hatte.79 Sei-
ne Entfernung aus dem Dienst, wie von den Heidelberger Juristen Jellinek und Radbruch 
76 MKU an Rektorat, 3.6.1959, UA HD PA 641 u. MKU an Regierungspräsidium Nordbaden, 8.5.1961, UA HD PA 5819.
77 Schmitz, Erklärung, 11.5.1945, UA HD PA 5716 u. Verwaltungsdirektor, Anweisung, 7.6.1946, UA HD PA 5716.
78 Spruchkammer Heidelberg, Der öffentliche Kläger, Klageschrift gegen Walter Thoms, 10.5.1948, GLA KA 465a-59-54-480 
Bl. 45. Chroust: Demokratie auf Befehl? S. 138. 
79 Wie auch im Fall Schuster, formulierte der als Vertrauensmann für die Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät 
eingesetzte Weber ein oberflächliches Gutachten über Thoms, das dem Motto zu folgen schien, dass eine pointierte 
Meinung jede Recherche ersetze. Weber bekannte, Thoms’ Schriften nicht zu kennen, da dieser Betriebswirt sei, per-
sönlich bekannt sei er ihm auch nicht, so dass er nur vom Hörensagen her berichten könne, dass der ehemalige Dekan 
als »Gesinnungs«-»Kontrolleur« »gefürchtet« gewesen sei und sich mit den »SD-Anglern der übrigen Fakultäten« regel-
mäßig getroffen habe. Er habe großen Einfluss auf die Universität gehabt, »auf der er nach dem Zusammenbruch sich 
persönlich nicht mehr blicken lassen hat« (wie sollte Thoms, der sofort nach dem Einmarsch verhaftet worden war). 
Weber an Spruchkammer Heidelberg, 15.7.1948, GLA KA 465a-59-54-480.
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für Nutznießer des Regimes gefordert, drohte.80 
Im Januar 1946 wurde Thoms offiziell auf Befehl 
der amerikanischen Militärregierung aus dem Uni-
versitätsdienst entlassen.81 
Derweilen unterrichtete der bis Februar 1948 
im Lager Kornwestheim internierte Thoms an der 
dortigen Lagerschule und avancierte im Okto-
ber 1947 durch »einstimmige Wahl« der »Lager-
rates der Internierten-Selbstverwaltung« zum 
»Lagerbürgermeister«.82 In dieser Position konnte 
Thoms, so der Lagervorsteher im Spruchkammer-
verfahren im Duktus vergangener Jahre, durch 
»Tätigkeit und Führung« beweisen, dass »er gewillt 
und in der Lage ist, am Neuaufbau unseres  Staates 
tatkräftig und vorbehaltlos mitzuwirken«.83 Im 
Februar 1948 wurde Thoms aus der Internierung 
entlassen, da die Heidelberger Spruchkammer kei-
ne Flucht- oder Verdunklungsgefahr annahm und 
dem Betriebswirt keine unmittelbaren verbreche-
rischen Handlungen nachzuweisen waren:
»Der Betroffene war zwar ein sehr aktiver Na-
tionalsozialist, der in maßgebend leitender 
Stellung zweifellos großen Einfluß gehabt und 
die NS-Politik sehr wesentlich gefördert hat. 
Verbrecherische Handlungen sind jedoch nicht 
nachweisbar.«84
Mitglied oder Mitarbeit im SD?
Die Entlastungszeugen Thoms’ im Spruchkammerverfahren, das im Mai 1948 eröffnet wur-
de, waren von zweifelhafter Provenienz, unter ihnen Reichskommissar a. D. Renninger, die 
Schreibkraft des SD-Büros in Heidelberg und ein Ministerialrat der Parteikanzlei der NSDAP.85 
Aufgrund seiner Internierung war es Thoms im Gegensatz zu vielen prominenten lokalen 
Protagonisten des Nationalsozialismus nicht möglich gewesen, um Leumundszeugen für 
glaubwürdigere »Persilscheine« zu werben. Für ihn hing seine weitere Karriere davon ab, 
ob es ihm gelang, die Behauptung des CIC zu entkräften, er habe als »Vertrauensmann« 
dem SD zugearbeitet. Nicht minder schwer wog die Tatsache, dass Thoms das Amt eines 
»Kreiswirtschaftsberaters« in der NSDAP inne gehabt hatte, was seine Einstufung als »Ent-
80 Siehe S. 586.
81 Die Zeiten änderten sich zur Jahreswende 1945/46 schnell: Die Mitteilung wurde in die Adolf-Hitler-Straße 62, Neckar-
gemünd, zugestellt. Die Bestätigung des Erhaltes des Briefes durch die Ehefrau Thoms’ kam aus der Bahnhofsstraße 62. 
Rektor an Thoms, 19.1.1946, UA HD PA 6080.
82 Thoms, Klageerwiderung, 10.8.1948, GLA KA 465a-59-54-480.
83 Lagervorsteher Kornwestheim, Billing, 23.6.1948, GLA KA 465a-59-54-480.
84 Spruchkammer Heidelberg, Antrag auf Fortdauer der Haft, 14.1.1948, u. Spruchkammer Heidelberg, Haftsache des 
Internierten Dr. Walter Thoms, 19.2.1948, GLA KA 465a-59-54-480.
85 Spruchkammer Heidelberg, der öffentliche Kläger, Klageschrift Walter Thoms, 10.5.1948, GLA KA 465a-59-54-480.
Quelle 73 | »Politisches Gutachten Prof. Thoms«
»An die K-Außenstelle
Heidelberg
Betr. Politisches Gutachten Prof. Thoms
Prof. Thoms ist im Jahre 1932 in die NSDAP eingetreten. Seit 
dieser Zeit ist mir Thoms persönlich bekannt. Er war als erster 
bei der Gründung der Junglehrerschaft an der Universität mit-
beteiligt und hat sich stets aktiv eingesetzt. Seit 1932 gehört er 
ebenfalls dem NS-Lehrerbund an. Bei den von der damaligen 
Junglehrerschaft veranstalteten Lagern hat er sich stets aktiv 
beteiligt und ist einwandfrei gegen alle liberalistischen und 
marxistischen Tendenzen, die anfangs 1933 noch vorhanden 
waren aufgetreten. 
Er wurde innerhalb der Junglehrerschaft und ihrer nationalso-
zialistischen Anhänger sehr geschätzt. Er zeigte sich jederzeit 
als hilfsbereiter Kamerad und suchte sich nie durch großspre-
cherisches Auftreten und durch das ›bekannte in den Vorder-
grund schieben bei jeder Gelegenheit‹ Vorteile zu verschaffen. 
Sein Verhalten ist stets einwandfrei. Für seine Überzeugung ist 
er stets eingetreten.
Bei der Beurteilung anderer Kameraden hat er sich stets sehr 
vorsichtig gezeigt und sich nie durch persönliche Ansichten 
leiten lassen, so daß er selbst seine wissenschaftlichen Gegner 
immer mit der größten Objektivität beurteilte. Aus diesem 
Grunde ist seine Charakterhaltung ganz besonders hervorzu-
heben. Seine wissenschaftliche Leistung zu beurteilen, muß 
ich einwandfreien Sachkennern überlassen.
Heil Hitler!
[Wesch] SS-Obersturmführer«
Wesch an K-Außenstelle, 9.7.1938, UA HD Rep. 38/7.
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scheidungsträger« und »politischer Leiter«, damit als »Hauptschuldigen«, rechtfertigen 
konnte: 
»Sachberater mögen sie gewesen sein, aber darüber hinaus waren sie bedeutend mehr, 
und ganz sicherlich waren sie weder unschuldig noch harmlos. Sie waren ordnungsge-
mäß der ernannte Politische Leiter, Leute, die ›politisch vollkommen zuverlässig‹ und 
Stützen der Nazi-Partei waren. […] Sie dürfen wohl glauben, daß diese Männer einen 
ebenso gefährlichen Einfluß ausübten wie jeder sonstige Politische Leiter, denn gerade 
sie waren in engster Verbindung mit allen Teilen der Gesellschaft und mit allen Berufen 
und Gewerben.«86
Die Aussagen zweier, nicht namentlich genannter Sekretärinnen aus dem näheren uni-
versitären Umfeld Thoms’ untermauerten teilweise die Beschuldigungen des CIC: »Thoms 
was a member or the SD Council which discussed matters pertaining to Heidelberg 
University«.87 Die Sekretärinnen gaben bei Nachforschungen zur politischen Vergangen-
heit Thoms’ zu Protokoll:
»Der Betroffene war ein überzeugter, aktiver Nationalsozialist bis zum letzten Augen-
blick. Er war in Wort und Schrift hundertprozentig für den Nationalsozialismus wer-
bend und fördernd tätig. […] Über seine SD-Tätigkeit ist wenig bekannt geworden, er 
führte diesbezüglich häufige Telefongespräche mit den übergeordneten Dienststellen. 
Mir ist jedoch bekannt, daß Thoms über Lehrkräfte der Universität Heidelberg bezüg-
lich ihrer Ernennungen oder Beförderungen politische Gutachten abgab.« 
»Thoms stand mit dem SD in Verbindung und hat in dieser Eigenschaft politische Beur-
teilungen von Lehrkräften der Universität abgegeben, Befürwortung und Ablehnung 
lösten sich ab. Der Verkehr mit dem SD erfolgte unter einer Deckadresse.«88 
Gegenüber den CIC-Verhöroffizieren hatte Thoms selbst eingeräumt, an Treffen eines 
»SD Councils« teilgenommen zu haben. Dessen Funktion scheint im Verlauf des Verhörs 
aber unklar geblieben zu sein. Neben ihm, so Thoms, hätten noch der Theologe Theodor 
Odenwald89, der ehemalige Rektor Krieck, Hochschuldozentenbundsführer Schmidhuber 
und die Physiker Wesch und Eugen Kruppke der Besprechung beigewohnt.90 Wie Wesch 
war auch sein Oberassistent, Langemarck-Lehrgangsleiter und Privatdozent Kruppke, Mit-
glied des SD.91 Schmidhuber bestritt 1948, auch nur von einem »so genannten ›SD-Rat‹« 
Kenntnis gehabt zu haben.92 In einem Gutachten des SS-Obersturmführers Wesch für den 
internen Gebrauch des SD aus dem Jahr 1938 ist eine Tätigkeit Thoms’ für den SD hingegen 
86 Plädoyer der Anklage zur Diskussion um die Einstufung der »Amtsleiter«, die im Reichsgebiet und außerhalb der als 
»verbrecherisch« eingestuften Organisationen, die an Verbrechen in den besetzten Gebieten beteiligt waren, tätig 
waren. Nürnberger Prozeß, Band 22, S. 206-208.
87 Hervorhebungen wie im Original. 307th CIC Detachment, Memorandum for the Officer in Charge, Heidelberg University, 
9.4.1945, abgedruckt in: Hess/Lehmann/Sellin: Heidelberg 1945. S. 393-401. Eine Übersetzung ins Deutsche liefert der 
Haftbericht der Spruchkammer Heidelberg, GLA KA 465a-59-54-480.
88 Die Identität der als »amtliche Sekretärin« und »Privatsekretärin« bezeichneten Zeuginnen lässt sich aus den Akten der 
Spruchkammer nicht rekonstruieren. Die Sekretärin der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät, Luise Ritsert, 
gab jedenfalls eine gesonderte eidesstattliche Erklärung ab (siehe S. 598). Spruchkammer Heidelberg, Aktennotiz über 
politische Vergangenheit Thoms’, 29.10.1947, GLA KA 465a-59-54-480.
89 Vgl. zur politischen Einstellung und Verhaftung Odenwalds, Besier: Theologische Fakultät. S. 201-203 u. S. 248.
90 Ebd. Thoms sei, so das CIC, im Jahr 1938 durch einen gewissen »SS Sturmführer Schneer, Mannheim«, aufgefordert 
worden, in oder an den »Amtsvorsichtsbedingungen« mitzuarbeiten. Nähere Informationen liefert der Text nicht, und 
so bleibt nur, sich dem Referenten der Spruchkammer anzuschließen, der den Begriff mit einem »(?, der Übersetzer)« 
kommentierte, GLA KA 465a-59-54-480.
91 Eugen Kruppke (*1911) war Mitglied der SS seit 1.8.1933 und Mitglied der NSDAP seit 1.5.1937, Nr. 4717620. Kruppke, 
Personalkarte, 8.4.1943, u. SS Reiterstandarte 2/13, Bescheinigung, 12.7.1937, UA HD PA 4687. Vgl. Schönbeck: Physik. 
S. 1121/22.
92 Schmidhuber, Prof. Dr. med. Karl Friedrich, ehemaliger Dozentenbundsleiter, Eidesstattliche Erklärung vom 12.08.1948, 
GLA KA 465a-59-54-480.
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nicht erwähnt (Quelle »Politisches Gutachten Prof. Thoms«, S. 592). Wesch hätte in diesem 
Zusammenhang kaum versäumt, auf eine derartige Tätigkeit für den SD oder gar eine Mit-
gliedschaft hinzuweisen.
 In einer Eingabe an die Heidelberger Spruchkammer vom August 1948 erklärte Thoms , 
»gelegentlich« auf Anfragen des SD »wie jeder Dozent der Heidelberger Universität« ge-
antwortet und nur eine wohlwollende Beurteilung über den Lehrbeauftragten für Wirt-
schaftspädagogik und Mannheimer Handelsschuldirektor Malteur verfasst zu haben.93 
Ende 1944 habe er zusammen mit anderen Hochschullehrern an Besprechungen des SD 
»über Hochschulfragen«, »insbesondere [zu den] beiden zentralen Fragen: Frauenstudium 
und Schließung der Hochschulen« teilgenommen. Friedrich Bunk, Meister der Gendarme-
rie im Ruhestand und 1944/45 Hilfsschreibkraft bei der SD-Dienststelle Heidelberg, sagte 
zugunsten des Beklagten aus, dass er Thoms nur aus »gelegentlichem« Schriftverkehr ken-
ne. Dieser sei lediglich Ende 1944 bis Anfang 1945 »herangezogen« worden, aber kein Mit-
glied des SD geworden. Thoms’ Leistungen für den SD seien »unerheblich«, »unentgeltlich« 
und auf »wissenschaftliche Spezialfragen beschränkt« gewesen: 
»Das Nest der SD-Vertrauensleute wurde in den letzten Kriegsjahren infolge Einberu-
fungen zur Wehrmacht, Krankheit oder infolge anderer Ursachen immer entblößter, so 
daß sich die Dienststelle für ihre Zwecke Personen bedienen mußte, die unverpflichtet 
waren.«94
Aufgrund der Aktenlage gab es bezüglich seiner Tätigkeit als SD-Berichterstatter wenig 
Anlass, an dieser Einschätzung und der Aussage eines seiner vielen, wenngleich befremd-
lich anmutenden Leumundszeugen zu zweifeln, so dass der Kläger der Spruchkammer 
einräumen musste, dass »Fälle von Denunziationen oder Anzeigen gegenüber politisch 
Andersdenkenden« durch den Betriebswirt im Zuge seiner Ermittlungen »nicht bekannt« 
geworden seien.95 Thoms’ Tätigkeit als Gutachter für den Dozentenbund fand überhaupt 
keinen Eingang in die Klageschrift der Spruchkammer.96 
Kreiswirtschaftsberater der NSDAP
Die Recherchen der Spruchkammer hinsichtlich Thoms’ Tätigkeit als »Kreiswirtschafts-
berater« fielen denkbar knapp aus. Nachforschungen zur aktenkundigen Verstrickung des 
national sozialistischen Jungfunktionärs in der Frühphase der »Arisierungen« in Mannheim 
vor dem Beginn des 1938/39 einsetzenden »Bereicherungswettlaufs« fanden nicht statt.97 
Die Spruchkammer Heidelberg kam zum Urteil, dass Thoms, da er sein Amt bereits vor 
1938 wieder aufgegeben hatte, nicht als »Amtsträger« anzusehen sei, »nachdem das Orga-
nisationsbuch der NSDAP, Ausgabe 1938, im Unterschied zu der Ausgabe 1943 den Kreis-
wirtschaftsberater noch nicht als Amts- bzw. Hauptamtsleiter, sondern nur als Fachberater 
qualifiziert«. Folglich war Thoms nicht mehr in die Gruppe D I 2 des Gesetzes zur Befreiung 
93 Thoms, Klageerwiderung, 10.8.1948, GLA KA 465a-59-54-480.
94 Bunk, Friedrich, Eidesstattliche Erklärung, ohne Datum [ca. 1947], GLA KA 465a-59-54-480.
95 Spruchkammer Heidelberg, Aktennotiz über politische Vergangenheit Thoms’, 29.10.1947, GLA KA 465a-59-54-480.
96 Im Juli 1939 war Thoms von einem nicht namentlich genannten »Reichsamtsleiter« um ein – negatives – Gutachten 
zum Betriebswirt Ernst Walb (*1880) gebeten worden: »Wie ich Dir schon schrieb, kommt eine Berufung Walb‘s [sic!], 
nachdem wir festgestellt haben, dass er dem Pro-Palästina-Comité angehört hat, niemals in Frage. Nach Eingang Deiner 
Beurteilung werde ich ausführlich dem Reichserziehungsministerium gegenüber meine Stellung abgeben.« BDC PK 
Walb, Ernst 26.09.80.
97 Bajohr: »Arisierung«. S. 51. Siehe S. 282.
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von Nationalsozialismus und Militarismus vom 5.3.1946 einzureihen, die »alle Mitglieder 
des Korps der Politischen Leiter der Partei bis herunter und einschließlich dem Rang ei-
nes politischen Einsatzleiters und alle Mitglieder der Ausbildungsstäbe der Ordensburgen, 
Schulungsburgen, Adolf -Hitler-Schulen und Nationalpolitische Erziehungsanstalten« um-
fasste, sondern zunächst als »Belasteter« wegen seiner Tätigkeit in der NSDAP (Gruppe D II 
1, 2 und 4) zuzuordnen.98
»Recht auf Arbeit«
Nachdem die schwerwiegendsten Anschuldigungen nicht hatten bewiesen werden kön-
nen, trat der Anklagepunkt, dass Thoms Zeit seines Dekanats an der Staats- und Wirt-
schaftswissenschaftlichen Fakultät die Expansionsgelüste des Regimes aktiv unterstützt 
und »sich in Wort und Schrift für den Nationalsozialismus werbend eingesetzt« habe,99 bei 
der Bemessung des Strafmaßes in den Vordergrund: »THOMS was, himself, in charge of 
the GROSSRAUMWISSENSCHAFT Institute at Heidelberg. This institute, founded in the Fall 
of 1941, dealt with the ›economics‹ of European nations and undoubtedly concerned it-
self with the fullest exploitation of German-conquered territory.«100 Unter Berufung auf ein 
ganzes Bündel rassistischer Ausfälle aus Thoms’ »wissenschaftlichem« Œuvre warf ihm der 
öffentliche Ankläger vor, zur Gruppe der »feineren« Antisemiten zu zählen: 
»Selbstverständlich gehörte er [...] nicht zu den Personen, die ein brutales oder ver-
werfliches Verhalten Nicht-Pg. oder Juden gegenüber an den Tag legte. Dazu hatte er 
die feineren Methoden der Berichterstattung an den SD und der Propaganda. […] Mit 
diesen Mitteln traf man ›den Juden‹ in geistigen Bereichen und schlug auf diese Weise 
auf die Juden ein. Man gab sie und ihr Werk der Verachtung preis. Den Gummiknüppel 
konnte man denn ruhig den anderen überlassen.«101
In zwei Verteidigungsschreiben, die wie seine Gutachten gewohnt umfangreich ausfie-
len, unternahm Thoms den Versuch, die gegen ihn erhobenen Vorwürfe Schritt für Schritt 
zu entkräften. Seine Forschungen und Reden hätten dem Ziel der Verwirklichung eines 
»wahren« nationalen Sozialismus mit seinem zentralen Anspruch der Verwirklichung des 
»Rechts auf Arbeit« gedient, er sei nie ein »Nazi« gewesen und seine antisemitischen Tira-
den hätten sich im Rahmen des international und national Üblichen bewegt: »Ich war kein 
Nazi! [...] Für mich war der NS vordringlich ein Problem, nämlich: nationaler Sozialismus und 
sozialer Nationalismus zugleich.«102 
Die »Lösung« des »national-sozialen Weltproblems«, schrieb Thoms in seiner Verteidi-
gungsschrift, liege auch nach dem Ende des Nationalsozialismus im Grundsatz des »Rechts 
auf Arbeit«.103 Thoms zitierte im Folgenden allen Ernstes »Führerreden«, um zu belegen, 
dass das »Recht auf Arbeit« zum Kern der nationalsozialistischen Ideologie gehört habe 
und keinesfalls nur ein Propagandaslogan zur Ruhigstellung der Arbeiterschaft gewesen 
98 Spruchkammer Heidelberg, Spruch gegen Walter Thoms, 3.9.1948, GLA KA 465a-59-54-480.
99 Spruchkammer Heidelberg, der öffentliche Kläger, Klageschrift Walter Thoms, 10.5.1948, GLA KA 465a-59-54-480.
100 Hervorhebungen wie im Original. 307th CIC Detachment, Memorandum for the Officer in Charge, Heidelberg University, 
9.4.1945, abgedruckt in: Hess/Lehmann/Sellin: Heidelberg 1945. S. 393-401. Eine Übersetzung ins Deutsche liefert der 
Haftbericht der Spruchkammer Heidelberg vom 12.5.1945, GLA KA 465a-59-54-480.
101 Spruchkammer Heidelberg, der öffentliche Kläger, Klageschrift Walter Thoms, 10.5.1948, GLA KA 465a-59-54-480.
102 Hervorhebungen wie im Original. Thoms, Vorläufige Verteidigung, ohne Datum [vor Mai 1948], GLA KA 465a-59-54-480.
103 Thoms zitiert hier aus seinem 1941 gehaltenen Vortrag über den »Arbeitseinsatz im Großraum«. Thoms: Arbeitseinsatz 
im Großraum u. Thoms, Klageerwiderung, 10.8.1948, GLA KA 465a-59-54-480 Bl. 63
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sei: Hitlers Versuch einer Synthese zwischen Nationalismus und Sozialismus müsse noch 
»heute« als Dienst an einer »großen objektiven Idee« anerkannt werden.104 Bei der Erfor-
schung des »Rechts auf Arbeit« als »Grundgesetz einer Lebensordnung« und Antwort auf 
das »national-soziale Weltproblem« sah sich Thoms »in der Gesellschaft sehr ehrenwerter 
Männer der politischen Öffentlichkeit«: In seinen Verteidigungsschriften führte Thoms un-
ter anderen Schriftsteller im Exil, Thomas Mann (*1875), den Heidelberger Psychologen und 
ehemaligen DDP-Abgeordneten Willy Hellpach (*1877), den Historiker Friedrich Meinecke 
(*1862) auf.
Zur Dokumentation seiner »freiheitlichen Ideale« führte Thoms an, dass er 1941 ge-
schrieben habe, dass die »deutsche rassische Grundhaltung [...] gegen jeden Imperialis-
mus gerichtet [sei].« Zudem, so der ehemalige Lagerbürgermeister, besäßen Westmächte 
und Nationalsozialisten im »bolschewistischen Kommunismus« einen gemeinsamen Feind, 
der »einen großen Teil der früheren Mitglieder der nationalsozialistischen Partei und ih-
rer Gliederungen allein zum Eintritt in die politische Bewegung bestimmt« habe.105 Den 
Schulter schluss mit der amerikanischen Besatzungsmacht vor dem Hintergrund sich im-
mer frostiger gestaltender Beziehungen zur Sowjetunion beschwor auch Nachkriegsrektor 
Bauer in seinem Plädoyer für eine Reintegration belasteter Kollegen:
»Wir sind uns bewußt: das ›vehe victis‹ [sic!] wird ewig gelten. Deutschland wird dies 
auch bis zur Neige auszukosten haben. Es ist aber vom deutschen Standpunkt aus 
gesehen die Frage, ob die große Härte im Interesse der Alliierten selbst gelegen ist. 
Deutschland liegt nun einmal im Zentrum von Europa und wird so ganz von selbst, ob 
man will oder nicht, wieder zum zentralen Problem Europas werden. Deutschlands 
ewige Aufgabe ist es, der Schutzwall der abendländischen Kultur gegenüber den Ge-
fahren der asiatischen Welt zu sein. Die Grenze der abendländischen Kultur wird wohl 
immer dort liegen, wo die letzten Deutschen Siedler wohnen. Die Wiederaufrichtung 
eines Grenzwalles kann – und das ist vielleicht mit der Sinn der Krieges – nur im Verein 
und unter Kontrolle aller abendländischen Mächte erfolgen. [...] Wenn der Osten die 
Waffen des Westens in die Hand bekommt, ist es um Europa geschehen.«106
»Reiner Idealismus«
Unter den wenigen politisch Unbelasteten die sich für Thoms einsetzten, war LeCoutre, der 
Thoms seine Wiederverwendung an der Universität Heidelberg zu verdanken hatte. Sein 
ehemaliger Doktorand sei zwar von Anfang an »politisch interessiert«, aber niemals »un-
duldsam«, sondern »praktisch-verständnisvoll« gewesen und bestrebt, das »Richtige und 
Beste zu finden«: »Wenn er sich seiner Zeit dem Nationalsozialismus zugewandt hat, so ge-
schah es aus reinem Idealismus«.107 Regelrecht skurril wirken die Persilscheine vormaliger 
NS-Größen wie des nationalsozialistischen Kommissars für Mannheim, Carl Renninger,108 
104 Thoms, Vorläufige Verteidigung, ohne Datum [vor Mai 1948], GLA KA 465a-59-54-480.
105 Eingabe des »Bürgermeisters« des Internierungslagers Kornwestheim [sc. Thoms] an den amerikanischen Militärgou-
verneur für Württemberg-Baden vom 30. Dezember 1947, abgedruckt in: Vollnhals: Entnazifizierung. S. 248-251 Doku-
ment 70. Hinweis aus Brintzinger: Nationalökonomie. S. 248/249. In der Spruchkammerakte Thoms’ finden sich noch 
weitere Zeitungsausschnitte der Lagerzeitung, in denen Thoms die Kontinuität des »Rechts auf Arbeit« z. B. anhand von 
 Roosevelts New Deal zu belegen sucht.
106 Bauer, Memorandum, Denazifizierung, ohne Datum [ca. November 1945], UA HD REP 10/14.
107 LeCoutre, Eidesstattliche Erklärung vom 14.12.1946, GLA KA 465a-59-54-480.
108 Renninger, als Reichskommissar für die »Entjudung« der Stadt Mannheim zuständig, führte zugunsten Thoms an, dass 
dieser wegen der – von Renninger mit zu verantwortenden – »Ungerechtigkeiten und Härten« bei der Verlegung 
der Handelshochschule bei ihm als Kuratoriumsvorsitzenden vorgesprochen und sich als einziger um das »Schicksal 
der nicht übernommenen Dozenten mit Wärme und sachlicher Argumentation« eingesetzt habe: »[Ich habe] diesen 
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oder des ehemaligen Ministerialrats in der Parteikanzlei, Werner Fröhlich, die beide das 
hohe Lied vom persönlich integren »Idealisten« sangen: 
»In der Parteikanzlei der NSDAP war es bekannt, daß Prof. Dr. Walter Thoms [...] unabläs-
sig bemüht war, die verhängnisvollen Nachteile und Schäden der kapitalistischen Wirt-
schaft aufzuzeigen. Prof. Thoms diente dieser Aufgabe in Wort und Schrift. Besonders 
bemühte er sich um den Nachweis, die vorhandene Wirtschaftsrechnung des Betriebes 
als kapitalistisch zu kennzeichnen, um sie durch eine neue von ihm entwickelte Wirt-
schaftsrechnung zu ersetzen, die der sozialistischen Wirtschaftsordnung gemäß ist. 
Prof. Thoms macht[e] die Parteikanzlei auf die kapitalistischen Entwicklungstendenzen 
neuer Art aufmerksam. Er kritisierte scharf die Konzentrationserscheinungen der deut-
schen Industrie und wies auf die Gefahren dieser Entwicklung hin.«109
Thoms’ offensichtliche Verteidigungsstrategie, sich zum idealistischen Vorkämpfer im 
»trust-busting« gegen die großen Wirtschaftskartelle wie die IG Farben, die in der Nach-
kriegszeit als Kriegstreiber und Stützen des Nationalsozialismus angegriffen und zer-
schlagen wurden, zu stilisieren, scheiterte an der mangelnden Glaubwürdigkeit seiner 
Fürsprecher. Die Spruchkammer äußerte in ihrem Urteil Unverständnis gegenüber den 
Auslassungen Thoms’ mit ihrem »blassen und unwirklichen Protest […] gegen die von den 
zuvor verhetzten Menschen folgerichtig verübten Ausschreitungen«: 
»Selbstverständlich hat das vom Betroffenen gelehrte ›Recht auf Arbeit‹ mit den von 
ganz anderen politischen Voraussetzungen ausgehenden Anschauungen [Harry S.] 
Trumans, [William H.] Beveridges und [Henry A.] Wallaces nicht mehr als den Namen 
gemein und der Betroffene hätte daher besser daran getan, auf solchen ›Beweis‹ der 
Verträglichkeit seiner im 3. Reich vertretenen Lehre mit demokratischen Auffassungen 
zu verzichten.«110 
Thoms’ Formel vom »Recht auf Arbeit« gehöre angesichts des »immer unerträgliche-
ren Zwangs«, der die »harte Wirklichkeit nationalsozialistischen Arbeitslebens bestimmte«, 
»mehr in den Himmel nationalsozialistischer Utopien«. Er habe mit nicht »unbeträchtlicher 
Wirkung« »hetzerische Propaganda« gegen Juden und die Kirche betrieben: 
»In solchem reißerischen Sinne zu schreiben, hat ein großer Teil der nationalsozialisti-
schen Gelehrten erfreulicherweise abgelehnt. Sich solcher geschmackloser Propagan-
dismen zu bedienen, war selbst innerhalb der nationalsozialistischen Wissenschaft nur 
die Sache eines kleinen Kreises von besonders Fanatischen und Unentwegten.«111
Zu den aus seiner Tätigkeit als Kreiswirtschaftsberater und seine Zuarbeit zum SD er-
wachsenden »Belastungen« addierte die Spruchkammer folglich nach Artikel 7 Abs. I Ziffer 
1 und 3 und Abs. II Ziffer 2 des Gesetzes zur Befreiung von Nationalsozialismus und Militaris-
mus, dass Thoms als »Aktivist« die »Gewaltherrschaft der NSDAP wesentlich gefördert« 
habe, »überzeugter Anhänger der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft, insbesondere 
ihrer Rassenlehre« gewesen sei und »durch nationalsozialistische Lehre oder Erziehung 
die Jugend an Geist und Seele vergiftet« habe. Thoms signalisierte in seinen Eingaben 
Schritt sehr geschätzt, dass ein Mensch sich um das Los seiner Kameraden einsetzt.« Carl Renninger, Interniertenlager 
Kornwestheim, Eidesstattliche Erklärung [beglaubigt durch Stellvertreter Thoms’ als Bürgermeister, Dr. F. Mössmer] vom 
03.12.1946, GLA KA 465a-59-54-480.
109 Fröhling, Werner, ehem. Ministerialrat in der Staatl. Abt. der Parteikanzlei, Eidesstattliche Erklärung vom 10.1.1947, 
GLA KA 465a-59-54-480.
110 Spruchkammer Heidelberg, Spruch gegen Dr. Walter Thoms, 3.9.1948, 465a-59-54-480. Mit Beveridge und Wallace dürf-
ten mutmaßlich der britische Sozialreformer, Wirtschaftswissenschaftler und Politiker William Henry 1st Baron  Beveridge 




keinerlei Reue noch Bedauern – weder ge-
genüber Opfern der nationalsozialistischen 
Gewaltherrschaft noch über die Folgen, die 
die Expansionspolitik und der Krieg zeitigten. 
Die dreijährige Internierung Thoms’ und sein 
verfrühter Einsatz als Bürgermeister und Leh-
rer hatten in den Augen der Spruchkammer 
dazu beigetragen, dass dieser »noch weit-
gehend in seine frühere Anschauungswelt 
versponnen« sei – was, angesichts seiner Mit-
häftlinge, tatsächlich kaum anders zu erwar-
ten gewesen war.
Entlastend für Thoms erkannte die 
Spruchkammer an, dass er »im Rahmen sei-
ner persönlichen Beziehungen sich dagegen 
einwandfrei gezeigt und manche Auswir-
kungen der von ihm als Propagandist nach-
haltig geförderten Gewaltherrschaft auf den 
Personenkreis seiner näheren Umgebung 
abgewendet« habe, wovon vor allem Le-
Coutre und die altgediente Sekretärin Ritsert 
Zeugnis abgelegt hatten.112 Die Dekanatsse-
kretärin hatte Thoms attestiert, dass dessen 
Umgang mit Angestellten, Kollegen wie Stu-
denten »ohne Rücksicht auf Rasse und Religi-
on, Parteizugehörigkeit und Weltanschauung« »sehr loyal, tolerant und kameradschaftlich« 
gewesen sei und dass er sich gegen Einmischung von Seiten der Partei gewehrt habe.113 
Ritsert war im März 1939 durch einen Pedell der Universität wegen der Untermiete bei ei-
nem Juden beim Rektor denunziert worden (Quelle »Denunziation der Fakultätssekretärin«, 
nebenstehend).114 Ob Thoms, der am 18. April 1939 zum Dekan ernannt worden war, von 
der Denunziation wusste, geht aus den untersuchten Akten nicht hervor. Ritsert erwähnt 
den Vorfall in ihrer eidesstattlichen Erklärung nicht, unterstrich aber: 
»Obwohl Th[oms] meine antinationalsozialistische Haltung bekannt war, hatte ich bei 
ihm eine Vertrauensstellung. Th[oms] hat mir ein unbegrenztes Vertrauen geschenkt 
und mit mir über alle Fragen rücksichtslos gesprochen«. 
»Mitläufer«
Letztlich wurde Thoms im Spruchkammerverfahren in die Gruppe der »Minderbelaste-
ten« eingeordnet.115 Auf eine Sühneleistung wurde verzichtet, da Thoms durch den Verlust 
112 Ebd.
113 Ritsert, Eidesstattliche Erklärung vom 15.1.1947, GLA KA 465a-59-54-480.
114 Ebd. Zur Denunziation durch den Pedell Weiß, der sich durch »lebhafte Überwachungs- und Angabetätigkeit«, v. a. ge-
gen kirchentreue Katholiken, aber auch gegen Juden, Rektor Schmitthenner und der NSDAP dienstbar gemacht hatte, 
siehe UA HD PA 6295.
115 Zudem hatte Thoms die Kosten für das Verfahren zu tragen, dessen Streitwert auf 29.000 DM festgelegt worden war. 
Spruchkammer Heidelberg, Spruch gegen Walter Thoms, 3.9.1948, 465a-59-54-480. 
Quelle 74 | Denunziation der Fakultätssekretärin Luise Ritsert 
durch Oberpedell Friedrich Weiß
»Betr. Reg. Sekr. Luise Rirsert [sic!] und Tochter Anneliese. War bis Nov. 
36 in M[annheim] wohnhaft und ist dann hierher verzogen. Sie wohnt 
seither mit ihrer Mutter, einer Beamtenwitwe die Ruhegehaltsempfän-
gerin ist und mit ihrer Tochter zusammen bei dem Juden Neu in der 
Zähringer Str. 15. Also drei vom Staat bezahlte Personen unterstützen 
heute noch einen Juden, die antijüdische Gesinnung ist für den deut-
schen Beamten eine Charakterfrage in einer Angelegenheit deren 
Lösung mit über die Zukunft des deutschen Volkes entscheidet. Es 
kann also für einen Deutschen kein Zweifel geben in der Judenfrage. 
Frau R[itsert] gehört aber in dieser Frage zu den Ausnahmen. Anlässlich 
der Judenaktion hat sie offen zum Ausdruck gebracht, daß es auch 
noch ›anständige Juden‘ gäbe. Es ist dies ein klarer Beweis, daß R[itsert] 
noch nicht mit nat. soz. Geist durchdrungen ist. Auch bei sonstigen 
Unterhaltungen hat sich wiederholt herausgestellt, daß R[itsert] noch 
weit entfernt ist, als Nationalsozialistin bezeichnet zu werden. Über 
die Mitarbeit – Tochter arbeitet hier bei der NSV mit, seit sie hier in 
H[eidelberg] in Stellung ist.«
Maximilian Neu (*1877 †1940 durch Freitod), Professor für Frauenkrankhei-
ten und Leiter einer Privatklinik für Geburtshilfe. Stadt-Adreßbuch der Kreis-
hauptstadt Heidelberg nebst den Stadtteilen Handschuhsheim, Kirchheim, 
Rohrbach, Wieblingen und den zu Stadt gehörenden Siedlungen sowie den 
Gemeinden Ziegelhausen nebst den Ortsteilen Peterstal und Leimen für das 
Jahr 1938. Heidelberg 1938. S. 281 [Digitalisat UB Heidelberg http://digi.
ub.uni-heidelberg.de/sammlung4/buch/AdressbuchHD1938.xml?docnam
e=AdressbuchHD1938&pageid=PAGE0303 [18.3.2006]]
Vorstehende Anmerkung durch Spruchkammer: »Vorstehendes Schreiben 
trägt die Handschrift des O. Pedells [Friedrich] Weiß der Medizin. Fakultät 
und das Original befindet sich im Besitze seines Nachfolgers, Sekr. Koch. 
10.1.46.« Auf die Korrektur grammatischer Fehler wurde verzichtet.
Weiß an Rektor, 1.3.1939, UA HD PA 5483.
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seiner gesamten wissenschaftlichen Unterlagen, 
seine Entlassung aus dem Universitätsdienst und 
seine langjährige Internierung als mittellos ange-
sehen wurde. Allerdings wurde ihm eine neun-
monatige Bewährungsfrist auferlegt, um ihn dann 
1949 in die Gruppe der »Mitläufer« einzuordnen. 
Ungläubig kommentierte die Heidelberger Rhein-
Neckar-Zeitung die unbelehrbar-reuelose Haltung 
Thoms’ vor der Spruchkammer (Quelle »Prof. Thoms 
minder belastet«, nebenstehend). 
Nach Ablauf der Bewährungsfrist galt Thoms als 
»Mitläufer«. Auf Anfrage der Wirtschaftshochschule 
Mannheim ersuchte das Heidelberger Rektorat die 
Philosophische Fakultät zu prüfen, ob eine etwaige 
Wiederverwendung Thoms’ in Mannheim denkbar 
wäre, was diese ablehnte: 
»Die Fakultät ist der Auffassung, daß Prof. Dr. 
Thoms wissenschaftlich nicht für eine planmäßige 
außerordentliche Professur qualifiziert war und 
sieht daher den Tatbestand des § 7 des Gesetzes 
zu Art. 131 GG vom 11.5.1951, daß bei ihm ›Er-
nennungen und Beförderung wegen enger Verbin-
dung zum Nationalsozialismus vorgenommen worden sind‹ als gegeben an.«116
Der Einspruch der Heidelberger Philosophischen Fakultät hatte nur aufschiebende 
Wirkung.117 1957 lehrte Thoms im Kreis ehemaliger Mitglieder der Staats- und Wirtschafts-
wissenschaftlichen Fakultät für kurze Zeit an der Mannheimer Hochschule. Er nahm ab 
Wintersemester 1957/58 bis inklusive Sommersemester 1958 zwei Lehraufträge für Be-
triebsorganisation wahr. Beschränkt auf seinen Lehrauftrag, gestattete der Senat der 
Wirtschafts hochschule es ihm auch, Diplomanden und Doktoranden anzunehmen.118 1959 
war Thoms kurzzeitig in der Diskussion für die Besetzung eines neu bewilligten Lehrstuhls 
für Betriebswirtschaftliche Organisationslehre. Die Berufungskommission unter Vorsitz sei-
nes ehemaligen Kollegen Sandig sprach sich aber dagegen aus, ihn auf die Berufungsliste 
zu setzen.119 Wohl um Thoms zu entschädigen, beschloss der Senat, den Antrag des »or-
dentlichen Professors zur Wiederverwendung« auf Emeritierung »befürwortend« an das 
Kultusministerium Baden-Württemberg weiterzuleiten. Der Antrag wurde allerdings durch 
die Landesverwaltung »im ganzen negativ« beschieden.120 
116 Philosophische Fakultät an Rektor, 30.6.1951, UA HD PA 671.
117 Im Senatsprotokoll der Wirtschaftshochschule Mannheim findet sich zum 19.11.1955 noch der kryptische Eintrag, »dass 
sich die Angelegenheit Professor Dr. Thoms, Heidelberg, erledigt« habe. Die vorhergehenden Senatsprotokolle enthal-
ten über die »Angelegenheit« Thoms keine weiteren Informationen, aber es ist unschwer zu vermuten, dass der Be-
triebswirt – den rasch fortschreitenden Ausbau der Wirtschaftshochschule vor Augen – die Gelegenheit nutzen wollte, 
um wie viele 131er wieder in Amt und Würden berufen zu werden. Senatsprotokoll vom 19.11.1955, UA MA B 4 11/10.
118 Senatsprotokoll vom 23.5.1958, UA MA B 4 12/1.
119 Senatsprotokoll vom 11.11.1959, UA MA B 4 12/3 u. Brintzinger: Nationalökonomie. S. 249.
120 Senatsprotokoll vom 13.1.1960, UA MA B 4 12/3.
Quelle 75 | »Prof. Thoms minderbelastet«
»Universitätsprofessor Hugo [sic!] Thoms, Neckargemünd, 
Mitglied der NSDAP seit 1932, wissenschaftlicher Mitarbeiter 
der DAF, Kreisredner und seit 1939 bis 1945 Dekan der wirt-
schaftswissenschaftlichen Fakultät der Universität Heidelberg, 
»erkannte bereits während seiner Studienjahre die Störungs-
erscheinungen des gesellschaftlichen Lebens« und wechselte, 
da er sich durch die Zeiterscheinungen vor die Wahl zwischen 
rechten und linken Radikalismus gestellt sah, nach rechts, um 
schließlich politische Gutachten für den SD zu verfassen. Trotz 
dreijähriger verbüßter Internierungshaft glaubt der Beklagte 
noch heute an die weltgeschichtliche Mission Hitlers, die in 
der Synthese zwischen Nationalismus und Sozialismus gele-
gen habe. In einem Soldatenbrief, den der Beklagte verfasste, 
und der in hunderttausend Exemplaren an der Front verteilt 
wurde, war das Judentum von ihm in der sattsam bekannten 
Phrasologie [sic!] angeprangert worden. Als die größte Tat des 
Nationalsozialismus wurde von ihm »das Recht auf Arbeit« 
gepriesen! Nicht die Spur einer wenn auch späten Einsicht, daß 
dieses Recht auf Arbeit schließlich in die Pflicht des einzelnen, 
für die Rüstungsmaschinerie der Nazis zu fronden, umgefälscht 
wurde. Die Kammer, die dem Beklagten erklären musste, daß 
er noch heute in der Ideologie des Nationalsozialismus befan-
gen sei, rechnete ihm die dreijährige verbüßte lnternierungs-
haft an und stufte ihn mit neunmonatiger Bewährungsfrist in 
die Gruppe der Minderbelasteten ein. -pp-«
Prof. Thoms minderbelastet, Rhein-Neckar-Zeitung vom 6.9.1948.
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Zu Ehren von Thoms’ 65. Geburtstag gab Erich A. Weilbach 1964 eine Festschrift mit Bei-
trägen seiner ehemaligen Schüler heraus.121 Zwei Jahre später unternahm Thoms einen er-
neuten Versuch, die beamtenrechtliche und akademische Rechtsstellung eines Emeritus zu 
erhalten, und klagte gegen das Land Baden-Württemberg. Während das baden-württem-
bergische Finanzministerium bereit war, die sich hieraus erwachsenden finanziellen Pflich-
ten zu übernehmen, lehnte die Sozial- und Wirtschaftswissenschaftliche Fachgruppe der 
Philosophischen Fakultät einstimmig ab, Thoms als Emeritus im Personalverzeichnis der 
Philosophischen Fakultät aufzuführen, da »Herr Thoms zu denjenigen Hochschullehrern ge-
hörte, die sich in ganz besonderem Maße als aktive Nationalsozialisten betätigt haben«.122 
Im August 1969 vermittelte der Mannheimer Altrektor und Ordinarius für Betriebs-
wirtschaftslehre, Gert von Kortzfleisch, zwischen dem Land und Thoms einen außerge-
richtlichen Vergleich: Thoms wurden die finanziellen Rechte eines Emeritus verliehen, im 
Gegenzug verzichtete er auf die akademischen Rechte eines Emeritus an der Universität 
Heidelberg: Weder sollte er als solcher im Vorlesungsverzeichnis geführt werden oder sich 
als solcher bezeichnen, noch »als Emeritus ordentliche akademische Lehrveranstaltungen 
ankündigen und abhalten«.123 Da das Finanzministerium diese Ansprüche bereits vor der 
Klage Thoms’ anerkannt hatte, kam eine Einigung zustande. Die Philosophische Fakultät 
hatte sich ganz im Sinne Alfred Webers durchsetzen können und abschließend die akade-
mische Rehabilitation Thoms‘ auf Dauer verhindert. Ähnlich dem Werdegang Thoms’ nach 
1945 gestaltete sich auch der seines engen Verbündeten im Kampf um eine nationalsozia-
listische Wirtschaftswissenschaft, Rath. Der Göttinger Volkswirt wurde nach einem länge-
ren Spruchkammerverfahren im Juli 1948 als »Minderbelasteter«, 1950 dann als »Mitläufer« 
eingestuft. Gleich der Heidelberger weigerte sich auch die Göttinger Universität, dem Pro-
fessor zur Wiederverwendung sowohl irgendeine Lehrtätigkeit zu gestatten, als auch ihn 
durch eine Emitierung akademisch zu rehabilitieren.124
Curt Sandig9.2.2.2 
Thoms’ Kollege Sandig war im Gegensatz zum Dekan die meiste Zeit des Krieges als Kriegs-
verwaltungsrat in den Diensten der Wehrmacht gestanden. Seit August 1944 befand sich 
Sandig, der zuletzt im besetzten Frankreich eingesetzt und von französischen Truppen ge-
fangen genommen und an die Briten übergeben worden war, in England in Kriegsgefan-
genschaft. Im Januar 1946 wurde Sandig in Abwesenheit zusammen mit allen Kollegen an 
der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät als »unconditionally rejected« von 
der Ruprecht-Karls-Universität entfernt.125 Der Betriebswirt war bereits in England durch 
das Britische Control Offfice for Germany and Austria verhört und mit einem »Certificate 
of Security Clearance«, das laut Sandigs eigenen Angaben nur 10% aller Kriegsgefangenen 
erhalten hätten, nach Deutschland entlassen worden.126
121 Weilbach: Neue Wege.
122 Kultusministerium Baden-Württemberg an Rektorat, 1.4.1966, UA HD PA 671.
123 Gert Harald August von Kortzfleisch (*1921), Dr. rer. pol., 1961 ord. Professor für Betriebswirtschaftslehre, Direktor des 
Seminars für allg. Betriebswirtschaftslehre und des Instituts für physikalische und chemische Technologie. Kortzfleisch, 
Industrieseminar der WH Mannheim, an Kultusministerium Baden-Württemberg, 4.8.1969, UA HD PA 671.
124 Gross: »Umwandlung«. S. 160.
125 Rektor an Sandig, 19.1.1946, UA HD PA 5583.
126 Die Franzosen, so der ehemalige Kriegsverwaltungsrat, hätten ihn niemals an die Engländer übergeben, wenn auch 
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Im Spruchkammerverfahren konnte Sandig dank vieler unbelasteter Leumundszeugen 
glaubwürdig vermitteln, dass er, obwohl Mitglied der NSDAP seit 1937 und der SA seit 1933, 
»wissenschaftlich und sachlich orientiert« gewesen sei und sein »Vortrag in angenehmen 
Gegensatz zu politisierenden Darstellungen anderer Dozenten« gestanden habe, wie sein 
ehemaliger Kollege Waffenschmidt formulierte: »Er [sc. Sandig] wird halt wie viele andere 
junge Leute soweit mitgemacht haben, als die berufliche Existenz es verlangte.« Als Inten-
danturrat des Wehrwirtschaftsamtes habe Sandig »weit weg vom Chauvinismus« nur an 
»betriebswirtschaftlichen Belangen« Interesse gezeigt.127 Die Veröffentlichungen  Sandigs 
scheinen bei der Untersuchung möglicher Belastungen durch zu enge Verbindung zur na-
tionalsozialistischen Weltanschauung keine größere Rolle gespielt zu haben.128 Die Spruch-
kammer folgte in ihrem Urteil vom 16. April 1948 dem Zeugnis seiner Kollegen. Sie ordnete 
den »materiell nicht belasteten« Sandig in die Gruppe der »Mitläufer« ein, wobei der Vorsit-
zende der Spruchkammer bedauernd festhielt, dass es nicht möglich gewesen sei, Sandig 
»vom Gesetz als nicht betroffen zu erklären«.129
1949 wurde Sandig zum planmäßigen außerordentlichen Professor an die Wirtschafts-
hochschule Mannheim berufen. 1955 wurde er, der bereits 1944 auf einer Berufungsliste 
in Breslau auf ein dort zu schaffendes Ordinariat an die zweite Stelle gesetzt gewesen war, 
zum Ordinarius für Betriebswirtschaftslehre in Mannheim ernannt.130
Eugen Sieber9.2.2.3 
Der vom internierten Thoms mit der Leitung des Betriebswirtschaftlichen Institutes be-
traute Sieber war ebenso wie Sandig und Thoms auf Geheiß der amerikanischen Militär-
regierung entlassen worden.131 Abgesehen von seiner Mitgliedschaft in der NSDAP seit 1938 
war Sieber wenig politisch anzulasten und so folgte die Spruchkammer 1946 seiner Selbst-
einschätzung als »Mitläufer« und verurteilte ihn zu einer Sühneleistung von 1.500 RM.132 
1951 wandte sich Sieber mit dem Gesuch an das Baden-Württembergische Kultusminis-
terium, ihn gemäß Artikel 131 GG entweder in seine vorhergehende Stellung als planmä-
nur der »leiseste Verdacht« gegen ihn bestanden hätte, so Sandig 1946. Sandig, Meldebogen, 20.11.1946, GLA KA 
465a-59-9-1838.
127 Waffenschmidt, Eidesstattliche Erklärung vom 12.7.1947, GLA KA 465a-59-9-1838. Volkswirt Brinkmann und der Heidel-
berger Jurist Eugen Ulmer (*1903) attestierten Sandig, er habe eine sachliche, wissenschaftliche Linie verfolgt, was 
»angesichts des politischen Radikalismus des Dekans [Thoms] keine Selbstverständlichkeit« gewesen sei. Ein ehemali-
ger Student am Betriebswirtschaftlichen Seminar ergänzte, dass Sandig »voll beeinflusst durch die Lehre von Nicklisch, 
der den Betrieb nicht als bloßen technischen Apparat, sondern als Gemeinschaft von Menschen ansah,« in allen seinen 
Aufsätzen eine »ausgeprägte sozialistische Haltung« an den Tag lege und das »unbegrenzte Gewinnstreben« ablehne. 
Brinkmann, Eidesstattliche Erklärung vom 20.10.1947; Ulmer, Eidesstattliche Erklärung vom 14.7.1947 u. Dr. Dr. Schmitz-
Massinger, Eidesstattliche Erklärung vom 15.7.1947, GLA KA 465a-59-9-1838.
128 Eine Übersicht über alle Veröffentlichungen Sandigs bis 1980 liefert die anlässlich seines 80. Geburtstag veröffentlichte 
Festschrift. Vgl. Geist: Führung des Betriebs. S. 461-464.
129 Spruch vom 16.04.1948, GLA KA 465a-59-9-1838.
130 Sandig, so die Begründung des Dekans der Rechts- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der schlesischen 
Friedrich-Wilhelm-Universität »komm[e] nach seinen bisherigen Leistungen, die allgemein Anerkennung gefunden ha-
ben, für ein Ordinariat in Betracht«: »Da [Sandigs] Sonderfach Betriebswirtschaftslehre des Handels ist, würde er für den 
Aufbau unserer betriebswirtschaftlichen Sparte einen besonders wertvollen Beitrag leisten.« Dekan der Rechts- und 
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät, Universität Breslau an REM, 25.3.1944, BA Lichterfelde REM 8000001629 Box: 
B0507 u. Senatssitzungsprotokoll vom 2.7.1955, UA MA B 4 11/9.
131 Rektor an Dekan, 17.4.1945, UA HD PA 283.
132 UA HD B-3029/9 u. 12; Sieber, Meldebogen auf Grund des Gesetzes zur Befreiung von NS und Militarismus, 1.5.1946 u. 
Spruchkammer Heidelberg an Sieber, 21.3.1947, GLA KA 465a-59-3-8064.
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ßiger außerordentlicher Professor für Betriebswirtschaftslehre wieder einzusetzen oder ihn 
»hilfsweise« als planmäßigen ao. Professor zu emeritieren. Zudem erklärte Sieber, dass er 
voraussichtlich für das Wintersemester 1951/52 an der Universität Heidelberg Vorlesungen 
aus seinem Fachgebiet ankündigen wolle, da seine venia legendi gemäß Artikel 131 GG 
wieder in Kraft sei.133 Die neben der Philosophischen um eine Stellungnahme gebetene 
Juristische Fakultät hielt die Ansprüche von Sieber nicht durch das Gesetz gedeckt und 
wies darauf hin, dass der Betriebswirt möglicherweise nur »wegen enger Verbindung zum 
Nationalsozialismus« berufen worden sei.134 Die Klärung hierüber falle letztendlich aber 
der Wirtschaftshochschule Mannheim zu, da nur dort das wissenschaftliche Werk Siebers 
angemessen beurteilt werden könne. Der Universität Heidelberg fehlte nach Ansicht ihrer 
Juristen nicht nur die hierfür nötige Sachkunde, vor allem sah man sich nicht als Rechts-
nachfolger der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät.135 Der Dekan der Philo-
sophischen Fakultät, Adam Falkenstein136, erklärte, dass es sich bei Sieber um »einen klaren 
Fall einer wegen enger Verbindung mit dem Nationalsozialismus vorgenommene Ernen-
nung im Sinne des Gesetzes § 7 Abs. 1. [sc. 131 GG]« gehandelt habe.137 
In der ergänzend angefragten Wirtschaftshochschule Mannheim wertete man die 
Tat sache, dass die Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät »den an 1. Stelle ge-
nannten Professor Gutenberg, eine Kapazität seines Faches, nicht genommen« habe, als 
»bezeichnend für die damals maßgebenden Gesichtspunkte«.138 Beiden Gutachten war 
gemein, dass ihre Autoren die im Bericht der Juristen geltend gemachten Vorbehalte igno-
rierten und die Forderung nach einer Prüfung der Schriften Siebers unter den Tisch fallen 
ließen. Eine mehr als oberflächliche Untersuchung seiner Berufung hätte deren Charakter, 
der doch eher an eine Notlösung erinnerte, offenbart.139 
1962 wurde Sieber zum Ordinarius für Allgemeine Betriebswirtschaftslehre, insbeson-
dere Unternehmensführung, an der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakultät der 
Universität Erlangen-Nürnberg ernannt.140
9.2.3 Institut für Sozial- und Staatswissenschaften
Der einzige Ordinarius am InSoSta, Jecht, war als Mitglied der Wehrforschungsgemeinschaft 
»unabkömmlich« gestellt worden.141 Er war bis zuletzt wegen paralleler Lehrverpflichtun-
133 Rektor an Dekan, Phil. Fak., 11.7.1951, UA HD PA 649.
134 Dekan, Juristische Fakultät an Rektor, 24.7.1951, UA HD PA 649.
135 Dekan, Phil. Fak. an Rektor, 19.6.1952, UA HD H-VI-850/4.
136 Adam Falkenstein (*1906), Ordinarius für Semitische Philologie Univ. Heidelberg seit 1954. Als sich Sieber 1956 beim 
Europäischen Wirtschaftsrat der OEEC in Paris als Leiter der Abteilung für Betriebsführung bewarb (»eine international 
sehr exponierte Stellung«), fiel die Antwort der um eine Stellungnahme gebetenen Philosophischen Fakultät sehr zu-
rückhaltend aus: Die »Ursachen, die im Jahre 1945 zum Ausscheiden« Siebers geführt hätten, würden »sich nicht mehr 
genau rekonstruieren lassen«, so dass man keine definitive Auskunft geben könne: Es könne weder Negatives noch 
Positives berichtet werden. Dekan, Phil Fak. an Beirat der Europäischen Produktivitäts-Zentrale beim Europäischen 
Wirtschaftsrat der OEEC, Paris, 20.6.1956, UA HD PA 649.
137 Dekan, Phil. Fak. an Rektor, 10.8.1951, UA HD PA 649.
138 Rektor, WH Mannheim an Dekan, Phil. Fak, 14.8.1951, PA 649.
139 Siehe S. 147.
140 Wacker/Hausmann/Kumar: Unternehmensführung.
141 Dekan an Rektor, 30.12.1944, UA HD B-6693/1.
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gen in Berlin zwischen der Hauptstadt und Heidelberg gependelt.142 Allzuviel hatte der erst 
vor kurzer Zeit nach Heidelberg gezogene Jecht nicht bewegen können – so sah es jeden-
falls Dekan Thoms: »The INSTITUT FUER SOZIALWISSENSCHAFT was under the direction of 
Professor Horst JECHT, but according to Professor THOMS, Dean of Science Department, 
was of no practical value.«143 Im Gegensatz zum inhaftierten Thoms und zu Schuster, dem 
das Betreten seines Instituts nicht mehr gestattet wurde, führte Jecht die Geschäfte des 
InSoSta bis zum Herbst 1945 weiter. Von seinen beiden Assistenten war der kriegsversehrte 
Bodo Spellerberg bei Kriegsende in Heidelberg, während Andreas Pfenning als »vermißt« 
gemeldet wurde.144 Im Januar 1946 erhielt der als »unconditionally rejected« eingestufte 
Jecht sein Entlassungsschreiben durch die Universität zugestellt.145 Alfred Weber hielt sei-
nen Nachfolger am InSoSta für einen akademischen Quisling und damit »als repräsentati-
ven Vertreter« »für eine reinlich geführte Universität für untragbar«:
»[Jechts Schriften] sind nicht nur ›angepaßte‹ Schriften, sondern Schriften mit aus-
drücklicher politischer Stellungnahme für das Hitler-Regime und ausdrücklicher 
Ablehnung des vorangegangenen Systems, wobei die wissenschaftliche Wahrheit pro-
pagandistisch zur Seite geschoben wird. […] Prof. Jecht ist gewiß kein ›aktiver‹ Natio-
nalsozialist im äußerlich propagandistischen Sinne gewesen, aber es wirkt merkwürdig, 
wenn er sich als ›unpolitisch‹ bezeichnet. Er ist eine jener Zwittergestalten, die persön-
lich die Fühlung zu alten Freunden nicht zu verlieren trachteten, die der Wissenschaft 
aber zumuteten, zu welchem Zweck auch immer, eine sachlich nicht gerechtfertigte, 
propagandistische Stellung für den Nationalsozialismus zu beziehen.«146
Der Geheimrat setzte sich dafür ein, Jecht auf einem »zurückgezogenen Posten, etwa bei 
der Universitätsbibliothek« einzusetzen.147 Im Spruchkammerverfahren gegen Jecht, der 
seit Mai 1933 Mitglied der NSDAP gewesen war,148 beharrte Weber in einer offenen Ausspra-
che auf seiner Position, während Jecht wie Schuster um Verständnis für seine anfänglichen 
Hoffnungen in die Nationalsozialisten warb: »Konnte man 1933 nicht das ›Vertrauen‹ ha-
ben, dass die neuen Leute den Karren vielleicht aus dem Dreck ziehen könnten?«149  Webers 
Gutachten stütze sich auf eine hastige Zusammenstellung aus ihrem Kontext geris sener 
Zitate, ohne je auf den eigentlichen Inhalt der Schriften einzugehen, verteidigte sich Jecht: 
Sicherlich hätten sich ihm Gelegenheiten genug geboten, Propaganda zu machen, er habe 
sich aber jedem Eingehens auf typische NS-Themen wie Kriegsverherrlichung, Führer kult 
und vor allem Rassepolitik entzogen.150
Der Freiburger Extraordinarius für Geschichte Hans Herzfeld, dem als »Nicht-Arier« die 
Lehrbefugnis entzogen worden und der 1943 wegen »Äußerungen wehrkraftzersetzenden 
142 MKU an Dekan, 15.1.1945, UA HD PA 272. Jecht wohnte wie sein Assistent behelfsweise in den durch die Räumung der 
Auslandsabteilung freigewordenen Räumen im 1. und 2. Obergeschoß im Haus Buhl, Hauptstraße 236. MKU an Jecht, 
17.3.1944, UA HD PA 4373.
143 307th CIC Detachment, Memorandum for the Officer in Charge, Heidelberg University, 9.4.1945. In: Hess/Lehmann/ 
Sellin: Heidelberg 1945. S. 393-401 [Hervorhebungen wie im Original].
144 Spellerberg, Fragebogen der Militärregierung, 11.5.1945, UA HD B-3029/9.
145 Rektor an Jecht, 19.1.1946, UA HD PA 272.
146 Undatiertes Gutachten Webers für die amerikanische Militärregierung, in Kopie abgesandt an die Spruchkammer 
Heidel berg, 29.11.1946, UA HD PA 462.
147 Dekan, Phil. Fak. an Weber, 21.2.1946, UA HD PA 4373.
148 Jecht gab an, dass entgegen des rückdatierten offiziellen Aufnahmedatums vom 1.5.1933 er seine Aufnahmebestäti-
gung erst 1937 erhalten habe. Er begründete dies mit »weiteren Ermittlungen« der NSDAP über seine Person. Jecht an 
Rektor, 15.9.1945, UA HD B-3029/18.
149 Protokoll der öffentlichen Sitzung der Spruchkammer vom 2.5.1947, UA HD PA 462.
150 Jecht an Spruchkammer Heidelberg, 21.3.1947, GLA KA 465a-59-1-11154.
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Charakters« kurzzeitig inhaftiert war, bezeugte, er sei ständiger Gast in Jechts Haus in Berlin 
gewesen, dieser sei der Kriegspolitik der Nationalsozialisten »in scharfer Kritik gegenüber« 
gestanden.151 Weitere Unterstützung erhielt Jecht aus dem Umfeld seines 1938 frühver-
storbenen Lehrers, des Hallenser Nationalökonomen Gustav Aubin.152 Aubin war als Rektor 
und Prorektor der Martin-Luther-Universität nach der politisch hart umkämpften Berufung 
des sozialistischen Pfarrers Dehn das Ziel massiver Angriffe von Seiten der Nationalsozia-
listen ausgesetzt gewesen, die nach 1933 seine Beurlaubung und 1934 seine »Versetzung« 
nach Göttingen erzwangen. Sowohl Aubins Witwe wie sein Hallenser Kollege Georg Jahn153 
bezeugten, Jecht habe Aubin als dessen Assistent unterstützt und dabei seine Karriere 
nach 1933 aufs Spiel gesetzt. So sei der Eintritt in die NSDAP eine »rein opportunistische« 
Entscheidung gewesen, um schwebende Berufungsverhandlungen zu fördern. Auch ein 
überzeugter und kompromissloser Demokrat wie ihr Mann, so Elisabeth Aubin, habe die 
Entscheidung seines Schülers getragen: »Die Jungen können nicht riskieren mit derartig 
offenem Visier zu kämpfen, wie wir Alten.«154 Jahn widersprach sowohl der Selbstdarstel-
lung Jechts als auch dem Urteil Webers. Jecht habe keine »Propaganda« betrieben, sich 
allerdings einer »Unterlassungssünde« schuldig gemacht: »Obwohl sie einem Sachkenner 
wie Jecht unmöglich verborgen bleiben konnten, [habe dieser] auf die großen Gefahren 
der Geld- und Kreditschöpfung als Mittel der Antreibung, Ausweitung und Leistungsstei-
gerung der Wirtschaft kaum hingewiesen«.155 
Die Spruchkammer kategorisierte Jecht im Mai 1947 letztlich als »Mitläufer«.156 Zwei Jah-
re später erhielt er einen Lehrauftrag an der Universität Göttingen, um 1951 auf den Lehr-
stuhl für Nationalökonomie an der Universität Münster berufen zu werden. 1959 erhielt 
Jecht einen Ruf an die Universität München und wurde Direktor des dortigen Institutes für 
Finanzwissenschaft. 1965 starb Jecht bei einem Autounfall in Frankreich.157
Jechts Vorgänger im Amt, Carl Brinkmann, der das Kriegsende in Oberstdorf im Allgäu 
erlebte, war niemals Mitglied der NSDAP noch einer ihrer Unterorganisationen gewesen 
und musste sich nach dem obligatorischen Ausfüllen des Meldebogens keinem Spruch-
151 Hans Herzfeld (*1892), 1929 nb. ao. Professor für Neuere Geschichte, 1938 Entzug der Lehrbefugnis, 1946 ao. Professor 
Univ. Freiburg, ab 1950 ord. Prof. Vgl. Catalogus Professorum Halensis, http://www.catalogus-professorum-halensis.de/
aubingustav.html [19.9.2006].
152 Gustav Aubin (*1881), seit 1919 ord. Prof. für wirtschaftliche Staatswissenschaften Univ. Halle, als Rektor für die um-
kämpfte Berufung des pazifistischen Pfarrers Dehn auf den theologischen Lehrstuhl, 1933 beurlaubt, 1934 an die 
Fakultät für Staatswissenschaften der Göttinger Universität versetzt, 1938 57jährig verstorben. Catalogus Professorum 
Halensis, http://www.catalogus-professorum-halensis.de/aubingustav.html [18.9.2006]. Vgl. Heiber: Universität unterm 
Hakenkreuz I. S. 144–147. Über eine Intrige des Führers der NS-Studentenschaft und des Leiters der studentischen Fach-
schaft der Wirtschaftswissenschaftler, Wilhelm Schmitz, eines Assistenten Thoms’, wird von einem weiteren Leumunds-
zeugen Jechts berichtet: Die NS-Studentenschaft sei Jecht »feindselig« gegenüber gestanden, weil sie ihm »mangelnde 
nationalsozialistische Haltung« vorgewarfen hätten. Unter den Intriganten soll auch der langjährige Hausmeister des 
InSoSta gewesen sein, der im September 1945 wegen Verdachts auf Diebstahl verhaftet worden war. Es finden sich 
allerdings weder in den Akten noch in weiteren Zeugenaussagen dementsprechende Hinweise. Mechler, Ferdinand an 
Spruchkammer Heidelberg, 15.9.1945, GLA KA 465a-59-1-11154 u. Jecht an Rektorat, 13.9.1945, UA HD H-VI-612.
153 Georg Jahn (*1885), ord. Prof. für Volkswirtschaftslehre, 1937 wg. Verheiratung mit jüdischer Frau amtsenthoben, 
1944/45 Zwangsverpflichtung durch Gestapo zu »schwerer körperlicher Arbeit«, 1945 Wiedereinsetzung. Weiterführen-
de Angaben nach dem Anschreiben des Anwalts Jechts bei Spruchkammerverfahren, Jahn an Spruchkammer Heidel-
berg, 6.3.1947, GLA KA 465a-59-1-11154.
154 Aubin an Jecht, 10.11.1945, GLA KA 465a-59-1-11154. 
155 Jahn an Spruchkammer Heidelberg, 6.3.1947, GLA KA 465a-59-1-11154. 
156 Spruchkammer Heidelberg an Jecht, 2.5.1947, UA HD PA 4373.
157 Catalogus Professorum Halensis, http://www.catalogus-professorum-halensis.de/jechthorst.html [19.9.2006]
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kammerverfahren unterziehen.158 Die Besatzungsbehörden sahen keine Einschränkungen 
seiner Professur an der Universität Berlin und seiner Lehrstuhlvertretung an der Universität 
Erlangen vor. 
Wie Brinkmann so hatte auch der in Heidelberg verbliebene Extraordinarius Walther 
Waffenschmidt weder der Partei noch einer Gliederung angehört.159 Der gebürtige Schwei-
zer war 1945 der einzige unter den Professoren an der Staats- und Wirtschaftswissenschaft-
lichen Fakultät, der politisch vollkommen unbelastet war und das Vertrauen Alfred Webers 
wie auch der badischen Regierung genoss. 
9.2.4 Institut für Zeitungswissenschaft
Der Name Hans Hermann Adlers findet sich unter den Professoren der Philosophischen 
Fakultät, die die Universität »unconditionally rejected« verlassen mussten.160 Der Entlas-
sungsbescheid aufgrund des Befehls des Military Governement vom 19. November 1945 
kreuzte sich mit dem Antrag Adlers auf Emeritierung aus gesundheitlichen Gründen.161 
Der Zeitungs wissenschaftler hatte bereits seit Dezember 1942 seinen Lehrverpflichtungen 
nicht mehr nachkommen können und war zeitweise beurlaubt gewesen. Nach der Vorgabe 
der Militärregierung verweigerte das MKU allen Personen, die unter die Kategorien I und II 
des Entnazifizierungsgesetzes fielen, die Auszahlung ihrer Pension.162 Für den nach Kriegs-
ende nach Wallerstein, Kreis Nördlingen, umgesiedelten Adler hing folglich seine Alters-
versorgung vom Urteil der Spruchkammer ab. Die Recherchen, die durch einen Referenten 
des Präsidenten des Landesbezirks Baden, Abteilung Kultus und Unterricht, unternommen 
wurden und die von Adler gemachten Angaben auf dem Meldebogen vom 15. Mai 1946 
ergänzen sollten, schlossen mit einem für den Zeitungswissenschaftler wenig erfreulichen 
Fazit:
»Aus [den] Personalakten ergibt sich, daß er trotz fehlender Parteimitgliedschaft mit 
dem nationalsozialistischen Regime eng verbunden war [...] Er hat stets gute Beurtei-
lungen durch nationalsozialistische Persönlichkeiten und Dienststellen erhalten. Eine 
Berufung an d. Univ. Wien im Jahre 1940 entsprach dem besonderen Wunsch des 
Reichspropagandaministeriums. Er stand in Verbindung mit Verlagsdirektor Munz vom 
Führerverlag und genoß das Vertrauen des NS-Dozentenbundes.«163
Eine besonders schwerwiegende Belastung erwuchs Adler aus seiner Mitgliedschaft 
im Wissenschaftlichen Rat des Stuttgarter »Ausland-Instituts«164, die ihn zum »Amtsträger« 
nach H II 8 h des Entnazifizierungsgesetzes und damit zum »Belasteten« machte, obwohl 
158 Brinkmann, Meldebogen auf Grund des Gesetzes zur Befreiung von Nationalsozialismus und Militarismus vom 5. März 
1946, 6.5.1946, StA Augsburg, Spruchkammer Sonthofen, Meldebogen B 3470. Mein Dank gilt Herrn Archivoberinspek-
tor Thomas Steck, Staatsarchiv Augsburg, für die Übermittlung des Meldebogens.
159 Waffenschmidt, Fragebogen, 8.5.1945, UA HD B-3029/10.
160 Military Government Heidelberg, Earl L. Crum, an Rektor, 16.1.1946, UA HD B-3029/13.
161 Adler litt an einer Angina pectoris. Adler an Rektor, 21.11.1945 u. MKU, Liste der aufgrund des Befehls MGO vom 
19.11.1945 APO 758 zu entlassenden Personen an der Universität Heidelberg, 7.12.1945, GLA KA 466-20606.
162 Schreiben Anwälte Adlers an MKU, 15.5.1946, GLA KA 466-20606.
163 Laufzettel zum Meldebogen, 3.10.1947, GLA KA 465a-59-1-13522a.
164 In den Akten der Spruchkammer findet sich ein Schreiben des Stuttgarter Oberbürgermeisters an Adler als dem Leiter 
der Auslandsabteilung der Universität vom Mai 1937, in dem er diesen in den Wissenschaftlicher Rat berief. Der Rat 
sollte mit »Volksgenossen« besetzt werden, »die in ihrer beruflichen Lebensart und in ihrer öffentlichen Betätigung für 
den volksdeutschen Gedanken in hervorragender Weise eingetreten sind.« GLA KA 465a-59-1-13522a.
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er niemals Mitglied der NSDAP geworden war.165 Adler bestritt seine persönliche Mitglied-
schaft und verneinte, näheren Kontakt zum »Ausland-Institut« gehabt zu haben. Tatsächlich 
war nicht er persönlich, sondern das Institut für Zeitungswissenschaft Mitglied, anderer-
seits wurde er in allen Ausgaben des Institutsorgans »Auslandsdeutsche Volksforschung« 
als »Mitwirkender« aufgeführt und hatte mindestens einmal auf einer Stuttgarter Tagung 
vorgetragen.166 Letztendlich sollte die Spruchkammer Adlers Argumentation folgen:
»Da der Betroffene nach seinen glaubhaften Angaben weder an einer Sitzung teilge-
nommen, noch mit dem Institut korrespondiert hat, vor allem aber sein regelmäßig 
versehener Geschäftskreis mit der Zugehörigkeit zum Wissenschaftlichen Rat des 
Auslandsinstitutes nicht verbunden war, ist er nach Auffassung der Kammer nicht als 
›Amtsträger‹ [...] anzusehen. Er fällt daher nach dem Befreiungsgesetz nicht unter die 
gesetzliche Vermutung, Belasteter zu sein.«167
Weitere Entlastung erfuhr Adler durch die eidesstattlichen Versicherungen seiner ehe-
maligen Schüler, die seine politische Haltung als zumindest »undurchsichtig, aber nicht in 
einem für die Nazis günstigen Sinne« bis »weltoffen, liberal« charakterisierten.168 Auch sein 
früherer Kollege Bötticher und Reinhard Herbig, Direktor des Archäologischen Instituts, 
bürgten für Adler: Dieser sei »uneigennützig, loyal und ernsthaft wissenschaftlich ausge-
richtet« und besorgt über die Praktiken des Regimes auf dem Gebiet des Pressewesens ge-
wesen.169 Bereits 1946 hatte sich Ida Stock, geborene Gehringer, für Adler eingesetzt: Dieser 
sei ihrer Familie nach deren Ausbombung in Mannheim im September 1943 tatkräftig zur 
Seite gestanden, obwohl er gewusst habe, dass ihre Mutter Jüdin gewesen sei.170
Die Spruchkammer erklärte Adler am 4. März 1948 gemäß dem Gesetz zur Befreiung 
von Nationalsozialismus und Militarismus zum »Mitläufer«.171 Weder sei er Mitglied in einer 
»politisch erheblichen nationalsozialistischen Gliederung« gewesen, noch habe er jemals 
ein Amt in einer nationalsozialistischen Organisation bekleidet:
»Wenn die Nicht-Mitgliedschaft in der NSDAP auch in Zusammenhang mit der Zu-
gehörigkeit des Betroffenen zu einer Freimaurerloge stehen mag, so hätte dies ihn 
doch keineswegs daran gehindert, politisch maßgebenden Organisationen der 
Partei beizutreten und durch Übernahme von Ämtern in diesen sich aktiv für den 
National sozialismus einzusetzen. Dass dies nicht geschehen ist, obwohl ihm als 
Universitäts-Dozent bei seiner früheren Logenzugehörigkeit ein sichtbarer Ausweis 
nationalsozialistischer Gesinnung für seinen beruflichen Aufstieg sicherlich von Nut-
zen hätte sein können, muß daher als sicheres Zeichen dafür gewertet werden, daß 
der Betroffene dem Nationalsozialismus reserviert gegenüberstand und in der durch 
die Mitgliedschaft in einer Freimaurerloge von 1923-1933 bekundeten liberalen und 
165 Spruchkammer Heidelberg, Spruch gegen Hans Hermann Adler, 4.3.1948, GLA KA 466-20606.
166 Siehe S. 402. Adler hatte auch eine Exkursion zum »Ausland-Institut« verbunden mit dem Besuch der Eröffnungsveran-
staltung der »Sudetendeutschen Kunstausstellung« durch Konrad Henlein organisiert. Adler, Bericht über die organi-
satorische, wissenschaftliche und wirtschaftliche Entwicklung des Instituts für Zeitungswissenschaft an der Universität 
Heidelberg in den Haushaltsjahren 1933/34, 1934/35, 1935/36, 18.5.1936, UA HD H-VI-640.
167 Spruchkammer Heidelberg, Spruch gegen Hans Hermann Adler, 4.3.1948, GLA KA 466-20606.
168 GLA KA 465a-59-1-13522a.
169 Bötticher, Eidesstattliche Erklärung, 11.8.1947 u. Reinhard Herbig, Eidesstattliche Erklärung, 12.10.1947, GLA KA 465a-
59-1-13522a. Herbig hatte bereits im Dezember 1945 »unconditionally accepted« seine ordentliche Professor wieder 
aufgenommen. Auch der Germanist Friedrich Panzer, zu Zeiten der Verleihung des Lehrauftrags an Adler 1932 Mitglied 
des Verwaltungsrats der Instituts für Zeitungswesens und 1947 bereits im Ruhestand, bezeugte, dass der Zeitungs-
wissenschaftler bereits vor 1933, also noch zu Zeiten einer demokratischen Regierung in Baden wegen seiner »aus-
gesprochenen wissenschaftlichen Befähigung« an die Ruperto-Carola gerufen worden sei. Eidesstattlicher Erklärung, 
10.07.1947, GLA KA 465a-59-1-13522a.
170 Ida Stock, geb. Gehringer, Eidesstattliche Erklärung, 28.9.1946, GLA KA 465a-59-1-13522a.
171 Spruchkammer Heidelberg, Spruch über Hans Hermann Adler, 4.3.1948, UA HD PA 302.
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kosmopolitischen Haltung auch nach 1933 keine grundlegende Änderung eingetreten 
ist.«
Damit war der Weg frei zur Pensionierung Adlers. Im Februar 1951 stellte die Universität 
Heidelberg einen dementsprechenden Antrag nach dem Gesetz über die Versorgung der 
aus politischen Gründen entlassenen Beamten.172 Ab Mai 1951 erhielt Adler dann gemäß 
§ 30 unter Art. 131 GG ein »Ruhegeld« ausgezahlt.
Dolmetscher-Institut9.2.5 
Honorarprofessor Milléquant war im Sommer 1945 von der französischen Militärpolizei 
verhaftet und nach Straßburg überführt worden.173 Die Gründe der Verhaftung sind nicht 
bekannt. Möglicherweise hatte sich der Nordfranzose, spekulierte sein Kollege Burkard, al-
lein durch sein Verbleiben im Deutschen Reich während des Ersten wie des Zweiten Welt-
kriegs verdächtig gemacht. Nach der Entlassung aus französischer Haft wurde der Lektor 
von der amerikanischen Militärregierung, die ihn noch im Januar 1946 als »unconditionally 
rejected« eingestuft hatte, für das Sommersemester 1946 zugelassen.174 Die Philosophische 
Fakultät zögerte mit der Wiedereinstellung; augenscheinlich fürchtete man in Heidelberg, 
dass daraus »der internationalen, kulturellen Zusammenarbeit des Dolmetscher-Instituts« 
»Nachteile erwachsen« könnten.175 
Die Spruchkammer ordnete im März 1947 Milléquant in die Gruppe der Nichtbelaste-
ten ein, und im April 1947 stimmte der Engere Senat seiner Wiedereinstellung zu.176 Der 
Franzose wurde wieder in seine vorhergehende Stellung als Leiter der französischen Ab-
teilung des Dolmetscher-Instituts eingesetzt, die er bis zu seiner Pensionierung im Jahr 
1952 innehatte.177 Die Lektoren Burkard und Mattis waren niemals Mitglied der NSDAP oder 
einer ihrer Gliederungen gewesen und als »conditionally«, bzw. als »unconditionally ac-
cepted« kategorisiert worden.178 Der langjährige, wenngleich zumeist abwesende Direktor 
des Dolmetscher-Instituts, Romanist Mönch, verlor sein akademisches Amt als Nutznießer 
des Nationalsozialismus und wurde im nachfolgenden Spruchkammerverfahren als »Mit-
läufer« eingestuft.179 Sich regelrecht im Selbstmitleid verlierend, kommentierte Mönch 
rück blickend die Entlassung in seiner Autobiographie: »Ich wurde also auch als einfälti-
ges Lamm, das die Sünden des Hitlerreichs trug, geopfert.«180 Während das Dolmetscher-
172 Rektor an Präsident des Landesbezirks Baden, Abtl. Kultus und Unterricht, 1.2.1951, GLA KA 466-20606.
173 Burkard an Dekan der Phil. Fak., 7.5.1947, UA HD PA 5028.
174 Military Government Heidelberg, Earl L. Crum, an Rektor, 16.1.1946, UA HD B-3029/13.
175 Burkard an Dekan der Phil. Fak., 7.5.1947, UA HD PA 5028.
176 Engerer Senat, Senatsprotokoll vom 29.4.1947, UA HD B-1266/4 (2).
177 Mönch, Walter: Paul Milléquant zum 80. Geburtstag. In: Rhein-Neckar-Zeitung vom 8.7.1966.
178 Mattis gab im »Personalfragebogen für Hochschulbeamte« im Juli 1945 auf die Frage nach Veröffentlichungen an, dass 
er »1935 eine Reihe von Artikeln ›Die Verwandten des Nationalsozialismus‹ als Kritik« geschrieben habe, nach dem 
dritten Artikel die Fortführung »verboten« worden sei. Leider gibt Mattis keinen Hinweis darauf, in welcher Zeitschrift 
diese Artikel veröffentlicht wurden. Mattis, Personalfragebogen für Hochschulbeamte, 31.7.1945, UA HD PA 4948.
179 Sellin: Romanistik. S. 452 mit Bezug auf Hausmann: »Musen«. S. 275. Vgl. Spruchkammer Heidelberg, Spruch gegen 
Walter Mönch, 26.6.1947, UA HD PA 5044.
180 Mönch: Memorien. S. 116. Mönch sah sich als Opfer von »törichten Anwürfen der […] amerikanischen Militärregierung« 
und »vor allem der widerlichen Machenschaften einiger Kollegen«. Ebd. S. 84.
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Institut in Heidelberg verblieb, wurde Mönch 1956 auf den neugeschaffenen Lehrstuhl für 
Romanistik an der Wirtschaftshochschule Mannheim berufen.181
Rückkehr vertriebener 9.3 
Hochschullehrer
Hans von Eckardt9.3.1 
Rehabilitierung 1945
Hans von Eckardt war neben seinem Mentor Alfred Weber einer der ersten unter den ver-
triebenen Hochschullehrern, die nach Kriegsende an die Ruperto-Carola zurückkehrten. Er 
wurde unmittelbar nach Kriegsende Vertrauensmann des Military Government in München 
und bereits im April 1945 im »Memorandum« des Heidelberger CIC-Detachments zu den 
vertrauenswürdigen Professoren gezählt.182 Der Dreizehnerausschuss beschloss am 6. Sep-
tember 1945 auf Betreiben Webers, der sich für die »politische Unbelastetheit« sowohl von 
Eckardts wie auch der früheren Lehrbeauftragten Marie Baum verbürgte, die Rehabilitie-
rung des früheren Leiters des Instituts für Zeitungswesen.183 Einen Monat später stellte von 
Eckardt offiziell einen Antrag auf Rehabilitation, den der Dekan der Philosophischen Fakul-
tät an das Military Government weiterleitete: 
»Professor Hans von Eckardt, dismissed in 1933 bei [sic!] the regime and expelled first 
of all members of the staff, desires to be rehabilitated. His petition including the neces-
sary questionnaires is hereby forwarded by the acting Dean of the Faculty.«184
Von Eckardt forderte wie Weber eine tiefgehende »Säuberung« der Universität. Im Ok-
tober 1945 veröffentlichte er einen Leitartikel in der amerikanischen »Neuen Zeitung«, in 
dem er beklagt, dass die Entlassung politisch Belasteter zu zögerlich angegangen werde, 
und sein Befremden darüber äußerte, dass »einer unserer berühmtester Strafrechtler« und 
vom früheren Regime Unterdrückter, nun »streitet, ein Michael Kohlhaas, für das Recht der 
heute ›Unterdrückten‹«.185 Radbruch, der für eine differenzierte Beurteilung aller »Fälle« 
plädiert hatte186 – obwohl nicht namentlich genannt, aber dennoch zweifelsfrei der Ange-
sprochene – protestierte beim Rektor gegen die »Denunziation« und stellte sein Amt als 
Dekan der Juristischen Fakultät für den Fall zur Verfügung, dass das Vertrauen der Militärre-
gierung in ihn nachhaltig gestört sei.187
181 Senatsprotokoll vom 5.5.1956, UA MA B 4 11/9.
182 307th CIC Detachment, Memorandum for the Officer in Charge, Heidelberg University, 9.4.1945. In: Hess/Lehmann/ 
Sellin: Heidelberg 1945. S. 393-401 u. Weber an Rektor, 27.8.1945, UA HD PA 3614.
183 Ebd. u. Engerer Senat, Protokoll der Senatssitzung vom 6.9.1945, UA HD B-1266/4 (2).
184 Dekan der Phil. Fakultät an Military Government, 21.10.1945, UA HD PA 371.
185 Radbruch an Rektor, 26.10.1945, UA HD REP 10/79.
186 Siehe S. 586 u. Jansen: Wiedereröffnung. S. 185-191.
187 Radbruch an Rektor, 26.10.1945, UA HD REP 10/79.
609
Lehrstuhl für Soziologie
Während sein Nachfolger Adler Ende 1945 for-
mell entlassen wurde, stimmte die amerikanische 
Militäradministration der Rehabilitierung von 
Eckardts im November 1945 zu.188 Ein halbes Jahr 
später wurde zur »Wiedergutmachung des [von 
Eckardt] zugefügten Unrechtes« auf Beschluss 
der Philosophischen Fakultät von Eckardt eine der 
aus dem Restbestand der Staats- und Wirtschafts-
wissenschaftlichen in die Philosophische Fakul-
tät überführten Professuren übertragen.189 Die 
verbliebenen Mittel der ehemaligen Stiftungs-
professur reichten zur Finanzierung der außeror-
dentlichen Professur für Publizistik, die er früher 
ausgefüllt hatte, nicht mehr aus. Als planmäßiger 
außerordentlicher Professor für Soziologie sollte 
von Eckardt ab Juli 1946 über die »Kultur Ost-Eu-
ropas und Soziologie« lehren.190 
Treibende Kraft hinter den Kulissen war wie-
derum Weber, dem die anfänglichen Vorschläge 
der Philosophischen Fakultät zur Wiedergutmachung nicht angemessen erschienen waren 
und der sich für die Einrichtung eines auf die persönlichen Forschungsschwerpunkte sei-
nes Protegés zugeschnittenen Lehrstuhls für Soziologie einsetzt hatte. Die Philosophische 
Fakultät und ihr Dekan Regenbogen scheinen von Weber überrumpelt worden zu sein, gab 
Regenbogen doch nur eine Woche später seine »schweren Bedenken gegen die Errichtung 
eines Lehrstuhls für Soziologie« zu Protokoll, »da die Soziologie für sich ein eigenes Lehr-
fach nicht bildet und nur im Zusammenhang mit einem anderen Fach und auf Grund einer 
anderen wissenschaftlichen Basis bestehen kann«.191 Regenbogen schlug alternativ die Ein-
richtung eines »Lehrstuhls für Publizistik mit der Befugnis [...], das Lehrfach der Soziologie 
und die Geschichte Osteuropas in Vorlesungen und Übungen zu behandeln« vor. Die Philo-
sophische Fakultät sei bereits über die »übliche Wiedergutmachung hinausgegangen«, in-
dem sie von Eckardt, der zum Zeitpunkt seiner Entlassung lediglich eine Stiftungsprofessur 
ausgefüllt hatte, eine planmäßige außerordentliche Professur angeboten habe. 
Die Entgegnung Franz Schnabels, des Präsidenten der Landesverwaltung, Abteilung Kul-
tus und Unterricht, fiel außergewöhnlich scharf aus. Dieser verwahrte sich gegen die Unter-
stellung, die Philosophische Fakultät sei bei der Einrichtung des Lehrstuhls für  Soziologie 
übergangen worden, schließlich habe sie genug Zeit für eine Stellungnahme bekommen.192 
188 Engerer Senat, Protokoll der Senatssitzung vom 28.11.1945, UA HD B-1266/4 (2).
189 Dekan, Phil. Fak., an Präsidium der Landesverwaltung Baden, Abteilung Kultus und Unterricht, Karlsruhe, 3.6.1946, 
UA HD PA 371.
190 Lebenslauf Professor Hans von Eckardt, UA HD PA 3615.
191 Dekan, Phil. Fak., an Präsidium der Landesverwaltung Baden, Abteilung Kultus und Unterricht, Karlsruhe, 13.6.1946, 
UA HD PA 3615.
192 Präsidium der Landesverwaltung Baden, Abteilung Kultus und Unterricht Karlsruhe, Schnabel, an Rektor und Senat, 
10.7.1946, UA HD PA 3615.
Quelle 76 | »Soziologie«
»In sachlicher Hinsicht hat mich [sc. Schnabel] erstaunt zu 
hören, daß die Soziologie ›für sich ein eigenes Lehrfach nicht 
bildet und nur etc etc.‹. Der Fakultät ist genau bekannt, daß die 
meisten ihrer Lehrfächer, für die es heute eigene Lehrkanzeln 
gibt, ursprünglich von Männern geschaffen worden sind, die 
keines Mannes Schüler waren und das Fach zunächst ›nur in 
Zusammenhang mit einem anderen Fach und auf Grund einer 
anderen wissenschaftlichen Basis‹ betrieben hatten. Daß die 
Soziologie über dieses Stadium noch nicht hinausgelangt sein 
soll und die Errichtung eines Lehrstuhls für Publizistik vom wis-
senschaftlichen Standpunkt mehr zu rechtfertigen sei als die 
eines Lehrstuhls für Soziologie, wird die Fakultät nicht behaup-
ten wollen in einer Zeit, der als besondere Aufgabe zugefallen 
ist, die Soziologie Paretos durch eine besser begründete zu 
ersetzen und mit der starken Entfaltung der soziologischen 
Wissenschaft, wie sie gegenwärtig in Nordamerika vor sich 
geht, einigermaßen Schritt zu halten. Es geht nicht an, einen 
Lehrstuhl einzurichten und zu benennen ausschließlich nach 
der besonderen Studienrichtung Prof. v. Eckardt, nachdem die 
Fakultät ihm bescheinigt hatte, daß er auch in der Wissenschaft 
der Soziologie einen Rang einnimmt und nicht auf ein enges 
Spezialgebiet beschränkt sei.«
Präsidium der Landesverwaltung Baden, Abteilung Kultus und 
Unterricht Karlsruhe Schnabel an Rektor und Senat, 10.7.1946, UA 
HD PA 3615.
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Die Philosophische Fakultät musste sich belehren lassen (Quelle »Soziologie«, vorherge-
hende Seite). Regenbogen erklärte beschwichtigend, dass die Philosophische Fakultät 
nicht wünsche, von Eckardt »eine nicht vorhandene unfreundliche Gesinnung zu zeigen« 
– wobei die gedrechselte Formulierung sehr wohl auf ein partiell vorhandenes Misstrauen 
in die Fähigkeiten von Eckardts und eine Verärgerung über die als Kungelei empfunde-
nen Weberschen Vorstöße schließen läßt.193 Die grundsätzlichen Einwände gegen einen 
Lehrstuhl für Soziologie seien nicht gegen von Eckardt gerichtet gewesen, schließlich sei 
die Fakultät unbeirrbar für dessen Berufung auch gegen widerstrebende »mündliche Äu-
ßerungen von Regierungsseite« eingestanden. Nachträglich über den Sinn der Errichtung 
eines Lehrstuhls für Soziologie in einem amtlichen Schriftwechsel zu diskutieren, so Dekan 
Regenbogen, sei müßig; er gab aber deutlich zu verstehen, dass die Zweifel der Fakultät 
keineswegs ausgeräumt seien. Für die noch folgenden Neuerrichtungen forderte die Fakul-
tät in jedem Fall eine vorige Rücksprache. 
9.3.2 Arnold Bergstraesser
Bergstraesser hatte im Exil in den USA die enge Verbindung zu seinem Heimatland nicht 
aufgegeben und unbeirrt für eine differenzierte Sicht auf die Deutschen geworben. 1944 
veröffentlichte er zusammen mit dem Anglisten George N. Shuster194 »Germany. A Short 
History«: »Their [sc. The National Socialist] philosophy and their actions were an affront to 
the values that had endured through all the tormented history of the German people. [...] It 
is the historical truth itself which speaks against them.«195 In der New York Times wurde das 
Werk gefeiert: »This book [sc. Germany. A Short History] is a brilliant defense of Germany at 
the bar of history. By inference and innuendo the authors have almost achieved the ultima-
te in defense – creation of the impression that no defense is necessary.«196 
In Heidelberg konnte Bergstraesser allerdings nur auf wenige Fürsprecher hoffen. Alfred 
Weber hatte mit ihm gebrochen, seine Rückkehr nach Heidelberg war unerwünscht: »Stel-
len Sie sich vor, wir müssten diesen Bergstraesser wieder nehmen?«197 Trotz des Beschlusses 
der Universität vom 28. November 1945, dass »grundsätzlich […] die Reaktivierung auch 
für im Ausland befindliche, aber erreichbare Kollegen auszusprechen« sei, wurde nach Ak-
193 Dekan, Phil. Fak., an Präsidium der Landesverwaltung Baden, Abteilung Kultus und Unterricht Karlsruhe, Schnabel, 
30.7.1946, UA HD PA 3614. Vgl. Demm: Geist und Politik. S. 340.
194 George Naumann Shuster (*1894), 1939-1960 Anglist am Hunter College, New York City. Zu Shuster u. dem »Brüning-
Kreis« vgl. Radkau: Emigration. S. 184-193.
195 Zit. nach: Gerhard: Rezension Germany. A Short History. S. 124.
196 Fox, Edward Whiting: The German Past. In: New York Times vom 13.8.1944. »A valuable antidote«, so der deutsche 
Exilhistoriker Dietrich Gerhard, »against cheap attempts to look upon the German past as a natural background for the 
National Socialists«. Gerhard: Rezension Germany. A Short History. S. 124. Der »Aufbau« verurteilte Bergstraessers Buch 
hingegen als apologetische Darstellung der deutschen Geschichte und Entschuldigungsschreiben für deutsche Aggres-
sion und Kriegstreiberei. Zudem unterstellte der Autor Bergstraesser, Mitglied der »Deutschen Gesellschaft für Wehr-
politik und Wehrwissenschaft« des Geographen Karl Haushofer und des Hitler-Stellvertreters Rudolf Hess gewesen zu 
sein. Tetens, T.H.: Deutschland freigesprochen! Kritische Bemerkungen zum neuen Buch von Shuster und Berg straesser. 
In: Aufbau vom 18.8.1944. Neben seinem Einsatz für eine differenzierte Sicht auf Deutschland und dessen Geschichte 
engagierte sich Bergstraesser nach Kriegsende auch für die Verbesserung der materiellen Situation der deutschen 
Wissenschaftler im Rahmen der CARE-Aktion und warb für den Erhalt des deutschen Bildungssystems in seiner Vor-
kriegsform. Aid for Needy Intellectuals. In: New York Times vom 10.6.1947 u. Assail School Plans of Army for Germans. 13 
Professors Praise Pre-Hitler System. In: Chicago Daily Tribune vom 27.3.1948.
197 Ausspruch Webers nach Kriegsende gegenüber dem Studenten Wolfgang Hirsch-Weber, zit. nach Demm: Politischer 
Weg. S. 328. Webers Schüler Salin musste Bergstraesser auf Drängen des Jubilars ausladen, einen Beitrag zur Festschrift 
anlässlich Webers 80. Geburtstag zu schreiben. Ebd. S. 328/329.
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tenlage kein Versuch unternommen, Bergstraesser am Department of Germanic Langua-
ges and Literatures an der Universität Chicago, wo er seit 1944 lehrte, zu kontaktieren.198 
Erst zwei Jahre später in einer Sitzung des Senats anlässlich der Vergabe eines aus den 
Mitteln des Gothein-Gedächtnisfonds zu finanzierenden Lehrauftrags wurde wieder über 
eine mögliche Rehabilitation Bergstraessers beraten, der von sich aus Ansprüche auf seine 
ehemalige Professur angemeldet hatte.199 Wiederum unternahm das Rektorat keine Schrit-
te, um seine Rückkehr einzuleiten. Nach einem Vortrag in Heidelberg im Jahr 1950 machte 
Bergstraesser, der inzwischen im Rahmen eines Professoren-Austauschs in Frankfurt am 
Main lehrte, einen weiteren Versuch, um an »alte Beziehungen« anzuknüpfen und die 
unter schwelligen Vorwürfe hinsichtlich seiner Rolle in der »Gumbel-Affäre« zu bereinigen:
»Es geschieht nach reiflicher Überlegung, wenn ich Ihnen gleichzeitig die Frage stelle, 
ob es nicht zweckmäßig wäre, die formale Seite meines Verhältnisses zur Universität 
Heidelberg zu klären. Ich möchte keineswegs den Eindruck erwecken, als drängte ich 
mich der Universität auf. Aber der einfache Umstand, daß doch von manchen Leuten 
auf den Fall Gumbel immer noch Bezug genommen wird, in dem ich eine Ihnen durch-
aus klare Funktion ex officio ausübte, legt es nahe, die Frage einer solchen formalen 
Klärung wenigstens zu stellen.«200
Tatsächlich leitete der damalige Rektor, der Chemiker Karl J. Freudenberg (*1886), im Au-
gust 1950 eine Prüfung der finanziellen Ansprüche und der Zugehörigkeit Bergstraessers 
zur Universität Heidelberg ein: 
»Es ist völlig abwegig, seinen Fall mit dem des Herrn Gumbel zu vergleichen. Auch 
braucht die Universität nicht zu fürchten, daß Gumbel bei ernsthaften Amerikanern 
Gehör findet, wenn er gegen eine Wiederanknüpfung mit Bergstraesser seine Stimme 
erheben sollte. […] Gumbel ist wegen unwürdigen Verhaltens von einem durchweg 
nicht nazistischen Senat entfernt worden. Auch in der wissenschaftlichen Qualifikation 
dürften grundlegende Unterschiede bestehen. Aber man sollte, wie gesagt, die Fälle 
endgültig voneinander trennen.«201
Die dilatorische Behandlung der causa Bergstraesser sollte hier nicht ihr Ende finden. 
Erst im Februar 1953 empfahl der ebenfalls als »Nichtarier« vertriebene Jurist Jellinek in 
einem Gutachten für das Rektorat, den zur Rückkehr willigen Bergstraesser »als eine Art 
Soforthilfe« zunächst zum Honorarprofessor zu ernennen.202 Juristische Probleme erwuch-
sen aus der Tatsache, dass Bergstraesser als Vertragsprofessor lediglich Angestellter und 
kein Beamter gewesen war und sein Gehalt nicht vom Land Baden, sondern aus den Mit-
teln der Gothein-Stiftung, einer »nicht-Gebietskörperschaft«, finanziert worden war.203 Die 
Philosophische Fakultät beschloss daraufhin am 11. Februar 1953, dem früheren außer-
planmäßigen Professor Bergstraesser die Venia legendi für Staatswissenschaften, »die ihm 
das nationalsozialistische Regierung auf Grund der Rassengesetzgebung entzogen hatte, 
wieder zuzuerkennen und ihn als nichtplanmäßigen außerordentlichen Professor im Vor-
198 Engerer Senat, Senatsprotokoll, 28.11.1945, UA HD B-1266/4 (2) u. Schmitt: Politikwissenschaft. S. 74-77.
199 Engerer Senat, Senatsprotokoll, 25.11.1947, UA HD B-1266/4 (2).
200 Bergstraesser an Rektor, 3.7.1950, UA HD PA 324.
201 Rektor an Dekan der Philosophischen Fakultät, 12.8.1950, UA HD PA 324.
202 Jellinek an Rektor, 10.2.1953, UA HD PA 324.
203 Obwohl Bergstraesser trotz dieser Schwierigkeiten gute Chancen auf Erfolg nach dem Bundesgesetz vom 11. Mai 1951 
zur Regelung der Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts für Angehörige des öffentlichen Dienstes ge-
habt hätte, wie Jellinek in einem Gutachten schrieb, so hätte sich das Verfahren unter Umständen sehr lange hingezo-
gen. Jellinek an Rektor, 10.2.1953, UA HD PA 324.
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lesungsverzeichnis zu führen«.204 Für Bergstraesser hatte sich die bescheidene und sehr 
späte Wiedergutmachung inzwischen erübrigt. Er hatte im September 1953 den Ruf auf 
ein in Freiburg eingerichtetes Ordinariat für Wissenschaftliche Politik und Soziologie ange-
nommen.205 In Heidelberg sah der Senat die Angelegenheit damit als erledigt an: »Was die 
mit dem Namen Gotheins bezeichnete Stiftungsprofessur betrifft, so ist ihr Fond infolge 
der Währungsreform nicht mehr vorhanden, so dass die Professur nicht wieder erneuert 
werden kann.«206
9.3.3 Marie Baum, Herbert Sultan und Edgar Salin
Marie Baum und Herbert Sultan
Neben von Eckardt setzte sich Weber auch für die Rückkehr der entlassenen Dozentin  Marie 
Baum ein. Baum, die bis Frühjahr 1933 einen Lehrauftrag für soziale Wohlfahrtspflege ver-
sehen hatte, war aus »politischen Gründen und aus Gründen jüdischer Belastung« aus dem 
Lehrbetrieb der Universität verdrängt worden, so Weber 1945: »Für die politische Unbelas-
tetheit […] von Frau Baum kann ich persönlich absolut einstehen.«207 Zum Winter semester 
1945/46 lehrte die inzwischen 71jährige wieder in Heidelberg.208
Herbert Sultan stellte im August 1946 aus dem Exil in London den Antrag auf Wieder-
herstellung seiner akademischen Rechte.209 Die Philosophische Fakultät befürwortete dies 
und verlieh Sultan zum Wintersemester 1946/47 einen Dauerlehrauftrag für Finanzwis-
senschaft.210 Im März 1947 wurde ihm auf Betreiben der Fakultät die Amtsbezeichnung 
eines nichtplanmäßigen außerordentlichen Professors verliehen.211 Zudem unterrichtete 
er an der neu gegründeten Wirtschaftshochschule in Mannheim. 1951 erhielt Sultan eine 
Diäten dozentur übertragen.212
204 Rektor an MKU, 12.2.1953, UA HD PA 324.
205 Bergstraesser an Rektor, 24.9.1953, UA HD PA 324. Schmid Noerr/Demiroviæ: Entwicklung der Sozialwissenschaften. 
S. 45 zur Reemigration deutscher Sozialwissenschaftler, u. a. auch Bergstraessers Rückkehr nach Deutschland. Zu Berg-
straesser als einen der Begründer der deutschen Politikwissenschaft nach 1945 Schmitt: Politikwissenschaft u. Bleek: 
Politikwissenschaft.
206 Engerer Senat, Senatsprotokoll, 27.10.1953, UA HD B-1266/6b (2). Zum Schicksal der Mittel des Gothein-Gedächtnis-
fonds berichtete das Alfred-Weber-Institut im Juni 1954: »1. Prof. Bergstraesser wurde auf den 31.3.1936 gekündigt; die 
Zahlungen wurden mit Ende September 1936 eingestellt. Ab Sommersemester 1937 wurde der Dozent der Hochschule 
für Lehrerbildung, Dr. hab. Wilhelm Classen, Karlsruhe, mit der Vertretung der Auslandskunde beauftragt und zu Lasten 
der Erträgnisse des Eberhard-Gothein-Gedächtnisfonds mit zunächst monatlich 350.- RM, ab 1.10.1937 400.- RM und 
ab 1.11.1940 450.- RM bezahlt. Vom 1.3.1942 ab wurde Prof. Classen aus Haushaltsmitteln der Universität nach der 
Diätenordnung für Dozenten bezahlt; von da an wurde das Reinerträgnis des Fonds kapitalisiert. 2. Warum die Stelle 
dann nicht mehr besetzt wurde, ist unbekannt; vermutlich war der Krieg daran schuld. Nach dem Krieg schrumpfte das 
Vermögen des Fonds zusammen; es betrug [am] 1.4.1948 133.340.- RM [und am] 1.4.1950 10.150.- DM« Philosophische 
Fakultät an MKU, 29.6.1954, UA HD PA 324.
207 Ebd.; Weber an Rektor, 27.8.1945, UA HD PA 3614 u. Baum: Rückblick. S. 343.
208 Zur Tätigkeit Marie Baums nach 1945 siehe Lauterer: Das andere Deutschland. 
209 Charlotte Sultan an Dekan, Phil. Fak., 2.2.1946, UA HD PA 667.
210 Dekan, Phil. Fak., an MKU, 5.2.1947, UA HD PA 667.
211 MKU an Rektor, 29.3.1947, UA HD PA 667.




Webers Versuch, seinen Schüler Edgar Salin, 
dem er über alle Jahre freundschaftlich ver-
bunden geblieben war, als Nachfolger von 
Schuster oder Jecht zu installieren, schlug 
hingegen fehl.213 Möglicherweise hatte We-
ber durch seinen eigenmächtigen Einsatz 
für von Eckardt den Bogen überspannt. Nati-
onalökonom Salin, der seit 1927 ein Ordina-
riat für Staatswissenschaft an der Universität 
Bern innehatte, hielt auf Antrag Webers im 
Jahr 1946 zwar Gastvorlesungen in Heidel-
berg, gab diese aber zum Wintersemester 
1947/48 wieder auf. Salins Abschied aus 
Heidelberg schlug hohe Wellen und wurde 
in der New York Times zum Aufhänger für 
eine Reportage über die fehlgeschlagene 
Demokratisierung der Universität Heidel-
berg – auch wenn Korrespondent Delbert Clark Salin als »famous Swiss medical professor« 
bezeichnete (siehe Quelle »Reactionary Atmosphere«, nebenstehend).
In seiner Stellungnahme für das MKU erklärte das Rektorat, Salin sei wegen stark zu-
rückgegangener Studentenzahlen die Lehrauftragsvergütung für das Semester halbiert 
worden, was diesen stark verärgert habe. Nachdem die Militärregierung zudem seinem 
Chauffeur und seiner Sekretärin die Einreise nicht gestattet habe, habe er Heidelberg »im 
Unfrieden« verlassen.214 Weber, dem vor dem Hintergrund der Entnazifizierung der Staats- 
und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät einiges vorgeworfen, aber sicherlich nicht die 
Rolle eines »feeble liberal« zugesprochen werden konnte, protestierte in einem langen 
Brief gegen die Darstellung in der New York Times – was ihm den Vorwurf des über die 
Zukunftsaussichten Deutschlands zutiefst pessimistischen Clark einbrachte, Weber habe 
aufgrund seiner »hohen moralischen und geistigen Integrität […] übersehen«, »was einige 
[seiner] Kollegen mit großer Klarheit beobachtet« hätten.215 
Die guten Beziehungen Salins zu seinem Mentor blieben von der Episode unberührt, 
1948 gab er die Festgabe zu Webers 80. Geburtstag heraus.216 Trotz aller Beteuerungen 
mochte Clark dennoch einen wunden Punkt getroffen haben. Für die Ressentiments, mit 
denen rückkehrenden Emigranten und Ausländern allgemein begegnet wurde, steht der 
213 Demm: Politischer Weg. S. 308/309 u. 329.
214 Rektor an MKU vom 28.01.1948.
215 Weber an Clark, 30.12.1947 u. Clark an Weber, 30.12.1947, abgedruckt zusammen mit weiterer Korrespondenz zur Sache 
in AWG 10.1. S. 636-644 »Clark-Affäre«. Der Korrespondent der New York Times veröffentlichte 1949 seinen Bericht über 
die Demokratisierung Deutschlands mit der wenig hoffnungsvollen Prognose für die Zeit nach dem Anzug der Besat-
zungstruppen: »Tanks and guns will sprout behind every factory wall, and once more an army, mysteriously trained and 
equipped, will be ready to follow the new Fuehrer when he appears.« Zit. nach: Ebenstein, William: Rez. The Struggle 
for Germany by Drew Middleton u. Again the Goose Step by Delbert Clark. In: The Western Political Quarterly 3 (1950). 
S. 135. 
216 Salin: Synopsis.
Quelle 77 | »Reactionary Atmosphere«
»An attempt to create a liberal atmosphere at Heidelberg University 
has failed. The ancient seat of learning is rapidly coming again under 
control of the old reactionary forces. This represents the consensus 
of democratic-minded professors and students and of the Military 
Government Officers directly concerned with educational matters. [...] 
Some of the serious students now talk of abandoning their studies as 
not worth while in view of the reactionary atmosphere. After the war 
Heidelberg was ›denazified‹. Professors with bad records under Hitler 
were removed and some who had been forced out for their belief in 
democracy were reinstated. In the belief that democracy was reinstated, 
the Military Government began progressive relaxation of its inspection 
and control and left the German largely to their own devices. The feeble 
liberals were set on their feet like dolls and left to stand alone. Now the 
reaction has set in. [...] A famous Swiss medical professor was invited to 
deliver a series of lectures for a stated fee. He accepted, but ran into so 
many obstacles that he left without completing his course. Classrooms 
would be mysteriously unavaible. Transportation could not be had. 
Many other vexatious things happened; that finally convinced him that 
he was not wanted.« 
Clark, Delbert: Heidelberg Held Failure in Policy. In: New York Times vom 
16.12.1947.
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wohl nicht exemplarische, aber durch die Jahre in seinem Hass nicht abgemilderte Rück-
blick des 1945 entlassenen Romanisten Mönch: 
»Dem Ehrgeiz derjenigen, die sich im Dritten Reich unterdrückt fühlten, oder besser 
gesagt, die einfach nicht vorwärtskamen, stand nunmehr Tür und Tor offen, über die 
Leichen ihrer Kollegen den Weg zu höheren Ämtern zu beschreiten. […] Wenn sie voll-
ends Ausländer waren, z. B. Schweizer, glänzte ihre weiße Weste, und im Sonnenlicht 
ihrer Un-Schuld [sic!], für die sie nichts konnten, versammelten sie sich, zu richten die 
Lebendigen und die Toten. Die im Lichte waren, wurden in den Schatten gestoßen, 
die im Schatten waren und sich dort zuweilen ganz genüßlich aufhielten, traten ans 
Licht … Eine neue Diktatur löste die alte ab.«217
9.4 Die Auflösung der Staats- und 
Wirtschaftswissenschaftlichen 
Fakultät
»In Heidelberg hat eine soziologisch-humanistisch um Alf-
red Weber gruppierte Einstellung so gründlich gesiegt, daß 
nur noch Volkswirtschaftslehre im Rahmen der philophi-
schen Fakultät getrieben wird.« Schmidt [?], Bericht über 
den Stand der Hochschulen, 5.3.1946, UA HD H-VI-200/3.
Alfred Webers »Neigung, demokratische Überzeugungen auch um den Preis einer autoritä-
ren Indoktrinierung durchzusetzen«, wie Webers Biograph Demm griffig formulierte, bewies 
sich in anderer Form auch bei der Auflösung der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen 
Fakultät. Diese kämpfte Weber nahezu im Alleingang gegen erheblichen Widerstand von 
vielen Seiten durch.218 Im August 1946 blieb Dr. Edgar Hartmann, dem Vorsitzenden der 
Wirtschaftskammer Nordbaden/Mannheim, nach erfolgter Rückverlegung der ehemaligen 
wirtschaftswissenschaftlichen Institute der Handelshochschule nicht viel mehr als bitter zu 
konstatieren: »Man ›beschloss‹ nach einer Manier, die wir nach dem Ende des Nazismus 
bereits überwunden glaubten.«219 Hartmanns Aussage wird wohl nicht überinterpretiert, 
wenn man hinter »man« Alfred Weber liest: 
»All dies im Zeichen der Autonomie der Universität, womit man nur die Wiederherstel-
lung selbstherrlicher Entscheidungsbefugnis versteht, die vornehmlich der Erfüllung 
eigener Ziele und Wünsche dient. Es ist eben leichter, über Demokratie ganze Zeit-
schriften zu füllen, als in ihrem Geist zu handeln. […] Die Betriebswirtschaftslehre sei 
als NS-Propaganda-Betrieb inszeniert gewesen, weshalb man die ganze Fakultät schlie-
ßen und die Betriebswirtschaftslehre von der Universität verwiesen werden mußte. Der 
nicht lebensfähige Rest aber wird der Philosophischen Fakultät angegliedert, an der 
zwölf Jahre Jahre lang Leute wie Krieck, Schmitthenner und Fehrle die nationalsozia-
listische ›Weltanschauung‹ philosophisch zu untermauern versuchten. Demnach muß 
also auch die Philosophische Fakultät schnellsten verschwinden, denn sie hat gezeigt, 
wie willig sie dem Nationalsozialismus in die Arme sank.«
Da mit Ausnahme von Waffenschmidt im Januar 1946 alle Professoren der Staats- und 
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät entlassen worden waren, fehlte das Widerlager ge-
gen die nicht nur von Thoms als »Demontage« und »Vernichtung« aufgefasste Schließung 
217 Mönch: Aus meinem Leben. S. 116.
218 Demm: Politischer Weg. S. 306.
219 Hartmann, Rückschritt – geschickt getarnt, Zuschrift in der RNZ vom 3.8.1946.
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und Rückverlegung der sechsten Fakultät und ihrer »verfemten« Fächer ins schwer kriegs-
zerstörte Mannheim.220
Den ersten Vorstoß zur Schließung der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fa-
kultät hatte Weber bereits im Juli 1945 unternommen, indem er in einer Denkschrift an 
den Rektor die Rückverlegung der sechsten Fakultät nach Mannheim gefordert hatte.221 Im 
September 1945 schloss sich der Senat dieser Haltung an und forderte:222
Auflösung der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät; •
Rückführung des verbleibenden sozialwissenschaftli- •
chen Lehrkörpers in die Philosophische Fakultät;
Angliederung des Dolmetscher-Instituts an die Philosophische Fakul- •
tät und die Unterstellung unter einen Ordinarius der Fakultät;
Einstellung des auf die Ausbildung von Diplomhandelslehrern und Diplom- •
Kaufleuten ausgerichteten Handelshochschulbetriebes unter gleichzeitiger Rück-
führung der betriebswirtschaftlichen Lehrkräfte in die Philosophische Fakultät.
Wenn auch die wirtschaftswissenschaftlichen Veranstaltungen zum Wintersemester 
1945 mit politisch unbelasteten Kräften wieder aufgenommen wurden (Quelle »Reopening 
of the Lectures«, nächste Seite), so arbeiteten Weber, Waffenschmidt und der badische 
Kultusminister Schnabel mit Hochdruck an der Entflechtung von volks- und betriebswirt-
schaftlichen Instituten.223 Das Institut für Großraumwirtschaft wurde ohne Widerstand ab-
gewickelt. Die Auflösung des Instituts für Betriebswirtschaftslehre des Fremdenverkehrs 
zog sich längere Zeit hin, letztendlich wurde aber auch diese Kriegsgründung nicht wie-
derbelebt.
1945/46 entspann sich eine rege Diskussion über Webers Vorgehen wie um seine For-
derung nach einer »reinlichen Scheidung« der »hochwissenschaftliche Volkswirtschafts-
lehre« und der Betriebswirtschaftslehre als einer »technischen Wissenschaft«, die auch in 
der Lokalpresse ausgetragen wurde. Für die Betriebswirtschaftslehre mit ihren hohen Pro-
movendenzahlen sah Weber keinen Platz an der Universität, so berichtet Hartmann von 
Gesprächen mit dem Emeritus: Diese förderte nach Weber das »bloße Fachmenschentum« 
ohne jeden Anspruch auf die Bildung einer Elite: »Es ist grotesk, dass man in den letzten Jah-
ren den Studentinnen mit dem ›Suppenterrinenabitur‹ [erlaubt habe], diesen Abschluss zu 
erwerben.«224 Webers anachronistische Polemik erinnert an diejenige seines Bruders Max, 
220 Tuckermann an Rektor, Betr. Erhaltung der Tradition der Handels-Hochschule Mannheim, 24.11.1945, UA HD H-VI-200/3.
221 Engerer Senat, Senatsprotokoll vom 11.7.1945, UA HD B-1266/4 (2). Vgl. Weber: Bericht.
222 Engerer Senat, Senatsprotokoll vom 6.9.1945, UA HD B-1266/4 (2).
223 Unter den 3.000 bei der Wiedereröffnung der Universität Heidelberg zum Wintersemester 1945/46 zugelassenen Stu-
dierenden befanden sich unter den 900 Studierenden an der Philosophischen Fakultät wiederum 150 Studierende, die 
»Abwicklungskurse der 6. Fakultät« belegten. Engerer Senat, Senatsprotokoll vom 13.12.1945, UA HD B-1266/4 (2).
224 Hartmann fertigte von seiner Unterredung mit Weber als geschäftsführendem Dekan der Staats- und Wirtschafts-
wissenschaftlichen Fakultät, Regenbogen als Dekan der Philosophischen Fakultät und Jaspers ein sechsseitiges Ge-
sprächsprotokoll an. Hartmann, Aktennotiz vom 22.10.1945, UA HD H-VI-200/3. Vgl. Demm: Politischer Weg. S. 333/334. 
Geograph Tuckermann, der ehemalige Rektor der Handelshochschule Mannheim, meldete sich ebenfalls mit einem 
Plädoyer für den Verbleib der Institute in Heidelberg zu Wort: Die hohe Zahl an Doktoranden führte Tuckermann in sei-
ner Denkschrift darauf zurück, dass selbst »völligen Versagern« nach dem Willen des MKU die Prüfungsleistung beschei-
nigt worden sei, was zusammen mit der »weitestgehenden Begünstigung« von Versehrten zu einer sehr hohen Zahl 
an Absolventen und potentiellen Promovenden geführt habe: »Daß ganz andere Leistungen wie bisher von den Stu-
dierenden der deutschen Hochschulen verlangt werden müssen, ist wahrhaft recht; dass ihre Zahl nach einer gewissen 
Übergangszeit sehr klein werden wird, dafür sorgt die aus unserem ganzen Elend sich ergebende Lage.« Tuckermann 
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der 1911 im »Berliner Tageblatt« gegen die »Be-
triebswirtschaftslehre« gepoltert hatte, dass es 
dem »durchschnittlichen juristischen Geheimrat 
[schaudere], wenn ihm, etwa in einer rechts- oder 
staatswissenschaftlichen Fakultät, zugemutet wür-
de, mit einem Menschen in einer Fakultätssitzung 
sich zusammenzufinden, der ein so wenig salon-
fähiges […] Fach wie etwa Handelsbetriebslehre, 
gewerbliche Kalkulationslehre, und dergleichen 
vertrete«.225
Zur »Reinigung der Universität« und um »vor al-
lem wieder Raum an [der Universität Heidelberg] 
für die in echtem Wissen mit dem öffentlichen Le-
ben verbundene Sozialwissenschaft« zu schaffen, 
rechtfertigte Weber sich im Mai 1946, sei die Ent-
fernung der Betriebswirtschaftslehre unumgäng-
lich. Zudem, so Weber, sei mit dem Rückgang der 
deutschen Industrieproduktion durch den Krieg auch der Bedarf an Betriebswirten stark 
gesunken.226 Es kann vermutet werden, dass ein weiterer Grund für Webers Widerwillen 
gegen die Betriebswirtschaftslehre darin zu suchen ist, dass der Geheimrat die enge Bin-
dung der »technischen Wissenschaft« zur Praxis als Einfallstor für weitergehende Einfluss-
nahmen von außen fürchtete. So beschied er den Verbandsvertreter Hartmann, dass »die 
Form, die sich die Universität zu geben wünsche, nur von ihr bestimmt werden könne«.227 
Zuletzt hielt Weber zusammen mit Karl Jaspers gegen jeden Widerspruch daran fest, dass 
allein eine humanistische Vorbildung als Zugangsberechtigung zur Universität und da-
mit zum Studium der Volkswirtschaftslehre anerkennenswert sei. Hartmann als Vertreter 
der Wirtschaftskammer hielt vergebens dagegen, dass auch Oberrealschülern, die sich im 
praktischen Leben »meistens besser bewährten« als Gymnasiasten, der Zugang zum Studi-
um nicht verbaut werden dürfe.228 
Die Wirtschaftsverbände waren sich in ihrer Bewertung uneinig. Die nordbadische 
Wirtschaftskammer und die Industrie- und Handelskammer Heidelberg forderten die Ein-
bettung der Betriebswirtschaftslehre in die Universität als eine »breit fundierte Stätte wirt-
schaftswissenschaftlicher Forschung und Lehre«. So könne der »Gefahr der Einseitigkeit 
und Isolierung wirtschaftlicher Probleme [vom] gesamten sozialen und kulturellen Gefüge 
an Rektor, 24.11.1945, UA HD H-VI-200/3.
225 Max Weber ergänzte, dass »der Kampf, der diese Handelshochschulen macht, doch eigentlich immer der Umstand [sei], 
dass die [Handels-] Kommis gerne satisfaktions- und damit reserveoffiziersfähig werden möchten: Ein paar Schmisse ins 
Gesicht, ein bißchen Studentenleben, ein bißchen Abgewöhnung der Arbeit – alles Dinge, bei denen ich mich frage, ob 
wir denn damit […] der Welt […] werden Konkurrenz machen können.« Zit. nach Schneider: Erste Handelshochschulen. 
S. 49. Schneider ergänzt suffisant, dass Max Weber unterschlage, dass auch für den hochangesehenen Reserveoffizier 
seinerzeit auch nur das »Einjährige«, also die mittlere Reife, verlangt wurde.
226 Hartmann, Dr., Aktennotiz vom 22.10.1945, UA HD H-VI-200/3 u. Demm: Politischer Weg. S. 337.
227 Hartmann, Dr., Aktennotiz vom 22.10.1945, UA HD H-VI-200/3.
228 Einen Abschluss an einem humanistischen Gymnasium zu verlangen, entbehrte in den Augen des ehemaligen Mann-
heimer Rektors Tuckermann angesichts der Leistungen vieler Absolventen der Realschulen jeden Realitätsbezugs, zu-
mal die »Nazi-Behörden in manchen Landschaften, so in den Rheinlanden, die verhältnismäßig zahlreichen Gymnasien 
zerschlagen und aus ihnen Oberschulen« geschaffen hätten. Tuckermann an Rektor, 24.11.1945, UA HD H-VI-200/3.
Quelle 78 | »Reopening of the Lectures«
»1.) Prof. Walter Waffenschmidt, accepted, Theory of political 
economy
2.) Prof. Robert Wilbrandt, 1933 von Universität Dresden entlas-
sen, Practical questions of political economy
3.) Dr. Marie Baum, dismissed by the Nazis for racial reasons, 
social questions
4.) Dr. Otto Pfeiderer, Military Government, Stuttgart, blame-
less, money and credit
5.) Prof. Le Coutre, conditionally accepted, Economy of private 
enterprise (Betriebswirtschaftslehre)
6.) Dozent Dr. Linke, Heidelberg, conditionally accepted, 
knowledge of goods and merchandise
7.) Prof. Blind or Prof. Flaskämper, both are conditionally re-
jected with the request of full permission, Statistic
8.) Prof. Lysinski, Heidelberg, unconditionally accepted, eco-
nomic rationalising«
Schreiben des »Deputy of the Faculty of political economy« Alfred 
Weber um Genehmigung des Personals zur »reopening of the 
lectures for 1.11.1945«
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der Gesellschaft« begegnet werden und die unbedingt notwendige universale Ausbildung 
der Kaufleute als spätere Repräsentanten eines »neuen Deutschlands« im Ausland sicher-
gestellt werden.229
Die benachbarte Industrie- und Handelskammer in Mannheim hingegen stärkte We-
ber mit einer diametral entgegengesetzten Argumentation den Rücken. Die »Bedürfnis-
se« künftiger »Wirtschaftler« seien andere als die der »auf das rein Geistige eingestellten 
Universitätsstudenten« und könnten unverdorben nur an einer genuinen Wirtschaftshoch-
schule befriedigt werden:
»Eine solche Hochschule kann ihren Platz nur in Mannheim haben, wo Lehrkräfte und 
Schüler in unmittelbarem lebendigen Kontakt mit der praktischen Wirtschaft stehen 
können, was für eine auf ausschließlich praktische Ziele ausgerichtete Hochschule von 
ausschlaggebender Bedeutung ist. […] Der Charakter der Wirtschaftswissenschaften 
läßt sie im Rahmen einer Universität mit Recht als Fremdkörper erscheinen. Die Ein-
gliederung der Wirtschaftswissenschaften in eine staatswissenschaftliche Fakultät muß 
daher immer ein Notbehelf bleiben.«230
Der Präsident der Industrie- und Handelskammer fürchtete, dass der »junge Wirt-
schaftler« »durch mehrjährigen Besuch einer Universität mit ihren spezifischen Sitten und 
Standes auffassungen seinem eigentlichen kaufmännischen Berufsstande entfremdet« 
werde und die »dünkelhafte Überschätzung des an der Universität erlangten theoretischen 
Wissens […] den Wert derselben für die spätere praktische Berufsausbildung geradezu in 
ihr Gegenteil verkehre«. Der zukünftigen Mannheimer Handelshochschule schrieb er daher 
ins Stammbuch:
»Es wird deshalb auch darauf geachtet werden müssen, daß an einer Wirtschaftshoch-
schule nicht die Unsitte einer Nachäffung studentischer Sitten einreißt, sondern der 
gesellschaftliche und kameradschaftliche Verkehr der Hochschüler sich in denjenigen 
Formen vollzieht, die ihrer künftigen Aufgabe als verantwortliche Leiter wirtschaft-
licher Betriebe entspricht.«
Weber formulierte in seinem Antwortschreiben an die IHK Mannheim, dass er »Wohl-
wollen und vollstes Verständnis für eine Handelshochschullehrtätigkeit in Mannheim« 
empfinde, was angesichts seines Unwillens, der neuen Mannheimer Hochschule finanziel-
le Unterstützung einzuräumen, allerdings kaum mehr als Heuchelei war: »[Die] Universität 
[muss] darauf sehen, dass nicht die ihr zufließenden absolut notwendigen finanziellen Mit-
tel durch die Errichtung einer Handelshochschule in Mannheim, die auf staatlichen Mitteln 
ruhte, jetzt geschmälert werden.«231
Unmittelbar nach Bekanntwerden der Pläne hatte sich auch Widerstand von Seiten der 
Studierenden der Fakultät geregt, die, wie im Protokoll der Senatssitzung euphemistisch 
formuliert wurde, »in Fragen des künftigen Schicksals ihrer Fakultät um Gehör baten«, um 
sich die Vollendung ihres bisherigen Studienganges zu sichern.232 Tatsächlich protestierten 
die Studierenden nicht nur gegen die Verlegung, sondern auch gegen die autokratische 
Beschlussfindung von Seiten des Dreizehnerausschusses:
229 Hartmann, Aktennotiz vom 22.10.1945 u. Industrie- und Handelskammer Heidelberg an MKU, 7.1.1946, UA HD 
H-VI-200/3.
230 Dr. Meyer, Präsident der IHK Mannheim an MKU, 14.2.1946, UA HD B-1070/3.
231 Weber, Alfred an Dr. Meyer, Präsident der IHK Mannheim, 23.2.1946, UA HD B 1070/3.
232 Engerer Senat, Senatsprotokoll vom 9.10.1945, UA HD B-1266/4 (2).
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»Wir geben uns hierbei der Hoffnung hin, daß die anzustrebende Verwirklichung des 
demokratischen Ordnungsprinzips auch im Universitätsleben nach der endgültigen 
Überwindung des nationalsozialistischen Zwangs- und Gewaltregimes solches zu tun 
erlaubt, wenn nicht sogar empfiehlt. […] Wir sind der Ansicht, daß es mit dem Geist 
und Ideengehalt der Demokratie nicht zu vereinbaren ist, wenn ein Mann [sc. Alfred 
Weber] – wenn auch ein zweifellos hochverdienter und verehrungswürdiger Gelehrter 
– über die Geschicke einer Fakultät und damit das Schicksal Hunderter von Studenten 
fast diktatorisch entscheiden kann, ohne daß andere Ansichten gehört werden.«233
Die Wirtschaftswissenschaften in der »Versenkung akademischer ›Unreife‹ verschwin-
den« zu lassen, widerspreche dem Geist der Universitas: Es müsse »der Universität am Her-
zen liegen, der Erforschung der Wahrheit und dem Fortschritt in der Weise zu dienen, dass 
eine vom Nazismus mißbrauchte, innerlich sich selbst treu gebliebene Wissenschaft wie die 
Wirtschaftswissenschaft von allem Unrat gereinigt und auf der höchsten Ebene akademi-
schen Niveaus erneut zur ersprießlichen Arbeit erweckt wird.«234 Nicht minder pathetisch 
stellte auch ein Leserbrief der Heidelberger Studierenden an die RNZ die Aufrechter haltung 
des vollen wirtschaftswissenschaftlichen Lehrbetriebs in den Dienst von Denazifizierung 
und Demokratisierung:
»Die Wirtschaft ist eng verknüpft mit der Politik. Wir haben erfahren, wie leicht sie zum 
willfährigen Wegbereiter politischer Intrigen werden kann. […] Nach dem Zusam-
menbruch einer tief eingeimpften Ideologie ist bei der Rückkehr der Studenten in die 
Trümmer der Heimat auch innerlich nicht mehr als ein Trümmerfeld geblieben. Hierauf 
kann kein Fachwissen aufgebaut werden ohne vorangegangene oder gleichzeitige 
allgemeine geistige Neuorientierung!«235
Angesichts der drohenden Rückverlegung stand die bereits an der Mannheimer 
Handels hochschule tätige Dekanatssekretärin Luise Ritsert mit einer ebenso moralisch wie 
kenntnisreich argumentierenden Denkschrift den protestierenden Studierenden zur Seite:
»Haben sich die Kriegsversehrten nicht beinahe ein Anrecht darauf erworben, ihren 
Studien an unzerstörter Stätte und aus den Wissensgebieten anderer vorhandener 
Schwesterfakultäten nachzugehen? Wäre die Unversehrtheit Heidelbergs und seiner 
altehrwürdigen akademischen Tradition, für die das geistige Deutschland, ja die Welt 
Gott Dank schuldet, völlig umsonst und ohne tiefere Bedeutung und heilige Verpflich-
tung gewesen?«236 
Ritsert warf den Protagonisten der Verlegung vor, durch die Abtrennung des Dolmet-
scher-Instituts bei der Budgetberechnung die eigentlich vergleichsweise günstigen Zahlen 
zu verfälschen: Keineswegs habe die Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät mit 
ihrer großen Anzahl an Studierenden eine übermäßige finanzielle Belastung für die Heidel-
berger Universität dargestellt. 
Anfang 1946 hatte sich der Präsident des Landesbezirkes Baden, Heinrich Köhler, anläss-
lich einer Rede in Mannheim darauf festgelegt, dass »der Stadt […] die ihr im Jahre 1934 
233 Studierende an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät an Rektor, 27.9.1945, UA HD H-VI-200/3.
234 Ebd.
235 Studierende der Wirtschaftswissenschaften in Heidelberg, Fachhochschule oder Universität [Zuschrift in RNZ, fünfseiti-
ger Durchschlag], 15.5.1946, UA HD H-VI-200/3. Die Studierenden, die bereits in Mannheim ihr Studium aufgenommen 
hatten, verwahrten sich in einem eigenen Leserbrief gegen den Vorwurf einer einseitigen Ausbildung an der Wirt-
schaftshochschule und verwiesen auf die Vielzahl an begleitenden, nichtbetriebswirtschaftlichen Lehrveranstaltungen. 
In der Zusammenarbeit mit der Heidelberger Universität läge die Zukunft: »Wir wollen aber Brücken bauen, auch nach 
Heidelberg, denn von den Kriegserklärungen an alle, die nicht ganz und gar mit uns übereinstimmen, sollten wir alle 
genug haben.« Studentenschaft der Handelshochschule Mannheim an RNZ, 18.6.1946, UA HD H-VI-200/3.
236 Ritsert an MKU, 10.12.1945, UA HD H-VI-200/3.
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fortgenommene Handelshochschule samt Dolmetscher-Institut als ›staatliche Wirtschafts-
hochschule‹ zurückzugeben« sei.237 Mannheim sollte für die erlittenen schweren Schäden 
im Krieg kompensiert werden und »[ihr] wenigstens das zurückgegeben werden, was ihr 
die vormalige Regierung genommen hat«:
»Die Auflösung der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät ist im vorigen 
Herbst von der Universität beantragt und von der Landesverwaltung verfügt worden, 
weil die Universität es mit Recht als notwendig erachtet, ihre Lehre und Forschung 
wieder stärker, als dies in der letzten Zeit der Fall gewesen ist, um die wissenschaftli-
chen Grundfächer zu konzentrieren, so daß sie die Vielzahl der betriebswirtschaftlichen 
Fächer und der Sprachkurse, die durch die Ausbildung von Diplomkaufleuten, Han-
delslehrern und Dolmetschern gefordert ist, als eine nur schwer erträgliche Beiladung 
empfinden mußte.«238
Auf wessen Initiative hin sich Köhler letztendlich entschied, berichtete Waffenschmidt in 
seiner knappen Darstellung zur Gründung der Handelshochschule nicht, allein ein Hinweis 
auf informelle Treffen der Hauptakteure ist seinen Ausführungen zu entnehmen:
»Es war eine turbulente Zeit, und in der ›Bergstraße‹ in Heidelberg fanden sich allerlei 
durch das nationalsozialistische Regime Ausgeschiedene des Abends dann und wann 
zusammen, darunter auch Theodor Heuss und Franz Schnabel.«239
Webers Biograph Demm vermutet, dass Weber angesichts des nicht unerheblichen 
Wider stands bei dem ihm aus Zeiten der Weimarer Republik bekannten Köhler vorstellig 
wurde und für die Wiedererrichtung der Handelshochschule geworben habe.240 Ohne 
 Weber oder den Dekan der Philosophischen Fakultät zu informieren, wurde Waffenschmidt 
im März 1946 als »Staatskommissar für die Errichtung einer Handelshochschule Mannheim« 
eingesetzt. Einen Monat später erklärte Kultusminister Schnabel die Handelshochschule 
offiziell für »konstituiert«.241 
Zum Sommersemester nahm die Handelshochschule ihren Lehrbetrieb mit 120 Studie-
renden in der »Wohlgelegenschule« in Mannheim auf.242 Gleichzeitig einigten sich Rektor 
Bauer und Waffenschmidt darauf, die sich noch in Heidelberg befindlichen betriebswirts-
wirtschaftlichen Institute und ihre Studierenden zu Beginn des Wintersemesters nach 
Mannheim umzuziehen.243 Im August 1946 legte eine Kommission bestehend aus dem De-
kan der Philosophischen Fakultät, Regenbogen, Weber und Waffenschmidt das Ergebnis 
ihrer Verhandlungen dem Heidelberger Senat zur Abstimmung vor. Neben der Rückgabe 
der Vermögens- und Sachwerte und aller Bücher wurde ein Studentenaustausch und eine 
Anrechung der Diplome beschlossen.244 Ein wenn auch nur vorläufiger organisatorischer 
237 Heinrich Köhler (*1878), ab 1945 Präsident des Landesbezirkes Baden, nach Bildung des Landes Württemberg-Baden 
stellvertretender Ministerpräsident. Waffenschmidt: Wiedererrichtung. S. 7; Präsident der Landesregierung, Abt. Kultus 
und Unterricht an Rektor, 19.2.1946, UA HD B-6695/6 u. Aktennotiz ohne Datum, UA HD H-VI-200/3. In Köhlers Me-
moiren findet sich kein Hinweis auf den Entscheidungsprozess zur Wiedererrichtung der Handelshochschule. Waffen-
schmidt und Weber werden nicht erwähnt. Vgl. Köhler: Lebenserinnerungen.
238 Präsident der Landesregierung, Abt. Kultus und Unterricht an Rektor, 19.2.1946, UA HD B-6695/6.
239 Weber findet in Waffenschmidts Bericht überraschenderweise überhaupt keine Erwähnung. Waffenschmidt: Wiederer-
richtung. S. 7.
240 Demm: Politischer Weg. S. 335 u. Anm. 97 mit Bezug auf Hartmann, der bereits im Oktober 1945 den Verdacht äußerte, 
Weber habe die Entscheidung Köhlers »provoziert«. Hartmann, Aktennotiz vom 22.10.1945, UA HD H-VI-200/3.
241 Senatsprotokolle vom 26.3. u. 23.4.1946, UA HD B-1266/4 (2).
242 Waffenschmidt: Wiedererrichtung. S. 7.
243 Senatsprotokoll vom 14.5.1946, UA HD B-1266/4 (2).
244 Das zum Vermögen der Handelshochschule gerechnete Haus in der Grabengasse 10 sollte von der Universität zurück-
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Anschluss der Handelshochschule an die Universität stand in Heidelberg außer Diskussi-
on.245 Die amerikanische Militäradministration reagierte auf die als »eigenmächtigen Ver-
stoß gegen die Militärbestimmungen« empfundene Gründung der Handelshochschule mit 
einer Vorladung Waffenschmidts nach Stuttgart, konnte aber vom neu ernannten Staats-
kommissar nachträglich für das Anliegen gewonnen werden.246 Waffenschmidt wurde im 
Dezember 1946 zum ordentlichen Professor an der Wirtschaftshochschule Mannheim be-
rufen und zugleich zum Honorarprofessor in Heidelberg ernannt.247 
Die Zahl der Studierenden an der Wirtschaftshochschule stieg schnell an. Der erste 
Jahres bericht meldete für das Wintersemester 1946/47 545 immatrikulierte Studierende.248 
Im Sommersemester 1947 waren 696 Studenten und 86 Studentinnen an der Wirtschafts-
hochschule eingeschrieben. Damit konnte die Wiedergründung bereits in ihrem ersten 
Jahr mehr Studierende vermelden als die Handelshochschule 1931. Im Juni 1947 wurde 
für das kommende Wintersemester ein Numerus clausus festgelegt, um die Zahl der Stu-
dienanfänger auf 100 Personen zu limitieren.249 Die größte Sorge bereitete Waffenschmidt 
in der Anfangszeit der Wirtschaftshochschule die Rekrutierung unbelasteter und fähiger 
Hochschullehrer: »Im Allgemeinen ist die Finanzierungsfrage weniger schwierig als die Ge-
winnung von geeigneten Persönlichkeiten.«250 Die ersten Diplomprüfungen an der Wirt-
schaftshochschule in Mannheim fanden am 30. April 1947 statt. Zur gleichen Zeit wurden 
die letzten Doktor-Prüfungen für Diplomkaufleute in Heidelberg abgenommen. In Zukunft 
war eine solche Promotion nur noch in Mannheim möglich.251 Im Februar 1948 wurden die 
»Kreditreste aus früheren Zinseingängen des Vermögensfonds der ehemaligen Handels-
Hochschule« durch die in Heidelberg verbleibenden Institute »vereinahmt«. Die Fachgrup-
pe Sozial- und Wirtschaftswissenschaften der Philosophischen Fakultät konnte sich laut 
Meldung an die Universitätskasse über einen Mittelzufluss in Höhe von 4.872,45 RM freuen 
sowie das Dolmetscher-Institut über 7.662,96 RM.252 
9.4.3.1 Dolmetscher-Institut
In deutlichem Gegensatz zu den wirtschaftswissenschaftlichen Instituten, auf deren Rück-
verlegung von Seiten der Universität Heidelberg mit großer Verve gedrängt wurde, stand 
die Rückgabe des 1934 ebenfalls aus Mannheim übernommenen Dolmetscher-Instituts an 
der Ruperto-Carola niemals offiziell zur Diskussion, jedenfalls findet sich in den Protokol-
len zu den entsprechenden Senatssitzungen keine entsprechende Erwähnung. Mit dem 
Kriegsende hatte das Dolmetscher-Institut zwar die Wehrmacht und den SD als Fürsprecher 
verloren, mit den Besatzungstruppen aber bereits einen neuen Abnehmer für seine Absol-
venten gewonnen. Bereits im Juli 1945 richtete Mönch als geschäftsführender  Direktor eine 
gekauft werden. Senatsprotokoll vom 9.7.1946, UA HD B-1266/4 (2).
245 Senatsprotokoll vom 22.3.1946, UA HD B-1266/4 (2).
246 Waffenschmidt: Wiedererrichtung. S. 7.
247 Senatsprotokoll vom 20.12.1946, UA HD B-1266/4 (2).
248 Jahresbericht der Staatlichen Wirtschaftshochschule, zit. nach Waffenschmidt: Wiedererrichtung. S. 8.
249 Bericht über die Wirtschaftshochschule Mannheim, 19.6.1947, UA MA B 4 11/1.
250 Waffenschmidt an Weber, 21.2.1947, UA HD H-VI-612.
251 Bericht über die Wirtschaftshochschule Mannheim, 19.6.1947, UA MA B 4 11/1.
252 Phil. Fak., Sozial- und Wirtschaftswiss. Fachgruppe an Universitätskasse, 27.2.1948, UA HD H-VI-200/3.
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»Petition zur Wiedereröffnung« des niemals völlig geschlossenen Dolmetscher-Instituts an 
die Militäradministration:
»The Institute will be glad to offer courses in German, French, Russian, Spanish, and 
Italian to American students and members of the American Army if the Military Go-
vernment wishes. [...] Immediately after the occupation the Interpreters’ Institute got 
in touch with American authorities. From the end of March till today the Directors of 
the Interpreters’ Institute have been constantly supplying both American and German 
authorities in Heidelberg, Mannheim, Ludwigshafen [...] Karlsruhe and the American 
Headquarter in Bad Nauheim with a considerable number of translators and interpre-
ters, who, according to communications from leading officials, have filled all positions 
satisfactorily.«253
Im Oktober 1945 entschieden sich der Senat und die Philosophische Fakultät für die 
»Angliederung« des Dolmetscher-Instituts. Den dort Lehrenden sollte allerdings die Teil-
nahme an der akademischen Selbstverwaltung verwehrt bleiben, das Institut eines zwei-
ter Klasse bleiben: »Es ist kein organischer Teil der Fakultät, wie die im eigentlichen Sinne 
wissenschaftlichen Institute. An ihm wirken Lektoren und Lehrer, nicht Professoren und 
Forscher.«254 Die Heidelberger Entscheidung wurde sicherlich erleichtert durch die Tatsa-
che, dass sich das Dolmetscher-Institut finanziell nahezu selbst trug. Unterrichtsgelder, Stu-
dien- und Seminargebühren deckten gemäß Haushaltsplan vom Dezember 1945 beinahe 
alle Ausgaben.255 
Landesregierung und Kultusverwaltung zögerten mit der endgültigen Anerkennung, so 
dass sich die Diskussion um den Verbleib des Dolmetscher-Instituts in Heidelberg noch über 
zehn Jahre hinziehen sollte. Als die neugegründete Mannheimer Wirtschaftshochschule 
Baumaßnahmen im Mannheimer Schloss einleitete, um Platz für das rückzusiedelnde Dol-
metscher-Institut zu schaffen, verweigerte sich die Philosophische Fakultät in Heidelberg 
mit dem Hinweis, dass das Institut erst durch seine Bindung an die Universität Heidelberg 
so erfolgreich geworden sei. Die Verlegung berge daher eine »Nihilierungsgefahr«.256 Die-
se Behauptung war schwer zu überprüfen, allerdings dürfte es, wie in dieser Arbeit ge-
zeigt, vor allem der Krieg gewesen sein, der den Beruf des Dolmetschers so attraktiv hatte 
werden lassen. Weitergehende Verbindungen zu Instituten und Seminaren außerhalb der 
Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät hatten in der Lehre jedenfalls nicht be-
standen.
253 Ausgerechnet Mönch wollte neben Interimsrektor Hoops und Lektor Burkard dafür Sorge tragen, »[that] no ardent Nazi 
will be reemployed«. Rektor an Military Government of Heidelberg, 29.7.1945 u. Burkard an Rektor, 13.11.1945, UA HD 
B-6695/6.
254 Das Direktorium des Dolmetscher-Instituts sollte sich nach dem Willen Jaspers’ aus dem Dekan der Philosophischen 
Fakultät und den Inhabern der Lehrstühle für Englische und Romanische Philologie zusammensetzen: »Die Lehrer des 
Dolmetscher-Instituts können nicht gleichgeordnet mit den Ordinarien in einem Direktorium erscheinen, da sie Lehrer, 
aber keine Forscher seien.« Den Leitern der einzelnen Abteilungen wurde eine »beratende Stimme« zugebilligt. Leiter 
des Instituts blieb wie vor 1945 der Ordinarius für Romanistik. Rektor an Präsidenten des Landesbezirks Mannheim, 
1.10.1945, UA HD B-6695/6.
255 Für das Finanzjahr 1945/1946 sah der durch Burkard erstellte Haushaltsplan des Dolmetscher-Instituts bei einem nahe-
zu auf Kriegsniveau bleibenden Lehrangebot (Hauptsprachen: Englisch, Französisch, Russisch, Spanisch, Italienisch mit 
entsprechender Landeskunde; Nebensprachen: Schwedisch, Polnisch, Rumänisch, Bulgarisch, Serbokroatisch, Portu-
giesisch). Bei einer angenommenen Zahl von 500 Studenten standen Jahreseinnahmen von 133.000.- RM (Allgemeiner 
Studiengebühr von 2 x 500 x 100 RM = 100.000.- RM; Ersatzgeld und Seminargebühr 2 x 500 x 10 RM = 10.000.- RM; 
Unterrichtsgelder der Assistenten für die Staatskasse = 23.000.-) Ausgaben von 140.673.- RM gegenüber, was einen 
Zuschuss von ca. 7.000 RM notwendig machte. Burkard an Rektor, 12.12.1945, UA HD B-6695/6.
256 Bericht über die Wirtschaftshochschule Mannheim, 19.6.1947, UA MA B 4 11/1 u. Senatsprotokoll vom 3.7.1947, UA HD 
B-1266/4 (2).
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In der Senatssitzung vom 2. Juli 1955 gab der Mannheimer Rektor schließlich resigniert 
zu Protokoll, dass trotz aller Bemühungen der neugegründeten Wirtschaftshochschule die 
Entscheidung »zu Gunsten von Heidelberg demnächst fallen« werde.257 Wenn nicht das 
Dolmetscher-Institut nach Mannheim kam, so doch dessen ehemaliger Direktor Mönch, 
der 1956 als Wunschkandidat einen Ruf auf den Lehrstuhl für Romanistik erhalten hatte.258
Institut für Großraumwirtschaft9.4.3.2 
Der Einmarsch der Amerikaner in Heidelberg bereitete den Sandkastenspielen im Ins-
titut für Großraumwirtschaft ebenso ein Ende wie er Thoms’ Durchhalteparolen Lügen 
strafte: Noch im Arbeitsbericht für das Jahr 1943/44 hatte der Institutsleiter die von Wes-
ten, Osten und Süden auf das Deutsche Reich vorrückenden alliierten Truppen nur als 
vorüber gehende Etappe kleinzureden versucht, schließlich könne und dürfe »mit dem 
zeit bedingten, operativen Raumverlust, dem Zeitgewinn und Kräftekonzentration ent-
sprechen, keine Preisgabe des Großraumgedankens als Grundlage künftiger nationaler 
und über nationaler Wirtschaftsgestaltung verbunden sein« (Quelle »›Konsumtiver‹ Einsatz 
des Raumes«, gegenüberliegende Seite).259 Zeitgleich mit dem endgültigen Wegfall seines 
Forschungs gegenstands verlor das Institut auch seine Räumlichkeiten. Die Büros des Ins-
tituts im ehemaligen Seminarienhaus wurden von Einheiten der US-Army beschlagnahmt. 
Der Bericht Waffenschmidts an den zuständigen »Liquidator« Weber im Januar 1946 kam 
zu einem eindeutigen Schluss:
»Durch die Einwirkungen während der kriegerischen Maßnahmen wie auch durch die 
Einwirkungen während der Besatzungszeit sind Einrichtungen und Bestände des Insti-
tuts für Großraumwirtschaft im wesentlichen zerschlagen. Desgleichen sind die bishe-
rigen Ergebnisse der Forschungen des Instituts vernichtet worden, und die laufenden 
Untersuchungen sind infolge der geänderten Verhältnisse ohne Belang. Die Auflösung 
des Großrauminstituts wird, abgesehen von politischen Gründen, nicht zu umgehen 
sein.« 260
Die Dekane der Philosophischen und der »zu liquidierenden« Staats- und Wirtschaftswis-
senschaftlichen Fakultät beschlossen, das Institut für Großraumwirtschaft am 31. März 1946 
offiziell aufzulösen.261 Die verbliebenen Sachmittel wurden an die Fachgruppe Sozial- und 
Wirtschaftswissenschaften in der Philosophischen Fakultät überstellt.  Weber regte er-
folglos die Gründung eines Agrarwissenschaftlichen Instituts an. Dieses sollte durch die 
verbliebenen Gelder des Instituts für Großraumwirtschaft und mittels Zuschüssen des 
»Boden wirtschaftsdienstes« und der neugegründeten »Gesellschaft zur Förderung der 
inneren Kolonisation« finanziert werden. Als dessen kommissarische Leiterin hatte Alfred 
Weber Marie Baum vorgesehen.262
257 In Mannheim hoffte der Rektor auf Kompensation durch Bewilligung eines zweiten sprachwissenschaftlichen Lehr-
stuhls. Senatsprotokoll vom 2.7.1955, UA MA B 4 11/9.
258 Senatsprotokoll vom 5.5.1956, UA MA B 4 11/9.
259 Thoms, Institut für Großraumwirtschaft an der Universität Heidelberg. Arbeitsbericht für das Jahr 1943/44, Vorwort, 
BA R 4901-13445. S. 4. 
260 Waffenschmidt an Weber, 15.1.1946, UA HD H-VI-668. Die ausgelagerten Bücher und Zeitschriften waren größtenteils 
verloren gegangen. Montaner an Rektor, 13.11.1945, UA HD B-6693/1.
261 Waffenschmidt an Rektor, 19.3.1946, UA HD B-6693/1.
262 Engerer Senat, Senatsprotokoll vom 17.8.1946, UA HD B-1266/4 (2).
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Institut für Betriebswirtschaft 9.4.3.3 
des Fremdenverkehrs
Nach dem Erliegen der Forschungsarbeiten wur-
den zunächst alle wissenschaftliche Mitarbeiter des 
Institut für Betriebwirtschaft des Fremdenverkehrs 
bis Juni 1945 entlassen. Bei Kriegsende betrug das 
Restguthaben des Instituts bei der Universitäts-
kasse 11.000 RM.263 Ein kurzfristiges Darlehen des 
Fritz-Gabler-Schulvereins in Höhe von 20.000 RM 
ermöglichte die Abdeckung der laufenden Kosten. 
Der Schulverein erklärte sich zudem bereit, die Fi-
nanzierung interimistisch zu garantieren, bis eine 
»neuaufgebaute Organisation der Wirtschaft« in 
Nachfolge der aufgelösten Hermann-Esser-For-
schungsgemeinschaft die Trägerschaft überneh-
me. Angesichts der neuen Mittelzuweisung nahm 
der mit den Direktoriumsgeschäften ehrenamtlich 
betraute Rudolf Falk die vorsorgliche Kündigung 
derjenigen Mitarbeiter zurück, die ihm zum Betrieb des Instituts unerlässlich erschienen.264 
Im Gegensatz zu seinem Schwesterinstitut, dem Institut für Großraumwirtschaft, blieb das 
Institut für Betriebswirtschaft des Fremdenverkehrs so nach Kriegsende funktionsfähig, 
personell intakt und geöffnet.265 
Die am Institut verbliebenen Angestellten arbeiteten über das Jahr 1945 an einer Biblio-
graphie des Fremdenverkehrs und, so berichtete Falk im November 1945, einer »Terminolo-
gie des Fremdenverkehrs, in der die gesamten uns angehenden volkswirtschaftlichen und 
betriebswirtschaftlichen Begriffe« gesammelt würden.266 Die Universitätsleitung schien der 
Arbeitsbericht Falks nicht überzeugt zu haben – am 28. November 1945 wurde beschlos-
sen, »dass das Institut für Fremdenverkehr nicht aufrecht erhalten werden« solle.267 Da die 
»Reichsgruppe Fremdenverkehr« sich in Liquidation befand, lagen die weiteren Entschei-
dungen über das Schicksal des Instituts auch im Ermessen des von der Militär regierung 
einzusetzenden Liquidatoren.268 Der von der Militäradministration als »conditionally rejec-
263 Falk an Rektor, 23.6.1945, UA HD B-6694/2.
264 Während im April 1945 noch die Gehälter an neun Mitarbeiter, inklusive 600 RM an Thoms ausgezahlt worden waren, 
standen im Juni 1945 nur noch zwei Assistenten, zwei wissenschaftliche Mitarbeiter, eine Sekretärin, eine Bürogehilfin 
und ein Lehrling auf der Lohnliste des Instituts für Betriebswirtschaft des Fremdenverkehrs. Falk an Rektor, 23.6.1945, 
UA HD B-6694/2. 
265 Falk plante kurzzeitig, das Institut aus dem engen Verbund mit der Universität herauszulösen, und beantragte bei der 
Universitätskasse, nach Freigabe der Mittel durch die Militärbehörde, dass das Restguthaben auf ein Konto der Heidel-
berger Volksbank überwiesen werden solle, da das Institut seine Gelder »in Zukunft selbst verwalten« werde. Er nahm 
von der Ausgliederung nach kurzer Zeit wieder Abstand, da in diesem Fall »schwere versicherungstechnische Nachteile 
für alle Angestellten zu erwarten gewesen wären«. Falk an Universitätskasse Heidelberg, 23.6.1945, UA HD B-6694/2 u. 
Falk, Bericht über die Weiterführung des Instituts für Betriebswirtschaft des Fremdenverkehrs an der Universität Heidel-
berg, 14.12.1945, UA HD H-VI-665.
266 Institut für Betriebswirtschaft des Fremdenverkehrs an Rektor, 14.11.1945, UA HD B-6694/2. Vermutlich flossen die in 
dieser Zeit gesammelten Informationen in ein nach dem Krieg durch Thoms veröffentlichtes »Handwörterbuch zur 
Betriebswirtschaftslehre des Fremdenverkehrs« ein.
267 Protokoll der Sitzung des Engeren Senatss vom 28.11.1945, UA HD B-1266/4 (2).
268 Falk, Bericht über die Weiterführung des Instituts für Betriebswirtschaft des Fremdenverkehrs an der Universität Heidel-
berg, 14.12.1945, UA HD H-VI-665.
Quelle 79 | »›Konsumtiver‹ Einsatz des Raumes«
»Wenn auch der gegnerische unmittelbare Eingriff in den kon-
tinentaleuropäischen Raum den bereits während dieses Krie-
ges angelaufenen Prozeß der Entstehung eines europäischen 
Großraumes zunächst gewaltsam unterbrach, so hat dieser 
Umstand weder die raumbildenden Energien der Zentralmacht 
des Reiches ernstlich zu schwächen vermocht, noch die Erfol-
ge in Vergessenheit geraten lassen, die der von Deutschland 
geführte europäische Großwirtschaftsraum in seiner durch die 
siegreiche Kriegführung begründeten relativ weiträumigen 
Erstreckung schon in den Kriegsjahren in Anspruch nehmen 
konnte. Der Raumverlust, der infolge der zusammengefaßten 
Kriegsanstrengungen der Feindmächte in Kauf genommen 
werden mußte, erscheint auf den ersten Blick als der bewußte 
Einsatz früherer Erfolge der deutschen Kriegsführung, als Um-
wandlung des Faktors Raum in jenen anderen der Zeit, auf den 
sich unsere Gegner schon vor uns berufen haben. Zugleich of-
fenbart dieser ›konsumtive‹ Einsatz des Raumes die politische 
und militärische Macht räumlicher Weite, die in der Geschichte 
noch nie überwunden worden ist.«
Thoms, Institut für Großraumwirtschaft an der Universität Heidel-
berg. Arbeitsbericht für das Jahr 1943/44, Oktober 1944, S. 3/4. 
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ted« klassifizierte Falk warb weiterhin für den Erhalt des Instituts: »Das Institut [sei] für die 
Fremdenverkehrswirtschaft eine Notwendigkeit«, da diese auch in Zukunft gut ausgebil-
deten und qualifizierten Nachwuchs zur Besetzung der leitenden Stellen benötige.269 Nach 
der Absage der Heidelberger Universität wandte sich Falk an die Wirtschaftshochschule 
Mannheim. Rektor Waffenschmidt zeigte Interesse und sondierte im Mai 1947 beim Treu-
händer der Reichsgruppe Fremdenverkehr, Hermann Heimerich, nach Möglichkeiten einer 
Fortführung des Instituts.270 Hotelier Gabler, der über den nach ihm benannten Schulver-
ein das Institut in den unmittelbaren Nachkriegsjahren finanziert hatte, war mit der von 
Waffenschmidt anvisierten Verlegung nach Mannheim nicht einverstanden. Er setzte sich 
weiterhin für eine (Wieder-) Angliederung des Instituts an die Universität Heidelberg ein: 
Da die Heidelberger Hotels unversehrt den Krieg überstanden hätten, so Gabler in einem 
Memorandum vom 30. September 1948, und in »keiner anderen Stadt [Deutschlands] eine 
gleichwertige Hotelleistung zu finden ist, werde Heidelberg der repräsentative Stützpunkt 
des Auslandsverkehrs Deutschlands werden, zumal seine geographische Lage im Rhein-
tal und sein schon bestehender internationaler Ruf dies begünstigen [würden]«.271 Zudem 
besitze Heidelberg mit der 1925 gegründeten »Deutschen Fachschule für das Hotel- und 
Gaststättengewerbe« und der 1940 gegründeten »Berufsfachschule für Hotelgehilfinnen« 
im Schloss-Hotel bereits zwei thematisch verwandte Bildungsstätten. Zuletzt habe die 
Nachfolgeorganisation der »Reichsgruppe Fremdenverkehr«, die »Arbeitsgemeinschaft 
des Hotel- u. Gaststättengewerbes im vereinigten Wirtschaftsgebiet«, signalisiert, dass 
sie unter Umständen gewillt sei, die Zahlungen an das Institut für Betriebswirtschaft des 
Fremden verkehrs wieder aufzunehmen.
Das Werben Gablers hatte kurzfristigen, aber keinen nachhaltigen Erfolg: Ein betriebs-
wirtschaftliches Institut war an der Universität Heidelberg weiterhin nicht erwünscht – 
möglicherweise scheute man auch den Ruf der Thoms’schen »Propagandainstitute«272 –, 
aber das Argument, dass Heidelberg der bestgeeignete Standort für ein derartiges Institut 
sei, fiel auf fruchtbaren Boden. Auf Anraten von Rektor Preiser und den Professoren  Kunkel 
und Bauer sprach sich der Heidelberger Senat für einen Kompromiss aus: Unter Förderung 
der Universität Heidelberg sollte es als Außenstelle der Mannheimer Universität in der 
Neckar stadt firmieren.273 Letztendlich sollten die Verhandlungen um eine Anbindung an 
die Universität Heidelberg jedoch im Sand verlaufen.
269 Ebd. u. Military Government Heidelberg, Earl L. Crum, an Rektor, 16.1.1946, UA HD B-3029/13.
270 Da Alfred Weber ihm gegenüber erklärt habe, »dass das Institut [...] mit der Universität nichts mehr zu tun« habe, so 
Waffenschmidt, werde er die Belange der Universität Heidelberg in den Verhandlungen nicht mehr berücksichtigen. 
Waffenschmidt an Weber, 17.5.1946, UA HD PA 6197.
271 Gabler an Rektor, 30.9.1948, UA HD B-6694/2.
272 Weber: Bericht. S. 616.









Als die Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät gegründet wurde, hatten die 
erste Säuberungswelle an der Mannheimer Handelshochschule und die Entlassungen an 
der Universität Heidelberg bereits große Lücken in den Lehrkörper gerissen. Vergrößert 
wurden diese durch die nur teilweise erfolgte Übernahme der übrigen Professoren von 
Mannheim nach Heidelberg. Nicht nach Heidelberg kamen so etablierte Ordinarien wie 
Walter LeCoutre und Walther Tuckermann. Bei deren Entlassung spielten politische Gründe 
eine Rolle, wie die vielfältigen Gutachten zeigen, aber letztlich lag die Ursache im Unwillen 
des MKU begründet, an der Universität Heidelberg die notwendigen Stellen zu schaffen. 
Widerstand gegen die Nichtübernahme ist nicht überliefert. Die Nationalsozialisten unter 
den Mannheimer Privatdozenten, Walter Thoms, Josef Ammelounx und Siegfried Wendt, 
haben auf den Entscheidungsprozess über detaillierte Eingaben Einfluss zu nehmen ver-
sucht, was ihnen nur eingeschränkt gelang. Obwohl sich LeCoutres Schüler Thoms und 
weitere Funktionäre der NSDAP für ihn einsetzen und gegen seinen Kollegen Sommerfeld 
agitierten, triumphierten ältere Seilschaften unter den Ordinarien; letztlich nach Heidel-
berg übernommen wurde Sommerfeld.
Greift man auf die in der Einleitung genannten von Dieter Langewiesche unterschie-
denen Verhaltenstypen der Hochschullehrer gegenüber dem Nationalsozialismus zurück1 
und unternimmt eine Zuordnung der Hauptakteure an der Staats- und Wirtschaftswissen-
schaftlichen Fakultät, so stellt sich folgendes Bild dar: »Fachwissenschaftliche [...] Distanz zur 
Politik« ohne rückblickend erkennbare Reverenzen an die nationalsozialistische Ideologie 
bewiesen Walter Waffenschmidt und – sieht man von seinen eher unbeholfen klingenden 
Bewerbungsschreiben bei der Übernahme der Handelshochschule ab – Edmund Lysinski.
Dem »Typus der illusionären Gleichschaltung«2 grob zuzuordnen sind Carl Brinkmann in 
seiner Hoffnung, der Nationalsozialismus führe zu einer Renaissance der »Historischen 
Schule«, Ernst Schuster, der auf eine Umsetzung von wissenschaftlichen Erkenntnissen in 
Sozialpolitik durch einen starken Staat hoffte, und letzthin Arnold Bergstraesser, der anfangs 
wie auch seine beiden genannten Kollegen auf eine nationale Wiedergeburt in der »Volks-
gemeinschaft« durch Restaurierung des »Primats des Staats« setzte. Allen dreien zu Eigen 
war eine »Distanz zu ihrer Zeit«, die in ihren Augen an einer durch Liberalismus, Kapitalis-
mus und Parlamentarismus hervorgerufenen »pluralistisch-wertrelativierenden Spaltung 
der angestrebten Geschlossenheit« litt.3 Aber keiner der Genannten führte diese Krise zu 
irgendeinem Zeitpunkt auf das »Weltjudentum« zurück, Brinkmann wies die These vom 
Einfluss des Finanzjudentums in den USA sogar explizit als übertriebenes Gerücht zurück.4 
Als Beispiele für eine »nachholende Selbstgleichschaltung« dürften Sandig mit seinem 
Werben für die »Betriebsgemeinschaft« gemäß dem organischen Paradigma der Betriebs-
wirtschaftslehre gelten und bis zu einem gewissen Grad Schuster, der sich zwar gegen eine 
Ideologisierung der Hochschule stemmte, aber zugleich in verschiedenen Forschungs-
projekten mit der DAF zusammenarbeitete.5 Zum »Typus identifizierender Selbstgleich-
schaltung durch fachwissenschaftliche Vorausplanung nationalsozialistischer Programme 
1 Langewiesche: Universität Tübingen. S. 622, siehe S. 20.
2 Ebd. S. 624-627.
3 Ebd. S. 634 u. Wolgast: Verrat der Intellektuellen. S. 105.
4 Zu Brinkmann und den »übertriebenen« »Verjudungstendenzen« in den USA siehe S. 300.
5 Langewiesche: Universität Tübingen. S. 627/628.
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und Praxis« und einer vollständigen Übernahme der rassistischen und imperialistischen 
Grundaxiome der nationalsozialistischen »Weltanschauung« sind die zum Zeitpunkt der 
»Machtergreifung« im Stand eines Privatdozenten stehenden Walter Thoms und Siegfried 
Wendt sowie der spätere Assistent Brinkmanns, Andreas Pfenning, zu zählen.6 Mit den 
fachwissenschaftlichen Motiven für eine partielle oder vollständige »Selbstmobilisierung« 
unter den Dozenten der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät verschränken 
sich die biographischen Beweggründe: Hier sind beispielhaft die politisch belastende Mit-
gliedschaft in der SPD bei Schuster, Brinkmanns »nichtarischer Sohn« aus erster Ehe und 
Adlers Logenmitgliedschaft anzuführen sowie der Drang nach persönlichem Avancement 
bei Thoms und Wendt. Hierzu sei allerdings erschränkend angemerkt, dass der vielfältige 
Widerstand der etablierten Ordinarien, der sich in diversen Gutachten und der Tatsache, 
dass es Wendt nur an die Göttinger nationalsozialistische »Musterfakultät« gebracht hat, 
zeigt, dass sich mit fortschreitender Zeit ein exponiertes Streben nach einer ideologisierten 
Wissenschaftstheorie als kontraproduktiv für die eigene Universitätskarriere herausstellten 
konnte. Dies dürfte den Privatdozenten nicht entgangen sein – wer sich hingegen für einen 
Beitritt zur »Weltanschauungselite« des SD der SS qualifizieren wollte, hatte diese Hürden 
nicht zu fürchten, wie die zahlreichen Habilitanden bewiesen.
Alfred Weber, der als einer der wenigen deutschen Hochschullehrer den Mut besessen 
hatte, nach der »Machtergreifung« 1933 öffentlich gegen die Aufhebung der Bürgerrechte 
zu protestieren, hatte die Ruperto-Carola zum Zeitpunkt der Gründung der Staats- und 
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät 1934 bereits verlassen. Keiner der Professoren lehn-
te sich in der Folgezeit offen gegen das nationalsozialistische Regime auf: »Zivilcourage 
– meaning civil courage, an excellent German word but not a German practice – grew even 
rarer.«7 Webers früherer Kollege am InSosta, Brinkmann, blieb in seiner politischen Haltung 
für sein Umfeld nicht durchschaubar, beließ es bei verklausuliert-vorsichtigen Warnungen 
vor zu viel revolutionärem Elan und erwies sich in der Abwehr wissenschaftlich nicht ge-
rechtfertigter Habilitationen nationalsozialistischer Jungfunktionäre als das schwächste 
Glied innerhalb der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät. 
Volkswirt Ernst Schuster, dessen Persönlichkeit sich im dienstlichen Umgang durch ro-
buste Konfliktbereitschaft auszeichnete, nahm eine offensichtlicher ambivalente Rolle ein. 
Das ehemalige Mitglied der SPD war im Gegensatz zu Brinkmann 1933 der NSDAP beigetre-
ten und stand mindestens auf dem Papier im Kontakt zu einigen Parteigliederungen, vor al-
lem der DAF.8 Trotz des Risikos – Schuster stand mutmaßlich einige Zeit unter Überwachung 
des SD und war mehrmals bei der Partei denunziert worden – erwies er sich als unerschro-
ckener, fintenreicher Gegner des langjährigen Dekans Thoms in Berufungsverhandlungen 
ebenso wie in Habilitationsverfahren. Mit dem Argument, das Ansehen des »National-
sozialismus« vor Phrasendreschern, Stümpern und Konjunkturrittern retten zu müssen – 
ohne jemals zu erklären, was er unter Nationalsozialismus verstand –, wandte sich Schuster 
in harschen Worten gegen die Habilitation von besonders regimenahen Wissenschaftlern 
6 Ebd. S. 631/632.
7 Stern: Five Germanys. S. 96 in Bezug auf die Reaktion der Deutschen auf die »Machtergreifung« allgemein [Hervorhe-
bung wie im Original]. Im Gegensatz zu Weber, der am Ende seiner Dienstzeit stand und kinderlos war, mussten die 
allesamt jüngeren Dozenten mit Familie, wenn sie es denn gewollt hätten, mehr Rücksicht in ihren Taten walten lassen.
8 Z Geerd Schuster am 8.9.2003.
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wie Ammelounx und Rheinheimer.9 Als einziger kritisierte Schuster Six’ Habilitationsschrift 
als ungenügend. Nicht zuletzt an seinem Widerstand scheiterte Thoms’ Wunsch, einen sei-
ner »Heidelberger Kameraden«, den Heidelberger Wendt, den Kölner Hohlfeld oder den 
Göttinger Rath, an die Heidelberger Universität zu berufen. Im Disziplinar verfahren gegen 
den »alten Kämpfer« Rohr bewies Schuster zusammen mit seinem Assistenten Rittig eini-
gen Mut, als er die Vorstellung vom Juden als »Parasiten« vergleichsweise offen ironisierte.
Schusters Biographie kann als Beispiel dafür gelten, wie Kohäsion im »Dritten Reich« 
erzeugt wurde. Vollständige Linientreue wurde nicht verlangt, Mitarbeit in der DAF und 
der RAG war kombinierbar mit einem hohen Maß an »Renitenz« und vergleichsweise freier 
Rede in der Lehre:
»In Wirklichkeit entstand die extrem zerstörerische Potenz des NS-Staats aus der hohen 
Integrations- und Mobilisierungsfähigkeit der unterschiedlichsten sozialen Gruppen, 
Generationen, geistigen Strömungen und Temperamente. In seiner inneren Struktur 
war das Reich Hitlers ungleich pluraler angelegt als jenes Stalins, es bündelte die ge-
sellschaftlichen und materiellen Ressourcen besser, es war flexibler, verbreiterte seine 
Basis und wechselte sie in einzelnen politischen Fragen. [...] Der nationalsozialistische 
Volksstaat setzte nicht auf absolute Linientreue, sondern auf partielle Zustimmung, 
Initiative, korporative Mitwirkung und – wahlweise – auf Passivität.«10
Die amerikanische Militärregierung und später die Spruchkammern scheiterten an der 
Herausforderung, über den »Mimikry«-Nationalsozialisten Schuster, der sich bei der Nazifi-
zierung der Fakultät in vielen Fällen als Widerpart von Thoms erwiesen hatte, ein angemes-
senes Urteil zu fällen.11 Schuster war neben Thoms der einzige Dozent an der Staats- und 
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät geblieben, der nach 1945 keinen Lehrstuhl mehr 
innehaben sollte.
Mit Blick auf die Berufungsverfahren und die Aktivitäten der »Heidelberger Kamerad-
schaft« ist anzumerken, dass der Einschätzung, dass das Verhältnis des Regimes zur Wissen-
schaft nicht »grundsätzlich wissenschaftsfeindlich, sondern utilitaristisch« war, zwar im 
Großen zuzustimmen ist, dass im Detail aber eine Einschränkung getroffen werden muss.12 
Wie gezeigt wurde, konnte die Berufung von kompetenten Wissenschaftlern wie Erich 
Schneider, oder vergleichbar: Hans Peter, durch Parteigliederungen und politisch vernich-
tende Gutachten erfolgreich torpediert werden. Dies bedeutet aber im Umkehrschluss, 
dass der Betroffene trotz seines vorhandenen Nutzens in gar kein Amt gelangen konnte, 
um in den Genuss der dann tatsächlich aufgrund von Nützlichkeitserwägungen verteilten 
Fördermittel zu kommen. Nationalsozialistische »Haltung« ohne Leistung mochte in den 
meisten Fällen nicht ausreichen, um berufen zu werden, aber mangelnde Nähe zur »Welt-
anschauung« konnte durchaus auch in späteren Jahren des Regimes Karrieren von fachlich 
Befähigten zumindest bremsen.
9 Schuster stand in seinen scharfen Attacken gegen Konjunkturritter nicht alleine. Auch Kollegen, die sich durch eine 
größere Nähe zum Nationalsozialismus auszeichneten wie z.B. Bernhard Harms, formulierten deutlich: »Zu erinnern 
auch an jene geistig Armen, die sich mangels schöpferischen Funkens und bar der Fähigkeit, gestaltend wirksam zu 
werden, damit behelfen, die deutsche Volkswirtschaftslehre des 19. Jahrhunderts herabzuwürdigen und am laufenden 
Band die ›liberalistische Erbsünde‹ abzustempeln. Letzteres gewiß ein verdienstliches Unterfangen – Kerle sind aber 
aus anderem Holz geschnitzt.« Harms: Zeitenwende. S. 46.
10 Aly: Schieder, Conze. S. 176/177. 
11 Siehe S. 587.
12 Szöllösi-Janze: Universitäten. S. 167.
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Trotz aller Unterschiede im Grad ihrer Zuarbeit gleichen sich die Rechtfertigungs-
strategien der Dozenten der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät nach 1945. 
Sie zogen sich alle auf ihren fehlgeleiteten Glauben an die vermeintlich guten Seiten der 
national sozialistischen »Machtergreifung« zurück – ausnahmslos, ohne ein Wort des Bedau-
erns über die Verbrechen des Regimes zu verlieren. In den Augen der Witwe Max  Webers, 
Marianne Weber, ein gar zu billiger Weg, sich seiner Schuld zu entledigen:
»Viele von ihnen entschuldigen sich mit ihren idealistischen Motiven: ›Wir wollten 
durch unsere Mitarbeit Böses verhüten, den Anständigen zum Übergewicht verhelfen, 
zu Deutschlands Ehre, Einheit und Macht beitragen, zum Aufstieg der arbeitenden 
Klassen beitragen.‹ Sie berufen sich ferner darauf, daß jede revolutionäre Bewegung 
mit Gewalttaten beginnt und dennoch von der Geschichte als notwendig und sinnvoll 
gewertet wird. – Ich fühle mich ein, ich suche den Einzelnen zu verstehen, seine Lage 
geht mir nah, aber ich sage mir, ihnen fehlte die sittliche Gewissenhaftigkeit zur rich-
tigen Entscheidung. Außerdem ist auch Irrtum und Blindheit bei reifen, urteilsfähigen 
Menschen Schuld.«13
Die eigenmächtige Verschärfung der Zulassungshürden für die »nichtarischen« Stu-
dierenden fügt sich ins Bild der »kumulativen Radikalisierung«. Allerdings zeigt der erfolg-
reiche Protest des REM bei der Reichskanzlei, dass Rusts Ministerium nicht ganz so machtlos 
war, wie dies in der Literatur charakterisiert wird.14 Die Disziplinarverfahren an der Staats- 
und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät belegen eine hohes Maß an Willfährigkeit auf 
Seiten des Rektorats, Verfahren auf bloße Denunziationen durch die lokale Studentenfüh-
rung hin zu eröffnen. Deren Ausgang zu beeinflussen, um eine wirksame Drohkulisse auf-
zubauen und damit ihren Status auch im Krieg zu sichern, gelang der Studentenführung 
13 Hervorhebung wie im Original. Weber: Erfülltes Leben. S. 340.
14 Siehe S. 539.
Diagramm 12 | Heidelberger Universität, Zusammenstellung der Aversalmittel der Institute
Institute der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät im Vergleich zum Juristischen Seminar und zu den hinsicht-
lich der Aversalmittel am besten ausgestatteten Institute aus den weiteren Fakultäten der Universität Heidelberg (Historisches 
Seminar = »Abt. für mittl. und neuere Geschichte und Abteilung für Geschichte mit besonderer Berücksichtigung der Kriegsge-
schichte«). Eigene Zusammenstellung nach GLA KA 235-3826 u. -3279.
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allerdings nicht in allen Fällen. Die Zahl der Disziplinarverfahren war niedrig. Angesichts 
des Anpassungsdrucks, dem die Studierenden ausgesetzt waren, und der Nichtigkeit eini-
ger Ver gehen, für die die Studierenden vor den Disziplinarbeamten zitiert wurden, wäre in 
meinen Augen eine höhere Zahl zu erwarten gewesen. Hier können erst weitere Studien 
im Vergleich zu anderen Fakultäten und Universitäten klären, ob dies ein Überlieferungs-
problem ist oder ob die Zahl der angeklagten Studierenden tatsächlich so gering war, und 
damit einen Beitrag zur Erforschung von Dissens und Renitenz unter den Studierenden 
leisten. Ähnliches gilt für die Betreuung der Frontsoldaten durch die Universitäten im Deut-
schen Reich und die »Reichsberufskämpfe«. Auf beiden Feldern zeigen die lokalen Befunde 
an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät, dass eine vergleichende Bear-
beitung dieser Themen auf nationaler Ebene fruchtbare Erkenntnisse zum nationalsozialis-
tischen Herrschaftssystem und zur Universität von 1933 bis 1945 zeitigen könnte.
Institutionelle Gleichschaltung
Hinter der Schließung der Mannheimer Handelshochschule und der Gründung der Staats- 
und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät stand kein politisch motiviertes Konzept, wie 
von Weber kolportiert, sondern finanzielle Nöte der Stadt Mannheim, planloser Aktionis-
mus und einige »Universitätslüsternheit« auf Seiten der Dozenten an der Handelshoch-
schule. Der gleichlautenden Schlussfolgerung von Reinhard Bollmus ist zuzustimmen.15 
Dennoch kam der Politik weniger in Bezug auf die Ideologie als vielmehr hinsichtlich der 
Umsetzungchancen eine entscheidende Rolle zu: Ob die Verlegung ohne das Widerlager, 
das Interessenverbände wie die IHK, Parteien, Professoren und Studierende in einer De-
mokratie dargestellt hätten, tatsächlich umgesetzt worden wäre, und wenn ja, in dieser 
Geschwindigkeit und Form, ist fraglich. Ebenso zweifelhaft ist es, ob die Verlegung der 
Handels hochschule nach Etablierung der nationalsozialistischen Herrschaftsstrukturen der-
gestalt möglich gewesen wäre. Zwar existierte nach 1933 keine freie Meinungs äußerung 
mehr, aber die polykratische Machtstruktur hätte es den Gegnern einer Auflösung unter 
Umständen ermöglicht, die sich neu herauskristallisierenden Machtblöcke – die Partei-
gliederungen wie die DAF oder den Gauleiter – ebenso wie die alten Eliten für ihre Ziele 
zu instrumentalisieren.16 Der politische Umbruch 1933 eröffnete einer kleinen Gruppe von 
Männern, Bollmus‘ »kleinen Geistern«, ein Zeitfenster und gab ihnen die Machtmittel an 
die Hand, ihren eigenen Entschluss ohne größere Widerstände durchzusetzen.17 Spiegel-
bildlich hierzu ist die Auflösung der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät im 
Jahr 1945 zu sehen. Auch hier setzte sich eine ad hoc gebildete Seilschaft von Professoren, 
namentlich Alfred Weber, und Politikern in einer Zeit ungeklärter Verwaltungszuständig-
keiten, sich überschneidender Weisungsbefugnisse und einer hoch personalisierten Herr-
schaft ohne größere Widerstände durch: »Von nun an rollte der Stein ganz von selbst, nicht 
aufgehalten durch die Barrikaden des Bürobetriebs.«18
Einer existentiellen Bedrohung wie die theologischen Fakultäten standen das  InSoSta 
und das Institut für Zeitungswissenschaft trotz ihres schlechten politischen Rufs nie 
15 Bollmus: Handelshochschule. S. 135-139.
16 Zu den Machtblöcken im Nationalsozialismus in Aufarbeitung von Franz Neumanns »Behemoth« und in Bezug auf die 
Forschung und die deutschen Universitäten Renneberg/Walker: Science. S. 1-3.
17 Ebd. S. 137.
18 Waffenschmidt: Wiedererrichtung. S. 7.
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gegenüber,19 da den Wirtschaftswissenschaften, der Zeitungswissenschaft und der Sozio-
logie die Chance gegeben war, sich durch Anpassung, Kollaboration und Übernahme 
von nationalsozialistischem Gedankengut zu rehabilitieren und durch Bereitstellung von 
Experten wissen zu »bewähren«.20 Das Institut für Zeitungswissenschaft zählte zusammen 
mit dem Institut für Rohstoff- und Warenkunde allerdings zu den Institutionen der Staats- 
und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät, die weder institutionell noch disziplinär einen 
weiter gehenden Fortschritt erlebten. Allein die sehr späte Verleihung des Extraordinariats 
an Adler, der wissenschaftlich nicht hervorgetreten war, mag als ein Schritt zur Qualifizie-
rung der Zeitungswissenschaft zum Hauptfach interpretiert werden.
Die zu Beginn dieser Arbeit aufgestellte These, dass die Staats- und Wirtschaftswissen-
schaftliche Fakultät sich durch besondere Systemnähe charakterisiere, ist in dieser Form 
nicht zu halten. Tatsächlich zeichnete sich vor allem der langjährige Dekan, Betriebswirt 
Thoms, durch eine wortreiche Propaganda im Sinne einer »arischen« »Volksgemeinschaft« 
aus, aber diese Selbstmobilisierung wurde nur in begrenztem Maß durch erhöhte Mittelzu-
weisung für die Fakultät honoriert. Das vollmundige Versprechen, dass »für die zukünftige 
Gestaltung der Handelshochschule [...] der Wille der Regierung, sie im Rahmen der Univer-
sität zur Musterhochschule auszubauen, maßgebend« sei, blieb hinsichtlich des primären 
Ziels der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät, wenigstens den 1933 erfolg-
ten Stellenabbau wieder auszugleichen, folgenlos.21 Die DAF, der Thoms und begrenzt auch 
Schuster zuarbeiteten, unternahm keinen erkennbaren Versuch, auf Personalentscheidun-
gen Einfluss zu gewinnen oder Stellen zu schaffen – wobei offen bleibt, ob Thoms überhaupt 
versuchte, diese politische Ressource in seinem Sinne zu mobilisieren.22 Eine Aufstockung 
der Institutsaversen fand bis Kriegsende nicht statt (Diagramm »Aversalmittel«, S. 631). Der 
einzige Weg, an weitere Mittel und damit die gewünschten Stellen zu kommen, gehe, so 
stellte Schuster 1942 fest, über die Gründung neuer Institute.23 In der Tat profitierten vor 
allem die neuen Institute der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät von den 
»goldenen Zeiten für staatlich finanzierte anwendungsorientierte Forschung«.24 So erklärte 
der Heidelberger Chemiker Freudenberg gegenüber der amerikanischen Militäradminist-
ration 1945: »We would like, however, to retain one thing from the Nazi time: the copious 
finan cial means.«25 Die Goldgräberstimmung, die sich während des Kriegs unter denjeni-
gen Professoren verbreitete, die auf hohe Zuweisungen an Forschungsgeldern aus den 
Berliner Ministerien und dem Oberkommando der Wehrmacht hoffen konnten, und die 
ihren Niederschlag in den Akten der Institutsneugründungen 1941/42 gefunden hat, steht 
19 Immerhin hatte der Historiker Willy Andreas, der letzte frei gewählte Rektor vor 1933 und Intimfeind von Alfred Weber, 
bereits 1932 den Versuch unternommen, das InSoSta wegen der »Gumbelaffären« aus der Philosophischen Fakultät zu 
drängen. Demm: Politischer Weg. S. 56 u. Jansen: Professoren u. Politik. S. 231.
20 Wolgast: Evangelisch-theologische Fakultäten. S. 78/79.
21 Eingliederung der ehemaligen Handelshochschule Mannheim in die Universität Heidelberg. In: Der Heidelberger Stu-
dent vom 22.1933. Ein Faksimile des gesamten Artikels aus dem »Heidelberger Student« findet sich im Anhang S. 644.
22 In den Akten findet sich hierauf kein Hinweis. Angesichts der regen Netzwerkarbeit Thoms’ halte ich es aber für unwahr-
scheinlich, dass er nicht in dieser Richtung tätig geworden ist.
23 Siehe S. 440.
24 Raphael: Radikales Ordnungsdenken. S. 14.
25 Freudenberg, Memorandum zur Wiedereröffnung der Naturwissenschaftlich-Mathematischen Fakultät, 5.11.1945, 
UA HD B-1590/1.
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in scharfen Kontrast zu den Einzelschicksalen, die sich hinter den in den Akten festgehalte-
nen Einberufungen zu Wehrmacht und Arbeitsdienst verbergen.26
Betrachtet man die Vorgeschichte des Instituts für Großraumwirtschaft und des Insti-
tuts für Betriebswirtschaft des Fremdenverkehrs, so wurde hier weniger eine besondere 
Nähe zur NSDAP oder einer Parteigliederung in Finanzmittel umgemünzt als vielmehr 
auf alte Institutionen wie das Reichswirtschaftsministerium beziehungsweise einen Wirt-
schaftsverband wie die »Hermann-Esser-Forschungsgemeinschaft« zurückgegriffen.27 
Hinsichtlich der Unterstützung des Reichswirtschaftsministeriums ist der Anteil, den die 
persönliche Verbindung zwischen Rektor Schmitthenner und Staatssekretär Landfried 
an der erfolg reichen Einwerbung hatte, sicherlich nicht zu unterschätzen. Zum im Krieg 
immer mächtiger werdenden Machtblock der SS hatte die Staats- und Wirtschaftswissen-
schaftliche Fakultät nur über den SD und das Dolmetscher-Institut mittelbaren Kontakt. 
Das Ausgreifen des »SS-Staats« manifestierte sich in der Ablösung des Landfrieds durch 
den SS-Einsatzgruppenleiter Otto Ohlendorf, zu dem die Fakultät vergeblich näheren Kon-
takt aufzubauen versuchte. Der Untergang des »Dritten Reichs« setzte dieser Anstrengung 
ebenso ein Ende wie den Forschungsprojekten Thoms’ in der Ukraine, die möglicherweise 
das Fundament einer engeren Bindung an die SS hätten bilden können.28 Ohne instituts-
eigene fortgeschrittene Forschungskräfte, ohne größere Außenkontakte und belastetet 
durch Streit um die inhaltliche Ausrichtung, war es allein die Signalwirkung der Gründung 
des Instituts für Großraumwirtschaft, die dazu beitrug, dass Heidelberg im Ausland als eine 
der geowissenschaftlichen Speerspitzen Deutschlands wahrgenommen wurde: »The Uni-
versity of Heidelberg seems to have been completely mobilized for purposes of scientific 
and military research in geopolitics.«29
In Hinblick auf die Binnenstruktur der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakul-
tät ist der »Dekan als Führer« nur schemenhaft zu erkennen. Thoms war zu keinem Zeit-
punkt der »unanfechtbare Führer der Fakultät«, wie Brintzinger schreibt, sieht man davon 
ab, dass Schuster und Brinkmann, die beide als dienstälteste Ordinarien ein Vorrecht auf 
das Amt des Dekans besaßen, durch seine Ernennung übergangen worden waren.30 Weder 
in den Habilitationsverfahren noch in den Berufungsverhandlungen oder allgemeiner bei 
der fachlichen Ausrichtung der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät durch 
Neugründungen konnte sich Thoms widerstandslos durchsetzen, was zu einem großen 
Teil seinem Kollegen Schuster geschuldet war. Thoms als Verfechter einer rücksichtslosen 
Nazifizierung der Fakultät zu sehen, geht dennoch zu weit, da er wissenschaftliche und per-
sönliche Argumente gegenüber einer klaren »Haltung« von Fall zu Fall schwerer gewichte-
te. Persönliche, politisch motivierte Angriffe gegen Kollegen, Mitarbeiter und Studierende 
an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät wie zum Beispiel gegen die 
politisch schlecht beleumundete Fakultätssekretärin Ritsert sind von ihm nicht bekannt. 
26 Siehe S. 433. 
27 Die »Hermann-Esser-Forschungsgemeinschaft« dürfte abgesehen von ihrem Vorsitzenden, dem alten politischen Weg-
gefährten Hitlers, Hermann Esser, nicht klar der Sphäre der Partei zuzuordnen sein. Der Versuch der Staats- und Wirt-
schaftswissenschaftlichen Fakultät, den Reichsleiter der NSDAP, Martin Bormann, für den Verwaltungsrat des Instituts 
für Großraumwirtschaft zu gewinnen, scheiterte an dessen »grundsätzlicher« Ablehnung. Siehe S. 442. 
28 Zu Ohlendorf siehe S. 445 u. zu Thoms’ Forschungsaufenthalt in der Ukraine siehe S. 446.
29 Gyorgy: Geo-Sciences. S. 678.
30 Brintzinger: Nationalökonomie. S. 229.
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Ebenso setzte sich Thoms für die Rückkehr der Mannheimer Professoren LeCoutre und 
Tucker mann ein, die beide für eine dezidiert liberale politische Haltung standen.
Die Fakultät bewies zu Zeiten, dass sie Widerstand gegen äußere Einmischung zu leisten 
verstand – allerdings in vielfältigerer Weise, als es die einfache These von einer Abwehr im 
Namen einer freien Wissenschaft gegen weltanschauliche Zumutungen von außen nahe 
legt. Tatsächlich wurde der Vorstoß des NSDStB, direkten Einfluss auf die Auswahlgespräche 
der potentiellen Studierenden am Dolmetscher-Institut zu gewinnen, abgewehrt, wie auch 
Adler sich weigerte, sich vom Reichspropagandaministerium hinsichtlich der Themenwahl 
bei Dissertationen weiterreichende Vorgaben machen zu lassen, und auf den Dienstweg 
verwies.31 Thoms setzte sich für die Absolventinnen des Dolmetscher-Instituts ein, um sie 
durch Anerkennung ihres Abschlusses vor dem Kriegsdienst zu schützen. Allerdings konn-
te sich das Bild auch drehen: Um die nicht gewünschte, vom Reichswirtschaftsministeri-
um geforderte Berufung des Volkswirts Schneider abzuwehren, war es die Fakultät, die ein 
Feuerwerk an politisch vernichtenden Gutachten abbrannte: »Wenn man Schneider nicht 
als einen außerordentlich gut getarnten, absichtlichen Verneiner bezeichnen will, so hat er 
jedenfalls auf keinen Fall kapiert, was in Deutschland gespielt wird.«32 Schuster, der zu den 
vehementesten Gegnern einer Berufung Schneiders zählte, nutzte das Vokabular und die 
Argumente der ihm ansonsten fremden Vertreter einer nationalsozialistischen National-
ökonomie, um den aus Dänemark nach Deutschland zurückstrebenden Volkswirt politisch 
unmöglich zu machen. Zuletzt spielte die Fakultät die unterschiedlichen Machtzentren 
Wehrmacht, SD, Reichsforschungsrat und REM gegeneinander aus, um den Beschluss des 
REM zur Verlegung der Institute nach Tübingen zuerst ohne Konsequenzen zu ignorieren 
und letztlich rückgängig zu machen.
Inhaltliche Gleichschaltung
Der in schneller Folge vom Privatdozenten zum Ordinarius und Dekan aufgestiegene Be-
triebswirt Walter Thoms verkörperte als Parteiredner in der DAF, Kreiswirtschaftsberater 
und vielschreibender Propagandist der »Volksgemeinschaft« in der Betriebswirtschafts-
lehre (»Die Theorie trägt in sich das Verlangen, die Wirtschaft, die sie ›begreift‹, geistig zu 
sichern.«33) die vom Heidelberger Rektor Ernst Krieck ebenso wie von Dozentenbunds-
führer Hermann Schlüter geforderte »Haltung«:
»Wir jedenfalls wehren uns dagegen, daß die Wissenschaft unsere Weltanschauung zer-
teilt, daß die wissenschaftliche Haltung die weltanschauliche bestimmt und ausrichtet. 
Der Nationalsozialismus kann nur in toto übernommen oder abgelehnt werden, auch 
auf den Universitäten. [...] Unsere blutsgebundene Weltanschauung steht über der 
Wissenschaft. Diese wird von jener beleuchtet, nicht umgekehrt.«34
Abgesehen von seiner persönlichen Karriere, so zeigt die Biographie Thoms’, war die 
Unterstützung von Seiten des Regimes bei der von ihm eingeforderten Entwicklung einer 
nationalsozialistischen Wirtschaftswissenschaft nie hoch und schwand vollends mit dem 
zweiten »Vierjahresplan«.35 Ein durch die Arbeiten von Wendt, Pfenning und Thoms inspi-
31 Siehe S. 405.
32 Weigmann an Rektor, 14.7.1942, UA HD B-7750.
33 Thoms: Leistungssteigerung. S. 247.
34 Dekan an Rektor, 23.2.1942, UA HD B 1580/2.
35 Krieck: Lage u. Aufgabe.
636
riertes Institut für »Betriebsbiologie«, dessen Gründung in den 30er Jahren unter der Ägi-
de Kriecks wenigstens denkbar gewesen wäre, wurde nie realisiert. Thoms blieb nur, auf 
den Ausbau der Universität und vor allem des Instituts für Großraumwirtschaft nach dem 
in unerschütterlichem Glauben erwarteten »Endsieg« zu hoffen.36 Christoph Dieckmann 
kommt am Beispiel Andreas Predöhls und des Hamburger Welt-Wirtschafts-Archivs zum 
Ergebnis, dass Ökonomen, »die versuchten, eine ›nationalsozialistische‹ Wirtschaftswissen-
schaft zu entwickeln«, als »Dogmatiker abgekanzelt und nicht ernst genommen wurden«.37 
Wenn Predöhl Thoms’ Göttinger »Kameraden« Rath anging, dem er 1939 vorwarf, einen 
»für die Brauchbarkeit in der praktischen Forschung höchst gefährlichen Dogmatismus 
herauf zubeschwören«, so findet hier das Selbstbewusstsein eines Fachmanns, der sich der 
Bedeutung seiner Expertise für das Regime deutlich gewahr ist, seinen Ausdruck.38 Ein ver-
gleichbar rauher Ton wurde von den Fachkollegen auch gegenüber Thoms, Ammelounx 
und Wendt als den Verfechtern einer nationalsozialistischen Wissenschaft in Fachzeitschrif-
ten, Habilitations verfahren und in der Korrespondenz der »Heidelberger Kameradschaft« 
angeschlagen. Die Gegner der »Heidelberger Kameradschaft« griffen wie Predöhl die 
mangelnde Praxistauglichkeit und fehlende Effektivität von Thoms’ und Raths »völkischer 
Wissenschaft« an, nicht aber deren »Weltanschauung« oder die Ziele der herrschenden Wirt-
schaftspolitik, zumal diese sich schnell ändern könnten: »Die politischen Ziele wechseln im 
Rahmen bestimmter festliegender Grundzusammenhänge ziemlich kurzfristig«.39 Typisch 
für die häufig hämisch formulierte Kritik der Kollegen ist die am »Heidelberger Kameraden« 
Hohlfeld geäußerte, der den »Durchbruch zum politischen Preis«, jenem »wunder baren 
Werkzeuge zur Verwirklichung der Ziele, die unserem Volke so klar gesteckt sind«, gefeiert 
hatte40: 
»Herr Hohlfeld paßt das Geld überhaupt nicht. Er tut gerade so, als ob es schade ist, 
daß es überhaupt Geld gibt. Nach seiner Ansicht wäre es wohl besser, daß wir wieder 
zum Handel mit Kuh gegen Ochse übergingen. (Wenn ich hier Herrn Hohlfeld etwas 
unfreundlich behandle, dann meine ich damit nicht nur ihn, sondern alle, die das glei-
che wie er zum Ausdruck gebracht haben.) Das Geld gehört in eine moderne Wirtschaft 
hinein. In Geld drücken wir unsere Werte aus, in Geld rechnen wir in unseren Büchern, 
und in Geld rechnen wir das aus, was wir für unsere Leistung bekommen. [...] Es ist im 
nationalsozialistischen Staat keine Schande, viel Geld zu verdienen, sondern ein Zei-
chen der Leistungsfähigkeit.«41
Die Rezeption von Thoms’ radikaler Forderung nach Etablierung der »Betriebsbiologie« 
als einer »rassisch-völkisch-politischen Wissenschaft« und zur »Entthronung der Rentabi-
lität« durch eine gemeinwirtschaftliche Form der Betriebsrechnung blieb in den Fachzeit-
schriften, von den hier aufgeführten Konflikten abgesehen, verhalten. Der Widerstand, der 
Thoms’ Drang nach einer durch die Weltanschauung geprägten Universität sowohl auf or-
ganisatorischer wie wissenschaftlicher Seite geleistet wurde, ließ über die Jahre niemals 
nach, sondern verstärkte sich bis Kriegsausbruch noch. In der eigenen Disziplin erscheint 
Thoms als ein Außenseiter, wenngleich die normative Schule der Betriebswirtschaftslehre 
36 Siehe zu den Plänen Thoms’ S. 453 u. zum »Friedensprogramm« der Universität S. 434.
37 Dieckmann: Wirtschaftsforschung. S. 157/158.
38 Rath/Predöhl/Mayer: Wendung. S. 412. Vgl. Dieckmann: Wirtschaftsforschung. S. 159.
39 Rath/Predöhl/Mayer: Wendung. S. 412.
40 Hohlfeld: Politischer Preis. S. 1101.
41 Heiser: Gewinne. S. 400. Der Lehrbeauftragte an der Wirtschaftshochschule, Betriebswirt Hans Heiser, ist keinesfalls zur 
»liberalen« Opposition zu zählen, so griff er Sombart wegen dessen »tragischer« und »trauriger« Haltung zum national-
sozialistischen Rassenbegriff an. Heiser: Deutscher Sozialismus. S. 977-979. Vgl. u.a. Wendt gegen Vleugels S. 350.
637
durchaus einen Aufschwung erlebte und von den sich gewandelten politischen Rahmen-
bedingungen profitierte.42 Es ist Peter Gmähle zuzustimmen, wenn er in seiner Dissertation 
die Bilanz zieht, dass es »dem Nationalsozialismus auf jeden Fall nicht gelungen ist, die 
Pluralität der betriebswirtschaftlichen Lehrmeinungen aufzuheben«.43 Diese Erkenntnis 
fügt sich in das Bild, das Mitchell G. Ash zum Verhältnis von Wissenschaft und Politik im 
Nationalsozialismus allgemein zeichnet: »Am interessantesten dabei ist, daß in den bislang 
untersuchten Fällen die Befürworter der ideologischen Kohärenz meist verloren.«44
Was das Regime von Thoms, Schuster, Sommerfeld, Brinkmann, Jecht und ihren Mitar-
beitern forderte und mit entsprechenden Mitteln unterstützte, war nicht die »Arisierung« 
der wirtschaftswissenschaftlicher Dogmen, sondern ihre Expertise in der Raumforschung, 
Preisbildung und Kriegsfinanzierung: »Das NS-Regime entwickelte seinerseits einen ausge-
sprochenen Heißhunger nach ›verläßlichen‹ Daten über Wirtschafts- und Sozialstrukturen 
in seinem Herrschafts- und Expansions bereich.«45 Hier eröffnete sich ein Weg für die Wirt-
schaftswissenschaft, sich zu »bewähren« und zu den von Gottl-Ottlilienfeld 1933 so benei-
deten Technikern aufzuschließen:
»In unseren Tagen, da die Technik vergottet zu werden droht und die Naturwissen-
schaften so maßlos verhimmelt, während man auf die Wissenschaft vom Wirtschafts-
leben umso geringschätziger herabsieht, je schlechter die auffälligste Fassade von ihr, 
die bisher ›herrschende‹ Lehre, in die deutsche Gegenwart passen will.«46
Auch im Wettkampf um die Besetzung von Stellen im expandierenden Staatsapparat, 
der bislang eine Domäne der Juristen darstellte, erhoffte man sich Vorteile durch die Aus-
bildung von Raum- und Wirtschaftsplanern. Von den beiden vordringlichen Forschungszie-
len der »Heidelberger Kameradschaft« – »Preisgestaltung« und »völkische Wertordnung«47 
– waren es die statistischen Erhebungen zur Preisgestaltung im Fremdenverkehr, die Thoms 
neben dem Institut für Großraumforschung seinen größten Erfolg bescherten: Die Etablie-
rung des Instituts für Betriebswirtschaft des Fremdenverkehrs. In der Zuarbeit für das Reichs-
wirtschaftsministerium, die Wehrmacht und das »Preiskommissariat«, das für die Kontrolle 
aller Preise und, »besonders wichtig«, die »Beobachtung der Vorgänge [...], welche für die 
Preisbildung bestimmend sind«, zuständig war, bediente Thoms einen wachsenden Markt 
für Expertenwissen in der Wissensgesellschaft, als die der Nationalsozialismus aller Agrar-
romantik und anachronistischem Rassenhass zum Trotz angesehen werden muss.48 Für die 
42 Larsen weist in seinem Vergleich der Organisationstheorie in den USA und Deutschland in den 20er und 30er Jahren auf 
den parallelen Aufschwung des »organischen Paradigmas« in beiden Ländern hin, die den Arbeiter und die Betriebs-
gemeinschaft in den Mittelpunkt der Betriebswirtschaftslehre stellten: »A rise in the organic paradigm then occurred 
in both the US and Germany from around 1930. [...] The balance between the two paradigms was different. The organic 
paradigm was perhaps more genuinely ›German‹. [...] The organic paradigm with its European, corporativist and right-
wing background was the cozy, homegrown view. In the US the organic paradigm could to a certain degree be said to 
be the visitor, although here too it conformed to notions of the cozy small-town world of yesterday. The German para-
digms both also had a more obvious authoritarian flavor than their American counterparts.« Larsen: Theory. S. 25/26 
[Vorabveröffentlichung].
43 Gmähle: Betriebswirtschaftslehre. S. 183/184. Die normative Schule in Gefolge von Nicklisch, die sich so deutlich mit 
dem Nationalsozialismus identifiziert hatte, erholte sich nach dem Krieg langsam und erlebte in der Rezeption der us-
amerikanischen »Human-Ressources« Forschung eine Renaissance. Larsen: Theory. S. 23 [Vorabveröffentlichung].
44 Ash: Wissenschaft u. Politik. S. 40.
45 Raphael: Radikales Ordnungsdenken. S. 13.
46 Gottl-Ottlilienfeld: Bekenntnis. S. 516.
47 Siehe S. 343.
48 Rundverfügung des Reichskommissars für die Preisbildung zur Anordnung vom 12.12.1936, zit. nach: Steiner: Preis-
kommissar. S. 93 u. Szöllösi-Janze: Reflections. S. 17-20.
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vom Hamburger Nationalökonomen Predöhl geforderte Schaffung eines »völkischen Opti-
mums« durch die Entflechtung der internationalen Arbeitsteilung und einen geschlossenen, 
autarken »Großwirtschaftsraums« unter deutscher Führung war eine »Betriebsbiologie« 
mindestens für das Erste ebenso verzichtbar wie eine wirtschaftswissenschaftliche Legiti-
mation der deutschen Eroberungen: »Das Reichswirtschaftsministerium habe nicht die Ab-
sicht, der Wissenschaft die Verfechtung einer bestimmten Regierungs meinung zuzumuten, 
sondern das Institut solle der Regierung wissenschaftliche Hilfestellung geben, Anregun-
gen vermitteln und darüber hinaus an der Ausbildung des Nachwuchses mitarbeiten.«49
Renneberg und Walker argumentierten mit Blick auf die Ingenieure und Physiker im 
Nationalsozialismus, dass deren Rolle zutreffender mit dem Konzept der »Technokratie« als 
der »Modernisierung« und als einem langfristigen Prozess, der zudem der Ambivalenz des 
Nationalsozialismus kaum gerecht werde, erfasst werden könne:50
»Perhaps the most striking and novel aspect of technocracy under Hitler was the use of 
rational means and technocratic principles to achieve both rational and irrational ends, 
in other words, technocratic methods were decoupled from technocratic goals. State 
purposes were similarly replaced by the purposes of power blocks or ideological grou-
pings. Thus the main differences between technocracy under National Socialism and 
elsewere were: (1) German technocrats were able and willing to help further irrational 
and thereby un-technocratic goals and policies; (2) clear, coherent and consequent 
state purposes scarcely existed.«51
Tatsächlich ermöglichte die Trennung oder Ausblendung der politischen Ziele der Na-
tionalsozialisten52 wie die Schaffung eines »rassereinen« »Großraums« auch die Mitarbeit 
von kritischeren Wissenschaftlern, so zum Beispiel von Brinkmann und Schuster in der RAG. 
Beide bemängelten die Planung der Umsiedlung aus den westlichen »Notstandsgebieten« 
in »den Osten« im Detail, ohne aber das Endziel als solches in Frage zu stellen.53 Die offene 
Zielsetzung der RAG ließ eine große Bandbreite an geförderten Projekten ebenso zu als 
auch in Teilen dissente Papiere wie die der Heidelberger Professoren. Im Austausch zu Da-
ten über die badischen und saarpfälzischen »Notstandsgebiete« und deren »Siedler reserve« 
wurden Brinkmann und Schuster die Personalmittel zugeteilt, die ihnen ihre finanziell auf-
wendigen, weil personalintensiven sozialwissenschaftlichen Aufnahmen überhaupt erst 
ermöglichten:54
»Vom Standpunkt der handelnden Wissenschaftler aus läßt sich [...] verallgemeinernd 
von Konflikten sprechen zwischen Rhetoriken einer ideologischen Kohärenz, in denen 
eine inhaltliche Affinität zwischen den Zielen und Methoden von Wissenschaften mit 
der jeweils vorherrschenden Weltanschauung behauptet wurde, und Rhetoriken einer 
49 So Staatssekretär Landfried über die Ziele des Instituts für Großraumwirtschaft, siehe S. 443.
50 Renneberg/Walker: Scientists, Engineers and National Socialism. S. 4-9.
51 Ebd. S. 6.
52 Stern: Versuchung. S. 188.
53 Abgesehen von seinem Aufenthalt in der Ukraine ist aber auch einem in seinen Schriften als Nationalsozialist ausgewie-
senen Wissenschaftler wie Thoms kein Kontakt zum aufstrebenden Machtblock, Heinrich Himmlers SS, nachzuweisen. 
Er ist nicht zu den »Vordenkern der Vernichtung« zu zählen, die im Dienst Himmlers konkrete Pläne zur »Umvolkung« 
im eroberten Osten ausarbeiteten. Nach Aktenlage wurde auch nie ein Versuch unternommen, den Betriebswirt zu 
rekrutieren – möglicherweise aber auch ein Zeichen dafür, dass man in der SS die Praxistauglichkeit seiner betriebswirt-
schaftlichen Theorien ähnlich hoch einschätzte wie viele seiner kritischen Fachkollegen.
54 Ähnliches gilt für Thoms und seine Betriebsstatistiken im Institut für Betriebswirtschaft des Fremdenverkehrs. Für diese 
wurden Zehntausende von Fragebögen bestellt, so dass der Aufwand beträchtlich gewesen sein muss. Siehe S. 460. Vgl. 
zur Politisierung der Wissenschaft durch erhöhten Bedarf an Finanzmitteln auf Seiten der Wissenschaften Ash: Wissen-
schaft u. Politik. S. 50.
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Instrumentalisierung, in deren Rahmen die eigene Forschung, auch wenn diese ideolo-
gisch fragwürdig erschien, als Instrument zur Verwirklichung politischer Ziele angebo-
ten wurde.«55
In einem Gegensatz zur pragmatischen Ausrichtung der Wissenschaft steht die Schein-
blüte der »Interdisziplinarität« an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät, 
wie sie unter anderem für das Institut für Großraumwirtschaft eingefordert wurde. In erster 
Linie war die interdisziplinäre Ausrichtung der Institute und Forschervereinigungen nicht 
mit der Effizienzsteigerung durch Methodenpluralität begründet, sondern vor allem als 
Ausweis der »Selbstgleichschaltung« im Dienst einer »Volkswissenschaft«, wie von Rust 
herausgestellt: »Neue völkische Wirklichkeit, die mit einem Schlag den Zustand des Aus-
einanderfallens der Wissenschaft in eine Unzahl vereinzelter beziehungsloser Fächer be-
seitigte und ihr wieder eine lebendige, innerlich verpflichtende Mitte gab.«56 Betrachtet 
man den Zusammenschluss der Institute und Seminare der Staats- und Wirtschaftswissen-
schaftlichen Fakultät inhaltlich aus dem Blickwinkel von Forschung und Lehre, so zeigt sich 
ein gemischtes Bild. Für den Bereich der Forschung sind kaum konkrete gemeinsame und 
interdisziplinäre Projekte zu bestimmen, sieht man vom genannten Institut für Großraum-
wirtschaft im Krieg ab, das von allen Instituten personell getragen wurde, allerdings der 
Konzeptionsphase nie entwuchs. Im Bereich der Lehre hingegen rechtfertigten die vielen 
Veranstaltungen, die von den Dozenten des einen Instituts für die Studierenden des an-
deren gehalten wurden, zum Beispiel die Lehrveranstaltungen am Dolmetscher-Institut, 
den interdisziplinären Zusammenschluss. Für die Zukunft wäre die Staats- und Wirtschafts-
wissenschaftliche Fakultät hier nicht schlecht aufgestellt gewesen. Betriebswirt Sandig 
jedenfalls bedauerte denn auch 1953 die Schließung der Staats- und Wirtschaftswissen-
schaftlichen Fakultät, da die »enge Nachbarschaft zu den anderen Fakultäten recht frucht-
bar« gewesen sei und trotz der »zeitbedingten Politisierung« die kleine Studierendenzahl 
eine »starke Intensivierung der wissenschaftlichen Arbeit« ermöglicht habe.57
55 Ebd. S. 40.
56 Rust: Nationalsozialismus und Wissenschaft. S. 681.







Gerdes, Quo vadis, deutsche Universitas? In: Deutsche 
Freiheit. Einzige unabhängige deutsche Tageszeitung/
Deutsche Zukunft, Kulturpolitische Beilage zur deut-
schen Freiheit, Blick über Zeitfragen und Bücher [Chefre-
dakteur: M. Braun, herausgegeben in Saarbrücken] vom 
27.11.1933. [Auschnitt, Abgehefteter Zeitungsausschnitt, 
GLA KA 466-20780]
»Übereinstimmende Berichte von noch in Deutsch-
land studierenden, durchaus nicht radikalen jungen 
Leuten stellen fest, daß jeder Universitätsprofessor 
heute faktisch der subalterne Angestellte der Nazistu-
denten-Fraktion ist, mit der er sich ins Benehmen zu 
setzen und deren Gunst er sich – wehe ihm! – nicht 
zu verscherzen hat. Man hat die berufsmäßigen 
Züchter von Intelliganzbestialitäten sozusagen steri-
lisiert, indem man sie der scharfen Bewachung und 
Zensur von S.A.-Studenten unterstellt hat. Bei allem 
Masochismus, den der teutsche Ober- und Hoch-
schullehrer bekanntlich aufzubringen imstande ist, 
ist es doch schlechthin unmöglich, daß nicht unge-
zählte deutsche Universitätslehrer, Männer mit einem 
immer noch echten Drang nach wissenschaftlicher 
Forschung, diesen Zustand als eine Schmach und 
Schande empfinden. Die Interessengemeinschaft der 
geistig verhinderten: nämlich vor allem durchgefalle-
ne Exstudenten, sind heute die Wortführer der Univer-
sitäts-Gleichschaltung.
Der Lokal- und Feuilleton-Redakteur des Heidelber-
ger Naziorgans ›Die Volksgemeinschaft‹ zum Beispiel, 
ein Herr Seeger-Kelbe, verdankt seine besondere Be-
rufenheit für seinen Posten der Tatsache, daß er bei 
den Professoren der Soziologie an der Universität 
Heidelberg, Alfred Weber und von Eckardt vergeblich 
versuchte, examensreif zu werden. Er revanchierte 
sich dafür, indem er besonders gegen den ersteren 
ganze Schmutzkübel hämisch-feiger Anwürfe losließ. 
Inzwischen sind die beiden Dozenten – beides Arier 
erster Klasse – natürlich längst abgesetzt worden. Es 
verdient besonders vermerkt zu werden, daß der fünf-
undsechzigjährige Professor Alfred Weber einer der 
ganz wenigen deutschen Hochschullehrer war, die 
Zivilcourage bezeigten, als er am Abend des 6. März 
die von den siegreichen SA.-‚Eroberern‹ wie auf den 
anderen öffentlichen und akademischen Gebäuden 
so auch auf dem Heidelberger Institut für Sozial- und 
Staatswissenschaften (InSoSta) gehißte Hakenkreuz-
fahne wieder niederholen ließ und deshalb in ein wü-
stes Recontre mit entrüsteten SA.-Lümmeln geriet, 
von denen er sich beispiellos flegelhaft beschimpfen 
lassen mußte. Außerdem hatte Weber an das bürger-
liche ›Heidelberger Tageblatt‹ am 7. März ein ›Einge-
sandt‹ gerichtet, worin er sich darüber beschwerte, 
daß Parteifahnen, die gestern vormittag am Rathaus 
angebracht worden sind, auch heute vormittag dort 
weiter heraushängen‹. Er fragte weiterhin den Ober-
bürgermeister an, weshalb er das Rathaus zum Ge-
genstand einer Parteidemonstration habe werden 
lassen (- die Hakenkreuzfahne war noch nicht reichs-
offiziell) und schloß mit folgenden Worten:
‚Sollte keine öffentliche Auskunft gegeben werden, so 
müßte ich annehmen, daß ich nicht mehr in einem 
Staate lebe, in dem alle Bürger gleichberechtigt sind.‹ 
Diese mutige Kundgebung – so ziemlich die einzige 
der Art, die uns bekannt geworden ist – beantwortete 
die ›Volksgemeinschaft‹ (alias der verkrachte Studio-
sus Seeger-Kelbe) mit einer geharnischten Rüpelei 
gegen Weber und v. Eckardt, betitelt ›Der gleichbe-
rechtigte Bürger Weber und andere Größen‹. In die-
sem gegen einen weit über Deutschlands Grenzen 
hinaus bekannten und geschätzten Soziologen ge-
richteten Elaborat heißt es (unter widerlicher Anspie-
lung darauf, daß der alte Professor in seinen Kollegs 
zuweilen in erhebliches Satzgestrüpp geriet) u. a.:
›Herr Weber mag im Kreise gewisser Juden des ›InSo-
Sta‹ als Kapazität gelten, für uns jedoch nicht. Denn 
wir fordern von einem deutschen Professor – und sei 
er Demokrat – in erster Linie nicht, daß er sein Einglas 
standesgemäß zu tragen vermag, sondern daß er fä-
hig ist, einen deutschen Satz lückenlos zu sprechen.
Weber und seine Genossen sollen sich darauf verlassen, 
daß er und seinesgleichen – angesichts ihrer Vergangen-
heit – überhaupt nichts mehr zu melden haben.
... Dem ›großen‹ Alfred Weber aber wollen wir folgende 
Frage stellen: Haben Sie, Herr Weber, dagegen prote-
stiert, als im Jahre 1918 der roten Seeräuberfetzen illegal 
auf den Rathäusern und Regierungsgebäuden Deutsch-
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lands gehißt wurde? Wir haben bisher nichts davon ge-
hört. Und Sie dürfen sich darauf verlassen: Auf Sie und 
Ihresgleichen, auf Ihre anmaßende Beschwerde wird 
man – um des deutschen Volkes willen – keine Rücksicht 
nehmen‹
Auch dieses Dokument neu-deutscher Kulturschande 
dürfte für die Berserkerwut der geistig impotenten 
auf alles, was nach Geist riecht, ein beredtes Zeugnis 
ablegen!
Auf der anderen Seite, dies ist wahr, steht zu bedenken, 
daß nur ganz vereinzelt deutsche Hochschullehrer 
und Männer der Wissenschaft diesem schmachvollen 
Zustand zu trotzen gewagt haben, daß sie also an-
scheinend jene SA.-‚Studenten‹ verdienen, die ihnen 
das ›dritte Reich‹ jetzt als Kontrollorgane aufoktroy-
iert hat. Und keine einzige Stimme aus diesen Kreise 
ist (mit dem Mut zur Öffentlichkeit) laut geworden, als 
sich jene schauerlichen Autodafés, verübt von akade-
mischen Strolchen an der wahren Blüte des geistigen 
Deutschtums, zugetragen haben. Nein, deutsche Uni-
versitätsdirektoren und –professoren haben zu diesen 
Untaten feierliche, ›akademisch‹ verbrämte Sprüche 
hergesagt!
Es ist hier nicht beabsichtigt, ein letztes Wort zum Zu-
stand der deutschen Universitas zu äußern. Nur Stim-
mungsbilder sollen gewürdigt – und in Rechnung 
gestellt werden. Gerade von akademischen Kreisen 
wird man – bei der bekannten Indifferenz des deut-
schen Akademikers (dessen politische Ignoranz sich 
hinter seiner äußerlichen Radauhaftigkeit verbirgt) – 
zu allerletzt einen organisatorischen oder geistigen 
Widerstand gegen das braune Regime erwarten dür-
fen. Trotzdem wollen wir auch die deutsche Universi-
tät im Auge behalten – und nicht zuletzt die Stillen im 
Lande Hitlers, die mit zusammengebissenen Zähnen 
und allem offiziell gepredigten Intellekt-Boykott zum 
Trotz noch immer ihre Forscherarbeit leisten und da-
mit auch in der dunkelsten Periode des schwergeprüf-
ten Deutschland Reste der echten deutschen Kultur 
bewahren, die von Herrn Rust, Hinkel und Genossen 
permanent geschändet wird. Von cand. phil. Gerdes«
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Name Vorname geb. Diensteintritt Dienstaustritt
Institut für Sozial- und Staatswissenschaften (InSoSta)
Marschak Dr. Jakob 23.07.1898 01.04.1930 30.06.1933
Neumann- 
Toenniessen
Dr. Hedwig 25.05.1902 01.11.1930 30.09.1934
Pfeiderer Dr. Otto 17.01.1904 01.04.1932 01.04.1934
Moreth Dr. Josef 17.09.1902 01.01.1934 31.12.1935
Schiller Dr. Karl 24.11.1911 01.04.1934 31.08.1935
Jantke Dr. Karl 21.09.1909 01.11.1934 31.03.1935
Hövel Paul 31.08.1904 01.05.1934 31.10.1934
Heinrich Dr. Klaus 13.07.1899 01.10.1934a 30.09.1940




Hüfner Dr. Willi 08.11.1908 01.09.1935 31.08.1936
Prinzing Dr. Albert 17.02.1911 01.01.1936 30.09.1938
Veltzke Dr. Gardy Gerhard 08.04.1912 01.07.1938 30.09.1939
Pfenning Dr. Andreas 15.04.1932 01.10.1938 Kriegsende (†)b
Betriebswirtschaftliches Institut
Thoms Dr. Walter 16.08.1899 01.11.1933 31.10.1937
Ammelounx Dr. Josef 19.12.1898 01.11.1933 28.02.1938
Doepke Dr. Kurt 14.02.1909 01.12.1934 30.04.1935
Ruchti Dr. Johann 10.09.1903 21.06.1935c 28.02.1940
Dehoff Heinz 14.05.1907 01.04.1938 31.03.1940
Institut für Volkswirtschaftslehre und Statistik
Wendt Dr. Siegfried 05.11.1901 01.11.1933 30.09.1936
Hagenbuch Dr. Hans 15.05.1905 01.11.1933 31.10.1934
Rittig Dr. Gisbert 03.03.1904 15.03.1936d 31.03.1940
Rübel Dr. Karl 14.02.1906 01.12.1934 30.06.1935
Fehringere Dr. Waldemar 15.07.1909 01.04.1938 31.07.1939
Drechself Dr. Heinz 15.07.1910 01.08.1939 14.11.1942 (†)
Lehr- und Forschungsstätte für Rohstoff- und Warenkunde
Mühlhäußer Dr. Willy 27.01.1898 01.05.1934 31.03.1937
11.1.3 Verzeichnis der Assistenten mit Dienstzeiten
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Erdmann Hans 03.10.1911 01.09.1937 31.08.1939
Institut für Zeitungswesen
Böse Dr. Georg 03.12.1902 01.04.1930 30.06.1933
Müller Rudolf 16.08.1908 01.10.1934g 30.11.1935
Six Dr. Franz 12.08.1909 01.05.1934h 30.09.1934i
Sellmeyer Dr. Fritz 05.02.1913 01.12.1935 30.09.1936
Heilmann Dr. Helmut 11.09.1895 01.06.1937 31.05.1941
Anmerkungen (a) ab 01.10.1938 o. Assistent in Nachfolge Prinzing; (b) (†) gestorben im Kriegsdienst; (c) ab 
01.03.1937 o. Assistent; (d) Rittig erhält ab 01.02.1937 ao. Assistenzstelle, jedoch Gehalt eines o. Assistenten; 
(e) Monatlicher Zuschuss durch Reichsarbeitsgemeinschaft für Raumforschung in Höhe von 130 RM; (f ) Mo-
natlicher Zuschuss durch Reichsarbeitsgemeinschaft für Raumforschung in Höhe von 130 RM; (g) ao. Ass. 
mit Ass. mit Sondervertrag aus Mitteln des Instituts für Zeitungswissenschaften; (h) ab 01.05.1933 Hilfsas-
sistent, ab 01.05.1934 ao. Assistent; (i) gemäss Min. Erl. v. 11.09.1934, Nr. A 23507 für die Dauer eines Jahres 
beurlaubt.
Übersicht über die bei der Universität Heidelberg verwendeten wissenschaftlichen Assis-
tenten und Assistenten mit Sondervertrag gemäß § 17 der Assistentenordnung vom 12. 
Aug. 1931, Zeitraum ab 01.04.1933 bis 30.09.1939 [mit dem Bericht vom 18.10.1939 en-
den die Aufstellungen], Quelle: GLA KA 235-29821
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Promotionen zum Dr. rer. pol. an der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät 
von März 1934 bis März 1945 (Datum der mündlichen Prüfung), UA HD H-VI-852




Albers, Gerhard 05.01.1919 gr. Sandig Schuster Der Großhandel mit Molkereierzeugnissen 
und Fettwaren
01.04.1941 28.03.1945
Albrecht, Carl 30.06.1903 kfm Schuster Sommerfeld Die wirtschaftliche Entwicklung des 
Versicherungswesens
28.06.1935 08.10.1935
Altenbach, Günther 29.01.1905 Ing. Bergstraesser Wirtschaftsaufbau und Wirtschaftspolitik 
in Italien
14.02.1935 16.02.1936
Altenstein, Wilhelm 23.07.1892 Theo. Schuster Brinkmann Ein Beitrag zur Entwicklung des Verbrauchs 
frischer Fische
11.02.1942 14.02.1942
Altmeyer, August 16.09.1918 kfm Sieber Thoms Kosten und Gewinn 03.10.1944 28.03.1945
Amend, Karl 24.05.1913 kfm Wendt Brinkmann Die marktpolitischen Maßnahmen zur 
Ordnung der Eierwirtschaft
30.03.1936 28.03.1945
Asafi, Ali (Najaf, Irak) 05.04.1913 Ing. Schuster Waffenschmidt Muhammed als Sozialreformer 07.08.1944 22.12.1944
Bach, Hans 07.05.1911 Landw. Sommerfeld Die Großstadt als Gemeinwesen 06.07.1936 04.03.1939
Bader, Oskar 18.10.1914 vw Brinkmann Waffenschmidt Boden- und Besitzverhältnisse 
in Hockenheim unter besonderer 
Berücksichtigung der Allemende
06.07.1939 07.01.1943
Baltzer, Karl 07.05.1909 kfm Wendt Brinkmann Die wirtschaftliche und soziale Lage 
der Randsiedlungen zu Heidelberg und 
Eberbach
13.12.1939 17.09.1940
Baro, Leo 05.03.1915 vw Adler Lysinski Eigenwerbung der Zeitung 20.09.1939 08.04.1942
Bauer, Hans-Theo 03.12.1911 vw Brinkmann Spaniens Wirtschaft im letzten Jahrzehnt 
vor Ausbruch des Bürgerkrieges
28.07.1939 23.02.1942
Baumann, Christian 21.11.1906 vw Brinkmann Die ländlich-städtische Gemeinde 20.09.1939 nicht beendet
Bechtum, Adolf 13.04.1905 kfm Thoms Kirschner Die Herstellkosten nach LSÖ und ihre 
steuerliche Bedeutung
08.11.1941 14.01.1942
Beckenbach, Heinz 19.01.1913 kfm Schuster Sommerfeld Die optimale Betriebsgröße als 
volkswirtschaftliches Problem
20.05.1938 09.09.1938
Beckmann, Mathilde 18.09.1903 hdl Schuster Jecht Die Ansiedlung der Königlichen 
Ansiedlungskommission und ihre 
Problematik von 1886-1914
28.03.1945 28.03.1945
Berger, Hans 14.07.1916 kfm Schuster Jecht Die Rolle der Währungspolitik in 
den angelsächsischen Plänen zur 
Reorganisation der Weltwirtschaft
28.03.1945 28.03.1945
Besselmann, Paul 28.04.1909 kfm Schuster Sommerfeld Nationale eugenische Ausleseprobleme in 
der Volkswirtschaft
24.04.1934 12.10.1934
Bisson, Walter 17.03.1915 kfm Fischbeck Schuster Über die Lederfaserwerkstoffe aus Leder, 
Kautschuk und Kunstoffen und ihre 
Verarbeitung in einer Schuhfabrik
27.07.1944 24.11.1944
Blaess, Eduard 25.06.1913 kfm Fleege-Althoff Schuster Die Bank für deutsche Industrieobligationen 02.07.1937 12.07.1939
Blank, Klaus 25.02.1922 vw Schuster Most Über die Struktur des Seehafenbetriebs 24.11.1944 24.11.1944
Blumrich, Richard 28.07.1903 kfm Sommerfeld Ulmer Die Kreditsicherung im Bankbetrieb 30.11.1934 08.06.1935
Bögner, Josefine 10.02.1913 kfm Thoms Schuster Soziale Leistungen in Betriebsordnungen 
badischer Betriebe
24.02.1945 26.03.1945
Bohn, Helmut 16.11.1911 kfm Thoms Fleege-Althoff Kostenrechnung im 
Lebensversicherungsbetrieb
11.06.1937 30.09.1937
Bohnert, Josef 27.02.1907 kfm Ludewig (HH 
MA)
Sommerfeld Das personenrechtliche Innenverhältnis 
bei der bestehenden Offenen 




Bornhausen, Günther 18.06.1911 kfm Schuster Der Begriff der Entwicklung und die 
Periodenbildung in der Geschichte, 
besonders in der Wirtschaftsgeschichte. 
Versuch einer systematischen Darstellung 
der gedanklichen Möglichkeiten des 
Wirtschaftsstufenbegriffs
14.06.1935 10.07.1936
Brandner, Hela 23.01.1922 kfm Schuster Jecht Ortsklassendifferenzierung in Baden 28.03.1945 28.03.1945
Braun, Albin 21.09.1908 vw Wendt Die wirtschafts- und sozialpolitische 
Bedeutung des Rechts auf Arbeit 
im Rahmen nationalsozialistischer 
Gesamtgestaltung des völkischen 
Arbeitslebens
26.02.1938 11.11.1938
Braun, Hans 25.02.1913 kfm Schuster Brinkmann Die Maschinen- und Motorenindustrie der 
Pfalz. Eine historische, standorttheoretische 
und marktanalytische Untersuchung
21.12.1936 23.10.1937
Brengel, Albert Die Problematik der Arbeitsbewertung 26.09.1941




Brinkmann, Walter 28.12.1906 kfm Lysinski Thoms Die zeitlichen Schwankungen der Häufigkeit 
von Unfällen in einen Kohlengrubenbetrieb
26.07.1940 24.10.1941
Brockhaus, Ludwig 28.06.1904 kfm LeCoutre Ulmer Die Revisions- und Treuhandgesellschaften 
in Deutschland und ihre Aufgaben, 
insbesondere auf dem Gebiete des 
Kreditsicherungswesens
29.06.1935 13.05.1937
Bühler, Erich 7.10.1898 hdl Sandig Schuster Der deutsche Handel mit Brasilien 29.07.1941 03.10.1941
Bühring, O. H. 
Joachim
02.11.1912 vw Brinkmann Waffenschmidt Die deutsche Maschinenindustrie in der 
Organisation der gewerblichen Wirtschaft
24.05.1939 10.04.1940
Buser, Wilhelm 22.11.1903 hdl Schuster Brinkmann Der Straßenverkehr und die 
Straßebverbindungen zwischen Saarland 
und Rhein. Frühere und zukünftige 
Gestaltung
11.06.1937 10.03.1939
Calmbach, Walter 14.06.1912 kfm Schuster Brinkmann Die Problematik des Interessenkampfes 
zwischen gewerblichem Großhandel und 
genossenschaftlichem Warenbezug im 
Papier- und Schreibwarenhandel
11.10.1939 12.01.1942
Coy, Ludwig 02.12.1911 vw Brinkmann Möglichkeiten der Verwendung 
der kultivierten Flächen in der 
Kraichbachniederung
12.02.1937 10.05.1937
Creutzburg, Kurt 11.02.1914 kfm Henzler Lysinski Neuzeitliche Unfallbekämpfung in 
Industriebetrieben unter besonderer 
Berücksichtigung der Betriebsgemeinschaft
01.04.1941 31.01.1944
Dallinger, Eugen 23.03.1913 kfm Schuster Brecht Der Einfluß der Weltanschauung auf die 
Wirtschaftsgestaltung
09.12.1940 28.03.1945
Dehoff, Heinz 14.05.1907 kfm Thoms Die Errechnung von Umsatz 
und Beschäftigtenzahl aus den 
Jahresabschlüssen der Aktiengesellschaften
06.11.1939 26.04.1941
Demmel, Jos 22.10.1909 kfm Rittig Schuster Möglichkeiten der Berufslenkung 01.03.1940 10.04.1941
Dennig, Gustav 12.02.1911 vw Waffenschmidt Der berufsständische Gedanke im 
Bäckerhandwerk
11.02.1935 11.12.1935
Deppe, Georg 25.03.1900 kfm Die Maßnahmen zur Gestaltung der 
Betriebsgemeinschaft und ihre steuerliche 
Behandlung
20.06.1941 20.10.1941
Deufel, Emil 09.06.1914 hdl Fischbeck Schuster Über die Papierfestigkeit 24.01.1941 24.01.1941
Dingerdissen, Ilse 24.01.1910 vw Brinkmann Schuster Die Entwicklung des landwirtschaftlichen 
Kreditwesens in Italien und Frankreich
18.06.1937 15.07.1941
Dittler, Erwin 30.08.1911 vw Bergstraesser Der Aufbau einer nationalen 
Rohstoffindustrie im Regierungsbezirk 
Lüneburg zur Durchführung des deutschen 
Siedlungswerks
21.11.1935 25.03.1940
Doepke, Kurt Heinz 14.02.1909 kfm LeCoutre Ulmer Unordentliche Buchführung (Was bieten 
Rechtssprechung und Rechtsauslegung 




Domann, Franz-Josef 18.11.1914 kfm Kirschner LeCoutre Der Unterschied in der steuerlichen 
Belastung der Personen- und 
Kapitalgesellschaften (Ein Beitrag zum 
Belastungsvergleich)
27.03.1945 27.03.1945
Dörr, Herta 04.04.1918 Adler Schuster Entwickung und Aufgabe der deutschen 
Werkzeitschrift
19.12.1941 12.02.1942
Drechsel, Heinz 15.07.1910 vw Schuster Brinkmann Die Besitzverhältnisse in der Gemarkung 
Sinsheim a.d. Els
24.05.1939 22.10.1940
Dröge, Waldemar 06.03.1916 kfm Thoms Sieber Arbeitsleistungsvergleich auf Grund der 
Leistungsergebnisse verschiedenartiger 
Volksstämme [urspr. Die Beschäftigung 





05.03.1918 hdl Sandig Schuster Die Lohner Korkindustrie 10.04.1942 10.09.1942
Düren, Franz 05.01.1939 vw Schuster Flaskämper Die besonderen Lebenshaltungsindexziffern 18.01.1939 28.08.1939
Durst, Eugen 12.09.1912 kfm Sommerfeld Sandig Die Behandlung von unter Wert erworbenen 
Abschreibungsgütern
20.09.1939 10.04.1947
Eckert, Rolf 15.05.1920 vw Brinkmann Die Entwicklung des sozialen 
Wohnungsbaus im Gau Westmark
30.07.1943 20.06.1944
Ehrfeld, Karl 24.10.1909 vw Brinkmann Untersuchungen über den Stand der 
landwirtschaftlichen Maschinenwesens 
unter besonderer Berücksichtigung der 
Landmaschinengenossenschaften
28.06.1935 01.06.1936
Eitel, Werner 24.02.1913 kfm Thoms Schuster Der Jude in den Betrieben der 
Zigarrenindustrie Nordbadens
nicht beendet
Emrich, Norbert 22.05.1908 kfm Schuster Sieber Der Großeinsatz des Handwerks 09.03.1942 09.03.1942
Erbrich, Ilse 
(Luxenburg)
10.03.1910 Waffenschmidt »Typische Frauenarbeiten« 06.02.1935 14.02.1938
Erlewein, Max 06.11.1899 kfm Reuther Thoms Die Prüfung der Aufwandseite der 
Gewinn- und Verlustrechnungen von 
Elektrizitätswerken
19.03.1940 30.10.1942
Eyer, Karl 28.10.1909 kfm Fleege-Althoff Sandig Die Abschreibungen in den 
höchstrichterlichen Entscheidungen
21.12.1938 05.06.1939
Fatemi, Abdol Hossein 
Khan (Isfahan, Iran)
25.07.1910 vw Brinkmann Persiens Wirtschaft mit besonderer 
Berücksichtigung der Landwirtschaft
14.02.1935 25.05.1935
Fehringer, Waldemar 15.07.1909 vw Bötticher Waffenschmidt Die landschaftlichen, sozialen und 
völkischen Veränderungen im unteren 
Murgtal durch die Aussiedlung und 
Ausdehnung der papiererzeugenden 
Industrie
02.07.1937 09.01.1939
Feigenbutz, Erwin 07.05.1916 kfm Thoms LeCoutre Der Betriebsführer 15.03.1945 24.03.1945
Fild, Heinrich - kfm - - - 01.05.1935
Fischer, Curt 11.06.1911 kfm Thoms Krause Die GmbH in Vergangenheit, Gegenwart 
und Zukunft
11.02.1942 07.05.1942
Florig, Georg 06.05.1904 kfm LeCoutre Schuster Betriebswirtschaftlich-technische 
Untersuchungen über Getreidemühlen 
und ihre Bilanzen unter besonderer 
Berücksichtigung der Standortzahlen und 
sachmäßiger Bilanzgliederung
18.12.1934 06.10.1936
Flösser, Eduard 16.08.1909 kfm Sandig Schuster Die Marktentwicklung für elektrische 
Glühlampen. eine Untersuchung über die 
bisherigen und zukünftigen Verhältnisse
09.03.1942 23.07.1942
Frank, Alfons 24.11.1906 vw Schuster Handelskosten und Handelsspanne 14.05.1937 19.09.1938
Franz, Heinz 07.02.1907 kfm Schuster Adler Film und Propaganda 20.02.1937 04.02.1942
Franz, Heinz 14.06.1910 kfm Schuster Wendt Der Mensch in der Siedlungsbewegung 23.10.1935 01.02.1938
Fresow, Berthold 30.08.1909 vw Bergstraesser Die Hildesheimer Handwerkerzünfte vom 
Ende des 16. Jahrhunderts bis zu ihrer 
Auflösung im Jahre 1808
28.06.1935 23.11.1935
Frey, Otto 23.03.1910 vw Brinkmann Schuster Die industrielle Arbeiterwohnfrage und ihre 
Lösung unter besonderer Berücksichtigung 
der I.G. Farbenindustrie, Werke 
Ludwigshafen am Rhein und Oppenau
03.12.1938 20.03.1939
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Friesel, Rudolf 04.05.1899 vw Brinkmann Schuster Deutschlands ehemaliger Kolonialbesitz im 
Lichte der Kolonialschuldlüge
nicht beendet
Frisch, Hermann 03.06.1912 kfm Sandig Brinkmann Das Problem der Qualitätsüberwachung im 
Handel mit deutschem Rohtabak
02.04.1941 30.09.1941
Geiger, Erwin 18.10.1902 vw Waffenschmidt Schuster Die Sparkapitalbildung bei den öffentlichen 
Sparkassen in Württemberg seit der 
Währungsstabilisierung
22.02.1938 28.11.1938
Geisler, Bruno 23.07.1907 vw Bergstraesser Die Erwerbsfähigkeit der Blinden. Ihre 
Grenzen und Hemmungen
28.06.1935 23.10.1935
Gerber, Adolf 30.10.1914 kfm Thoms Sandig Vom Geschäftsbericht der 
Aktiengesellschaft zum Leistungsbericht der 
Betriebsgemeinschaft
03.11.1938 09.03.1939
Gerstenmeier, Theo 20.12.1907 vw Brinkmann Wesen und Gehalt des Nationalsozialismus 
und des Faschismus als zeitgenössische 
Staatsideen und Staatsgestaltungen
14.02.1935 24.02.1937
Giegold, Alfred 03.09.1901 kfm Schuster Thoms Rationalisierung der Absatzwirtschaft der 
Schuhindustrie des Pirmasenser Bezirks im 
Rahmen der deutschen Schuhwirtschaft
18.01.1939 07.07.1939
Giessler, Hermann 02.04.1901 hdl LeCoutre Schuster Das Rechnungswesen in 
Gartenbaubetrieben
06.12.1934 23.07.1935
Göbel, Karl 25.02.1907 kfm Schuster LeCoutre Totaler Staat und Presse 27.10.1934 22.08.1936
Göbes, Karl 15.10.1910 hdl Schuster Fleege-Althoff Die Entwicklung und Bedeutung der 
Wettbewerbsabkommen bei öffentlichen 
Banken 
22.02.1936 07.08.1937
Göhringer, Hans 22.04.1913 kfm Sieber Thoms Die Finanzierung der Rüstungsindustrie 04.08.1944 30.08.1944
Graff, Kurt 01.12.1911 kfm Thoms Fleege-Althoff Deutsche Zuckerfabriken im 
Betriebsvergleich unter besonderer 
Berücksichtigung ihrer Kapital- und 
Vermögenswirtschaft
02.07.1937 14.06.1938
Graßhoff, Bruno 19.09.1904 kfm Thoms Wendt Die Verfeinerung der industriellen 
Selbstkostenrechung unter besonderer 
Berücksichtigung der »Erzeugnisgruppen – 
Gemeinkosten«
29.07.1941 25.08.1941
Gremelsbacher, Heinz 24.09.1911 kfm Wendt Brinkmann Der Freiburger Fremdenverkehr und seine 
wirtschaftlichen Auswirkungen
11.11.1936 20.03.1937
Griessmer, Albert 10.09.1895 kfm Schuster Sommerfeld Das finanzwissenschaftliche Problem der 
Abschreibung
30.11.1934 23.04.1935
Grimm, Hermann 23.07.1914 vw Schuster Waffenschmidt Die volkswirtschaftliche Bedeutung des 
Saar-Pfalz-Kanals. Versuch einer Ermittlung 
seines Verkehrsaufkommens
04.12.1937 23.06.1943
Grimm, Werner 15.03.1909 vw Schuster Das Geld als volkswirtschaftliche Funktion. 
Eine Untersuchung zum Wesensbegriff 
des Geldes
16.04.1935 nicht beendet
Haas, Sigmund 12.10.1910 kfm Schuster Wendt Veränderungen in der deutschen 
Volksernährung. Ihre Ursachen und 
die Neugestaltung der von diesen 
Veränderungen betroffenen Teile der 
deutschen Ernährungswirtschaft durch die 
nationalsozialistische Gesetzgebung
09.04.1936 07.07.1937
Haas, Walter 15.04.1911 vw Brinkmann Bedeutung, Aufgaben und Durchführung 
der Neubildung deutschen Bauerntums 
östlich der Elbe im nationalsozialistischen 
Staat
18.12.1934 03.06.1936
Häfele, Hans 25.03.1915 kfm Lysinski Thoms Umfang und Rhythmus der Werbung durch 
Bogenschlag unter Berücksichtigung der 
einzelnen Branchen
27.05.1941 27.10.1941
Hafen, Albert 22.04.1907 kfm Schuster LeCoutre Der Geldentwertungsausgleich vom 
bebauten Grundbesitz unter besonderer 
Berücksichtigung der Steuerbefreiung 
und Steuerermässigungen in den Ländern 




07.06.1913 kfm Schuster Wendt Das Steuersystem der türkischen Republik 
und seine geschichtlichen Grundlagen
15.07.1938 24.12.1938









09.06.1911 vw Adler Schuster Entwicklung und Funktion der deutschen 
Werkzeitschrift auf Grund der Neuordnung 
von 1936
24.03.1943 06.12.1943
Harth, Lorenz 09.02.1913 kfm Schuster Thoms Produktions- und Betriebsprobleme der 
Schuhindustrie im Arbeitsamtsbezirk 
Pirmasens
03.11.1938 04.04.1940
Härtling, Else 28.03.1913 vw Brinkmann Waffenschmidt Die Lage der erwerbstätigen Frau 
unter besonderer Berücksichtigung 
der gehobenen Berufe und der 
arbeitseinsatzpolitischen Fragen
19.03.1940 19.05.1941
Hartmann, Edgar 18.09.1907 kfm Sommerfeld Fleege-Althoff Die Fixkostenkontrolle als Weg zur 
krisenfesten Bilanz
06.07.1936 10.02.1937
Hartmann, Heinrich 08.03.1906 kfm Fleege-Althoff Sommerfeld Die Reisefinanzierung 04.12.1937 06.03.1939
Häussler, Werner 19.01.1913 kfm Thoms Sandig Werkstoffersparnis als 
betriebswirtschaftliche 
Organisationsaufgabe und die 
Darstellung ihrer Durchführung in der 
Maschinenindustrie
13.04.1939 31.05.1943
Hector, Guido 15.04.1917 kfm Brinkmann Das Standortgefüge als Geschäftswertfaktor 09.06.1943 16.06.1943
Heiden, Ruth 24.08.1917 hdl Lysinski Thoms Der Einfluß des Wetters auf die Häufigkeit 
von Unfällen und Sachschäden bei einem 
Straßenbahnbetrieb
09.07.1942 17.07.1942
Heinz, Willy 23.06.1907 kfm Thoms Henzler Betriebsvergleichende Untersuchungen in 
den Düsseldorfer Brauerei-Betrieben
26.02.1938 28.03.1945
Hellinger, Kurt 23.05.1911 vw Bergstraesser Außenhandel und Außenhandelspolitik 
der Schweiz seit Ausbruch der 
Weltwirtschaftskrise
27.04.1935 16.05.1938
Hellweg, Albert 12.05.1907 hdl Thoms Sieber Die Gestaltung der Gefolgschaftsführung in 
zusammengeschlossenen Betrieben unter 
besonderer Berücksichtigung des Fendel-
Konzers Mannheim
19.12.1944 28.03.1945
Herrmann, Paul 16.12.1913 vw Brinkmann Schuster Untersuchungen zur agraren Struktur 
Mittelbadens (Lkr. Rastatt und Bühl). 
Vorschläge zu einer Neuordnung der Boden- 
und Besitzverhältnisse
28.07.1938 08.07.1942
Hilali, Hamid (Basra, 
Irak)
08.10.1915 kfm Schuster Das Finanzsystem des ersten arabisch-
islamischen Reiches
30.07.1943 28.02.1944
Hildebrandt, Joachim 12.08.1917 kfm Rittig Sandig Kriegsfinanzierung und ihre 
volkswirtschaftliche Wirkung
nicht beendet




Hinderer, Hermann 14.03.1903 kfm Sommerfeld Schuster Probleme der Stillhaltekredite 15.11.1934 19.06.1935
Hirschel, Fritz 22.02.1916 vw Schuster Brinkmann Der englisch-deutsche Handelsvertrag und 
seine Auswirkungen auf die Weltwirtschaft
28.07.1939 04.04.1940
Hof, Franz 17.02.1909 vw Bergstraesser Die Bedeutung der Textilindustrie für 
den deutschen Außenhandel von der 
Stabilisierung bis zur Gegenwart
21.11.1935 nicht beendet
Hoffmann, Erich 19.04.1905 vw Bergstraesser Der Anteil Badens am nationalen und 
internationalen Luftverkehr
Högy, Kurt 30.04.1912 vw Brinkmann Wendt Entwicklung, Grundlage und Probleme des 
deutsch-ungarischen Warenaustauschs
15.07.1938 nicht beendet
Holke, Bernhard, gen 
Vorbrook
29.06.1918 kfm Sieber Thoms Kreditbanken und Industrie in Deutschland 03.10.1944 12.10.1944
Holters, Rosemarie 04.11.1917 vw Schuster Waffenschmidt Die kriegswirtschaftliche Leistung der 
deutschen Kunstfaserindustrie
28.10.1944 28.03.1945
Horn, Rudolf 01.12.1906 kfm Fleege-Althoff Sommerfeld Die kurzfristige Erfolgsrechnung im 
Bankbetrieb
nicht beendet
Hubach, Hanns 26.05.1917 vw Schuster Jecht Historische oder geschichtliche 








19.11.1919 dolm Schuster Waffenschmidt Die Industrialisierung Rumäniens 27.03.1945 28.03.1945




Hussong, Walter 14.02.1906 kfm Brinkmann Das Schneiderhandwerk in Frankfurt 
am Main und das Schneiderhandwerk in 
Heilbronn. Ein Vergleich
30.03.1936 10.12.1936
Jäger, Heinrich 05.09.1912 vw Brinkmann Waffenschmidt Beitrag zur Theorie des Sparens 24.02.1939 21.06.1940
Jahn, Holger 22.06.1908 kfm Fleege-Althoff Wendt Die betriebliche Sozialpolitik als völkische 
Gemeinschaftsaufgabe
16.04.1937 01.10.1937
Jahr, Carl-Heinrich 25.01.1910 Ing. Sommerfeld Thoms Die Kalkulation eines neuen Typs in der 
Automobilindustrie
07.06.1935 19.09.1935
Janz, Robert 08.12.1891 Dr. iur. Brinkmann Grundlinien der strukturellen und 
konjunkturellen Wirtschaftsbedeutung der 
deutschen Eisenbahnen unter besonderer 
Berücksichtigung der Deutschen Reichsbahn 
und der saarpfälzischen Wirtschaft
11.11.1936 10.09.1937
Jehle, Walter 15.03.1908 kfm Schuster Brinkmann Die Arbeitslöhne in der Badischen 
Textilindustrie seit der Stabilisierung der 
Mark (1923-1933)
01.07.1935 09.10.1935
Jost, Heinz 01.12.1907 kfm Sommerfeld Fleege-Althoff Probleme der Selbstkostenrechnung in 
Krankenhausbetrieben
21.12.1936 25.10.1939
Julius gen. Werner, 
Ruth
21.08.1915 hdl Schuster Die Lenkung der Einkommensverwendung 
als Möglichkeit zur Hebung des 
Lebensstandards
25.01.1943 02.05.1944
Kaiser, Hans 09.01.1908 vw Brinkmann Arbeitsbeschaffung durch Hochbauten, 
insbesondere die volkswirtschaftlichen 
Fernwirkungen
20.12.1935 23.04.1936
Karl, Willy 23.09.1912 kfm Schuster Jecht Die finnische Holzwirtschaft 07.11.1944 28.03.1945
Kauffmann, Walter 13.06.1913 kfm Schuster Brinkmann Die Forst- und Holzwirtschaft im Gau 
Saarpfalz
27.09.1939 30.05.1942
Kauss 18.05.1911 kfm Sommerfeld Fleege-Althoff Der Kleinsiedler in der Betriebsgemeinschaft 20.12.1935 14.11.1936
Kengelbach, Ludwig 10.02.1901 vw Schuster Ausbildung und Erziehung der Berufsträger 
in der gewerblichen Wirtschaft
24.03.1943 15.07.1943
Kessler, Herbert 28.02.1915 kfm Sommerfeld Sandig Die Interessengemeinschaft. Eine 
betriebwirtschaftliche Untersuchung
18.07.1939 20.11.1939
Kircher, Ruth 18.02.1916 vw Brinkmann Schuster Nordirland. Die politische und 
wirtschaftliche Entwicklung der sechs 
Grafschaften nach der Trennung vom 
nationalen Irland
15.07.1940 21.06.1941
Kirsche, Hans 18.05.1913 kfm Schuster Der Kohlenhandel in Frankfurt am Main.
Ein Beitrag zur Darstellung der deutschen 
Kohlenverteilungsorganisation
18.01.1940 22.05.1940
Kist, Alfons 19.03.1913 vw Waffenschmidt Brinkmann Die Entwicklung und der heutige Stand der 
Natursteinindustrie in Baden
26.10.1939 14.10.1941
Klingele, Werner 05.10.1915 vw Schuster Brinkmann Eine Auflockerung unserer 
Devisenbewirtschaftung durch Kolonien als 




07.04.1916 vw Schuster Untersuchungen über die 
Kapitalinvstierungen in den Vereinigten 
Staaten von Amerika und Afrika
30.07.1943 01.10.1943
Köbler, Hans 10.02.1907 kfm Sommerfeld Schuster Die Selbstkosten im Kreditgeschäft nicht beendet
Kohler, Heinz Gerhard 15.08.1914 kfm Thoms Sandig Die Kostenrechnung einer Brauerei 
unter besonderer Berücksichtigung der 
Brennstoffkosten
10.04.1941 29.08.1950
Kolb, Adolf 14.07.1911 kfm Thoms Schuster Die Gestaltung von Betriebsgröße, 
Betriebsform und Kosten im Einzelhandel
25.05.1935 11.02.1937
Kolb, Ernst 12.08.1911 vw Schuster Handwerkliche und industrielle 
Berufserziehung in der Bauwirtschaft
24.03.1943 22.06.1943
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Kolb, Walter 15.05.1913 kfm Sommerfeld Kirschner Die Schätzung des nichtgemeinen 
Wertes von nichtnotierten Aktien und 
Geschäftsanteilen an einer GmbH. Eine 
betriebswirtschaftliche und steuerrechtliche 
Studie 
20.09.1939 09.01.1940
Krämer, Walter 14.12.1913 vw Schuster Sommerfeld Die Mühlenwirtschaft in der Marktordnung 12.12.1937 21.02.1940
Krank, Rudolf 26.04.1911 vw Schuster Wendt Untersuchung über das nichtbäuerliche 
Eigentum an land- und fortwirtschaftlicher 
Nutzfläche in Mittelbaden (Aacher-
Renchtal) 
03.11.1938 12.08.1939
Krauss, Willi 16.11.1910 kfm Wendt Schuster Der Aachener Steinkohlebergbau und seine 
bergännische Gefolgschaft
01.03.1940 12.06.1946
Kreck, Hannes 18.06.1912 vw Flaskämper Schuster Die Verbrauchseinheiten-Methoden 
(Methodologische Untersuchung)
18.06.1937 14.04.1938
Kügelgen, Werner von 
(Reval, Estland)
27.10.1911 vw Bergstraesser Kriegswirtschaft und Sozialismus. 
Die Grundlagen einer sozialistischen 
Wirtschaftsordnung, wie sie im Weltkrieg 
in Deutschland erforderlich wurde, und 
unter besonderer Berücksichtigung der 
Kriegsrohstoffbewirtschaftung
07.02.1935 25.06.1936
Kunz, Erich 06.12.1904 kfm Ludewig (HH 
MA)
LeCoutre Der Giroverkehr 21.03.1933 21.09.1942
Kunz, Ludwig 24.03.1909 kfm Sommerfeld Thoms Probleme der Kostenrechnung in der 
Chamotteindustrie
nicht beendet
Kurths, Hilde 12.04.1918 hdl Sandig Schuster Der Absatz der Krefelder Seidenindustrie 21.04.1944 04.12.1944




04.03.1916 kfm Schuster Brinkmann Die internationalen Abkommen zur 
Regelung des Walfangs
20.02.1940 10.04.1940
Langer, Gerhard 03.03.1906 kfm Sommerfeld Betriebswerweiterung und 
Substanzerhaltung
27.12.1938 04.04.1939
Lanzenbacher, Kurt 16.12.1908 kfm Schuster Sommerfeld Ein Versuch zur Spezialisierung der Banken 29.07.1933 07.08.1954
Laudenklos, Ludwig 10.12.1910 Sommerfeld Schuster Betriebsstatistik und Konjunktur im 
deutschen Handwerk
nicht beendet
Lei, Erich 11.02.1911 kfm Schuster Wendt Autoritärer Staat und Steuersystem 24.02.1939 12.06.1940
Löffler, Otto 10.08.1908 kfm Schuster Sommerfeld Der Inserentenmarkt der illustrierten 
Zeitschrift
14.06.1935 21.10.1935
Lohmann, Ernst 01.06.1904 kfm Sommerfeld Thoms Die Erfassung des Umsatzes 22.02.1936 20.06.1936
Lovisa, Oswald 07.08.1914 kfm Thoms Sieber Die Gliederung einer Betriebsgemeinschaft 
und ihr Kostengefüge
nicht beendet
Lucas, Heinz 12.03.1912 vw Schuster Waffenschmidt Die deutsch-rumänischen 
Wirtschaftsbeziehungen in neuerer Zeit
13.04.1939 25.07.1940
Ludwig, Friedrich 28.07.1913 kfm Schuster Die Wüstungen in Nordbaden 24.03.1943 16.07.1943
Luschke, Herbert 24.08.1904 kfm Sommerfeld Sandig Havariegrosse, Partikularhavarie und ihre 
Versicherung
03.12.1938 01.09.1939
Lützen, Werner 21.03.1916 Dr. phil. Schuster LeCoutre Industrielle Ballung, Deglomeration und 
Dezentralisation
27.03.1945 27.03.1945
Maier, Anton 12.12.1907 kfm Thoms Sandig Die kurzfristige Erfolgsrechnung in 
Seidenwebereien
20.11.1941 01.02.1943
Maier, Paul LeCoutre Schuster Ausgewählte Probleme des 
Rechnungswesens in der Sägeindustrie
07.02.1935 04.03.1936
Maier, Werner 09.05.1916 kfm Sommerfeld Thoms Die Kostenrechnung und Preisgestaltung 




Marsmann, Herbert 20.01.1912 kfm Thoms Sandig Der Kostenvergleich als Mittel 
der Errechnung angemessener 
Selbstkosten, dargestellt am Beispiel der 
Drahtstiftindustrie
02.06.1938 12.07.1939
Maske, Irene 27.03.1921 dolm Schuster Waffenschmidt Die Einstellung der Buren zur Wirtschaft 24.02.1945 20.03.1945
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Mayer, Erich 27.09.1912 kfm Thoms Sandig Bilanzanalytischer Betriebsvergleich in 
pfälzischen Brauereien
25.02.1939 15.04.1940
Mayer, Günther 12.09.1914 kfm Brinkmann Landwirtschaft und Leinenindustrie in 
Laichingen, Kreis Münsingen, Württemberg
27.09.1939 26.02.1940
Mayer, Rudolf 07.12.1914 vw Brinkmann Zuckerrübenbau und Zuckerindustrie in 
Baden
26.02.1938 11.04.1939
Mehls, Walter 27.06.1907 hdl Sommerfeld Adler Die wirtschaftliche Struktur der 
deutschen Tageszeitungsverlage unter 
Berücksichtigung ihrer Auswirkungen für 
die verlegerische Arbeit
02.07.1937 28.09.1938
Meier, Ewald 04.11.1908 kfm Sommerfeld Schuster Die Geschenkwerbung unter besonderer 
Berücksichtigung des Gesetzes über das 
Zugabewesen vom 12.5.1933
15.10.1934 27.04.1935
Meineke, Fritz 02.05.1904 kfm Thoms Der betriebliche Arbeitseinsatz und die 
staatlichen Lenkungsmaßnahmen in der 
Kriegsindustrie am Ende des 5. Kriegsjahres
nicht beendet
Meinshausen, Fritz 23.05.1912 kfm Sommerfeld Ulmer Die Stellung des Aktionärs in der 
Aktiengesellschaft
06.07.1936 07.12.1936
Menninger, Hans 10.10.1912 kfm Thoms Sandig Die Voraussetzungen für die Aufstellung von 
Konzernbilanzen
19.03.1940 19.08.1940
Merz, Hans 02.05.1915 kfm Schuster Brinkmann Der landwirtschaftliche Kredit in Baden 27.09.1939 07.07.1941
Michaelsen, Hans Olof 02.04.1910 Bergstraesser Die Kursbildung am Aktienmarkt im neuen 
Staat
27.04.1935 10.07.1935
Milz, Helmut 06.03.1920 kfm Thoms Sieber Die außerordentlichen Erträge 07.08.1944 28.03.1945
Mittelberg, Florenz 29.05.1921 kfm Lysinski Thoms Die innerbetriebliche Werbung als Mittel zur 
Gefolgschaftsformung
03.10.1944 21.10.1944
Mohr, Ernst 23.04.1906 kfm Sandig Thoms Die Lastschiffahrt- und Baggereibetriebe 
des Bodensees. Eine betriebswirtschaftliche 
Untersuchung
06.07.1939 22.05.1940
Möhrlein, Karl 19.10.1897 kfm Schuster Sommerfeld Die Problematik der Ausgabenentwicklung 
der Großstädte
30.11.1934 20.05.1935
Montaner, Claudio 14.08.1919 vw Brinkmann Schuster Die Papier- und Zellstoffindustrie 
Südamerikas
20.06.1941 15.06.1942
Mook, Georg 05.08.1911 kfm Thoms Sieber Das Fehlen im Betrieb – Ursachen der 




Mühlbeyer, Walter 30.08.1911 kfm LeCoutre Schuster Die Pacht im Gastgewerbe in 
betriebswirtschaftlicher Betrachtung
28.03.1945 28.03.1945
Mühleis, Fritz 02.08.1909 Dr. phil. Thoms Sandig Bilanzkritische Studien in der deutschen 
pharmazeutischen Großindustrie
25.02.1939 25.01.1940
Mülhopt, Rudolf 06.10.1900 kfm Schuster Die Folgen der staatlichen 
Wohnungsfinanzierungspolitik in 
ihrer Erscheinungsform während der 
Wirtschaftskrise von 1930 bis 1933
16.04.1937 [1937]
Müller, Kurt 28.10.1910 kfm Sommerfeld Thoms Der Umsatzrythmus und seine praktische 
Gestaltung
nicht beendet
Munzinger, Kurt 13.08.1910 kfm Schuster Das volkswirtschaftliche Problem in der 
räumlichen Verteilung der deutschen 
Getreidemüllerei
12.03.1943 20.03.1943
Muths, Margarete 18.01.1913 vw Brinkmann Waffenschmidt Die deutsche Fettlücke und die Möglichkeit 
ihrer Schließung durch die Rückgewinnung 
der ehemaligen deutschen Kolonien
30.09.1937 05.12.1938
Mutter, Alfons 11.04.1914 hdl Brinkmann Schuster Die chemische Industrie in der französischen 
Volkswirtschaft
29.07.1941 05.02.1942
Naber, Franziska 20.04.1912 hdl Schuster Die wirtschaftlichen und sozialen 





01.09.1915 Ing. Schuster Waffenschmidt Allgemeine Charakteristik des iranischen 




Nauss, Fritz 01.04.1918 kfm Kirschner LeCoutre Die steuerliche Behandlung der Verwertung 
des gewerblichen französischen Vermögens 
im Elsaß durch die deutsche Zivilverwaltung 
in den Jahren 1940-1944
06.04.1946 23.06.1946
Neber, Otto 05.05.1908 vw Brinkmann Wie verträgt sich die Rationalisierung 
und Mechanisierung mit der heutigen 
Bauernpolitik
30.11.1936 25.02.1938
Nierich, Giesela 07.01.1920 hdl Lysinski Umfang und Rhythmus der Werbung durch 
Anzeigen in Frauen- und Modezeitschriften
28.03.1945 28.03.1945
Nitzoff, Ilija (Sofia, 
Bulgarien)
04.08.1912 kfm Brinkmann Schuster Staat und Wirtschaft im Universalismus 
Othmar Spanns
09.06.1942 14.07.1944
Nohl, Martin 26.03.1911 kfm Sommerfeld Fleege-Althoff Die betriebswirtschaftliche 
Grundeinstellung Sommerfelds und 
Nicklischs
14.06.1935 10.09.1937
Nopp, Fritz 03.12.1909 kfm Wendt Schuster Die langfristigen Kapitalanlagen der 
privaten deutschen Lebensversicherungs-
Gesellschaften unter besonderer 
Berücksichtigung der räumlichen und 
sachlichen Verteilung
15.07.1938 20.03.1940
Nord, Reinhold 05.03.1910 Dr. iur. Schuster Schmitthenner Der italienische Nachschub im abessinischen 
Krieg 1935/36 und seine Lehren
11.04.1938 28.08.1939
Nussbaumer, Herbert 15.01.1912 vw Schuster Die Organisation der amerikanischen 
Industrie und Landwirtschaft im National 
Industrial Recovery Act und Agricultural 
Adjustment Act
23.05.1936 03.03.1937
Ostermann, Helmut 15.08.1915 vw Schuster Brinkmann Ein Berechtigungsnachweis für 
die Saarpfälzische Textil- und 
Bekleidungsindustrie
09.11.1939 05.06.1941
Papcke, Renate 23.04.1913 vw Brinkmann Flaskämper Ursachen der Auswanderungen. Gezeigt 
an badischen Beispielen des 18. und 19. 
Jahrhunderts 
29.06.1938 18.08.1939
Parr, Hans 06.07.1911 kfm Sommerfeld Sandig Stille Reserven. Eine kritische Betrachtung 
der Forderung nach wahren Bilanzen
29.06.1938 18.12.1939
Pau, Friedel 10.08.1916 hdl Thoms Sieber Das Problem der Kinderzahlen unter 
besonderer Berücksichtigung der 
Verhältnisse in der badischen Industrie
20.06.1941 16.07.1942
Pauli, Kurt 07.04.1913 vw Schuster Brinkmann Der Arbeiterbauer im Saarland. 
Betrachtungen zur Wandlung in der 
Lebensform
24.05.1939 14.02.1940
Pfeil, Fritz 13.01.1910 kfm Thoms Sandig Die Kraftkosten als Kalkulationsfaktor 13.04.1939 29.04.1940
Pfisterer, Friedrich 14.11.1911 kfm Schuster Brinkmann Sir Oswald Mosley und der Faschismus in 
England
24.05.1939 bestanden
Pfitzenmaier, Willi 28.06.1906 kfm Sandig Die sozialen Verhältnisse der Gefolgschaften 
und die sozialen Leistungen der 
Einzelhandelsbetriebe
10.04.1941 31.03.1942
Pfleiderer, Ernst 15.02.1906 kfm Schuster Sommerfeld Die Organisationsbestrebungen in der 
Rheinschiffahrt
27.10.1934 25.04.1935
Pöhler, Hans 22.01.1914 kfm Most Schuster Zum Koordinationsproblem in der 
deutschen Verkehrswirtschaft
27.03.1945 28.03.1945





06.05.1916 kfm Sommerfeld Sieber Die Preisbildung bei öffentlichen Aufträgen 18.07.1939 03.02.1940
Raabe, Wilhelm 15.08.1912 vw Brinkmann Waffenschmidt Die Vollendung des Mittellandkanals 16.04.1937 22.07.1938
Rapp, Otto 23.03.1910 vw Schuster Staatswirtschaftliche Konjunkturpolitik 27.04.1935 22.01.1936
Rebelein, Willy 11.06.1920 kfm Sieber Thoms Die Kostenrechnung im Freileitungsbau 27.03.1945 28.03.1945
Reeh, Otto 21.09.1914 vw Schuster Brinkmann Eiererzeugung und Eierverbrauch auf 
dem Lande. Ein Beitrag zur ländlichen 
Lebenshaltung
11.04.1938 18.12.1939
Rehm, Franz 30.09.1914 hdl Lysinski Die zeitlichen Schwankungen 




Reinhard, Georg Willi 22.11.1912 kfm Thoms Sandig Betriebswirtschaftliche Untersuchungen 
über den Ölregenerationsbetrieb unter 
besonderer Berücksichtigung der 
Kostenverrechnung
06.07.1939 12.09.1941
Reinmuth, Werner 12.09.1909 kfm Schuster Sommerfeld Unabhängige Valutapolitik und die 
außenhandels- und kreditpolitische 
Situation der Welt
06.12.1934 18.09.1935
Reitz, Heinz 13.10.1913 kfm Henzler Gliederungs- und Bewertungsfragen 
bei der Bilanzierung von städtischen 
Kreditgenossenschaften
nicht beendet
Rettig, Emil 01.01.1914 kfm Fleege-Althoff Brinkmann Die ländlichen Kreditgenossenschaften als 
Finanzierungsinstitute für die deutsche 
Landwirtschaft
02.04.1941 26.01.1943
Richebächer, Kurt 23.09.1918 kfm Jecht Schuster Die französische Preisgesetzgebung und 
Politik im Zweiten Weltkrieg
24.02.1945 26.03.1945





15.11.1909 kfm Schuster Thoms Zur Landarbeiterfrage 18.12.1934 04.11.1935
Ringwald, Carl Hans 28.11.1911 kfm Lysinski Sandig Aufgaben und Gestaltung der deutschen 
Wirtschaftswerbung im Kriege unter 
besonderer Berücksichtigung der Werbung 
für Markenartikel
24.01.1941 17.11.1942
Robert, Horst-Krafft 01.05.1920 vw Schuster Ammann Ursachen der armenrechtlichen 
Hilfsbedürftigkeit
04.07.1944 02.10.1944
Röderer, Kurt 08.09.1902 Kirschner Die verdeckte Gewinnausschüttung nicht beendet
Röderer, Walter 05.04.1912 kfm Brinkmann Die Maßnahmen des Reichsnährstandes für 
Tabakanbau und Tabakabsatz
22.12.1939 30.03.1940
Rom, Carl-Heinz 04.12.1910 vw Schuster Die Standardisierung als eine Grundlage 
der Absatzregelung von Obst und Gemüse 
unter besonderer Berücksichtigung 
südwestdeutscher Anbau- und 
Absatzverhältnisse
06.07.1936 05.05.1938
Rübel, Karl 14.02.1906 kfm Schuster Sommerfeld Pläne zur Gründung eines internationalen 
Bankinstituts. Eine kritische Darstellung
15.11.1934 11.03.1935
Ruchti, Hans 10.09.1903 kfm Sommerfeld Ulmer Das Konossement als Kreditunterlage 27.04.1935 01.07.1936
Sadri, Mohssen 
(Teheran, Persien)
29.01.1918 vw Schuster Die Wirtschaft und Industrie Irans 19.12.1941 25.02.1942
Sailer, Wilhelm 11.03.1913 vw Schuster Waffenschmidt Die Standortverhältnisse in Primasens in 




21.04.1909 vw Waffenschmidt Die Meliorationen im Kraichgau 28.06.1935 14.10.1935
Sartorius, Fritz 16.04.1920 vw Schuster Waffenschmidt Die regionale Lohndifferenzierung 24.11.1944 20.03.1945
Sausele, Wilhelm 11.12.1908 kfm Schuster Wendt Der Mensch im Handwerk. Eine 
Untersuchung der Gestaltungskräfte des 
Handwerks seit dem Ausgang des 19. 
Jahrhunderts
30.03.1936 08.08.1938
Schach, Alfred 12.05.1905 kfm Schuster Wendt Der Arbeitseinsatz im Arbeitsamtsbezirk 
Karlsruhe mit besonderer Beerücksichtigung 
der autoritären Arbeitseinsatzmaßnahmen
04.12.1937 08.08.1938
Schäfer, Wilhelm 15.06.1910 kfm Sommerfeld Thoms Die brauereieigene Gaststätte und ihre 
Bedeutung für das Brauereigewerbe
nicht beendet
Schank, Otto 23.12.1900 hdl Schuster LeCoutre Die volkswirtschaftlichen Funktionen der 
Drogerie
05.12.1944 12.01.1945
Scharff, Fritz 02.10.1906 kfm Lysinski Thoms Umfang und Rhythmus der Werbung durch 
Anzeigen in Tageszeitungen
14.05.1937 25.11.1937
Scheer, Eva 31.05.1922 dolm Schuster Jecht Die französische Außenhandelspolitik unter 
den Gesichtspunkt ethischer und geistiger 
Strömungen
24.03.1945 27.03.1945
Scherer, Emil 04.12.1905 kfm Lysinski Brinkmann Die Probleme der Werbewirkung des 
Unfallverhütungsplakats
06.07.1936 03.10.1937







07.01.1914 kfm Schuster Brinkmann Die Produktionsgrundlage der deutsch-
lothringischen eisenschaffenden Industrie 
seit dem Kriege 
13.12.1939 28.03.1945
Scherzer, Günther 16.05.1916 vw Brinkmann Krause Die Allmenden in Baden.
Wirtschaftsgeschichtliche und 
agrarpolitische Beiträge zur Frage des 
Gemeineigentums
24.02.1939 15.05.1940
Scheuermann, Irma 03.05.1918 dolm Schuster Waffenschmidt Die italienische Landwirtschaft im 
europäischen Raum
27.03.1945 28.03.1945
Schiebel, Gerhard 25.06.1914 kfm Sandig Thoms Die Einheit des Wirtschaftlichen und 
Sozialen in der Rechenschaftslegung der 
Aktiengesellschaften
13.03.1941 nicht beendet
Schiller, Karl 24.04.1911 vw Brinkmann Arbeitsbeschaffung und Finanzierung in 
Deutschland
27.04.1935 25.02.1936
Schirmer, Kurt 16.06.1908 kfm Thoms Schuster Das Ausscheiden von 
Gefolgschaftsmitgliedern in badischen 
Beherberungs- und Gaststättenbetrieben
14.06.1940 08.02.1941
Schlenker, Max 20.09.1905 hdl Schuster Sommerfeld Banksystem und Kapitalbildung 25.05.1935 23.04.1938
Schlipphak, Friedrich 09.09.1910 vw Schuster Die Umschuldung der deutschen Gemeinden 23.05.1936 10.02.1937
Schmieder, Emil 04.08.1907 vw Waffenschmidt Die berufliche Gliederung der 
Fürsorgeempfänger in Karlsruhe und ihre 
Rückgliederung in den Arbeitsprozess
09.04.1936 30.11.1936
Schmitz, Heinrich 31.12.1914 kfm Schuster Jecht Der Ausgleich der Zahlungsbilanz in einer 
rechenhaften Wirtschaft. Eine theoretische 
Untersuchung bei quantitativen Daten und 
einheitlichen Bewertungsregeln
04.08.1944 04.10.1944
Schmitz, Wilhelm 09.04.1913 kfm Sandig Ulmer Die Beteiligung von Aktiengesellschaften an 
Gesellschaften m.b.H.
02.04.1941 21.07.1942
Schmitz, Willi-Karl 15.06.1915 vw Schuster Waffenschmidt Arbeitseinsatz und Sozialpolitik im 
europäischen Großraum
19.03.1943 06.12.1943
Schmude, Marlies 13.11.1919 vw Schuster Jecht Wirkungen einer allgemeinen 
Altersversorgung in Deutschland auf 
Verbrauch und Kapitalbildung
27.03.1945 28.03.1945
Schneider, Paul 25.03.1901 kfm Schuster Die Entwicklung des sozialen 
Gedankens in der preußischen 
Einkommenssteuergesetzgebung bis zur 
Miguel'schen Reform 1891
11.11.1936 03.05.1938
Schnell, Werner - - - - - 03.12.1938 07.05.1942
Scholl, Fritz 13.03.1910 vw Schuster Brinkmann Die Bedeutung der Sparkassen für die 
Finanzierung der Landwirtschaft
11.06.1937 01.12.1938
Scholz, Erika 24.07.1913 hdl Schuster Untersuchungen über die Wirkungen 






27.09.1919 kfm Brinkmann Sieber Hollands Kohlenbergbau und 
Kohlewirtschaft unter besonderer 
Berücksichtigung des südwestdeutschen 
Absatzgebietes
29.07.1941 01.03.1943




28.07.1911 kfm Schuster Brinkmann Die wirtschaftliche Struktur der 
Nordpfälzischen Kreise Kusel und 
Rockenhausen
13.12.1939 18.06.1942
Schubert, Alfred 09.05.1910 kfm Sommerfeld Fleege-Althoff Die Verwendung des Abschreibungsersatzes 23.10.1935 06.12.1935
Schulte-Vorhoff, 
Werner
08.02.1917 vw Brinkmann Schuster Untersuchung der Agrarstruktur im 
Landkreis Mannheim unter besonderer 
Berücksichtigung der Anbauverhältnisse 
und der Viehzucht
15.07.1940 10.10.1940
Schulze, Hans-Otto 18.09.1908 kfm Sommerfeld Die Verhältnisse der deutschen 
Rohrzuckerindustrie zu ihrem Rohstoffmarkt
24.02.1939 05.06.1940
Schust, Friedrich 10.03.1910 kfm Thoms Sandig Die Bilanzierung von Vermögen und 
Kapital bei Elektrizitätswerken unter 
Berücksichtigung eines gemischt-
wirtschaftlichen, eines öffentlich-






09.04.1895 kfm LeCoutre Schuster Das Rechnungswesen in der Schuhindustrie 29.06.1935 12.02.1937
Seitz, Herbert 27.02.1907 kfm LeCoutre Ulmer Buchhaltung und Bilanz in 
höchstrichterlicher Rechtsprechungvom 
betriebswirtschaftlichen Standpunkt aus 
betrachtet
18.12.1934 01.02.1936
Siebert, Ferdinand 22.05.1912 vw Brinkmann Wendt Wirtschaftsliche Wechsellagen und 
Wohnungsbau unter besonderer 
Bezugnahme auf den Stuttgarter 
Wohnungsbau seit 1836
02.06.1938 01.07.1941
Sieberz, Margarete 19.01.1920 kfm Lysinski Sieber Der Einfluß des Wetters auf die Häufigkeit 
von Unfällen in einem Betrieb des Stahl- 
und Eisenbaues
19.12.1944 28.03.1945
Siecke, Carl 01.02.1904 kfm Brinkmann Sommerfeld Das Liquiditätsproblem bei den 
deutschen Kreditbanken unter besonderer 
Berücksichtigung des Reichsgesetzes über 
das Kreditwesen vom 5. Dezember 1934
26.02.1938 21.10.1938
Siemer, Hermann 14.11.1906 kfm Sommerfeld Fleege-Althoff Der Bremer Baumwollhandel unter 
besonderer Berücksichtigung der Funktion 
der Bremer Baumwollbörse
20.12.1935 18.06.1936
Snyckers, Hans 26.06.1914 vw Brinkmann Schuster Die Eingliederung des Weinbaues in den 
landwirtschaftlichen Einzelbetrieb in Baden
30.09.1937 23.12.1938
Solms-Rödelheim, 
Max Ernst Graf zu
16.05.1910 vw Brinkmann Waffenschmidt Die Einflüsse der Industrialisierung auf 14 
Landgemeinden bei Karlsruhe
02.06.1938 01.02.1939
Sommer, Franz 11.12.1910 kfm Schuster Sandig Bedeutungswechsel und Formwandel des 
Arbeitslohnes
24.05.1939 12.06.1941
Spieß, Walter 07.10.1914 kfm Sandig Schuster Die Ausgleichskassen in der 
Mühlenwirtschaft
10.04.1941 28.03.1945
Stegmann, Karl Georg 03.09.1902 vw Brinkmann Öffentliche Anleihen und ihre Bedingungen 
in ihrer Bedeutung für Gläubiger und 
Schuldner
30.10.1934 27.01.1936
Steinwachs, August 16.10.1909 kfm Thoms Sommerfeld Die Möglichkeit einer Tarifsenkung in der 
Elektrizitätswirtschaft
23.05.1936 25.06.1937
Stratmann, Georg 05.05.1914 kfm Schuster Sommerfeld Die österreichische Agrarkrise und die 
Maßnahmen zu ihrer Bekämpfung
nicht beendet
Struck, Bruno 14.03.1913 vw Schuster Wendt Die Freizeitgestaltung des Arbeiters 17.12.1937 12.09.1938
Stübel, Erna 30.06.1894 dolm Schuster Jecht Die gegenwärtigen Probleme der 
französischen Binnenschiffahrt
30.06.1944 25.10.1944
Thomae, Adolf 26.04.1916 kfm Thoms Schuster Die Auswirkungen des Krieges auf das 
Wirtschaftsleben eines Industriebetriebes
22.02.1941 30.03.1943
Tobler, Achim 11.03.1908 vw Bergstraesser Die französische Handelspolitik in den 
Krisenjahren 1929-1934
28.06.1935 17.09.1938
Todt, Paul 25.10.1913 kfm Schuster Kartelle und Marktordnung 26.04.1940 02.01.1942
Tuna, Orhan (Istanbul, 
Türkei)
14.10.1909 kfm Brinkmann Schuster Durchbruch der Türkei zur nationalen 
Staatswirtschaft
09.06.1938 05.07.1938
Tuschy, Käthe 12.03.1916 kfm Sandig Schuster Der Absatz der ostelbischen Braunkohle 30.11.1940 20.03.1941
Ulmschneider, Walter 
(Straßburg, Elsaß)
06.07.1907 kfm Sommerfeld Schuster Die Rechnungslegung der Deutschen 
Reichspost
27.10.1934 14.06.1935
Veltzke, Gardy 08.04.1912 vw Der gebundene bäuerliche Besitz in der 
fürstenbergischen Gesetzgebung
22.02.1938 08.11.1938
Vesper, Alois 05.09.1910 kfm Thoms LeCoutre Einfluß des Krieges auf die 
Geldgrößenordnung der Betriebe in der 
chemisch-pharmazeutischen Großindustrie
27.03.1945 28.03.1945
Vieting, Gertrud 07.09.1918 dolm Schuster Neue Wege zur Erforschung der Ursachen 






20.12.1899 vw Brinkmann Die Form der Unfallverhütung von 
Südafrika (Die Vorm van Uitvoering van 
Ongevalleverzekering vir Suid-Afrika)
29.07.1941 12.01.1942
Volk, Erich 09.08.1911 kfm Brinkmann Wendt Das Straßenwesen in Deutschland und 
in einigen anderen europäischen Staaten 




Volk, Helmuth 06.07.1912 kfm Lysinski Thoms Die Schwierigkeiten der 
Markenartikelbildung in der 
Zigarrenindustrie unter besonderer 
Berücksichtigung der Herstellung
19.03.1940 14.12.1942
Wagner, Hans 20.02.1915 kfm Thoms Brinkmann Die Überführung jüdischer Betriebe in 
deutschen Besitz
20.03.1941 14.03.1942
Wagner, Heribert 19.01.1902 Jur. Brinkmann Krause Die Frage des Grundeigentums 
der Marktgenossenschaft und der 
Grundherrschaft bei den westgermanischen 
Völkerschaften, bzw. Stämmen in der Zeit 
von Caesar bis auf Chlodwig
22.12.1939 21.12.1940
Wagner, Waldemar 24.08.1908 vw Waffenschmidt Brinkmann Technische und wirtschaftliche Bedeutung 
des Kohlenstaubes
14.06.1940 03.05.1941
Walter, Erich 08.03.1912 kfm Thoms Schuster Die Gemeinschaftsverpflegung im Betrieb 07.03.1941 18.03.1942
Waskönig (geb. 
Willmer), Theresia
15.10.1910 hdl Thoms Blind Die Arbeitsverdienste badischer 
Gefolgschaftsmitglieder im März 1941
08.06.1942 29.05.1943
Wecker, Peter 04.01.1914 vw Brinkmann Pachtverhältnisse im Baumwollgebiet 
der Vereinigten Staaten von Amerika 
und ihre gegenwärtige Entwicklung 




Weckerle, Max 31.03.1914 kfm Thoms Sieber Die öffentliche Berichterstattung über 
soziale Leistungen
27.07.1944 28.03.1945
Wedel, Karl 13.05.1910 vw Brinkmann Schuster Die Rolle der Mühlen in der Marktordnung 
des Reichsnährstandes
09.03.1942 04.09.1942
Weida, Günther 27.08.1916 vw Schuster Der vorübergehende Massenarbeitseinsatz 30.07.1943 20.07.1944
Weingärtner, Klaus 22.12.1907 vw Bergstraesser Der Streit um Agrarindustriestaat 
oder Industriestaat, Autarkie oder 
Weltwirtschaft
07.06.1935 30.09.1937
Weiß, Heinrich 28.02.1902 kfm Thoms Sandig Betriebswirtschaftliche Studie über das 
Möbeltischlerhandwerk
06.07.1939 15.05.1941
Widmann, Helmut 11.09.1907 kfm Thoms Sommerfeld Die Willensbildung im Betriebe 11.06.1937 24.05.1938
Wierhake, Helmut 11.08.1913 vw Schuster Brinkmann Südosteuropa als verkehrspolitischer 
Großraum
17.11.1939 26.05.1942
Willmann, Hans 14.08.1906 kfm Wendt Ulmer Die Entwicklung der Fürsorgeerziehung in 
der Stadt Mannheim
12.01.1939 nicht beendet
Wöhrle, Eugen 24.06.1908 kfm Fleege-Althoff Sandig Der Ruhrkohlenhandel, seine Organisation 
und Usancen
29.06.1938 11.09.1939
Wöhrle, Walter 27.02.1911 kfm LeCoutre Schuster Der Aufbau der Exporthandelsorganisation 
der deutschen Uhrenindustrie
06.12.1934 03.06.1936
Wolf, Kurt 15.04.1909 vw Waffenschmidt Brinkmann Entwicklung und Neugestaltung der 
deutschen Filmwirtschaft seit 1933
22.02.1938 01.07.1938
Wolf, Otto 09.01.1910 vw Bergstraesser Die Entwicklung des landwirtschaftlichen 
Realkredits seit der Inflation
14.02.1935 29.05.1936
Wolff, Ilse 22.08.1915 hdl Schuster Brinkmann Die Verdichtung des Flugnetzes und des 
Flugplanes unter Berücksichtigung des 
deutschen Luftverkehrs
19.03.1940 21.03.1941
Wurm, Franz Friedrich 06.05.1912 vw Sommerfeld Fleege-Althoff Die eigenen Wertpapiere der deutschen 
Sparkassen
23.05.1936 09.03.1937
Wüst, Eduard 09.06.1898 kfm Sommerfeld Fleege-Althoff Die Finanzierung der deutschen Lieferungen 
nach Sowjet-Rußland in den Jahren von 
1925 bis 1936
02.07.1937 11.12.1938
Wüst, Oskar 01.06.1910 kfm Sandig Thoms Die Rechenschaft über die soziale 
Betriebspolitik
01.03.1940 21.04.1941
Zacharias, Otto 12.07.1914 kfm Kirschner Thoms Die Verpachtung des Betriebs im Steuerrecht 16.02.1945 28.03.1945
Zachmann, Reinhold 25.05.1916 vw Schuster Wendt Volkswirtschaftliche Theorie der 
staatskreditären Wirtschaftslenkung
09.06.1938 17.09.1938
Zahn, Victor 23.12.1908 kfm Sommerfeld Wendt Zur Frage der 
verbrauchergenossenschaftlichen Betriebe
31.10.1943
Zenzes, Maria 23.01.1918 hdl Thoms Sieber Die geschichtliche Entwicklung des 




Ziegler, Kurt 04.01.1911 vw Bergstraesser Ökonomische Möglichkeiten der 
Krisenüberwindung und ihre politischen 
Gegenkräfte
07.07.1935 15.06.1937
Zöller, Werner 12.10.1913 vw LeCoutre Der Versicherungsaußendienst 
als Mittler volkswirtschaftlicher 
Bedarfsdeckung mit ihrer Problematik, 




Vierseitiges gedrucktes Merkblatt mit Prüfungsordnung, 
UA HD H-VI-870/1.
Staats- u. Wirtschaftswissenschaftl. Fakultät der Uni-
versität Heidelberg
Ordnung der Diplomprüfung für Volkswirte
(auf Grund des Erlasses des Ministers des Kultus und 
Unterrichts vom 21. Dezember 1934).
Zweck der Prüfung.
§ 1.
Als Abschluß des vorzugsweise auf der Volkswirt-
schaftslehre aufgebauten wirtschaftswissenschaft-
lichen Hochschulstudiums findet an der Universität 
Heidelberg eine volkswirtschaftliche Diplomprüfung 
statt.
Durch die Ablegung der Prüfung soll der Nachweis 
erbracht werden, daß sich der Bewerber durch sein 
Studium die zu einem selbständigen Urteil über volks- 
und betriebswirtschaftliche Zusammenhänge erfor-
derlichen wissenschaftlichen Grundlagen sowie eine 
Vertrautheit mit den Grundzügen des Rechts erwor-
ben hat.
Auf Grund der bestandenen Prüfung wird der akade-
mische Grad eines „Diplom-Volkswirt“ erteilt.
Zeit der Prüfung.
§ 2.
Die Prüfung findet einmal im Semester statt. Auf Be-




Der Prüfungsausschuß besteht aus dem Dekan der 
Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät, 
aus der erforderlichen Zahl von Hochschullehrern der 
Universität Heidelberg und einem Vertreter der Wirt-
schaftspraxis.
Der Dekan führt als Vertreter der Regierung den 
Vorsitz. Die Hochschullehrer und der Vertreter der 
Wirtschaftspraxis werden auf seinen Vorschlag von 
der Unterrichtsverwaltung in den Prüfungsausschuß 
berufen. Beim Vertreter der Wirtschaftspraxis soll der 
Dekan den Vorschlag nach Fühlungnahme mit den 
ständischen Organisationen machen.
Der Vorsitzer des Prüfungsausschusses bestellt für die 
jeweilige Prüfung die Prüfer. Er kann auch Lehrer der 
Universität Heidelberg, die dem Prüfungsausschuß 
nicht angehören, insbesondere Privatdozenten, so-




Bei der Meldung zur Prüfung ist der Nachweis zu füh-
ren, daß der Bewerber mit Volksgenossen aller Stände 
und Berufe in enger Gemeinschaft gelebt, die körper-
liche Arbeit kennen und achten gelernt, Selbstzucht 
und Einordnung geübt und sich körperlich gestählt 
hat.
Zu diesem Zweck muß er sich im Arbeitsdienst be-
währt haben. Dauer und Nachweis des Arbeitsdien-
stes sowie die Voraussetzung einer Befreiung von 
demselben richten sich nach- den bestehenden Be-
stimmungen. Die Entscheidung trifft der Vorsitzer des 
Prüfungsausschusses.
Der Bewerber hat weiter eine einjährige zusam-
menhängende praktische wirtschaftliche Tätigkeit 
in einem hierzu geeigneten Betrieb nachzuweisen. 
Solange dieses Erfordernis nicht allgemein an den 
reichsdeutschen Hochschulen eingeführt ist, kann der 
Vorsitzer des Prüfungsausschusses Befreiung erteilen.
§ 5.
Der Bewerber hat ein mindestens 6semestriges ord-
nungsmäßiges Studium der Wirtschaftswissenschaf-
ten nachzuweisen. Dazu gehört der urkundliche 
Beweis der Teilnahme an den erforderlichen Vorlesun-
gen und Uebungen (siehe auch § 7) sowie die Vorlage 
eines in einem wirtschaftlichen Seminar erstatteten 
Referates bezw. einer Seminararbeit. Empfohlen wird 
der Nachweis tätiger Teilnahme an einer Arbeitsge-
meinschaft der Fachschaft.
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lieber die Anrechnung von Studiensemestern ent-
scheidet der Vorsitzer des Prüfungsausschusses von 
Fall zu Fall. Mindestens 2 Semester, darunter das letzte 
vor der Prüfung, muß der Bewerber an der Universität 
Heidelberg immatrikuliert gewesen sein.
Prüfungsfächer. 
§ 6.
Die Prüfung erstreckt sich auf 5 Pflichtfächer und ein 
Wahlfach. Pflichtfächer sind:
Allgemeine Volkswirtschaftslehre,1. 





Die Prüfung erstreckt sich auf die Grundzüge des pri-
vaten und öffentlichen Rechts auf die 3 ersten Teile 
des BGB, das Handelsrecht (einschl. Wechsel- und 















Die vorstehend genannten Fächer können jedoch nur 
insoweit gewählt werden, als an der Universität Hei-
delberg entsprechende Ausbildungsmöglichkeiten 
vorhanden sind. Der Vorsitzer des Prüfungsausschus-
ses gibt die z. Zt. wählbaren Fächer durch Anschlag 
bekannt.
Erweiterte Prüfung.
Auf Antrag des Bewerbers kann die Prüfung auf ein 
oder mehrere zusätzliche Fächer erweitert u erden. 
Als zusätzliches Fach kommt eines der genannten 
Wahlfächer in Frage.
Die Zusatzprüfung kann im Zusammenhang mit der 
Diplomprüfung oder nachträglich abgelegt werden. 
Das Ergebnis der Zusatzprüfung hat. auch wenn sie 
im Zusammenhang mit der Diplomprüfung stattfin-
det, keinen Einfluß auf die Gesamtnote.




Die Meldung der Prüfung ist schriftlich an den Vor-
sitzer des Prüfungsausschusses zu richten. Sie hat 
innerhalb der vom Vorsitzer durch Anschlag bekannt-
gegebenen Meldungsfrist zu erfolgen.
Der Meldung sind beizufügen:
ein eigenhändig geschriebener Lebenslauf,1. 
das Reifezeugnis einer staatlich anerkannten neunklassigen 2. 
höheren Lehranstalt oder ein gleichwertiges (vom Ministeri-
um anerkanntes) Zeugnis,
die Abgangszeugnisse der besuchten Hochschulen, die über 3. 
die Dauer der Studienzeit, die Vorlesungen und liebungen 
und Seminare Auskunft geben sollen, an denen der Bewerber 
teilge 
nommen hat,
Zeugnisse über den erfolgreichen Besuch von drei volkswirt-4. 
schaftlichen, einer betriebswirtschaftlichen und einer Uebung 
aus dem Gebiete des Bürgerlichen und Handelsrechts,
eine schriftliche, in einem wirtschaftswissenschaftlichen 5. 
Seminar an der Universität Heidelberg erstattete und vom 
Leiter des Seminars angenommene Seminararbeit,
der Arbeitspaß,6. 
der Nachweis des zurückgelegten praktischen Jahres (vgl. § 4 7. 
Abs. 2),
die vorgeschriebene Erklärung über die Abstammung des 8. 
Bewerbers und evtl. seines Ehegatten.
die Versicherung, daß der Bewerber um die Zulassung zu 9. 
diesem Examen, zum Diplom-Betriebswirte-Examen oder zur 
ersten juristischen Staatsprüfung noch bei keiner anderen 
Prüfungsbehörde nachgesucht hat, oder die Angabe, wann 
und wo dies geschehen ist,
ein polizeiliches Führungszeugnis, sofern die Meldung nicht 10. 
während des Studiums erfolgt, sowie eine Erklärung darüber, 
ob der Bewerber gerichtlich bestraft ist.
Eine Bescheinigung über die Einzahlung der Prüfungsgebüh-11. 
ren.
Der Meldung ist weiter die Angabe des Wahlfaches 
beizufügen.
Der Bewerber kann eine Aeußerung der Fachschaft 
darüber vorlegen, ob er seine Pflichten gegenüber 









Die schriftliche Prüfung besteht aus:
2[-4] Klausuren aus dem Gebiete der Volkswirtschafts-
lehre von je 4 Stunden.
1-2 Klausuren aus dem Gebiete der Betriebswirt-
schaftslehre von zusammen 4 Stunden. 
1-2 Klausuren aus dem Gebiete des Bürgerlichen, Han-
dels- und Arbeitsrechts von zusammen 4 Stunden. Die 
Klausur kann einen praktischen Fall oder auch theore-
tische Fragen zur Bearbeitung stellen.
Die Klausurarbeiten werden für alle Teilnehmer in 
einem Prüfungstermin einheitlich gestellt und unter 
Aufsicht bearbeitet.
Wird als Wahlfach eine fremde Sprache gewählt, so 




lieber die Zulassung zur mündlichen Prüfung ent-
scheidet der Prüfungsausschuß. Bewerber, deren 
Leistungen in den Klausurarbeiten zweier Prüfungs-
fächer nicht genügen, werden zur Prüfung nicht zu-
gelassen.
Die Prüfungstermine bestimmt der Vorsitzer. Es sollen 
in einem Termin nicht mehr als drei Kandidaten ge-
prüft werden. Die Prüfung ist öffentlich.
§ 11.
Gegenstand der mündlichen Prüfung sind die in § 6 
genannten Prüfungsfächer. Für jedes Prüfungsfach 




Die Leistungen des Bewerbers werden in der schriftli-
chen und mündlichen Prüfung für die einzelnen Prü-






Auf Grund der Ergebnisse der schriftlichen und 
mündlichen Prüfung setzt der Prüfungsausschuß die 
Gesamtnote sowohl für die einzelnen Prüfungsfächer, 
wie für die Prüfung im Ganzen fest. Die Leistungen 
des Bewerbers in Uebungen, Seminaren und Arbeits-
gemeinschaften sind bei der Beurteilung in Betracht 
zu ziehen. Zwischennoten sind nur bei der Beurtei-
lung der einzelnen Prüfungsfächer zulässig.
§ 13.
Der Vorsitzer verkündet das Ergebnis der Prüfung im 
Anschluß an die mündliche Prüfung. Ueber die be-
standene Prüfung wird ein Diplom ausgestellt. Das 
Diplom enthält das Gesamturteil über die einzelnen 




Hat der Bewerber die Prüfung nicht bestanden, so 
kann er sie nur einmal wiederholen. Einzelne Prü-
fungsleistungen können nicht erlassen werden.
Der Prüfling darf frühestens nach einem weiteren Stu-
diensemester zur Wiederholung der Prüfung zugelas-
sen werden. Der Prüfungsausschuß kann die Sperrfrist 
auf zwei Studiensemester verlängern.
Rücktritt.
§ 15.
Der Rücktritt von der Prüfung ist grundsätzlich nur 
zweimal und nur bis zu Beginn der Prüfung gestattet. 
Das Ausbleiben im ersten Klausurtermin gilt als Rück-
tritt.
In einem späteren Zeitpunkt kann ein Rücktritt durch 
den Prüfungsausschuß nur aus triftigen Gründen ge-
stattet werden. Krankheit muß durch amtsärztliches 
Zeugnis nachgewiesen werden. Im Falle eines nicht 
genehmigten Rücktritts oder sonstigen Ausbleibens 
gilt die Prüfung als nicht bestanden.
Täuschungsversuch.
§ 16.
Ein Bewerber, der bei der Prüfung zu täuschen ver-
sucht, sich insbesondere unerlaubter Hilfsmittel 
bedient, wird von der Prüfung ausgeschlossen. Eine 




Für die Prüfung ist eine Gebühr zu entrichten, deren 
Höhe vom Unterrichtsministerium festgesetzt wird. 
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In besonderen Fällen kann der Prüfungsausschuß die 
Gebühr ganz oder teilweise erlassen. Bei nicht bestan-
dener Prüfung wird die Gebühr nicht zurückerstattet. 
Bei Rücktritt vor der Prüfung wird die Gebühr abzüg-
lich eines Verwaltungskostenbeitrags von RM. 20. 
zurückerstattet. Hat der Bewerber sich einem Teil der 
Prüfung unterzogen und tritt er dann mit Genehmi-
gung des Prüfungsausschusses zurück, so kann ihm 
ein Teil der Gebühren zurückerstattet werden.
§18.
Nach dieser Ordnung ist für die Prüfungen von Been-
digung des lfd. Winterhalbjahres ab zu verfahren. Der 
Dekan ist ermächtigt, Uebergangsbestimmungen zu 
treffen.
Ordnung der Diplom-Prüfung für Betriebswirte, 193411.2.1.2 
Vierseitiges gedrucktes Merkblatt mit Prüfungsordnung, 
UA HD H-VI-870/1.
Staats- u. Wirtschaftswissenschaftl. Fakultät der Uni-
versität Heidelberg
Ordnung der Diplom-Prüfung für Betriebswirte
(auf Grund des Erlasses des Ministers des Kultus und 
Unterrichts vom 21. Dezember 1934).
Zweck der Prüfung.
§ 1.
Als Abschluß des vorzugsweise auf der Betriebswirt-
schaftslehre aufgebauten wirtschaftswissenschaft-
lichen Hochschulstudiums findet an der Universität 
Heidelberg eine betriebswirtschaftliche Diplomprü-
fung statt.
Durch die Ablesung der Prüfung soll der Nachweis 
erbracht werden, daß sich der Bewerber durch sein 
Studium die zu einem selbständigen Urteil über volks- 
und betriebswirtschaftliche Zusammenhänge erfor-
derlichen wissenschaftlichen Grundlagen sowie eine 
Vertrautheit mit den Grund-zügen des Rechts erwor-
ben hat.
Auf Grund der bestandenen Prüfung wird der akade-
mische Grad eines „Diplom-Betriebswirt“ erteilt.
Zeit der Prüfung.
§ 2.
Die Prüfung findet einmal im Semester statt. Auf Be-




Der Prüfungsausschuß besteht aus dem Dekan der 
Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät, 
aus der erforderlichen Zahl von Hochschullehrern der 
Universität Heidelberg und einem Vertreter der Wirt-
schaftspraxis.
Der Dekan führt als Vertreter der Regierung den 
Vorsitz. Die Hochschullehrer und der Vertreter der 
Wirtschaftspraxis werden auf seinen Vorschlag von 
der Unterrichtsverwaltung in den Prüfungsausschuß 
berufen. Beim Vertreter der Wirtschaftspraxis soll der 
Dekan den Vorschlag nach Fühlungnahme mit den 
ständischen Organisationen machen.
Der Vorsitzer des Prüfungsausschusses bestellt für die 
jeweilige Prüfung die Prüfer. Er kann auch Lehrer der 
Universität Heidelberg, die dem Prüfungsausschuß 
nicht angehören, insbesondere Privatdozenten, so-




Bei der Meldung zur Prüfung ist der Nachweis zu füh-
ren, daß der Bewerber mit Volksgenossen aller Stände 
und Berufe in enger Gemeinschaft gelebt, die körper-
liche Arbeit kennen und achten gelernt, Selbstzucht 
und Einordnung geübt und sich körperlich gestählt 
hat.
Zu diesem Zweck muß er sich im Arbeitsdienst be-
währt haben. Dauer und Nachweis des Arbeitsdien-
stes sowie die Voraussetzung einer Befreiung von 
demselben richten sich nach den bestehenden Be-
stimmungen. Die Entscheidung trifft der Vorsitzer des 
Prüfungsausschusses.
Der Bewerber hat weiter eine einjährige zusam-
menhängende praktische wirtschaftliche Tätigkeit 
in einem hierzu geeigneten Betrieb nachzuweisen. 
Solange dieses Erfordernis nicht allgemein an den 
reichsdeutschen Hochschulen eingeführt ist, kann 
der Vorsitzer des Prüfungsausschusses Befreiung er-




Der Bewerber hat ein mindestens 6semestriges ord-
nungsmäßiges Studium der Wirtschaftswissenschaf-
ten nachzuweisen. Dazu gehört der urkundliche 
Beweis der Teilnahme an den erforderlichen
Vorlesungen und Uebungen (siehe auch § 7) sowie 
die Vorlage eines in einem wirtschaftlichen Seminar 
erstatteten Referates bzw. einer Seminararbeit. Emp-
fohlen wird der Nachweis tätiger Teilnahme an einer 
Arbeitsgemeinschaft der Fachschaft.
Ueber die Anrechnung von Studiensemestern ent-
scheidet der Vorsitzer des Prüfungsausschusses von 
Fall zu Fall. Mindestens 2 Semester, darunter das letzte 
vor der Prüfung, muß der Bewerber an der Universität 
Heidelberg immatrikuliert gewesen sein.
Prüfungsfächer.
§ 6.
Die Prüfung erstreckt sich auf 5 Pflichtfächer und ein 
Wahlfach. Pflichtfächer sind:
Allgemeine Betriebswirtschaftslehre,1. 
Besondere Betriebswirtschaftslehre. Als Prüfungsfach kommt 2. 
je nach der Studienrichtung des Bewerbers Industriebetriebs-
lehre, Bankbetriebslehre oder Warenhandelsbetriebslehre, 
eventuell auch eine andere in genügendem Umfange gelehr-
te Sonderlehre in Frage.
Finanzierungslehre oder Organisationslehre,3. 
Volkswirtschaftslehre,4. 
Rechtslehre. Die Prüfung erstreckt sich auf die Grundzüge des 5. 
privaten und öffentlichen Rechts, auf die drei ersten Teile des 
BGB, das Handelsrecht (einschl. Wechsel- u. Scheckrecht) und 
das Arbeitsrecht.
Wahlfächer sind:














Die vorstehend genannten Fächer können jedoch nur 
insoweit gewählt werden, als an der Universität Hei-
delberg entsprechende Ausbildungsmöglichkeiten 
vorhanden sind. Der Vorsitzer des Prüfungsausschus-
ses gibt die z. Zt. wählbaren Fächer durch Anschlag 
bekannt. Er kann den Kreis der obengenannten Wahl-
fächer im Benehmen mit dem Prüfungsausschuß bei 
Bedarf erweitern.
Erweiterte Prüfung.
Auf Antrag des Bewerbers kann die Prüfung auf ein 
oder mehrere zusätzliche Fächer erweitert werden. 
Als zusätzliches Fach kommt ein weiteres Fach der be-
sonderen Betriebswirtschaftslehre oder ein weiteres 
Wahlfach in Frage.
Die Zusatzprüfung kann im Zusammenhang mit der 
Diplomprüfung oder nachträglich abgelegt werden. 
Das Ergebnis der Zusatzprüfung hat, auch wenn sie 
im Zusammenhang mit der Diplomprüfung stattfin-
det, keinen Einfluß auf die Gesamtnote.




Die Meldung der Prüfung ist schriftlich an den Vor-
sitzer des Prüfungsausschusses zu richten. Sie hat 
innerhalb der vom Vorsitzer durch Anschlag bekannt-
gegebenen Meldungsfrist zu erfolgen.
Der Meldung sind beizufügen:
ein eigenhändig geschriebener Lebenslauf,1. 
das Reifezeugnis einer staatlich anerkannten neunklassigen 2. 
höheren Lehranstalt oder ein gleichwertiges (vom Ministeri-
um anerkanntes) Zeugnis,
die Abgangszeugnisse der besuchten Hochschulen, die über 3. 
die Dauer der Studienzeit, die Vorlesungen und Uebungen 
und Seminare Auskunft geben sollen, an denen der Bewerber 
teilgenommen hat,
Zeugnisse über den erfolgreichen Besuch von drei betriebs-4. 
wirtschaftlichen, einer volkswirtschaftlichen und einer Ue-
bung aus dem Gebiete des Bürgerlichen und Handelsrechts,
ein Uebungsschein über die betriebstechnischen Klausurprü-5. 
fungen,
eine schriftliche, in einem wirtschaftswissenschaftlichen 6. 
Seminar an der Universität Heidelberg 
erstattete und vom Leiter des Seminars angenommene 
Seminararbeit,
der Arbeitspaß,7. 
der Nachweis des zurückgelegten praktischen Jahres (vgl. § 4 8. 
Abs. 2),
die vorgeschriebene Erklärung über die Abstammung des 9. 
Bewerbers und evtl. seines Ehegatten,
die Versicherung, daß der Bewerber um die Zulassung zu 10. 
diesem Examen, zum Diplom-Volkswirte-Examen oder zur 
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ersten juristischen Staatsprüfung noch bei keiner anderen 
Prüfungsbehörde nachgesucht hat, oder die Angabe, wann 
und wo dies geschehen ist,
ein polizeiliches Führungszeugnis, sofern die Meldung nicht 11. 
während des Studiums erfolgt, sowie eine Erklärung darüber, 
ob der Bewerber gerichtlich bestraft ist.
Eine Bescheinigung über die Einzahlung der Prüfungsgebüh-12. 
ren.
Der Meldung ist weiter die Angabe des Wahlfaches 
beizufügen.
Der Bewerber kann eine Aeußerung der Fachschaft 
darüber vorlegen, ob er seine Pflichten gegenüber 
der studentischen Gemeinschaftsarbeit innerhalb der 
Fachschaft erfüllt hat.
§ 8. 





Die schriftliche Prüfung besteht aus:
2[-4] Klausuren aus dem Gebiete der Betriebswirt-
schaftslehre von je 4 Stunden, 
1-2 Klausuren aus dem Gebiete der Volkswirtschafts-
lehre von zusammen 4 Stunden, 
1-2 Klausuren aus dem Gebiete des Bürgerlichen, Han-
dels- und Arbeitsrechts von zusammen 4 Stunden. Die 
Klausur kann einen praktischen Fall oder auch theore-
tische Fragen zur Bearbeitung stellen.
Die Klausurarbeiten werden für alle Teilnehmer in 
einem Prüfungstermin einheitlich gestellt und unter 
Aufsicht bearbeitet.
Wird als Wahlfach eine fremde Sprache gewählt, so 




lieber die Zulassung zur mündlichen Prüfung ent-
scheidet der Prüfungsausschuß. Bewerber, deren 
Leistungen in den Klausurarbeiten zweier Prüfungs-
fächer nicht genügen, werden zur Prüfung nicht zu-
gelassen.
Die Prüfungstermine bestimmt der Vorsitzer. Es sollen 
in einem Termin nicht mehr als drei Kandidaten ge-
prüft werden. Die Prüfung ist öffentlich.
§ 11.
Gegenstand der mündlichen Prüfung sind die in § 6 
genannten Prüfungsfächer. Für jedes Prüfungsfach 




Die Leistungen des Bewerbers werden in der schriftli-
chen und mündlichen Prüfung für die einzelnen Prü-
fungsfächer mit folgenden Noten bewertet:





Auf Grund der Ergebnisse der schriftlichen und 
mündlichen Prüfung setzt der Prüfungsausschuß die 
Gesamtnote sowohl für die einzelnen Prüfungsfächer, 
wie für die Prüfung im Ganzen fest. Die Leistungen 
des Bewerbers in Uebungen, Seminaren und Arbeits-
gemeinschaften sind bei der Beurteilung in Betracht 
zu ziehen. Zwischennoten sind nur bei der Beurtei-
lung der einzelnen Prüfungsfächer zulässig.
§ 13.
Der Vorsitzer verkündet das Ergebnis der Prüfung im 
Anschluß an die mündliche Prüfung. Lieber die be-
standene Prüfung wird ein Diplom ausgestellt. Das 
Diplom enthält das Gesamturteil über die Leistungen 




Hat der Bewerber die Prüfung nicht bestanden, so 
kann er sie nur einmal wiederholen. Einzelne Prü-
fungsleistungen können nicht erlassen werden.
Der Prüfling darf frühestens nach einem weiteren Stu-
diensemester zur Wiederholung der Prüfung zugelas-
sen werden. Der Prüfungsausschuß kann die Sperrfrist 
auf zwei Studiensemester verlängern.
Rücktritt.
§ 15.
Der Rücktritt von der Prüfung ist grundsätzlich nur 
zweimal und nur bis zu Beginn der Prüfung gestattet. 
Das Ausbleiben im ersten Klausurtermin gilt als Rück-
tritt.
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In einem späteren Zeitpunkt kann ein Rücktritt durch 
den Prüfungsausschuß nur aus triftigen Gründen ge-
stattet werden. Krankheit muß durch amtsärztliches 
Zeugnis nachgewiesen werden. Im Falle eines nicht 
genehmigten Rücktritts oder sonstigen Ausbleibens 
gilt die Prüfung als nicht bestanden.
Täuschungsversuch.
§ 16.
Ein Bewerber, der bei der Prüfung zu täuschen ver-
sucht, sich insbesondere unerlaubter Hilfsmittel 
bedient, wird von der Prüfung ausgeschlossen. Eine 




Für die Prüfung ist eine Gebühr zu entrichten, deren 
Höhe vom Unterrichtsministerium festgesetzt wird. 
In besonderen Fällen kann der Prüfungsausschuß die 
Gebühr ganz oder teilweise erlassen. Bei nicht bestan-
dener Prüfung wird die Gebühr nicht zurückerstattet. 
Bei Rücktritt vor der Prüfung wird die Gebühr abzüg-
lich eines Verwaltungskostenbeitrags von RM. 20.- zu-
rückerstattet. Hat der Bewerber sich einem Teil der 
Prüfung unterzogen und tritt er dann mit Genehmi-
gung des Prüfungsausschusses zurück, so kann ihm 
ein Teil der Gebühren zurückerstattet werden.
§ 18.
Nach dieser Ordnung ist für die Prüfungen von Been-
digung des lfd. Winterhalbjahres an zu verfahren. Der 
Dekan ist ermächtigt, Uebergangsbestimmungen zu 
treffen.
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Richtlinien für das Studium der 11.2.1.3 
Wirtschaftswissenschaft, 1935
REM, Richtlinien für das Studium der Wirtschaftswissen-
schaft, 2.5.1935, UA HD B-1580/1
I. 
Grundgedanken.
Lehrer und Studenten der Wirtschaftswissenschaft!
Die deutsche Wirtschaftswissenschaft muß natio-
nalsozialistisch werden. Nationalsozialismus ist kein 
Lippenbekenntnis, sondern eine Weltanschauung. 
Vergeßt niemals, dass es nicht auf abgegriffene 
Schlagworte, sondern auf den Inhalt ankommt! Wer 
im Herzen Nationalsozialist ist, redet nicht viel davon, 
sondern handelt danach.
Die deutsche Wirtschaftswissenschaft ist ihrem inner-
sten Wesen und ihrem Ursprung nach politisch: Im 
Jahre 1727 hat Friedrich Wilhelm I. den ersten kame-
ralistischen Lehrstuhl in Preußen errichtet. Erst das 19. 
Jahrhundert hat aus der Volkswirtschaftslehre eine 
internationale Profitwirtschaftslehre gemacht. In sei-
nem Verlauf wurde der beherrschende Grundzug der 
Volks- und Betriebswirtschaft trotz des Wirrwarrs der 
Theorien und Begriffe individualistisch, liberalistisch, 
erwerbswirtschaftlich. Forschung und Lehre übertru-
gen diesen Grundzug auf den Studenten, der immer 
mehr zum Interessenvertreter erzogen wurde. Der 
Nationalsozialismus will statt dessen Gestalter und 
Wahrer der Volkswirtschaft heranbilden, Männer, die 
die Wirtschaft bis in die betriebliche Einzelzelle hin-
ein kennen, dabei aber jeden Augenblick wissen und 
beherzigen, dass auf die Dauer eine gesunde Einzel-
wirtschaft nur in einem gesunden und starken Volk 
und Staat bestehen kann. Steigerung aller völkischen 
Kräfte zu höchster Leistung ist das Ziel; Gemeinnutz 
vor Eigennutz die Losung! Diesem Ziel hat die Wirt-
schaftswissenschaft durch Tatsachenforschung und 
Schulung von Geist und Charakter zu dienen.
Laßt euch nicht ausschalten bei der Neugestaltung 
der deutschen Wirtschaft. Im geistigen Ringen um 
neue Werte gibt es keinen besseren Kampfplatz als 
die Hochschule. Die Gesetzgebung darf nicht Auftakt, 
sonder [sic!] muß Schlußstein dieses Ringens sein. 
Kämpft unentwegt für die neue deutsche Wirtschaft 
und für ein wirklich deutsches Recht.
II.
Aufbau des Studiums.
1. Der Studienplan ist auf ein Mindeststudium von 
sechs Semestern zugeschnitten. Eine ausreichende 
Durchdringung des Stoffes wird jedoch kaum ohne 
Zugabe weiterer Semester möglich sein. Es wird da-
her dringlichst empfohlen, dem Wirtschaftsstudium 
sieben oder acht Semester zu
2. In den beiden ersten Studiensemestern soll der 
Student die völkischen Grundlagen der Wissenschaft 
kennenlernen. Vorlesungen über Rasse und Sippe, 
Volkskunde und Vorgeschichte, über die politische 
Entwicklung des deutschen Volkes, besonders in den 
letzten hundert Jahren, gehören an den Anfang jedes 
geisteswissenschaftlichen Studiums. Gleichzeitg wird 
der Student geschichtlich und politisch in die Sonder-
aufgaben seines Faches eingeführt.
3. Das dritte, vierte und fünfte Semester sind dem ein-
dringlichen Fachstudium vorbehalten. Das sechste 
steht schon im Zeichen der heranrückenden Abschlus-
sprüfung und ist daher weitgehend von planmäßigen 
Vorlesungen entlastet. Übungen für Vorgerückte, Ar-
beitsgemeinschaften, Konversatorien und Seminare 
treten in den Vordergrund und beherrschen auch die 
folgenden Zusatzsemester.
4. Pflichtvorlesungen gibt es nicht mehr. Jeder Bele-
gungszwang unterbleibt. Die Hauptvorlesungen wer-
den durch einen Stern oder, oder wenn sie besonders 
wichtig sind, durch zwei Sterne hervorgehoben. Auch 
der Besuch derart gekennzeichneter Vorlesun= gen 
ist völlig freigestellt,
5. Für die Hauptvorlesungen ist ein fester Studienplan 
aufgestellt, der sie einem bestimmten Semester zu-
weist. Früheres Belegen der Vorlesungen ist unstatt-
haft, späteres, insbesondere wiederholtes, erlaubt.
6. Jede Hauptvorlesung wird nur einmal im Jahr ge-
halten. Wer sein Studium ordnungsgemäß mit dem 
Wintersemester beginnt und nach dem Studienplan 
ausrichtet, hat die Gewähr, dass er die planmäßig 
vorgesehenen Vorlesungen zur rechten Zeit an jeder 
deutschen Universität vorfindet. Dadurch ist die volle 
Freizügigkeit der Studenten gewahrt.
III. 
Leitsätze für die Hochschulen.
1. Die Hochschulen sind gehalten, für die plangemä-
ße Ankündigung aller Hauptvorlesungen Sorge zu 
tragen. Die Hauptvorlesungen für das erste, dritte 
und fünfte Semester sind nur im Winter, die für das 
zweite, vierte und sechste Semester nur im Sommer 
anzukündigen.
2. Bei der Ankündigung von Wahlvorlesungen hat der 
Hochschullehrer das Semester anzugeben, in dem 
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nach seiner Auffassung die Vorlesung gehört werden 
sollte; auch die Zurwahlstellung zweier Semester ist 
zulässig. Für die beiden ersten Studiensemester sind 
keine wirtschaftswissenschaftlichen Wahlvorlesun-
gen anzukündigen.
3. Es ist nicht nur statthaft, sondern dringend er-
wünscht, dass Hauptvorlesungen durch mehrer Hoch-
schullehrer gleichzeitig angekündigt werden. Hierbei 
ist der Dienstjüngere nicht an die von dem Älteren ge-
wählte Tageszeit und Stundenzahl, sondern lediglich 
an den Studienplan gebunden.
4. Zusammenfassung oder Zerlegung von gleichse-
mestrigen Hauptvorlesungen ist statthaft.
5. Soweit der Studienplan Übungen zu Hauptvorle-
sungen vorsieht sind diese im gleichen Semester und 
möglichst von dem gleichen Hochschullehrer anzu-
kündigen.
6. Pur die Anordnung des Vorlesungsverzeichnisses 
ist der Studienplan maßgebend. Übungen, die zu 
Hauptvorlesungen gehören, sind unmittelbar hinter 
diesen aufzuführen. Übungen für Vorgerückte sind 
mit Arbeitsgemeinschaften, Konversatorien usw. 
ohne Zuweisung an ein bestimmtes Semester unter 
der gemeinsamen Überschrift »Übungen für Vorge-
rückte” zusammenzufassen. Seminare sind unter eben 
dieser Bezeichnung an den Schluß des Verzeichnisses 
zu stellen.
IV.
Leitsätze für die Studenten.
1. Studiert an der Hochschule und nicht beim Einpau-
ker ! Ihr sollt nicht Prüfungskenntnisse in euch an-
häufen, sondern Wahrer und Gestalter der deutschen 
Wirtschaft werden !
2. Der Neubau der Hochschulen kann nicht von heute 
auf morgen erfolgen. Bevorzugt daher die Hochschu-
len, in denen Persönlichkeiten wirken, die in Gesin-
nung und Leistung euch Führer und Lehrer im neuen 
Geiste sein können« Denkt an die Grenzhochschulen 
und lernt dort den politischen und wirtschaftlichen 
Kampf um den deutschen Volksboden kennen !
3. Belegt nur die Vorlesungen, die ihr wirklich hören 
wollt! Nicht das Testierbuch, sondern die Leistung 
entscheidet in der Prüfung.
4. Die Sterne im Vorlesungsverzeichnis sind nur Weg-
weiser. Wer Sich allein nach ihnen richtet, handelt 
wie der Reisende, der Sehenswürdigkeiten nach dem 
Reisehandbuch abklappert. Laßt ruhig Hauptvorle-
sungen aus, die euch nicht anziehen, und hört dafür 
umsomehr Wahlvorlesungen auf Gebieten, die euch 
fesseln!
5. Wirtschaft und Technik sind eng verschwistert. 
Schärft darum euren Blick auch für die Wirtschaft 
durch das Studium der Technik und Naturwissen-
schaften.
6. Schult euch in Arbeitsgemeinschaften! Freiwillige, 
selbst gewählte Arbeit ist die beste Lehrmeisterin, Ka-
meraden sind die besten Lehrer!
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Thoms, Walter: Partei und Wirtschaft. In: Nicklisch, Hein-
rich (Hrsg.): Handwörterbuch der Betriebswirtschafts-
lehre, Band 2, Gründung – Zwischenprüfung. Stuttgart 
21939. Sp. 1138-1140 (P. = Partei, W.= Wirtschaft).
»Partei und Wirtschaft
Gliederung: I. Das Verhältnis von P. und W.— II., Die 
Aufgaben der P. – III. Die Organisation.
I. Nach des Führers Worten repräsentiert die P. die 
politische Auffassung, das politische Gewissen; und 
den politischen Willen. Sie hat im gesamten nationa-
len Wirken auf allen Gebieten des Lebens die großen 
Ziele zu setzen und zu bestimmen. Die W. da gegen ist 
nur eine der vielen Funktionen des völkischen Lebens. 
Mit dieser Zielsetzung hat der Führer auch zugleich 
das Ver hältnis von P. und W. umrissen. Die P. ist Träge-
rin der politischen Führung, die auch auf wirtschaftli-
chem! Gebiet die großen Ziele setzt, wohingegen der 
W., wie der Führer wiederholt betont hat, nur eine die-
nende Rolle gegenüber dem Volksganzen zugewie-
sen wird.
Das Verhältnis von P. und W. hat Bern hard Köhler nä-
her erläutert, indem er ausführt:
›Wirtschaftspolitik ist nichts anderes als Politik schlecht-
hin. Es gibt also nicht nur keine eigene Wirtschaftspo-
litik neben oder gar gegenüber der völkischen und 
staatlichen Politik, sondern Wirtschaftspolitik kann nur 
von demjenigen getrieben werden, der selbst Politik 
macht, mit anderen Worten: Die wirtschaftspolitische 
Verantwortung und der wirtschaftspolitische Befehl 
liegen eindeutig und unverrückbar beim Führer selbst. 
Alle Versuche sind vergeblich, die Wesen und Erschei-
nungen nationalsozialistischer Wirt schaftspolitik aus 
wirtschaftlichen Tatbeständen, wirtschaftlichen Vor-
gängen, wirtschaftlichen Begriffen, wirtschaftlichen 
Beobachtungen und Handlungen schildern und ab-
leiten wollen. Wirtschaftsmaßnahmen sind Zweck-
mäßigkeitsmaßnahmen; sie werden gewählt nach der 
vorgefun denen Lage, nach den vorhandenen Mitteln 
und zu einem bestimmten Zwecke.‹
Dass W.politik Politik ist, findet besonders sinnfälligen 
Ausdruck in dem gigantischen Werk des Vierjahrespla-
nes, der dem Ziele der deutschen W.freiheit dient: ›Der 
Vierjahresplan ist uns, Über das Wirtschaftliche weit 
hinausgehend, vom Führer gegeben worden als die 
Plattform, auf der das Reich für die Ewigkeit gestaltet 
werden soll.‹ Mit diesen Worten des Beauftragten des 
Führers für den Vierjahresplan, Generalfeldmarschall 
Hermann Göring, ist der politische Charakter dieser 
Aufgabe treffend gekennzeichnet.
II. Als ein wichtiges Lebensgebiet des Volkes erfährt 
die W. aus der nationalsozialistischen Idee eine grund-
legende Neugestaltung, weil sie nur dann dem Volke 
artgemäß und dienstbar ist. Diese Neugestaltung ist in 
erster Linie eine Angelegenheit der geistigen Haltung 
und damit eine Erziehungsfrage, und erst in zweiter 
Linie hat sie eine Änderung der Formen zur Folge. Die 
Aufgaben der P. liegen daher nicht in der W.technik 
oder W.verwaltung, sondern in der W.gestaltung 
durch den grundlegenden Wandel im W.wollen. Die 
Ziele im einzelnen liegen
1. in der Erziehung des deutschen Volkes:
a) vom kapitalistischen Wollen zum Arbeits willen, 
b) vom Rentabilitätswillen zum Leistungswillen, 
c) vom Verbrauchsdenken zum Besitzdenken, 
d) vom Klassengedanken zum Gemeinschafts willen;
2. in der Propagierung der Erkenntnisse, dass
a) die politische Macht allein entscheidend ist für 
Blüte oder Verfall der W., 
b) die Volkspersönlichkeit wieder Wirt seiner W. ist, 
c) die Ehre auch in der W. einzige Richt schnur aller 
Handlungen sein muss.
III. Mit der Durchführung der gestellten Aufgaben ist 
die Kommission für W.politik der NSDAP, beauftragt.
Die Kommission für W.politik wurde im Dezember 
1932 durch eine Verfügung des Führers geschaffen. Ihr 
erster Leiter war der spätere Staatssekretär im Reichs-
ministerium für Volksaufklärung und Propaganda, der 
jetzige RWM. Walter Funk, dessen Nachfolger im Juli 
1933 Bernhard Köhler wurde.
Der Führer hat der Kommission zur Aufgabe gesetzt: 
Die Beratung aller P.instanzen und die Überwachung 
aller grundsätzlichen wirtschaftspolitischen Verlaut-
barungen sowie die Erteilung von Anweisungen für 
die Behandlung wirtschaftlicher Fragen inner halb der 
P. Zu diesen Aufgaben traten, aus der allgemeinen 
Aufgabenstellung der P. folgend:
1. die wirtschaftspolitische Meinungs- und Willensbil-
dung durch Propaganda durchzuführen,
2. die Heranziehung, Schulung und Auslese wirt-
schaftspolitischer Mitarbeiter,
Betriebswirtschaftliches Seminar11.2.2 
Thoms: Partei und Wirtschaft, 193911.2.2.1 
680
3. die Unterstützung der wirtschaftlichen Maß-
nahmen der Regierung und die Beobachtung ihrer 
Ergebnisse.
Bei den Gauen und Kreisen sind zur Bearbeitung aller 
wirtschaftlichen und wirtschaftspolitischen Fragen als 
Organe der Kommission für W.politik Gau- und Kreis 
– Wirtschaftsberater eingesetzt. Durch Verfügung 
des Stellvertretern des Führers vom 28. August 1933 
sind die Gau-W.berater in politischer Hinsicht ihrem 
Gauleiter unterstellt, in wirtschaftlicher Hinsicht der 
Kommission für W.politik. Der Gau-W.berater ist der 
wirtschaftspolitische Berater und Beauftragte seines 
Gauleiters. Entsprechend ist das Verhältnis des Kreis-
W.beraters zum Kreisleiter und zum Gau-W.berater.
Im Anschluß sei auf die parteiamtliche Prüfungskom-
mission zum Schutze des NS.-Schrifttums hingewie-
sen.
Schrifttum: Berhard Köhler, Das Recht auf Arbeit als 
Wirtschaftsprinzip, Bln. 1934. – Ders., Des Führers 
Wirtschaftspolitik, Mü. 1934. – Ders., Wirtschaft und 
Sozialismus, Bln. 1935. – Alf Noll, Grundsätze national-
sozialistischer Wirtschaftspolitik, Bln. 1937.
Walter Thoms, Heidelberg«
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Neinhaus, Karl, Dr., Oberbürgermeister der Stadt Heidel-
berg über die Umgestaltung des Heidelberger Institutes 
für Sozial- und Staatswissenschaften in ein Zentralinsti-
tut für Volksforschung und Planung vom 21.2.1935, UA 
HD H-VI-669 [Ausführungen zum »Gegenstand einer 
Besprechung« vom 15.02.1935 zwischen Oberbürger-
meister Karl Neinhaus und Rektor Groh. Text wohl von 
Neinhaus’ Referenten Neundörfer verfasst. Von Groh an 
den Dekan der Staats- und Wirtschaftswissenschaftli-
chen Fakultät weitergeleitet.]
Die neue Fragestellung in den Wirtschaftswissen-
schaften.
Die heutigen Änderungen in der Wirtschaftsstruktur 
sind Vorgänge von historischer Bedeutung. Sie um-
fassen die ganze Erde, alle Nationen sind an ihnen 
aktiv oder passiv beteiligt. Verflechtungen, die seit-
her bestanden, lösen sich auf, neue Wirtschaftskörper 
und mit ihnen neue Formen des Wirtschaftens ent-
stehen. Der Durchbruch des Nationalsozialismus hat 
Deutschland in die vorderste Reihe der Gestalter der 
neuen Wirtschaftsform gestellt. 
Damit sind auch die Wirtschaftswissenschaften vor 
neue Aufgaben gestellt. Mehr wie andere Wissen-
schaften sind sie unmittelbar mit dem wirtschaftli-
chen Geschehen verbunden, sie können nicht aus 
allgemein und jederzeit gültigen Sätzen deduzieren, 
sie sind Vorkämpfer und Deuter.
Es ist deutlich wahrzunehmen, wie besonders die 
jüngeren, von den Vorgängen der Nachkriegszeit 
geformten Kräfte sich von den Lehren der klassi-
schen Volkswirtschaftslehre abwenden, dagegen den 
Staatswirtschaftern des 18. Jahrhunderts und Gelehr-
ten wie Justus Möser neue Bedeutung zusprechen. 
Hier finden sie den Willen und die Fähigkeit zu ganz-
heitlichem Denken, das nicht nur einen Grund sucht 
für den Einzelbefund, sondern ihn in seinen Zusam-
menhängen darstellt, das nicht allein analysiert, son-
dern sich um die Darlegung einer Ordnung bemüht. 
Die Erfurcht vor dem Tatbestand, auch in den klein-
sten Dingen, steht ihnen über der Schärfe abstrakter 
Begriffsdeduktionen.
Aus dieser Haltung muß die Volkswirtschaftslehre 
neu geformt werden. Es geht dabei um die Klärung 
der Begriffe, um das Entwickeln neuer Systeme, die 
richtungsweisend die wirkliche Neugestaltung beein-
flussen können. 
Daneben ist der Wissenschaft eine andere, vielleicht 
noch größere Aufgabe gestellt, die in demselben 
Geist gelöst werden muß. Im Laufe des letzten Jahr-
hunderts haben sich die Wirtschaftsvorgänge außer-
ordentlich kompliziert. Der Ordnungswille, der zu 
Zeiten Friedrichs des Grossen noch klar übersehbare 
Verhältnisse innerhalb eines Landes vorfand, stößt 
heute schon bei dem Versuch, im kleinsten Kreis auf-
zubauen, auf eine Fülle scheinbar unentwirrbarer 
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Verknüpfungen. Es ist sinnlos, sich dieser Kompli-
ziertheit der Lebensvorgänge nicht bewußt zu sein, 
und gefährlich, sie willkürlich zu vereinfachen. Sie 
müssen entwirrt werden, damit sie neu gestaltet wer-
den können. Es ist die Aufgabe der Wissenschaft, die 
Zusammenhänge zu klären und die Tatbestände so 
darzustellen, dass sie nichts von ihrer Tatsächlichkeit 
einbüßen und dennoch überschaubar werden.
Die Technik ist aufgebaut auf ihrer wissenschaftlichen 
Erforschung der Naturkräfte. Die Erkenntnis ihrer in-
neren Zusammenhänge ist die Voraussetzung, sie 
in den Dienst der Menschen stellen zu können. Das 
Zusammenwirken von Naturwissenschaft und Tech-
nik hat beide außerordentlich befruchtet. So wenig 
die Technik die naturwissenschaftliche Forschung 
entbehren kann, so wenig kann eine wirkliche Volks-
wirtschaft, d.h. eine vom Träger der Regierungsgewalt 
geleitete Wirtschaft des Volksganzen der Erforschung 
der Wirtschaftstatbestände entbehren, insbesondere 
der Kräfte des wirtschaftenden Menschen innerhalb 
der natürlichen Einheiten des Volkes. Das ist die Auf-
gabe der Volksforschung. 
Es ist unfruchtbar, weil der Wirklichkeit widerspre-
chend, die sogenannten wirtschaftlichen Tatsachen: 
Beruf, Verdienst, Arbeitszeit, Wohnverhältnisse je-
weils getrennt zu betrachten; ausschlaggebend für 
die Wirtschaftskraft eines Volks ist, wie die einzelnen 
Faktoren in den Einheiten zusammentreffen, sich er-
gänzen oder aufheben. Die Volksforschung muß von 
wirklichen Einheiten ausgehen; das ist zuunterst der 
Haushalt als die Wirtschaftsform der Familie. Darauf 
aufbauend die Gemeinde, der Wirtschaftsbezirk, um 
schließlich zur Wirtschaftsform des Gesamtvolkes 
zu kommen. Für die Darstellung dieser Einheiten ist 
nichts unwichtig, sie muß ein Gesamtbild ergeben, 
das das Ineinander und Durcheinander der einzelnen 
sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Tatbestän-
de erhellt.
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Aufgabe der Wirtschaftslenkung ist es, die in den 
einzelnen Einheiten schlummernden Kräfte in der 
rechten Weise im Dienste des Gesamtwohles anzuset-
zen. Kenntnis der Tatbestände ist die Voraussetzung, 
Vertrautheit mit den Zusammenhängen die treiben-
de Kraft der Planung. Volksforschung und Planung 
hängen auf das innigste zusammen. So wenig ein 
Techniker denkbar ist ohne naturwissenschaftliche 
Bildung, so wenig ein Planer ohne volkswirtschaftli-
che Bildung.
Der deutsche Aufstieg im letzten Viertel des vorigen 
Jahrhunderts 
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war nicht zuletzt getragen von den naturwissen-
schaftlichen Hochschulen, die für alle Funktionen vom 
Betriebsingenieur bis zum Leiter der Industriegroß-
werke trefflich vorgeschulte Menschen zur Verfügung 
stellen konnten. Der neue Aufstieg Deutschlands wird 
abhängen von der Möglichkeit, für die tausendfälti-
gen Aufgaben der Planung geeignete Kräfte zur Ver-
fügung zu haben. Die Universitäten sind ihrer ganzen 
Tradition nach die geeigneten Bildungsstätten der 
Planer. Sie werden, wenn sie ihre Stunde begreifen, 
eine ähnliche Bedeutung haben, wie in den Zeiten 
der Freiheitskriege.
Vorbildliche Planung in Heidelberg.
Als erste unter den deutschen Städten hat Heidelberg 
auf Grund tiefgreifender Strukturuntersuchungen ei-
nen Wirtschaftsplan aufgestellt und die Neuordnung 
seiner Gemarkung in Angriff genommen, mit dem 
Ziel, vom Menschen und vom Boden her die Stadt-
wirtschaft neu zu gestalten.
Diese Arbeit hat an den maßgebenden Stellen stärk-
ste Beachtung gefunden. Schon die auf der Münchner 
Siedlungsausstellung vom Sommer 1934 gezeigten 
Pläne haben das Interesse der Fachwelt geweckt, auf 
dem internationalen Wohnungskongreß dieses Jah-
res in Prag wird Heidelberg als einzige Mittelstadt un-
ter den 5 überhaupt von Deutschland berichtenden 
Städten seine Arbeit darlegen können. Die Planer der 
Heidelberger Neuordnung hat vom Reichssiedlungs-
kommissar und Siedlungsbeauftragten im Stabe des 
Stellvertreters des Führers Auftrag und Vollmach-
ten zu Strukturuntersuchungen an verschiedenen 
Stellen des Reiches erhalten, so in der Pfalz und im 
Ruhrgebiet. Der Vorsprung Heidelbergs vor anderen 
Städten ist ein Grund, dass die für die Planung ver-
antwortlichen Reichsstellen daran denken, das für die 
Ausbildung von Planern maßgebliche Institut nach 
Heidelberg zu verlegen.
Geeignetes Arbeitsfeld. 
Zu dem Umstand, dass die Stadt Heidelberg über 
umfassendes Material für Strukturuntersuchungen 
verfügt und hier die Durchführung eines Wirtschafts-
planes bereits beobachtet werden kann, kommt das 
für methodische Forschungen ausserordentlich gün-
stige Arbeitsfeld. Im Umkreis von 100 km um Hei-
delberg finden sich sämtliche für den Westen und 
Südwesten des Reiches typischen Strukturverhält-
nisse: Großstadt und Industriezentrum mit starkem 
Einzugsgebiet in Mannheim, standortgebundene 
Großindustrie im 
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Saargebiet, landwirtschaftliche Intensivkulturen 
des Wein- und Tabakbaues in der Vorderpfalz und 
in der Rheinebene, dünnbevölkerte Mittelgebirge 
in Odenwald, Schwarzwald und Haardt, Mittel- und 
Kleinstädte verschiedenster Struktur, bäuerliches 
Neusiedlungsland in der Rheinebene. Mit Ausnah-
me von einigen Vorarbeiten im Saargebiet und in der 
Pfalz sind noch im ganzen Gebiet die Vorarbeiten für 
die Planung zu leisten.
Das Vorhandensein eines geeigneten Arbeitsfeldes ist 
deshalb so wichtig, weil die Ausbildung von Planern 
nur durch praktische Anteilnahme an Planungsarbei-
ten erfolgen kann. Die bei wissenschaftlichen Arbei-
ten übliche Spezialisierung auf eine bestimmte Frage 
ist hier unfruchtbar. Am kleinen, leicht überschauba-
ren Objekt einer Gemeinde, eines Bezirkes muß erfah-
ren werden, wie mannigfaltig und beziehungsreich 
jede Wirklichkeit ist, müssen die Kräfte der Darstel-
lung erprobt und die Fähigkeiten geweckt werden, 
zielbewußt innerhalb der gegebenen Möglichkeiten 
eine Ordnung anzustreben.
Planungswissenschaftliche Versuche an anderen 
Hochschulen.
Die Bedeutung dieser Bestrebungen geht daraus her-
vor, dass bereits eine Reihe von Hochschulen sich pla-
nungswissenschaftliche Institute geschaffen haben.
In Königsberg ist durch die Berufung Prof. v. Grün-
bergs an das Institut für ostdeutsche Wirtschaft der 
Universität die Verbindung zwischen Lehre und Praxis 
geschaffen worden. Prof. v. Grünberg ist zugleich Lei-
ter der ostpreussischen Landesplanung, verantwortet 
als solcher den bekannten Ostpreussenplan des Ober-
präsidenten und Gauleiters Koch. Die Ausbildung der 
Studenten geschieht z.T. in Außenseminaren, die für 
die Landesplanung wichtige Teilaufgaben erledigen.
Mehr vom Theoretischen her kommt Prof. Weigmann, 
der an der Universität Rostock ein Institut für Raum-
forschung leitet, aber jetzt auch in die praktische Ar-
beit hineinwächst.
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An der Universität Köln besteht ein Institut für Wirt-
schaftslehre unter Prof. Kuske.
Frankfurt hat neben seiner ›Rhein-Mainischen For-
schung‹, die vom Geographischen her an die Proble-
me herankommt, ein Institut für Landesplanung unter 
Stadtrat Niemeyer neu eröffnet. 
Neben diesen Hochschulinstituten wird von der Deut-




beit zu leisten. Der niedersächsische Hochschulkreis 
hat bereits mehrere Arbeitslager durchgeführt. Die 
Planungsgemeinschaft an der Technischen Hoch-
schule Hannover arbeitet eng mit der Universität in 
Göttingen und der landwirtschaftlichen Hochschule 
in Hannover Gmünd zusammen und ist in der Landes-
planung des mitteldeutschen Raumes eingeschaltet. 
Ein Arbeitskreis der Bonner Studentenschaft ist mit 
der Aufnahme des Landkreises Adenau in der Eifel be-
schäftigt. In Sachsen werden Grenzlandstreifen gegen 
die Tschechei untersucht und an Umsiedlungsfragen 
im Erzgebirge gearbeitet. Auch an der Heidelberger 
Universität hat die Studentenschaft Fachschaftsarbeit 
auf die Fragen der Planung ausgerichtet. Richtungs-
weisend ist vor allem die ostpreussisch-württember-
gische Arbeitsgemeinschaft (Königsberg-Tübingen), 
die für die Umsiedlung wertvolle Arbeit leistet.
Diese Bestrebungen in der Deutschen Studenten-
schaft beweisen, dass nicht nur die Wirtschaftsführung 
Planung und ihre wissenschaftliche Unterbauung for-
dert, sondern dass auch Bereitschaft vorhanden ist, 
sich dieser Aufgabe zu stellen.
Institut für Volksforschung und Planung an der Hei-
delberger Universität.
Die Heidelberger Universität besitzt in ihrem Institut 
für Sozial- und Staatswissenschaften einen Grund-
stock an Lehrkräften und Lehrmitteln, aus dem ein 
zentrales Institut für Volksforschung und Planung ent-
wickelt werden kann.
Zu der bereits vorhandenen Volkswirtschafts- und 
Gesellschaftlehre muß als neues Lehrgebiet die Volks-
forschung (Demographie) treten, als Darstellung der 
Volkseinheiten. Für die Untersuchung in der Metho-
dik der Volksforschung ist die Möglichkeit der prakti-
schen Anteilnahme an praktischen Planungsaufgaben 
unentbehrlich. Es ist deshalb zu fordern, dass wenig-
stens bei einem der Lehrkräfte durch Personalunion 
die unmittelbare Verbindung mit der Planung herge-
stellt ist. Forschung und Praxis müssen sich gegensei-
tig befruchten, um die rechte Lehre zu ermöglichen.
Es ist deshalb im Rahmen der wirtschaftswissenschaft-
lichen Fakultät eine Dozentur für Volksforschung und 
Planung zu errichten, deren Inhaber gleichzeitig der 
wissenschaftliche Leiter einer in Bildung begriffenen 
nordbadischen Arbeitsgemeinschaft für Landespla-
nung wird. Vornehmste Aufgabe dieses Dozenten 
wird sein, die theoretische Ausbildung durch Praktika 
zu ergänzen, die Studenten in unmittelbare
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Berührung mit den Wirtschaftseinheiten (Haushalte, 
Gemeinden usw.) zu bringen und ihnen in der Bewäl-
tigung kleiner Planungsaufgaben die Größe der volks-
wirtschaftlichen Probleme zu bringen [sic!]. 
Die zweite Aufgabe ist, im Zusammenwirken aller 
am Institut beteiligten Kräfte einen Studienplan für 
Planer aufzustellen. Die wenigen Fachkräfte sind mit 
Aufgaben überlastet. Junge Akademiker, die mit Hilfe 
der Notgemeinschaft in die ostpreussisch-württem-
bergischen Arbeitsgemeinschaft angesetzt waren, 
werden von Städten und Verwaltungen weggeholt. 
Neue Wirtschaftsgesetze, wie das Wohnsiedlungs-
gesetz, die in Vorbereitung befindlichen Landespla-
nungs- und Altstadtsanierungsgesetze fordern die 
Aufstellung von Wirtschaftsplänen. Hier erwachsen für 
Volkswirte neue Aufgaben, aber auch Verwaltungsju-
risten werden eines zusätzlichen Studiums dieser 
Fragen bedürfen. Der Studienplan wird umfassen 
müssen: den Einbau grundlegender Vorlesungen in 
die Allgemeinausbildung der Studenten, den Aufbau 
des volkswirtschaftlichen Studiums auf die Volkslehre, 
einen geschlossenen Studiengang als Zusatzstudium 
für eigentliche Planungsfachleute, das letztere wohl 
in einer Zusammenarbeit mit dem Seminar für Städte-
bau an der technischen Hochschule in Karlsruhe.
Während das deutsche volkswirtschaftliche Schrift-
tum im wesentlichen vom Theoretischen seinen Aus-
gangspunkt nimmt, wird in England und vor allem in 
Amerika daneben durch die Social Surveys in grossem 
Umfang Strukturforschung getrieben. Die umfangrei-
che und z.T. auch methodisch außerordentlich wich-
tige Literatur ist in Deutschland fast unbekannt und 
auch in grossen Bibliotheken nicht erhältlich. Die 
Schwierigkeit in der Beschaffung und Auswahl dieses 
Materiales läßt es angemessen erscheinen, sie nur an 
einer Stelle als Spezialbibliothek für Volksforschung 
und Planung zu sammeln und hier auch eine Aus-
kunftsstelle für wissenschaftliche Institute und Behör-
den zu schaffen.
An diese Bibliothek ist ein Planungsarchiv anzuglie-
dern, das systematisch die Arbeiten der einzelnen 
Planungsstellen sammelt und das z.T. nicht für die 
Öffentlichkeit bestimmte Material für Behörden und 
wissenschaftliche Arbeiten bereit hält.
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Das Institut für Sozial- und Staatswissenschaften ist 
getragen von der Studien- und Förderungsgemein-
schaft e.V. des
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Institutes für Sozial- und Staatswissenschaften an der 
Universität Heidelberg. Diese Institution wäre als Trä-
ger entsprechend umzugestalten, um vor allem den 
an der Planung interessierten behördlichen und par-
teiamtlichen Stellen den nötigen Einfluß zu sichern.
Satzung der Reichsarbeitsgemeinschaft für Raumfor-
schung, 16.12.1935, UA HD B-7756/1
Der Reichs- und Preußische Minister für Wissenschaft, 
Erziehung und Volksbildung und der Leiter der Reichs-
stelle für Raumordnung übertragen durch diesen 
Erlaß der ›Reichsarbeitsgemeinschaft für Raumfor-
schung‘ die Aufgabe, eine planvolle Zusammenfas-
sung und Ausrichtung aller wissenschaftlichen Kräfte 
für die Raumforschung herbeiführen.
Sie geben der Reichsarbeitsgemeinschaft folgende 
Satzung:
Satzung der Reichsarbeitsgemeinschaft für Raumfor-
schung.
I.
Die Reichsarbeitsgemeinschaft für Raumforschung ist 
der Zusammenschluss aller sich mit Raumforschung 
beschäftigenden wissenschaftlichen Kräfte, soweit 
sie dem Reichs- und Preußischen Minister für Wissen-
schaft, Erziehung und Volksbildung unterstehen.
II.
Die Reichsarbeitsgemeinschaft für Raumforschung 
soll
1. die gesamte Raumforschung zusammenfassen,
2. in engster Zusammenarbeit und ständiger Füh-
lungsnahme mit der Reichstelle für Raumordnung 
die Wissenschaft für die Aufgaben der Raumordnung 
planvoll einsetzen,
3. durch die Förderung der wissenschaftlichen Ge-
meinschaftsarbeit der verschiedenen Wissenschafts-
disziplinen wichtige Fragen der Raumordnung einer 
beschleunigten Lösung entgegenführen,
4. durch die enge Fühlungnahme mit den zuständi-
gen Dienststellen und Einrichtungen für eine planvol-
le Bereitstellung und Verteilung der Forschungsmittel 
Sorge tragen,
5. eine fachgemäße Ausbildung des Nachwuchses ge-
währleisten,
6. durch stete Fühlungnahme mit dem Forschungs-
dienst (Reichsarbeitsgemeinschaften der Landwirt-
schaftswissenschaft) für eine Zusammenarbeit des 
Forschungsdienstes mit der Reichsarbeitsgemein-
schaft für Raumforschung sorgen.
III.
Der Leiter der Reichstelle für Raumordnung bestimmt 
für die Reichsarbeitsgemeinschaft
1. Grundlinie und Richtung der wissenschaftlichen 
Arbeit,
2. die Übereinstimmung des Arbeitsprogramms der 
Reichsarbeitsgemeinschaft mit den Zielen der Reich-
stelle für Raumordnung.
IV.
Die Leitung der Reichsarbeitsgemeinschaft für Raum-
forschung überträgt der Reichs- und Preußische Mi-
nister für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung 
einem Obmann, der im Einvernehmen mit dem Leiter 
der Reichstelle für Raumordnung bestellt wird. Der 
Obmann hat insbesondere folgende Aufgaben:
1. Er ist der Leiter der Reichstelle für Raumordnung 
für die Einhaltung der von diesem gegebenen Grund-
11.2.3.2 Satzung der Reichsarbeitsgemeinschaft 
für Raumforschung, 1935
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linie und für die fachgemäße Durchführung des For-
schungsprogramms verantwortlich.
2. Er entscheidet im Rahmen des vom Leiter der Reich-
stelle für Raumordnung, genehmigten Forschungs-
programms über Forschungsanträge sachlicher und 
personeller Art.
3. Er hält Verbindung mit den durch die NSDAP oder 
auf Grund seiner Vereinbarungen begründeten Aka-
demien oder sonstigen Vereinigungen, die sich mit 
Raumforschung beschäftigen.
V.
Die endgültige Entscheidung über die Bereitstellung 
von Reichsgeldern verbleibt den zuständigen Reichs-
ministern.
Berlin, den 16. Dezember 1935.
Zugleich im Namen des Reichsminister und Leiters 
der Reichstelle für Raumordnung:
Der Reichs- und Preußische Minister für Wissenschaft, 
Erziehung und Volksbildung.
In Vertretung: Kunisch.
W II a 1953 II/36.
Unter Bezugnahme auf den in Abschrift beigefügten 
Erlaß, durch welchen ich in Gemeinschaft mit dem 
Herrn Reichsminister und Leiter der Reichstelle für 
Raumordnung eine Satzung gegeben habe, ernenne 
ich Sie hiermit zum kommissarischen Obmann dieser 
Reichsarbeitsgemeinschaft.
Ich vollziehe diese Ernennung in der Erwartung, dass 
Sie Ihr Amt im Sinne nationalsozialistischer Wissen-
schaftsgestaltung führen.
11.2.3.3 Protestschreiben der Heidelberger Studentenschaft 
gegen Schuster als Leiter der RAG, 1936
Führer der Studenten-
schaft, Kreuzer Ernst 
an Rektor, 26.3.1936, 
UA HD B-7756/1.
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Denkschrift »Die Staats- und 11.2.4 
Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät 
im neuen Europa«, 1942
Thoms, Denkschrift zur Staats- und Wirtschaftswis-
senschaftliche Fakultät im neuen Europa, UA HD 
H-VI-200/2 [Maschineschriftliche und handschriftliche 
Version vorhanden, Hervorhebungen nicht im Original, 
Absätze wie im Original. Man beachte, wie viel Raum 
Thoms’ Neugründungen im Vergleich zu den etablierten 
Instituten und Seminaren eingeräumt wird.]
Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakul-
tät im neuen Europa, 29.07.1942 
Die Neuordnung Europas setzt die Niederbrechung 
der kapitalistischen Wirtschaft nach Form und Inhalt 
voraus. 
Die europäische Großraumwirtschaft wird nach der 
Gestaltungsidee der nationalsozialistischen Wirtschaft 
aufgebaut, dem ›Recht auf Arbeit‹ als Wirtschafts-
prinzip (Bernhard Köhler). Den Wissenschaften der 
Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät ist 
es aufgegeben, aus dem Weltbild des Nationalsozia-
lismus die Probleme der Wirtschaft zu sehen und an 
ihrer Lösung zu arbeiten. (Vgl. Thoms, Grundgedan-
ken zur deutschen Arbeitswirtschaft. In ›Deutscher 
Wissenschaftsdienst‹ Nr. 15/1942 und ›Europäischer 
Wissenschaftsdienst‹ Nr. 9/1942 [...]).
Die Institute der Staats- und Wirtschaftswissenschaft-
lichen Fakultät stehen im Dienste der deutschen Wis-
senschaft, das heißt der Erkenntnis und Gestaltung 
der Wirklichkeit aus und zu dem Weltbild des Natio-
nalsozialismus.
Am unmittelbarsten steht das Institut für Großraum-
wirtschaft, das am 1. Oktober 1941 seine Arbeiten be-
gonnen hat, im Dienste der Neugestaltung Europas. 
Es hat folgende Abteilungen:
Zentralabteilung, gleichzeitig statistische Abteilung;1. 
Abteilung für Agrarpolitik;2. 
Abteilung für Industriepolitik;3. 
Abteilung für Handelspolitik;4. 
Abteilung für Verkehrspolitik;5. 
Abteilung für Geld- und Kreditpolitik;6. 
Abteilung für Sozialpolitik.7. 
Die Arbeiten des Instituts werden, soweit sie auch für 
die Öffentlichkeit bestimmt sind, im Vorwinkel-Verlag 
Heidelberg erscheinen als ›Veröffentlichungen des In-
stituts für Großraumwirtschaft‹.
Außer der unmittelbaren Institutsforschung werden 
Vorlesungen und Seminare über Großraumwirtschaft 
gehalten. Ergänzt werden diese Arbeiten durch Ar-
beitstagungen, Arbeitswochen und Vortragsreihen 
mit Wirtschaftspolitikern, in- und ausländischen Ge-
lehrten, sowie hervorragenden Vertretern der euro-
päischen Wirtschaft.
Wenn auch vordringlich die Probleme des europä-
ischen Großraums im Vordergrund der Betrachtung 
stehen, so wird auch der Charakter anderer Groß-
raumwirtschaften und ihr Verhältnis zur europäischen 
Großraumwirtschaft der Forschung unterworfen. 
Das Dolmetscherinstitut,
das im letzten Semester von rund 600 Studenten be-
sucht war, gewinnt durch die europäische Neugestal-
tung erhöhte Bedeutung. Folgende Sprachen werden 
im Dolmetscherinstitut gelehrt: Französisch, Engli[s]
ch, Spanisch, Portugiesisch, Russisch, Rumänisch, 
Schwedisch, Japanisch, Holländisch.
Die Verbindung der Sprachkenntnisse mit der Wirt-
schafts- und Rechtswissenschaft hat zu einem Dolmet-
schertypus geführt, der sich in den verschiedensten 
Arbeitsbereichen hervorragend bewährt hat.
Das Institut für Rohstoff- und Warenkunde hat durch 
die Abkehr vom Geld- und Kapitaldenken in der Wirt-
schaft eine entscheidende Aufgabe zugewiesen er-
halten, denn für die wirtschaftliche Selbständigkeit 
Europas ist wesentlich die Erschließung aller natürli-
chen Bedingungen [sic!], um die eigene Rohstoff- und 
Warenbasis soweit als möglich auszubauen.
Dem Institut für Betriebswirtschaft des Fremden-
verkehrs
ist vor allem die Aufgabe gestellt, die Betriebswirt-
schaftslehre des Fremdenverkehrs vorerst zu entwik-
keln, da sie bis jetzt noch nicht vorliegt. Das Werden 
des europäischen Großraums hat eine wesentliche 
Erhöhung des Fremdenverkehrs und eine zwangsläu-
fige Entwicklung der Fremdenverkehrsbetriebe nach 
Zahl und Güte zur Folge. Die Fremdenverkehrsbe-
triebslehre gewinnt daher einen erhöhten Rang. Wäh-
rend üblicherweise an den Hochschulen Industrie-, 
Bank- und Handelsbetriebslehre vertreten sind, hat 
Heidelberg durch die Entwicklung dieser besonderen 
Betriebslehre auch von dieser Seite eine besondere 
Note bekommen, die den Grundcharakter der Heidel-
berger Universität weiter unterstreicht. Das Institut 
hat am 1. Juli 1941 mit seinen Arbeiten begonnen. Sie 
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werden veröffentlicht in den ›Schriften zur Betriebs-
wirtschaft des Fremdenverkehrs‹, Otto Elsner Verlag, 
Berlin-Wien-Leipzig. Heft 2 der Schriftenreihe ist be-
reits erschienen und kommt demnächst in der zwei-
ten Auflage heraus. Band 1 und 6 stehen unmittelbar 
vor der Drucklegung.
Das Institut für Betriebswirtschaft des Luftver-
kehrs
ist das jüngste Institut der Fakultät. Seine Bedeutung 
im europäischen Großraum ist einzigartig, da es ein 
solches Institut dieser Art noch nicht gibt.
Auch das Institut für Zeitungswissenschaft
gewinnt gesteigerte Bedeutung durch die Ausdeh-
nung des Nachrichtendienstes und die Gründung der 
verschiedensten deutschen Publikationsorgane zur 
engen Verbindung des Führungsstaates Deutschland 
mit den anderen Staaten im europäischen Großraum.
Das Institut für Sozial- und Staatswissenschaf-
ten 
verwaltet eine alte Heidelberger wirtschaftswissen-
schaftliche Tradition. Hier werden vor allen Dingen die 
soziologischen und historischen Forschungen durch-
geführt. Es ist in dieser Art eines der bedeutendsten 
Institute Deutschlands. [...]
Das Institut für Volkswirtschaftslehre und Statis-
tik,
das Grundlagen- und Tatsachenforschung betreibt, 
hat sich vor allen Dingen mit Problemen der Wirt-
schaftsplanung beschäftigt. Es veröffentlicht seine 
Ergebnisse in der Schriftenreihe ›Untersuchungen zur 
Wirtschaftsstruktur‹. Bis jetzt sind neun Hefte erschie-
nen.
Das Betriebswirtschaftliche Institut
hat neben der allgemeinen Abteilung eine Abtei-
lung für Industriewirtschaft, Bankwirtschaft und 
Handelswirtschaft. Dieses Institut pflegt besonders 
die Bemühungen zur Schaffung einer einheitlichen 
Wirtschaftslehre. In der Tatsachenforschung stehen 
die Kosten- und Preisprobleme, sowie die Fragen des 
betrieblichen Rechnungswesens im Vordergrund. 
Stark betont werden auch die Probleme der sozialen 
Gestaltung des Betriebes, wobei eine sehr enge Ver-
bindung mit der Deutschen Arbeitsfront besteht.“
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Beitrag Hans Hermann Adlers als Leiter der Pressestelle 
zur 550-Jahr-Feier der Universität Heidelberg. Hoch-
schule und Ausland 13 (1935) Heft Nr. 11. S. 48-55.
Das Gesicht der deutschen Universität
Dr. Hans Hermann Adler, Heidelberg
Die älteste reichsdeutsche Universität hat vor we-
nigen Tagen ihr 550. Jahr begonnen: ihr Privilegium 
wurde am 23. Oktober 1385 unterzeichnet, der lange 
Weg ihrer Wissenschaftsarbeit wurde am 18. Oktober 
1386 in der Kirche zum heiligen Geist eröffnet. Sie 
wird im Sommer 1936 die Erinnerung an ihre Grün-
dung festlich begehen, in den gleichen Junitagen, in 
denen vor fünfeinhalb Jahrhunderten dem Kurfürsten 
Rupprecht die Urkunde Urbans VI. übergeben wur-
de. Wieder wird dann, wie bei der großen Jubel feier 
von 1886, die Wissenschaft der ganzen Welt Anteil 
nehmen und in vielen ihrer Repräsentanten zugegen 
sein. Aber diese Heidelberger Feier von 1936 wird bei 
aller Ehrfurcht vor aka demischen Traditionen, soweit 
sie lebendig sind, zugleich vom neuen Deutschland 
zeugen, von seinem Geiste, der auch der Geist seiner 
Hochschulen sein muss.
Gleichwohl werden viele der Festgäste »Alt-Heidel-
berg« suchen und es soll ihnen nicht verwehrt sein. 
Sie werden es finden in seiner ewigen und allein wah-
ren Gestalt: als einzigartige, vom Wandel der Zeiten 
unberührte Einheit von Landschaft, Stadt und Kultur. 
Sie werden und sollen es aber nicht finden als die 
Stätte jener verlogenen Studentenromantik, die in 
Bühne, Film und Lied mit dem Namen Heidelberg bis 
zum Überdruß noch immer ver bunden ist. Die Zeit, 
die solcher billigen Stimmungsschwelgerei Vorschub 
leistete, ist endgültig vorbei; und gerade die Studen-
ten- 
[48] 
schaft war es, die von sich aus am ersten mit dieser 
Tradition gebrochen hat. Sie erkennt in »Alt-Heidel-
berg” nicht mehr die Scheffel-Stadt der weinfröh-
lichen Gesellen; sie empfindet stärker die echtere, 
Natur und Geist verbindende Stimmung Hölderlins, 
der die schönste Ode auf Heidelberg sang:
Schwer in das Tal hängt die gigantische  
schicksalskundige Burg, nieder bis auf den Grund  
Von den Wettern gerissen.  
Doch die ewige Sonne gießt  
Ihr verjüngendes Licht über das alternde  
Riesenbild, und umher grünet lebendiger  
Efeu, freundliche Wälder  
Rauschen über die Burg herab.
Die schicksalskundige Burg hat auch das Werden und 
Wachsen, Streben und Kämpfen der alten Hochschule 
zu ihren Füßen ge schaut und beide sind durch Jahr-
hunderte auf Gedeih und Ver derb verbunden gewe-
sen, von den Tagen, da der greise Pfalzgraf Rupprecht 
sein Lebenswerk mit der Universitätsgründung be-
schloß, bis zu dem furchtbaren Mai 1693, in dem unter 
den Brandfackeln der Soldateska Ludwigs XIV. Schloß, 
Stadt und Universität in Trümmer sank. In jenen drei 
Jahrhunderten war die Heidel berger Hochschule der 
Schauplatz der Kämpfe des deutschen Geistes, wie 
das Schloß Symbol deutscher Geschichte gewesen ist, 
von der Höhe dynastischer Machtentfaltung bis zur 
Schande der Zersplitterung und Schmach der Ernied-
rigung unter fremde Gewalt. Es gab Zeiten, in denen 
Burg und hohe Schule geistige Gegenpole bildeten – 
wenn etwa am Fuße des Berges noch scholastischer 
Schulstreit tobte, während oben im Schloß schon ein 
Kreis von Humanisten sich vereinte. Aber der neue 
Geist hat auch damals gesiegt und sein fürstlicher Trä-
ger war derselbe Otto Heinrich, der die Liebe zu seiner 
Hochschule mit dem Ver sprechen bezeugte: »Ich will 
meinen letzten Heller für den Flor dieser Universität 
hingeben.”
Gleiche Größe einer kulturverpflichteten Gesinnung 
war erst wieder wirksam nach langer Zeit der Ver-
heerungen weltlicher und geistiger Kämpfe in jenem 
Badener Karl Friedrich, der den Namen der »Ruperto-
Carola” begründete. Die schicksalskundige Burg war 
damals schon Ruine; sie wurde für eine neue Zeit, die 
in der Besinnung auf deutsche Vergangenheit ihre Zu-
kunftskraft erkannte, Symbol eines großen Glaubens. 
Die Universität, nun nicht mehr Schicksalsgenossin 
der Burg in Macht oder Elend, blieb
[49]
ihre Verbündete in der Stimmung der Zeit, die in ihre 
Hörsäle einströmte mit dem kraftvollen Geist neuer 
Deutschbewußtheit, die den großen Zug ihrer Ge-
schichtswissenschaft eröffnete, die sie reif machte zur 
Gipfelleistung auf allen Gebieten des Jahr hunderts 
der wissenschaftlichen Entdeckungen und Umwäl-
zungen. Als sie gegen Ende dieses Abschnittes ihre 
Halbjahrtausendfeier beging, hatte sie der Welt längst 
die glänzendsten Gaben deut schen Forschergeistes 
geschenkt, gezeichnet mit größten Namen der Wis-
senschaft.
Institut für Zeitungswissenschaft11.2.5 
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Diesen an Glück und Leid überreichen Weg zu schil-
dern, wird in den Festtagen des kommenden Jahres 
Gelegenheit sein. Von der Geschichte allein aber wird 
die Feier ebensowenig ge tragen sein wie das Gesicht 
dieser Universität von ihr bestimmt wird. Die Berufung 
auf Alter und Überlieferung ist billig; sie enthebt nicht 
der Pflicht zu neuer Leistung, zumal in einer Zeit, da ein 
neuer Geist sie fordert. Heidelberg hat diese Pflicht er-
kannt und wird sie mit rücksichtsloser Energie erfüllen. 
Hier, wo in den letzten Jahrzehnten starke Neigung zu 
einem geistigen Kosmopolitismus bestand, der an der 
Haltung der deutschen Nachkriegsrepublik die beste 
Stütze fand, hier musste mit dem geistigen Umbruch 
von 1933 die Gegenbewegung am stärksten sein; und 
wo neue studentische Lebensformen gegen zähe und 
hartnäckige Überlieferung standen, musste auch in 
der Jugend der heißeste Kampf aufflammen. Kein 
Wunder also, daß in Heidelberg die Auseinanderset-
zung zwischen dem Heuligen und dem Gestrigen am 
heftigsten und leidenschaftlichsten geführt wurde. 
Aus dieser Kräftesammlung ging ein Kerntrupp von 
Dozenten und Studenten hervor, der die Aufgabe in 
Angriff nahm, die der neue Staat seinen Hochschulen 
stellte. Diese Aufgabe und die Art ihrer Durchführung 
bestimmen heute allein das Gesicht der Universität 
Heidelberg.
In den Fakultäten, den überkommenen und vielfach 
nicht mehr einheitlich gewesenen Organisationen 
der wissenschaftlichen Lehre, musste die Arbeit zu-
nächst einsetzen; von Heidelberg ging denn auch die 
erste Formulierung einer neuen Fakultätsverfassung 
aus, die zwar durch spätere Ordnungen für das ganze 
Reich verändert wurde, in ihrem Geist aber besteht 
und wirkt: »Die Fakultät steht in engster Verbindung 
mit den Berufsständen des Volkes, denen ihre Arbeit 
in Forschung und Lehre dient, und erfährt durch die-
se Verbundenheit immer neu Sinn und Ziel ihres Tuns.” 
Hier war »Volksnähe” keine Phrase mehr. Mit aller Klar-
heit und
[50]
Schärfe war das Eigenrecht einer voraussetzungs-
losen und zweck freien Wissenschaft verneint und 
ihre bedingungslose Einordnung in das Lebensgan-
ze der Nation gefordert. Es ist bezeichnend, daß der 
energischste Anstoß in einer Fakultät erfolgte, die 
in Heidel berg eine der traditionsreichsten ist: der 
medizinischen. Hier, wo Forschung und Lehre am 
innigsten ineinandergreifen und gegensätzliche Zie-
le kaum möglich scheinen, erwies sich gerade in der 
Unterrichtsgestaltung eine Reform am dringendsten. 
Sie bedeutete: Kampf gegen die überwuchernde Spe-
zialisierung, gegen den Triumph der Theorie über die 
praktische Leistung, gegen die Herrschaft der Vorstel-
lung über die Beobachtung und Erfahrung. Der Geist 
und Sinn der neuen Lebensform der Nation fordert 
auch ein neues Verhältnis zwischen Arzt-Lehrer, Stu-
dent und Kranken. Soll die Berufung zum Arzt schon 
während des Studiums erprobt werden, dann muss 
der Lernende frühzeitig und unmittelbar unter dem 
Eindruck der Krankheit stehen und leben. Das kann 
nur bei vollem persönlichen Einsatz erreicht werden 
und nur bei einer Auslese von Studierenden, die in 
einer Kameradschaft zusammenleben. Der Heidelber-
ger Lehrgang der Jungärzte und das medizinische Ka-
meradschaftshaus sind die ersten bahnbrechenden 
Schritte auf diesem Wege.
Auch der medizinischen Forschung aber sind durch 
den neuen Staat Aufgaben gestellt, die auf Universi-
tätsboden organisiert werden müssen. Für die Fülle 
der rassehygienischen, bevölkerungs- und sozialpoli-
tischen und erbpathologischen Aufgaben wurde hier 
eine »Außenklinische Abteilung” geschaffen, die alle 
Erfahrungen und Kenntnisse auf diesen Gebieten auf 
Grund einheitlicher Auf nahme der Bevölkerung zu 
sammeln unternimmt. Von hier aus greift die Arbeit 
hinüber in zahlreiche angrenzende Wissenschaften. 
Die Fakultätsgrenzen fallen. Nichts beweist besser 
den ent schlossenen Willen der Heidelberger Medi-
zin zum unmittelbaren Einsatz für Volk und Staat als 
die Tatsache, daß als Preisarbeit nicht wie üblich ein 
Spezialthema, sondern die Untersuchung der Abwan-
derung aus einer badischen Ortschaft und ihrer Ursa-
chen gestellt wurde.
Die Veränderung des räumlichen Bildes der Universi-
tät ist durch die medizinischen Anstalten mit am stärk-
sten bestimmt. Noch Hegen alle Kliniken am Unken 
Neckarufer nahe dem West ausgange der Stadt, an ih-
rer Spitze die große und moderne Medizinische Klinik, 
die nun den stolzen Namen Ludolf v. Krehls trägt. Nur 
die Orthopädische Klinik hat sich von der großen
[51]
Familie entfernt und am waldigen Talhang von 
Schlierbach ein vielbewundertes Musterheim gefun-
den. Aber schon geht ein neuer großer Plan seiner 
ersten Verwirklichung entgegen: am rechten Ufer 
des Neckars, gegenüber dem alten Klinikenviertel, 
wird ab seits vom Straßenlärm und Stadtgetriebe der 
neue medizinische Bautenkomplex erstehen, dessen 
erster Teil, die Chirurgische Klinik, bereits unter Dach 
ist. Sie wird eine für unsere Zeit vor bildliche Gemein-
schaftsleistung von Architekt und Fachmann sein, ein 
technisches Eldorado des Chirurgen. Reich, Staat und 
Stadt haben zusammengewirkt, diesen Musterbau 
zu ermöglichen. Der Bebauungsplan sieht dann die 
Neubauten aller alten Kliniken vor, ein gewaltiger Ent-
wurf, eine beglückende Aussicht für die alte Universi-
tätsstadt, die dereinst die modernsten medizinischen 
Fach bauten ihr eigen nennen wird.
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Wenn die medizinische Fakultät ihren zentralen 
klinischen Bau mit dem Namen eines ihrer besten 
noch lebenden Gelehrten geziert hat, so besitzt die 
naturwissenschaftlich-mathematische Fakultät in 
dem Philipp-Lenard-Institut (für physikalische ‘und 
radiologische Forschung) ein gleich stolzes Denkmal 
der bahn brechenden Arbeit des großen Physikers 
und Nobelpreisträgers, von dem die Welt immer auch 
wissen soll, daß er als einer der Ersten in den Reihen 
der Wissenschaft auf Adolf Hitlers Seite trat, lange be-
vor die Bewegung des Führers an die Macht kam. Die 
Fakultät, von deren ruhmreicher Tradition manche 
Er innerungstafel an den Häusern der Stadt spricht, 
hat sich gleich falls bewußt in den Dienst der neuen 
Aufgaben gestellt. Das naturwissenschaftliche For-
schungslager in Neckargemünd ist eine Parallele zum 
Kameradschaftshaus der Mediziner. Dort werden in 
einer ganz neuen Form naturwissenschaftlicher Leh-
re in Zu sammenarbeit mit der Forstbehörde und der 
studentischen Fach schaft forstbotanische Fragen auf 
weite Sicht gestellt und be arbeitet.
Von den sechs Fakultäten Heidelbergs ist die jüng-
ste die Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche. Sie 
ist nicht einfach die Zusammenfassung der Wirt-
schafts- und Sozial wissenschaften, sie ist vielmehr 
die lebendige Verbindung der Heidelberger, bisher 
in der philosophischen Fakultät vertretenen soziolo-
gischen und politisch-ökonomischen Tradition mit 
den Fächern der im Jahre 1933 mit der Universität 
verschmolzenen Mannheimer Handelshochschule. 
Damit wurde eine vorzüglich aus gestattete und mit 
dem Wirtschaftsleben Südwestdeutschlands eng
[52]
verwachsene Hochschule in fruchtbarste Einheit mit 
den älteren Disziplinen der Universität gebracht, ein 
für die Zeitnähe der Universität überaus bedeutsa-
mer Vorgang. Man hat sich aber nicht damit begnügt, 
die beiderseitigen verwandten Lehreinrichtungen 
zusammenzuschließen, man gab ihnen die einheit-
liche Ausrichtung auf den totalen Staat, so daß die 
neue Fakultät die eigentlich politische darstellt. Ihr 
gehören neben den Vertretern der ökonomischen 
und soziologischen Fachgruppe auch Juristen an. 
Um ihren Mittelpunkt – das weitbekannte, mit der 
größten Fach bibliothek ausgestattete Institut für So-
zial- und Staatswissen schaften – gruppieren sich die 
Institute für Volkswirtschaftslehre und Statistik, für 
Betriebswirtschaft, für Zeitungswissenschaft, für Roh-
stoff- und Werkstoffkunde, die Lehreinrichtungen für 
Arbeits psychologie, Werbelehre, Auslandskunde, Wirt-
schaftssprachen und das auf deutschen Universitäten 
bisher einzige Dolmetscher-Institut. So ist der Um-
fang der Ausbildungsmöglichkeiten in dieser Fakultät 
am weitesten, die Beziehung zu den Berufsständen 
am reichsten; sie schult Politiker, Volkswirte, Betriebs-
wirte, Handels lehrer, Zeitungsfachleute, Journalisten 
für den Auslandsdienst, Berufsübersetzer und Konfe-
renz-Dolmetscher für die Wirtschaft und den Rechts-
verkehr: alle ausgerichtet auf die politische Forde rung 
und erzogen in einer alle Fächer durchdringenden 
staats wissenschaftlichen Lehre.
Zeigt sich schon hier die starke Betonung, die in Hei-
delberg die Auslandskunde erfährt, so schuf sich die 
Universität in ihrer Auslandsabteilung noch ein be-
sonderes Organ zur Pflege ihrer traditionellen und 
weitreichenden Auslandsbeziehungen. Die Abteilung, 
deren Leitung mit dem Zeitungswissenschaftlichen 
In stitut und dem Dolmetscher-Institut verbunden ist, 
umfaßt nicht nur den Austauschdienst innerhalb der 
Zentralorganisation des Deutschen Akademischen 
Austauschdienstes in Berlin und in Ver bindung mit den 
verwandten Einrichtungen anderer Kultur nationen, 
sie übernimmt zugleich die Sorge für die zahlreichen 
in Heidelberg studierenden Ausländer durch Studien-
beratung, Sprach kurse und Gesellschaftspflege. Hier 
arbeitet die einheimische Studentenschaft aufs engste 
mit der Auslandsabteilung zusammen in der Organi-
sationsform der »Deutsch-Ausländischen Gesell schaft 
Heidelberger Studenten”, in der die geistigen und 
mensch lichen Beziehungen zwischen Deutschen und 
Ausländern auf ge sellschaftlichem Boden gefördert 
werden. Neben den ständigen Studierenden beher-
bergt aber die Universität Heidelberg alljährlich
[53]
eine große Zahl von Ausländern hei ihren sechswö-
chigen Ferien kursen, mit deren Teilnehmerzahl (ge-
gen 400) sie in Deutschland an der Spitze steht: eine 
von Jahr zu Jahr gesteigerte Bestätigung des alten Ru-
fes, den die Universität im Auslande, insbesondere im, 
angelsächsischen Kulturkreis genießt, und der sie zu 
immer voll kommeneren Einrichtungen für die Pflege 
ihrer Auslandsbeziehungen verpflichtet.
Es war zweckmäßig, am charakteristischen Beispiel 
einiger Fakultäten die neue Ausrichtung und Volks-
verbundenheit der Heidelberger Hochschule deutlich 
werden zu lassen. Daß auch die anderen Fakultäten 
in gleicher Haltung sich um die neuen Aufgaben be-
mühen, ließe sich an vielen Einzeltatsachen beweisen. 
Die theologische hat ihren Studenten ein Kamerad-
schaftshaus in die Berge des Odenwaldes gebaut und 
bekannte sich damit zu, einer neuen landschaftsver-
bundenen Erziehung des Seelsorgers. Die juristische, 
die für den grundlegenden Neuaufbau des deut-
schen rechtswissenschaftlichen Studiums aktivste 
Kräfte ein setzt, ging gleichfalls hinaus ins Land, wo 
ihre studentische Fach schaft in Arbeitsgemeinschaft 
mit den Bauernschaften die Voraus setzungen für die 
Durchführung der Erbhofgesetzgebung erforscht 
und selbst am Leben lernt. Und die philosophische 
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Fakultät, in deren Mitte der Vorkämpfer der national-
sozialistischen Idee auf den deutschen Hochschulen, 
Ernst Krieck, wirkt, hat sich u. a. durch den Ausbau 
ihrer Lehreinrichtungen für Volkskunde und für Früh-
geschichte der neuen Zeit und ihrer Notwendigkeiten 
dienstbar gemacht.
Die Arbeit dieser zwei Jahre ist ein Anfang; aber sie 
hat immer hin der alten Heidelberger Hochschule 
schon ein unverkennbar eigenes Gesicht geprägt. 
Sie wäre nicht möglich gewesen ohne die klare, en-
ergische und zielbewußte Führung durch den Rektor 
Wilhelm Groh. Und wäre nicht die Umgestaltung der 
Hoch schulverfassung im Sinne des Führergedankens 
durch Gesetz er folgt: die neue Arbeit, ja die Existenz 
der Universität hätte sie rücksichtslos gefordert. Die 
alte demokratische Verwaltungsform, die einen Rek-
tor aus dem Zufallsspiel der Gruppenmeinungen her-
vorgehen ließ und ihm überdies nur die kurze Sicht 
eines knappen Jahres zur Durchführung seiner Ge-
danken gestattete, hätte die deutsche Universität in 
dieser Zeit lebensunfähig gemacht.
Eine zweite Kräftegruppe war unentbehrlich, und sie 
stand in Heidelberg in vorbildlicher Geschlossenheit 
zur Verfügung: Die Führung der Studentenschaft. Ihr 
ging es schon lange
[54]
nicht mehr um die alten Korporationsfragen und in-
haltlos ge wordenen studentischen Formen; ihr ging 
es um die grundlegende Neugestaltung des studen-
tischen Lebens aus einer ganz neuen Haltung zu Volk, 
Staat und Wissenschaft. Die Heidelberger Studen-
tenschaft war in diesen Jahren für das ganze Reich 
Vorbild und Stoßtrupp; sie war innerhalb ihrer Uni-
versität selbst die verläßlichste und opferbereiteste 
Mannschaft, treu an der Seite der Universitätsführung. 
Und gerade diese eindeutige Haltung hat unsere 
Studenten mit ihren ausländischen Gästen enger 
und ver stehender verbunden als alle verlöschende 
Studentenromantik: der Ausländer will ja nicht einen 
Allerweltstyp auf deutschen Hoch schulen kennen-
lernen, er will den Nationalsozialisten bei der Arbeit 
sehen und im Leben finden. Darum zeigt Heidelberg 
seinen aus ländischen Freunden kein geschminktes, 
kein verwaschenes Bild. Die Ehrlichkeit und die unbe-
irrbare Folgerichtigkeit führt Jugend zu Jugend über 
die Grenzen der Nationen. So faßt die Heidel berger 
Hochschule heute ihre Sendung auf dem Ausland 
gegen über, das von allen deutschen Universitäten sie 
am meisten liebt und besucht.
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MKU an Rektor, 17.5.1935, UA HD B-6683/3
Soweit an den Hochschulen die Zeitungswissenschaft 
als Prüfungsfach zugelassen ist, sind die Vorlesungen 
nach folgendem Plan anzukündigen:
1. Die publizistischen Führungsmittel. (Winter 
1935/36)
Psychologie und Technik der publizistischen Führung. 
Behandlung sämtlicher Führungsmittel (Zeitung, Zeit-
schrift, Rundfunk, Film, Plakat, Rede, Theater [!] usw.) 
und ihrer Wesensmerkmale, Abgrenzung der einzel-
nen Führungsmittel untereinander.
2. Die Geschichte des Zeitungswesens. (Sommer 
1936)
Vorgeschichte der Zeitung. Die frühesten Zeitungen. 
Entwicklungslinien der modernen Presse mit Ein-
schluss der vom Ausland, von Zeitschrift und anderen 
publizistischen Führungsmitteln kommenden Antrie-
be. Geschichte der modernen deutschen Zeitung.
3. Zeitungslehre I. (Theoretischer Aufbau und prakti-
sche Arbeit) (Winter 1936/37)
Die Einheit des Zeitungsunternehmens, seine gei-
stigen, wirtschaftlichen und technischen Kräfte. Der 
Schriftleiter. Der Verleger. Die Schriftleitung und ihre 
Mitarbeiter. Die Stoffbehandlung (Eigenarbeit, Korre-
spondenz- und Nachrichtenbüros) Die Stoffbearbei-
tung (Sparten, stilistische Form, graphische Form). Die 
wirtschaftliche Grundlage der Zeitung (wirtschaft-
licher Aufbau, Betriebslehre, Anzeigenwesen). Die 
technische Herstellung der Zeitung.
4. Zeitungslehre II. (Politischer Einsatz und öffentliche 
Wirkung) Sommer 1937
Staat und Presse. Zeitung und Umwelt, d. h. ihre Be-
ziehungen zu allen Lebensgebieten. Der Leser. Der 
ständische Aufbau des Zeitungswesens (Reichspres-
sekammer, Presseverbände usw.) Zeitungsstatistik.
5. Das Zeitungswesen im Ausland. (Winter 1937/38).
Geschichte und gegenwärtige Struktur der Presse in 
den wichtigsten Zeitungsländern der Welt mit be-
sonderer Berücksichtigung ihrer wirtschaftlichen und 
politischen Abhängigkeiten, unter Darstellung ihrer 
aktuellen Haltung zu Deutschland. Die deutsch-spra-
chigen Zeitungen des Auslandes.
6. A. Zeitschriftenwesen. (Sommer 1938)
Geschichte und gegenwärtige Struktur des deutschen 
Zeitschriftenwesen. Das ausländische Zeitschriften-
wesen mit besonderer Berücksichtigung politischer 
und wirtschaftlicher Abhängigkeiten.
6. B. Das neue Presserecht.
Geschichtliche Entwicklung und heutiger Stand des 
deutschen Presserechtes in Bezug auf das Zeitungs- 
und Zeitschriftenwesen. Vergleiche mit dem Ausland.
Diese Hauptvorlesungen sind nur in den genannten 
Semestern zu halten. Die Ankündigung von Wahlvor-
lesungen und Seminaren bleibt dem Ermessen über-
lassen.
Bei der Ausgestaltung der Hauptvorlesungen ist da-
von auszugehen, dass Neuimmatrikulationen in der 
Regel nur zum Wintersemester erfolgen. Das Studium 
wird daher mit den unter 1,3 oder 5 genannten Vorle-
sungen begonnen und im Semester darauf mit den 
unter 2,4 oder 6 genannten Vorlesungen fortgesetzt 
werden. Infolgedessen kann bei der Vorlesung 2 die 
Vorlesung 1, bei 4 die Vorlesung 3, bei 6 die Vorlesung 
5 vorausgesetzt werden; dagegen sind Vorlesungen 
1,3 und 5 so zu gestalten, dass sie von Anfängern ge-
hört werden können. 
Berlin, den 30. April 1935
Der Reichs- und Preußische Ministern für Wissen-
schaft, Erziehung und Volksbildung. Im Auftrage, gez. 
Dr. Bachér
11.2.5.2 Richtlinien für das Studium der Zeitungswissenschaft, 1935
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11.2.6 Erziehung zum Dolmetscher- und 
Übersetzerberuf, 1937
Entwurf, UA HD H-VI-690 [Unterstreichungen wie im 
Original]. Veröffentlicht als: Adler, Hans Hermann: Erzie-
hung zum Dolmetscher- und Übersetzerberuf, Auszug 
aus der Rede Dr. Hans Hermann Adlers. In: Mitteilungen 
der Reichsfachschaft für das Dolmetscherwesen in der 
Deutschen Rechtsfront 6 (1937). S. 5-6.
Hans Hermann Adler
Erziehung zum Dolmetscher- und Übersetzerbe-
ruf
Durch die Jahrhunderte des Ringens um die Erkennt-
nis der Grundlagen menschlichen Lebens und Schaf-
fens klingt auch die Frage nach Ursprung und Wesen 
der Sprache. Plato hat sie zuerst gestellt in jenem 
Zwiegespräch des Kratylos: ist sie von Natur gewach-
sen oder durch Konvention gebildet? Jede Epoche 
beant wortete die Präge in ihrer Weise, nach der 
herrschenden Vor stellung von Volk und Menschheit, 
nach der wechselnden Geltung des Dogmas von der 
Wesensgleichheit der Menschen oder des Glau bens 
an die gottgewollte und naturgegebene Vielfalt der 
Volks persönlichkeiten. Dem rational-humanistischen 
Menschenbilde ent sprach die Auffassung der Spra-
che als einer Zweckgründung; und im materialisti-
schen Zerrbild der Welt war sie nur noch Werkzeug, 
Waffe im Lebenskampf, technisches Mittel, dessen der 
Einzelne sich bedient in seiner täglichen Auseinander-
setzung mit dem ändern, mit der Gesellschaft, gegen 
die Gesellschaft. Solchem Dogma war die Vielheit der 
Sprachen im Wege, solchem entwurzelten Denken 
entwuchs folgerichtig das Phantom einer Weltspra-
che. Aber die natürliche Ordnung zerriß das Gespinst 
widernatürlicher Gleich macherei; an der Urkraft des 
völkischen Lebens zerschellte ein Traum, der - wäre 
er verwirklicht worden - den redenden Menschen zur 
Sprachenmaschine erniedrigt hätte.
Die gleiche Zeit, die solcher Verwirrung fähig war, die 
dem liberalen Fortschrittswahn unbedenklich die 
eigene Art zu opfern sich ereiferte, sie hat in dem 
Sprachmittler nur den Sprachtech niker gesehen, der 
ein Hilfsgewerbe betreibt und den man in der Rang-
ordnung der Kräfte eines Betriebes unter das techni-
sche Per sonal einzureihen gewohnt war. Der Tiefstand 
der öffentlichen Schätzung des Dolmetscherberufs 
war also durchaus weltanschaulich bedingt. Wer in 
der Sprache nur ein Instrument sah, dessen fatale 
Ungleichheit von Volk zu Volk der Dolmetscher zu 
überbrücken hatte, dem war dieser Mann nichts als 
ein Handlanger, eine Hilfsperson, die eine Distanz 
zu überwinden und auszugleichen unternahm. Und 
diese Tätigkeit war - von der kleinen Gruppe der be-
amteten Dol metscher abgesehen - eine völlig private. 
Niemand gestand dem, der sie ausübte, den Anspruch 
auf Anerkennung einer öffentlich wichtigen, amtsähn-
lichen Leistung zu; niemand sah in ihm mehr als den 
Mechaniker eines Vermittlungsprozesses. An den We-
nigen, die ausersehen waren, vor großer Öffentlichkeit 
in Konferenz oder Gerichtssaal zu dolmetschen, bilde-
te sich der Maßstab für die allgemeine Betrachtung 
des Berufes. Und dieser Maßstab mußte einseitig sein. 
Er war bestimmt durch die äußere Rekordfreude der 
Zeit, die den virtuosen Sprachartisten ohne weiteres 
gleich setzte mit dem vollkommensten Typus des Dol-
metschers. Diese Gleichsetzung war falsch und unge-
recht. Denn es gibt auf dem gestaltreichen Wege vom 
stillen Übersetzer bis zum öffentlichen Nachschöpfer 
der freien Rede keine Wertstufung, weil es vor allem 
keine Gradunterschiede der Verantwortung gibt. Der 
Über setzer, der unsichtbar und unhörbar an der Ur-
kunde arbeitet, hat in dieser Reihe keinen geringe-
ren Rang als der Dolmetscher der großen Konferenz, 
der für Stunden ins helle Licht der Weltöffentlichkeit 
tritt. Veranlagung, Neigung und Ausbildungsrich tung 
allein bedingen hier den Unterschied, niemals aber 
Wert und Verantwortung. Die Zeiten haben nur be-
grifflich getrennt und mit irreführenden Wertvorzei-
chen versehen, was für Martin Luther noch eins war, 
als er 1530 seinen Sendbrief schrieb: Dolmetschen 
und Übersetzen.
Mit dem Begriff der Verantwortung aber stehen wir 
schon in der neuen Zeit. Ihre Vorgängerin band ihn 
wohl auch an sittliche Normen, erstreckte ihn aber 
nicht auf das gesamte Dolmetscher wesen. Sie ver-
hielt sich hier ähnlich gespalten und unentschie-
den wie beim Schriftleiter der Zeitung. Auch seine 
Verantwor tung war nur durch eine formale noch 
dazu verschieden auslegba re Gesetzesbestimmung 
geregelt; das öffentliche Amt, das die Verantwor-
tung begründet, erkannte sie ihm nicht zu. Und hier 
wie dort war der von Gruppen gestützte Staat nicht 
imstande und auch nicht willens, die Verantwortung 
eindeutig und unmittel bar zu beziehen auf das Volk, 
dessen Treuhänder Dolmetscher wie Publizisten sind; 
hier wie dort war die Notwendigkeit einer Erziehung 
zu diesen Berufen bestritten, nur die Ausbildung zur 
technischen Leistung gefordert.
Beruf und Erziehung zum Berufe: beides hat der 
National sozialismus für immer herausgehoben aus 
der Sphäre individua listischer Beliebigkeit der Stand-
punkte, aus dem Bereich privater Aufgabenstellung 
und Zielsetzung; beiden hat der Führer die Richtung 
gewiesen und das Gesetz gegeben innerhalb der Le-
bensordnung unseres Volkes. So ist denn Beruf und 
695
Berufung nicht mehr nur eine Präge der Begabung 
und Neigung, denen nur die Ausbildung zu folgen 
hätte, um zur Berufsreife zu führen, Nein; neben die-
ser Ausbildung, deren Methoden wandelbar, deren 
Umfang und Dauer verschieden sein können, steht 
die Erziehung des Menschen zum Beruf als ein Teil je-
ner Erziehung, die nach dem Willen des Führers und 
nach den Grundsätzen seiner Bewegung jeden von 
uns zu formen hat, damit er seine Aufgabe in volks-
gemeinschaftlicher Bindung und Verantwortung zu 
erfüllen fähig wird. Diese Erziehung ist unabhängig 
vom nützlichen Wettbewerb der Methoden und Aus-
bildungswege; ihre Voraussetzung ist die Blutgemein-
schaft, ihr Ziel ist die erreichbarste Vollkommen heit 
des Handelns und der Arbeit im Ganzen und für das 
Ganze des Volkes. So unabdingbar die Voraussetzung 
ist, so unverrück bar ist das Ziel.
Mag nun die Ausbildung zum Beruf individuell be-
stimmbar und unter Umstanden sogar der Selbster-
arbeitung offen sein, die Erziehung ist es nicht. Sie 
bleibt nur möglich in der Ge meinschaft. In unserem 
Bereiche heißt das also: die sprachliche Schulung und 
die Erwerbung des Sachwissens zum Einsatz bei der 
Vermittlung geistiger Inhalte ist Sache der Ausbildung 
und als solche wohl einer zweckmäßigen, nicht mono-
formen Vereinheitlichung zugänglich, bleibt jedoch 
notwendig der besonderen fachlichen Forderung 
offen und demgemäß mehrgestaltig in Umfang und 
Unterteilung des Lehrbetriebes nach Sondergebieten, 
Jen seits der grundlegenden Sprachbeherrschung 
beginnt schon bei der Aneignung des speziellen 
Wortschatzes und noch mehr bei der Erarbeitung 
der Sachgebiete die Ausbildung des Dolmetschers 
und Übersetzers für Diplomatie, Recht und Wirtschaft 
- um nur Hauptgruppen zu nennen - sich zu verzwei-
gen und sich in verschiedenem Grade zu vertiefen. 
Mit der Erziehung des Menschen zum Dolmetscher 
im Sinne eines Berufes in der nationalsoziali stischen 
Lebensordnung hat das aber nichts zu tun. Die Aus-
richtung dieser Erziehung ist unbeeinflußt von jeder 
fachlichen Gliederung allen gemeinsam, sie ist in kei-
nem Falle zu ersetzen durch sprachliche Virtuosität 
und sachliche Wissensfülle, ohne sie bleibt auch das 
sogenannte geborene Sprachgenie an der Höchst-
grenze des Artistischen stehen und wird nicht die 
Nähr kraft seines Berufes aus dem Wurzelboden völ-
kischer Gemein schaftsbindung ziehen können. Diese 
Erziehung ist politisch in der Bedeutung dieses Wor-
tes für uns Deutsche, d.h. sie ist ge richtet auf die Ver-
vollkommnung der Persönlichkeit zum Dienst in und 
an der Volksgemeinschaft. Gesinnung und Charakter, 
welt anschauliche Festigkeit und ihr konsequenter 
Ausdruck in der persönlichen Haltung, diese Kräfte 
und Aufgaben nationalsozia listischer Erziehung müs-
sen gewonnen und erarbeitet sein, wenn der Dolmet-
scher und Übersetzer den Beruf auszuüben beginnt. 
Ja sein Beruf fordert sie von ihm in besonderem Maße. 
Wie fest muß der Mann, muß die Frau im eigenen Vol-
ke stehen, denen die Geist vermittlung von Nation zu 
Nation anvertraut ist! Und wie sicher und unbeirrbar 
müssen sie dem fremden Volke gegenüberstehen, 
dessen artgebundene Lebensform in jedem Falle zu 
achten gerade die Weltanschauung des Nationalso-
zialismus ihnen zum Gesetz macht. Der Dolmetscher 
wird, sobald er in Tätigkeit tritt, Treuhänder zweier 
Nationen: der einen, der er angehört und der er mit 
jeder Berufshandlung verantwortlich bleibt, und der 
an deren, deren Geist er in der Sprache gewissenhaft 
zu erkennen und nach bestem Wissen zu vermitteln 
verpflichtet ist.
Der Individualist einer vergangenen Epoche moch-
te aus solcher Doppelverpflichtung vielleicht die 
bequeme Begründung weltan schaulicher Neutrali-
tät ableiten; der Nationalsozialismus fol gert gerade 
daraus zwingend die politische Entschiedenheit. Er 
kennt den unpolitischen Dolmetscher nicht mehr; 
er entzieht jenen Falschmünzern der Sprache das 
moralische Recht, die mit der koketten Eitelkeit des 
distanzierten Auslandkenners das eigene Volk durch 
die fremde Brille sehen und die bei jeder Gelegenheit 
sagen: »Ja, vom Ausland her (das ich kenne), sehen 
die Dinge doch etwas anders aus.« Für diese Leute 
ist kein Platz in der deutschen Dolmetscherschaft; sie 
werden, so oft sie sprach-vermittelnd tätig sind, ihr 
Volk - ob aus Bösartigkeit oder aus dummer Eitelkeit, 
ist gleichgültig - verraten und dabei auch dem frem-
den Volke einen schlechten Dienst erweisen. Sie sind 
keine Dolmetscher, sondern Akrobaten der Sprache 
und der Welt anschauung.
Soll nun die Erziehung des Dolmetschers und Über-
setzers zu seinem Berufe möglich und fruchtbar sein, 
dann kann sie nur in der Gemeinschaft geschehen. 
Keine Anstalt, keine Lehreinrichtung kann sich auf 
die fachliche Ausbildung beschränken; und wenn 
ihr nicht die Möglichkeit zu einwandfreier politischer 
Erziehung in Gemeinschaftsform gegeben ist, dann 
wird die Reichsfachschaft als die berufene Wahrerin 
dieser Erziehung prüfend und helfend eingreifen und 
ihre Durchführung sichern. Umso notwendiger er-
scheint die praktische Verbindung und ständige Zu-
sammenarbeit aller Dolmetscher-Lehreinrichtungen 
mit der Führung des Berufs, deren Richtlinien sich die 
Institute zu eigen machen werden, ohne sich damit 
der Aufsicht der Behörden und Verwaltungen zu ent-
ziehen, denen sie unmittelbar unterstellt sind.
Der eminent politische Charakter des Dolmetscher-
berufes hat auch die Universität Heidelberg bestimmt, 
das Institut, das sie mit der Mannheimer Handels-
hochschule im Jahre 1933 in ihren Or ganismus einzu-
gliedern hatte, jener Fakultät zuzuordnen, die als die 
eigentlich politische gegründet und ausgerichtet ist: 
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der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen. Eine 
Universität konnte, wenn sie in alten Gedankengän-
gen ihrer Fachgruppierung haften blieb, auch anders 
vorgehen. Sie konnte das Dolmetscherinstitut der 
philosophischen Fakultät zuweisen. Man tat es in Hei-
delberg nicht, weil man wußte, daß Dolmetscheraus-
bildung nicht dasselbe ist wie philologisches Studium, 
und daß die Sachgebiete für den Dolmetscher sich 
nicht decken mit dem, was in der philosophischen Fa-
kultät etwa in den geschichtlichem oder geographi-
schen Fächern gelehrt wird. Der Philologe erforscht 
Geschichte, Form Und Gestalt der Sprache in der Lite-
ratur, der Dolmetscher lernt die Sprache beherrschen 
und anwenden, ihren Geist in den Äuße rungen des 
Lebens begreifen und in die andere Spräche umzu-
setzen, Der Historiker erforscht und schildert das Wer-
den des fremden Staates und Volkes, der Dolmetscher 
braucht die Kenntnis sei ner heutigen Lebensform 
und seiner Einrichtungen, die ohne ge schichtliches 
Wissen nicht erlangbar ist, die aber in der Ge schichte 
sich nicht erschöpft. Der Dolmetscher und Übersetzer 
braucht aber vor allem zwei Sachgebiete, die in der 
philoso phischen Fakultät nicht vertreten bind: die 
Grundzüge des Rechts und die Elemente der Wirt-
schaftswissenschaft. Die neue Fakultät, die aus der 
politisch-ökonomischen Fachgruppe der philosophi-
schen Fakultät und der Mannheimer Handelshoch-
schule gebildet, durch Mitglieder der Rechts-Fakultät 
verstärkt wurde und von einem Juristen als Dekan 
geleitet wird, hat das Dolmetscher-Institut als voll-
wertiges Glied ihres Aufbaus nicht nur über nommen, 
sondern beansprucht. Sie handelte damit im Sinne 
der badischen Fakultätsverfassung, die eindringlich 
ausspricht, was ihr der Nationalsozialismus zur Auf-
gabe stellt: „Die Fakultät steht in engster Verbindung 
mit den Berufsständen des Volkes, denen ihre Arbeit 
in Forschung und Lehre dient, und erfährt durch die-
se Verbundenheit immer neu Sinn und Ziel ihres Tuns.“ 
Der Jung-Dolmetscher, der so seine Ausbildung und 
zugleich seine politische Erziehung am Institut, in der 
Fakultät und in der Arbeitsgemeinschaft und studen-
tischen Kameradschaft er hält, hat schon während sei-
ner Studien Gelegenheit, sich prak tisch zu erproben 
im Dolmetschen von Vorträgen und Diskussionen, de-
ren weiter Rahmen ermöglicht wird durch den engen 
Zusammen schluß des Instituts und der Auslandab-
teilung der Universität und mit dem Zeitungswissen-
schaftlichen Institut. Die Personal union der Leitung 
ist der Ausdruck dieser von der Universität gewollten, 
sinnvollen Verbindung. Nach vier Semestern erwirbt 
de r Dolmetscher-Student den Grad des »Akademisch 
geprüften Über setzers«, nach sechs Semestern den 
des »Diplom-Dolmetschers«. Will er sein Studium bis 
zum Doktorgrad erweitern, so steht ihm nach zwei 
weiteren Semestern der Doktor der Staatswissen-
schaften oder der Wirtschaftswissenschaften offen.
Ich habe diese Grundzüge der Heidelberger Lehrein-
richtung nicht erwähnt, um sie etwa als ein Vorbild 
hinzustellen. Denn über den Wert einer Ausbildungs-
form entscheidet im letzten die Bewährung im Berufe 
selbst und sie zu beurteilen, ist der Reichsfachschaft 
vorbehalten Die Heidelberger Einrichtung ist in ihrer 
Art auch nicht nachzubilden, weil sie aus besonderen 
Voraussetzungen organisch erwachsen ist. Worauf 
ich damit hin weisen wollte, ist etwas anderes: die ge-
samte deutsche Dol metscherschaft möge an diesem 
Bilde die freudige Überzeugung gewinnen, daß ihr 
hoher und verantwortungsvoller Beruf der ältesten 
Universität des Reiches in einem Teile ihres Organis-
mus neue und wahrhaftig gegenwärtige Aufgaben 
stellen konnte!
Die Wege, die zu diesem Berufe führen, können viel-
fältig sein in der Ausbildungsform, müssen einheitlich 
sein in der Erziehungsrichtung. Ihre Linie und ihr Ziel 
ist so eindeutig und unverrückbar wie die Stellung 
des Dolmetscherberufes selbst in unserer völkischen 
Lebensordnung. Seine tiefste Volksverpflich tung 
in Worte zu fassen hat uns vielleicht ein deutscher 
Rechts gelehrter ermöglicht, der zugleich ein Dichter 
war. Im Erlebnis dieser Kundgebung, im Anblick die-
ses Raumes ergreift uns die Mahnung Felix Dahns, die 
im Rathaus meiner sudetendeutschen Vaterstadt Eger 
eingemeißelt ist zur Erinnerung an die schweren er-
sten Tage des nationalen Sprachenkampfes:
Das höchste Gut des Mannes ist sein Volk,  
Das höchste Gut des Volkes ist sein Recht,  
Des Volkes Seele lebt in seiner Sprache.  
Dem Recht, dem Volk und seiner Sprache treu  
Fand uns der Tag,  
Wird jeder Tag uns finden!
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Zahl der reichsdeutschen kaufmännischen Studierenden 1926 bis 1935/36Diagramm 13 | 
Um die Konsistenz der Daten zu erhalten, wurde darauf verzichtet, die für das Sommersemester 1935 fehlenden Daten aus einer anderen Quelle zu ersetzen. Der Autor der 
zeitgenössischen Studie hielt die für das Sommersemester 1935 erhobenen Daten nur für »im beschränkten Umfange einwandfrei« und verzichtete auf deren Einarbei-
tung. Scheel: Stetige Abnahme. S. 834.
Studierende an der Staats- und 11.3 
Wirtschaftswissenschaftlichen 
Fakultät
Diagramme zur Studienfrequenz, 1934-194511.3.1 
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Diagramm 14 | Studierende mit Abschlussziel rer. pol. an der Universität Heidelberg (1931-1945)
Zahlen aus Erhebungen der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät und eigene Zählungen anhand der Studieren-
denverzeichnisse der Quästur, Anmerkungen zur Datengewinnung siehe Diagramm auf S. 474.
Diagramm 15 | Studierende mit Abschlussziel rer. oec. an der Universität Heidelberg (1933/34-1945)
Zahlen aus Erhebungen der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät und eigene Zählungen anhand der Studieren-
denverzeichnisse der Quästur, Anmerkungen zur Datengewinnung siehe S. 474.
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Diagramm 16 | Studentinnen der Betriebwirtschaftslehre, Deutsches Reich und Heidelberg (1931-1941)
Quelle: Datenhandbuch I. S. 166 [Deutsche/Preuss. Universitäten, zu den Modi der Datenerfassung siehe ebd. S. 154/155] u. 
Datenhandbuch II. S. 321 [Universität Heidelberg] Die Zahlen des Datenhandbuchs beruhen auf zwei durch das REM veröf-
fentlichten Statistiken, der »Deutschen Hochschulstatistik« (1935) und der zweibändigen »Zehnjahrestatistik des Hochschul-
besuchs« (1943). Zahlen ohne Gasthörer und beurlaubte Studenten, einschließlich der Ausländer im »Altreich« ohne Österreich 
und später eroberte Gebiete. Um die Datengrundlage möglichst kongruent zu halten, wurden für diese Aufstellungen aus-
schließlich Werte aus dem Datenhandbuch für die Staats- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät verwendet.
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Studentinnen und Studenten an der Ruprecht-Karls-Universität, Diagramm 17 | 
Heidelberg (1906-1941), Zahlen im Vergleich (oben)
Studentinnen und Studenten an der Ruprecht-Karls-Universität, Diagramm 18 | 
Heidelberg (1906-1941), Trends im Vergleich (unten)
Quelle: Datenhandbuch II. S. 317. Zu weiteren Anmerkungen zur Datengrundlage siehe vorhergehende Seite. Deutlich zu erken-
nen ist die von Sommer- zu Wintersemester deutlich schwankende Frequenz an der Universität Heidelberg bis 1933.
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Zahl der immatrikulierten Studenten, Sommersemester 1933
Hochschulen

























H.-H. Berlin 469 111 23,7% 255 14 5,5% 61 77 126,2%
H -H. Königsberg 301 2 0,7% 333 0 0,0% 40 0 0,0%
H-H. in Preußen 770 113 14,7% 588 14 2,4% 101 77 76,2%
H.-H. Leipzig 468 44 9,4% 105 0 0,0% 0 0  
H.-H. Mannheim 484 28 5,8% 77 0 0,0% 0 0  
H.-H. Nürnberg 197 10 5,1% 46 1 2,2% 0 0  
H.-H. im Reich 1919 195 10,2% 816 15 1,8% 101 77 76,2%
Wiso-Fak. Univ. Frankfurt 277 18 6,5% 141 0 0,0% 59 0 0,0%
Wiso-Fak. Univ. Köln 594 22 3,7% 306 0 0,0% 142 2 1,4%
Wiso-Fakultäten 871 40 4,6% 447 0 0,0% 201 2 1,0%
Wirtschaftswissenschaftl. 
Abt. T. H. München 166 8 4,8% 20 0 0,0% 0 0  
Insgesamt 2956 243 8,2% 1283 15 1,2% 302 79 26,2%
Zahl der immatrikulierten Studenten im ersten Hochschulsemester, Sommersemester 1933
Hochschulen


























H.-H. Berlin 71 22 31,0% 22 1 4,5% 20 27 135,0%
H -H. Königsberg 25 0 0,0% 31 0 0,0% 12 0 0,0%
H-H. in Preußen 96 22 22,9% 53 1 1,9% 32 27 84,4%
H.-H. Leipzig 60 2 3,3% 12 0 0,0% 0 0  
H.-H. Mannheim 59 2 3,4% 6 0 0,0% 0 0  
H.-H. Nürnberg 32 1 3,1% 9 0 0,0% 0 0  
H.-H. im Reich 247 27 10,9% 80 1 1,3% 32 27 84,4%
Wiso-Fak. Univ. Frankfurt 42 2 4,8% 16 0 0,0% 36 0 0,0%
Wiso-Fak. Univ. Köln 65 4 6,2% 19 0 0,0% 18 0 0,0%
Wiso-Fakultäten 107 6 5,6% 35 0 0,0% 54 0 0,0%
Wirtschaftswissenschaftl. 
Abt. T. H. München 13 1 7,7% 1 0 0,0% 0 0  
Insgesamt 367 34 9,3% 116 1 0,9% 86 27 31,4%
»Deutschstämmige« und »nichtdeutschstämmige« kaufmännische Studierende im Sommersemester Tabelle 13 | 
1933
Tabellenlayout und Abkürzungen wie im Original, prozentuale Anteile der »Nicht-Deutschstämmigen« ergänzt.




Aus der reichsbesten Arbeit der Volkswirte. In: Der Heidelberger Student vom 15.5.1937.
11.3.3 Reichsberufswettkämpfe
Reichsbeste Arbeit der Heidelberger Volkswirte, 193711.3.3.1 
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11.3.3.2 Arbeitspläne der Fachschaften 1934-1937/38
Fachschaft Arbeitsgemeinschaften
Anmerkung: Gleichgewertet wie der Besuch einer Arbeitsgruppe war in allen Semestern der Besuch des 





Der Beruf des Volkswirts im Dritten Reich. •
Die nationale Volkswirtschaft (Weltwirtschaft, Autarkie, freie Wirtschaft, gebundene Wirtschaft).  •
Wirtschaft und Bodenständigkeit (Auswirkungen der Mechanisierung und Gegenwirkung durch  •
organische Wirtschaftspolitik).
Das Finanzkapital. •
Der Wirtschaftskreislauf und die Wirtschaftsentwicklung •




Wesen und Grundsätze des Nationalsozialismus. •
Der Umbau in Staat und Wirtschaft durch den Nationalsozialismus. •
Arbeiter und Bauer (Ihre Bedeutung und Entwicklung im Wirtschaftlichen, Sozialen und Politischen). •




Der Betriebswirt in der Praxis. •
Der Betriebswirt bei der Neugestaltung der deutschen Wirtschaft. •
Die Warenverteilung in der nationalsozialistischen Wirtschaft. •
Die Bedeutung der Verkehrsbetriebe für die Umgestaltung der deutschen Binnenwirtschaft. •
Betriebsgrößen und Betriebsformen der Bankwirtschaft (nach den Ergebnissen der Bank-Enquete). •
Der Zusammenhang betriebswirtschaftlicher und rechtlicher Probleme der Wirtschaft. •
Die Wechselbeziehungen zwischen Volkswirtschaftslehre und Betriebswirtschaftslehre. •
Arbeit und Technik im Industriebetrieb. •
Zeitungswissenschaftler
(Mitglied der Fachschaft 
Zeitungswissenschaftler ist jeder 
Student, der mit dem Berufsziel 
des Journalisten oder Verlegers 
Zeitungskunde studiert.)
Zeitungswissenschaftliche Arbeitsgemeinschaft für Innenpolitik. •
Zeitungswissenschaftliche Arbeitsgemeinschaft für Außen-, Grenzland- und Wehrpolitik. •
Zeitungswissenschaftliche Arbeitsgemeinschaft für Kulturpolitik und Rundfunkforschung. •
Zeitungswissenschaftliche Arbeitsgemeinschaft für Pressekunde und Praxis. •
Zeitungswissenschaftliche Arbeitsgemeinschaft für ausländische Presse. •
Zusammen mit der Fachschaft Juristen: Recht und Presse. •
Alle Studierende In sämtliche Arbeitsgemeinschaften werden in Verbindung mit dem NSLB und der NSBO Vorträge über 




5 Staatswissenschaftler Auseinandersetzung des Nationalsozialismus mit der Volks wirtschaftslehre. • Das Problem der Bedarfsdeckung. •
Die soziale Frage. •
Wirtschaftsjournalismus (zusammen mit der Fachschaft Zeitungswissenschaftler). •
Der Betriebswirt in der Praxis. •
Die Aufgaben des Betriebswirtes bei der Neugestaltung der deutschen Wirtschaft. •
Führer und Gefolgschaft im Betriebe. •
Rentabilität und Gemeinnutz. •





offen für die Mitglieder der 
Fachabteilung Dolmetscher.)
Politische Propaganda. •
Film- und Theaterkritik (mit praktischen Übungen). •
Rundfunk (mit Gemeinschaftsempfang u. Besichtigungen). •
Gestalt und Aufgaben der Grenzlandspresse in der Westmark. •
Wirtschaftsjournalismus (in Verbindung mit der Fachschaft Staatswissenschaftler). •





Rechtsfragen des werktätigen Lebens. •
Rasse und Vererbung. •
Sozialismus und Arbeiterbewegung. •
Werden und Sein des »Bürgertums«. •
Kultur (insbesondere Literatur und Kunst). •
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Fachschaft Arbeitsgemeinschaften
Anmerkung: Gleichgewertet wie der Besuch einer Arbeitsgruppe war in allen Semestern der Besuch des 
»Collegium musicum« der Heidelberger Studentenschaft, bzw. der Studentenchor.
19
35
Staatswissenschaftler Gemeinnutz und Eigennutz und das Problem des sozialen Betriebsführers (gemeinsam mit  •
Jungarbeitern).
Agrarpolitische Arbeitsgemeinschaft. •
Arbeitsgemeinschaft über Wirtschaftsjournalismus (gemeinsam mit der Fachschaft  •
Zeitungswissenschaftler).
Sozialpolitische Arbeitsgemeinschaft. •





sind offen für Mitglieder der 
Fachabteilung Dolmetscher)
Film- und Theaterkritik (mit praktischen Übungen). •
Wirtschaftsjournalismus (gemeinsam mit der Fachschaft Staatswissenschaftler). •
Die Grenzlandpresse in der Westmark. •
Praktisch-journalistische Arbeitsgemeinschaft. •





Rechtsfragen des werktätigen Lebens. •
Rasse und Vererbung. •
Sozialismus und Arbeiterbewegung. •
Werden und Sein des »Bürgertums«. •




6 Staatswissenschaftler Bauernpolitik: Erzeugungsschlacht. • Die Arbeitsschlacht. •
Deutsche Volkswirtschaftslehre. •
Wirtschaftsjournalismus (gemeinsam mit der Fachabteilung Zeitungswissenschaftler). •
Neue Betriebswirtschaftslehre (Rentabilitätsprinzip). •
Nationalsozialistische Arbeitsordnung. •
Planung im Betrieb. •








sind offen für Mitglieder der 
Fachabteilung Dolmetscher)
Praktisch-journalistische Arbeitsgemeinschaft. •
Die Grenzlandpresse in der Westmark •
Film- und Theaterkritik (gemeinsam mit der Fachschaft Kulturwissenschaftler). •
Rundfunk (gemeinsam mit der Fachschaft Kulturwissenschaftler). •
Wirtschaftsjournalismus (gemeinsam mit der Fachschaft Staatswissenschaftler). •
Alle Studierende Arbeitsgemeinschaft zwischen Dozenten und Studenten »Die neue Hochschulerziehung«
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Fachschaft Arbeitsgemeinschaften
Anmerkung: Gleichgewertet wie der Besuch einer Arbeitsgruppe war in allen Semestern der Besuch des 









Finanzrecht (gemeinsam mit der Fachschaft Juristen). •
Wirtschaftspolitischer Einführungskurs für Dolmetscher. •
Außenpolitik. •
Rundfunk und Film als Mittel der Volksführung und Propaganda. •
Praktisch-journalistische Arbeitsgemeinschaft. •
Arbeitsgemeinschaft für Studentinnen: Die Volkswirtin in der sozialen Arbeit. •
Alle Studierende Arbeitsgemeinschaft zwischen Dozenten und Studenten »Die neue Hochschulerziehung«
Alle Studierende
(Dacharbeitsgemeinschaft 
für die verschiedenen 
geopolitischen Arbeitsgruppen)










Entwicklung des Staatsbegriffs. •
Die Einheit im Betrieb. •
Ausländische Presse. •
Kunst und Propaganda. •
Außenpolitik. •
Leistungsrechnung für Betriebsgemeinschaft. •
Arbeitsgemeinschaften für Studentinnen:  •
a) Frauenarbeit im Reichsnährstand 
b) Die Volkswirtin in der sozialen Arbeit.
Alle Studierende
(Dacharbeitsgemeinschaft für die 
verschiedenen geopolitischen 
Arbeitsgruppen)
Geopolitische Arbeitsgemeinschaft,  
Der ostdeutsche Raum.
Für alle weiblichen Studierenden Studentinnenarbeitsgruppe, 






Die Wirtschaftswissenschaften und der Vierjahresplan. •
Altstoffverwertung. •
Vergleichende Untersuchungen über Weltanschauung, Inhalt und Stil der deutschen Theaterkritik in der  •
Nachkriegszeit.
Englische und französische Presse. •
Journalismus und Kultur. •
Praktische journalistische Arbeitsgemeinschaft. •
Außenpolitik. •
Sozialer Umbruch in Amerika und Japan. •
Alle Studierende
(Dacharbeitsgemeinschaft für die 
verschiedenen geopolitischen 
Arbeitsgruppen)




Anmerkung: Gleichgewertet wie der Besuch einer Arbeitsgruppe war in allen Semestern der Besuch des 




8 Staatswissenschaftler Wirtschaft und Sozialismus. • Der Vierjahresplanbetrieb. •
Betrieb und Wirtschaft. •
Praktisch-journalistische Arbeitsgemeinschaft. •
Untersuchungen über Kunstkritik. •
Außenpolitik. •
Verhältnis Faschismus – Nationalsozialismus. •
Wirtschaftliche Kolonialprobleme. •
Alle Studierende
(Dacharbeitsgemeinschaft für die 
verschiedenen geopolitischen 
Arbeitsgruppen)
Geopolitische Arbeitsgemeinschaft,  
Der saarpfälzische Raum.
11.4 Stadtplan mit 
Universitätseinrichtungen, 1936
Pressestelle der Universität Heidelberg (Hrsg.): Die Universität Heidelberg. Ein Wegweiser durch ihre wissenschaftli-
chen Anstalten, Institute und Kliniken. Heidelberg 1936 [Modifiziert: Leicht beschnitten, rote Punkte zur Kennzeich-




Ao. Professor Außerordentlicher Professor
AOG »Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit«, kurz »Arbeitsordnungsgesetz«, vom 20.1.1934
AWG Alfred-Weber-Gesamtausgabe (siehe Quellenverzeichnis S. 718)
MKU Badisches Ministerium für Kultus und Unterricht
BA Bundesarchiv (siehe Quellenverzeichnis S. 716)
BBG Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums
BDC Berlin-Document-Center/Akten im Bundesarchiv Lichterfelde (siehe Quellenverzeichnis S. 716)
BNSDJ Bund Nationalsozialistischer Deutscher Juristen (hierin enthalten die 
Unterfachgruppe Wirtschaftswissenschaftliche Hochschullehrer)
CIC Counter Intelligence Corps, 1941/42-65, Organisation des amerikanischen Heeres 
für militärische Abwehrfragen (Gegenspionage, Überwachung u.a.)
Dekan Soweit nicht genauer spezifiziert: Dekan der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen 
Fakultät der Universität Heidelberg (Aufstellung der Dekane der Fakultät siehe S. 102)
DZV Deutscher Zeitungswissenschaftlicher Verband
DurchfgV Durchführungsverordnung




GWBeamt. Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums
HonProf Honorarprofessor
IHK Industrie- und Handelskammer
InSoSta zeitgenöss. Abkürzung: Institut für Sozial- und Staatswissenschaften




MGO Military Government 
MKU Badischer Minister des Kultus, des Unterrichts und der Justiz, nach 1945 
Kultusminister Baden-Württemberg; bzw. Badisches Ministerium für Kultus, 
Unterricht und Justiz, nach 1945 Kultusministerium Baden-Württemberg
N.N. Nomen nescio, d.h. Namen unbekannt 
NSBO Nationalsozialistische Betriebszellenorganisation
NSDDB Nationalsozialistischer Deutscher Dozentenbund
Abkürzungsverzeichnis11.5 
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OEED Organisation for European Economic Cooperation, Vorgängerorganisation der 
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD)




Pg Parteigenosse (hier: Mitglied in der NSDAP)
RAF Royal Air Force
RBWK Reichsberufswettkampf, ursprünglich: Reichsleistungskampf (DAF/Reichsstudentenführung)
Rektor Soweit nicht genauer spezifiziert: Rektor der Universität 
Heidelberg (Aufstellung der Rektoren siehe S. 99)
REM Reichswissenschaftsministerium, zeitgen.: RfWEV, 
Reichsminister für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung
RfD Reichsarbeitsgemeinschaft für das Dolmetscherwesen
RMF Reichsminister(ium) der Finanzen
RGBl. Reichsgesetzblatt
RNZ Rhein Neckar Zeitung (Heidelberg)
RLM Reichsluftfahrtministerium
RMdI Reichsminister/Reichsministerium des Innern
RMfVuP Reichsministerium für Propaganda und Volksaufklärung
RVZV Reichsverband der deutschen Verleger (ab 1936, zuvor: Verein Deutscher Zeitungsverleger, siehe VDZV)
RWM Reichswirtschaftsminister(ium)
SS Schutzstaffel der NSDAP
SoSe [Jahr] Sommersemester mit Jahr
UA HD Universitätsarchiv Heidelberg (siehe Quellenverzeichnis S. 712)




VVZ Vorlesungsverzeichnis/Personalverzeichnis der Universität Heidelberg
VDZV Verein Deutscher Zeitungsverleger (bis 1936, dann: Reichsverband der deutschen Verleger, siehe RVZV)
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Quellen- und  12. 
Literatur verzeichnis
12
Quellen- und  
Literatur verzeichnis
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Bezeichnung in zweiter Spalte der 
Beschriftung des Aktendeckels ent-




Hochschulkommission der NSDAP, 
1934-1937
H-VI-019 Beziehungen zum Ausland, 
zur ausl. Presse, Besuchern, 
Emigranten etc., 1934-1938
H-VI-028 Beziehungen zur Deutschen 
Arbeitsfront, 1940-42
H-VI-049 Tagungen, Wiss. Kongresse im 
Ausland, Kongreß-Zentrale, 
1934-1938 
H-VI-060/2 Gesamtplanung der Universität 
(„Friedensprogramm“), 1940
H-VI-121 Handelshochschule Mannheim, 
Institut für Warenkunde, 
Jahresbericht 1932/33, 1933
H-VI-129/1 Handelshochschule Mannheim, 
Dolmetscher-Institut, Wiss. 
Personal, Bl. 1-70, 1931-1932
H-VI-200/1 Verlegung der Handelshochschule 
Mannheim nach Heidelberg 
und Einrichtung einer 
Wirtschaftswissenschaftlichen 
Fakultät, 1933-1936
H-VI-200/2 Die Fakultät im neuen Europa, 
Wirtschaftsplanung, 1942 
H-VI-200/3 Auflösung der Fakultät 
und Gründung der 
Wirtschaftshochschule Mannheim, 
1945-1951
H-VI-201 Fakultätssitzungen (z. T. mit 
Protokollen), 1934-1944 




Mitteilungen der Stawi-Fak. Nr. 
1-8, 1939-1942
H-VI-219/2 Allgemeine Verfügungen 
H-VI-330 NS-Dozentenbund (NSDDB) u.a. 
Dozentenorganisationen,  
1934-1937 
H-VI-334 Lehrberechtigung (Entziehung, 
Beurlaubung, Altersgrenze), 
1935-1938




H-VI-360 Assistenten, Allgemeines, 
Assistentenordnung, 1934-1944, 
darin: Bad. Assistentenordnung 
vom 29. Sept. 1938
H-VI-500 Vorlesungsverzeichnis, 1934-1943
H-VI-506/1 Vorträge über organ. 
Betriebsführung, Mitteilungen 
Dinta, 1934-1935
H-VI-508/2 Erteilung von Lehraufträgen, 
1934-1945
H-VI-524 Warenkunde, 1936
H-VI-526 Wirtschaftspädagogik, a) 
Lehrauftragsvergütung, b) Hon. 
Prof. Dr. Maltheur
H-VI-528 Zeitungswissenschaft, 1935
H-VI-530 Wehrwirtschaftliche Übungen, 
1935
H-VI-537 Fremdsprachen –Unterricht, 
1942-1945
H-VI-540 Schaffung und Besetzung von 
Lehrstühlen, 1934-1942
H-VI-550 Anträge für neue Ordinariate, 
1939-1944
H-VI-551 Nachfolge Brinkmann, Lehrstuhl 
für Volkswirtschaft, 1942
H-VI-551 Nachfolge Brinkmann, Lehrstuhl 
für Volkswirtschaftslehre, 1942
H-VI-552/1 Besetzung des 2. 
betriebswirtschaftlichen 
Lehrstuhls, 1934-1936
H-VI-552/2 Schaffung eines weiteren 
betriebsw. Lehrstuhls, Sandig, Curt, 
1936-1942
H-VI-552/3 Besetzung des ordentl. Lehrstuhls 
für Betriebswirtschaftslehre, 
Vertretung, Nachfolge Prof. 
Sommerfeld, 1939-1940
H-VI-600 Institute, Allgemeines, 
Haushaltssachen, 1938-1944
H-VI-612 Institut für Sozial- und 
Staatswissenschaften, Assistenten 
und a. Personal, 1935-1947
H-VI-622 Betriebswirtschaftliches Institut, 
Assistenten und Personal, 1934-
1947
H-VI-630 Institut für Volkswirtschaftslehre 
und Statistik, Allgemeines, 1940
H-VI-632 Institut für Volkswirtschaftslehre 
und Statistik, Assistenten und a. 
Personal, 1935-1947
H-VI-640 Institut für Zeitungswissenschaft, 
Allgemeines, (1926) 1934-1940
H-VI-642/1 Institut für Zeitungswissenschaft, 
Leiter (Prof. Dr. Hans Hermann 
Adler), 1934-1943
H-VI-642/2 Institut für Zeitungswissenschaft, 
Personal, (1927), 1935-1944
H-VI-652 Institut für Rohstoff- und 
Warenkunde, Assistenten und a. 
Personal, 1933-1943
H-VI-662 Errichtung eines geopolitischen 
Instituts (nicht ausgeführt), 
1936-1937
H-VI-665 Institut für Betriebswirtschaft des 
Fremdenverkehrs, Falk, Rudolf, 
1939-1946
H-VI-666 Institut für Luftfahrtforschung, 
1941-1944
H-VI-667 Institut für Weltpost- und 
Weltnachrichtenwesen, 1941-1943
H-VI-668 Institut für Großraumwirtschaft, 
1941-1946 
H-VI-669 Arbeitsgemeinschaft für 
Landesplanung und Siedlung 
(Raumforschung), 1934-1938 
H-VI-680 Dolmetscher-Institut, Allgemeines, 
Leitung, Bl. 1-157, 1934-1944
H-VI-682/1 Dolmetscher-Institut, Spanische 
Abteilung, Assistenz, 1935-1944
H-VI-682/2 Dolmetscher-Institut, Englische 
Abteilung, Leitung und Assistenz, 
1936-1945
H-VI-682/3 Dolmetscher-Institut, Russische 
Abteilung, Assistenz 1937-45; 
Schwedische Abteilung, Assistenz 
1940-44; Unterricht in Japanisch 
1936-41, Rumänisch 1939-41, 
Polnisch, Deutsch, Kroatisch, 
Bulgarisch 1939-43, Portugiesisch 
1940-43, Holländisch 1941-44; 
1936-1945
H-VI-682/4 Dolmetscher-Institut, Französische 
Abteilung, Leitung und Assistenz, 
1937-1940















Akten der Staats- und Wirtschaftswissenschaftlichen 12.1.1.1 
Fakultät (Signatur H-VI)
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H-VI-813 Zulassung von Nichtariern, 1937
H-VI-846 Entziehung akademischer Grade, 
1936
H-VI-850/1 Verzeichnis der Promotionen 
an der Handelshochschule 
Mannheim und an der Staats- und 
Wirtschaftswissenschaftlichen 
Fakultät 1931-1938 (mit 
Nachträgen bis 1945)
H-VI-850/2 Promotionswesen, Allgemeines, 
1933-1941
H-VI-850/3 Meldungen zum Dr. rer. pol. – 
a[lte] O[rdnung], 1934-1938
H-VI-850/4 Anlagen zu den Promotionsakten
H-VI-852 Promotionsakten A-Z
H-VI-853 Dissertationen, Allgemeines, 
Auskünfte, Tausch, 1935-1943
H-VI-856 Auskünfte über Promotionen, 
1936-1943
H-VI-859 Ehrenpromotionen, 1935-1944







b) Diplom-Volkswirte, (1929) 
1934-1938
H-VI-870/4 Prüfungsordnung für Diplom-
Volkswirte, -Kaufleute und 
–Handelslehrer (vom 24.3.1937), 
1935-1940
H-VI-871 Zusammensetzung des 
Prüfungsausschusses, 1934-1941
H-VI-872/1 Studentenzahlen
H-VI-872/2 Zulassung zu Prüfungen, 
Allgemeines, Auskünfte
H-VI-875/1 Diplomarbeiten, 1934-1947
H-VI-876/2 Betriebstechn. Klausurprüfung, 
1934-1943
H-VI-891/1 Habilitation Dr. Josef Ammelounx, 
1937-1943
H-VI-891/2 Dozentenlehrprobe des Dr. rer. 
pol. habil. Walther Herrmann, 
1936-1937
H-VI-891/3 Habilitationsgesuch Dr. rer. oec. 
Rudolf Hug, 1938-39, 1946
H-VI-891/4 Habilitation Dr. Ernst Herbert 
Lehmann, 1935-1938
H-VI-891/5 Habilitation Dr. rer. pol. Andreas 
Pfenning und Lehrprobe, 1938-
1939
H-VI-891/6 Habilitation Dr. rer. pol. Albert 
Prinzing und Lehrprobe, 1937-
1939
H-VI-891/7 Habilitation Dr. Hans Rheinheimer, 
1934-1935
H-VI-891/8 Habilitation Franz Alfred Six, 
1936-1939
H-VI-891/9 Habilitationswesen, Einzelfälle
H-VI-900 Akademische Vorschriften, 
Strafordnung, 1934-1935
H-VI-905 Auskünfte über Studierende, 
1935-1945
H-VI-908 Liste (chronologisch) und 
Schriftwechsel mit den 




H-VI-944 Rundbriefe der Heidelberger 
Kameradschaft junger 
Wirtschaftswissenschaftler, 1937
B-0704/1 Feierlichkeiten, Besuch des 
Reichsministers Dr. Frank in 
Heidelberg, 1942
B-0726/1 Reichsministerium für 
Wissenschaft, Erziehung und 
Volksbildung, 1934-1944
B-0862/1 Kriegssachen, UK-Stellungen, 1939
B-0862/2 Kriegssachen, UK-Stellungen, 
1940-1944
B-0862/3 Diener und Dienste, Meldungen 
über Wehrdienstverhältnis, 
UK-Stellung usw. der bei der 
Universität Beschäftigten, 1942/43
B-1005/2 Gesamtplanung für den Ausbau 
der Universität, Sofortprogramm, 
Lehrstühle, 1940-1941
B-1015/2 Die Organisation der Universität, 
Erhaltung und Ausbau der 
Universität, Schutz der Bezeichnung 
„Hochschule“, Semesterdauer, 
Verwaltungsvereinfachung, 
Einflüsse der Politik auf die 
Hochschule, 1938-1946
B-1015/3 Andreas, Willy, Denkschrift zur neu 
erlassenen Hochschul-Verordnung 
1933, 1933
B-1015/4a Staatsverfassung, Nationale 
Revolution, 1933 (I), (soweit nicht 
in Einzelakten geheftet), 1933
B-1070/1 HH MA, Vorakten, 1919-1933
B-1070/2 1933 Vereinigung der HH MA mit 
der Uni HD; 1946 Wiedererrichtung 
der HH (Wirtschaftshochschule) 
B-1070/3 Allgemeines, 1933 Vereinigung 
der HH MA mit der Uni HD; 
1946 Wiedererrichtung der HH 
(Wirtschaftshochschule); 1940-
1951
B-1071/1 Übernahme der HH MA II, hier: 
Übernahme der Dozenten, 
Assistenten und Beamten, 
Verhandlungen wg. Lehraufträgen, 
soweit nicht Einzelakten, Bl. 1-113, 
1933-1944
B-1071/2 Übernahme der HH MA II, hier: 
Übernahme der Dozenten, 
Assistenten und Beamten, 
Verhandlungen wg. Lehraufträgen, 
Bl. 1-113, 1933-1944
B-1266/3a Engerer Senat, Sitzungsprotokolle, 
1931-1933
Akten des Rektorats (Signatur B)12.1.1.2 
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Engerer Senat, Sitzungsprotokolle, 
1945-1947, Kopien
B-1523/5 550-Jahr-Feier, Ehrenpromotionen, 
Vorschläge der Fakultäten
B-1580/1 Allgemeines, Errichtung einer 
Wirtschaftswissenschaftlichen 
Fakultät, 1934-1935






B-2102 Generalia Bücher, Die Herausgabe 
von Reden der Universität 
Heidelberg, 1927/41
B-3026/4a Diener und Dienste, 
Aufrechterhaltung der 
Sicherheit und Ordnung 
und Wiederherstellung des 
Berufsbeamtentums, April 1933
B-3026/4b Aufrechterhaltung der 
Sicherheit und Ordnung 
und Wiederherstellung des 
Berufsbeamtentums, Bl. 103-222, 
Mai-Sept. 1933
B-3026/5 Diener und Dienste, 
Aufrechterhaltung der 
Sicherheit und Ordnung 
und Wiederherstellung des 
Berufsbeamtentums, Oktober 
1933-Januar 1941
B-3027/2 Universität Heidelberg, Diener 
und Dienste, Zugehörigkeit der 
Dozenten und Beamten zur NSDAP, 
1935-1940
B-3027/3 Generalia, Diener und Dienste, 
Zugehörigkeit von Beamten zu 




Fragebogen zur Entnazifizierung 
von A-Z, Diener und Dienste
B-3029/12 Landesverwaltung Baden,  
Entlassungen betreffend 
Entlastungsbescheinigungen
B-3029/13 Universität Heidelberg, Diener 
und Dienste I, Entlassungen durch 
Militärregierung, 1945 – 1946 Febr.
B-3029/18 Universität Heidelberg, Vorgänge 
unter Naziregime, Ausmerzeaktion




B-6680/2 Institut für Sozial- und 
Staatswissenschaften, Allgemeines, 
Aversum, Direktion, Schenkungen, 
1930-1945
B-6681/1 Institute – Institut für Sozial- 
und Staatswissenschaften, 
Assistentenstellen, 1930-1938
B-6681/2 Institute – Institut für Sozial- 
und Staatswissenschaften, 
Assistentenstellen, 1939-1947
B-6683/3 Institute – Institut für 
Zeitungswesen (ab 1948: Institut 
für Publizistik), Allgemeines 
Aversum, Direktion, Schenkungen, 
1933-1938
B-6683/4 Institute – Institut für 
Zeitungswesen (ab 1948: Institut 
für Publizistik), Allgemeines 
Aversum, Direktion, Schenkungen, 
1939-1950
B-6692/1 Institute – Institut für 
Volkswirtschaft und Statistik, 
Allgemeines, Aversum, 1933-1947
B-6692/2 Institute – Institut für 
Volkswirtschaft und Statistik, 
Volkswirtschaftliches Seminar, 
Wissen. Assistenten, 1934-1939
B-6692/3 Institut für Volkswirtschaft und 
Statistik, Wissen. Assistenten, 
1940-1947
B-6693/1 Institute, Institut für 
Großraumwirtschaft, 1941-1946, 
1953
B-6694/1 Institute, Institut für 
Betriebswirtschaftslehre des 
Fremdenverkehrs, 1941-1943
B-6694/2 Institut für Betriebswirtschaftslehre 
des Fremdenverkehrs, 1944-1948
B-6695/5 Institute, Dolmetscher-Institut, 
Allgemeines, Aversum (II), Bl. 
1-185, 1937-1943
B-6695/6 Institute, Dolmetscher-Institut, 
Allgemeines, Aversum (III), Bl. 
1-127, 1943-1946
B-7750 Lehrstellen, Lehrstühle 
in der Staats- und 
Wirtschaftswissenschaftlichen 
Fakultät, 1941/43
B-7756/2 Studien, Meldung von 
Doktordissertationen 
u. Diplomarbeiten über 
Planungswissenschaft, 1935/36




B-8016/2 Numerus clausus für Nichtarier, Bl. 
1-61, 1933-1943
B-8018/1 Nichtarier, Immatrikulation und 
namentliche Verzeichnisse ab 
Sommersemester 1933, 1933-1937
B-8018/2 Deutsche Nichtarier, 
Immatrikulation ab Wintersemester 
1937/38, 1937-1944
B-8018/3 Zulassung von Mischlingen zum 
Studium, Allgemeines, 1933-1944
B-8031/3 Immatrikulation von 
Volksdeutschen, Immatrikulation 
abgelehnt
B-8035/6 Liste der Fernimmatrikulationen, 
1943
B-8103 Mitwirkung nichtarischer Dozenten 
bei Prüfungskommissionen, Bl. 
1-44, 1934-1935
B-8104 Zulassung nichtarischer 
Studierender zur Promotion und zu 
Staatsprüfungen, auch Zulassung 
zu Vorlesungen und Übungen, Bl. 
1-43, 1934-1937
B-8315 Polizei, Studentenschaft, SA-
Hochschulamt und SA Dienst 
allgem., 1933-1940
B-8903/1 Liste der Disziplinarfälle bis 1945
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Personalakten (Signatur PA)12.1.1.3 
PA 266, PA 267, PA 272, PA 278, PA 280, PA 282, PA 283, PA 287, PA 291, PA 292, PA 293, 
PA 297, PA 302, PA 324, PA 371, PA 462, PA 641, PA 649, PA 667, PA 671, PA 765, PA 797, 
PA 3121, PA 3159, PA 3246, PA 3276, PA 3318, PA 3352, PA 3352, PA 3449, PA 3450, PA 3530, 
PA 3541, PA 3614, PA 3708, PA 3773, PA 3776, PA 4373, PA 4687, PA 4843, PA 4930, PA 4948, 
PA 5028, PA 5066, PA 5068, PA 5076, PA 5083, PA 5146, PA 5169, PA 5296, PA 5358, PA 5483, 
PA 5488, PA 5581, PA 5583, PA 5716, PA 5819, PA 5912, PA 5935, PA 6079, PA 6080, PA 6089, 
PA 6197, PA 6245, PA 6246, PA 6295, PA 6308
Weitere Aktenbestände im Universitätsarchiv Heidelberg12.1.1.4 
Studierendenakten•	
Disziplinarakten•	
Akten der Philosophischen Fakultät (Signatur H-IV)  •	
H-IV-757/33, H-IV-757/35, H-IV-757/36
Akten der Juristischen Fakultät (Signatur (H-II) •	
H-II-086/3
Repertorien (Signatur REP) •	
REP 10/14, REP 10/79, 
REP 13/57, REP 13/70, 
REP 38/7, REP 38/8, REP 38/12, REP 38/13, REP 38/15
12.1.2 Generallandesarchiv Karlsruhe (GLA KA)
Akten zur Universität Heidelberg •	
235-2538, 235-3231, 235-3278, 235-3279, 235-3296, 235-3820, 235-3826, 235-3827, 
235-29821, 235-29853, 235-29904, 235-29958, 235-30030, 235-30034, 235-30035, 
235-30040, 235-30081, 235-30891, 466-20606, 466-20780
Akten zu den Spruchkammerverfahren •	
465a-59-3-2931, 465a-59-1-13522a, 465a-59-1-11-54, 465a-59-9-1838, 465a-59-2-
5081, 465a-59-3-7911, 465a-59-23-848, 465a-59-1-11379, 465a-59-3-8064
12.1.3 Universitätsarchiv Mannheim (UA MA)
Akten zur Handelshochschule Mannheim,  •	
Zeitungsausschnittsammlung zur Verlegung  
Karton Nr. A 1 9/3, A 2 1/1, B 2 11/1, B 2 15/1, B 3 3/5
Akten zur Wirtschaftshochschule Mannheim (Karton •	
Karton Nr. B 2 11/2, B 4 11/1, B 4 11/8, B 4 11/9, B 4 12/3
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Universitätsarchiv HU Berlin12.1.4 
PA Brinkmann•	
Akten der Juristischen Fakultät •	
Jur. Fak. 20
12.1.5 Bundesarchiv Berlin-Lichterfelde (BA/BDC)
Signatur R 4901 (früher Signatur R 21) •	
R 4901-13152, R 4901-13161, R 4901-13438, R 4901-13442, R 4901-13443, R 4901-
13444, R 4901-13445, R 4901-14257, R 4901-13892, R 4901-13894, R 4901-13895, 
R 4901-13931, R 4901-13939, R 4901-13980, R 4901-14003, R 4901-14084, R 4901-
14256, R 4901-14257
Signatur R 21 •	
R 21-893 (noch ohne neue Signatur)
Reichserziehungsministerium Personalakten •	
REM W/P J 21 A 54; REM W/P Sch 277; REM W/P W 425 A-113; REM PA Adler, Hans; 
REM PA Fischbeck, Kurt; W/P R 376 PA Rittig, Gisbert
Reichschrifttumskammer  •	
Lehmann, Ernst Herbert
Berlin Document Center, Akten der Parteikanzlei •	
BDC PA Rittig, Gisbert, 3.3.04; BDC PK Ammelounx, Dr. Josef, 19.12.98; BDC PK Böt-
ticher, Eduard 29.12.99; BDC PK Fick, Harald 13.07.04; BDC PK Gabler, Fritz 9.12.76; 
BDC PK Henzler, Reinhold 18.10.02; BDC PK Hövel, Paul 31.08.04; BDC PK Lehmann, 
Ernst Herbert 17.01.08; BDC PK Mackenroth, Gerhard 14.10.03; BDC PK Preiser, Erich 
29.08.00; BDC PK Prinzing, Albert, 17.2.11; BDC PK Rath, Klaus Wilhelm 10.05.02; BDC 
PK Reuther, Otto 21.03.90; BDC PK Rößle, Karl 01.04.93; BDC PK Scheel, Gustav Adolf 
22.11.07; BDC PK Sommerfeld, Heinrich 09.07.84; BDC PK Thoms, Dr. Walter, 16.8.99; 
BDC PK Walb, Ernst 26.09.80; BDC PK Weippert, Georg 10.02.89; BDC PK Wendt, Sieg-
fried, 5.11.01.
Berlin Document Center, Akten des Reichserziehungsministeriums •	
BDC REM Groh, Wilhelm 13.08.90; BDC REM W 45/2 Rath, Klaus Wilhelm 10.05.02; 
BDC REM W 50/3 Weippert, Georg 10.02.99; BDC REM W 50/3 Wendt, Siegfried, 
5.11.01.
SS-Führerpersonalakten, Mikrofiche  •	
SSO Film 394 - A, Film 386
Stadtarchiv Mannheim (StA MA)12.1.6 
Mikrofiche im Stadtarchiv Mannheim •	
GLA KA 465C/55 (Kreisleitung der NSDAP in Mannheim)
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Stadtarchiv Augsburg (StA Aug)12.1.7 
Akten zum Spruchkammerverfahren •	
Spruchkammer Sonthofen, Meldebogen B 3470, Brinkmann, Carl
Weitere Quellen12.1.8 
Schütz-Sevin, Barbara: Nacht über Heidelberg. 1940. Ungedrucktes Typoskript, Ein-•	
sendung zum Wettbewerb »Germany before and after 1933« der Harvard University, 
Kopie des Typoskripts beim Autor. Vgl. zum Text Nellen/Giovannini: »Nacht über 
Heidelberg«.
Interview mit Dr. Paul Herrmann, Heidelberg, am 12.3.2002•	




550 Jahre [Ehrenpromotionen] | Zwischen den 
Völkern. 550 Jahre Universität Heidelberg. In: 
Hochschule und Ausland 14 (1936)/8. S. 752-756.
A
Absolventen des Dolmetscher-Instituts | Aus 
der Berufspraxis: Wo sind die Absolventen 
des Dolmetscher-Instituts berufstätig? In: 
Mitteilungen des Dolmetscher-Instituts der 
Universität Heidelberg 2 (1936)/Januar. S. 10-13.
Adler: Erziehung | Adler, Hans Hermann: Erziehung 
zum Dolmetscher- und Übersetzerberuf, Auszug 
aus der Rede Dr. Hans Hermann Adlers. In: Mittei-
lungen der Reichsfachschaft für das Dolmetscher-
wesen in der Deutschen Rechtsfront 6 (1937). 
S. 5-6 [vollständig im Anhang abgedruckt, S. 694].
Adler: Fremdsprachen | Adler, Hans Her-
mann: Fremdsprachen und Auslandskunde 
in der Zeitungspraxis. In: Mitteilungen 
des Dolmetscher-Instituts der Universität 
Heidelberg 2 (1936)/Februar. S. 1-2.
Adler: Gesicht | Adler, Hans Hermann: Das Gesicht 
der deutschen Universität – Heidelberg. In: 
Hochschule und Ausland 13 (1935)/11. S. 48-55.
Adler: Heidelberg und Ausland | Adler, Hans 
Hermann: Heidelberg und das Ausland. In: 
Volk im Werden 4 (1936). S. 404-406.
Adler: Heimatzeitungen | Adler, Hans Her-
mann: Heimatzeitungen – Der Begriff und 
seine Wandlungen. In: Heide, Walther (Hrsg.): 
Handbuch der Zeitungswissenschaft. Band 
1.2, Lieferung Griechenland - Kommunistische 
Presse. Leipzig 1942. Sp. 1662-1666.
Adler: Universität | Adler, Hans Hermann: Die 
Universität in Stadt und Landschaft. In: Pres-
sestelle der Universität Heidelberg (Hrsg.): Die 
Universität Heidelberg. Ein Wegweiser durch 
ihre wissenschaftlichen Anstalten, Institute 
und Kliniken. Heidelberg 1936. S. 15-24.
Adler: Volksdeutsche Fragen | Adler, Hans 
Hermann: Volksdeutsche Fragen in der reichsdeut-
schen Presse. Vortrag in der Arbeitsgemeinschaft 
deutscher Zeitungen und Zeitschriften im 
Rahmen der Jahrestagung 1938 des Deutschen 
Ausland-Instituts in Stuttgart. Stuttgart 1938.
Adler: Zeitungswissenschaft und Fakultät | 
Adler, Hans Hermann: Zeitungswissenschaft 
und Fakultät. In: Zeitungswissenschaftliche 
Vereinigung Heidelberg e.V. (Hrsg.): Beiträge zur 
nationalsozialistischen Zeitungswissenschaft. 
Sonderheft des Deutschen Zeitungswissenschaft-
lichen Verbandes zu seiner Semestertagung 
vom 17.-19. Mai 1935 in Heidelberg, bearbeitet 
von Karl Rau. Heidelberg 1935. S. 5-8.
Adler: Zum Geleit | Adler, Hans Hermann: Zum Ge-
leit! In: Mitteilungen des Dolmetscher-Instituts der 
Universität Heidelberg 1 (1935)/Dezember. S. 1.
Ämter, Abkürzungen, Aktionen | Boberach, Heinz; 
Thommes, Rolf und Weiß, Hermann (Hrsg.): Ämter, 
Abkürzungen, Aktionen des NS-Staates. Hand-
buch für die Benutzung von Quellen der national-
sozialistischen Zeit, Amtsbezeichnungen, Ränge 
und Verwaltungsgliederungen, Abkürzungen und 
nichtmilitärische Tarnbezeichnungen, Auftrag-
geber Institut für Zeitgeschichte (Texte und 
Materialien zur Zeitgeschichte 5). München 1997.
Ämterbesetzung u. volkswirtschaftliche Arbeits-
gemeinschaften  | Aus Studentenschaft und 
Fachschaft: Ämterbesetzung, volkswirtschaftliche 
Arbeitsgemeinschaften für Dolmetscher. In: 
Mitteilungen des Dolmetscher-Instituts der 
Universität Heidelberg 2 (1936)/Januar. S. 14.
Ammelounx: Deutsche Wissenschaft | Ammelounx, 
Josef: Deutsche Wissenschaft auf dem Wege. In: 
Deutschlands Erneuerung 27 (1943). S. 2-13.
Ammelounx: Rössle und Vleugels | Ammelounx, 
Josef: Rössle und Vleugels (Eine Parallele). In: 
Rundbrief der Heidelberger Kameradschaft junger 
Wirtschaftswissenschaftler 2 (1937)/4. S. 21-23.
Anrich: Grenzfestungen | Anrich, Ernst: 
Universitäten als geistige Grenzfestungen 
(Kulturpolitische Schriftenreihe 6). Stuttgart 1936.
Arbeitsgemeinschaften 1934 | Plan der Arbeits-
gemeinschaften im Sommer-Semester 1934. 
In: Studentenschaft der Universität Heidelberg 
(Hrsg.): Studentenführer der Universität Heidel-
berg für das Sommerhalbjahr 1934. 2. Jahrgang, 
bearbeitet von F. A. Six. Heidelberg 1934. S. 19-22.
Arbeitsgemeinschaften 1934/35 | Plan 
der Arbeitsgemeinschaften im Winter-
Semester 1934-35. In: Studentenschaft der 
Universität Heidelberg (Hrsg.): Studentenführer 
der Universität Heidelberg für das Winter-
halbjahr 1934/35. 2. Jahrgang, bearbeitet von 
Rudolf Müller. Heidelberg 1934. S. 28-31.
719
Arnhold: Betriebsführer | Arnhold, Karl: Der 
Betriebsführer und sein Betrieb. Gedanken 
zum nationalsozialistischen Musterbetrieb 
(Schriften der Lehrmittelzentrale des Amtes 
für Berufserziehung u. Betriebsführung der 
Deutschen Arbeitsfront. Berlin 1937.
Arnhold: Deutscher Betrieb | Arnhold, Karl: Der 
Deutsche Betrieb. Aufgaben und Ziele national-
sozialistischer Betriebsführung. Leipzig 1939.
Aufermann: Steuerlehre | Aufermann, Erich: 
Zur Pflege der betriebswirtschaftlichen Steu-
erlehre an den Hochschulen. In: Der praktische 
Betriebswirt 10 (1942)/Okt. S. 360-365.
Aufstellung der Hochschularbeitsgemeinschaften | 
Aufstellung der Hochschularbeitsgemeinschaften, 
ihrer Leiter und Stellvertreter. In: Raumfor-
schung und Raumordnung 6 (1942). S. 231.
Aus Studentenschaft und Fachschaft | Aus 
Studentenschaft und Fachschaft. In: Mitteilun-
gen des Dolmetscher-Instituts der Universität 
Heidelberg 1 (1935)/Dezember. S. 15.
AWG 5 | Weber, Alfred: Schriften zur Wirt-
schafts- und Sozialpolitik (1897-1932). 
Herausgegeben von Hans G. Nutzinger (Alfred 
Weber-Gesamtausgabe 5). Marburg 2001.
AWG 7 | Weber, Alfred: Politische Theorie und 
Tagespolitik (1903-1933). Herausgegeben 
von Eberhard Demm unter Mitwirkung 
von Nathalie Chamba (Alfred Weber-
Gesamtausgabe 7). Marburg 1999.
AWG 8 | Weber, Alfred: Schriften zur Kul-
tur- und Geschichtssoziologie (1906-1958). 
Herausgegeben von Richard Bräu (Alfred 
Weber-Gesamtausgabe 8). Marburg 2000.
AWG 9 | Weber, Alfred: Politik im Nachkriegs-
deutschland. Herausgegeben von Eberhard 
Demm unter Mitwirkung von Nathalie Chamba 
(Alfred Weber-Gesamtausgabe 9). Marburg 2001.
AWG 10.1 | Weber, Alfred: Ausgewählter 
Briefwechsel. Herausgegeben von Eberhard 
Demm und Hartmut Soell unter Mitwirkung 
von Nathalie Chamba (Alfred Weber-Gesamt-
ausgabe 10, Erster Halbband). Marburg 2001.
Axmann: Reichsberufswettkampf | Axmann, 
Artur: Der Reichsberufswettkampf. Berlin 1938.
B
Baeumler: Politischer Student | Baeumler, 
Alfred: Der politische Student. In: Der 
deutsche Student 1 (1933). S. 3-8.
Baum: Rückblick | Baum, Marie: Rückblick 
auf mein Leben. Heidelberg 1950.
Begriffe »Dolmetscher« u. »Übersetzer« | 
Werden die Begriffe »Dolmetscher« und 
»Übersetzer« geschützt? In: Mitteilungen 
des Dolmetscher-Instituts der Universität 
Heidelberg 2 (1936)/Januar. S. 22.
Bergstraesser: Deutsches Nationalbewußtsein | 
Bergstraesser, Arnold: Geistige Grundlagen des 
deutschen Nationalbewußtseins in der gegen-
wärtigen Krise. Ansprache an die ausreisenden 
deutschen Austauschstudenten. Stuttgart 1932.
Bergstraesser: Economic Policy | Bergstraesser, 
Arnold: The Economic Policy of the German 
Government [10.10.1933]. In: Internatio-
nal Affairs 13 (1934)/Jan. S. 26-46.
Bergstraesser: Erinnerung | Bergstraesser, 
Arnold: Erinnerung des deutschen Krieges. 
In: Europäische Revue 5 (1923). S. 145-150.
Bergstraesser: Macht u. Idee | Bergstraes-
ser, Arnold: Macht und Idee in Genf. In: 
Europäische Revue 4 (1928). S. 523-526.
Bergstraesser: Nation u. Wirtschaft | Bergstraesser, 
Arnold: Nation und Wirtschaft. Hamburg 1933.
Bergstraesser: Pandora | Bergstraesser, 
Arnold: Mensch und Staat im Wirken Goethes 
– Pandora. In: Corona 6 (1936). S. 99-123.
Bergstraesser: Sinn u. Grenzen | Bergstraesser, 
Arnold: Sinn und Grenzen der Verständigung 
zwischen Nationen (Wissenschaftliche Ab-
handlungen und Reden zur Philosophie, Politik 
und Geistesgeschichte 9). München 1930.
Bergstraesser: Vaterland | Bergstraesser, Arnold: 
Das Vaterland in der Dichtung Hölderlins. In: Vom 
Schicksal des deutschen Geistes 1 (1934). S. 87-99.
Bergstraesser: Volkskunde und Soziologie | 
Bergstraesser, Arnold: Volkskunde und Sozio-
logie. In: Geistige Arbeit 1 (1934)/11. S. 3-5.
Bericht 1928/29 | Institut für Zeitungs-
wesen an der Universität Heidelberg 
(Hrsg.): Bericht über die Lehrtätigkeit und 
Aufbau der Sammlungen im Winterseme-
ster 1928/29. Heidelberg o. Jahr [1929].
Bericht 1929 u. 1929/30 | Institut für Zeitungs-
wesen an der Universität Heidelberg (Hrsg.): 
Bericht über die Lehrtätigkeit und Aufbau der 
Sammlungen im Sommersemster 1929 und Win-
tersemester 1929/30. Heidelberg o. Jahr [1930].
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Bericht 1931 | Institut für Zeitungswesen an der 
Universität Heidelberg (Hrsg.): Das Institut für Zei-
tungswesen an der Universität Heidelberg [Som-
mersemester 1931]. Heidelberg o. Jahr [1931].
Bericht 1933 | Institut für Zeitungswesen an 
der Universität Heidelberg (Hrsg.): Sommer-
semester 1933, Lehrplan des Instituts für 
Zeitungswesen, Bericht über den Ausbau 
des Lehrplans und die Institutstätigkeit 
im Jahre 1932-33. Heidelberg 1933.
Bertrand: Wortschatz | Bertrand, Raymond: Wort-
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Thoms: Menschenführung | Thoms, Walter: 
Menschenführung im Betriebe. In: Nicklisch, 
Heinrich (Hrsg.): Handwörterbuch der 
Betriebswirtschaftslehre. Band 2, Gründung – 
Zwischenprüfung. Stuttgart 1939. Sp. 962-969.
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schaftslehre | Thoms, Walter: Nationalsozia-
listische Betriebswirtschaftslehre. In: Der 
praktische Betriebswirt 18 (1938)/1. S. 10-24.
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on. In: Nicklisch, Heinrich (Hrsg.): Handwörterbuch 
der Betriebswirtschaftslehre. Band 2, Gründung – 
Zwischenprüfung. Stuttgart 21939. Sp. 1094-1113.
Thoms: Partei u. Wirtschaft | Thoms, Walter: Partei 
und Wirtschaft. In: Nicklisch, Heinrich (Hrsg.): 
Handwörterbuch der Betriebswirtschaftslehre, 
Band 2, Gründung – Zwischenprüfung. Stutt-
gart 21938. Sp. 1138-1140 [Text im Anhang S. 679].
Thoms: Rentabilität u. Leistung | Thoms, Walter: 
Rentabilität und Leistung. Die Notwendigkeit 
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des Betriebes, Entthronung der kapitali-
stischen Rentabilität. Stuttgart 21944.
Thoms: Rentabilität | Thoms, Walter: Ren-
tabilität. Begriff, Schlagwort oder Waffe 
der Reaktion? (1937). In: Thoms, Walter: 
Wirtschaft und Betrieb. Vorträge und Beiträge 
zur Neuordnung der deutschen Volks- und 
Betriebswirtschaft. Leipzig 1943. S. 189-203.
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zur Neuordnung der deutschen Volks- und 
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Thoms: Wirtschaft und Betrieb | Thoms, Walter 
(Hrsg.): Wirtschaft und Betrieb. Vorträge und 
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Thoms: Wirtschaftsdenken | Thoms, Walter: Natio-
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In: Nicklisch, Heinrich (Hrsg.): Handwörterbuch 
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1933-1944 und Vorlesungsverzeichnisse 
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ges Dolmetschen (Teil 2). In: Mitteilungen 
des Dolmetscher-Instituts der Universität 
Heidelberg 2 (1936)/Januar. S. 1-3.
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Weber-Gesamtausgabe 7). Marburg 1999. S. 670.
Weber: Student u. Politik | Weber, Alfred: 
Student und Politik [1947]. In: Ders.: Politik 
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Weber: Versagt? | Weber, Alfred: Haben wir 
Deutschen nach 1945 versagt? Politische Schrif-
ten, ein Lesebuch, ausgewählt und eingeleitet 
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Werder: Bermerkungen | Werder, H.: 
Bemerkungen zur neuen Gestaltung des 
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H.: Das neue kaufmännische Studium. In: Der 
Praktische Betriebswirt 15 (1935). S. 599-605.
Wieland: Militärischer Dolmetscher | Wie-
land, O. P.: Der militärische Dolmetscher. In: 
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forschung und Raumordnung 6 (1942)/2/3. S. 35-41.
Zintgraff: Hochschule | Zintgraff, Alfred: 
Hochschule und Ausland. In: Süddeutsche 
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